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Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
und die Regelung des Baumeistertitels. 


Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure hat 
an den Bundesrat folgende Eingabe gerichtet 
und Abschrift an den Minister der Öffentlichen 
Arbeiten sowie an Rektor und Senat sämtlicher 
Technischen Hochschuien gesandt: 


Gemäß $ 133 Absatz II der Gewerbeordnung 
wird die Befugnis zur Führung des Meister- 
titels in Verbindung mit einer anderen Bezeich- 
nung, die auf eine Tätigkeit im Baugewerbe hin- 
weist, insbesondere des Titels „Baumeister‘ durch 
den Bundesrat geregelt. Zugleich ist gesetzlich 
bestimmt, daß ein solcher Titel nur dann ge- 
führt werden darf, wenn die Landesregierung 
über die Befugnis zu seiner Führung Vorschriften 
erlassen hat, und nur von denjenigen Personen, 
welche diesen Vorschriften entsprechen. 

Der Gedanke, der diesem Paragraphen zu- 
grunde liegt, ist der, den Mißbrauch des Meister- 
titels zu verhindern; es soll insbesondere ver- 
hindert werden, daß Personen, die im Zimmer- 
meisterexamen oder Maurermeisterexamen nicht 
erfolgreich waren, oder die dieses Examen ab- 
sichtiich nicht ablegen wollten, sich einfach Bau- 
meister nannten und auf diese Weise in der Lage 
waren, mit den geprüften Meistern des Bau- 
ocwerbes in unlautere Konkurrenz zu treten. Die 
gesetzgebenden Körperschaften des Reiches 
haben diesen Mißstand nun dadurch beseitigt, 
daß sie alle Meistertitel, die auf eine Tätigkeit 
in Baugewerbe hinweisen, verboten haben; 
insbesondere haben sie den Titel Baumcister 
verboten. Unserer Auffassung nach ist die hier 
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getroffene Lösung der Frage seitens der ge- 
setzgebenden Körperschaften cine vorzügliche, 
denn es wird darin allen berechtigten Interessen 
Rechnung getragen; für die Handwerksmeister 
ist die unlautere Konkurrenz beseitigt, und es 
wird auch dem seitens der Regierungsbaumcister 
vielfach geäußerten Wunsch, daß Bauspekulanten 
und sonstige ungelernte Personen den Titel Bau- 
meister nicht führen sollten, entsprochen. Der 
Titel Baumeister wird fortab nur mit Zusätzen, 
wie Gemeindebaumeister, Stadtbaumeister etc. 
als Amtsbezeichnung gemäß den hierfür be- 


‚stehenden Grundsätzen geführt. 


Unter diesen Umständen glauben wir bean- 
tragen zu dürfen, der Bundesrat möge von den 
ihm gemäß § 133 Absatz II der Gewerbeord- 
nung zustehenden Befugnissen keinen Gebrauch 
machen, zumal die deutschen Landesregierungen, 
mit Ausnahme Sachsens, bisher Vorschriften nicht 
erlassen haben und es keine Schwierigkeiten 


bieten dürfte, die Kgl. Sächsische Landesregierung 


zu bewegen, 
aufzuheben. 

Neben dem  Unmstande, daß nach dem 
geltenden Rechtszustand der Titel Baumeister 
im Baugewerbe verboten ist, spricht für unsere 
Stellungnahme die Tatsache, daß der Mangel 
eines gesetzlich sanktionierten Baumeistersian- 
des im Baugewerbe, wenigstens uns gegenüber 
bisher zu Klagen nicht geführt hat; Klagen er- 
eaben sich nicht daraus, daß ein gesetzlich sank- 
tionierter Baumeisterstand im Baugewerbe nicht 


ihre diesbezüglichen Vorschriften 
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existierte, sondern daraus, daß gewisse Elemente 
den Meistertitel eines nicht existierenden Standes 
annahmen und sich damit bestimmter Pflichten 
und Lasten den geprüften Meistern gegenüber 
entledigten. Diese Mißstände sind durch das 
Verbot des Baumeistertitels beseitigt. 

Sollten indessen gewichtige Momente be- 
stehen, die es dem Bundesrat geboten erscheinen 
lassen, einen gesetzlich sanktionierten Bau- 
meisterstand im Baugewerbe zu schaffen, so 
bitten wir, bei der Regelung folgende Gesichts- 
punkte gencigtest zu berücksichtigen: 

Der Ablegung der Staatsprüfung im Baufache 
(Regierungsbaumeister-Prüfung) kommt in der 
Privatpraxis nicht die Bedeutung zu, die ihr 
von mancher Seite aus naheliegenden Gründen 
bisweilen zugesprochen wird. Es ist insbeson- 
dere nicht angängig, Analogien zu ziehen zwischen 
der juristischen Vorbereitung und der Weiter- 
entwicklung des jungen Technikers im Anschluß 
an die akademische Ausbildung. Die Verhältnisse 
sind hier und dort wesentlich verschieden, und 
diese Verschiedenheit wurzelt in der Eigenart 
des Berufes. Von einer „Homogenität der ma- 
teria juridica“, die sich ausdrückt in einem ein- 
heitlich geregelten Verfahren und in einheit!ich 
geregeltem Instanzenzug, ist im freien techni- 
schen Beruf keine Rede und kann keine Rede 
sein. Bei der natürlichen Differenzierung der 
Technik gehen die Wege der jungen Techniker 
nach Abschluß des akademischen Studiums der- 
art auseinander, daß von gemeinsamen Merk- 
malen in fachlicher Beziehung der Hauptsache 
nach nur die wissenschaftlichen Grundlagen, die 
aber durch die Diplom-Hauptprüfung nachge- 
wiesen sind, verbleiben. Durch diese Prüfung 
hat der Bewerber laut Ausweis der Programme 
unserer Technischen Hochschulen den Nachweis 
erbracht, „daß er durch sein akademisches Studium 
die Ausbildung erworben hat, welche eine aus- 
reichende Grundlage für die selbständige, von 
künstlerischem und wissenschaftlichem Gesichts- 
punkte geleitete fachliche Tätigkeit gewährt“. Es 
wäre deshalb die Einführung einer Prüfung nach 
der Diplom-Hauptprüfung nicht nur ohne jeden 
Nutzen, sondern schädlich, denn sie würde die 
freie Entfaltung des jungen Technikers unter- 
binden. Heute sind alle Fachleute der techni- 
schen Wissenschaft und Praxis, deren Namen 
einen einigermaßen guten Klang besitzt, der über- 
cinstimmenden Auffassung, daß die beste Ausbil- 
dung für den jungen akademischen Techniker 
die unmittelbare Eintührung in verantwortungs- 
volle Berufstätigkeit darstellt. Hier legt der 
junge Techniker tagtaglich sein Examen ab, 
will er sich im freien Wettbewerbe behaupten. 
Die höchste Leistungsfahivkeit wird aber nicht 
erreicht, wenn nach der Diplom-Hauptprüfung 
noch eine weitere Prüfung eingerichtet wird, 
denn wenn eine solche besteht, wird jeder streb- 


same junge Techniker sich aus moralischen Grün- 
den oder sonstigen Rücksichten verpflichtet 
schen, ein derartiges Examen abzulegen. Auf 
diese Weise werden seine auf der Hochschule 
erworbenen Kenntnisse zum großen Teil dadurch 
iliusorisch, daß er gerade im besten und ent- 
wicklungsfähigsten Alter durch die stetire Rück- 
sicht auf das bevorstehende weitere Examen von 
der eigentlichen Berufstätigkeit abgelenkt und 
in sciner Entwicklung gehemmt wird. Besteht ein 
solches Examen nicht, so wird der junge Techniker 
die Gelegenheit wahrnehmen und finden, sich 
in denjenigen Fächern der Technik zu vervoll- 
kommnen, in denen er kraft seiner individueilen 
Veranlagung zu besonderen Leistungen befähigt 
erscheint; er kann sich, frei von Rücksichten 
auf das Examensgespenst, gerade noch im ge- 
eigneten Alter der gewählten Tätigkeit voll und 
ganz hingeben und das Schaffen und Ringen im 
freien Wirtschafts- und Berufsleben an sich 
selbst erfahren; er kann sich im Ausland um- 
sehen und sich dort an anderen Arbeitsmethoden 
und technischen Errungenschaften und unter an- 
ders gearteten wirtschaftlichen Verhältnisser 
weiterbilden. Auf diese Weise alleın kann die 
vorzügliche Durchbildung, die der junge Tech- 
niker auf der Technischen Hochschule erlangt 
hat, zur vollen praktischen Verwertung gelangen; 
nur auf diese Weise können sich jene Persön- 
lichkeiten entwickeln, die die deutsche Technik 
und Industrie in ihrer Konkurrenz mit dem Aus- 
lande auf der vollen Höhe zu halten vermögen 
und die unsere Nation in fortschreitend zu- 
nehmendem Maße unbedinet braucht. 


Eine autoritative Stütze findet diese Auf- 
fassung, die, wie wir wiederholen, Gemeingut 
aller maßgebenden Fachleute ist, auch außerhalb 
der Fachwelt. Es sei insbesondere verwiesen 
auf die bedeutsamen Ausführungen weiland 
Sr. Exzellenz des Herrn Staatsminister Budde 
in der 35. Sitzung des Hauses der Abgeordneten 
vom 3. März 1903, in welcher der Herr Minister 
der öffentlichen Arbeiten die folgenden klassi- 
schen Worte sprach: 

„Durch eine Vereinbarung zwischen dem 
Herrn Kultusminister und mir ist eine Dip’!om- 
prüfung erreicht, die bei der Hochschule abge- 
legt wird, und die nicht die alte Diplompriifung, 
auch nicht die alte Bauführerprüfung ist; gegen- 
über dieser hat sie noch ein neues Moment, 
nämlich eine praktische Arbeit hinzugefuet. Die 
Diplomprüfune setzt nun in Zukunft denjenigen, 
der sie bestanden hat, in die Lage, mit seinen 
Kenntnissen, die er auch gleichzeitig an einer 
praktischen Arbeit betätigt hat, in das Leben 
zu treten und seinem Berufe nachzugehen. Wir 
hoffen nun, daß diese Diplomprüfung immer 
mehr im Lande die Anerkennung finden wird, 
die hineingelegt werden sollte, und daß es auf 
die Dauer nicht notwendig sein wird, sich als 
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tuchtigen Mann lediglich dadurch vorzustellen, 
dad man den streng vorgeschriebenen, vielleicht 
mit Rücksicht auf die Regierungslaufbahn etwas 
schematischen Weg beschreiten muß. Es ist ganz 
natürlich, daß die Staatsregierung für ihre Be- 
amten ein bestimmtes Schema der Vorbildung 
vorschreiben muß. 


Dieses Schema ist zeitraubend und kostet 
dem Betreffenden viel Geld; es erfordert mehr 
Zeit, als die Betrefienden brauchen würden, 


wenn sie lediglich mit der zukünftigen Diplom- 
prutung ins Leben eintreten und sich im prak- 
tischen Leben ihren Beruf suchen. Die König- 
liche Staatsregierung glaubte daher, durch diese 
Neuordnung der Diplomprüfung, darüber hinaus- 
£chend auch der Doktor-Ingenieur-Prüfung, den 
Technikern einen großen Dienst erwiesen zu 
haben. Denn sie wurden befreit von dem 
Schema; sie brauchten nicht die facultas des 
Staatsbeamten auf dem vorgeschriebenen Wege 
zu erwerben; sie konnten ins Leben treten und 


soliten dort ohne die staatliche Prüfung ihre 
Anerkennung finden können. Tatsächlich ge- 


schieht das auch vielfach. Ich könnte eine ganze 
Menge von Fällen vorbringen, wo junge Leute 
gesagt haben: wir wollten nicht den schemati- 
schen Weg durch die Staatslaufbahn gehen, son- 
dern uns auf einen ganz speziellen Beruf vor- 
bereiten, haben uns freigemacht und sind ohne 
die staatliche Prüfung tüchtige Männer geworden, 
die im Leben und in der Technik eine große 
Rolle spielen. 

Das ist in der Technik um so notwendiger, 
als die Technik in die verschiedensten Zweige 
zerfällt. Es ist doch nicht möglich, daß z. B. 
cin Maschinen-Ingenieur, der lediglich durch die 
Staatseisenbahnwerkstätten hindurch geht, wenn 
er in die Privatindustrie eintreten will, selbst wenn 
er früher das Bauführer-Examen gemacht hat oder 
später das Regierungsbaumeister-Examen, in der 
elaktrischen Branche gleich brauchbar wäre; da 
muß er von vorn anfangen. Bleibt er bei seinem 
Diplom-Examen, so kann er sofort in eine be- 


stimmte Branche gehen und dort Tüchtiges 
leisten, ohne daß er erst zum Regierungsbau- 
meister ernannt worden wäre Wir glaubten 


also, den Technikern einen Dienst zu erweisen, 
namentlich aber auch der Technik selbst. Denn 
dadurch, daß man namentlich bei der Staats- 
eisenbahn-Verwaltung alle Techniker in ein ge- 
wisses Schema hineinzwängt, wird natürlich die 
Individualität des Einzelnen beeinträchtigt, und 
das ist für die Entwicklung der Technik durch- 
aus nicht gut.“ 

In völliger Uebercinstimmung mit dieser Auf- 
fassung hat sich ganz neuerdings der „Deutsche 


Ausschuß für Technisches Schulwesen“, dem die 
hervorragendsten Vertreter der deutschen tech- 
nischen Wissenschaft und Praxis angehören, cin- 
mütig und kategorisch auf seiner V. Gesamt- 
sitzung vom 6. und 7. Dezember ds. Js. gegen 
die Einführung jeder weiteren Prüfung nach der 
Diplom-Hauptprüfung ausgesprochen, nachdem er 
bereits im Protokoll der Sitzung seines Arbeits- 
ausschusses für die praktische Ausbildung der 
künftigen Hochschul-Ingenieure vom 11. Mai 1912 
bezüglich der Frage der Fortbildung nach dem 
Studium folgendes festgelegt hatte: 


„Die Frage der Ausbildung nach dem Stu- 
dium wurde in der Besprechung ebenfalls mehr- 
fach berührt. Es wurde ausgeführt, dab es viel- 
leicht wünschenswert sein könne, den jungen 
Dipl.-Ing. nach dem Studium noch cine 
weitere systematische Ausbildung zu geben, deim- 
gegenüber müsse aber darauf hingewiesen wer- 
den, daß damit wieder eine Verlängerung der- 
jenigen Zeit eintrete, während der der junge 
Mann mehr oder minder unselbstandig und ohne 
weitergehende Verantwortlichkeit handle Die 
Zeit sei jetzt schon lang, und man müsse alles 
vermeiden, was dazu beitragen könne, den Zeit- 
punkt, wo der junge Mann auf sich selbst ge- 
stellt sei, noch hinauszuschieben. Während eine 
solche Ausbildung im Staatsdienst wohl möglich 
sei, würde sie in der Industrie erheblichen prak- 
tischen Schwierigkeiten begegnen und anders als 
in Ausnahmefällen kaum durchzuführen sein. 
Auch lage die Gefahr - nahe, daß der junge 
Dipl.-Ing., der mit geringem Gehalt in die 
Betriebe und Bureaus eintrete, und infolge- 
dessen noch als halber Lehrling angesehen würde, 
damit nicht Zufrieden sein, vielleicht sogar den 
Eindruck gewinnen würde, die Industrie wolle 
auf diese Weise billige Arbeitskräfte gewinnen.“ 

Auf Grund des Vorstehenden glauben wir den 
Nachweis geführt zu haben, daß die Einrichtung 
eines weiteren Examens nach der Diplom-Haupt- 
prüfung von allen Seiten sowohl aus Gründen, 
die in der Eigenart des technischen Faches liegen, 
als auch aus sozialen und volkswirtschaftlichen 
Gründen, einmütig verworfen wird. Sollte da- 
her der Bundesrat sich dazu entschließen, cinen 
gesetzlich sanktionierten Baumeisterstand für das 
Baugewerbe zu schaften, so bitten wir die vor- 
stehend dargelegten Gesichtspunkte gütigst zu be- 
rücksichtigen und die Frage dahingehend zu regeln, 
daß Personen, die die Diplom-Hauptprutung an 
einer deutschen Technischen Hochschule abze- 
legt haben, ohne jede weitere Prüfung bzw. auf 
Grund einer Bewährung in mehrjähriger Tätig- 
keit in der Privatpraxis zur Führung des Titels 
Baumeister befugt sein sollen. 
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Die Rechtsstellung des Diplom-Ingenieurs 


nach dem Handelsgesetzbuch. 
Von Dipl.-Jng. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. 


Das Wirtschaftsleben, wie es dem Techniker 
gewöhnlich entgegentritt, findet seine rechtliche 
Regelung, wenn von den Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches abgesehen wird, vor- 
nehmlich durch zwei Gesetzeswerke: die „Ge- 
werbeordnung für das Deutsche Reich‘ und 
durch das „Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 
1897“. Gemäß der Gewerbeordnung wird unter 
„Gewerbe“ jede objektiv erlaubte, mit Fort- 
setzungsabsicht zum Erwerbe betriebene Tätig- 
keit verstanden. Nicht zum Gewerbe gehört die 
gesamte Land- und Forstwirtschaft, einschließ- 
lich Jagd, Fischerei, Gartenbau, Weinbau und 
Viehzucht. Nicht zum Gewerbe gehört gemäß 
der Gewerbeordnung ferner die wissen- 
schaftliche und künstlerische Tätig- 
keit. Daraus folgt, daß beispielsweise ein selb- 
ständiger Diplom-Ingenieur in Ausübung seiner 
fachberuflichen Tätigkeit nicht „Gewerbetreiben- 
der“ sein kann, und daß er unter derselben 
Voraussetzung auch nicht „Gewerbegehilfe‘ 
wird, wenn er bei einem gewerblichen Unter- 
nehmen beschäftigt ist; seine Rechtsverhältnisse 
regeln sich nach den Bestimmungen des Bürger- 
lichen Gesetzbuches *). 

Das Handelsgesetzbuch ?) regelt die Rechts- 
verhältnisse der kaufmännisch betrie- 
benen Gewerbe. Wenn auch das Handels- 
gesetzbuch den Begriff des Gewerbes nicht der 
Gewerbeordnung entlehnt, sondern eine Ent- 
wicklung aus sich selbst heraus verlangt, so 
sind die Merkmale dieses Begriffes hier und dort 
doch im wesentlichen dieselben. „Gewerbe“ im 
Sinne des Handelsgesetzbuches oder ein „ge- 


1) Vergl. d. Verfassers Abhandlung „Die Diplom-Ingenicure und 
der Begriff „Techniker“ nach der Gewerbeordnung“ Heft 22, Jahr- 
gang 1910 der Zeitschr. d. Verb. Deutscher Diplom-Ingenieure. 


2) Für die vorliegende Abhandlung wurden an Literatur be- 
nutzt: Staubs Kommentar zum Handelsgesetzbuch, neunte Aufl., 
bearbeitet von Heinrich Könige, Albert Pinner und Dr. Felix 
Bondi, Berlin 1912. Das Deutsche Handelsrecht von Dr. Karl 
Gareis, achte Aufl., Berlin 1909. Das Handelsgesetzbuch vom 
10. Mai 1897 von F. Litthauer, zehnte Aufl., Berlin 1899 Lehr- 
buch des Handelsrechts von Konrad Cosack, siebente Auflage, 
Stuttgart 1910. Das Handelsgesetzbuch von Dr. Aıthur Brand, 
Berlin 191}. Das Handelsgesetzbuch von Samuel Goldmann, 
erster Band, Berlin 1901. Lehrbuch des Handelsrechts von Dr. Karl 
Lehmann, zweite Aufl., Leipzig 1912, Handelsgesetzbuch mit 
Kommentar von F. Makower, erster Band, Berlin 1006. Das 
Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897 auf der Grundlage des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs erläutert von Dr. A. Düringer, 
Dr. M Hachenburg unter Mitwirkung von K. Geiler, 
Dr. V. Hoeniger, zweite Auflage, erster Band, Mannheim 190s. 
Das Handelsgesetzbuch von K. Lehmann und V. Ring, Kom- 
mentar zu den Nebengesetzen des BGB., herausgegeben von 
Kossert, Engelmann, Forster, Lehmann, Oberneck, Predari, Ring, 
Schultze-Görlitz und Wolf, Berlin 1599. Das Handelsvesetzbuch, 
erläutert von Dr. Carl Ritter, Berlin 1910. 


werbliches Unternehmen“ im Sinne dieses Ge- 
setzbuches betreibt derjenige, welcher eine auf 
dauernden Erwerb gerichtete, als solche nach 
außen hervortretende Tätigkeit selbständig ent- 
faltet, welche nicht in Ausübung einer Kunst 
oder einer Wissenschaft besteht). Es ergeben 
sich somit die Merkmale: Betrieb mit der Ab- 
sicht, Gewinn zu erzielen, Absicht, das Ge- 
werbe dauernd zu betreiben, also zu einer 
ständigen Einnahmequelle zu machen, und end- 
lich der Ausschluß jeder wissen- 
schaftlichen oder künstlerischen 
Tätigkeit. Daß wissenschaftliche oder 
künstlerische Tätigkeit — auch im Dienste wirt- 
schaftlicher Interessen ausgeübt — nicht unter 
den Gewerbebegriff im Sinne des Handelsgesetz- 
buchs fallen, darüber sind sich alle Kommen- 
tatoren einig. 


Brand schreibt: „nicht zu den Gewerbe- 
treibenden gehören: der Beamte, der Geistliche, 
der Rechtsanwalt, der Patentanwalt, der Arzt, 
der Zahnarzt, der Künstler etc.“ — — 


Ferner: 


„Ausnahmsweise können aber die genannten 
Personen als Gewerbetreibende angesehen wer- 
den: z. B. der Arzt, wenn er sich nicht auf 
die Ausübung seines ärztlichen Berufes be- 
schränkt, sondern eine Heil-. oder Erholungs- 
anstalt errichtet, in der nicht bloß ärztliche 
Behandlung, sondern auch Wohnung und Ver- 
köstigung verabreicht wird; denn aus solchen 
Anstalten will er Gewinn erzielen und übt zu 
diesem Zwecke neben seinem ärztlichen Beruf 
gleichzeitig die Tätigkeit cines Gastwirts aus. 
Dasselbe gilt für den Lehrer, der Anstalten 
gründet, in denen die Schüler nicht nur Unter- 
richt, sondern auch Unterkunft und Verpflegung 
erhalten. Werden aber solche Heil-, Erholungs- 
oder Unterrichtsanstalten nur zur eigenen Fort- 
bildung des Unternehmers oder nur zu Lehr- 
zwecken oder für wissenschaftliche Untersuchun- 
gen oder auch zur Ermöglicnung oder Förde- 
rung der, wenn auch mit Gewinn verbundenen, 
Ausübung der ärztlichen oder erzieherischen Be- 
rufstatigkeit unterhalten, so haben sie keinen 
gewerblichen Charakter 4). 

Staub schreibt: „wo die Tätigkeit in das 
Bereich der Kunst und Wissenschaft gehört, da 
kann man das Unternehmen nicht mehr ein ge- 
werbliches Unternehmen nennen. Deshalb ge- 
hören der Rechtsanwalt, Bildhauer, Maler, Kom- 


3) Vergl. Düringer-Hachenburg, Seite 103. 
4) Vergl. Brand, Seite 4. 
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ponist, Schriftsteller, Lehrer, der öffentliche Be- 
amte, der Notar, auch der Patentanwalt nicht zu 
den Gewerbetreibenden in diesem Sinne. Selbst 
wenn sie Erwerbszwecke verfolgen, so sind 
diese doch nicht das ihre Tätigkeit beherr- 
schende Streben, wenigstens sollen sie es nicht 
sein; der Sprachgebrauch spricht vom „Beruf“, 
nicht vom Gewerbe. Ihre Geschäfte sind keine 
Handelsgeschäfte 5).“ 


Makower schreibt: 


„Gegenstand des Betriebes darf nicht sein 
die Ausübung eines rein wissenschaftlichen oder 
rein künstlerischen Berufs, eines staatlichen, ge- 
meindlichen oder kirchlichen Amtes. In diesen 
Beschäftigungszweigen überwiegt der Umsatz 
von Gedanken oder körperlichen Fertigkeiten 
des Unternehmers. Auch in diesen Berufen geht 
zwar in den meisten Einzelfällen die Absicht 
ausschließlich oder überwiegend auf Gewinn- 
erzielung; indessen ist nach den herrschenden 
Anschauungen dieser Zweck doch kein so not- 
wendig mit jenen Tätigkeiten verknüpfter und 
kein für die nähere Art der Ausübung so aus- 
schlaggebender wie in anderen, insbesondere 
den kaufmännischen Betrieben. Kein Gewerbe 
im Sinne des HGB. ist hiernach z. B. der Be- 
trieb des Rechtsanwaltes, des Patentanwaltes, 
des Arztes 6).‘“ 


In ähnlicher Weise äußern sich alle übrigen 
maßgebenden Kommentatoren. 


In Uebereinstimmung hiermit sind denn auch 
wissenschaftliche und künstlerische Berufe in 
dem § 1 des Handelsgesetzbuches, der die 
Arten von Geschäften, die als Handels- 
gewerbe zu betrachten sind, anführt, nicht 
genannt ?); es können solche berufliche Betriebe 


5) Vergl. Staub, Seite 27. 
6) Vergl. Makower, Seite 4. 


7) 8 1 des Handelsgesetzbuches lautet: 

Kaufmann im Sinne dieses Gesetzbuchs ist, wer ‚ein Handels- 

gewerbe betreibt. 

Als Handelsgewerbe gilt jeder Gewerbebetrieb, der eine der nach- 

stehend bezeichneten Arten von Geschäften zum Gegenstande hat 

1. die Anschaffung und Weiterveräußerung von beweglichen 
Sachen (Waren) oder Wertpapieren, ohne Unterschied, ob 
die Waren unverändert oder nach einer Bearbeitung oder 
Verarbeitung weiter veräußert werden; 

2. die Uebernahme der Bearbeitung oder Verarbeitung von 
Waren für Andere, sofern der Betrieb über den Umfang 
des Handwerks hinausgeht; 

3. die Uebernahme von Versicherungen gegen Prämie; 

. die Bankier- und Geldwechslergeschäfte ; 

5. die Uebernahme der Beförderung von Gütern oder Reisenden 
zur See, die Geschäfte der Frachtführer oder der zur Be- 
förderung von Personen zu Lande oder auf Binnengewässern 
bestimmten Anstalten sowie die Geschäfte der Schlepp- 
schiffahrtsunternehnier ; 

6. die Geschäfte der Kommissionäre, der Spediteure oder der 
Lagerhalter ; 

7. die Geschäfte der Handlungsagenten oder der Handels- 
mäkler; 

8 die Verlagsgeschäfte sowie die sonstigen Geschäfte des Buch- 
und Kunsthandels; 


PN 


aber auch niemals gezwungen werden, sich in 
‚das Handelsregister eintragen zu lassen, sofern 


‘gemäß § 2 des Handelsgesetzbuches Art und 


Umfang des beruflichen Betriebes es erfordern 
sollten, einen in kaufmännischer Weise einge- 
richteten Geschäftsbetrieb zu führen. 
Die Frage: | 
Der Diplom-Ingenieur und der Begriff 
„Kaufmann“ 

im Sinne des Gesetzes beantwortet sich nun 
ohne weiteres. Da nach § 1 des HGB. ,,Kauf- 
mann‘ immer nur der ist, der eim Handels- 
gewerbe betreibt, oder der ein gewerb- 
liches Unternehmen betreibt, das nach Art — 
und Umfang einen in kaufmännischer Weise ein- 
gerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, und die 
Firma dieses Geschäftsbetriebes hat eintragen 
lassen, so kann ein wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Berufstreibender niemals Kauf- 
mann im Sinne des HGB sein; sein beruflicher 
Betrieb wird weder erfaßt durch die neun 
Arten der reinen Grundhandelsgeschäfte (abso- 
luten Handelsbetriebe), noch gehört er zu den 
eintragbaren Betrieben (relativen Handelsbe- 
triebe), weil auch bei dem letzteren die Vor- 


aussetzung besteht, daß ein „gewerbliches“ 
Unternehmen vorliegt. 
Nun aber handelt es sich bei einem 


selbständigen Diplom-Ingenieur, der seine fach- 
berufliche Tätigkeit ausübt, um eine wissen- 
schaftlich vorgebildete Person, die auf Grund 
der Staatsprüfung und in Abgrenzung gemäß 
den Fachabteilungen der Technischen Hoch- 
schulen Messungen, Prüfungen und Gutachten, 
Entwurfsarbeiten und Bauleitung, Betriebskon- 
trollen und Revisionen, unabhängig von Fabri- 
kations-, Handels- und Unternehmergeschäften 
in ‚wirtschaftlich selbständiger Tätigkeit vor- 
nimmt. Der Beruf des selbständigen Diplom- 
Ingenieurs umfaßt sonach eine jener Tätigkeiten, 
durch welche die Lehren und Grundsätze einer 
Wissenschaft auf die kongreten Fälle des prak- 
tischen Lebens zur Anwendung gebracht wer- 
den; eine solche Tätigkeit ist gewerberecht- 
lich eine ,,wissenschaftliche Tätigkeit‘, analog 
der des Arztes, Rechtsanwaltes und der Ange- 
hörigen der übrigen akademischen Berufs- 
stände ?*). Daraus folgt aber, daß für die selb- 


9. die Geschäfte der Druckereien, sofern ihr Betrieb über den 
Umfang des Handwerks hinausgeht. 

& 2 des Handelsgesetzbuches lautet: 

Ein gewerbliches Unternehmen, das nach Art und Umfang 
einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb er- 
fordert, gilt, auch wenn die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 nicht 
vorliegen, als Handelsgewerbe im Sinne dieses Gesetzbuchs, sofern 
die Firma des Unternehmers in das Handelsregister eingetragen 
worden ist. Der Unternehmer ist verpflichtet, die Eintragung nach 
den für die Eintragung kaufmännischer Firmen geltenden Vor- 
schriften herbeizuführen. 

7°) Vergl. Dr. Hermann Veit Simon: „Zur Gewerbesteuer- 
freiheit der Patentanwälte“ in Mitteilungen vom Verband deutscher 
Patentanwälte, Jahrg. 1903, Nr. 8. 
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ständigen Diplom-Ingenieure nicht allein die Be- 
stimmungen der Gewerbeordnung über die ge- 
werbliche Anzeigepflicht $ 14, über die Innungen 
§ 81 ff., über die Sonntagsruhe $ 105c und über 
die Lohnzahlung $ 119a ohne Bedeutung sind, 
sondern es folgt auch, daß selbständige Diplom- 
Ingenieure in Ausübung ihres Fachberufes nie- 
mals „Kaufleute“ im Sinne des Handelsgesetz- 
buches sein können, d. h. sie können die ge- 
schäftliche Seite ihres Bureaus noch so umfang- 
reich entwickeln und können nicht gezwungen 
werden, sich gemäß $ 2 des HGB. in das Han- 
delsregister eintragen zu lassen. Anderseits darf 
ein selbständiger Diplom-Ingenieur den bei ihm 
angestellten Diplom-Ingenieuren keine Kon- 
kurrenzklausel auferlegen, denn eine solche 
Handlungsweise wird bei den wissenschaftlichen 
Berufen von den Gerichten allgemein als gegen die 
guten Sitten verstoBend aufgefaßt®). Auch von 
der Anwendung des Gesetzes über den un- 
lauteren Wettbewerb kann bei den selbständigen 
Diplom-Ingenieuren keine Rede sein. 

Naturgemäß ist es nicht ausgeschlossen, daß 
der Diplom-Ingenieur neben seinem Beruf auch 
noch ein Handelsgewerbe ausübt, gleich dem 
Arzt, der mit oder neben der ärztlichen Berufs- 
tätigkeit eine auf Erwerb gerichtete Privat- 
krankenanstalt betreibt. Eine solche Betätigung 
des Diplom-Ingenieurs als Zwischenhändler oder 
Inhaber eines Handelsbetriebes ist nicht ausge- 
schlossen; wie bekannt, trifft dieser Fall sehr 
"häufig zu. Allein eine handelsgewerbliche Tätig- 
keit dieser Art ist von der eigentlichen beruf- 
licher Tätigkeit des Diplom-Ingenieurs zu unter- 
scheiden, und in dieser Beziehung ist der 
Diplom-Ingenieur, wenn er ein solches Geschäft 
gewerblich, d. h. nicht bloß im einzelnen Falle 
vorübergehend betreibt, ebenso „Kaufmann“, 
wie ein Arzt, der eine Privatkrankenanstalt be- 
treibt, oder der Beamte, der nebenbei Geschäfte 
führt; in dieser Beziehung kann der Diplom- 
Ingenieur in seiner Eigenschaft als Kaufmann 
und Großkaufmann ein Heer von Prokuristen 
und Handlungsgehilfen anstellen. Aber das 
schließt niemals aus, daß er in seiner Eigen- 
schaft als Diplom-Ingenieur und als solcher stets 
Berufstreibender und niemals Kaufmann ist, und 
daß er als solcher stets den Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches untersteht; in seinen 
sonstigen Eigenschaften mag er noch anderen 
Gesetzen — auch dem Handelsgesetzbuch — 
unterstellt sein. 

Von grundlegender und auch von eminent 
praktischer Bedeutung ist die Frage nach der 
Rechtsstellung des Diplom-Ingenieurs, wenn er 
nicht selbständig ist, sondern in einem handels- 
| 5) \ Vergl. Entscheidung des Reichsgerichts, Band 40, Seite 97; 
ferner Entscheidung des Ehrengerichts für Patentanwälte II. S. 107; 
vergl. auch Damme, Reichsgesetz betreffend die Patentanwälte, 


pag. 99; vergl. ferner Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen, 
Jahrg. 1907, Seite 206. 


gewerblichen Unternehmen im Dienstverhältnis 
steht. Es handelt sich hier um die Frage: 


Der Diplom-Ingenieur und der Begriff 
„Handlungsgehilfe‘‘. 

Die Handlungsgehilfen bilden eine Kategorie 
der „Gewerblichen Arbeiter“. Die Rechtsver- 
hältnisse der letzteren regeln sich bekanntlich 
nach Titel VII der Gewerbeordnung. In den 
„Schlußbestimmungen‘“ der Gewerbe- 
ordnung heißt es aber unter $ 154, Ziffer 2: 
Von den Bestimmungen im Titel VII finden 
keine Anwendung: „Die Bestimmungen der 
§§ 105, 106 bis 119b sowie vorbehaltlich des 
§ 139g Abs. 1 und der §§ 139h, 1391, 139m, 
die Bestimmungen der §§ 120a bis 139 aa auf 
Handlungsgehilfen und -lehrlinge.“ 

Daraus ergibt sich eine besondere Regelung 
der Rechtsverhältnisse derjenigen Gewerblichen 
Arbeiter, die in Handelsbetrieben tätig sind. 
Diese besondere Regelung ist im HGB. vorge- 
sehen. Aus dem HGB. § 59 ergibt sich, was 
unter einem Handlungsgehilfen verstanden wer- 
den soll. 

§ 59 lautet: „Wer in einem Handelsgewerbe 
zur Leistung kaufmännischer Dienste gegen Ent- 
geld angestellt ist (Handlungsgehilfe), hat, so- 
weit nicht besondere Vereinbarungen über die 
Art und den Umfang seiner Dienstleistungen 
oder über die ihm zukommende Vergütung ge- 
troffen sind, die dem Ortsgebrauch entsprechen- 
den Dienste zu leisten sowie die dem Orts- 
gebrauch entsprechende Vergütung zu bean- 
spruchen. In Ermangelung eines Ortsgebrauchs 
gelten die den Umständen nach angemessenen 
Leistungen als vereinbart.“ 


Es erfolgt daraus, daß Handlungsgenilfe 
immer nur der Gehilfe eines Kaufmannes 
sein kann. Die Gehilfen anderer Gewerbe- 


treibenden als von Kaufleuten sind auch dann 
keine Handlungsgehilfen, wenn ihre Dienste 
kaufmännischer Natur sind, z.B. die 
Buchhalter und Korrespondenten der Hand- 
werker ohne Kaufmannseigenschaft oder der 
Landwirte; auch Buchhalter von Rechtsanwälten, 
selbständigen Diplom-Ingenieuren, Aerzten etc. 
können nicht Handlungsgchilfe im Sinne des 
Gesetzes sein. Die Tätigkeit der Person, die 
„Handlungsgehilfe‘ sein soll, muß weiterhin eine 
kaufmännische sein. Was kaufmännisch 
alles bedeutet, ist aber im Gesetz nicht aus- 
drücklich gesagt, sondern wird der Verkehrssitte 
überlassen. Es sind dies im großen ganzen 
alle Tätigkeiten, die sich auf den Umsatz von 
Waren beziehen, einschließlich der Kontor- 
geschäfte, also etwa der Verkauf, der Einkauf, 
die Buchführung, die Korrespondenz, die Kassen- 
führung, das Reisen. Als Handlungsgehilfen sind 
hiernach anzusehen: der nicht selbständige 
Aquisiteur, die Bäckermamsell, der Buchhalter, 


Dipl.-Zng. Dr. Lang, Die Rechtsstellung des Diplom-Ingenieurs nach dem Handelsgesetzbuch 7 


der Einkäufer, der Expedient, der Konfektionär, 
der Laverist, die Konditoreimamsell, der Schau- 
fensterdekorateur, die Schlächtermamsell, der 
Maschinenschreiber, die Maschinenschreiberin, 
die Stenographen, der kaufmännische Kalkulator 
usw. | ' 


Zum Zwecke der Ermittlung der allge- 
meinen sozialen Struktur derjenigen Personen- 
schicht eines Handelsbetriebes, deren Ange- 
hörige rechtlich als Handlungsgehilfen zu be- 
trachten sind, seien die Ansichten einiger maß- 
gebender Kommentatoren hier wiedergegeben. 
Gareis schreibt: 


„Die Handlungsgehilfen im weitesten Sinne 
kann man nach der Art der zu leistenden 
Dienste unterscheiden in folgende Kategorien: 


1. Wissenschaftlich (akademisch) Gebildete, 
deren Dienste in einem nach eigenem wissen- 
schaftlichen Ermessen zu leistenden Arbeiten 
bestehen, so arbeiten Juristen, National- 
ökonomen als Direktoren, Syndici oder Kon- 
sulenten von Handelsgesellschaften, so 
forschen gelehrte Chemiker im Dienste von 
Farbenfabriken usw. 


2. Technische Gehilfen, deren Dienste zwar 
nicht jm freien wissenschaftlichen Forschen 
und Studieren, Begutachten und dergleichen 
bestehen, wohl aber doch eine gewisse tech- 
nische Vorbildung voraussetzen; es gehören 
hierher die Gehilfen der chemischen Tech- 
nik und der mechanischen Technik sowie 
die der chemisch-mechanischen Handwerke. 


3. Kaufmännische Gehilfen, deren Dienste 
merkantil-technischer Art sind und eine 
mehr oder weniger weitgehende kauf- 


männische Bildung voraussetzen, mag die- 
selbe nun vorherrschend in Warenkunde und 
der ihr entsprechenden Bedürfniskunde, 
Kundschaftskunde, oder mag sie in der 
Kenntnis der Buchführung und der Fähigkeit 
der Korrespondenz oder der Kasseführung 
oder dergleichen bestehen; wegen dieser 
notwendigen Vorbildung ist tatsächlich die 
Ausfüllung einer gewissen Lehrzeit erforder- 
lich, und so kommt es, daß in diese Kate- 
gorie nicht bloß die Angestellten, welche 
sich im Dienste eines Handelsgewerbes zur 
Leistung merkantiltechnischer Arbeiten 
(„kaufmännischer Dienste‘) gegen Entgeld 
verpflichten, sondern auch diejenigen ge- 
hören, welche kaufmännische Dienste erst 
lernen, Handlungslehrlinge, wie denn nicht 
bloß die Streitigkeiten aus dem Dienstver- 
hältnisse zwischen Kaufleuten und ihren 
Handlungsgehilfen, sondern auch die Strei- 
tigkeiten aus dem Lehrverhältnis zwischen 
ersteren und ihren Handlungslehrlingen ge- 
setzlich der Entscheidung der Kaufmanns- 
verichte unterliegen; 


4. Gesindedienste, welche ohne irgendwelche 
merkantile Vorbildung geleistet werden 
können und in rein mechanischen Arbeiten, 
wie die der Hausknechte, Kutscher, Aus- 
geher u. dergl. bestehen. 


Handelsrechtliche Normen eige- 
ner Art bestehen nur für die dritte 
der aufgezählten Kategorien, näm- 
lich von den Rechtsverhältnissen 
der Handlungsgehilfen und Hand- 
lungslcehrlinge?°).“ 

Weiterhin sagt Gareis: 

„Handlungsgehilfen iin weiteren Sinne sind 
alle diejenigen Personen, welche sich in einer 
merkantil-dienstlichen Stellung im Handels- 
gewerbe eines Prinzipals befinden: sie gehören 
im allgemeinen zu den gewerblichen Arbeitern 
im Sinne des Gewerberechts, dessen Vorschriften 
sie aber nur insoweit unterstellt sind, als sie 
nicht eine Sonderstellung nach Handelsrecht ein- 
nehmen !°).“ 


Weiter sagt Gareis: 

„Die Dienste des chemisch- oder mechanisch- 
technischen Personals, ferner die der soge- 
nannten Gewerbegehilfen sowie die des Gesindes 
sind keine kaufmännischen Dienste, die hierzu 
gehörenden Personen sind also keine Handlungs- 
gehilfen.‘‘“ — — ,,So sind die Dienste, welche 
Chemiker, Ingenieure oder Maschinentechniker 
in einem Handelsetablissement, in dem sie ange- 
stellt sind, zu leisten haben, so wenig wie die 
künstlerischen Arbeiten der in kunstgewerb- 
lichen Anstalten angestellten Maler, Zeichner 
und Bildhauer kaufmännisch; für den Dienstver- 
trag dieser Angestellten ist regelmäßig BGB. 
§§ 611—630 maßgebend !!).“ 


Staub unterscheidet vier Klassen von Ge- 
hilfen des Kaufmannes, nämlich die Hand- 
lungsgehilfen, de Gewerbegehilfen, 
die ebenso wie die Handlungsgehilfen „eine 
Unterart der gewerblichen Arbeiter bilden, so 
daß vor allem die Merkmale dieses Begriffes 
vorhanden sein müssen“, das Gesinde, und als 
vierte Klasse „die sonstigen Gehilfen 
des Kaufmannes‘, das sind alle diejenigen 
Personen, die zu keiner der vorgenannten drei 
Klassen gehören. Er unterscheidet dabei zwei 
Arten. a) Personen (zumeist wissenschaftlich 
vorgebildete), welche „höhere“, nach eigenem 
Ermessen ausgeübte Dienste leisten z. B. Ju- 
risten oder Nationalökonomen als Syndici oder 


?) Vergi. Gareis, Seite 92/93. 
10) Vergl. Gareis, Seite 99. 


11) Gareis stellt „die Dienste des chemisch- oder mechanisch- 
technischen Personals und „die der sog. Gewerbegehilfen* „sowie 
die des Gesindes* ausdrücklich einander gegenüber; nur die „sog. 
Gewerbegehilfen* unterstehen nach Gareis der Gerichtsbarkeit des 
Gewerbegerichts in ihren gewerblichen Streitigkeiten. Für das 
Gesinde, auch das im Gewerbebetrieb eines Kaufmanns angestellte 
oder beschäftigte, gilt Gesinderecht. S. Gareis pag. 102. 
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Beiräte von Banken oder Gesellschaften oder 
wissenschattlich gebildete Chemiker als Mit- 
arbeiter von Fabriken, b) Personen, die unter- 
geordnete Hausdienste verrichten, Kontordiener, 
Laufburschen 1°). 


Goldmann schreibt: 


„Der kaufmännischen Signatur ermangelt da- 
gegen, und es kann daher die Eigenschaft des 
Handlungsgehilfen nicht begründen die Tätig- 
keit derjenigen Personen, deren — wenn auch 
immerhin im Gewerbebetriebe des Unternehmers 
angewandte — Tätigkeit ihrem Inhalte nach 
cine solche ist, welche mit der Ausübung eines 
höheren, geistigen, wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Berufes verbunden zu sein 
pflegt 1°). 

Düringer-Hachenburg schreibt, nach- 
dem außer den Handlungsgehilfen und Hand- 
lungsiehrlingen die im Dienste eines Kauf- 
mannes stehenden Gewerbegehilfen und Dienst- 
boten aufgeführt sind, daß neben den genannten 
Personen noch Personen beschäftigt werden, 
die unter keine der genannten Kategorien fallen. 
Diese Personen werden ‚andere Angestellte‘ 
des Kaufmannes genannt. Hierüber heißt es: 


„Andere Angestellte des Kaufmanns, die 
lediglich den Vorschriften des BGB. unterstehen, 
sind mit Rücksicht auf die Selbständigkeit ihrer 
Stellung und die höhere Art ihrer Dienst- 
leistungen die Syndici von Banken und Eta- 
blissements, die Aerzte ciner Versicherungs- 
gesellschaft, die Redakteure, Korrespondenten 
und Berichterstatter einer Zeitung. Ferner ge- 
hören hierher die Apothekergcehilfen, die nach 
§ 154 der Gewerbeordnung nicht Gewerbege- 
hilfen sind, aber auch nicht nach ihrer Vor- 
bildung und ihrer Tätigkeit, die vorwiegend 
technischer Art ist, als Handlungsgehilfen ange- 
schen werden können !4).“ 

Brand zählt nach Darstellung der Merk- 
male des Handlungsgehilfen diejenigen Per- 
sonengruppen auf, die keine Handlungsgehilfen 
sind. Hierunter nennt er eine Gruppe, die er 
als „die höhere Dienste leistenden Gehilfen eines 
Kaufmannes‘‘ bezeichnet. Hierher rechnet er 
z. B. die Schauspieler, Sänger, Choristen und 
Musiker inı Dienste eines an sich in der Regel 
zu den kaufmännischen Unternehmen gehören- 
den Theater-Unternehmens, die Redakteure und 
Berichterstatter eines Zeitungs - Unternehmens, 
die juristisch oder nationalökonomisch vorge- 
bildeten Syndici von großen Handels-Unter- 
nehmungen 15). 


Ritter schreibt: 


12) Vergl. Staub, Scite 30. 

13) Vergl. Goldmann, S. 274/275. 

14) Vergl. Düringer-Hachenburg, Seite 402. 
35) Vergl. Brand, S. 193, 


„Handlungsgehilfen und -lehrlinge sind ge- 
werbliche Arbeiter im Sinne von Gewerbeord- 
nung Titel VII (Kammergericht, Deutsche Ju- 
ristenzeitung 1902, 558), doch sind die §§ 105, 
106 bis 119b, 120 a bis 133e von der Anwendung 
auf Handlungsgehilfen und -lehrlinge ausge- 
schlossen 16). 


Lehmann schreibt bezüglich der Hand- 
lungsgehilfen: 

„Die Dienste müssen vielmehr in dem be- 
stehen, worin die kaufmännische Betriebsweise 
ihren Ausdruck findet, sie müssen handelstech- 
nische Arbeiten sein, die sogenannte „kauf- 
männische Signatur‘ an sich tragen. Vor allem 
kommen diejenigen Dienste in Frage, welche 
sich auf den Abschluß oder die Mitwirkung bei 
den Grundgeschäften des kommerziellen Be- 
triebes beziehen (die Dienste der Verkäufer,. 
Reisenden, Kassierer, Disponenten), sodann die- 
jenigen, welche die kaufmännische Buchführung: 
und die Korrespondenz betreffen (auch Schrei- 
ber- und Stenographendienste). Dagegen sind 
nicht Handlungsgehilfen Aerzte, Ingenieure, 
Chemiker, die von einem Kaufmann für sein 
Handelsgewerbe engagiert sind.“ 


In der Fußnote bemerkt alsdann noch der- 
selbe: 

„Die GO. §§ 133 a ff. hat übrigens für die 
sozial gleichstehenden Klassen der Angestellten, 
die nicht Handlungsgehilfen sind, zum Teil ähn- 
liche Vorschriften wie für Handlungsgchilfen. 
aufgestellt 17). 

Die vorstehend gegebenen Zitate der maß- 
gebenden Kommentatoren des Handelsgesctz- 
buches lassen erkennen, daß Personen, die eine 
wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit 
ausüben, auch dann nicht unter das Handels- 
gesetzbuch fallen, wenn sie in einem Handels- 
betrieb angestellt sind, daß sie in Ausübung 
einer solchen Tätigkeit somit nicht „Handlungs- 
gehilfe‘‘ sein können. Maßgebend hierfür dürfte 
der Gedanke sein: die Geschlossenheit der wissen- 
schaftlichen Berufsstände soll gewahrt bleiben; es. 
sollen Angehörige des Berufsstandes nicht des- 
halb aus ihrer Gemeinschaft gerissen werden,, 
weil sie vorübergehend ein geringes Einkommen. 
beziehen. Unter der Herrschaft dieser Auf- 
fassung hat sich der Begriff der ,,Handlungs-. 
gehilfen“ gebildet, dessen Merkmale bei den. 
akademisch Gebildeten fehlen; insbesondere 
fehlen bei ihnen die Merkmale des Begriffes. 
„gewerblicher Arbeiter‘, die nach Staub vor- 
handen sein müssen. Was cin gewerblicher 
Arbeiter ist, sagt Seydel-Schecher?!). 
Danach kann man den Begriff „gewerblicher 
Arbeiter‘ folgendermaßen definieren: 


6) Vergl. Ritter, Seite 87. 

17) Vergl. Lehmann, Seite 196. 

35) Vergl. Seydel-Schecher,*Gewerbepolizeirecht, Tübingen 
1910, pag. 47. 
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„Gewerblicher Arbeiter im Sinne des Ge- 
werbepolizeirechtes ist, wer in einem Gewerbe- 
betriebe für Zwecke dieses Betriebes Dienste 
leistet, die nicht höherer wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Natur sind.“ 


In ähnlicher Weise definiert Graßmann 
den Begriff gewerblicher Arbeiter !?). Nach 
Graßbmann dart als „gewerblicher Arbeiter‘ be- 
zeichnet werden, „wer einem Geschäftsherrn 
auf Grund Vertrages berufsmäßig und daher für 
eine Gegenleistung hauptsächlich körperliche 
Dienste als lediglich ausführende Hilfskraft 
leistet.“ Achnlich definiert Rosin in seinem 
bekannten Werke „Das Recht der Arbeiter- 
versicherung 2°)", 

Der Diplom-Ingenieur übt eine wissenschaft- 
liche Tätigkeit aus; er kann deshalb nicht ,,ge- 
werblicher Arbeiter‘ und darum auch nicht 
Handlunesgehilfe sein; aus demselben Grunde 
auch nicht Gewerbegehilfe, noch kann er zum 
Gesinde gerechnet werden; seine Rechtsstellung 
ist die der „anderen Personen‘, nämlich die der 
juristischen, der nationalökonomischen Syndici 
und ähnlich vorgebildeter Personen; für sie sind 
lediglich die Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches, insbesondere die des Dienstver- 
trages in Verbindung mit dem § 138 und dem 
§ 343 maßgebend. Wenn trotzdem hin und 
wieder berichtet wird über Urteile, in denen 
„Ingenieure“ als Handlungsgehilfen aufgefaßt 
worden sind, so beweist dies bei der Grund- 
verschiedenheit der Vorbildung und der Tätig- 
keit all der Personen, die als „Ingenieure“ be- 
zeichnet werden, nicht im geringsten etwas da- 


gegen, daß der Diplom-Ingenieur in Ausübung . 


seiner fachberuflichen Tätigkeit nicht Hand- 
lungsgehilfe ist. Aber selbst für den Fall, daß 
eine solche Entscheidung einen Diplom-Inge- 
nieur beträfe, würde die Richtigkeit der vor- 
stehend dargelegten Auffassung in keiner 
Weise berührt werden, denn es kann, wie 
MißBlack®°!) richtig bemerkt, gewiß auch ein 
Diplom-Ingenieur gleich einem Arzt rechtlich 
ein Handlungsgehilfe werden, und zwar dann, 
wenn er seiner Beruf aufgibt und eine derart 
rein kaufmännische Tätigkeit ausübt, die mit 
seinem fachberuflichen Studium und seiner Vor- 
bildung nicht das Geringste zu tun hat. Unter 
solchen Voraussetzungen Kann er auf eine Tätig- 
keit verfallen, die ihn sogar unter das Gesinde- 
recht stellt; er braucht nur durch Unglück oder 
Selbstverschulden den Posten eines Haus- 


1") Vergl. Graßmann, Kommentar zum Invalidenversiche- 
rungsgeseiz, München 1901, pag. 169. 


2) Vergi. Rosin, 
Berlin 1893. 


2) Vergl. Karl MiBlack, „Die Konkurrenzklausel bei Diensten 
höherer Art im Gegensatz zu der des Handlungsgehilfen«, in Zeit- 
schrift des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure, Jahrg. 1913, 
vom 1. November 1913. 


„Das Recht der Arbeiterversicherung“ 


knechtes oder Hausdieners aufzunehmen. All 
das hindert nicht, daß der Diplom-Ingenieur 
in Ausübung seiner fachberuflichen Tätigkeit 
niemals Handlungsgehilfe im Sinne des Handels- 
gesetzbuches sein kann, und er wird es auch 
dann nicht, wenn er in weitestem Umfange kauf- 
männische Dienste leistet, vorausgesetzt, daß 
diesen kaufmännischen Diensten seine fachberuf- 
liche Tätigkeit stets als wesentlicher Be- 
standteil zugrunde liegt. Dies wird man nor- 
malerweise annehmen dürfen, denn es kann 
kaum als Regel angenommen werden, daß 
sich ein handelsgewerbliches Unternehmen für 
rein kaufmännische Dienstleistungen der 
Dienste eines naturwissenschaftlich vorgebildeten 
Diplom - Ingenieurs bedienen wird; es wird 
sich schon aus rein wirtschaftlichen Erwä- 
gungen heraus solcher Dienste nur dann be- 
dienen, wenn die Möglichkeit zur Ausübung 
solcher an sich kaufmännischer Dienste an einen 
bestimmten Fonds allgemeiner und fachwissen- 
schaftlicher Vorbildung geknüpft ist, der bei 
einer nicht wissenschaftlich vorgebildeten Kraft 
im allgemeinen nicht erwartet werden kann. 
Die oberen gerichtlichen Instanzen haben sich 
zu der Frage bislang nicht geäußert ="). Es steht 
jedoch zu hoffen, daß eine solche Acußerung, 
innerhalb dieser Auffassung liegen wird, damit 
Fälle vermieden werden, in denen die soziale 
Gerichtsbarkeit den Diplom - Ingenieuren zu 
Schaden gereicht, indem bei Streitverfahren die 
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte seitens 
der höheren Instanz verneint wird ®?*). 


22) Die von mir früher zitierte Reichsgerichtsentscheidung 
vom 1. November 1911 (Aktenzeichen III. 558/1910, [wiedergegeben 
im „Berliner Tageblatt“, No. 560, Jahrg. 1911, vom 2. November 
1911]) gebe ich auf schon deshalb, weil man sie mir unter Ver- 
schweigung von Tatsachen als einziges Dokument meiner Rechts- 
auffassung unterstellt hat. Sachlich ist zu dieser Reichsgerichts- 
entscheidung zu bemerken: Es handelt sich um einen wissenschaft- 
lich gebildeten Chemiker, der in einem Handelsbetriebe mit einer 
Tätigkeit betraut war, die die Voraussetzungen des 859 HGB. in 
sich schließt. Trotzdem wurden die einschlägigen Bestimmungen 
des HGB. für Handlungsgehilfen nicht zur Anwendung gebracht; 
denn sonst hätte das Landgericht Mannheim in seiner Entscheidung 
vom 10. Mai 1910 nicht eine 5jährige Konkurrenzklausel aner- 
kennen können (8 74 HGB.). Das Landgericht Mannheim hat aber 
auch keine Gewerbegehilfeneigenschaft angenommen, denn dann hätte 
es in Anwendung der Reichsgerichtsentscheidung (R.G.C.S. Bd. 59, 
S. 79), die Schutzbestimmungen des HGB. auch den Personen des 
8 133a GO. zuzubilligen, diese Schutzbestimmungen bei dem 
gegebenen Tatbestand zur Anwendung gebracht. Das hat aber 
das Landgericht Mannheim ausdrücklich abgelehnt mit dem Hin- 
weis, daß ‚es sich um einen Chemiker mit höherer Vorbildung 


‚handelt‘‘, während das Urteil des Oberlandesgerichts Karlsruhe 


vom 25. Februar 1910, auf das man sich zur Erlangung dieses 
Schutzes berufen hatte, nicht eine Person von solcher Vorbildung 
betraf. Es darf also fernerhin nicht zitiert werden: „aus der 
Reichsgerichtsentscheidung vom 1. November 1911 ergibt sich‘‘, 
sondern es muß heißen: „aus dem der Reichsgerichtsentscheidung 
vom 1. November 1911 zu Grunde liegenden Prozeß ergibt sich‘'. 


2») Vergl. Artikel „Zuständigkeits-Schwierigkeiten“ von Fritz 
Weinberg, abgedruckt in der Juristischen Rundschau des 
„Berliner Tageblatt“, Nr. 572 vom 10. November 1910. 
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Zusammenfassung. 

Die vorstehend gemachten Untersuchungen 
ergaben eine Parallele zur Rechtsstellung der 
Diplom-Ingenieure gemäß der Gewerbeordnung. 
Bezüglich der Gewerbeordnung haben Kommen- 
tatoren, wie Nelken, Schenkel, Burchardt etc., von 
jeher die Auffassung: vertreten, daß die wissen- 
schaftlich gebildeten Techniker in Ausübung ihres 
Berufes nicht zu den Gewerbetreibenden noch 
zu den Gewerbegehilfen (133a GO.) zu zählen 


seien, daß sich deren Rechtsverhältnisse vielmehr 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch regelten. 
Aus dem vorstehenden ergibt sich, daß die 
Diplom-Ingenieure in ihrer fachberuflichen 
Tätigkeit weder Kaufleute sind, noch aber im 
Dienstverhältnis von Handelsbetrieben zu der 
analogen Gruppe der Gewerbegehilfen, den 
Handlungsgehilfen (§ 59 HGB.) gerechnet wer- 
den können; maßgebend für sie sind stets die 
Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches. 


Die Eisenindustrie Irlands. 
Von Dipl.-Xng. V. O. Mannberger. 


Die Haupterfordernisse einer blühenden Eisen- 
industrie — brauchbares Eisenerz und Kohle — 
finden sich in Irland in groBen Mengen an ver- 
schiedenen Stellen der Insel. Besonders bemer- 
kenswert ist der Toneisenstein im Quellgebiete 
des Shannon im Norden von Connaught. Bei 
Arigna in Roscommon ist eine Anhöhe unter 
dem Namen Furnace Hill bekannt, wo die Ueber- 
reste einer alten, noch im 18. Jahrhundert be- 
triebenen Eisenschmelze zu finden sind. Der 
dortige Ofen besaß wie alle alten irischen Oefen 
quadratischen Schachtquerschnitt und hatte bei 
5l/, bis 6 m Hohe eine lichte Weite von 0,9 m. 
Das dort verhüttete Erz stammte vermutlich 
von dem benachbarten 600 m hohen Sliere-au- 
ierin (Eisenberg) an den Ufern des Sough Allen. 
Das geschmolzene Eisen wurde in dem nahege- 
legenen Dorfe zu Stäben geschmiedet. Toneisen- 
stein kommt in diesen Gegenden so häufig vor, 
daß er vielfach als Mauerstein verwendet wird 
und bis fast zur Mitte des 19. Jahrhunderts im 
Tagebau gewonnen wurde. In der benachbarten 
Cirafschaft Cavan, an der Grenze der Kohlen- 
felder von Connaught, leitet die kleine Stadt 
Swanlinbar ihren Namen von drei Hüttenieuten 
Swan, Ling und Bar ab, welche dort im 17. Jahr- 
hundert Eisenwerke gebaut hatten. 

Der Eisenhüttenbetrieb zu Arigna ruht seit 
1336 vollständig, während dort jetzt noch jähr- 
lich 12000 t Kohlen gefördert werden. Die 
Werke beschäftigten von 1818 bis 1836 durch- 
schnittlich 200 Arbeiter. Von den Erzeugnissen 
werden heute noch ein aus dem Jahre 1820 
stammendes Stück einer Schiene mit einem dar- 
auf laufenden Rade aufbewahrt. Nach der Auf- 
schrift „Arigna-Irland‘“ zu schließen, waren diese 
Stücke zur Ausfuhr bestimmt. Die Werke zu 
Arigna und dem benachbarten Creevelea haben 
ein sehr hohes Alter, denn es wird schon aus 
dem Jahre 1641 berichtet, daß sie durch Em- 
pörer niedergebrannt wurden. Sie wurden im 


18. Jahrhundert wieder aufgebaut, konnten sich 
aber nicht halten, da sie Mangel an Holz für 
Feuerungszwecke hatten. Im Jahre 1765 wurde 
der letzte Holzkohlenhochofen Irlands wegen 
Holzmangel ausgeblasen. Im Jahre 1788 machten 
die drei Brüder O’Reilly in demselben Bezirk 
den ersten Versuch, Eisen mit Kohle zu erschmel- 
zen. Dieser Versuch endete mit einem Miß- 
erfolg, obgleich die Gegend reich an Kohle war. 
In demselben Jahr entstand von neuem die Hütte 
zu Drumshambo, wo man mit Erfolg versuchte, 
Roheisen mit Koks zu erblasen. Schon zegen 
Ende des 18. Jahrhunderts hatte dieses Eisen 
einen guten Ruf erlangt wegen seiner feinkörni- 
gen Struktur und großen Festigkeit, so daß es 
mit den besten englischen Marken erfolgreich 
konkurrieren konnte. Im Jahre 1852 zur Zeit 
des großen Eisenbedarfes wurde von einer eng- 
lischen Gesellschaft zu Creevela ein neues Hoch- 
ofenwerk mit einem Aktienkapital von 50000 £ 
gegründet. Die Anlage bestand aus drei Hoch- 
Ofen, Erzgruben, Kohlenzechen mit Kokerei und 
beschäftigte 200 Arbeiter. Das Erz enthielt 
0,41% Manganoxidul und 0,54% Phosphorsiure, 
der Eisengehalt betrug maximal 570%. Die Oefen 
hatten eine Leistungsfihigkeit von 30t in 
24 Stunden, wobei sie 80 t Eisenstein und über 
40 t einheimischer Kohle verarbeiteten. Der 
Brennstoffverbrauch ist für die damalige Zeit 
erstaunlich niedrig. Das Roheisen wurde zum 
größten Teile nach Glasgow ausgeführt, wo es 
mit Ausnahme des Hämatits einen höheren 
Marktpreis erzielte als alle anderen Marken. Das 
Unternehmen scheiterte leider an Transport- 
schwierigkeiten. Der Tagesbedarf an Kohlen 
mußte 8 bis 10 km auf Karren herbeigeschafft 
werden, und das erzeugte Roheisen mußte nach 
Sligo 29 km auf dieselbe kümmerliche Weise 
befördert werden. Solange in Glasgow noch 
über 48 sh. für die Tonne bezahlt wurde, lohnte 
sich der Betrieb einigermaßen. Aber schon 1858 
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mußte die Gesellschaft die Hütte still legen, nach- 


dem sie 47000 £ verloren hatte. Der Betrieb 
wurde im Jahre 1896 wieder eröffnet, doch sah 
man nach Verausgabung von 15000 £ ein, daß 
ohne moderne Beförderungsvorrichtungen für 
Rohstoffe und Fertigmaterial keine finanziellen 
Erfolge zu erzielen waren. Auf derselben Hütte 
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Die Leistungsfähigkeit der Dampfmaschinen 
und Dampfturbinen in Preußen am 1. April 1912. 


Die neue Aufbereitung der Dampfmaschinen- 
statistik 1) zeigt, wie aus der nachstehenden 
Uebersicht hervorgeht, eine Verlangsamung der 
Zunahme bei den feststehenden Dampfmaschinen 
und Lokomobilen. Doch ist diese Verlangsamung 
durch die erst seit drei Jahren statistisch be- 
rücksichtigen Dampfturbinen ziemlich ausge- 
glichen. Diese haben zwar von 1911 zu 1912 
nicht so stark zugenommen wie von 1910 zu 1911, 
indessen ist es sicher, daß die ersten Nach- 
weise unvollständig waren und erst der letzte 
Nachweis von 1912 annähernd an die Wirklich- 
keit heranreicht. Bemerkenswert ist jedenfalls, 
daß die Leistungsfähigkeit der Dampfmaschinen 


wurde 1897 der interessante Versuch gemacht, 
Roheisen mit Hilfe von Torfbriketts nach dem 
Patent von Buckland zu erblaser. Das Erzeugnis 
hatte vorzügliche Eigenschaften aufzuweisen, 
namentlich in bezug auf Dehnbarkeit und 
Schmiedbarkeit, aber die weitere Ausbildung 
des Verfahrens scheiterte an den hohen Kosten. 


(einschl. Lokomobilen und Schiffsdampfmaschi- 
nen) seit 1901 von 4,33 Millionen Pferdestärken 
auf 7,36 Millionen PS, also um 70 v. H. zuge- 
nommen hat; unter Berücksichtigung der vor 
1901 so gut wie gar nicht vorhandenen Dampf- 
turbinen Kommen wir sogar auf eine Zunahme 
von 925 v. H. Seit 1900 ist eine Verdopplung 
der Dampfkraft in PreuBen festzustellen und 
dies trotz der in der letzten Zeit immer stär- 
keren Inbetriebsetzung von Oel- und Gasmotoren, 
insbesondere der GroB-Lichtgasmaschinen, zu 
deren statistischer Erfassung leider bis jetzt die 
rechtlichen Handhaben fehlen. Wie früher mar- 
schieren die Regierungsbezirke Arnsberg und 
Düsseldorf sowohl an Kolbendampfmaschinen als 
an Dampfturbinen an der Spitze; sie besitzen 
zusammen 2,67 Millionen PS, rund ein Drittel 
des Gesamtbetrages der Dampfkraft in ze 


Die Leistungsfähigkeit der Dampfmaschinen, Lokomobilen, Schiffsdampfmaschinen und Dampfturbinen 
in Preussen am 1. April 1912. 2) 


In die Leistungsfähigkeit in Pferdestärken der 


Preußen 


Zusammen Zahl der 
Pferdestärken |Pferdestarken 


war im feststehenden L okomohilet Binnenschiffs- Seeschiffs- bei den bei d. Dampf- 
Jahre Dampfmaschinen "MODE  Gampfmaschinen dampfmaschinen |Dampfmaschinen| turbinen 
1912 6 182 116 550 579 357 399 269 446 7 359 540 971 653 
1911 6 069 164 515 858 345 393 255 455 7185 870 187 612 
1910 5 837 782 409 299 321 227 239 936 6 868 244 178 959 
1909 5 768 010 434 537 302 985 248 936 6 754 468 — 
1908 5 442 595 402 085 282 570 244 401 6 372 321 = 
1907 5190 417 363 298 267 756 222 096 6 043 567 - 
1906 4 995 797 334 493 250 504 213 679 » 794 473 — 
1905 4 084 948 315 291 231 030 205 854 5 437 123 ~ 
1904 4 430 789 296 674 218 850 192 678 » 138 99] — 
1903 4 218 020 284 94] 207 586 186 379 t 897 526 — 
1902 4 008 597 210 543 196 180 176 060 t 651 392 = 
1901 3 709 602 291 073 202 218 165 825 4328 778 — 


* 


* 


Die Rentabilität der Gesellschaften m.b.H. 


Wertvolle allgemeine Anhaltspunkte für die 
Gesamtrentabilität der Gesellschaften m. b. H. 
sind aus der preußischen Einkommen- 
steuer-Statistik zu gewinnen; diese führt 
nämlich für sämtliche besteuerten Gesellschaften 
das steuerpflichtige Einkommen auf, das gesetz- 
lich mit dem von ihnen erzielten Geschäftsgewinn 
identisch ist. Allerdings wird das Stammkapital 
bei der Steuerveranlagung nicht berücksichtigt. 


1) Veröffentlicht in der Zeitschrift des Königl. Preuß. Stat. 
Landesamtes. 


Man kann jedoch unbedenklich die Durch- 
schnittsziffer des Einkommens dem 
durchschnittlich überhaupt auf eine Ge- 
sellschaft entfallenden Stammkapital gegenüber- 
stellen. Alsdann erhalten wir für die tätigen, 
in Preußen bestehenden Gesellschaften m. b. H. 
die nachstehenden Ziffern !): 


2) Die Uebersicht betrifft hinsichtlich der Dampfturbinen nur 
diejenigen, deren Tätigkeit zur Kenntnis des Statistischen Landes- 
amtes gelangt ist; die Zahl ihrer Pferdestärken ist bei der Leistungs- 
fähigkeit der Dampfmaschinen nicht in Ansatz gebracht. 


1) Nach der Zeitschrift des Königl. Preuß. Stat. Landesamtes. 


UT 


11 Berufs-, Bildungs- und Standesfragen 


Vereinigte Hanfschlauch- und Gummiwaren- 
fabriken, Gotha. Die schwebenden Differen- 
zen mit der Verwaltung sind dadurch beglichen 
worden, daß der Vorsitzende des Aufsichtsrats, 
Kommerzienrat Walter Berlin (vom Bankhaus 
Arons w Walter Berlin), eine Entschädigung 
von 92000 Mark an die Gesellschaft zahlt. Da- 
mit werden alle Regreßansprüche zurückgezogen. 


Eine Anleihe der Stadt Cleve in Höhe von 
21/,. Millionen Mark wurde mit der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte im Berlin zu 
41/,% Verzinsung, 3% Tilgung und 2% Damnum 
abgeschlossen. 

Eine deutsche Glühlampeniabrik in Spanien 
wird nach einem Bericht des B. T. geplant. 
An dem Unternehmen werden die drei Firmen 
der Patentgemeinschaft — Auergesellschaft, 
A.E.G. und Siemens u. Halske — beteiligt sein. 


Berufs-, Bildungs- und Standesfragen. 


Bemerkenswerte Worte eines 
Oberbürgermeisters. 

Bei der Einführung des bisherigen Stadtbau- 
rates Sylvester als besoldeter Senator führte 
Oberbürgermeister Schnackenburg zu Altona 
nach den dortigen Nachrichten vom 5. Dezem- 
ber 1913 u. a. folgendes aus: „Zum ersten Male 
nimmt mit Ihnen ein akademisch vorgebildeter 
Techniker den Sitz eines besoldeten Mitgliedes 
im Magistrat einer Großstadt Schleswig-Hoisteins 
ein. Während in der altpreufischen Städteord- 
nung der Baurat als besoldetes Magistratsmit- 
glied ausdrücklich erwähnt ist, hat es die Eigen- 
art unserer Städteordnung, insbesondere wohl 
unseres Wahlrechts und historischer Auffassung 
mit sich gebracht, daß in den Großstädten 
unserer Provinz bisher nur Juristen zu besol- 
deten Magistratsmitgliedern gewählt worden 
sind. Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß 
die Technik im modernen Städtebau einen so 
gewaltigen Raum einnimmt, daß ihr so wichtige 
und schwierige Aufgaben gestellt werden, daß 
cine technisch ausgebildete Kraft im Magistrats- 
kollegium durchaus am Platze ist. Wenn nun 
nicht bezweifelt werden kann, daß auch die 
Stadtbaurdte, die als Beamte tätig sind, ihren 
Aufgaben vollkommen gerecht werden — Ihre 
eigene Wirksamkeit ist ja dafür der beste Be- 
weis —, so wird man auch den Wunsch der 
technischen Herren, daß ihnen auch die ihrer 
Wirksamkeit entsprechende Stellung eingeräumt 
wird, durchaus verstehen; und ich meine, daß 
die Erfüllung dieses Wunsches in erster Linie 
der Stadt selbst zugute kommen muß, denn ein 
tuchtiver Mann wird das beste, was er herzu- 
geben vermag, auch erst leisten können, wenn 
er keine Gefühle unberechtigter Zurücksetzung 
mit sich herumzutragen braucht, wenn er sich 
sagen darf, daß ihm auch nach außen hin der 
Platz eingeräumt ist, den er seiner ganzen Tätig- 


keit nach verdient.“ 


= 2 
+ 


Technische Austauschprofessuren. 


Ueber dieses Thema schreibt Privatdozent 
Tre jug. Probst in Charlottenburg in der 
letzten Nummer der „Zeitschrift des Verbandes 
Deutscher Architekten- und Ingenieurvereine“: 

„Eine sehr interessante Frage ist von Herrn 
Geheimrat Schwabe in Nr. 47 dieser Zeitschrift 
angeregt worden, und es ist eigentlich erstaun- 
lich, daß dies zum ersten Male in der Ocffent- 


lichkeit geschieht. Der Vorschlag geht dahin, 
eisenbahntechnische Austauschprofessuren cinzu- 
führen. Warum nur eisenbahntechnische Aus- 
tauschprofessuren? Warum nicht überhaupt tech- 
nische Austauschprofessuren auf allen Gebieten 
der Technik? Wie wertvoll wäre eine Austausch- 
rofessur im Brückenbau. Die großen Brücken- 
auten kommen in den Vereinigten Staaten in 
größerer Zahl vor als bei uns, und es sind bei 
diesen vielfach Aufgaben zu lösen gewesen, an 
die wir nur in Ausnahmefällen herantreten. Es 
ist mir z. B. bekannt, daß gelegentlich eines 
großen Wettbewerbes im deutschen Brückenbau 
einige unserer hervorragendsten Brückenbau- 
firmen Vertreter nach Amerika zum Studium 
bestimmter Fragen entsandt haben. Anderseits 
wären sicherlich in Amerika auch für die bei 
uns üblichen wissenschaftlichen Methoden sehr 
dankbare Hörer vorhanden. Die Kenntnis der 
auf beiden Seiten in der Praxis üblicher Metho- 
den wäre geeignet, manche schwierigen Fragen 
aufzuklären. Ferner sei noch darauf hingewie- 
sen, wie wertvoll Austauschprofessuren auf dem 
Gebiete des Eisen- und Eisenbetonbaues wären. 
Ich habe mich hier nur auf die Anführung ein- 
zelner Beispiele des Bau-Ingenieurwesens be- 
schränkt, ganz ähnlich liegen die Verhältnisse 
im Maschinenbau. Technische Austauschpro- 
fessuren würden den Zweck, eine Annäherung 
zwischen den beiden Staaten zu schaffen, manch- 
mal ebensogut erfüllen, als dies z. B. bei den 
juristischen Austauschprofessuren der Fall ist.‘ 
* * 


s 

Einführung des „®Dipl.-Jng.” in Oesterreich. 

Da die Titelfrage der Ingenieure seit der 
Eintührung des Diplom-Ingenieurs in Deutsch- 
land auf ein völlig anderes Geleise gekommen 
ist, hat es keinen Zweck mehr, wie bisher, den 
Schutz des einfachen Ingenieur-Titels in Oester- 
reich anzustreben. So verlangt man denn auch 
in Oesterreich den ,„Tipl.\ng.“, und zwar auf 
Grund der erfolgreichen Ablegung der zweiter 
Staatsprüfung. 

Die „Rundschau für Technik u. Wirtschaft“ 
(Nr. 11 v. 10. VI. 13) berichtet darüber: 

„Die an verschiedenen Hochschulen bestehen- 
den Verbände der Studierenden haben bereits 
zur Verwirklichung ihrer Bestrebungen alle er- 


forderlichen Schritte eingeleitet. Die Pro- 
fessorenkollegien der Technischen Hochschulen 
dürften sich wohl ohne Ausnahme und Vor- 


behalt für die Forderung ihrer Hörer einsetzen: 
es ist nur dringend zu wünschen, daß auch 
der ,,Ingenieur- und Architektentag‘“ den Stand- 
punkt der Hörer zu dem seinen macht, daß 
alle technischen Vereine sich dieser Forderung 
anschließen und daß ein Kampf endgültig auf- 
gegeben wird, der erfolglos ist und die tech- 
nischen Kräfte auseinanderführt, anstatt sie zu 
gemeinsamer Arbeit zusammenzuschließen.“ 


x 
* x 


Ingenieur-Attaches in Oesterreich. 


Eine Eingabe der Ständigen Delegation des 
„Oesterreichischen Ingenieur- und Architekten- 
tages‘ verlangt nach deutschem Muster 
die Schaffung von Ingenieur - Attache - Stellen 
für die Missionen im Auslande. Berlin, Paris, 
London, Rom, Petersburg, Washington, Buenos 
Aires und eine Stadt des Orients sollen für diesen 
Zweck in Vorschlag gebracht werden. Deutsch- 
land hat schon seit dem Jahre 1882 technische 
Attachés. England, Frankreich und Rußland 
haben seither diese Einrichtung nachgeahmt. 


Soziales — Aus der Rechtsprechung — Verschiedenes 15 


Soziales. 
Krisen in den radikalen Angestelltenorgani- 
sationen. 


Durch die Tagespresse ging letzthin folgende 
Notiz: Im Bund der technisch-indu- 
striellen Beamten ist eine Vorstandskrise 


ausgebrochen. Der bisherige Bundesvorsitzende 
Stiel hat sein Amt niedergelegt, weil der 


vorige Bundestag ein Mißtrauensvotum gegen 
den Vorstand nur mit einer Stimme Mehrheit 
abgelehnt hatte. Nachdem der bisherige Vor- 
stand sein Amt niedergelegt hatte, erklärten sich 
15 besoldete Beamte mit ihm solidarisch und 
reichten ihre Kündigung ein. Bei der nun fol- 
genden Neuwahl verzichtete der alte Vorstand 
auf Wiederwahl; von den vorgeschlagenen Kandi- 
daten erhielt keiner die absolute Mehrheit, die 
Wahl blieb ergebnislos. Es zeigte sich, daß 
der Bund in zwei fast gleich starke Teile zer- 
fallen ist. 

Fast gleichzeitig teilt der Deutsche 
Techniker-Verband in der letzten Num- 
mer seines Verbandsorgans folgendes mit: Der 
bisherige Verbandsdirektor Herr Schubert ist 
freiwillig aus dem Beamtenkörper des Verbandes 
ausgeschieden. Maßgebend für diesen Entschlub 
waren Verhältnisse, die in keinem Zusanımen- 
hang mit der Verbandspolitik stehen. 


Aus der Rechtsprechung. 


Verstößt, wer bewußt darauf hinwirkt, daß ein 

Angestellter die seinem früheren Dienstherrn 

gegenüber eingegangene Konkurrenzklausel 

nicht einhält, gegen die guten Sitten im Sinne 
des Wettbewerbsgesetzes ? 


Das Reichsgericht hat die Frage in seiner 
Entscheidung vom 10. Dezember 1912 (abge- 
druckt in Entsch. d. Reichsg. i. Ziv.-Sach., Bd. 81, 
S. 86 ff, Nr. 21) bejaht. Der Entscheidung lag 
tolgender Fall zugrunde: 

Der Handlungsgehilfe B. war früher Rei- 
sender der Klägerin, und zwar für den Betrieb 
von isolierten Leitungsdrähten. Er hatte etwa 
71/, Jahre in Diensten der Klägerin gestanden 
und sich in seinem Dienstvertrage verpflichtet, 
3 Jahre nach seinem Austritt bei der Klägerin 
bei Meidung einer Konventionalstrafe von 
10000 M., sich in Deutschland und bestimmten 
anderen Ländern weder unmittelbar noch mittel- 
bar an einem Konkurrenzgeschäfte der Klägerin 
zu beteiligen, noch als Beamter, Handlungs- 
gehilfe, Handlungsbevollmächtigter oder dergl. 
bei einem solchen Geschäfte Stellung zu nehmen 
oder sonstwie tätig zu sein. 

Nachdem B. das dienstliche Verhältnis in 
vertraglich zulässiger Weise 6 Wochen vor dem 


1. Januar 1911 auf diesen Tag gekündigt hatte ` 


und auf seine Erklärung, in ein Konkurrenz- 
unternehmen eintreten zu wollen, von der 
Klägerin entlassen war, trat er am 1. Januar 
1911 in die Dienste der Beklagten, einer Kon- 
kurrentin der Klägerin, und ist bislang darin 
verblieben. 

Die Beklagte hatte sich anfangs, als es sich 
um die Anstellung des B. handelte, an der Kon- 
kurrenzklausel gestoßen und ihm sagen lassen, 
er solle sich nach einer anderen Stelle um- 
sehen. Sie trat dann aber ihrerseits wieder 
an ihn heran. Bei den nunmehr stattgehabten 
Verhandlungen verlangte B., daß die Beklagte 


die Zahlung der Vertragsstrafe übernehmen 
solle. Die Beklagte ging schließlich darauf ein 
und sodann kam der Anstellungsvertrag mit 
der Beklagten zustande. 

Die Klägerin erblickte in dieser Handlungs- 
weise einen Vorstoß der Beklagten gegen die 
guten Sitten im Sinne des $ 1 des Wettbewerbs- 
gesetzes und des § 826 BGB. und erhob Klage 
gegen die Beklagte mit dem Antrage auf Ver- 
urteilung, es zu unterlassen, den B. bis zum 
31. Dezember 1913 zu beschäftigen. Ihrer 
Klage wurde stattgegeben. 

Das Reichsgericht führt hierzu aus: 

Die Beklagte habe dadurch, daß sie sich B. 
gegenüber verpflichtet habe, für ihn die Zahlung 
der Vertragsstrafe zu übernehmen, bewußt dar- 
auf hingewirkt, dab B. vertragsuntreu gewor- 
den sei, und ihn bestimmt, unter Zuwiderhand- 
lung gegen den mit der Klägerin geschlossenen 
Vertrag in ihre Dienste zu treten. Das sei 
ein zielbewubtes, planmäßiges Hinwirken auf 
den Vertragsbruch des B. und damit eine unlau- 
tere, gegen die guten Sitten verstoßende Hand- 
lung im Sinne des § 1 des Wettbewerbsgesetzes, 
dessen sonstige Voraussetzungen unstreitig vor- 
lägen. Die Frage, ob eine Handlung gegen 
die guten Sitten verstoße, sei eine Rechtsfrage. 
Das bewußte Hinwirken eines Dritten im Ge- 
schäftsverkehr, welches darauf gerichtet sel, 
jemand vertragsbrüchig zu machen, sei in der 
Regel sittenwidrig und nur im einzelnen Falle 
könnten die begleitenden Umstände die Sitten- 
widrigkeit ausschließen. Anders liege die Sache, 
wenn derjenige, welcher den Vertrag verletze, 
von vornherein die Absicht gehabt habe, seinen 
Vertragspflichten zuwider zu handeln, und der 
Dritte nur die Gelegenheit so benutze, wie 
sie sich ihm darbiete. Hier könne von einem 
Verstoße des Dritten gegen die guten Sitten 
keine Rede sein. 

Zu vorstehender Entscheidung ist übrigens 
zu bemerken, daß das Reichsgericht in einem 
anderen Falle (Entscheidung vom 3. April 1913, 
abgedruckt im Recht, Jahrgang 13, Nr. 1878) 
sich auf den Standpunkt gestellt hat, daß im 
Eingehen des den Konkurrenten schädigenden 
Vertrags mit dem vertragsbrüchigen Vertrags- 
gegner auch bei Kenntnis von dessen Vertrags- 
bruch regelmäßig nicht ohne weiteres ein Ver- 
stoß gegen die guten Sitten zu finden ist, viel- 
mehr ein solcher nur unter besonderen Um- 
ständen, insbesondere dann anzunehmen ist, 
wenn unlautere Mittel dazu angewendet wer- 
den, den Vertragsbruch zu bewirken. Auch 
der Zweck, zu dem der Vertragsbruch herbei- 
geführt wird, sowie die für den Geschädigten 
damit verbundenen Folsen oder sonstige be- 
gleitende Umstände können nach dieser Ent- 
scheidung das Verhalten dessen, der sich mit 
dem Vertragsbrüchigen eingelassen hat, als Ver- 
stoß gegen die guten Sitten erscheinen lassen. 


Verschiedenes. 


Standesbewußtsein bei den Juristen. 


Der Vorstand der Berliner Anwaltskaniner 
hat vor einiger Zeit anläßlich vielerörterter Vor- 
gange in Strafprozessen eine Verfügung gegen 
das Reklamewesen im Anwaltsstande erlassen. Die 
letzte Nummer der „Blätter für Rechtspflege im 
Bezirk des Kammergerichts‘“ enthält folgende 
neue, sich in dieser Richtung bewegende Be- 
kanntmachung: 
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„Wie uns bekannt geworden ist, werden in 
einzelnen Zeitschriften, für deren Brief- und 
Fragekasten auch Rechtsanwälte tätig sind, beim 
Abdruck der Antworten die Namen der aus- 
kunfterteilenden Anwälte angegeben. Sachliche 
Gründe, die die öffentliche Namhaftmachung der 
Verfasser solcher Auskünfte geboten erscheinen 
lassen, sind nicht erkennbar. Die Hervorhebung 
der Namen kann deshalb leicht den Eindruck er- 
wecken, als werde damit beabsichtigt, die bce- 
teiligten Anwälte weiteren Kreisen in empfehlen- 
der Weise bekannt zu machen. 


Aehnlich liegt die Sache, wenn im Zeit- 
schriften großer Vereine fortgesetzt auf die 
Personen derjenigen Rechtsanwälte hingewiesen 
wird, die als Vercinssyndici zur Raterteilung 
gegenüber den Vereinsmitglicdern bereit sind. 
Daß die Vereinsmitglieder an der Bekanntgabe 
der Namen der Vereinsanwälte cin Interesse 
haben, ist nicht zu verkennen; diesem Inter- 
esse kann aber in anderer Weise, insbesondere 
dadurch Rechnung getragen werden, daß die Mit- 
eliedskarten oder Beitragsquittungen einen ent- 
sprechenden Hinweis enthalten, ganz abgeschen 
von der jedem Mitglied offenstehenden Mög- 
lichkeit, die Namen der Vereinssvndici durch 
die Redaktion oder durch das Vereinsbureau zu 
erfahren. Wenn statt dessen in Zeitschriften, 
die in großer Auflage erscheinen, und nicht 
hloß in die Hände der Vereinsmitglieder gelan- 
ven, sondern auch im öffentlichen Lokalen aus- 
liegen, in jeder Nummer von neuem die Namen 
der für die Vereine tätigen Anwälte (meist 
unter Angabe ihrer Adressen, ihres Fernsprech- 
anschlusses und ihrer Sprechstunden) ver- 
öfientlicht werden, so kann auch hierdurch der 
Anschein hervorgerufen werden, als sei es dar- 
auf abgeschen, die Namen dieser Anwälte in 
möglichst weiten Kreisen bekannt zu machen. 

Da der Anwalt auch den Schein eines der 
Standeswürde widersprechenden Verhaltens ver- 
meiden muß, halten wir die hier erörterten 
Gepflogenheiten vom Standpunkte der Rechts- 
anwaltschaft aus nicht für statthaft. Wir er- 
suchen deshalb die beteilisten Herren Kollegen, 
dafür Sorge zu tragen, dal die Veröffentlichung 
ihrer Namen bei Auskünften und Ankündigun- 
ven der bezeichneten Art in Zukunft unter- 
bleibt. 

Einzelne Verotientlichungen in einem Vereins- 
organe geben uns Anlaß, noch folgendes hin- 
zuzufügen: 


Inwieweit generelle Abmachungen über Rat- 
erteiluny an Vercinsmitglieder mit den anwalt- 
lichen Standespflichten vereinbar sind, läßt sich 
nur nach den Umständen des einzelnen Falles 
beurteilen. Ihre Zulässigkeit wird insbesondere 
auch von der Angemessenheit der Vereinbarun- 
ven über das Honorar abhängen. Jedenfalls 
aber darf ein Anwalt, der für eine derartige 
Tätigkeit nicht nach den 
schriften liquidiert, sondern vom Verein ein im 


voraus vereinbartes Pauschalhonorar erhalten 
soll, nicht die Verpflichtung übernehmen, den 
Vereinsmitglieder in allen oder in beliebigen 


Rechtsangelegenheiten Rat und Auskunft zu er- 
teilen, denn bei einer solchen Verpflichtung 
fehlt es an jedem Maßstabe für eine im vor- 
aus zu treffende angemessene Honorarabrede. 
Die Verpflichtung des Anwalts wird sich des- 
halb in Fällen dieser Art immer nur auf einen 
bestimmten Kreis von Angelegenheiten beziehen 
dürfen, die ihrer Natur nach die Abschätzung 
des Umfangs und der Art der Tätigkeit und 


gesetzlichen Vor- ` 


damit die Festsetzung eines angemesser erschei- . 
nenden Honorars wenigstens einigermaßen er- 
möglichen. | 


Berlin, den 15. November 1913. 


Der Vorstand der Anwaltskammer. 
Dr. v. Krause, Geh. Justizrat, 
Vorsitzender.“ 


Eine weitere Bekanntmachung des Vorstan- 
des der Anwaltskammer richtet sich gegen die 
geschäftliche Verbindung von Rechtsanwälten mit 
Patentbureaus und Patentagenten, die zur Vertre- 
tung vor dem Patentamt nicht befugt sind. Der 
Vorstand sieht sich veranlaßt, die Anwälte seines 
Bezirks vor diesen Verbindungen dringend zu 
warnen, unter Hinweis darauf, daß der Präsi- 
dent des Patentamts ihm von jeder derartigen 
Verfehlung Kenntnis gebe und die ehrengericht- 
liche Bestrafung des Anwalts die unausbleibliche 
Folge sei. 


Hochschulnachrichten. 
Technische Hochschule Aachen. 


Dem Reg.-Baumeister Dr.-3ng. Erich v. W ill- 
mann ist ein Lehrauftrag für Erd- und Tunnel- 
bau in der Abteilung für Bauingenieurwesen der 
Technischen Hochschule zu Aachen erteilt wor- 
den. v. Willmann ist seit 1. Oktober 1913 der 
Kel. Eisenbahndirektion Köln zugeteilt und als 
Hilfsarbeiter des Betriebsamts Aachen mit der 
Leitung der Arbeiten für den Umbau des Bahn- 
hofs Herzogenrath beauftragt. Er ist 1882 zu 
Darmstadt geboren. Seine Ausbildung erhielt er 
an der Technischen Hochschule zu München. 


Technische Hochschule Berlin. 


Seine Majestät der Kaiser und König haben 
Allergnädigst geruht, dem etatsmäßigen Professor 
an der hiesigen Technischen Hochschule, Brix, 
den Charakter als Gcheimer Regierungsrat zu 
verleihen. a : 


Aus dem Fonds der Louis-Boissonnet- 
Stiftung für Architekten und Bauingenieure 
ist für das Jahr 1914 ein Stipendium an einen 
Bauingenieur zu vergeben. Nach der vom Herrn 
Minister der geistlichen und Unterrichtsange- 
legenheiten genehmigten Aufgabe sollen in deut- 
schen, niederländischen und englischen Häfen 
die Betriebseinrichtungen für den Umschlagver- 
kehr der Kohle studiert, nach Systemen geordnet 
und nach technischen, sowie wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten kritisch beleuchtet werden. (Ab- 
zuge des Wortlauts der Aufgabe nebst weiteren 
Nachrichten für die Bewerber werden vom Sekre- 
tarıat der Technischen Hochschule auf Ansuchen 
kostenfrei abgegeben.) Die Reise ist im Jahre 
1914 auszuführen und der Bericht darüber spä- 
testens sechs Monate nach deren Beendigung an 
das Rektorat der Hochschule einzureichen. — 
Die Bewerber müssen einen wesentlichen Teil 
ihrer Ausbildung auf der ehemaligen Bau- 
akademie oder der Technischen Hochschule zu 
Berlin erlangt haben. Die Gesuche sind an das 
Rektorat der Technischen Hochschule zu Berlin 
in Charlottenburg, Berliner Str. 171, unter Bei- 
fügung eines Abrisses ihres Lebenslaufs, der 
Nachweise über den Studiengang und die prak- 
tische und literarische Tätigkeit sowie von Ent- 
würfen des Bewerbers aus dem Gebiete des Bau- 
ingenieurwesens bis zum 20. Januar 1914 porto- 
und bestellgeldfrei einzureichen. 
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Doktor-Dissertationen. 
Technische Hochschule München. 


Fe ee on ene enon 
und Derivate desselben. Von Dipl.» ng. 
Moritz Tenzer. 


Ueber Pinan. Von Dipl.-Ing. Wilhelm Wöllmer 
aus Gunzenhausen. Otto Schnug, Ansbach 1913. 


Literatur. 


Buchbesprechungen. 

Grundzüge der Kinematik. In Heft 17 dieser 
Zeitschrift, von dem wir leider erst verspätet 
Kenntnis erhielten, ist in der Kritik des Hart- 
mannschen Buches: „Die Maschinengetriebe“ 
auf die .in demselben enthaltene abfällige Be- 
merkung über das von uns verfaßte Buch: 
„Grundzüge der Kinematik“ hingewiesen. 

Wir erklären, daß die betreffende Bemer- 
kung jeder Grundlage entbehrt, und daß Herr 
Prof. Hartmann uns, trotzdem wir ihn dazu 
aufforderten, den Beweis für seine Behauptung 
schuldig geblieben ist. Die Hartmannsche Be- 
hauptung über unser Buch ist durch nichts be- 
gründet und erscheint um so merkwürdiger, als 
Herr Prof. Hartmann drei Jahre nach dem Er- 
scheinen unseres Buches damit hervortritt. Der 
eine der beiden Verfasser unseres Buches war 61, 
Jahre vor dem Erscheinen unseres Buches Hörer 
der Hartmannschen Vorlesungen, der andere hat 
sie überhaupt nie gehört. An zwei Stellen 
unseres Buches (Seite 26 und Seite 98) haben 
wir Hartmannsche Aufsätze benutzt; dort ist 
aber auch ausdrücklich Herr Prof. Hartmann 
als der Urheber bezeichnet und die Quelle genau 
angegeben; an dem übrigen Inhalt unseres 
Buches hat Herr Prof. Hartmann auch nicht 
das geringste Anrecht. 

H. Bacr, A. Christmann. 


Arthur Schopenhauers sämtliche Werke in 
vierzehn Bänden. Herausgegeben von Paul 
Deußen. Verlag R. Piper & Co., München. 
Preis pro Bd. geh. M. 6,—, Leinen M. 8,—, 
Halbfranz M. 10,—. 

Es ist in unserer Verbandszeitschrift von 
Anfang an ständig darauf hingewiesen worden, 
daß der Diplom-Ingenieur über die Grenzen 
seines Faches hinausblicken soll. Je höher sein 
Standpunkt, je weiter sein Gesichtskreis, desto 
besser wird er seine Aufgabe, an der Leitung 
unserer Industrie teilzunehmen, erfüllen können. 
In erster Linie werden ihn neben einer gründ- 
lichen Fachbildung wirtschaftliche und recht- 
liche Studien fördern, die ja auch heute schon 
während der Ausbildung von ihm verlangt wer- 
den. Immer mehr macht sich aber auch das 
Bedürfnis geltend, noch allgemeinere Gesichts- 


punkte, als diese Spezialwissenschaften geben 
können, zu benutzen, teils um daraus prak- 
tische Folgerungen für den Einzelfall zu ziehen, 
teils um eine richtige Einordnung der Spezial- 
wissenschaften in das Gesamtgebiet des mensch- 
lichen Denkens und damit eine richtige Ab- 
grenzung und Bewertung dieser Wissenschaften 
gegen einander zu erhalten. Auch die Prin- 
zipien der Erkenntnis und des Denkens, auf 
die sich ja jede Wissenschaft schließlich auf- 
baut, darf man nicht vernachlässigen, will man 
seine Wissenschaft von Grund auf nach jeder 
Richtung durchdringen. 

Das weist uns auf das Studium der Philo- 
sophie. Nach Kant soll der Gelehrte nicht nur 
mit dem einen Auge seiner Berufswissenschaft 
die Dinge betrachten, sondern er soll gleich- 
zeitig auch mit cinem zweiten, dem der Philo- 
sophie, in die Welt schauen, um ein plastisches 
Sehen, ein Sehen in die Tiefe zu erreichen. 


„Es gibt doch aber so viele Philosophen‘, 
warf man mir neulich ein, „wie findet der 
mit Arbeit gewiß nicht kärglich bedachte Inge- 
nieur noch Zeit, sich in dieses ungeheure (ic- 
biet einzuarbeiten; er wird vielleicht ein paar 
Schriften von Haeckel und Ostwald lesen und 
aus diesen heraus sich eine Weltanschauung 
bilden müssen“. Wenn man mich fragt, welcher 
Philosoph dem Ingenieur wohl am meisten zu- 
sagen dürfte und ihn gleichzeitig das Gesamt- 
gebiet menschlicher Denktätigkeit überschen 
läßt, so nenne ich Arthur Schopenhauer. 
Ich glaube in einer kleinen Arbeit (s. Zeit- 
schrift 1911, S. 573 ff.) den Nachweis geführt 
zu haben, daß cine nahe Verwandtschaft 
zwischen der Denkweise des Ingenieurs und der 
Schopenhauers besteht, die gerade uns Inge- 
nieuren die Schriften des Philosophen, ganz 
abgesehen von seinem glänzenden Stil, so lesbar 
macht. Das anschauliche Denken, das Schopen- 
hauer im Gegensatz zu allen seinen Vorgängern 
in den Vordergrund stellt, ist dem Ingenieur 
etwas geläufiges; er ist gewohnt, die Dinge 
aus der Anschauung heraus zu verstehen und 
dem Begriff als ciner Abstraktion und somit 
als etwas Unvollkommenem erst die zweite Rolle 
anzuweisen (s. auch ,,Anschauliches und be- 
griffliches Denken“, Zeitschrift 1912, S. 322 ff.). 
Wenn man Schopenhauers naturphilosophische 
Schriften liest, so kann man nur bedauern, daß 
die Technik zu seiner Zeit noch nicht zu ihrer 
heutigen Höhe entwickelt war, er hätte sicher- 
lich auch sie mit in seine Betrachtungen hinein- 
gezogen und uns eine Philosophie der Technik 
gegeben, die uns, von einem mißglückten Ver- 
such eines Philologen in den sicbenziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts abgesehen, leider 
immer noch fehlt. — | 

Die neue, vollständige Schopenhauer-Ausgabe, 
von dem Vorsitzenden der Schopenhauer-Gesell- 
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schaft Prof. Deußen, Kiel, herausgegeben, ist 
für das Studium des Philosophen besonders zu 
empfehlen. Nicht nur erscheint sie in vornehmer 
Ausstattung mit großem, deutlichem Druck, im 
Gegensatz zu der vielverbreiteten Griesebach- 
schen Reklam-Ausgabe, sondern sie bringt auch 
zum erstenmal vollständig die Vorlesungen, die 
Schopenhauer für seine Tätigkeit an der 
Berliner Universität ausgearbeitet hatte. 

Gerade diese Vorlesungen eignen sich für 
eine erste Einführung in seine Philosophie außer- 
ordentlich gut, denn sie enthalten das ganze 
System in großen Zügen, dabei gleichzeitig in 
angenehmer, leichter Vortragsform. Diese bei- 
den Bände (9 und 10) sind bereits erschienen 
und ebenso die vier ersten, welche die Haupt- 
schriften enthalten und von denen dem An- 
fanger der dritte Band (Satz vom Grunde, 
Willen in der Natur, Grundprobleme der Ethik) 
als Vorlektüre für das Hauptwerk zu emp- 
fehlen ist. | 

Für denjenigen, der über anderen Studien 
den größten Teil der philologischen Schulweis- 
heit wieder vergessen hat, hat die Ausgabe noch 
den nicht zu unterschätzenden Vorteil, daß sie 
eine Uebersetzung aller der vielen fremd- 
sprachigen Zitate bringt. — 

Der Ingenieur, der Mann des Lebens und der 
Tat, lasse sich nicht durch den Pessimismus 
Schopenhauers, auf den übrigens vielfach in 
übertriebenem Maße hingewiesen wird, ab- 
schrecken, seine Werke zu studieren. Wir 
brauchen nicht alles restlos annehmen, was der 
Philosoph geschrieben hat. Die richtige Aus- 
lese zu treffen ist nicht schwer, und wir finden 
noch genug in seinem Werke, dem wir ohne 
weiteres zustimmen können. 

Darum ist zu wünschen, daß die neue Aus- 
gabe dem Meister recht viele Freunde auch 
aus den Kreisen der Diplom-Ingenieure zu- 
fuhren möge. 

Tipl-Jng. Carl Weihe. 
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Zwei Biicher iiber Diesel und den Dieselmotor. 


Die letzten 20 Jahre waren die Ent- 
wicklungsjahre der Wärmekraftmaschinen mit 


innerer Verbrennung, der Gaskraftmaschinen 
und der Oelmaschinen. Zwei Maschinen- 
gattungen insbesondere sind es, die eine 


wesentliche Rolle in diesem Entwicklungsvor- 
gange gespielt haben, nämlich die Gasmaschine 
tür arme Gase (Gichtgas und Generatorgas) 
und die nach dem Ingenieur Diesel benannte 
Oelmaschine. Der Einfluß dieser beiden For- 
men der Verbrennungsmaschinen war ein so 
sroßer, daß man fast sagen kann, daß 
erst seit ihrem Auftreten ein Verbrennungs- 
maschinenbau im Sinne einer wirtschaftlichen 
Fabrikation und einer volkswirtschaftlich be- 
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deutungsvollen Industrie existiert. Es kann frag- 
lich sein, ob es heute schon an der Zeit ist, 
Rückblicke — und seien sie auch rein ge- 
schichtlicher Art — auf die letzten 20 Jahre 
Verbrennungsmaschinenbau zu werfen, dese wir 
stehen in recht vieler Hinsicht noch immer 
in dem vollen Gange der Entwicklung, und 
mancher Vorgang kann, auch wenn er einige 
Jahre zurückliegt, in seiner Tragweite noch 
nicht übersehen werden. Weder die Explo- 
sionsmaschinen noch die Maschine mit geregelter 
Verbrennung sind am Ende der konstruktiven 
bzw. der Anwendungsmöglichkeiten angelangt. 
Um so vorsichtiger muß man sein bei der 
literarischer Arbeiten, die in 
historischem oder biographischem Gewande zu 
uns kommen und derartige Rückblicke bringen 
wollen. Hinzu kommt, daß wohl nur recht 
wenige von den Männern, die die erwähnte 
Entwicklung, an ihr teilnehmend, mit erlebt 
haben, heute schon den richtigen Abstand von 
den Dingen und Ereignissen haben oder inne- 
halten können, um ganz klare und genügend 
umfassende Bilder des allmählich Gewordenen 
und des Werdeganges selbst zu gewinnen und 
wiederzugeben. Viel mehr als irgendwo anders 
ist hier der Satz zu beachten, daß jedes Ge- 
schichtsbild nur eine Projektion der wirklichen 
Geschehnisse durch das Temperament des Ge- 
schichtsschreibers ist, denn bei den kurzen Ab- 
ständen müssen viel leichter Verzerrungen des 
Bildes auftreten. Man darf wohl ohne großen 
Fehler sagen, daß eine rein objektive Ge- 
schichtsschreibung über so kurz zurückliegende 
Dinge und Ereignisse, wie sie im Verbrennungs- 
maschinenbau vorliegen, fast unmöglich ist. 
Unter diesen Gewichtspunkten betrachte ich 
die beiden vorliegenden Schriften, wobei ich be- 
merke, daß es nicht die einzigen über diesen 


Gegenstand sind, daß mir aber z.Z. nur diese 


beiden vorliegen. 

Der Dieseimythus. Qucellenmäßige Ge- 
schichte der Entstehung des heutigen Oelmotors 
von J. Lüders, früher Professor an der Kgl. 
Technischen Hochschule Aachen. Mit 12 Fi- 
guren im Text, 236 S. gr. 8° Berlin 1913, 
M. Krayn. | 

Dieses Buch kann als schlagender Beweis für 
die oben gegebenen Sätze gelten. Es zeigt, daß 
der Verfasser weder persönlich noch sachlich 
den richtigen Abstand wahren kann, denn fast 
alle Bilder, die er gibt, sind so sehr getrübt 
durch persönliche Momente, daß von geschicht- 
licher Darstellung kaum noch die Rede ist. Ich 
glaube, daß, wenn der Verfasser das Persönliche 
aus seiner Schrift herausgelassen hätte, von der- 
selben so gut wie nichts erschienen wäre. Sach- 
lich enthält schon der Titel eine grobe Un- 
richtigkeit, denn die Schrift ist alles andere als 
eine Geschichte des Oelmotors. Sie enthält 
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nichts als eine Darstellung (immer durch die 
Brille des Verfassers gesehen) der Entwicklung 
des Dieselmotors von 1893 bis etwa 1898, aber 
ganz und gar nichts, was sich auf andere Oel- 
motoren bezieht, die doch auch vorhanden sind 
und ihre Rolle gespielt haben und weiter spielen. 
Hiervon aber ganz abgesehen, darf das Buch 
sich nicht als Geschichte bezeichnen. Man 
braucht nicht viel mehr als die erste Seite 
der Einleitung zu lesen, um sofort zu erkennen, 
daß es sich um nichts handelt, als um per- 
sönliche Angriffe gegen Diesel, an denen die 
Nachwelt ganz sicher kein Interesse haben kann. 
Diesen Angriffen wird ein historisches Mäntel- 
chen umpgehängt, indem Literaturstellen zitiert 
und in wissenschaftlich sein sollender Art inter- 
pretiert werden; die Angriffe werden aber in 
einem Tone vorgebracht, der alles andere als 
eines wissenschaftlichen Forschers würdig ist. Es 
wird dem Konstrukteur des Dieselmotors (und 
das bleibt Diesel trotz allem) nichts Geringeres 
vorgeworfen, als absolute Ignoranz auf ungefähr 
allen in Frage kommenden Gebieten des Kraft- 
maschinenbaues, absichtliche Täuschung der be- 
teiligten Firmen und Personen über die Ur- 
sachen der im Laufe der Entwicklung aufge- 
tretenen Erscheinungen, schließlich Unwahrhaf- 
tigkeit in höchster Potenz bis in die letzten 
Jahre hinein, 

Lüders sagt (auf S. 8), „Es müssen nicht 
allein die Deutungen, welche Diesel den von 
ihm berichteten Tatsachen gibt, in weitgehen- 
dem Maße angegriffen werden, sondern es zeigt 
sich auch, daß gewisse, unzweifelhaft vorhan- 
dene Tatsachen von ihm verschwiegen werden, 
und daß andere angebliche Tatsachen nicht vor- 
handen gewesen sein können.“ 

Weshalb diese Notwendigkeit besteht, sagt 
der Verfasser nicht. Ich habe mich auch ver- 
geblich bemüht, aus dem Inhalt des Buches 
eine Unterlage dafür zu finden, daß der ange- 
zogene Satz richtig ist. M. E. müßte es ge- 
nügen, die zum großen Teil schon bekannten, 
in Diesels Versuchsberichten und Diagrammen 
niedergelegten Tatsachen zu kennen (und dazu 
steht im Deutschen Museum das Material 
zur Verfügung), um zu sehen, wie weit 
Diesel klar und zielbewußt gearbeitet hat 
und wie weit er sich hat von den Personen 
und den Ereignissen treiben lassen; wobei es 
dahingestellt bleiben mag, ob es überhaupt wich- 
tig ist, das zu wissen. Viel wichtiger scheint 
es mir, genau zu verfolgen, wo, weshalb und 
wann bei dem systematischen Aufbau des Diesel- 
motors (mag das System auch falsch gewesen 
sein) Irrwege gegangen worden sind. Das er- 
weisen aber viel klarer, als irgend jemand sonst 
das könnte, die Versuchsberichte und Diagramme, 
die Lüders nicht kennt. Die Person Dicsels 
scheidet dabei völlig aus, was übrigens, soviel 
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ich Diesel persönlich habe kennen gelernt, auch 
wohl dessen eigene Ansicht gewesen ist. Daß 
er vielleicht reichlich hoch für seine wirklichen 
Leistungen bezahlt worden ist, kann m.E. keinen 
vernünftigen Grund zu einer solchen Schrift 
abgeben. Weshalb also das Buch, dessen rein 
literarische Quellen — denn praktisch hat Lüders 
nie etwas mit dem Dieselmotorenbau zu tun 
gehabt — auch ohne das vorliegende Buch für 
jedermann offen standen und stehen, geschrie- 
ben worden ist, wird wohl jedem Leser schleier- 
haft bleiben. 


Bei mir selbst hat ursprünglich die Absicht 
bestanden, eine Besprechung zu unterlassen. Ich 
habe es aber dennoch im Interesse des guten 
Tones in technischen Kreisen für nötig ge- 
halten, das oben Gesagte zu sagen, denn sonst 
kommen wir bald in die für den Ingenieurstand 
nicht sehr angenehme Notlage, nach einem neuen 
Sudermann rufen zu müssen, der über ,,die 
Verrohung der Kritik technischer Arbeit“ 
schreibt. 


Die Entstehung des Dieselmotors 
von Rudolf Diesel, Tr.-Sng. h.c. Mit 
83 Textfiguren und 3 Taieln. 158 S., 4°, Berlin 
1913. Julius Springer. 

Diesels letzte Schrift. Man möchte wünschen, 
daß er länger gelebt hätte, um die Wirkung 
dieses Buches zu sehen und Stellung zu den An- 
griffen nehmen zu können, die sie erneut her- 
vorgerufen hat. Die Angriffe, die etwa seit 
1898 geruht hatten, begannen von neuem bei 
der Diskussion des Dieselschen Vortrages auf 
der Versammlung der schiffbautechnischen Ge- 
sellschaft im November 1912. Die Aeußerungen 
der beiden Herren Dr.-Jug. Nägel-Dresden und 
Riedler-Berlin in dieser Diskussion sind dann 
auch wohl der Grund für das Erscheinen des 
vorliegenden Buches gewesen, das gegen das 
der genannten Versammlung, bzw. 
gegen die in derselben vorgelegten Druck- 
sachen Veränderungen aufweist, die wesentlich 
der Klarstellung von Dicsels eigener Arbeit 
dienen sollten. Ganz klar ist die Sachlage auch 
durch diese Schrift nicht geworden. Es ist nieht 
scharf geschieden zwischen dem, was Diesel 
selbst geleistet hat, bzw. was seine eigenen 
Gedanken bei der Entwicklung des Diesel- 
motors gewesen sind, und dem, was sich im 
Laufe der Arbeiten als notwendige Maßnahmen 
herausgestellt hat bzw. aus den Arbeiten von 
Diesels Mitarbeitern hervorgegangen ist. 


Also kein bedeutendes Buch, auch keine Ge- 
schichte des Dieselmotors, wieder aus den in 
der Einleitung betonten Gesichtspunkten her- 
aus. Auch Diesel hatte nicht den genügenden 
Abstand gegenüber seinen eigenen Arbeiten. 
Immerhin ist das Buch lesenswert, schon weil 
es einen Teil der Versuchsberichte enthält. Eine 
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erschopfende Behandlung des Gegenstandes (wie 
der Verfasser in der Vorrede sagt) stellt es 
allerdings nicht dar. Doch dafür ist ja das im 
Deutschen Museum aufgelegte Original-Material 
vorhanden. 

Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
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Die gemischt privaten und öffentlichen Unter- 
nehmungen auf dem Gebiete der Elektrizitäts- 
und Gasversorgung und des Straßenbahnwesens. 
Von Prof. Dr. phil. et jur. Richard Passow. 
Verlag G. Fischer, Jena 1912. 


Das vorliegende Buch behandelt zum ersten- 
mal in ausführlicher Weise das in der jüngsten 
Zeit so aktuelle Thema des Betriebes indu- 
strieller Unternehmen — Elektrizitätswerke, Gas- 
anstalten und Straßenbahnen — durch private 
Gesellschaften unter Beteiligung öffentlicher 
Körperschaften. In dem ersten und größten Teil 
gibt der Verfasser einen Ueberblick über die be- 
reits bestehenden, bedeutenden Unternehmungen 
dieser Art, beginnend mit dem Rheinisch-West- 
falischen Elektrizitätswerk A.-G. Essen, das als 
erstes Werk für alle anderen vorbildlich gewesen 
ist. Unter sorgfältiger Hervorhebung aller 
wesentlichen Momente wird deren Entstenung 
und Entwicklung ausführlich geschildert, wobei 
ein umfangreiches Material bearbeitet worden 
ist. Im zweiten Teil reiht sich eine kritische Be- 
sprechung dieser neuen Organisationsform an, 
die bekanntlich darin besteht, daß Unternehmun- 
gen der genannten Art als private Gesellschaf- 
ten, meist in der Form der Aktiengesellschaften, 
betrieben werden und daß dabei eim Teil der 
Aktien von Städten oder Kreisen erworben wird, 
die sich so einen Einfluß auf die Leitung der 
Werke sichern. Die Städte haben so den Vor- 
teil, daß jetzt großzügig angelegte Werke unter 
Aufwendung des geringst möglichen Anlage- 
kapitales und bei sonst unerreichbar niedrigen 
Produktionskosten für Gas und Elektrizität ent- 
stehen, über die sic sich allein kaum geeinigt 
haben würden. Anderseits kann sich das private 
Unternehmen wieder den billigen Kommunal- 
kredit zunutze machen. Mit Rücksicht hierauf 
meint der Verfasser auch mit Recht, daß diese 
neue Unternehmungsform in Zukunft häufig ge- 
wählt werden dürfte. Diese Annahme hat in- 
zwischen bereits mehrfach Bestätigung gefunden, 
erinnert sei nur an die Beteiligung des Ham- 
burgischen Staates an den Hamburger Elek- 
trizitätswerken A.-G. und besonders akut ist 
die Frage jetzt in Berlin mit bezug auf die 
Berliner Elektrizitätswerke geworden. Den von 
Ministerialdirektor Dr. Freund gemachten Vor- 
schlag, dem gemischt-wirtschaftlichen Unter- 
nehmen — der von Dr. Freund eingeführte 
Name — eine neue gesetzlich festgelegte Form 


zu geben, unterstützt Prof. Passow nicht. Man 
muß zugeben, daß sich bisher eine dringende 
Notwendigkeit hierfür noch nicht herausgestellt 
hat. 

Das Passowsche Buch wird noch dadurch 
besonders wertvoll, daß die Ausführungen durch 
Wiedergabe ganzer Verträge oder wichtigster 
Teile derselben bereichert sind; es birgt daher 
ein unentbehrliches Material für alle die, welche 
als Leiter von Kommunen oder von Elektrizi- 
tätsgesellschaften usw. sich mit dem Problem 
der Gründung eines solchen gemischt privaten 
und öffentlichen Unternehmens zu befassen 
haben. 

Dr.-ing. Otto Vent. 
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Die Wirtschaftlichkeit als Konstruktionsprinzip 
im Eisenbetonbau. Von Dr.-Ing. Max Mayer. 
Verlag von Julius Springer in Berlin. Preis 
5,40 Mark. 

Ueber die wirtschaftlichste Dimensionierung 
der Eisenbetonkonstruktionen sind in den letzten 
Jahren in der einschlägigen Fachpresse wieder- 
holt Aufsätze erschienen, vorliegende Arbeit je- 
doch versucht zum erstenmal diese Frage ganz 
allgemein auf wissenschaftlicher Grundlage zu 
lösen. Der Hauptgedanke des Werkes läßt sich 
kurz in folgendem Satz formulieren: 


Sprechen bei der Querschnittsbemessung einer 
Eisenbetonkonstruktion keine besonderen Ge- 
sichtspunkte (architekt. Forderungen, beschränkte 
Bauhöhe usw.) mit, so hat die Dimensionierung 
nach Wirtschaftlichkeitsgründen derart zu er- 
folgen, daß die Gesamtbaukosten ein Minimum 
werden. 

Ausgehend von der allgemeinen Gleichung für 
die Baukosten K=$.b+tere+ts.s, wo B, sund s 
die Einheitspreise für Beton, Eisen und Schalung 
und b, e, und s die zugehörigen Massen, r 
einen Massenkoeffizient für das Eisen bedeuten, 
entwickelt der Verfasser dann für die einzelnen 
Konstruktionselemente (Platte, Plattenbalken und 
exzentrisch belasteten, doppelt- armierten Quer- 
schnitt) die wirtschaftlichsten Dimensionierungs- 
formeln. Eine einfache Ueberlegung ergibt zu- 
nächst, daß eine der beiden zulässigen Span- 
nungen sb und se voll auszunutzen ist, die der 
wirtschaftlichsten Dimensionierung entsprech- 
ende zweite Beanspruchung ergibt sich aus der 
Bedingung k=Minimum. - Liegt hierbei die aus 
der Minimumsbedingung abgeleitete Beanspruch- 
ung außerhalb der zulässigen Grenze, so darf 
natürlich nur der zulässige Wert angesetzt wer- 
den, in diesem Falle ist eine theoretisch voll- 
kommene Ausnutzung nicht möglich. Bei der 
Platte zeigt es sich nun, daß bei den hier 
(d. h. bei uns in Deutschland) üblichen Ein- 
heitspreisen die Dimensionierung nach den zu- 
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lassigen Spannungen in den meisten Fallen auch 
dic wirtschaftlichste ist; eine Ausnahme hier- 
von macht nur die kreuzweise und doppelt 
armierte Platte, bei der es wirtschaftlicher 
ist, die Betonbeanspruchung nicht voll auszu- 
nutzen. 

Beim Plattenbalken ergibt sich die wirt- 
schaftlichste Dimensionierung bei den üblichen 
E:nheitspreisen etwa bei ob = 30 kg/qem, was 
ja allen Konstrukteuren schon lange bekannt ist. 

Im dritten Abschnitt wird dann der exzen- 
trisch belastete Querschnitt untersucht, der ja 
in den meisten Fallen eine doppelte Armierung 
erfordert. Es fällt dann die Bedingung K=Mini- 
mum zusammen mit der bekannten Forderung 
YfeeMinimum,; hierbei muß die Druckbeanspruch- 
ung voll ausgenutzt werden, während die wirt- 
schaftlichste Zugbeanspruchung se jeweils zu 
bestimmen ist. Es werden dann an Hand der 
Gleichungen die Kriterien untersucht, wann eine 
der beiden Armierungen aus wirtschaftlichen 
Gründen fortfallen muß. 

Im Anhang schließlich sind noch Angaben 
über die Selbstkostenberechnungen, Aufstellung 
der Massen und Ermittlung der Einheitspreise 
gemacht. An zahlreichen Beispielen werden die 
gewonnenen Resultate näher erläutert. 

Die Abhandlung ist außerordentlich klar ge- 
schricben, und die beigefügten Tabellen er- 
leichtern außerordentlich die praktische Anwen- 
dung. 

Wenn auch die gewonnenen Ergebnisse im 
allgcmeinen die allen Konstrukteuren längst be- 
kannten Tatsachen nur bestätigen, so muß das 
Studium des Werkes doch allen in der Praxis 
stehenden Ingenieuren warm empfohlen werden, 
da es viele für die Praxis wertvolle Anregun- 
gen gibt, die in jedem einzelnen Fall wirtschaft- 
Iıchste Dimensionierung zu wählen. 


Tipl-ing. Friedlaender. 


* * * 


Bücherschau. 


Bei der Schriftleitung eingegangene Bücher. 
(Besprechung vorbehalten.) 


Mitgliedschaft und Ausschließung in der Praxis des Reichs- 
gerichts. Ein kritischer Beitrag zum inneren Vereinsrecht von 
Dr. Karl Heinsheimer, Professor an der Universität 
Heidelberg. Preis brosch. M. 2,00. Verlag von Otto Lieb- 
mann, Berlin 1913. 


Reichsversicherungsordnung nebst dem Einführungsgesetz 
vom 19. Juli 1911. — Versicherungsgesetz für Angestellte 
vom 20. Dez. 1911. Textausgaben mit Sachregister. Liliput- 
Ausgabe Band 3. Preis geb. M. 1,50. Verlag von Otto Lieb- 
mann, Berlin 1913. 


Die Baumaschine. Zeitschrift für Herstellung und Anwendung 
der bei Banausführungen erforderlichen Maschinen, Geräte und 
Vorrichtungen. Herausgegeben von Dipl.-Ing. W. Schwaab. 
Verlag von Otto Spamer in Leipzig. Jährlich 24 Hefte. Preis 
vierteljäsrlich M. 4,—. 


Verbandsnachrichten. 
Vom Vorstande. 


Das diesjährige Mitgliederverzeichnis, welches 
dieser Tage zum Versand gelangt, wird den 
Mitgliedern auf Wunsch kostenlos zugeschickt. 
Wir bitten daher um umgehende Mitteilung, wer 
ein Verzeichnis zu erhalten wünscht, da wir nach 
der Höhe der Anmeldungen die Anzahl der in 


Druck zu gebenden Exemplare festsetzen wollen. 
x 


* 
* 


Für die Herren Schriftführer der Bezirks-Vereine. 


Um Weiterungen zu vermeiden, die sich durch 
Umzug von Mitgliedern aus einem Ort nach 
einem anderen Ort ergeben könnten, bringen wir 
den bei Umzügen seitens der Schriftführer der 
Bezirksvereine zu beobachtenden Modus in Er- 
innerung: 

Gemäß dem zurzeit geübten Verfahren er- 
folgen beim Verzug eines Mitgliedes von einem 
Ort nach dem Ort des Bereiches eines anderen 
Bezirksvereins drei Mitteilungen: 

1. An den bisherigen Bezirksverein durch die 
Verbandszeitschrift am 1. und 15. eines 
jeden Monats. 

2. An den Bezirksverein des neuen Wohn- 
ortes durch Uebersendung der Kartothek- 


Karte. 

3. An den Verziehenden selbst unter Mit- 
teilung des neuen Bezirksvereins und 
unter der gleichzeitigen Aufforderung, 


eventuell Widerspruch gegen die Ueber- 
weisung zu erheben. 

Der Vorstand erblickt in diesem Modus 
die beste Lösung, da durch dieses Verfahren 
einerseits das Selbstbestimmungsrecht jedes 
einzelnen Mitgliedes im Sinne des Beschlusses 
der letzten ordentlichen Ausschuß - Sitzung 
gewahrt bleibt und anderseits alle diejenigen 
Vorteile erzielt werden, die die Anhänger der 
zwangsweisen Zuweisung der Mitglieder zu ganz 
bestimmten Bezirksvereinen geltend machen. 
Die Geschäftsstelle. 

s 


* 
e 


Adressen-Aenderungen. 


Es kommt fortwährend vor, daß die Herren Mit- 
glieder bei Angabe der Adressenänderung nie mit- 
teilen, ob die Veränderung der Wohnung als dauernd 
oder nur vorübergehend zu betrachten ist. Infolge- 
dessen entstehen der Verbandsleitung unnötige Schreib- 
arbeiten. Wir bitten für die Zukunft bei Angabe der 
Adressenänderungen stets anzugeben, ob die Ueber- 
siedlung als dauernd oder vorübergehend zu betrach- 
ten ist. Die (Geschäftsstelle. 


* a 
A 


Herr C. M. Lewin, beratender Fachmann für Fabrik- 
organisation, welcher vielen unseren Mitgliedern durch 
seine zahlreichen Veröffentlichungen, insbesondere 
durch seine bekannten Bücher: „Werkstättenbuch- 
führung für moderne Fabrikbetriebe« und „Der 
Fabrikbetrieb“ wohl bekannt ist, hat für die Hilfskasse 
100 Exemplare seiner Broschüre: „Die Inventarisierung 
von Industrie- und Gewerbebetrieben« gespendet. 
Dieses kleine Werk behandelt die hochwichtige Ab- 
schreibungsfrage für Maschinen, Gebäuden, Werkzeugen 
etc. und kann von unseren Mitgliedern zum Vorzugs- 
preise von Mk. 1,50 (Ladenpreis Mk. 2,50) bei freier 
Zustellung von unserer Geschäftsstelle bezogen werden. 


Die Gesehiiftsstelle. 


QD. # Aus den Bezirksvereinen — Hilfskasse des Verbandes — Personalia 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Berlin. Der Bezirksverein Berlin feiert 
sein diesjahriges Winterfest am Sonnabend, 
den 24. Januar in den Raumen des Hotels ,,Prinz 
Albrecht“, Berlin, Prinz-Albrecht-Str. 9. Der 
Ball beginnt pünktlich 9 Uhr, das Abendessen 
wird später gemeinsam an kleinen Tischen ein- 
genommen. 

Alle Verbandsmitelieder sind zur Teilnahme 
herzlichst eingeladen. Die Einführung von Gästen, 
die nicht, dem Verbande angehören, sowie von 
deren Angehörigen wird gern gestattet. Doch 
wird um möglichst baldige Anmeldung dersel- 
ben gebeten (an Tipl=-àng. Häpke, Charlotten- 
burg. Dahlmannstr. +), damit die nötigen Ein- 


ladungen noch rechtzeitig zugesandt werden 
können. 

Der Preis der Teilnehmerkarte (einschließ- 
lich trockenem Gedeck) beträgt 6 M. 

s + 
x 

In der Sitzung vom 9. Dezember 1913 

sprach Regierungs - Baumeister a. D. Tinte tig. 


Philipp an Hand von Lichtbildern über das 
Thema „Die Bewährung der Eisenbetonbauweise 
bei Explosionen". Er gab zunächst cine ein- 
gehende Schilderung eines Explosionsfalles, den 
er selbst untersucht hat und der sich in Dresden 
im Palasthotel Weber ereignete und den Beweis 
erbrachte, daß die Eisenbetonbauweise wie Keine 
andere Widerstand gegen Explosionskräfte bietet, 
daß sie geeignet ist, Explosionswirkungen ört- 
lich zu beschränken, sofern man den frazlichen 
Räumen einen geeigneten Platz im GrundriD an- 
weist und der Kraft Were läßt, auf denen sie 
möglichst schnell nach außen wirken kann. 
. An einer großen Reihe ähnlicher Fälle verstärkte 
er den Beweis; nachdem er dann über Ertah- 
rungen bei künstlich bewirkten Explosionen, bei 
Spreneungen, Beseitigung von Eisenbetonbauten 
an Hand von Beispielen berichtet hatte, ging 
er zu weiteren Nutzioleerungen über. Er emptahl 
hierbei, da die große Erschütterungsfestiekeit 
des Eisenbetons reichlich bewiesen sei, die An- 
wendung der Eisenbetonbauweise in Erdbeben- 
gerenden, für Sprengstoffmagazine, für Festungs-, 
Schießstardbauten usw. und beschrieb auch 
einige mit Erfolg hergestellte Anlagen dieser 
Art, 

Eine rege Diskussion folgte dem Vortrase. 

Sodann berichtete Patentanwalt Tipf.- na. Dr. 
Lang über die Verhandlungen. auf der jeizten 
Sitzung des Ausschusses für technisches Schul- 
wesen. Unter Beifall der Versammlung gab er 
von der Meinung der leitenden Männer der In- 
dustrie Kenntnis, die ein weiteres Examen nach 
dem Diplom-Examen für die Praxis nicht dur 
erforderlich und wünschenswert halten. 


B.-V. Bresiau. Ab 1. Januar 1914 erteilt Aus- 
kunit und sind Zuschriften zu richten an: Tivt.s 
Ang. E. Stocker, Assistent a. d. Techn. Hoch- 
schule, Breslau 10. 


B.-V.Chemnitz. Ab 1. Januar 1914 erteilt Aus- 
kunft und sind Zuschriften zu richten an: Qivl= 
aug. Ludwig Wagner, Chemnitz, Zwickausr 
Straße 150. 


B.-V. Darmstadt. Ab 1. Januar 1914 erteilt Aus- 
kunft und sind Zuschriften zu richten an: Tipl.= 
sug. Georg Kleinmann, Darmstadt, Bleich- 
straße 30,1. 


Liederhefte für die Bezirks-Vercine. 


Wir empfehlen den verehrlichen Bezirks-Ver- 
einen unsere Liederhefte, die aus Anlab der 
Leipziger - Diplom-Ingenieur - Zusammenkunft im 
Juni ds. Js. von uns in größerer Auflage herre- 
stellt sind. Die Hefte, mit gutem Kartoneinband 
und der Bezeichnung „Liederheft des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure‘“ versehen, ent- 
halten 80 der schönsten und zurzeit am meisten 
eesungenen Lieder und sind recht gut gceienet, 
die geselligen Abende der Bezirksvereine zu 


unterstützen. Wir geben die Hefte, solange der 
Vorrat reicht, zum Preise von 30 Pt. das 
Stück ab. 


B.-V. Leipzie. 


Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 


BY Kiel. 2. 3. we ce ers . Mk. 24.— 


B.-V. München . u de. ga ao ta ee 2S 
Dipl- Jug. Oskar Wundram, Hamburg . » 5.— 


Wir bitten diejenigen Herren Kollegen, welche die 
von ihnen gezeichneten Zuwendungen noch nicht 
gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmöglichste Einsendung der betreffenden Be- 
trage, 

Das Kuratorium 


i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Personalia. 


Dem Oberlehrer an der Königl. Bauvewerkschule 
zu Essen Dipl. Jug. Machmar (Mitglied des 
V. D. D.-I.) ist der Charakter Professor verliehen 
worden. 


Beim Ausbleiben oder bei verspäteter Lieferung einer Nummer wende man sich stets an den 


Briefträger oder die zuständige Bestell- Postanstalt. 


Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht 


in anzemessener Frist erfolzen, schreibe man unter Angabe der bereits unternommenen Schritte an 


den Verlag unserer Zeitung. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Baumeistertitel und Bundesrat. 
Zur Auslegung des 8 133 Ats. 2 Gewerbe-Ordnung. 


Gutachten, erstattet an den Verband Deutscher Diplom -Ingenieure 
von Dr. P. Siméon, Kammergerichtsrat a. D., juristischer Oberbeamter des Verbandes Groß-Berlin. 


Der § 133 Abs. 2 der GewO. in der 
Fassung des abändernden Gesetzes vom 30. Mai 
1908 überträgt dem Bundesrate die Befugnis zu 
einer Ausführungsverordnung, von der er bis- 
lang noch keinen Gebrauch gemacht hat: 

„Die Befugnis zur Führung des Meister- 
titels in Verbindung mit einer anderen Be- 
zeichnung, die auf cine Tätigkeit im Bau- 
gewerbe hinweist, insbesondere des Titels 

Baumeister und Baugewerksmeister, wird 

durch den Bundesrat geregelt.‘ 


Ueber die Tragweite der Ermächtigung und 
über den Inhalt, den hiernach eine von dem 
Bundesrate zu erlassende Ausführungsverord- 
nung zum 8 133 GewO. haben dürfte, sind 
unklare Vorstellungen verbreitet, die so- 
wohl in der Tages- und Fachpresse als auch in 
den Verhandlungen von Vereinigungen und In- 
teressenvertretungen der beteiligten Kreise Aus- 
druck gefunden haben. Um die Vorschrift richtig 
auszulegen, ist es erforderlich, ihre Entstehungs- 
geschichte zu beachten und ihre systematische 
Stellung im deutschen Gesctzesrechte festzu- 
stellen. 

Das Gesetz vom 26. Juli 1897, welches die 
Rechtsverhältnisse des Handwerkes neu ordnete 
und dem ganzen Titel VI der GewO. eine 
veränderte Fassung gab, befaßte sich im § 133 
auch mit dem Meistertitel. Es knüpfte ihn in 


seiner ursprünglichen Fassung. an die Befugnis, 
Lehrlinge anzuleiten und an des Bestchen der 
Meisterprüfung: 

„Den Meistertitel in Verbindung mit der 
Bezeichnung eines Handwerkes dürfen nur 
Handwerker führen, wenn sie in ihrem 
Gewerbe die Befugnis zur Anleitung von Lehr- 
lingen erworben (§ 129) und die Meister- 
prüfung bestanden haben.“ 


Es folgten dann nähere Bestimmungen über 
die Meisterprüfung, zu deren Ergänzung 
die Ausführungsanweisung zur GewO. vom 
1. Mai 1904 in den §§ 214 bis 217 weitere Vor- 
schriften gegeben hatte. Die Begründung zur 
Handwerkernovelle vom 26. Juli 1897 (abgedr. 
bei v. Rohrscheidt GewO. 2A, Bd. H. 
S. 331) sagte ausdrücklich, daß der § 133 die 
Führung des Meistertitels nur für Hand- 
werker regele: 

„Deshalb wird die Berechtigung, den 
Meistertitel zu führen, von der Ablegung der 
Meisterprüfung nur für Handwerker 
abhängig gemacht werden können. 
Soll die Maßregel ihren Zweck erreichen und 
gegen mißbräuchliche Handhabung geschützt 
werden, so müssen die Voraussetzungen für 
das Recht zur Führung des Meistertitels für 
alleHandwerker desselben Hand- 
werkes tunlichst gleich geregelt werden“. 
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Rohrscheidt zieht daraus den unbedenklich 
richtigen Schluß, daß der Meistertitel, wenn er 
nicht verbunden mit einer Handwerksbezeich- 
nung erscheint, geführt werden kann, ohne daß 
besondere gewerberechtliche Vorbedingungen zu 
erfüllen sind (Meister, Werkmeister in Fabriken). 
Daß die GewO. mit Titeln anderer Bedeu- 
tung (Wachtmeister, Forstmeister) nichts zu tun 
hat, versteht sich von selbst, zumal derartige 
Titel überhaupt reichsrechtlicher Regelung 
nicht unterliegen, wie später noch auszuführen 
ist. Ergänzt wird der § 133 durch die Straf- 
bestimmung im 8 148 zu Nr. 9c GewO, 
die den mit öffentlicher Strafe bedroht, ,,wer 
unbefugt den Meistertitel führt“. 


In der Praxis haben sich nun nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes vom 26. Juli 1897 
Zweifel darüber ergeben, ob der Titel ,,Bau- 
meister‘‘ oder „Baugewerksmeister“ sich als 
Verbindung des Meistertitels mit 
der Bezeichnung eines Handwerkes 
darstelle und demgemäß gegen Mißbrauch durch 
die §§ 133, 148, Nr. 9c GewO. geschützt 
sei. Diese Titel wurden vielfach von Personen 
geführt, die die Meisterprüfung nicht 
bestanden hatten oder sich ohne gründliche 
bautechnische Vorkenntnis lediglich als Unter- 
nehmer von Bauten betitigten. Der preußische 
Minister für Handel und Gewerbe hatte in zwei 
Erlassen vom 28. November 1902 (HMinBl. 417, 
GewArch. 2, S. 342) und vom 23. März 1905 
(HMinBl. 65, GewArch. 4, S. 643) im An- 
schluB an die Rechtsprechung die Frage, 
ob im Titel „Baumeister“ oder „Baugewerks- 
meister‘ die Bezeichnung eines Handwerkes ent- 
halten sei, verneint. Es wurde darauf Gewicht 
gelegt, daß „Baugewerk‘“ ein Sammelbe- 
griff für die verschiedenen bei der Herstellung 
von Bauten mitwirkenden Handwerker sei, 
während das Gesetz in seiner damaligen Fassung 
und die Meisterprüfungsordnung den Meistertitel 
nur für bestimmte einzelne Handwerks- 
zweige schütze. 


Hier setzte nun die Novelle vom 30. Mai 
1908 ergänzend ein. Während sie im Abs. 1 
des § 133 die Befugnis, den Meistertitel ,,ver- 
bunden mit der Bezeichnung eines 
Handwerkes“ zu führen, nunmehr schlecht- 
hin an die Ablegung der Meisterprüfung knüpft, 
behandelt der neue Abs. 2 den Meistertitel in 
sciner Verbindung „mit einer anderen Be- 
zeichnung, die auf eine Tätigkeit im Bau- 
gewerbe hinweist‘, insbesondere in den bis 
dahin gebrauchten Formen „Baumeister“ 
und „Baugewerksmeister“. 


Die amtliche Begründung zum Entwurfe der 
Novelle von 1908 (S. 350) rechtfertigte diese 
Aenderung des ursprünglichen Textes von 1897 
wie folgt. Die zum Schutze des Meistertitels 


erlassenen Vorschriften (8 133 Abs. 1 und 
§ 148 Nr. 9c) seien von den Gerichten und den 
Verwaltungsbehörden streng dem Wort- 
laut entsprechend dahin ausgelegt, daß 
der Meistertitel den gesetzlichen Schutz nur ge- 
nieBe, wenn er verbunden mit der Bezeichnung 
eines bestimmten einzelnen Hand- 
werkes gebraucht werde. In Verbindung mit 
Bezeichnungen, unter denen der allgemeine oder 
örtliche Sprachgebrauch die Tätigkeit in ver- 
schiedenenverwandten Handwerks- 
artenzusammenzufassen pflege, sei der 
Meistertitel demzufolge nicht geschützt. 
Solchen Personen, denen der Titel ,,Maurer- 
und Zimmermeister‘‘ verboten sei, stehe die 
Bezeichnung als „Baumeister“ oder „Bauge- 
werksmeister‘‘ gleichwohl offen. Auf diesem 
Wege könne also die eigentliche Absicht des 
§ 133 erfolgreich umgangen werden. -Eine Be- 
zeichnung der gedachten Art nähere sich der 
Bezeichnung eines Handwerkes immerhin so, 
daß der Unterschied in nicht näher unter- 
richteten Kreisen leicht unbemerkt bleibe. Dar- 
aus folge eine Irreführung des Kundenkreises, 
der sich im Vertrauen auf den Meistertitel und 
die mit ihm verbundene ordnungsmäßige Vorbil- 
dung an die betreffenden Gewerbetreibenden mit 
seinen Aufträgen wende. In manchen Gegenden 
scien die beiden angeführten Bezeichnungen aus 
dem Baugewerbe nur bei solchen Personen üb- 
lich, die eine weitere Ausbildung als in nur 
einem einzelnen Handwerke, z.B. im Maurer- 
und Zimmergewerbe zusammen, ge- 
nossen haben. Werde nun der nach außen be- 
deutsamere Titel (Baumeister) nicht geschützt, 
sondern nur der minder bedeutsame (z. B. 
Maurermeister), so liege darin ein innerer Wider- 
spruch. Die Novelle wolle diesen beseitigen. 
Die Neuregelung könne sich auf das Bau- 
gewerbe beschränken; denn nur aus 
diesem scien Beschwerden laut geworden. Ein 
erweiterter Schutz der Bezeichnung für die 
nachweislich befähigten Unter- 
nehmer habe wegen der mit dem Baugewerbe 
verbundenen erhöhten Betriebsgefahr seine be- 
sondere Berechtigung. Die Begründung hebt 
weiter hervor, daß andere Benennungen von 
Baugewerbetreibenden, wie „Architekt“, nicht 
geschützt werden sollen, wohl aber solche ähn- 
lich klingenden, bisher aber noch nicht ge- 
bräuchlichen Benennungen, die auch den Meister- 
titel, verbunden mit einer Gewerbebezeichnung, 
verwenden, wie etwa „Baugewerbemeister‘“. 
Deshalb sci dem Entwurfe die weitere Fassung 
gegeben. Die einheitliche Regelung durch den 
Bundesrat sei vorgesehen, um den bei nur 
landesrechtlicher Regelung der Titelbefugnis ent- 
stehenden Zweifel auszuschalten, ob der einem 
fremden Bundesstaat angchörende Gewerbe- 
treibende am Aufenthaltsorte den nach seinem 
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Landesrechte zulässigen Titel führen dürfe, 
während er den cigenen Staatsangehörigen des 
Aufenthaltsstaats versagt sei. 


In den Verhandlungen des Reichstags ist 
Widerspruch gegen diese Ausführungen nicht 
erhoben worden. Der Abg. Linck billigte sie, 
indem er den Grundsatz aussprach, wer einen 
Titel in einem staatlich geordneten Verfahren 
erworben habe, müsse gegen diejenigen ge- 
schützt werden, die ihn führten, aber nicht 
erworben hätten. Da nun die Gerichte 
entschieden hätten, daß die unberechtigte Füh- 
rung des Titels Baumeister und Baugewerks- 
meister nicht verfolgt werden könne, seien be- 
sondere Bestimmungen nötig (Sten.Ber. 3-438). 
Aus dem Komm.-Ber. (S. 5309 der Drucks.) ist 
nur zu entnchmen, daß der von der Reichs- 
tagskommission angeregte, in der Plenarbera- 
tung endgültig formulierte (Abg. Pauli Sten. 
Ber. S. 5041) Satz 3 des Abs. 2: 


„Der Bundesrat kann ferner Vorschriften 
über die Führung des Meistertitels in Ver- 
bindung mit sonstigen Bezeichnungen er- 
lassen, die auf eine Tätigkeit im Handwerke 
hinweisen‘, i 


mit der hier erörterten Frage des Bau- 
meistertitels nichts zu tun hat. Dieser 
Satz 3 bezieht sich lediglich auf den Meister- 
titel in solchen Gewerben, bei denen er bisher 
nicht üblich war, wie Barbiere, Friseure, Buch- 
drucker, Elektrotechniker, Installateure, Kondi- 
toren. 


Der in diesen Ausführungen bisher noch nicht 
erwähnte Satz 2 des Abs. 2 regelt nun den 
Rechtszustand hinsichtlich des Baumeistertitels 
bis zum Inkrafttreten eines nach Satz 1 zu 
erlassenden Bundesratsbeschlusses: 


„Bis zum Inkrafttreten des Bundesratsbe- 
schlusses darf ein solcher Titel nur dann 
geführt werden, wenn die Landesregie- 
rung über die Befugnis zu seiner Führung 
Vorschriften erlassen hat, und nur von den- 
jenigen Personen, welche diesen Vorschriften 
entsprechen.“ 


Derartige landesrechtliche Vorschriften über den 
Baumeistertitel bestehen jedoch nur im 
Königreich Sachsen (V. betr. die Bau- 
meisterprüfung und den Baumeistertitel vom 
12. Februar 1903, GVBl. 250) und in Würt- 
temberg (Verf. d. Min. d. J. v. 26. April 
1902 und 23. Dezember 1906, RBI. 02, S. 163, 
07, S. 1). In den anderen Bundesstaaten und 
namentlich in Preußen sind solche landesrecht- 
lichen Anordnungen bisher nicht ergangen. 


Der Rechtszustand ist hiernach zurzeit fol- 
gender. Ein Bundesratsbeschluß, der die 
Befugnis zur Führung des Baumeistertitels 
regelt, fehlt zurzeit. Die Einzelstaaten 


wären zwar berechtigt, einstweilen ihrerseits 
landesrechtliche Vorschriften über die Führung 


des Baumeistertitels zu erlassen. Aber auch 
sie haben — mit den erwähnten Ausnahmen — 
von dieser ihnen vorbehaltenen Befugnis 


keinen Gebrauch gemacht. Daraus ergibt sich 
insbesondere für Preußen: der „Bau- 
meistertitel“ als solcher darf zur- 
zeit überhaupt nicht geführt wer- 
den; sein Gebrauch ist strafbar (so 
Landmann, GewO. 2. A. Il, S. 536, v. Rohr- 
scheidt, GewO. 2. A. Il, S. 334, Stier-Somlo, 
GewO. Anm. 3 zu § 133, Nelken in Fleisch- 
manns W.-B. II, S. 366; Münchprang ebda I, 
S. 311). Dies ist auch von der Rechtsprechung 
anerkannt. Das OLG. Naumburg hat durch Ur- 
teil vom 7. Februar 1912 (GewArch. 11, 
S. 532) einen sächsischen Staatsangehörigen be- 
straft, weil er den auf Grund der oben er- 
wähnten SachsV. vom 12. Februar 1903 ord- 
nungsmäßig erworbenen Baumeistertitel in 
Preußen geführt hatte Das Urteil findet 
in Abs. 2 Satz 2 des $ 133 eine landesrecht- 
liche Ausnahme von dem bis zur Regelung 
durch den Bundesrat bestehenden 
reichsrechtlichen Verbote der Füh- 
rung des Baumeistertitels. Ebenso hat 
auch das OLG. Braunschweig entschieden (Urt. 
vom 15. Februar 1912, ZS. f. Rechtspfl. 59, 
S. 90). 

Nach Zeitungsnachrichten hat der preußische 
Minister der öffentlichen Arbeiten bei dem 
Reichsamte des Innern angeregt, erforderlichen- 
falls einen Bundesratsbeschluß nach § 133 Abs. 2 
GewO. herbeizuführen. Die Frage, welchen In- 
halt und welche Tragweite ein solcher Bundes- 
ratsbeschluß haben solle, ist deshalb in den 
Kreisen der Beteiligten wieder lebhaft erörtert, 
auch zum Gegenstande von Versammlungsbe- 
schlüssen und Eingaben gemacht worden. Mei- 
nungsverschiedenheit besteht insbesondere dar- 
über, ob der Baumeistertitel solchen Personen 
vorbehalten werden soll, die eine staatliche Prü- 
fung als Regierungsbaumeister bestanden, zum 
wenigsten eine abgeschlossene akademische Vor- 
bildung nachgewiesen haben, oder ob er auch 
Technikern ohne volle akademische Bildung, ins- 
besondere mit handwerksmäßiger Vorbildung 
offen stehen soll. Bei der öffentlichen Er- 
Orterung dieser Meinungsverschiedenheit ist die 
rechtliche Grundlage für den zu erlassenden 
Bundesratsbeschluß meistens nicht tiefer geprüft 
worden und vielmehr die wirtschaftliche und 
gewerbepolitische Tragweite der angestrebten 
Ausführungsverordnung in den Vordergrund ge- 
stellt. Sieht man jedoch von allen Zweckmäßig- 
keitserwägungen ab und beschränkt man sich 
auf die reine Rechtsirage, so ergibt sich als 
völlig klare und zweitelsfreie Folge des bis- 
herigen Rechtszustandes: der Rahmen der durch 
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§ 133 Abs. 2 dem Bundesrat übertragenen Aus- 
führungsverordnung deckt sich mit der 
Tragweite des bis heute nach § 133 
geltenden Titel-Verbots. Die dem 
Bundesrate vorbehaltene Regelung soll das bis 
zu ihrem Inkrafttreten bestehende Verbot des 
Titels ablösen; diese Regelung kann daher 
nicht weiter greifen, als das Ver- 
bot reicht. Wer heute befugt ist, sich 
Baumeister zu nennen, wird auch künftig ohne 
Rücksicht auf die Bundesratsverordnung dazu 
befugt sein; wer dagegen heute den Titelnicht 
führen darf, wird ihn auch künftig nicht 
führen dürfen, falls nicht eine neue zulässige 
Rechtsvorschrift, wie sie der Bundesrat nach 
§ 133 erlassen kann, ihn dazu ermächtigen wird. 

Die rechtliche Tragweite des heute geltenden 
Titelverbots ergibt sich nun von selbst aus 
der Tragweite des Gesetzes, das jenes Verbot 
ausspricht. Das Gesetz ist nun die den Ge- 
werbebetrieb und dabei auch das Baugewerbe 
regelnde Gewerbeordnung und im besonderen 
ihr VI. Titel, der sich mit den Rechtsverhält- 
nissen der Handwerker befaßt. Der § 133, 
in seiner ursprünglichen, durch die Handwerker- 
novelle von 1897 geschaffenen Fassung, be- 
schäftigte sich nur mit dem Meistertitel des 
Handwerkers und knüpfte die Befugnis, den 
Titel als Handwerksmeister verbunden mit einer 
speziellen Handwerksbezeichnung zu führen, an 
das Bestehen der über die Befähigung in diesem 
Handwerk abzulegenden Prüfung als Hand- 
werksmeister. Darüber läßt der Wortlaut, aber 
auch die oben mitgeteilte amtliche Begründung 
keinen Zweifel. Das Aenderungsgesetz von 1908 
füllte nun lediglich eine Lücke aus, die sich 
nach den Erfahrungen der Praxis in den Vor- 
schriften über den Handwerksmeister- 
titel in einem Gewerbezweige, dem Bau- 
gewerbe, ergeben hat. Die neu eingefügte 
Vorschrift behandelt daher — auch dies ergibt 
sich zweifelsfrei ‘aus der mitgeteilten Begrün- 
dung — den Baumeistertitel (und ebenso den 
Titel Baugewerksmeister) in seiner Eigenschaft 
als Titel für Handwerker; und sie 
regelt ihn, mangels einer augenblicklich 
möglichen besseren Lösung, dahin, daß sie 
den Baumeistertitel als Titel für Hand- 
werker zunächst einmal ganz ver- 
bietet. Der Umfang des Verbots be- 
grenzt sich hiernach von selbst. Das Verbot 
erstreckt sich jedenfalls nicht auf Gebiete, für 
die es nach Art. 4 der Reichsverfassung über- 
haupt an einer verfassungsmäßigen Zuständig- 
keit der Reichsgesetzgebung gänzlich fehlt, d.h. 
vor allem nicht auf die vom Baugewerbe ganz 
verschiedene Bauverwaltung und nicht auf 
das Amts- und Titelrecht der in dieser Verwal- 
tung tätigen oder tätig gewesenen einzelstaat- 
lichen Behörden und Beamten, wozu auch die 


Vorschriften über deren Bildungsgang und Prü- 
fung gehören. In Preußen erfolgt eine Ver- 
leihung von Titeln entweder zusammen mit dem 
Amte durch die Bestellung (Allg. Landw. II 10, 
§ 84) oder durch besondere Urkunden-Patente, 
s. Kabinettsorder vom 17. September 1836, 
nach Allg. Landrecht II 13, § 7, und Verf.-Urk. 
Art. 50 ist sie ein Vorrecht des Königs und der 
von ihm ermächtigten Minister, vgl. OVG. 
Bd. 38, S. 443, Bd. 37, S. 359,. 365, ferner Brand, 
Beamtenrecht, S. 87ff. In das Amtsrecht der 
Einzelstaaten, ihrer Kommunen und sonstigen 
öffentlichrechtlichen Verbände konnte und wollte 
die GewO. nicht eingreifen. Soweit also Beamte 
im öffentlichen Dienste Amtsbezeichnungen 
führen, die einen Meistertitel in sich schließen, 
wie Regierungsbaumeister, Stadtbaumeister, 
Kreisbaumeister, Wiesenbaumeister, können sie 
sich unbehelligt durch das im § 133 Abs. 2 
GewO. ausgesprochene Verbot dieses Amtstitels 
weiter bedienen. Aber auch nach dem Aus- 
scheiden aus dem öffentlichen Dienste können 
sic, des reichsrechtlicen Verbots ungeachtet, 
ihren Amtstitel mit dem Zusatze „a. D.“ 
weiterführen, soweit das maßgebende Recht des 
Einzelstaats dieses zuläßt (Jahrbuch f. Entsch. 
des Kammergerichts 20 C 101, 26 C 59, Brand, 
Beamtenrecht S. 90). Alle diese im öffentlichen 
Dienste der Baukunst Beflissene fallen übrigens 
auch schon nach rein wörtlicher Auslegung nicht 


‘unter das Verbot des $ 133. Bauen im öffent- 


lichen Dienst ist keine Tätigkeit im Bau- 
gewerbe, sondern in der Bauverwaltung, 
und die Bezeichnung als Regierungsbau- 
meister, Kreisbaumeister usw. ist eine Be- 
zeichnung, die auf eine Tätigkeit im öffent- 
lichen Dienste, nicht aber auf eine Tätigkeit 
im Baugewerbe hinweist. Alle diese Bezeich- 
nungen sind mit dem Titel als „Baumeister“ 
ohne weiteren Zusatz keineswegs identisch und 
von ihm zu scheiden. Wenn ein nachlässiger 
Sprachgebrauch als Baumeister einerseits die 
beamteten Baukünstler und die mit voller aka- 
demischer Bildung versehenen Architekten (Re- 
gierungsbaumceistcr), anderseits aber auch Bau- 
gewerksmeister oder selbst gewöhnliche Bau- 
unternehmer und Bauspekulanten ohne tiefere 
fachtechnische Bildung bezeichnet, so ist aller- 
dings eine Besserung dieser Verkehrssitte dahin 
anzustreben, daß möglichst jeder in Zukunft 
nur der ihm zukommenden Amts-, Standes- oder 
Berufsbezeichnung sich bediene. Der zurzeit 
— vor dem Erlasse einer bundesrätlichen Aus- 
führungsverordnung — bestehende Rechtszu- 
stand kann zwar nach dieser Richtung inso- 
fern klärend wirken, als jedenfalls cin im Bau- 
gewerbe tätiger Handwerksmeister, der zwar 
kraft abgelegter Meisterprüfung einen spezi- 
ellen Meistertitel (Maurermeister, Zimmer- 
meister) führen darf, jedenfalls trotz der Prü- 
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fung den allgemeineren Titel , Baumeister“ 
zu führen nicht befugt ist. Daß diese Befug- 
nis weiter auch demjenigen fehlt, der in seiner 
Bildung noch unter dem Handwerksmeister 
steht, z. B. nicht einmal über eine abge- 
schlossene fachtechnische Handwerkerbildung 
verfügt, wie etwa ein als Bauspekulant auf- 
tretender Maurerpolier, ergibt sich von selbst. 
Gerade der Mißbrauch des Baumeistertitels 
durch solche Leute hatte ja den Anstoß zu 
dem Ergänzungsgesetz von 1908 gegeben. Daß 
der Bundesrat auch jetzt solche Gewerbsleute 
minderer Bildung zu dem in ihrer Person nur 
zu Täuschungen über Befähigung und Vorbil- 
dung führenden Baumeistertitel nicht zulassen 
wird, bedarf näherer Ausführung nicht. Aber 
auch das ist nach vorstehenden Darlegungen 
klar, daß es eines Bundesratsbeschlusses nicht 
bedürfen würde, wenn man die Meisterschaft 
im Bauwesen zu einem Monopol der akademisch 
gebildeten, durch die Weihen einer staatlichen 
Abschlußprüfung hindurchgegangenen Baube- 
tlissenen oder der im öffentlichen Dienst einer 
staatlichen oder kommunalen Bauverwaltung 
tätigen oder tätig gewesenen Personen gestalten 
wollte. Wenn der Bundesrat dies erstreben 


wollte, brauchte er nur einfach auf eine Be- 


schlußfassung zu verzichten. Dann be- 
steht eben das zurzeit für Handwerker 
im Baugewerbe geltende Verbot des 
Meistertitels weiter. | 

Der Bundesrat steht sonach jetzt lediglich 
vor der Frage, ob er das Verbot des Bau- 
meistertitels für die Handwerker 
im Baugewerbe aufheben oder ein- 
schränken will. Hier könnte nun die Er- 
wägung eingreifen, daß Baugewerbe und Bau- 
kunst heute nicht mehr scharf geschieden sind, 


beide in einander übergehen und die Grenze 
nicht immer klar erkennbar ist. Wer die for- 
malen Bedingungen, wie Studium, Vorbereitungs- 
dienst und Prüfung, erfüllt hat, braucht sich 
darum noch nicht notwendig über den Gesichts- 
kreis eines tüchtigen Gewerbefachmanns zu er- 
heben, während natürliche Anlage und eigenes 


Streben einen andern auch bei nur fachtech- 


nischem Bildungsgange zum Baukünstler hohen 
Ranges erziehen könnte Für Baugewerbe- 
treibende dieser Art könnte der Baumeistertitel 
auch dann angemessen erscheinen, wenn sie nicht 
gerade dem akademischen Studium, aber auch 
nicht in allen Stücken dem handwerksmäßigen 
Schema entsprechende Vorbildung genossen und 
trotz unzweifelhafter Gewerbsbefähigung weder 
das Staatsexamen noch die Meisterprüfung 
eines Handwerksfachs abgelegt haben. Der Bun- 
desrat könnte zur Ausführung des $ 133 Abs.2 
unbedenklich entweder Vorschriften für eine be- 
sondere handwerkliche „Baumeisterprüfung‘‘- er- 
lassen oder aber Vorsorge treffen, daß der 
Nachweis einer bestimmten, die Befähigung zur 
selbständigen Uebung des Baugewerbes gewähr- 
leistenden technischen oder künstlerischen Bil- 
dung dieselbe Rechtswirkung haben solle, wie 
sie sonst der Meisterprüfung in einem be- 
stimmten Handwerkszweige zukommt. Eine 
solche Anordnung hielte sich jedenfalls im 
Rahmen eines den Gewerbebetrieb im Bau- 
wesen ordnenden Reichsgesetzes, wie es die 
GewO. nun einmal ist, und im besonderen auch 
in den Grenzen, welche die Handwerker- 
novelle mit ihren den handwerklichen 
Meistertitel ordnenden Vorschriften, der 
zu ihrer näheren Ausführung hinsichtlich des 
Baumeistertitels der Handwerker 
bestimmten Bundesratsbeschlusse gezogen hat. 


Die Hemmungen des wirtschaftlichen und technischen 
Fortschrittes. 


Von Louis Leopold, Berlin. 


Die genauere Vertrautheit der Menschen mit 
den Lehren’ der modernen Naturwissenschaften 
ließ sie danach trachten, diese Wissenschaften 
mehr in den Dienst der praktischen Technik zu 
stellen. Die neuen Erfindungen ermöglichten die 
Begründung und den weiteren Ausbau der 
Dampf- und Elektrotechnik, die ungeahnte 
Triumphe feiertee zumal nachdem in allen Kultur- 
staaten die Gewerbefreiheit eingeführt 
worden war. Aus dem früheren eng begrenzten 
städtischen Markt cerwuchs der natio- 
nale und der Weltmarkt, in den allmählich 
die einzelnen Volkswirtschaften verflochten wur- 


den. Hand in Hand damit ging die Entstehung 
bedeutender industrieller und kommerzieller 
Großbetriebe, denen man wiederum eine wich- 
tise Förderung des technischen und wirtschaft- 
lichen Fortschrittes zu danken hat. 

Aber auch die ökonomischen und politischen 
Wissenschaften blieben nicht hinter diesen Er- 
rungenschatten der Technik zurück. So bildeten 
sich im Laufe des 18. Jahrhunderts, namentlich 
in dessen zweiter Hälfte, von England und Frank- 
reich auszchend, die liberalen Staats- und Wirt- 
schaftstheorien aus. Ein Montesquieu trat 
1748 in seinem „Esprit des lois“ als theoretischer 
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Vorkämpfer der „Teilung der Gewalten‘“ und 
als publizistischer Verfechter der konstitutio- 
nellen Monarchie auf, eim Jean Jacques 
Rousseau forderte 1762 in seinem „Con- 
trat sozial“ die Volkssouveränität 
und die Gleichheit aller Bürger vor dem Ge- 
setze, und ein Adam Smith schuf endlich 1776 
in seinem „Wealth of Nations“ die Grund- 
lage einer liberalen Volkswirtschaftslehre. 

Nunmehr erlangten in den Kulturstaaten West- 
europas alle Staatsbürger die persönliche, poli- 
tische und wirtschaftliche Freiheit, und die freie 
Konkurrenz konnte sich jetzt ungehemmt ent- 
falten. Hinzu trat die Entwicklung der Arbeits- 
teilung, weiter die Ausbildung der Geldwirtschaft 
aus der mittelalterlichen Naturalwirtschaft sowie 
die Entstehung des Handels- und technischen 
Kapitalismus. . 

Im folgenden sollen nun die mannigfachen 
Widerstände, die sich dem technischen und wirt- 
schaftlichen Fortschritte seit dem Altertum ent- 
gegengestellt haben, kurz untersucht werden!). 


Das alte Rom und Griechenland. 


Bei den maßgebenden Völkern des Altertums, 
also vor allem bei den Griechen und Rö- 
mern, war die Technik, d. h. die Verwen- 
dune der Naturkräfte, nicht in dem 
Grade entwickelt, den diese Völker auf anderen 
Kulturgebieten, wie der Kunst, der Rechtswissen- 
schaften u. a. bereits erreicht hatten. Suchen 
wir nun die Momente festzustellen, die in dieser 
Richtung bei den Griechen und Römern gewirkt 
haben, so finden wir, daß zunächst bei den 
Griechen die Landwirtschaft das vor- 
herrschende Lebenselement war. Wenn aucl die 
damals bestehenden Handwerker zwar persönlich 
frei waren, so galten sie doch sozial nicht 
für voll. Auch später, nach dem Aufkommen 
der Exportindustrie in Griechenland, stand nach 
der Auffassung der großen Geister des griechi- 
schen Volkes, wie eines Plato und Aristo- 
teles, die geistige Tätigkeit in einem unver- 
söhnlichen Gegensatze zu einer banausischen Er- 
werbsart; als solche wurde jede mechanische 
Tätigkeit angesehen. Nur der manufaktur- 
mäßige Betrieb gewerblicher Tätigkeit 
durch Sklaven unter Aufsicht eines Geschäfts- 
fuhrers galt ais ehrenwert und eines freien 
Griechen für würdig. | 

Dieselbe gewissermaßen industriefeindliche 
Anschauung herrschte in Rom unter den freien 
Bürgern, wenn auch noch andere Momente da- 
zu beitrugen, daß hier die industrielle Technik 
sich nur in einem sehr geringen Grade ent- 
wickelte. Zunächst ist hier der zünftleri- 


1) Die folgenden Ausführungen stützen sich vornehmlich auf 
Dr. J. Wernicke: Der Kampt um den wirtschaftlichen Fortschritt, 
Gustav Fischer, Jena 1910, ein Buch, dessen Lektüre nur auf das 
Warmste empfohlen werden kann. 


schen Organisation des Handwerks zu 
gedenken, die sich für Rom schon früh nach- 
weisen läßt. Gehen nun auch die Ansichten der 
Fachgelehrten über das Wesen und die Wirksam- 
keit der römischen Zünfte — collegia opificum — 
auseinander und mögen sich auch aus der Lite- 
ratur keine exakten Belege dafür erbringen 
lassen, so ist doch mit hoher Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen, daß auch diese Organisationen wie 
jede andere Kaste dem technischen Fortschritte 
nicht sehr förderlich gewesen sind. 


Ueber die Lage der Industrie in Ronı über- 
haupt wollen wir einmal Blümner?’) reden 
lassen: 


„Wer die Geschichte des römischen Volkes 
kennt, für den wird es nicht unverständlich sein, 
daß das römische Volk in industrieller Bezichung 
eine gegen andere Nationen schr 
untergeordnete Stellung einnimmt. 
Die Handwerkerzünfte, deren Einrichtung von 
der Sage dem König Numa zugeschrieben wird, 
mögen zwar so alt wie die Stadt selbst sein, 
werden aber lange Zeit hindurch die einzigen 
gewesen sein. 


Was man sonst noch brauchte, lieferten die 
italienischen Landschaften und, wenn es beson- 
dere Kunst erforderte, Etrurien, später Asien und 
Griechenland, und diese vollendeten Erzeugnisse 
ausländischer Industrie hemmten das Gedeihen 
der einheimischen Fabrikation. Aber eine Fort- 
entwicklung des Handwerks, ein Streben nach 


Vervollkommnung der Technik... lag auch 
gar nicht in der Absicht der Römer. Die 
Sucht, den römischen Staat zur 


Weltmacht zu erheben, und das dem 
altrömischen Charakter so tief cin- 


geprägte Bewußtsein der Staats- 
angechör'gkeit, hatten zur Folge, 
daß jeder Burger mit allen seinen 


Kräften zunächst dem Staate, dann 
erstden Mitbürgernodersichselbst 
diente, und daß dabei die Hlandwer- 
ker, sobald sie nur für das Aller- 
notigste zu sorgen imstande waren, 
weiter keine Berücksichtigung fan- 
den, war eine natürliche Konse- 
quenz.“ 

„Als dann die mit Glück geführten Kriege 
die Zahl der Sklaven vermehrten, ais man diese 
nicht mehr bloß zur Bestellung der Felder und 
überhaupt in der Landwirtschaft, sondern auch 
in Walkmühlen und anderen Werkstätten ver- 
wenden konnte, da sank das Handwerk 
inden Augen des stolzen Römers zu 
einer eines Quiriten unwürdigen 
Beschäftigung herab.... Handel 
und Handwerk galten jetzt tür un- 


®2) Hugo Blümner: Die gewerbliche Tätigkeit im klassischen 
Alteıtume, Leipzig 1809. 
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anständig und blieben den Sklaven, 
Freigelassenen und den Fremden 
überlassen.“ 

Als das unmittelbare Hindernis für die 
Entwicklung der Technik ist hiernach für 
Griechenland sowohl wie für Rom die 
Sklaverei zu betrachten. Waren doch die 
groben Latifundien mit Sklavenwirt- 
schaft in Rom am Ende der Kaiserzeit ein 
hervorstechendes Charakteristikum der damaii- 
gen römischen Volkswirtschaft! Galt es doch 
um diese Zeit für die römische Aristokratie als 
unanständig, sich mit Geschäften, kaufmanni- 
schen und industriellen Unternehmungen abzu- 
geben! 

Von Rom griff diese Latifundienwirtschaft 
in die Provinzen hinüber, was natürlich die Nach- 
frage nach Sklaven noch vermehrte. Bald 
reichten denn auch die Kriegsgefangenen nicht 
mehr für den Sklavenbedarf aus, und so ent- 
stand ein organisierter Sklavenfang, aber g!cich- 
zeitig trat durch dieses auf der Sklavenwirtschaft 
beruhende Latifundienwesen eine Entvölke- 
rung eines blühenden Landes nach dem andern 
ein. 

So hat — neben den rein politischen Ur- 
sachen — die Sklaverei die antike Welt von ihrer 
Höhe herabgestürzt, wie sie auch eine durch- 
gebildete Technik nicht aufkommen ließ; es 
fehlten eben an der Technik inter- 
essierte selbsttatige Unternehmer. 


Das europäische Mittelalter und Nachmittelalter 
(bis ca. 1550). 

Bei den romanischen und germanischen VÖöl- 
kern des früheren Mittelalters lernen wir als 
die ersten Sitze des Wirtschaftslebens und der 
Technik die Fronhöfe kennen, jene großen 
Hofwirtschaiten auf dem Grundbesitze der 
Könige, des Adels und der Kirche. Hier wurden 
die untreien Mägde mit Spinnen, Weben, Nähen 
usw. beschäftigt. Die hier hergestellten Gegen- 
stände unterlagen aber noch keinem regelmäßi- 
sen Austausche; vielmehr bildeten nur seltene 
Naturprodukte oder solche Güter, die in den 
betreffenden Gegenden nicht gewonnen wurden 
bzw. nicht konnten, sowie gewerbliche Erzeug- 
nisse von hohem spezifischen Werte die wenigen 
Handelsartikel. Unter diesen Verhältnissen 
konnte von einer freien Entwicklung und Aus- 
gestaltung der Technik keine Rede sein, da jede 
Einzelwirtschaft nur im Hinblick auf ihre eigenen 
Bedürfnisse produzierte. 

Diese „geschlossene Hauswirt- 
schaft‘ entwickelte sich nun allmählich zur 
Wirtschaft des direkten Austausches, d. h. zur 
Stadtwirtschaft. Als eine neue Verkehrs- 
form zur Vermittlung des Austausches bildete 
sich jetzt das Marktwesen aus. Sitz der 
Märkte wurden die Städte. „Das städ- 


tische Handwerk,“ sagt Bücher, hatte ein 
ausschließliches Absatzrecht auf dem 
Markte.“ 

Diese Wirtschaftsepoche des mittelalterlichen 
Handwerks zeichnete sich besonders durch das 
Fehlen eines Unternehmungskapitals aus, was 
eine wesentliche Hemmung der Entwicklung der 
Technik des Handwerks bedeutete; denn das 
Handwerk war jetzt immer noch nur ein 
Uebernehmen von Arbeit, kein Unter- 
nehmen. 

Charakteristisch war dem mittelalterlichen 
Handwerke ferner de Kundenproduktion, 
d. h. der Handwerker arbeitete immer für den 
Konsumenten seines Produkts. In der Regel 
hatte er nur ein beschränktes Absatzgebiet, d. h. 
die Stadt und ihre nähere Umgebung. Alle 
diese Momente bedingteneine Klein- 
haltung der in den Zünften verein- 
ten Handwerker. Schien ein Handwerk zu 
groB zu werden, so kam es meistens zu einer 
Absonderung neuer Handwerke, denen dann ein 
Teil des Produktionsgebietes des zu groß ge- 
wordenen Handwerkszweiges zufiel. 

Die Organisation des mittelalterlichen deut- 
schen Handwerks in Zünften (Bruderschaften, 
Gilden, Einungen, Aemtern usw.) konnte sich 
für den technischen Fortschritt nur als sehr un- 
günstig erweisen. Denn indem die Zünfte sich 
das Recht beilegten, ihnen nicht genehmen Per- 
sonen die Aufnahme zu verweigern, beschränkten 
sie bei dem allgemeinen Bestehen des Zunft- 
zwanges die freie Konkurrenz. So entwickelte 
sich bei ihnen ein sehr nachteiliges Monopolien- 
wesen, was besonders dann hervortrat, wenn 
sie nach einer Verringerung der Zahl ihrer Mit- 
glieder strebten. i 

Läßt sich nun auch nicht verkennen, daß die 
Zünfte längere Zeit hindurch zur Verbreitung 
der Hand- und Kunstfertigkeit beitrugen, so 
führte der Zunftzwang andrerseits dazu, daß, in- 
dem von dem Handwerk die freie Konkurrenz 
ferngehalten wurde, die Ueberlegenheit auswär- 
tiger Arbeit paralysiert und jeder technische und 
wirtschaftliche Fortschritt unterbunden wurde. 


Aber das mittelalterliche deutsche Handwerk 
hatte noch andere Mittel, um diesen Fortschritt 
zu hemmen und nach Möglichkeit zu verlang- 
samen. 

So pflegte man durchweg zu diesem Zwecke 
die Zahlder Gesellen und Lehrlinge 
zu beschränken. Wieviel fremde Arbeits- 
kräfte der einzelne Handwerker beschäftigen 
durfte, war in den verschiedenen Zunftordnungen 
verschieden geregelt. Bisweilen war auch vor- 
geschrieben, daß die Menge der Arbeit, 
die einer innerhalb eines gewissen Zeitraumes 
beschaffen durfte, ein gewisses Quantum nicht 
übersteigen sollte oder daß manches oder alles 
Arbeitsmaterial gemeinschaftlich gekauft werden 
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mußte, damit kein Handwerker in bezug auf die 
Güte oder die Menge seiner Ware einen Vorzug 
vor dem andern haben sollte. Ebenso wurde 
die Zahl der Werkstätten beschränkt. In der 
Weberei suchte man zuweilen durch Be- 
schränkung der Webstühle die Gleich- 
mäßigkeit der Betriebe zu sichern. 

So suchte das Zunfthandwerk in seiner Blüte- 
periode eine jede Ausgestaltung der Technik 
nicht nur zu vermeiden, sondern stand ihr so- 
gar feindlich gegenüber. 

Diese allgemeinen Maximen der mittelalter- 
lichen Zünfte gelangten fast überall in gleicher 
Weise zur praktischen Durchführung, wie uns 
die einschlägige Literatur, die die Geschichte 
einiger mittelalterlicher Handwerkszweige oder 
einzelner Zünfte darstellt, lehrt. 

Besonders Schmoller weiß in seinem 
klassischen Werke über die Straßburger 
Tucher- und Weberzunft (Straßburg 
1881) viel von der engherzigen Praxis der Zünite 
zu berichten. Sehr anschaulich schildert er hier 
die Eifersucht, mit der gerade in Straßburg 
die Vertreter des einen Handwerkszweiges sorg- 
faltig darauf achteten, daß nicht die Vertreter 
eines andern sich einen technischen Fortschritt 
zu eigen machten. | 

„ZünftlerischeEngherzigkeitund 
Kleinlichkeit feierten hier inder Hem- 
mung des technischen Fortschritts 
wahre Triumphe. Obwohl das Bedürfnis 
der Zeit bereits vom geschäftlichen und techni- 
schen Standpunkte aus zu größeren Unterneh- 
mungen, zu Gemeinschaften und Gesellschaften 
aller Art drängte, erblickte die alte zünftlerische 
Tradition in all dem nur Mißbrauch; die öffent- 
liche Meinung sah hierin nur ein Monopol des 
großen Geschäfts und wurde nicht müde, end- 
lose Klaren über diese Tendenzen, besonders 
über die Handelsgesellschaften, zu erheben.“ 


Den technischen Aenderungen, die in der 
Tuchfabrikation sich vollzogen, stand man auf 
seiten der Zünfte meistens ohne Verständnis oder 
gar feindsclig gegenüber. 

Auch eine Produktion im großen Stile, wie 
sie sich zuweilen in den mittelalterlichen Städten 
anbahnte, war nicht nach dem Geschmacke der 
Zünfte; vielmehr suchten sie die Bildung eines 
jeden Großbetriebes mit allen Mitteln zu hinter- 
treiben. 

Ebenso wissen uns Alphons Thun (Die In- 
dustrie des Niederrheins 1878) sowie Bein bei 
der Schilderung der Industrie des sächsischen 
Voigtlandes (1884) und Eberhard Gothein in 
seiner „Wirtschaftsgeschichte des Schwarzwal- 
des“ (1892) zahllose Belege über die fortschritts- 
feindlichen Tendenzen der einzelnen Zünfte zu 
geben. 

Auch die Handelsgesellschaften, die 
sich in der zweiten Hälite des Mittelalters bil- 


deten, hatten als eine Form des Großbe- 
triebes im Handel schr unter dem all- 
gemeinen Mißtrauen zu leiden. 

So arbeitete das Zunftwesen blindlings an 
seinem eigenen Verfalle, um mit jedem Jahr- 
zehnte innerlich mehr zu erstarren. Die großen 
Fortschritte der Naturwissenschaften und der 
praktischen Anwendung der Mathematik gingen 
an den Zünftern spurlos vorüber. Der wohl- 
habende und vorwärtsstrebende Zunftmeister. 
wurde infolgedessen scheel angesehen, weshalb 
er gern aus der Zunft austrat, um als Fabrikant 
oder Kaufmann eine freiere Tatigkeit entwickeln 
zu können. 

Hinzu kam die Erweiterung des 
Marktes durch die Bildung größerer Terri- 
torialstaaten sowie die Umbildung der Stadtwirt- 
schaft zur Verkehrs- und Volkswirtschaft. Den 
neuen Bedürfnissen dieser Volkswirtschaft sowie 
des sich nunmehr nach der Entdeckung Amerikas 
neugestaltenden internatinoalen Güteraustausches 
vermochte das mittelalterliche zünftige Hand- 
werk nicht mehr zu genügen; so sehen wir 
es denn um die Wende der Neuzeit einer all- 
gemeinen Stagnation anheimfallen. 


Das Nachmittelalter von 1550—1800. 


Auch im Nachmittelalter, d. h. der 
Periode, die man ungefahr von 1550—1800 da- 
tieren kann, sah es mit den sozialen und wirt- 
schaftlichen Zuständen des deutschen Handwerks 
und seiner Technik noch sehr schlecht aus. 
Ueberall herrschten Stumpfsinn und Apathie, 
kleinlicher Spießbürgergeist und beschränkte In- 
dolenz. Den neuen Anregungen in der Technik 
gegenüber verhielt sich die Mehrzahl der Hand- 
werker feindlich und ablehnend. 

Sehen wir uns einmal am Ende des 17. Jahr- 
hunderts in Brandenburg-Preußen um, 
so bemerken wir, wie hier die hauptsächlichsten 
Gewerbe, als de Spinnerei und Weberei, 
die Gerberei und Schuhmacherei, in 
einen sehr tiefen Verfall geraten waren; immer 
waren noch die alten Arbeitsmethoden in An- 
wendung. 

Andrerseits suchten nun aber die staatlichen 
Behörden nach merkantilistischen Grundsätzen 
auf jede Weise das inländische Gewerbe zu för- 
dern, wobei sie fast immer auf den Widerstand 
der Innungen stießen. 

Acußerst zahlreich sind die Beispiele, daß die 
Handwerker aus Konkurrenzneid und aus Eifer- 
sucht die Reformpläne der Regierung zu durch- 
kreuzen suchten. Gegen die Entwicklung der 
großen industriellen Betriebe, zu deren Förde- 
rung die preußische Regierung oft das alte Zunit- 
recht durchbrach, hegten die Zünftler einen 
tiefen Groll, der sich noch steigerte, wenn jene 
Betricbe einen rein fabrikmäßigen Charakter an- 
genommen hatten. Nicht selten kam es zu Auf- 
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ruhr, wenn Fabriken von der Regierung außer- 
halb der Zunftverfassung die Konzession zur 
Herstellung zünftiger Arbeiten erhielten. 


Aber nicht nur die mittelalterlichen Zünfte 
widerstrebten einem jeden technischen Fort- 
schritte; vielmehr gilt dasselbe auch von der 
mittelalterlichen Kirche. 


Trug doch die Doktrin des kanonischen 
Rechts, das nicht nur Kirchenrecht, sondern neben 
Strafrecht usw. auch einen guten Teil des bürger- 
lichen Rechts mit umfaßte, sehr viel zur Aus- 
breitung jener, der Entwicklung zum GroB- 
betriebe feindlich gegenüberstehender Anschau- 
ungen bei! Denn der ganze Verkehr sollte sich 
nach dieser kanonischer Theorie nur nach den 
vorgeschriebenen Regeln der kanoni- 
schen objektiven Rechtmäßigkeit 
bewegen! Die Arbeit war durch viele spezielle 
Verbote beschränkt. Jeder Handel war durch 
die stete kanonische Frage: an negotiatio sit 
licita? (ist das Geschäft auch gestattet?) ge- 
hemmt. Nur die Arbeit des Handwerks galt als 
löblich. 


So findet sich bei der größten Autorität der 
mittelalterlichen Kirchengelehrten, Thomas 
von Aquino, folgende Stelle: 


„Der Kaufmann ist begierig nach dem Er- 
werbe; um Gewinne zu erzielen, lügt er und 
schwört einen Meineid. Wer kauft und 
verkauft, kann ohne Lüge nicht be- 
stehen. Der Kaufmann kann Gott nicht 
gefallen... .‘ 


Nach dem Willen und im Geiste des kanoni- 
schen Rechts sollte die Produktion 
überhaupt moglichst aufdem Stand- 
punkte des Kleinbetriebes festge- 
halten werden. 

Hierher gehört auch das bekannte kanonische 
Zinsverbot. Bei dem ungeheuren Einflusse, den 
diese Doktrin auf das ganze gewerbliche Leben 
des Mittelalters ausübte, mußten diese verkehrs- 
feindlichen Theorien sich natürlich auch in die 
wirtschaftliche Praxis umsetzen und sich als ein 
ungeheures Hemmnis für den technischen und 
wirtschaftlichen Fortschritt erweisen. 


Die Neuzeit. 


Man kann die wirtschaftliche Neuzeit 
wohl erst seit der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts datieren; denn was die moderne Volks- 
wirtschaft gegenüber andern Wirtschaftsepochen 
besonders charakterisiert, nämlich ihre Durch- 
setzung mit der modernen Technik, beginnt erst 
jetzt. Hat doch die moderne Industrie die Form, 
in der wir sie heute kennen, erst seit der Ein- 
führung der Dampfmaschinen angenommen! 

Wir stehen nunmehr im Zeitalter des Aufkom- 
mens der Manufakturen und Fabriken. 
Schon gegen Ende des sogen. Mittelalters 


sehen wir Fabrikanlagen sich bilden; aber erst 
gegen das Ende des 18. Jahrhunderts steigerte 
sich die Zusammenziehung der neuen Betriebe 
zu größeren Unternehmungen, nachdem im 
letzten Drittel des 18. Jahrhunderts die Technik 
neue ungeahnte Triumphe gefeiert hatte. Die 
neuen Maschinen bewirkten in der Bewegungs- 
form und in der Kraft weittragende Umwandlun- 
gen. Bald entwickelte sich auf der Unterlage 
und durch die Ausbildung der Maschine die 
moderne Nutzindustrie. 

Zunächst bemächtigte die Dampfmaschine 
sich der Bergwerksindustrie, wo sie den Verti- 
kaltransport, die Wasser- und Lastenhebung 
übernahm und damit auch die Kohle herbei- 
schaffte, wodurch für den Bergbau ein völliger 
Umschwung eingeleitet wurde. 


Das zweite von der Dampfmaschine okku- 
pierte Gebiet war das der Spinnerei und 
Weberei. Hier wurden zunächst die einfachen 
Webstühle allmählich zu einer früher kaum ge- 
ahnten Produktionskraft gehoben, und bald bot 
die Textilindustrie ihr den Kunstwebstuhl dar. 
Das fein ausgedachte Schaltwerk, das Jac- 
quard dem Webstuhle zum Steuerungsgetriebe 
gab, überlieferte die Weberei im Prinzipe 
gänzlich der mächtigen Dampfmaschine aus. 
Diese unterwarf sich allmählich auch eine Reihe 
anderer Industrien, ein Prozeß, der natürlich 
noch lange nicht abgeschlossen ist. 

Nicht minder große Triumphe feierte die 
Dampfmaschine in der Horizontaltrans- 
porttechnik, vor allem in der Dampfschiff- 
fahrt und dem Eisenbahnwesen, worauf wir wei- 
ter unten noch näher zurückkommen werden. 
Hier wurden der menschlichen Gesellschaft die 
allergrößten Dienste geleistet. Denm durch die 
Ueberbrückung der Meere durch das Dampf- 
boot, durch die Verknüpfung der Länder ver- 
mittels der Eisenbahnen und durch die Schnellig- 
keit der auf beiden Straßen stattfindenden Bewe- 
gung wurde das Völkerleben geradezu umge- 
staltet. 

Im 19. Jahrhundert gelangte dann die Dampf- 
maschine in den meisten Industrien zur An- 
wendung; die alte Technik verfiel oder erhielt 
sich nur noch sporadisch, und eine neue tech- 
nische Kultur bahnte sich ihren Weg zum Wohle 
der gesamten Menschheit. 

Aber wie früher, so sehen wir auch jetzt 
bald Widerstände gegen die neue Technik auf- 
treten, nicht nur seitens der unmittelbar wirt- 
schaftlich Beteiligten, sondern auch hervor- 
ragende Gelehrte widersetzten sich zuweilen der 
Einführung der auf der neuer Technik beruhen- 
den Maschinen. 

Nicht nur die Zünftler selbst, vielmehr 
auch die oft von ihnen beherrschten Stadtobrig- 
keiten suchten den Maschinenbetrieb von sich 
fernzuhalten, und die Personen, die sich trotzdem 
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der Maschinen bedienten, wurden verbannt und 
bestraft. Zahlreiche Beispiele dieses kurzsich- 
tigen Verhaltens der Zünftler und der Stadt- 
obrigkeiten sind uns aus dieser Zeit überliefert 
worden. Immer noch halten die Zünftler an 
der Zunftverfassung fest, obwohl leicht zu er- 
kennen war, daß hierdurch die Vervollkomm- 
nung der Gewerbe verhindert, die Entstehung 
neuer Industriezweige gehemmt und nur der Im- 
port aus denjenigen Städten und Ländern ge- 
fördert wurde, die in der Anwendung der Ma- 
schinen vorausgeeilt waren, wie England und 
Holland, die sich bald aus Tuch-Importlän- 
dern zu Tuch-Exportländern entwickelten. 

Neben den Handwerkern wandten sich 
auch oft die gewerblichen Arbeiter gewalt- 
sam gegen die neu eingeführten Maschinen. Dies 
geschah nicht nur in dem wirtschaftlich noch 
rückständigen Deutschland. Vielmehr hören wir 
auch aus England, dem klassischen Mutter- 
lande der modernen Großindustrie, von dem 
Widerstande der Arbeiter gegen die neuen Ma- 
schinen. Wie dieser Widerstand sich zuerst in 
Verbrechen äußerte, indem die Maschinen 
gewaltsam zerschlagen und die Fabriken demo- 
liert wurden, weiter Brandstiftungen, Morde und 
andere Uebeltaten begangen wurden, so ver- 
stiegen die Arbeiter in der engli- 
schen Baumwollindustrie sich so- 
gar zu dem Verlangen der Besteue- 
rung der Maschinen. 

Man wollte eben lieber das hausindustrielle 
System aufrechterhalten und bestürmte daher 
unaufhörlich die Regierung mit Eingaben in 
dieser Richtung. 

Nicht minder kämpften die Buchdrucke- 
reiarbeiter gegen die Einführung der Setz- 
maschinen 3), und zwar wurde dieser Kampf be- 
wußt und planmäßig geführt. 

Erst ziemlich spät kam man zu der Einsicht, 
daß nicht nur der Vorteil der Fabrikanten, son- 
dern auch die Existenz der Arbeiter selbst von 
den die Produktivität der menschlichen Arbeit 
steigernden Maschinen abhängt, und es wurde 
erst jetzt den Arbeitern klar, daß eine Ver- 
besserungihrer sozialenLage nicht 
durch Hemmung des technischen 
Fortschrittes, sondern nur durch 
dessen ungehemmte Entwickelung 
sich erreichen lasse. 

In diesem Zusammenhange muß aber auch 
darauf hingewiesen werden, daß, wie bereits 
oben erwähnt, nicht nur die unmittelbar bedroh- 
ten wirtschaftlichen Interessenten sich der Ein- 
führung von Maschinen widersetzten, vielmehr 
finden wir auch Gelehrte und Schrift- 


8) Vergl. hierzu neuerdings: Friedr. Christ. Bayer: Die 
volkswirtschaftliche und sozialpolitische Bedeutung der Einführung 
der Setzmaschine im Buchdruckgewerbe, Karlsruhe i. B. 1910 
S. 156/157. 


steller und unter ihnen sogar Männer von 
internationalem Rufe, die diese fortschrittsfeind- 
liche Bewegung mit der Kraft ihrer Autorität 
unterstützten; natürlich führten immer nur 
ideale Motive jene Männer zu dieser Stellung. 
Es sei hier nur an Karl Heinrich Rau, Robert 
v. Mohl, Montesquieu, Süßmilch, 
Justus Möser, Sismendi, Thomas Car- 
lyle u. a. erinnert, in derem Schriften wir nicht 
selten leise Anklänge im dieser Richtung finden. 


Dein Widerstand gegen die Entwicklung der 
industriellen Technik läßt sich der 
Kampf gegen die neuen Verkehrsmittel, 
wie sie besonders das 19. Jahrhundert hat ent- 
stehen sehen, an die Seite stellen. 

Bereits die Entstehung der Chausseen 
am Beginn des 19. Jahrhunderts begegnete vielen 
Schwierigkeiten. Besonders die preußische 
Regierung hatte bei ihren Chausseebauten in 
Westfalen manche Widerstände zu über- 
winden. Aber auch in England erhob sich 
ein Widerstand gegen den Bau von Chausseen. 

Diesem Kampfe gegen den Bau von Chausscen 
entspricht der gegen die Kanäle in Preußen 
am Ende des 19. und am Beginn des 20. Jahr- 
hunderts. Dieser Kampf gegen die Kanäle ließ 
sich schon im 18. Jahrhundert in England 
beobachten; wurde er damals aber meistens 
als ein Kampf gegen den in der Kanalschiffahrt 
sich allmählich entwickelnden Großbetrieb ge- 
führt, so waren es später und besonders in der 
Gegenwart wirtschaftspolitische Erwägungen 
einzelner Interessentenkreise, und zwar be- 
sonders der Eisenbalhninteressenten und der 
Agrarier, die sie zur Opposition gegen den Bau 
von Kanälen veranlaßten. 

Ein frappantes Beispiel des Kampfes gegen 
den technischen Fortschritt bietet der Wider- 
stand, den die Agrarier dem Kanalbau in Preußen 
in den letzten drei Jahrzehnten entgegenstellten. 
Die Geschichte dieses Widerstandes steht der 
gegenwärtigen Generation wohl noch so lebhaft 
vor Augen, daß sich ein näheres Eingehen auf 
sie hier erübrigen dürfte. 

Einen gleichen Widerstand hatten die Eisen- 
bahnen bei ihrem Aufkommen zu überwin- 
den. In England, in Belgien, in Frank- 
reich, wie in Deutschland, kurz über- 
all, wo man an den Bau von Eisenbahnen ging, 
standen diesem Hindernisse, Vorurteile der ver- 
schiedensten Art, bedrohte Interessen, Indolenz, 
Mangel an Unternehmungsgeist usw. entgegen. 
Bald waren es die Kanalgesellschaften, die, wie 
in England, so in Deutschland in dem Bau 
von Eisenbahnen eine Gefährdung ihrer spezifi- 
schen Interessen erblickten, bald suchten die 
Fuhrleute und Stellmacher den Bau von Eisen- 
bahnen zu hintertreiben, bald waren es auch 
nicht unmittelbar wirtschaftlich Interessierte, die 
aus den mannigfachsten — zum Teil sogar 


Leopold, Die Hemmungen des wirtschaftlichen und technischen Fortschrittes 33 


äußerst naiven und engherzigen — Gründen die- 
. sen Verkehrsfortschritt bekämpften. InBelgien 
sprach sich sogar Thiers im Jahre 1834 gegen 
den Bau von Eisenbahnen aus, da er fürchtete, 
daß diese den Untergang der Lohnfuhrwerks- 


und Schiffiseigentümer, die Erschöpfung allen 
Eisenvorrats und den Ruin des Kohlenhan- 
dels herbeiführen würden. 

In Frankreich befand sich unter den 


Gegnern der Eisenbahnen auch der berühmte 
Physiker und Staatsmann Dominique Francois 
Ariago (1786—1853). 

In den deutschen Landen hatten die 
Eisenbahnen überall einen sehr heftigen Wider- 
stand zu überwinden 4). Dies gilt sowohl von 
Hannover wie von Bayern, Hamburg, 
Sachsen und Preußen. In besonders mar- 
kanter Weise trat dieser Widerstand bei dem Bau 
der ersten deutschen Eisenbahn zwischen N ür n- 
berg und Fürth hervor; selbst der eigentliche 
Kautmannsstand zeigte sich dem Eisenbahnunter- 
nehmen nur wenig geneigt. 


Heftigem Widerstande begegnete auch Frie- 
drich List bei seiner Agitation für ein natio- 
nales deutsches Eisenbahnsystem. 


In Preußen besonders setzte der Wider- 
stand gegen den Eisenbahnbau bereits im Jahre 
1826 ein, als man die Anlegung einer Eisenbahn 
für den Kohlentransport nach dem Wupper- 
tale plante. In der Folgezeit ließ sich noch 
bis zu den 40er Jahren in allen Ständen, bis 
in die höchsten Regierungskreise hinein, eine 
äußerst reservierte Haltung gegenüber dem Bau 
von Eisenbahnen beobachten; konnte doch 
selbst Friedrich Wilhelm IH. sich 
keine große Seligkeit davon ver- 
sprechen, ein paar Stunden früher 
in Berlin und Potsdam zu sein, wie 
denn auch alle auf den Eisenbalınbau gerich- 
teten Bestrebungen des Ministers Motz wie 
seines Nachfolgers Maaßen an der Spitze des 
preußischen Staates keinem allzu großen Ver- 
ständnisse begegneten. 


Auch die Einführung der Dampfschlepp- 
schiffahrt hatte wie in Preußen so in ganz 
Deutschland heftige Widerstände sowohl der 
Regierungskreise als auch der unmittelbaren 
Interessenten (Pierdetreiber usw.) zu über- 
winden. 

Wie dem technischen, so stellten sich 
auch dem wirtschaftlichen Fortschritte 
die verschiedensten Widerstände auf aller Ge- 
bieten des Wirtschaftsicbens entgegen. Dies gilt 
von der Landwirtschaft wie dem Gewerbe und 
der Industrie wie dem Handel. 


4) Vergl. hierzu besonders den sehr instruktiven Aufsatz von 
Gustav Cohn: Die Anfänge des deutschen Eisenbahnwesens 
(Tübinger Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, 47. Band 
[1891], S. 655—679). 


In der Landwirtschaft tritt uns die 
Unfreiheit, in der sich die Bauern allgemein 
bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts befanden, 
als ein großes Hemmnis für die Entwicklung der 
Landwirtschaft entgegen. Erst das Edikt vom 
9, Oktober 1807 hob in Preußen die Erb- 
untertänigkeit der Bauern auf. 

Auch der Flurzwang und die Gemeng- 
lage trugen ihr Teil zur Hemmung des Fort- 
schritts in der Landwirtschaft bei. 

Auch in der Industrie bahnte sich in der 
2. Hälfte des 18. Jahrhunderts und dann beson- 
ders im Laufe des 19. Jahrhunderts eine neue 
wirtschaftliche Verfassung an. Unter 
dem Einflusse der wirtschaftspolitischen Theorien 
der physiokratischen Schule und beson- 
ders des Systems Adam Smiths und seiner 
großen Nachfolger (David Ricardos John Stuart 
Mill, J. B. Say u. a.) entstand nämlich in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts die Schule 
des wirtschaftlichen Liberalismus. 
Nach dieser Schule bewirkt der Eigennutz und 
der auf ihm beruhende, nicht durch Staatsein- 
griffe behinderte freie Wettbewerb eine 
richtige Arbeitsteilung und eine größtmöglichste 
Produktion; der freie innere und inter- 
nationale Verkehr garantiert nicht nur eine 
zweckmäßige örtliche und zeitliche Verteilung 
von Kräften und Mitteln, sowie eine Aus- 
gleichung von Preisen und Gewinnen, sondern 
auch die beste Förderung des Gemeinwohls. 


Auf dem Gebiete der Industrie und des Hand- 
werkes verdichteten sich diese Theorien zu der 
praktischen Forderung der Gewerbefrei- 
heit. 

Die Ideen der Physiokraten und Adam 
Smiths drangen auch bald in Deutschland ein, 
wo sie besonders von dem Königsberger Pro- 
fessor Christian Jakob Kraus propagiert wur- 
den, der sie mit den Ideen Immanuel Kants 
zu einem einheitlichen Lehrsysteme verschmolz. 
Kraus und seine Anhänger verwarfen die In- 
nungsprivilegien als verjährte Statuter und als 
eigenmächtige Satzungen und Gewohnheitsrechte 
zweifelhaften Ursprungs; die einzelnen sollten 
vielmehr das Recht der freien gewerblichen Be- 
tätigupg und die freie Wahl der Anwendung der 
persönlichen Kräfte im freien gewerblichen Wett- 
bewerbe genießen. 

Daneben aber begegneten diese Ideen über 
die Gewerbefreiheit bei vielen praktischen Hand- 
werkern wie auch bei den Vertretern der da- 
maligen deutschen Nationalökonomen, den sogen. 
Kameralisten, auch vielfachem Wider- 
spruche. Diese Zunitfreunde wollten die Zünfte 
im allgemeinen Interesse beibehalter und höch- 
stens einige Reformen an diesen zugestchien. 

Jedoch der Geist der Zeit ließ sich nicht 
bannen. Die Ideen des wirtschaftlichen Libera- 
lismus und Individualismus, wie sie in Frankreich 
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schon vor dem Ausbruche der Revolution auf 
dem Gebiete des Gewerbewesens praktisch zur 
Einführung der Gewerbefreiheit geführt hatten, 
konnten auch in Preußen-Deutschland ihren Ein- 
fluB auf die praktische Wirtschaftspolitik nicht 
lange verfehlen. Die Männer, die zu den Füßen 
Kraus’ die Prinzipien des wirtschaftlichen Libe- 
ralismus in sich aufgenommen hatten, setzten 
diese, sobald sie in leitende Stellungen gelangt 
waren, in die Praxis um, und so entstand nach 
der Niederlage des preußischen Staates bei 
Jena und Auerstädt jene Reformgesetz- 
gebung, die man nach ihren Inspiratoren als die 
Stein-Hardenbergsche zu bezeichnen 
pflegt. Ein Glied in der Reihe der durch diese 
Gesetzgebung inaugurierten Maßregeln war das 
Edikt vom 2. November 1810, durch das für 


4 preuBischen Staat unter Vor- 
behalt gewisser Beschränkungen 
das Prinzip der Gewerbefreiheit 


proklamicrt wurde. 


Kaum war aber diese Gewerbefreiheit ge- 
währt worden, als sich auch’ schon Gegenströ- 
mungen gegen sie geltend machten. Nur schwer 
konnte Hardenberg den durch jenes Edikt 
proklamierten Grundsatz der Gewerbefreiheit 
aufrechterhalten, da von allen Seiten der Versuch 
gemacht wurde, mit den verschiedensten Mitteln 
diese zu durchbrechen. 

In zahlreichen Eingaben von Behörden, In- 
nungen und auch Einzelpersonen wurde um Auf- 
hebung der Gewerbefreiheit und Wiedereinfüh- 
rung des Zunitzwanges petitioniert. 


Auch nach dem Erlasse der preußischen Ge- 
werbeordnung vom 17. Januar 1845 hörten diese 
Eingaben nicht auf, obwohl jenes Gesetz den 
Gegnern der Gewerbefreiheit viel mehr ent- 
gegenkam als das Edikt von 1810. Denn die 
meisten Handwerksmeister aus den 40er Jahren 
des 19. Jahrhunderts schrieben die Krisis, in der 
sich das Handwerk damals zweifellos befand, 
einzig und allein der Gewerbefreiheit zu, obwohl 
in Walırheit ganz andere Umstände, wie die 
Entwicklung des Verkehrswesens, 
die ständige Vergrößerung vieler 
Betriebe, das Aufkommen der Tech- 
nik und der Industrie, die Versghie- 
bung und Erweiterung der Märkte, 
der Aufschwung des Handels und 
die Entwicklung des Kapitalismus, 
daran schuld waren. 

Das „tolle“ Jahr 1848 führte auch bei den 
Handwerkern zu einer großen Erregung; von 
uberallher ertönten die Klagen über die Not, 
in der sie sich befanden. 

Diese Klagen fanden ihren Ausdruck in dem 
offenen Sendschreiben der 22 Leipziger Innun- 
gen vom 22. April 1548, sodann auf dem Vor- 
kongresse der deutschen Handwer- 


ker vom 2.—6. Juni 1848 in Hamburg. Beson- 
ders laut erschallten sie aber auf dem Hand- 
werkerparlamente zu Frankfurt a M. am 
15. Juli 1848. Hier verlangte man u. a. die 
örtliche Beschränkung der Meisterzahl, Verbot 
des Hausierhandels mit Handwerksprodukten, 
Verbot der Assoziation mit Nicht-Innungs- 
genossen usw. Auch verlangte man die Unter- 
sagung des gleichzeitigen Betriebs mehrerer Ge- 
werbe. Niemand sollte mehr als zwei 
Lehrlinge halten dürfen; die Fa- 
briken sollten zugunsten des Hand- 
werks besteuert und die Grenzen 
derArbeitsgebiete zwischen Fabrik 
und Handwerk festgestellt werden. 


Auch an die preußische Nationalversammlungz 
kamen aus allen Landesteilem Petitionen der 
Handwerker um Abänderung der Gewerbeord- 
nung im Sinne eines Zurückgreifens auf die 
alte Zunftverfassung. Aber alle diese rückläufi- 
gen Bestrebungen konnten das Rad der Zeit 
nicht aufhalten. 

In enger Verbindung mit ihnen steht der 
Kampf gegen die Großbetriebe (d. h. 
die sogen. Mittelstandspolitik), wie 
wir ihn noch in der Gegenwart beobachten kön- 
nen. Unausgesetzt werden Angriffe gegen das 
Kapital, besonders das mobile, den Groß- 
betrieb, dieses Charakteristikum der moder- 
nen Volkswirtschaft, gerichtet. Die Hauptträger 
dieser Mittelstandsbewegung, die sich 
in Deutschland, wie bereits erwähnt, seit nun- 
mehr mehr als 6 Jahrzehnten beobachten läßt, 
waren ein Teil jener Handwerker, die auf dem 
Ruhekissen der Zunftprivilegien und Monopole 
ein bequemes und sorgenloses Dasein geführt 
hatten und mit dem neuen gewerblichen Zustande 
sich nicht befreunden konnten. 


Zahlreiche Verbände von Handwerkern und 
Gewerbetreibenden bildeten sich in den 60er Jah-. 
ren des 19. Jahrhunderts behufs Durchführung 
der Mittelstandsforderungen; meistens aber 
lösten sie sich wieder auf, ohne etwas Wescnt- 
liches erreicht zu haben. 


Gegen Ende der 80er Jahre setzte dann eine 
Bewegung der Detaillisten zur Bekämpfung der 
Konsurnvereine und der größeren Detailgeschäfte, 
insbesondere der Warenhäuser, ein; sie erhob 
zuerst die Forderung einer Umsatzsteuer für 
Konsumvcreine und Warenhäuser. 


Viele Organisationen, die der Förderung der 
Mittelstandsbewegung dienen sollen, sind bis 
auf die Gegenwart gegründet worden und 
zum Teile auch wieder verschwunden; auf sie 
näher einzugehen, ist weder möglich noch nötig. 
Von den einzelnen Mittelstandsforderungen sind 
besonders die folgenden hervorzuheben: 


1. eine Mühlenumsatzsteuer, 
2. eine gestaffelte Brausteuer, 
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3. eine Warenhaussteuer, 
4, eine allgemeine Umsatzsteuer. 


Bekanntlich sind einzelne dieser Maßregeln, 
wie Mühlenumsatz-, gestaffelte Brau- und Waren- 
haussteuer auf das Drängen der Mittelstands- 
politiker hin schon vielfach eingeführt worden, 
haben aber nirgends die erhofften Erfolge ge- 
bracht; vielmehr haben sie sich immer nur als 
nachteilig für die Kreise, denen mam gerade 
durch sie helfen wollte, erwiesen. 

So sehen wir denn, wie der technische und 
wirtschaftliche Fortschritt trotz aller von den 
verschiedensten Seiten gemachten Versuche, ihn 
zu hemmen, bis auf die Gegenwart alle Wider- 
stände überwindend, seinen Siegeszug gefeiert 


und die Menschheit auf eine ungeahnte Höhe 
allgemeiner kultureller Entwicklung geführt hat. 


Die technische Befreiung des Menschen von 
der anstrengenden physisch-mechanischen Arbeit 
muß und wird im Interesse der Herausbildung 
einer freien Persönlichkeit trotz aller Hemmun- 
gen immer weiter fortschreiten, so daß der 
Mensch aus einem Sklaven der Arbeit ihr Herr 
wird; immer mehr wird er der geistige Or- 
ganisator, Leiter und Ueberwacher der Arbeit 
werden, die immer mehr von tierischen oder 
den mechanischen Naturkräften ausgeübt wer- 
den wird. Wer sich dem technisch-wirtschaft- 
lichen Fortschritte aber entgegenstemmt, versiin- 
digt sich am Allgemeinwohl! 


Die Geschäftssprache des Ingenieurs. 
Von Dipl.-Gng. Emil Buscher, Griesheim a. M. 


Die maßgebende deutsche technische Lite- 
ratur ist im allgemeinen in guter Sprache ge- 
schrieben. Auch die führenden Fachzeitschriften 
legen Wert auf gutes Deutsch. In dieser Hin- 
sicht hat der Verein deutscher Ingenieure recht 
vorbildlich gewirkt; nicht nur dadurch, daß er 
sich vor Jahren der Rechtschreibung technischer 
Ausdrücke annahm, sondern auch dadurch, daß 
er später seine neue Satzung dem allgemeinen 
deutschen Sprachverein zur Begutachtung vor- 
legte. Nimmt man aber eine Zeitschrift zweiten 
oder gar dritten Ranges in die Hand, so findet 
man die Sprache schon recht vernachlässigt. 
Gerade für die unteren technischen Kreise, die 
diese Zeitschriften zweiten und dritten Grades 
lesen, sollte die Sprache mustergültig sein. Sie 
haben nicht die Fähigkeit, an der Sprache einen 
kritischen Maßstab anzulegen, und außerdem 
fehlt ihnen meist andere technische Lektüre. 
Und nun erst die Geschaftssprache des Inge- 
nieurs! Die Sprache in seinen Briefen, seinen 
Berichten, seinen Katalogen! Was für ein 
Deutsch ist häufig darin zu lesen! 


Soll ich Beispiele geben? Eigentlich sollte 
man es nicht für nötig halten, da sich jeder 
täglich selbst überzeugen kann. Aber ich muß 
doch wohl den, der eine andere Sprache als seine 
gewohnte kaum noch kennt, darauf aufmerk- 
sam machen. „Beifolgend gestatte ich mir, Ihnen 
meine Dichtungsschnur zu bemustern Fe 
lautete der Anfang eines Briefes einer großen 
deutschen Spezialfirma, dem ein Muster einer 
Dichtungsschnur beigelegt war. Wenn ich dieses 
Muster nicht gerade in der Hand gehalten hätte, 
während ich den Brief las, so hätte ich seinen 
Inhalt kaum verstanden. In der Anzeige eines 


Buches über Steuerungen fand ich den schönen 
Satz: ,,..., während die ausländische Dampf- 
maschinensteuerung nur in Kürze behandelt 
wird.“ Das sind die Folgen davon, daß man 
statt „bald“ „in Bälde‘“ und statt „kurz“ ‚in 
Kürze‘ schreibt. Wie fremd klingt es, wenn 
wir auf dem Zeugnis eines Arbeiters lesen: 
»-.. und entlassen wir Sie aus diesseitigen 
Diensten.“ Was soll nur diese Umkehrung der 
Satzfolge nach „und“? Muß man bei den dies- 
seitigen Diensten nicht unwillkürlich an jen- 
seitige denken? Beispiele derart, die zeigen, 
wie voller Fehler und wie gekünstelt die soge- 
nannte Geschäftssprache ist, könnten belicbig 
viel angeführt werden. 


Gründe dafür, daß sie in Ingenieurkreisen 
einen solchen Umfang angenommen hat, lassen 
sich mehrere angeben. Das Gekünstelte in der 
Sprache entspricht augenscheinlich dem Zeitgeist 
der letzten Jahrzehnte des vorigen Jahrhunderts. 
Ob ich das berüchtigte Vertikow aus echtem, 
poliertem Nußbaumholz mit seiner Etagere, 
seinen Verzierungen und Schnörkeln betrachte, 
das durch Tausende von Exemplaren den Ge- 
schmack unseres Volkes vergiftet hat, oder diese 
Sprache lese, beides tut die gleiche Wirkung. 
Unbesehen hat der Ingenieur die Sprache des 
Kaufmanns übernommen. Diese Entwicklung ist 
leicht begreiflich. Ehedem erledigte der Kauf- 
mann allein den Briefwechsel. Wie die Fragen 
technischer Natur für ihn unverständlicher wur- 
den, mußte nach und nach der Ingenieur heran- 
gezogen werden, anfänglich nur als Berater, bis 
er schließlich den Briefverkehr selbst übernahm. 
Wenn er sich dabei der Sprache des Kaufmanns 
bediente, so ist das nicht sonderlich auffallend, 
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wollte er doch zeigen, daß er nicht nur den 
Zeichenstift, sondern auch die Feder zu führen 
verstehe. Man muß sich dabei vergegenwärtigen, 
daß meist Leute mit geringer Bildung diese 
Stellen inne hatten, deren Leistungen wir im 
übrigen nicht unterschätzen dürfen. Die Sprache 
des Kaufmanns sollte kurz und klar sein, welche 
Anforderungen auch dem Ingenieur willkommen 
sein mußten, damit sich das immer verwickelter 
‘werdende Geschiftsleben schnell und glatt er- 
ledigen ließe. Um sich kurz zu fassen, schrieb 
man statt „auf Ihr gechrtes Schreiben vom. .“ 
gleichzeitig gekünstelt „auf Ihr Gechrtes vom. .“. 
Weshalb nicht schlicht und einfach ‚auf Ihr 
Schreiben vom .. .*? 

Wenn man die deutsche Sprache nicht ein- 
mal beherrscht, täte man am besten, Fremd- 
wörter ganz wegzulassen oder doch ihren Ge- 


brauch einzuschränken. Statt dessen müssen 
Offerten nach Musterkollektionen gemacht 
werden; ein Reisender muß avisiert wer- 


den und neue Order erhalten; die Emballage 
muß retourniert werden und so fort. Als ob 
man nicht gerade so gut ein Angebot nach einer 
Mustersammlung machen, einen Reisenden be- 
nachrichtigen, ihm neue Aufträge erteilen und 
die Verpackung zurücksenden kann. 


Gegen die Anwendung von Fremdwörtern, 
die sich nicht kurz und treffend verdeutschen 
lassen, sei nichts gesagt. Man braucht nicht 
so weit zu gehen, daß man „Klavier“ durch 
„Tastei‘“ ersetzt. Aber dort sollte man alle 
Fremdwörter weglassen, wo sie in der Umgangs- 
sprache auch nicht üblich oder im Begriff sind 
zu verschwinden. Oder sollte man in den acht 
Berufsstunden des Tages ein anderer Mensch 
sein und eine andere Sprache sprechen müssen 
als während der übrigen Zeit des Tages? 


In dieses Kapitel der Fremdwörter gehören 
auch die oft sonderbaren Namenbildungen für 
neue Maschinen, überhaupt für Neuigkeiten. Man 
sah den fast beispiellosen Erfolg, den Lingner 
mit seinem Odol hatte. Der Name allein wird 
ihm aber schwerlich diesen Erfolg eingebracht 
haben. Kurz und gut, er hat Schule gemacht. 
Gegen derartige Wortbildungen läßt sich nicht 
viel einwenden, wenn es sich darum handelt, ein 
bestimmtes Erzeugnis kurz zu kennzeichnen. 
Immerhin soll man etwas vorsichtig sein bei 
der Wahl solcher Namen oder der Taufe von 
neuen Erzeugnissen für den Markt. Es ist nicht 
nötig, zwei gleiche Maschinen, die sich nur durch 
die Anzahl ihrer wirkenden Teile unterscheiden, 
doppelt zu benennen, wie dies z. B. bei Schlag- 
stiftmühlen geschieht: Desintegrator und Dis- 


membrator! Der Laie wird unter beiden zwei 
ganz verschiedene Arten von Zerkleinerungs- 
maschinen vermuten. Dabei treffen diese Aus- 
drücke nicht einmal das Wesentliche, wie es 
die deutsche Bezeichnung tut. 


Wie Fremdwörter in Arbeiterkreisen oft ver- 
ändert werden, zeigt folgendes Beispiel. Statt 
„homogene Verbleiung‘‘ hört man in manchen 
Fabriken allgemein „haematogene Verbleiung“. 
Die Entstehung dieses Ausdruckes ist leicht zu 
erklären, hat doch der Arbeiter das Wort 
„homogen‘ meist nie gehört. Dagegen liest 
er in seiner Zeitung: „Haematogen, das beste 
blutbildende Mittel.“ „Homogen‘ durch einen 
kurzen deutschen Ausdruck zu ersetzen ist 
allerdings schwer. 


Meine Ausführungen wären nicht vollständig, 
wenn ich nicht auch die Sprache des Ingenieurs 
geißelte, die er von anderer Seite zu übernehmen 
beginnt. Je mehr er sich mit Verwaltungsange- 
legenheiten zu beschäftigen, je mchr er juristi- 
sche Arbeiten, wie Patentsachen, zu erledigen 
hat, um so mehr wird er sich unser Juristen- 
deutsch mit seinen ungewöhnlich langen Sätzen 
angewöhnen. Daß der Ingenieur auf jenen Ge- 
bieten arbeitet, ist aber noch zu jungen Datums, 
als daß man schon von einem allgemeinen Ucbel 
reden könnte. 


Wenn der Ingenieur genügend Selbstbewußt- 
sein besitzt, so wird er sich weder der Sprache 
des Kaufmanns noch des Juristen bedienen. Er 
wird auch nicht versuchen, eine eigene Berufs- 
sprache zu erzeugen. — Besondere technische 
Ausdrücke zu verwenden ist sein gutes Recht, 
wie das eines jeden Berufes, soweit die Sprache 
Mangel daran hat. — Er wird vielmehr zeigen, 
daß sein Beruf zu einer Zeit Anerkennung fand, 
da die Muttersprache sich allgemeiner Aner- 
kennung erfreute. Es gibt keine Entschuldigung 
für ihn, wenn er sie nicht auch in seinem Be- 
rufe rein verwendet. Wieviele Ingenieure sind 
Mitglieder des Sprachvereins und des Schul- 
vereins, sei es unmittelbar, sei es mittelbar 
durch ihre Hochschulverbindungen und andere 
Vereine. Wie wenige nur sind sich dessen be- 
wußt, wenn sie ihre Briefe in die Schreib- 
maschine diktieren! 

In einzelnen kaufmännischen Kreisen ist man 
von der Notwendigkeit der Verbesserung der 
deutschen Geschäftssprache längst überzeugt. 
Darauf deutet eine kleine Schrift von Kähler 
hin: „Vorschläge zur Verbesserung der Sprache 
kaufmännischen Briefstils (verlegt bei Gallway 
in München). Sollen die Ingenieure es erst 
wieder dem Kaufmann nachtun müssen! 


Wirtschaftliche Rundschau 


Wirtschaftliche Rundschau. 


Dezember-Börsenbericht. 


Nachdem das Jahr 1913 in der Hauptsache 
durch das Kurs-Diagramm bestätigt hat, daß die 
wirtschaftlichen Verhältnisse keine günstigen 
Anzeichen aufwiesen, hat der Monat Dezember 
fast durchweg eine mehr oder weniger stark 
auftretende Aufwärtsbewegung der Kurse ge- 
bracht. 

Die stärkste Kurssteigerung von rund 10°% 
weisen die Glas- und Porzellanfabriken auf. 
Hiernach kommen die Zement-Industrie mit 
71,00, die Textil-Industrie mit 700, die Che- 
mische Industrie mit 5%, die Bergbau-Gesell- 
schaften mit 5% und die Elektrotechnische In- 
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Gering abwärts gerichtete Kurs-Differenzen 
weisen nur die Elektrizitätswerke (1,36%) und 
die Zuckerfabriken (2,66%) auf. 


Die Gesanıt-Industrie-Kurve zeigt eine Steige- 
rung gegen den Vormonat von 3,71. 


Auch der Zuwachs an Börsenkapital hat, 
nachdem im November die Notiz-Einstellungen 
größer waren als der Zuwachs des Börsenkapi- 
tals und im Oktober nur rund 11’, Millionen Zu- 
wachs vermerkt werden konnten, im Monat 
Dezember eine ziemlich beträchtliche Höhe mit 
17,0 Millionen M. erreicht. Im Jahre 1913 ist 
der Gesamt-Zuwachs des für Industriewerte an- 
gelegten Börsenkapitals auf 167874000 M. fest- 


dustrie mit 40o. 


gestellt worden. 


E. W. 


Tabelle 1. 
| Zu- oder 
Gripen Durchschnitts- Kurs se 
gegen den 
Januar Febr. März . April Mai ' Juni ' Juli ‚August Sept. Oktob. Nov. .Dezbr. Vormonat 
1913 | 1913 | 1913 , 1913 1913 | 1913 ° 1913 1913 ‚1913 | 1913 1913 ‚ 1913 | in %o 
! 
Bergbau-Gesellschaften . .| 211,00 222 20 219, 45 220, 85 219, 53 210, 08 206,57 215,66 236, 50 216,31) 205, 92 210, 72 + 4,80 
Eisenhütten - Gesellschaften | 183,60, 182,80: 180, 85, 182,70 182, 14, 172,87| 171,40, 176, 13 | 173 34 171, 36. 164, 99 168,76 -+ 3, 77 
Maschinenfabriken ..... 170,65, 176,90 171,40 175,40 176, ‚55 167, 88| 164, 13 167, 10 167 411 163 49 157,32 159,26,+ 1 ‚94 
Automobil-, Fahrrad- und | | | 

Nähmaschinenfabriken .|311,80 310,40 297,40' 295,90, 291 09 273,38) 268, 18) 268,76 | 282, 35! 273,75 260, 88 261 06+ —,18 
Metallindustrie ....... 195,85! 196,00 191,50 193,70 194, 71 186, 64' 186,05 189.21. 190, 73: 185,92 181,54 185,13 + 3,59 
Elektrotechnische Industrie 218, 60 214,30 210, 25 218, 15: 223,64. 207, 86, 208 ‚49 210,81 212,32 212, 24| 207, ‚68, 211, 79 + 4,11 
Waggonfabriken ...... 231,75 235, 90: 221,90. 221 25 224 43) 214 72, 214,16. 217,30 | 221,39 227, 02: 218, 24 221 681+ + 3,44 
Chemische Industrie. . . . | 369, ‚70 369,60 367, 80 377,55 373,06. 357, 15 354, 59 359, 46 360, 55 358, 67 354,37 359, 42+ 5,05 
Textilindustrie ....... 158, 50 160,00 159, 85: 158,15! 160, 57, 158, 72: 158, 80 158,89 155, ‚74 152 ‚42, 148 ‚97 155, 62)+ 6,65 
Zementindustrie....... 133,55, 134,00: 128,90 128,85 128, 11! 122 ‚75| 121,15 126 ‘00 | 128,74! 122 25 121,40: 129,04 + 7,64 
Papier- u. Zellulosefabriken 175,85 174,80 173,80 175, ‚35| 170, 35: 168,02! 163 06 165,01 165,06. 161,41 156, 85, 162,30: + 5,45 
Glas- u. Porzellanfabriken | 235,50 238, 50 231 60 231,70; 232 138) 222,39 218, ‚89 220, 91 221,86! 216,47 210, 27 220, 30; + 10,09 
Zuckerfabriken ....... 160,20: 160, 10 158,50: 160,95) 162, T1 156, 97! 154, 65 156, ‚90 155,50; 151, ‚78 148, 90: 146,24: — 2,66 
Gas- u. Wasserwerke 185,10 183,40 180,95 181,10! 181 ‚46 177 ‚20 175,56 175,51 175,91 177, 36: 177,76, 179 52,+ 1,76 
Elektrizitatswerke...... 163,85; 162,20 160,20 163,15: 161,12) 155, ‚79 154,08. 157,59 158,04! 158,03, 155, ‘98, 154 12) — 1,86 

Verschiedene Industrie- | | | Ä | i 
Gesellschaften ...... | 181,15 176,60 171,15 170,25: 173,87 165,34, 163,48 165,91 | 168,72 165,35 162,47; 164,72. + 2,25 


Sämtliche Industriewerte 


Tabelle 2. 
Juli 1913 Aug. 1913 Sept. 1913 Okt. 1913 Nov. 1913 Dez. 1913 
Zl gg | gE Zl sg 16! 98 |2, 83. |] g 
co | 525 | 7z | s#8 | z] 325 | z | 338 |S 233 |7 | 88 
ieee | g| 222 | 21 222) 3) 382 | 2 222) 3) 2% 
Ooi’ eag O 582.10 1 832.10 See OO 3829 | EN 
5 NS ke) Na ke) N 3 <j N 3 u o NSS oJ Na 
N N N N N | N N N K ; N i N 
Z | 1000M. | Æ | 1000M = 1000M. | = | 1000M.} & 7 1000M. | & | 1000 M 
| l | 
Bergbau - Gesellschaft. 49 606 743 49 611 243 49 | 617 243 49 617 243 49 ` 617243 49 617 243 
Eisenhütten - Gesellsch. 64 , 1002 477 64 ` 1092477 64 1 092 477 O4 1 092 477 65 : 1093477 65 1093 477 
Maschinenfabriken . 53 | 393 49] 83 393 49] 83 393 491 82 392 291 81 ; 389491 82 393 491 
Automobil-, Fahrrad-u. | | | 
N ähmaschinenfabrik. 14 47 175 14 47175 14, 52 175 14 52175 14 | 52 175 15 | 53175 
Metallindustrie . . 68 | 270 906 68 270 906 68 , 272706 68 ı 273 206 68 273 006 68 , 273606 
Elektrotechn. Industrie 14 303 900 14 303 900 14 | 303 900 14 303 900 13 ° 2960000 13 296 900 
Waggonfabriken è 10 | 36 146 10 30 146 10 | 36 146 10 36 146 ll | 38 646 11 38 046 
Chemische Industrie . 37 | 298 020 “7 298 020 37 298 020 37 300 120 37 | 300 120 37 300 120 
Textilindustrie . . 62 159 006 62 189 006 62 | 189 006 62 189 006 03 | 190 706 63 193 206 
Zementindustrie. . . 27 | 83 86] 27 83 801 27 ` 83 801 27 83 801 27 83 S01 27 Ä 83 801 
Papier- u.Zellulosefabr. 214 96 675 21 90075 22 , 100075 22 100075 22 | 100675 22 102 475 
Glas- u. Porzellanfabr. 19 62 550 19 62 550 19 ` 62 950 19 62 950 19 62 950 19 ` 63 450 
Zuckerfabriken . . . Q i 23884 9 23 834 9 | 23 854 9 23 884 y 23 884 9 23 884 
Gas- u. Wasserwerke . 9 116 600 9 116 600 9 1106000 Q 110 600 9 116 600 9. 116600 
Elektrizitatswerke . . 8 | 90 900 8 90 900 8 | 90 900 8 90 900 8 90 9C0 8 90 900 
Verschiedene Industrie- | 
Gesellschaften . 87 310 328 87 310 328 87 310 694 S7 310 604 S7 310 694 87 318 194 
Samtl. Industriewerte. | 581 4022662 | 581 4027162 | 582 4044728 | 581 4046128 | 582 4041928 | 584 4059528 


.| 204,70 204,40 201,20! 203,95 203,98 194,53, 192,65! 196,59 199,57 194,85' 188,94 192,65'+ 3,71 


Tabelle 3. 


Neue Börsenzulassungen. 
Im Dezember 1913 wurden zugelassen: 


| 


Firma | Gruppe M. 
Adler & Oppenheimer . | Verschiedene Industrien . | 5 000 000 
Rhein.-Westfäl. Kalkwerke , n » 1 500 000 
Leipziger Pianofortefabrik 
Oebr. Zimmermann . . » m 800 000 
Emil Köster, Lederfabrik . » » 500 000 
Porzellanfabrik C. M. En 
schenreuther EP: Glas- u. T oracl anfabi iken 500 000 
Automobil-Fuhrwesen, Automobil-, Fahrrad- 
delhardt . Nähmaschinenfabriken 1 000 000 
Verein. Glanzstoff- Fabriken, 
Elberfeld. . . . e. Textilfabriken . e - 12500 000 
. E. Reinecker, Chemnitz . | Maschinenfabriken . . . | 4000000 
apierfabrik Reisholz . . .| Papierfabriken . . 1 800 000 
Zuwachs im Dezember 1913 17 6C0 000 
” » Oktober 1913 1 400 
w w September 1913 17 566 000 
” » August 1913 4 500 
" » Juli 1913 14 460 000 
” » uni 1913 22 645 000 
” » April 1913 30 500 000 
” ” arz 1913 5 553 000 
" » Februar 1913 9 300 000 
» » Januar 1913 27500000 
zusammen M. 172074000 
KapitaleinbuBe im November 4200000 
Oesamtzuwachs 1913 M. 167 874 000 


Berufs-, Bildungs- und Standesfragen 


Berufs-, Bildungs- und Standesfragen. 
Zur Berufswahl. 


Die Herren Kollegen des Maschinenbaufaches so- 
wie der Chemie werden darauf aufmerksam gemacht, 
daß zurzeit die Beförderungsverhältnisse im preußi- 
schen Gewerbeaufsichtsdienste besonders 
günstig sind. 

Bei dem Mangel an Gewerbeassessoren ist nicht 
ausgeschlossen, daß demnächst mit der Verwaltung 
von Hilfsarbeiterstellen wieder Gewerbereferendare 
betraut werden, die dann während der Dauer des 
Kommissariums Gehalt beziehen. 

Auf alle Fälle können neu eintretende Gewerbe- 
referendare darauf rechnen,. nach Ablegung der Ge- 
werbeassessorprüfung sofort besoldet und nach einigen 
weiteren ne zum Gewerbeinspektor ernannt zu 
werden. Nähere Auskunft über Meldung usw. ist bei 
den jeder Regierung zugeteilten Regierungs- und 
Gewerberäten zu erhalten. Frantz. 


Unbefugte Titelverleihung. 


Das Oberverwaltungsgericht fällte 
eine Entscheidung, welche für die Befugnisse 
der Behörden der Selbstverwaltung von grund- 
legender Bedeutung ist. Als ein Provinzialland- 
tag den Beschluß faBte, solchen Baumeistern, die 
ein bestimmtes Dienstalter erreicht haben, die 
Amtsbezeichnung „Provinzialbaura t“ bei- 
zulegen, beanstandete der Oberpräsident 


Ein- und Ausfuhr Deutschlands an Maschinen im Monat November. 


Gruppenbezeichnung 


I. Lokomotiven und Zubehör . 

If. Kraftmaschinen . . ; 

III. Krane, nicht fortschaffbare Winden . 

. Hebemaschinen . 

V. Bearbeitungsmaschinen für Metall, Holz und 
Stein . bo ee Be Ge 

. Gebläsemaschinen, Ventilatoren i 

. Pumpen, Wasserhaltungsmaschinen . 

. Feuerspritzen, ae für Menschen- oder 
Tierbetrieb i a At sh. Se 

. Textilmaschinen 

X. Nähmaschinen . 

. Landwirtschaftliche "Maschinen. 

. Papiermaschinen . ... . . 

. Buchbindereimaschinen . 

. Aufbereitungsmaschinen . 

. Maschinen für die Leder- und Schuhindustrie 

. Maschinen für die Kalk-, Zement- usw. Industrie 

; Buchdruckereimaschinen . 

. Andere als unter Gruppe | bis XVII genannte 
und unvollständig u Maschinen 

. Elektrische Maschinen oe 

. Automobile . . 


. Lenkbare Luftfahrzeuge . 
. Einzelteile zu Gruppe XX bis XXII 


Einfuhr 


. Motor-Fahrräder j , f , , = , i i | 


Aus f u h r 

in dz = 100 kg in dz = 100 kg 

Nov; Januar bis Nov. Nov: | Januar bis N Nov. - 
1913 | 1913 | 1912 | 1913 | 1913 ° 1912 

753 | 18 258 10104| 87037! 664259 | 522 133 
2371) 26554 | 29847| 63255" 635963 | 625 936 
484: 8856; 9858| 8140| 78177, 72484 
eas 19096, 15600] 18194 | 183100| 124 282 
4632) 69603 | 81781| 74367: 758911! 687916 
798: 8677| 43681 371 | 46907: 42385 
626! 6428| 7930| 9558| 93510| 67715 
21 | 576 890| 3025; 45383! 40743 
20 466 |! 203 478 | 203 268] 44342) 476847; 492128 
2200| 29392] 42113] 22888 240080] 247931 
4 921 | '374 986 | 260579] 43718 750454 | 760497 
1354! 1946| 2752| 10054 | 71736| 95646 
311 | 2205; 2294| 3857| 55601) 59311 
262! 3252 3710] 9103. 103679| 79413 
267 i 3438| 5064| 3421| 37488) 35281 
4465| 2801| 8089! 171246! 131670 
019, 12 108 11068 | 10 642 108494 | 108 055 
4353| 28813 32813 | 48 043. 612 954 | 579 698 
2794| 20489| 14038] 37 508 | 328 373! 310030 
1083} 21373, 19457] 6761. 119099} 97330 
35, 447, 301 163 3052 2969 
el 65 135 363 334 
= as ee 2228 23669| 18767 


Zusammen | 49 746 864516 760 701 |518 117 5609255 5211 654 


Soziales 39 
Ein- und Ausfuhr an Maschinen Englands im Monat November. 
nz Einfuhr o {| Ausfuhr — 
Bezeichnung November | Januar bis November November | Januar bis November 
1913 | 1913 | 1912 1913 m |- 1912 — 
u a, ran ne A el ae ae Bent, 
tee ee | t| 
| | i 
I. Bewegungsmaschinen, | | | | | | m 
ausgenommen elektr. | ! | | | 
l. Lokomotiven . . 2, 36) 121; 15029. 115 8024| 5061' 319737 52879 3152 428) 4 43 714: 2 356 096 
2. Landwirtschaftliche .| 47) 238¢ 162 7572: 86 4317| 2045 94557) 29077. 1227674, 30 721) 1 300 367 
3. Pumpen 105. 471 676: 32504, 659° 34126 558, 43 863] 8 920, 626 754 9025! 716116 
4. Meremas hinen i -| — 2 1 it 73 3445| 70, 2094 559 22720, 1443 43457 
5. Andere als unter 1 | | | 
bis 4 genannte Masch.| 593. 41 2 a 169 633 2341 145608| 7063 368208) 77 756 4 134 802, 65 293 3 236 070 
l. Elektr. Maschinen .|1 295,100 744), 10 433 1223501, 81451056181] 2 195, 204 064! 24873 2076092! 21838 1780832 
IN. Andere, nicht unter | | | | | 
lu. 1] genannte Masch. | | | | | 
l.Landwirtschaftliche .| 630 20227 21 947 742 198 18376 592195] 2072. 79 120) 41758 1568 857! 42 307, 1542014 
2. Werkzeugmaschinen.| 245 25491] 3 469, 320048, 2445. 256505) 1575 101 192: 15039 913347! 15 218 846 438 
3.Bergwerkmaschinen .| 174 12592, 1894 109708: 1442 80897| 1823. 72930! 24491 959196. 23318 863 824 
4. Textilmaschinen . .| 302 24560) 4349 319927 3288, 241 760| 16 659| 781 856163 784, 7 597 565,139 839' 6 456 239 
5. Näh-u.Schreibmasch. | 286 80 903 3 629 882 039 3739 884426) 3625 


d. Andere als unter 1—5 
genannte Maschinen 


IV. Fahrzeuge | | 
611 045: 


| | 
'6 780 595 


l. Kraftwagen. . | | 
2. Krafträder . 27916 241 650; 
3. Luftfahrzeuge . ' 16.607 | 221 141 

Summa| 655568 7 243 386 


| 
| 
i 


diesen Beschluß und betonte, es liege hier ein 
unzulässiger Eingriff indieKronrechte 
vor. Das Oberverwaltungsgericht teilte den 
Standpunkt des Oberpräsidenten und führte u.a. 
aus: Ratstitel werden im allgemeinen als Aus- 
zeichnungen angesehen. Wenn Baumeister von 
einem bestimmten Dienstalter ab die Bezeich- 
nung Provinzialbaurat erhalten sollen, so handle 
es sich hier unzweifelhaft nicht um eine Amts- 
bezeichnung, sondern um cinen Titel, durch 
welchen Beamte ausgezeichnet werden sollen. 
Dies ergebe sich auch aus dem Umstande, daß 
die in Betracht kommenden Beamten ihren alten 
Geschäftskreis behalten sollen. Die Verleihung 
von Titeln stehe gemäß § 7, 11, 13 des Allge- 
meinen Landrechts und Artikel 50 der Ver- 
fassungsurkunde allein dem Landesherrn bzw. 
dem von ihm hierzu ermächtigten Minister zu. 
Aus der konigl. Verordnung vom 27. Oktober 
ISI0 ergebe sich ferner klar, daß Ratstitel nur 
mit der Genehmigung des Königs verlichen wer- 
den sollen. Selbst Titel, welche von auslän- 
dischen Herrschern verliehen werden, dürfen in 
Preußen ohne landesherrliche Erlaubnis nicht 
geführt werden. Beim Fehlen entgegenstehender 
Vorschritten dürfen Kommunen und Provinzial- 
verbände Beamten in ihrer Verwaltung Amts- 
bezeichnungen beilegen, welche ihre amtliche 
Stellung und ihre Geschäfte nach außen hin er- 
kennbar machen. Es sollen aber solche Bezeich- 
nungen geführt werden, welche nicht mit den 
Amtsbezeichnungen von Staatsbeamten überein- 
stimmen. 


[4094 246 849 45 3072 512302 473832 892.971] 17 161 
Summa |7 773 479 719 94 697 6 641 925, 88 092 6 200.455| 59 907 3 134 398 


| 
832 321. 


Die Milderung der Klassengegensätze. 


In der Zeitschrift des Vereins deutscher In- 
genieure, Nr. 51, vom 20. Dezember 1913, ver- 
Offentlicht Baudirektor Prof. C. von Bach 
unter obigem Titel ein Referat, das er in der 
Jahresversammlung des wiirttembergischen Be- 
zirksvereins deutscher Ingenieure am 23. Novem- 
ber 1913 erstattet hat. Bach führt dabei aus, 
daß er im Herbst 1912 bei dem württembergi- 
schen Goethebund anregte, er möge auf dem 
13. Delegiertentag der deutschen Gocthebunde 
1913 in Breslau den Erlaß folgenden Preisaus- 
schreibens beantragen: „Was hat zur Milde- 


rung der Klassengegensätze zu geschehen, 
welche heute die aufeinander angewiesenen 


Kreise unseres Volkes weit mehr trennen, als in 
den natürlichen Verhältnissen begründet ist?“ 
Zur Begründung wird angeführt: 

„Die Aufgabe der Milderung der Klassen- 
gepensätze liegt auf wirtschaftlichem, politi- 
schem und rein menschlichem Gebiete. Was 
bisher zur Lösung angestrebt wurde — sei es 
durch die Gesetzgebung oder auf dem Wege 
der Freiwilligkeit — erfolgte vorzugsweise in 
wirtschaftlicher und politischer Hinsicht. Hierin 
dürfte wohl auch ein Hauptgrund dafür zu 
suchen sein, daß trotz vieler Bemühungen auf 
wirtschaftlichem und = politischem Gebiete die 
Unzufriedenheit in breiten Schichten unseres 
Volkes heute weit größer ist als vor Jahr- 
zelinten. 

Wir haben uns in Deutschland viel zu sehr 
daran gewöhnt, die Milderung der Klassengegen- 


234 450! 30 255 2 186 182, 32 359 2201 262 
I 
157621, 7905 060 161 436 7457 858 


627 012 32 370 677 586 511/28 800 573 
| | 
6 623 614 376 384 3 988 610 | 3.300 404 
187 546 87 549 908 193 | 651 945 
68 830 _3306 39 894, ı 19972 
6 879 990 ' 467 139 4.936 697 | 3972 321 
Soziales. 


40 Aus der Rechtsprechung 


sätze fast ausschließlich von der Verbesserung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse der Arbeiter 
und von der Gesetzgebung zu erwarten. Die 
Anzahl derjenigen, welche sich bewußt sind, daß 
in unserm Volke, das unter der Einwirkung der 
allgemeinen Schul- und Wehrpflicht groß ge- 
worden ist, die Milderung der Klassengegensätze 
auch auf dem rein menschlichen Gebiete mit 
aller Kraft angestrebt werden muß, und daß es 
sich hierbei um eine allgemeine Kultur- 
aufgabe handelt, erscheint noch recht gering. 
Die Erkenntnis der überragenden Wichtigkeit 
dieser Kulturauigabe für unsere Nation in weite 
Kreise zu tragen, ist der Zweck des Preisaus- 
schreibens. 

Die Stellung der Frage: Wie ist es ge- 
kommen, daß die zur Führung berufenen, ge- 
bildeten Oberschichten unseres Volkes in so 
weitgehendem Maße die Fühlung mit den anderen 
Schichten verloren haben, wie es tatsächlich 
der Falt ist, muß bei gründlicher Bearbeitung 


auch die Wege erkennen lassen, die einzu- 
schlagen sind.“ 
Damit hat sich Professor von Bach eine 


große und dankbare Aufgabe gestellt. Bach hält 
sich bezüglich des Begriffes „Klassengegen- 
sätze“ keineswegs an die übliche Terminologie. 
Die Nationalökonomie versteht unter Klassen- 


gegensätzen etwas anderes, als das was 
hier gemeint ist, In der Nationalökonomie 
wurzelt der Begriff der „Klasse“ im Besitz 
bzw. Nichtbesitz; es können sich somit 
Klassengegensätze unter Individuen bilden, so- 
weit sie reich oder arm sind. Neben 
dem Klassenbegriff kennt die nationalöko- 


nomische Terminologie noch den Begriff des 
Standes, den sie aus dem Beruf herleitet. So ver- 
steht der Nationalökonom unter einem „Stand“ 
cine spezielle Berufsgruppe,  wunbekümmert 
darum, ob die Angehörigen dieser Berufsgruppe 
reich oder arm sind oder, was praktisch das- 
selbe bedeutet, selbständig oder abhängig sind. 
Aus den Unterschieden des Besitzes und des 
Berufes folgen wirtschaftliche Klassenbildung 
und berufliche Ständebildung. Bach spricht nicht 
von Klassenunterschieden und Standesunterschie- 
den, sondern bezeichnet die Gesamtheit aller 
aus der wirtschaftlichen und beruflichen Diffe- 
renzierung sich ergebenden Gegensätze als 
„Klassengegensätze“. 

Es erhebt sich die naheliegende Frage, ob 
sich diese für die nationale Entwicklung vielfach 
schädlichen „Klassenunterschiede‘“ nicht einfach 
beseitigen lassen. Bekanntlich gibt es Leute, 
die an eine „Gleichmacherci‘ glauben, und sie 
verweisen dabei gerne auf „Amerika“, namentlich 
dann, wenn sie aus diesem Lande „zurück- 
gekehrt“ sind. Alle diejenigen unter uns Diplom- 
Ingenieuren, die in Amerika waren und die 
Amerika so nehmen wie es ist und nicht, ,,wie 
man es haben möchte“, können diese An- 
schauungen in keiner Weise teilen. Das sozi- 
aleGliederungsgesetz gilt auch für 
Amerika! Nur ist der Maßstab ein ande- 
rer. Amerika ist ein Land der Zivilisation, 
es ist noch nicht zu einem Lande der Kultur 
geworden! Demgemif ist auch der allgemeine 
Wertmaßstab ein primitiverer: wer nichts hat, 
ist nichts „wert“! Der Wert des Menschen 
beginnt mit seinem Geldbesitz. Wer zur „Ober- 
klasse‘‘ gehören will, muß bei den „oberen 
Vierhundert‘‘ sein. Die „oberen Vierhundert‘“ 
sind die Multimillionire. Das Wort ist ent- 
standen durch ein Essen der MiB Astor, die 
seinerzeit die Angehörigen ihres „Standes“ ein- 


lud, um ihren Reichtum zu zeigen; an diesem 
Essen nahmen vierhundert Millionäre teil, und 
seit diesem denkwürdigen Tag bedeutet der 
Begriff der „oberen Vierhundert‘“ die Zuge- 
hörigkeit zur höchsten „sozialen“ Rang- 
klasse, zum „first set“. Im Lande der 
„demokratischen Gleichheit“ gibt es auch 
keine Orden und Titel! — sagen viele. 
Dafür entschädigen sich die Amerikaner nach 
ihrer Art! Wer ist in Amerika nicht alles 
„Colonel“, „Präsident“, „Capitän‘‘“ usw. Doch 
genug davon! Auch in Amerika ist der 
soziale Unterschied etwas Gegebe- 
nes, und zwar wird er in dem „Lande 
der Gleichheit“ erheblich rück- 
sichtsloserzum Ausdruck gebracht! 
Wir müssen uns deshalb klar werden, daß das 
soziale Gliederungsgesetz ein Naturgesetz 
ist, das in seinem Ursprung zurückreicht in 
die Zeiten des biblischen Wortes: „im Schweiße 
deines Angesichtes sollst du dein Brot essen“. 
In dem Maße, als die geistigen und körper- 
lichen Fähigkeiten, das Zusamimentreften histo- 
rischer und tatsächlicher Momente bei dem einen 
Individuum stärker vorhanden sind wie beim 
anderen, entstehen wirtschaftliche und soziale 
Unterschiede, die die Quelle auch von Gegen- 
satzen werden können: die Weckung der edel- 
sten Triebe des Individuums im Kampfe um 
den wirtschaftlichen und beruflichen Emporstieg 
muß in Kauf genommen werden mit der Aus- 
lösung menschlicher Schwächen und allen ihren 
Konsequenzen: Klassenstand und Klassenhaß, 
aber auch Dünkel und Ueberhebung. Gegen 
dieses Naturgesetz ankämpfen zu wollen, hieße 
den Kampf ums Dasein und damit zugleich den 
Motor ailen Fortschritts ausschalten. Was wir 
gegen dieses Naturgesetz tun kön- 
nen, ist, daß wir mit den Macht- 
mitteln echter Menschlichkeit da- 
fürsorgen, daß dieses Grundgesetz 
bei seiner Handhabung der ver- 
letzenden Ecken und Kanten be- 
raubt wird! Wer mehr will, jagt Utopien 
nach! 

Bach will denn auch nur das im vorstehenden 
als erreichbar Dargelegte und er wehrt sich ent- 
schieden gegen die Unterstellung, als halte er 
eine Beseitigung der Klassengegensitze in 
einer Nation für möglich; er spricht deshalb 
auch ausdrücklich von einer „Miiderung‘ der 
Klassengegensätze und meint damit die Beseiti- 
gung der vorstchend erwähnten „Ecken und 
Kanten“. In diesem Streben wird Professor 
von Bach alle weiterblickenden Elemente der 
Nation und zumal uns Diplom-Ingenicure selbst- 
verständlich hinter sich finden. Warten wir 
ab, ob und was das Preisausschrei- 
ben Neues bringen wird! 

Aiexander Lang. 


Aus der Rechtsprechung. 


Der bauleitende Architekt und die fristlose 
Kündigung. 


Gleich dem Handelsgesetzbuch läßt auch das 
Bürgerliche Gesetzbuch einen wichtigen 
Grund als Anlaß zur sofortigen Kün- 
digung des Dienstvertrages gelten. Der 
8 627 BGB. bestimmt aber, daß bei Diensten 
höherer Art, die man auf Grund beson- 
deren Vertrauens zu übertragen pflegt, 
die fristlose Kündigung auch ohne die im 


Hochschulnachrichten 4] 


S 626 BGB. bezeichnete Voraussetzung des wich- 
tigen Grundes zulässig ist. Als solche Dienste 
gelten die eines Arztes, eines Rechtsanwalts 
und ähnliche. Im einzelnen ist es Sache des 
Richters, darüber zu entscheiden, ob Dienste 
höherer Art, die ein besonderes Vertrauen be- 
dürfen, vorliegen; denn die fristlose Kündigung 
ohne den wichtigen Grund ist nicht, wie zu- 
weilen irrtümlich angenommen wird, bei allen 
Diensten höherer Art angingig. Nach der jetzt 
vorliegenden Reichsgerichtsentscheidung gehört 
auch das Dienstverhältnis des bauleitenden 
Architekten nicht zu den Diensten, die 
ohne weitercs fristlos gekündigt werden können. 

Im gegenwärtigen Falle hatte der Beklagte 
der Architektenfirma S. & A. die Ent- 
würfe für den Bau einer Villa sowie 
die Oberleitung des Baues nach den 
sogenannten Hamburger Normen über- 
tragen. Später entzog er der jetzt klagenden 
Firma die Leitung der Ausführung des Innen- 
baues und suchte die Befugnis zu dieser Kündi- 
gung, zu der ein wichtiger Grund nicht vorlag, 
aus § 627 BGB. herzuleiten. Die Klägerin 
widerspricht der Anwendung dieser Gesetzes- 
stelle. 


Landgericht und Oberlandesgericht Mün- 
chen haben zugunsten der klagenden ` Archi- 
tektenfirma erkannt. Auch das 


Reichsgericht 


vertritt die Anschauung, daß die fristlose 
Kündigung in diesem Falle unzulässig 
war und führt zur Begründung seines Ur- 
teils aus: Das freie, von der Voraussetzung 
des § 826 BGB. unabhängige Kündipungsrecht 
des 8 627 ist nur bei solchen Dienstverhält- 
nissen gegeben, welche Dienste höherer Art 
zum Gegenstande haben, die auf Grund beson- 
deren Vertrauens übertragen zu werden 
pflegen. Es genügt also nicht, daß die Dienste 
eine besondere Fachkenntnis, Kunstiertigkeit 
oder wissenschaftliche Bildung voraussetzen, und 
daß sie regelmäßig nur solchen Personen über- 
tragen zu werden pflegen, die ım Besitze dieser 
Eigenschaften sind oder bet denen doch diese 
Eigenschaften erwartet werden. Denn dies 
würde für alle Dienste höherer Art gelten. Es 
muß vielmehr hinzukommen, daß die Dienste 
im allgemeinen, ihrer Art nach, nur zutolge 
besonderen Vertrauens übertragen zu werden 
pflegen. Ein solches persönliches Vertrauens- 
verhältnis aber ist im allgemeinen für die Wahl 
des Architekten auch dann nicht be- 
stimmend, wenn es sich um einen künstlerisch 
auszuführenden Bau einschließlich des inneren 
Ausbaues handelt. Der Bauherr wird die tech- 
nische und künstlerische Befähigung des Archi- 
tekten und dessen geschäftlichen Ruf prüfen, 
sowohl wenn er ihm nur die Anfertigung der 
Entwürfe und die Bauleitung durch einen Dienst- 
vertrag, als wenn er ihm die Gesamtausführung 
des Baues durch einen Werkvertrag überträgt. 
In besondere persönliche Beziehungen aber, wie 
sie sich regelmäßig zwischen dem Arzt, dem 
Lehrer und dem Rechtsanwalt zu entwickeln 
legen, tritt der Bauherr unter heutigen Ver- 
nd zu dem bauleitenden Architekten im 
allgemeinen ebensowenig, wie zu dem bauaus- 
führenden. Regelmäßig bedienen sich heute die 
namhaften Architekten, auch solche, die sich 
mit der Bauausführung nicht befassen, technisch 
und künstlerisch geschulter Gehilfen, so daß 
die Regel des § 613 Satz 1 BGB., daß der Ver- 
pflichtete die Dienste in Person zu leisten hat, 


für sie vielfach nicht zutreffen wird. Die Aner- 
kennung des freien Kündigungsrechts liegt auch 
keineswegs im allgemeinen Interesse des Bau- 
herrn. Eine sachgemäße Handhabung des. 
§ 626 BGB. wird die Interessen beider Teile in 
ausreichender Weise wahren. (Aktenzeichen: IH. 
373;12. — Urt. v. 20. 5. 13.) 


| 


K.M. 


Hochschulnachrichten. 
Technische Hochschule Aachen. 


Dem Dozenten für Feuerversicherungstech- 
nik an der königlichen Technischen Hochschule 
in Aachen, Ingenieur Heinrich Henne, ist 
das Prädikat Professor verliehen worden. 


Technische Hochschule Berlin. 


Prof. W. Hartmann, der den Lehrstuhl 
der Getriebelehre an der Technischen Hoch- 
schule Berlin inne hat, feierte am 23. Dezember 
1913 seinen sechzigsten Geburtstag. 1886 habili- 
tierte er sich an der Technischen Hochschule, 
nach dem Tode Reuleaux’ übernahm er die 
Leitung von dessen Sammlung kinematischer 
Modelle. Die Theorie der Bewegunysmecha- 
nismen im weitesten Umfange — die sogenannte 
Kinematik, oder, wie sie Reuleaux genannt hat, 
die Maschinengetricbelehre — ist das Lehrgebiet 
Hartmanns, das er mit Meisterschaft behandelt. 
Daneben ist er ein vorzüglicher Kenner des 
Maschinenbaues. Aus seiner Lehrtätigkeit und 
seiner vielfachen Berührung mit den Forde- 
rungen der Praxis ging scin großzügig ange- 
legtes Werk über die „Maschinengetriebe‘ her- 
vor, von dem bisher der erste Band vorliegt. 
Hartmann, der jahrelang Vorsitzender des Ber- 
liner Bezirksvereins deutscher Ingenieure war, 
ist stets warm für die Interessen der Inge- 
nicure in der Ocffentlichkeit eingetreten. 


Technische Hochschule Braunschweig. 


Der Physiker Geh. Hofrat Prof. Dr. Hein- 
rich Weber in Braunschweig vollendet am 
1. Januar das fünfundsiebenzigste Lebensjahr. 
Er ist geborener Leipziger. Seine akademische 
Lauibahn begann er im Jahre 1865 als Privat- 
dozent in Göttingen. Ostern 1806 folgte er 
einem Rufe als Professor der Physik an die 
Technische Hochschule zu Braunschweig. Am 
1. April 1906 legte er die Protessur nieder, 
blicb aber ais Dozent an der Technischen Hoch- 
schule tätig. Sein spezielles Fach ist Experi- 
mental- und mathematische Physik. 


Technische Hochschule Breslau. 


Dem Bibliothekar an der königlichen Tech- 
nischen Hochschule in Breslau, Professor Dr. 
Wilhelm Molsdorf, ist der Titel Ober- 
bibliothekar verlichen worden. 


Technische Hochschule Danzig. 


Die Technische Hochschule in Danzig er- 
nannte zum Doktoringenieur ehrenhalber deu 
Oberingenieur v. Helmholtz, München, für 
seine Verdienste auf dem Gebiete des Loko- 
motivbaus. 


Technische Hochschule Darmstadt. 


Der außeretatsmäßige ordentliche Professor 
an der Grofherzoghchen Technischen Hoch- 
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schule zu Darmstadt, Herr Dr. Bernhard 
Neumann, hat eine ehrenvolle Berufung als 
ordentlicher Professor der anorganisch-chemi- 
schen Technologie an die Technische Hochschule 
zu Breslau für 1. April 1914 erhalten und ange- 
nommen. 


x k * 


Dem GreGug. Friedrich Martin zu 
Darmstadt wurde die venia legendi fiir Chemie 
an der Großherzoglichen Technischen Hoch- 
schule zu Darmstadt erteilt. 

$ $ 
$ N 

Der außeretatsmäßige außerordentliche Pro- 
fessor, Lehrer der Chemie für Architekten und 
Ingenieure, der Agrikulturchemie und der ana- 
Iytischen Chemie an der Technischen Hochschule 
zu Darmstadt, Dr. Adalbert Kolb, ist mit 
Beginn dieses Wintersemesters aus dem hessi- 
schen Staatsdienste ausgeschieden, um eine 
leitende Stelle in einem Unternehmen der 
Berliner chemischen Großindustrie zu über- 
nehmen. Dr. Kolb (geb. 1863 zu Groß-Umstadt) 
gehörte seit 1896 dem Lehrkörper der Darm- 
städter Hochschule an. Er war zugleich erster 
Assistent am chemischen Institut. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 


Oberbaurat Prof. Friedrich Osten- 
dorf, Dozent für Architektur an der Tech- 
nischen Hochschule in Karlsruhe, der von 1904 
bis 1907 als Professor für mittelalterliche Bau- 
kunst an der Technischen Hochschule in Danzig 
lehrte, ist soeben von der Danziger Technischen 
Hochschule zum Doktoringenieur chrenhalber 
ernannt worden. 


* š * 


Der Professor an der königl. sächsischen 
Forstakademie zu Tharandt, Dr. med. et phil. 


Karl Escherich, ist vom 1. April 1914 
ab als Nachfolger von Geheimrat Pro- 
fessor Nüßlin an die Technische Hoch- 


schule zu Karlsruhe als Professor der Zoolo- 
gie berufen worden. Geboren 1871 zu Schwan- 
dorf in Bayern, widmete er sich dem 
Studium der Medizin in München und Würzburg, 
besonders unter Semper, und promovierte 1893 
zum Dr. med. Dann studierte er Zoologie in 
München bei R. Hertwig und in Leipzig bei 
R. Leukert und erwarb im Februar 1897 den 
philosophischen Doktorgrad. Dann war er 
Assistent an der forstlichen Abteilung der Tech- 
nischen Hochschule zu Karlsruhe und habilitierte 
sich ebenda im Sommersemester 1397 für das 
Fach der Zoologie. 1899/1900 arbeitete er in 
Heidelberg bei O. Bütschli entwicklungsge- 
schichtlich und habilitierte sich Ostern 1901 in 
Straßburg. Seit 1. Januar 1907 wirkt Escherich 
als Professor der Zoologie in Tharandt. 


$ 2 
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Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Aachen. 


Beitrag zur Theorie der Balkenbrücken 
alsräumliche Gebilde. Von Ingenieur Sieg- 
mund Löschner. Herrosé & Ziemsen, G. m. b. H., 
Wittenberg 1913. 

Die Kartellbestrebungen der Blei- 
und Zinkhütten Europas. Von Bergassessor 
Franz Waechter, Altona. Max Krahmann, Berlin 1913. 


Ueberden Wasser- und Aschengehalt 
des Kokses. Von SDipl«Qng. Alphons Wagener 
aus Diekirch (Luxemburg). Wilhelm Knapp, Halle 
a. Saale 1913. 


Ueber den Einfluss des Phosphors 
auf die Eigenschaften des FluBeisens. 
Von ®Mipl.-$ng Eduard D’amico. Wilhelm Knapp, 
Halle a. S. 1913. 


Ueber die stereoisomeren Campher- 
säuren und einige neue Derivate der- 
selben. Von Dipl.-Jng. Menoel de Souza. Berlin 1913. 


Ueber Camphonensäure und Lauro- 
lensäure. Von Dipt.-Qng. August Amann. Wilh. 
Görres, Eschweiler 1913. 


Technische Hochschule Berlin. 

Baustoff und Farbe. Von Regierungsbau- 
meister Wolfgang Geßner, Freystadt. Wilhelm Ernst 
u. Sohn, Berlin 1913. 


Ferromagnetische Eigenschaften von 
Kohlenstoff- und Wolfram-Stählen. 
DieEinwirkung desErdfeldes auf Stähle 
während ihrer thermischen Behand- 
lung. Von Dipl.<Qng. Fritz Winkler, Gotha. Gustav 
Schade (Otto Francke) Berlin 1913. 


Ueber die magnetischen Eigenschaf- 
ten des Nickels und seiner Legierungen 
mitKupferundEisen. Von Dipl.-Qng. Waldemar 
Kohl, Essen a. Ruhr. Gerhard Stalling, Oldenburg 
i. Gr. 1913. 


Ueber die optische Sensibilisation 
der Auskopieremulsionen. Von Dipl.«Qng. 
Walter H. Klebe, Berlin-Lichtenberg. Albert Koch, 
Berlin 1913. 


Technische Hochschule München. 


Das Bauernhaus des Walgaues in 
Vorarlberg. Von ®ipl.-Ing. Georg Baumeister, 
Innsbruck. . Carl Aug. Seyfried & Comp. (C. Schnell) 
München 1913. 


Die oberirdische Regenwasserab- 
führung bei der Städteentwässerung. 
Von Dipl.-Ing. Nicolae Musat. Kgl. Hof- und Univer- 
sitäts-Buchdruckerei Dr. C. Wolf&Soln, München 1913. 


Literatur. 
Buchbesprechungen. 


Die Entwicklung und die volkswirtschaftliche 
Bedeutung des Eisenerzbergbaues und der 
Eisenindustrie im Siegerland. Von Tipl.- ug. 
Gewerbeassessor Dr. rer. pol. Rich. Utsch. 
231 S. 8°, Görlitz i. Schles., Selbstverlag. Durch 
den Verfasser zum Preis von 5,— M. zu be- 
ziehen. 

In dem vorliegenden Werk wird zum ersten 
Male der geschichtliche und technisch-wirtschaft- 
liche Werdegang der Siegerländer Montanindu- 
strie in eingchender und systematischer Weise 
behandelt. 


Die umfangreiche und erschöpfende Arbeit 
enthält die nachstehenden Kapitel: 


1. Wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen 
Eisenerzbergbau und Eisenindustrie; 

2. Grundlagen des Bergbaues und der Eisen- 
industrie im Siegerland; 
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3. Geschichtliche Entwicklung des Siegerländer 
Eisensteinbergbaues; 

4. Geschichtliche Entwicklung der Eisenindu- 
strie im Siegerland; 

5 u. 6. Entwicklung der Produktion des Eisen- 
erzbergbaues und der Eisenindustrie; 

7. Entwicklung der Verkehrswege und der 
Tarife, Einfluß auf die Produktions- und 
Absatzverhältnisse; 

8. Kartelle und sonstige Vereinigungen; 

9. Die Arbeiterverhältnisse; 

0. Selbstkosten, Preisbildung und Entwicklung 
der Marktlage; 

11. Privatwirtschaftliche Erträgnisse; 

12. Die Nachhaltigkeit des Siegerländer Berg- 
baues; 

13. Mittel und Wege zur künftigen Erhaltung 
und weiteren Förderung des Bergbaues und 
der Eisenindustrie; 

14. Schlußbetrachtung. 


Dr. Utsch beschränkt sich nicht auf eine 
beschreibende Darstellung der Siegerländer 
Montanindustrie nach Entstehung, Art und Um- 
fang, sondern geht vor allem auch eingehend 
auf die Probleme ein, die in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht die Lebensinteressen 
des Siegerlandes berühren. Demgemäß wird er- 
örtert, wie der Siegerländer Eisenerzbergbau 
und mit ihm die alte und blühende Eisenindustrie 
infolge der wirtschaftlichen und geographischen 
Lage des Bezirks, der Eigenart des Erzvorkom- 
mens und der neueren technischen Umwälzungen 
auf dem Gebiete der Erzeugung und der Ver- 
arbeitung des Eisens gegenüber anderen Eisen- 
industriedistrikten in ungewöhnlich schwierige 
Verhältnisse geraten sind. Die Einführung des 
Thomasverfahrens, die zunehmende Konzen- 
tration der Betriebe in Rheinland-Westfalen und 
in anderen Bezirken, die Gewalt der technischen 
Fortschritte, die außerordentliche Massenerzeu- 
gung in den Konkurrenzgebieten, die fort- 
während steigende Verwendung von Minctte 
und ausländischen Erzen sowie die Ungunst der 
Frachtverhältnisse haben das Siegerland in den 
letzten Jahrzehnten aus seiner früheren herr- 
schenden Stellung mehr und mehr in eine hart 
bedrängte Lage gegenüber den Werken an der 
Ruhr, am Rhein, an der Saar, an der See usw. 


gebracht, die wegen ihrer außerordentlichen 
Kapitalskraft, ihrer engen Beziehungen zu 
Kohlenzechen, ihrer günstigen Verkehrs- und 


Frachtverhältnisse unter wesentlich günstigeren 
Bedingungen arbeiten. Trotz aller dieser 
Schwierigkeiten ist es indessen dem Siegerland, 
wie der Verfasser nachweist, gelungen, seinen 
Absatz, abgesehen von einigen Erzeugnissen, 
nicht nur auf der früheren Höhe zu halten, 
sondern sogar noch zu erhöhen, womit der 
beste Beweis geliefert ist, daß die Grundlagen 
der Siegerländer Montanindustrie entgegen allen 


gegnerischen Anfeindungen gesund sind. — Bei 
der Schilderung der einzelnen Phasen des außer- 
ordentlich schweren und erbitterten Lebens- 
kampfes versäumt der Verfasser nicht, auf die 
Einwirkung der großen Verbände innerhalb der 
Montanindustrie, die äußerst interessante Ge- 
schichte und die eigenartige Organisation der 
Siegerländer Industrie, die Lohn- und Arbeiter- 
verhältnisse, die Selbstkosten, die Preisbildung 
u.a.m. ausführlich einzugehen. Die durch die 
Eigenart des Siegerländer Erzvorkommens be- 
dingte schwierige Gewinnung, die Brennstoff- 
versorgung, die Entstehung und Wirkung der 
Siegerländer Syndikate, kurzum alle wesent- 
lichen wirtschaftlichen Fragen des Siegerlandes 
werden in den Kreis der Betrachtungen gezogen 
und kritisch erörtert. Von Interesse sind auch 
die Angaben über die geologischen Verhältnisse, 
das Niedergehen der Gänge, die Mächtigkeit 
und Lage der einzelnen Ganggruppen und der 
auf diesen bauenden Gruben. Die Erze und 
Eisenerzeugnisse des Siegerlandes werden 
nach ihrer Zusammensetzung, ihren beson- 
deren Eigenschaften und ihren Verwen- 
dungsmöglichkeiten einer eingehenden Würdi- 
gung unterzogen. Insbesondere dürfte auch 
eine weitzurtickreichende und bis auf die 
neueste Zeit fortgeführte Aufstellung über die 
Entwicklung der Fördermengen der einzelnen 
Gruben das Interesse in Anspruch nehmen, da 
sie in Verbindung mit dem Abschnitt über die 
privatwirtschaftlichen Erträgnisse in anschau- 
licher Weise die Bedeutung der einzelnen Erz- 
vorkommen kennzeichnet. Bei der Prüfung der 
Nachhaltigkeit des Eisenerzbergbaues des Sieger- 
landes kommt Dr. Utsch auf Grund zahlen- 
mäßiger Aufstellungen über die in den ein- 
zelnen Ganggruppen noch abzubauenden Erz- 
mengen zu dem Ergebnis, daß eine Erschöpfung 
der Lagerstätten entgegen der gelegentlich von 
anderer Seite dem Siegerland zuteil gewordenen 
abfälligen Beurteilung vorläufig keinesfalls zu 
befürchten ist. 

Bei der großen Bedeutung, die den Eisen- 
bahntarifen und der Beschaffung billigen Brenn- 
stoffs zukommt, ist diesen Fragen ein besonders 
eingehender Abschnitt gewidmet worden, so daß 
mit Hilfe des umfangreichen Zahlenmaterials 
und an Hand der Betrachtungen über die ein- 
schlägigen Verhältnisse in den Konkurrenz- 
gebieten ein klares Bild von diesem Gegenstand 
gewonnen wird. Die Kapitel über die Entwick- 
lung der Produktion im Bergbau und in den 
verschiedenen Zweigen der Eisenindustrie mit 
dem eingehenden, über viele Jahre sich er- 
streckenden statistischen Material spiegeln die 


mannigfachen Veränderungen in der Sicger- 
länder Industrie klar wieder. 
Nach ausführlicher Darstellung der Lohn- 


und Arbeiterverhältnisse, der Höhe und Zu- 
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sammensetzung der Selbstkosten, der Bildung 
und Wirkung der Kartelle und Syndikate, der 
Preisbildung und der Entwicklung der Markt- 
lage werden schließlich in einem besonderen 
Abschnitt eine Anzahl Mittel und Wege gezeigt, 
die geeignet sind, die Siegerländer Industrie. in 
ihrem Bestande zu festigen und zu fördern. 
Der Verfasser kommt zu dem Schluß, daß die 
Siegerländer Industrie auch heute noch von 
hoher Bedeutung ist, und ihr weiteres Bestehen, 
abgeschen von einigen Zweigen der Eisenindu- 
strie, gesichert ist, sofern die derzeitigen be- 
friedigenden Tarifverhältnisse erhalten bleiben, 
und die Werke hinsichtlich Organisation und 
technischen Einrichtungen den neuzeitlichen Strö- 
mungen folgen. 

Das Buch gibt somit in seiner Vielseitigkeit 
über alle wichtigen Fragen der Siegerländer 
Montanindustrie erschöpfende Auskunft und ist 
daher geeignet, die auf diesem Gebiete der 
Literatur bestehende, höchst fühlbare Lücke voll 
und ganz auszufüllen. Die Arbeit dürfte nicht 
nur für den Siegerländer, sondern im Hinblick 
auf seine mannigfaltigen Erörterungen der ein- 
schlägigen Verhältnisse in allen Distrikten der 
Montanindustrie für jedermann, der sich mit 
den Fragen des Bergbaues und der Eisenindu- 
strie zu beschäftigen hat, von bedeutendem 
Nutzen und Interesse sein. 

Tipl- Zug. Goeldner. 


Aufgabzn der Gemeindepolitik von A. Da- 
maschke, 6. wesentlich vermehrte Auflage, 
21.—25. Tausend, Verlag G. Fischer-Jena 1913. 
I. Heft, die Besteuerung des Bodens, 128 S., 
M. 1,20. 

Die 1904 erschienene 5. Auflage dieses treif- 
lichen Buches des bekannten Vorsitzenden des 
Bundes deutscher Bodenreformer war einige 
Jahre völlig vergriffen. Es wird jetzt wegen der 
schnellen Veränderungen auf dem Gebiet der 
Gemeindepolitik in selbständigen Teilen heraus- 
gegeben. Die nächsten in schneller Folge er- 
scheinenden Teile werden behandeln: das Ge- 
meindegrundeigentum und seine soziale Ver- 
wendung, die Wohnungsfrage, Arbeiter- und 
Mittelstandsfragen, Bildungsfragen, Gemeinde- 
und gemischt wirtschaftliche Betriebe. In dem 
Buche wird keine Forderung erhoben, die nicht 
an irgend einer Stelle schon in der Praxis er- 
probt worden ist. Der Stoff ist übersichtlich 
geordnet, knapp und möglichst anschaulich dar- 
gestellt und von Beiwerk rein theoretischer Art 
tunlichst freigehalten. Das vorliegende I. Heft 
handelt in Abschnitt I—IH über: das Wesen 
der Grundrente, und wen trifit die Besteuerung 
der Grundrente?; in IV, V, VI u. VII über die 
Steuern, welche die Grundrente in mehr oder 
weniger vollkommener Weise erfassen: die 


Grundwertsteuer, die Verbesserungs- oder Bau- 
abgabe (Betterment), die Zuwachssteuer, die 
Umsatzsteuer oder Besitzveränderungsabgabe. 
Bei Besprechung der wichtigen Frage, wen 
die Besteuerung der Grundrente trifft, bezeich- 
net es Damaschke als vielverbreiteten Wahn, 
daß eine Steuer auf den reinen Bodenwert auf 
Pächter oder Mieter abgewälzt werden 
könne, daß also eine Steuer auf den Boden den 
Preis des Bodens verteure und stützt sich 
hierbei auf den Schöpfer der klassischen National- 
ökonomie Adam Smith, seinen Nachfolger 
Ricardo und auf J. St. Mill, den größten 
Meister der nachklassischen Zeit, sowie auf 


Adolf Wagner, den größten deutschen 
Nationalökonomen unserer Zeit, nach seinem 
Urteil. 


Wagner sagt in seiner „Wohnungs- und 
städtischen Bodenfrage“ (S. 22): Es gilt die alte 
nationalökonomische Regel, die schon von der 
klassischen Nationalökononiie aufgestellt worden 
ist: eine Steuer, die auf Grundrente fällt, 
kann nicht eigentlich abgewälzt werden. 
Sie wird von demjenigen getragen, der sie 
„zahlen muß“. Prof. Dr. Eberstadt-Berlin, 
der „Wohnungsspezialist‘“, ist dagegen der be- 
stimmten Ansicht, daß bei unserem vorzüglich 
ausgebildeten Realkreditwesen und dem Micts- 
kasernensystem mit vierprozentigen nominellen 
Hausbesitzern eine Ueberwalzung auf die Mieter 
ermöglicht ist. 

Tipl-Iug. O. Schleicher, 
Reg.-Baumeister. 


% * 
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Das Rheinisch - Westfälische Kohlensyndikat 
von Kurt Wiedenfeld. A. Marcus und E. Webers 
Verlag, Dr. jur. Albert Ahn. Preis 750 M. 

Kurt Wiedenfeld, Professor der Staatswissen- 
schaften an der Handelshochschule zu Köln, gibt 
unter dem Titel „Moderne Wirtschaftsgestaltun- 
gen“ Veröfientlichungen für das von ihm ein- 
gerichtete Kölner Museum für Handel und In- 
dustrie heraus. Entsprechend der Aufgabe des 
Museums, Grundlagen, Aufbau und Entwicklung 
des rheinisch - westfälischen Wirtschaftslebens 
darzustellen, behandelt Wiefenfeld selbst im 
ersten Heft das rheinisch-westfälische Kohlen- 
syrdikat, das eins der ältesten und mächtigsten 
Syvndikate darstellt und das für Deutschland von 
eroßer Bedeutung ist. 

Zunächst wird kurz und klar die Vorge- 
schichte des Syndikates geschildert, wie sich all- 
mählich die einzelnen Kartelle für den Kohle-, 
Koks- und Brikettverkauf bildeten und wie 
schließlich die drei Organisationen in dem Syndi- 
kat zusammengeschlossen wurden. Dann kommt 
der Verfasser auf die weitere Tätigkeit des Syndi- 
kates und speziell auch auf die viel umstrittene 
Frage der Hüttenzechen zu sprechen. Der 
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vierte Abschnitt bringt Aufschluß über die Kon- 
kurrenzverhältnisse, denn das Syndikat steht im 
Wettbewerb gegenüber einigen Außenseitern im 


Ruhrgebiet selbst, ferner gegenüber ausländischen 


(englischen) Werken und dann vor allen gegen- 
über der Rhein-Braunkohlenindustrie, die ja in 
jüngster Zeit einen gewaltigen Aufschwung ge- 
nommen hat. Ein weiterer Abschnitt ist den 
wirtschaftlichen Wirkungen des Syndikates ge- 
widmet, wobei natürlich die Preisentwicklung und 
deren Bedeutung von besonderem Interesse ist. 
Wichtig sind die Untersuchunger über den Ein- 
fluB der Syndikatsmacht auf die übrige Industrie, 
die gerade mit Rücksicht auf die augenblicklichen 
Vorgänge Beachtung verdienen. Die Fortschritte 
in Technik und Organisation der montanindu- 
striellen Betriebe finden auch die diesen gebüh- 
rende Würdigung. In dem sozialer Schlußwort 
geht Prof. Wiedenfeld noch auf die Arbeiter- 
frage ein. 

Eine bedeutende Erleichterung für das Ver- 
standnis der Wiedenfeldschen Ausführungen bie- 
ten die in einem besonderen Band enthaltenen 
Pläne und graphischen Darstellungen. Die Karte I 
gibt ein Bild von der räumlichen Entwicklung 
des Kohlenbergbaues in der Zeit von 1850 bis 
1910, während die Karte auf Tafel III die Zu- 
sammensetzung des Kohlensyndikates erläutert. 
Auf weiteren Tafeln sind u. a. graphisch dar- 
gestellt die Entwicklung der Preise, die Divi- 
denden der führenden Gesellschaften, die Be- 
tciligungsziffern der Syndikatswerke für Kohle, 
Koks und Briketts, die Entwicklung der Löhne 
und des Arbeitereinkommens usw. 

Das vorliegende Werk von Prof. Wicdenfeld 
gibt in knappem Umfang und klarer Darstel- 
lung ein abgerundetes Bild über die Entwick- 
lung und Bedeutung des Rheinisch-Westfälischen 
Kohlensyndikates, dieses mächtigen Faktors in 
unserem heutigen Wirtschaftsleben. 

Trejug. Otto Vent. 


* i $ 

Wilhelm Ostwald, Der energetische 
Imperativ. Leipzig, Akademische Verlagsgesell- 
schaft. 

In diesem Buche hat Wilhelm Ostwald eine 
Sammlung derjenigen seiner Schriften veranstal- 
tet, die sich damit befassen, die Gültigkeit des 
von ihm aufgestellten Satzes: „Vergeude keine 
Energie, verwerte sie!“ in den verschiedensten 
Gebieten menschlichen Lebens und menschlicher 
Kultur zu beweisen. 

Wie Ostwald zu diesem Satz, den er den 
energetischen Imperativ nennt, gekommen ist, 
erzählt er in der Einleitung. Er habe mit seinen 
Schülern zusammen im Laboratorium gearbeitet, 
und da wäre plötzlich, als er den Raum ver- 
lassen habe, der Gedanke des Imperativs, er 
sagt, mit beinahe physischer Empfindung in ihm 


hervorgebrochen. Dann sei eine längere Zeit 
verstrichen, in der dieser Gedanke von seinem 
Innern langsam Besitz ergritfen habe, bis er 
schließlich bei einein Morgenspaziergange, gleich- 
sam in einer zweiten Erleuchtung, nach jeder 
Richtung durchdacht zur Weitergabe vollendet 
wurde. 

Zwei große kulturelle Bewegungen führt der 
Verfasser noch an, in denen die Idee dieses 
Imperativs gleichsam als Leitmotiv bezeichnet 
werden kann, den Monismus und die „Brücke“, 
den Monismus in seinem Streben nach Einheit 
und damit Kraftersparnis, die Brücke als ein 
Zusammenschluß von Männern zu einem ,,In- 
stitut für die Organisierung der geistigen Ar- 
beit‘ (letzteres verfolgt den Zweck, durch Schaf- 
fung einer größeren Uebersichtlichkeit in den 
Wissenschaften an Kraft zu sparen). 

In diesen beiden Bewegungen nimmt Wilhelm 
Ostwald eine führende Stellung ein. Er zeigt 
uns also, daß seine gesamte Kulturarbeit, die er 
in den letzten Jahren geleistet hat, durch den 
energetischen Imperativ als Grundlage und Leit- 
motiv bestimmt worden ist. 


Vorliegendes Buch, in dem er seine Er- 
fahrungen und Gedanken aus dieser Zeitepoche 
niedergelegt hat, ist in fünf große Abteilungen 
eingeteilt: 

1. Philosophie, 

2. Organisation und Internationalismus, 

3. Parifismus, 

4. Unterrichtswesen, 

5. Biographie, 
und unter jeder Abteilung sind einzelne Aut-. 
sätze und Schriften zusammengefaßt, die die 
universale Bedeutung des Imperativs in allen 
Zweigen menschlichen Tuns und Denkens dar- 
legen. Ihren Inhalt wiederzugeben, würde hier 
zu weit führen, auch sollte jeder das Buch selbst 
zur Hand nehmen. Man mag sich schließlich 
zu diesem Buche stellen wie man will — es 
wird für jeden eine große Summe der Anregung 
geben und über viele Gebiete des menschlichen 
Lebens in bezug auf ihren Zweck und ihr Ziel 
Klarheit verschaffen, Der energetische Imperativ 
soll nicht nur das wirtschaftliche Prinzip unseres 
Handelns sein, nämlich mit möglichst geringem 
Kraftaufwande ein möglichst großes Resultat zu 
erzielen, sondern soll auch zugleich die Norm 
sein, nach der alles Geschehene im der Welt 
zu bewerten ist, auch das sittliche. Es ist da- 
mit eigentlich ein „Jenseits von Gut und Böse“ 
geschaffen, denn es gibt dann nicht mehr Gut 
und Böse, sondern: das ist richtig, was mit 
geringstem Energieaufwande den größten Erfolg 
erreicht, und das ist falsch, was sich nicht nach 
diesem Satze richtet. 

Es leuchtet ein, daß damit eine große Ein- 
fachheit in der Beurteilung alles Geschehens ge- 
schaffen ist, und der energetische Imperativ uns 
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ein Mittel ist, eine einheitliche Ordnung und ein- 
fache große Leitlinien in unser Leben zu bringen. 

Mit manchem, was der Verfasser sagt, wird 
man sich vielleicht nicht einverstanden erklären, 
doch das kann und muß jeder mit sich selbst 
ausmachen, denn man kann über vielerlei Dinge 
verschiedener Ansicht sein. Den großen, führen- 
den Gesichtspunkten aber wird man sich nicht 
mehr entziehen können, wenn man einmal dieses 
Buch in der Hand gehabt hat. Mancher wird 
auch wohl sagen, daß die Erkenntnis des ener- 
getischen Imperativs schon alt ist und er von 
der Menschheit schon lange befolgt, da er ja 
als Naturgesetz angesprochen werden kann. Und 
das ist auch richtig; aber das große Verdienst 
Ostwalds ist es, diesen Imperativ aus seiner Unbe- 
stimmtheit und aus seinen Hüllen herausgeschält 
zu haben, daß wir uns nun viel deutlicher seiner 
bewußt sind, und er uns als eim neues Licht 
dienen kann, das Dunkel, das uns umgibt, wieder 
etwas zu erhellen und uns unseren Weg deutlicher 


zu zeigen. Anselm Lippisch. 
s 


Bücherschan. 
Bei der Schriftleitung eingegangene Bücher. 
(Besprechung vorbehalten.) 


Buchführungs- und bilanztechnisches Lexikon, enthaltend 
Erläuterungen zu sämtlichen buchhalterischen Fragen, besonders 
der Kontenführung und Bilanzabschlüsse, Bewertungsgrund- 
sätzen bei der Inventur, Ratschlägen für Revisionen, nebst 
Hinweisen auf Gerichtsentscheidungen und die Gesetzgebung. 
Ein Auskunftsbuch für Aufsichtsräte, Bankiers, Buchhalter, 
Fabrikanten, Kapitalisten, Kaufleute, Landwirte, Rechtsanwälte, 
Richter, Steuer- und Verwaltungsbeamte. Herausgegeben von 
C.Weilandt, Redakteur. Preis brosch. M. 3,—, geb. M. 4,— 
1913. Im Selbstverlage, Berlin NO. 18, Kniprodestr. ta. 

Wehrbelitrag und Vermögenserklärung. Praktischer Ratgeber 
zur Berechnung des steuerbaren Vermögens nach den Be- 
stimmungen des Wehrbeitragsgesetzes vom 3. Juli 1913 und 
des preuß. Ergänzungssteuergesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachungen vom 19. Juni 1906 und 26. Mai 1909, mit 
zahlreichen praktischen Beispielen. Von A. Lachmund, 
Königl. Steuersekretär in Breslau. Preis geb. M.2,—. A. Lach- 
munds Verlag, Breslau 1. 


Verbandsnachrichten. 
Bericht des Vorstandes. 


Eingabe an das Großherzogl. Hessische Mini- 
sterium des Innern. 


Wegen Nichtanerkennung der Diplom-Inge- 
nieure wird beschlossen, an das Großherzog!. 
Hessische Ministerium des Innern eine ent- 
sprechende Eingabe abgehen zu lassen. 


Dzmpfkessel-Ueberwachungs-Vereine. 


Wegen Nichtanerkennung der Diplom-Inge- 
nieure in verschiedenen dieser Vereine be- 
schließt der Vorstand bei dem zuständigen Mini- 
sterium vorstellig zu werden. 


Baumeistertitelfrage. 


Es wird über die an den Bundesrat einzu- 
reichende Eingabe beraten. Zugleich wird die 
Einholung eines Rechtsgutachtens beschlossen 


über die Langsche Auslegung des $ 133, II der 
Gewerbeordnung. Dieses Gutachten soll von 
einem neutral stehenden Juristen erbeten wer- 
den. Schließlich wurde der Geschäftsführer be- 
auftragt, eine Eingabe in der Baumeistertitel- 
frage auszuarbeiten; zugleich wird die weitere 
Erledigung dieser Angelegenheit dem Vorsitzen- 
den gemeinsam mit dem Geschäftsführer über- 
tragen. 


Ueberfüllung des akademisch-technischen 


Berufes. 
Der Vorstand berät über die vom B.-V. 
Mainz-Wiesbaden ausgearbeitete Denkschrift 


betr. Ueberfüllung der akademisch-technischen 


Berufe. Der Vorstand hält die Frage der Ueber- 


iüllung zurzeit zum mindestens für zweifelhaft 
und beschließt, ein Rundschreiben an die In- 
dustrie und die städtischen Verwaltungen in 
mäßigen Grenzen zu richten. Dem Vorstand soll 
auf seiner nächsten Sitzung ein entsprechender 
Fragebogen vorgelegt werden. 


Anträge zur ordentlichen Ausschuß-Sitzung. 


Der Vorstand berät über zwei vom B.-V. 
Oberschlesien gestellte Anträge zur ordentlichen 
Ausschuß-Sitzung und ist damit einverstanden, 
daß dieselben auf die Tagesordnung gesetzt 
werden. 


Stundung von Mitgliedsbeiträgen. 


Es werden einige Gesuche um Stundung von 
Mitgliedsbeiträgen beraten und genehmigt. 


Bezirksvereins-Satzungen. 


Die vorgelegten Satzungen mehrerer Be- 
zirksvereine werden genehmigt. Der Vorstand 
hält es für zweckmalsig, zu betonen, daß nun- 
mehr auch die noch ausstehenden Bezirksvereine 
ihre Satzung zur Genehmigung einsenden. 


Diplom-Ingenieure beim Reichsmarineamt. 


Da das Reichsbudget die Etatisierung der 
beim Reichsmarineamt beamteten Diplom-Inge- 
nieure nicht vorsieht, beschließt der Vorstand, 
folgende Eingabe an die Budget-Kommission des 
Deutschen Reichstags abgehen zu lassen: 


Im Frühjahr 1913 hat der Deutsche Reichs- 
tag eine von dem unterzeichneten Verbande ein- 
gereichte Petition um Schaffung etatsmäßiger 
Stellen für die in der Marineverwaltung als 
Technische Hilfsarbeiter beschäftigten Diplom- 
Ingenieure (Pet. Journ. II, 2520) dem Herrn 
Reichskanzler zur Berücksichtigung: überwiesen, 
nachdem der Herr Staatssekretär des Reichs- 
marineamtes unter Zustimmung des Herrn 
Reichsschatzsekretärs zugesagt hatte, schon im 
Etat 1914/15 für einen Teil dieser Diplom-Inge- 
nieure — vielleicht die Hälfte — etatsmäßige 
Stellen anzufordern. 

In dem jetzt vorliegenden Etatsentwurf 
1914/15 sind derartige Stellen jedoch nicht u 
sehen; dagegen .werden für den Ausbau der 
bereits vorhandenen technischen Beamtenkate- 
gorien als erste Quote 37 neue Stellen, 15 für 
höhere und 22 für mittlere Baubeamte, ange- 
fordert. Siehe Kap. 45,3 und Kap. 60,1. 

Die damit verbundene Belastung des Etats 
erscheint geeignet, der Erfüllung der eingangs 
erwähnten Zusage des Herrn Staatssekretärs des 
Reichsmarineamtes Schwierigkeiten zu bereiten. 
Der unterzeichnete Verband glaubt daher, seine 
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Bitte um Schaffung etatsmäßiger Stellen für die 
bei der Marineverwaltung beschäftigten Diplom- 
Ingenieure wiederholen und zunächst um Rege- 
lung der Dienstverhältnisse dieser Hilfsbeamten 
bitten zu sollen. 


Als Standesvertretung der akademisch gebil- 
deten Ingenieure bittet der unterzeichnete Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure, Eingetragener 
Verein, die verehrlichen Herren Mitglieder der 
Marine-Budget-Kommission ganz ergebenst, bei 
den maßgebenden Stellem insbesondere dahin 
wirken zu wollen: 

1. daB für alle Diplom-Ingenieure, die über 
5 Jahre bei der Kaiserlichen Marineverwal- 
tung als Technische Hilfsarbeiter beschäftigt 
und durch Urkunde und Diensteid beamtet 
sind, noch für das Etatsjahr 1914/15 ctats- 
mäßige Stellen nach Klasse 56 und 57 der 
Besoldungsordnung angefordert werden, 


2. daß diese Stellen die Dienst-. und Etats- 
bezeichnung „Ständige Mitarbeiter bei der 
Inspektion des Torpedowesens und den 
Kaiserlichen Werften‘ (Klasse 50) und „Stän- 
dige Mitarbeiter bei dem Reichsmarineamt“ 
(Klasse 57) erhalten und damit die Aner- 
kennung dieser Beamten als höhere Marine- 
zivilbeamte ausgesprochen wird, 


3. daß die anzufordernden Stellen von den unter 
1) gekennzeichneten Diplom - Ingenieuren 
innerhalb der einzelnen Behörden (Inspektion 
des Torpedowesens, Kaiserliche Werften und 
Reichs-Marineamt) nach Maßgabe des Dienst- 
alters besetzt werden, und 


4. daß die zu etatisierenden Hilfsbeamten ge- 
genüber ihrem bisherigen Einkommen keine 
Einbuße erleiden. 

Anliegend eine Denkschrift mit einer Ueber- 
sicht der bei der Kaiserlichen Marine-Verwal- 
tung als Technische Hilfsarbeiter beschäftigten 
Diplom-Ingenieure nach dem Stande vom 1. No- 
vember 1613, 

Ehrerbietigst 


x 


1. In den früheren Petitionen hat der unter- 
zeichnete Verband die Etatisierung der bei der 
Marineverwaltung beschäftigten Diplom-Inge- 
nicure, die durch Urkunde und Diensteid beamtet 
sind, nach Klasse 5l der Besoldungsordnuns 
vorgeschlagen, weil damals noch nicht damii 
gerechnet werden konnte, daß in absehbarer 
Zeit die Ständigen Mitarbeiter (früher Technische 
Hilfsarbeiter) im Reiche auch bezüglich des Ge- 


haltes mit denjenigen des Bundesstaates Preu- 
Ben gleichgestellt werden würden. 

Nachdem eine hierauf gerichtete Petition der 
Ständigen Mitarbeiter im Reiche (Pet. Journ. II 
5206) inzwischen von dem Deutschen Reichstage 
im Frühjahre 1913 zur Erwägung überwiesen 
worden ist, bittet der unterzeichnete Verband, 
diesem Umstande schon jetzt Rechnung zu tragen 
und die Etatisierung der Technischen Hilfs- 
arbeiter bei der Marineverwaltung, je nachdem 
sie bei der Inspektion des Torpedowesens und 
den Kaiserlichen Werften (nachgeordnete Be- 
hörden) oder dem Reichsmarineamt selbst (Zen- 
tralbehörde) beschäftigt werden, als höhere 
Marinezivilbeamte nach Kl. 56 und 57 der Be- 
soldungsordnung zu befürworten. 

Die Dienstaltersstufen und die vor Erlangung 
des Höchstgehaltes in der ersten etatsmäßigen 
Anstellung zurückzulegende Dienstzeit sind bei 
den höheren Beamten so festgesetzt, daß das 
Höchstgchalt normal im 55. bis 60. Lebensjahre 
erreicht wird. 

Als Bewährungsfrist für das Einrücken in den 
etatsmäßigen Beamtenkörper wird im allgemeinen 
eine fünfjährige Dienstzeit im nichtetatsmäßigen 
Beamtenverhältnis für genügend erachtet. 

Der Verband bittet dementsprechend alle über 
5 Jahre als beamtete Technische Hilfsarbeiter 
bei der Marineverwaltung beschäftigten Dinlom- 
Ingenieure zu etatisieren und für die Zukunft 
nach Maßgabe des Bedarfes eine Vermehrung 
dieser Stellen in Aussicht zu nehmen. 

Nur für die Hälfte der beamteten Diplom- 
Ingenieure etatsmäßige Stellen zu schaffen, die 
übrigbleibenden aber als Anwärter auf ein- 
tretende Vakanzen warten zu lassen, kann bei 
dem annähernd gleichen Dienst- und Lebensalter 
der Technischen Hilfsarbeiter als befriedigende 
Lösung der Frage nicht empfohlen werden. Die 
Anwärter würden dann nur in Ausnahmefällen 
(Tod oder Ausscheiden eines Etatsmäßigen aus 
dem Marinedienste) auf Anstellung rechnen 
können, da z.B. im Reichsmarineamt der 
älteste Technische Hilfsarbeiter erst 40 Jahre 
alt ist. 

2. Als Dienst- und Etatsbezeichnung wird der 
Titel „Ständige Mitarbeiter bei der Inspektion 
des Torpedowesens und den Kaiserlichen 
Werften“ (Kl. 56) und „Ständige Mitarbeiter bei 
dem Reichsmarineamt“ (Kl. 57) vorgeschiagen. 

Diese Titel sind jedermann geläufig, lassen 
die akademische Vorbildung sowie das Rang- 
verhältnis erkennen und trapen den vom Reichs- 
tage des Öfteren geäußerten Wünschen nach 
Vereinheitlichung und Vereinfachung Rechnung. 


Stand vom 1. 11. 1913. 


Verteilung der Technischen Hilfsarbeiter auf die einzelnen Marine-Behörden. 


angestellt: 


Behörde u A l 

| als Beamte 
1. Reichsmarineamt . . . . °0 
2.  Torpedoinspektion : 2 
3. Kais. Werft Kiel . . . . 2 
4. Kais. Werft Wilhelmshaven O 


5. Kais. Werft Danzig . . . — 
Summe 1 bis 5 30 


BEE Summe 


auf Privatdienstvertrag A+B 
7 | 27 
7 9 
35 37 
32 33 
9 0 
v0") 120 


°) darunter 1S, die früher Beamtencigenschaft besessen haben. 
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Trotz der ihnen anhaftenden sprachlichen 
Mängel wird ihre Wahl doch aus Zweckmäßig- 
keitsgründen vorgeschlagen, weil der Begriff 
„ständiger Mitarbeiter“ eben einen höheren Be- 
amten mit abgeschlossenem akademischen Stu- 
dium kennzeichnet. Erwähnt sei, daß diese Be- 
zeichnung auch bei der der Marineverwaltung 
unterstellten Seewarte in Zukunft gleichartig 
vorgebildeten Beamten vorbehalten ist. 

en im außeretatsmäßigen Beamtenverhältnis 
Verbleibenden könnte wie bei den anderen 


Reichsämtern die Bezeichnung ‚Technische 
Hilfsarbeiter‘‘ weiter belassen werden. 

Neue Dienstbezeichnungen zu schaffen, die 
als wesentlichen Bestandteil das Wort „Diplom- 
Ingenieur“ enthalten, kann unseres Erachtens 
nicht in Frage kommen. Denn im Deutschen 
Reiche haben nach den geltenden Bestimmungen 
und nach den zwischen den einzelnen Ministerien 
getroffenen Abmachungen nur die Technischen 
Hochschulen der einzelnen Bundesstaaten das 
Recht, den Grad eines Diplom-Ingenieurs zu ver- 


Personalverhältnisse der beamteten Technischen Hilfsarbeiter. 


verh. — verheiratet 


J = Jahre. M = Monate. 
Name Familien- 
Gesperrt bedeutet, daß der stand 


Betreffende gedient hat 


1. Reichsmarineamt 


l. | Dipl.-Ing. Riese — 
2.*) | Deetjen — 
3. Dipl.-Ing. Wittmaack verh 
4. » » Lange L 
5. » » Kiselowsky verh 
| 
6. | » »„ Schönemann _ 
7. | Dr-Qng. Rothe verh 
8 | Dipl.-Ing. Grimm verh 
9. n n Probst verh 
10. ‘ n ” Barth — 
11. | ” ” Ha p ke — 
12, » » Meıenreis verh 
13. ” w Weichbrodt — 
14. | » » Jahnke verh 
15. | | Dr.-Ing. Krüger — 
10. | Dipl.-Ing. Reinhardt = 
17. | n ” Kraft verh 
18. | n n Schulz = 
19. » » Bornemann verh 
20. ” ” Stendell — 
2. Torpedoinspektion Kiel 
21. Dipl.-Ing. Exner _ 
22.*) | Koch = 
3. Kais. Werft Kiel 
23.) Hosemann verh 
24. Dr.-Ing. Schdneich verh 
4. Kais. Werft Wilhelmshaven 
25. Dipl.-Ing. Hagenberg | — 
260.°) | Remges verh 
27. | Dipl.-Qng. Schä fer, 
| Reg.-Baumstr. = 
28. » »  CWwengauer, 
| Reg.-Baumstr. verh 
29. % ” ” Obst j 
| Reg.-Baumstr. — 
30. Dr. phil. Calame verh 


Eintritt Dienstzeit 
bei der in der ` Lebensalter 
Marine Marine 
1. 1. 99 14 J. 10M. | 38J. 6M. 
Sept 01 ll » lo 39 „ Ó » 
1. 11. 02 ll» — » 40 » — » 
1. 1. 02 10, 10 » 36 » 9 » 
1. 11. 04 9, — » 35» DO » 
1. 7. 05 Su 4 w» 33 » 10 » 
1. 10. 05 8» Im 34.5 On 
1. 1. 06 T.» 10 » 35.» 10 » 
1. 1. 06 Tn» 10 » 34 „ 9 » 
1. 9. 06 T» 2 = 34 u 4» 
1. 12. 06 6, ll » 34 » ó, 
1. 1. 07 6» 10 » 36 » — » 
15. 12. 07 5» 1% 34 5 — » 
1. 10. 08 5» Il,» 31 4» 4,» 
l. 5. 09 4» 6 » 30 » l » 
1. 5. 09 4, 6, 33 » ls, 
Okt. 09 4, ls, 37 »n Q » 
1. 9. 10 3 2 p 28 u 9 » 
15. 12. 10 2» 1 Sls — u 
15. 12. 10 2» ll, 29» 8 » 
1. 4. 05 Su T,» 38 » 9, 
1. 4. 05 Sn» T» 33» ll » 
Juni 95 10 » 9 » 48» — » 
Mai 08 5» O » 33 » — 0 
l 11. 02 11 n Zt ” 39 ” -e p» 
15. 11. 06 Tn» — » 48» — » 
Dez. 06 6, lIl» 35» —- » 
1. 7. OF On 4 » 35 » — » 
1. Q. 08 5 ” 2 n 36 ” — n 
l. 3. 09 4 ” 8 ” 43 ” — n 


*) Akademiker ohne Abschlußexamen. 


Durchschnittliches Lebensalter (II. 
Durchschnittliche Dienstzeit in der Marine (lI. 1 bis 30) . 
Durchschnittliches Einkommen (11. ‘ 


l bis 30) 
1 bis 30) 


. etwa 36 len 
. etwa 71/, Jahre 
. etwa 4300 Mark 


Im Etatsjahr 1914/15 wird die Zahl der beamteten "Technischen Hilfsarbeiter mii einer Dienstzeit von min- 


destens 5 Jahren 27 betragen. 
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leihen. (Preußen: Allerhöchste Kabinettsorder 
vom 11. 10. 1899.) 

Im übrigen würde die Wahl jeder anderen 
Bezeichnung es notwendig machen, erst durch 
weitere Verfügungen die Rangverhältnisse zu 


regeln. 


3. Der Antrag, die zu schaffenden Stellen 
in den einzelnen Behörden nur nach dem Dienst- 
alter zu besetzen, bedarf wohl keiner beson- 
deren Begründung. 


4. Die den Beginn und die Festsetzung des 
Besoldungsdienstalters regelnden Bestimmungen 
des Besoldungsgesetzes (8 6) und der Gehalts- 
vorschriften erstrecken sich nur auf den Ueber- 
gang aus dem auf eretatsmaBigen (Diätariat) in 
das etatsmäßige Anstellungsverhaltnis. Härten 
können sich hierbei im normalen Fällen nicht 
ergeben, da die Diätensätze für die nichtetats- 
mäßigen Beamten der Reichsverwaltung so be- 
messen sind, daß das diätarische Hochsteinkom- 
men stets unter dem Einkommen (Gehalt + 
Wohnungsgeld) der etatsmäßigen untersten Ge- 
haltsstute bleibt. Die Technischen Hilfsarbeiter 
der Marineverwaltung sind dagegen infolge ihrer 


Eigenschaft als Hilisbeamte und wegen ihrer 
langjährigen Dienstzeit zum Teil über diese 


Diätensätze hinausgekonmen. 

Für die Regelung des Besoldungsdienstalters 
bei Uebernahme aus dem Hilfsbeamtenverhaltnis 
sind keine besonderen gesetzlichen Vorschriften 
vorhanden. Würde infolgedessen ohne Berück- 
sichtigung der in diesem Anstellungsverhältnis 
zugebrachten Dienstzeit eine Einreihung in die 
erste Dienstaltersstufe erfolgen, so würde ein 
Teil der zu etatisierenden Beamten eine Ein- 
buße in seinem Einkommen erleiden. Weil außer- 
dem die Technischen Hilfsarbeiter infolge ihrer 
ungeklärten Dienstverhältnisse nicht nur bei den 
verschiedenen Gehaltsrerelungen und Autbesse- 
rungen der Jahre 1908/09 leer ausgehen mußten, 
sondern sogar in ihren Bezügen schlechter ge- 
stellt worden sind, bittet der unterzeichnete 
Verband, dahin zu wirken, daß bei der Etati- 
sierung Härten vermieden, wenigstens aber ge- 
mildert werden. 

Gestutzt auf K. 67 und M. 69 der Gehalts- 
vorschriften, nach denen „in Fallen, die durch 
die vorstehenden Bestimmungen nicht geregelt 
sind‘, „die Festsetzung des Besoldungsdienst- 
alters durch die oberste Reichsbehörde unter 
Beteiligung der  Reichsfinanzverwaltune“ ge- 
schieht (M. 69) und bei eintretenden Härten 
„infolge Einführung des Altersstufensystems“ 
„eine besondere Festsetzung des Besoldungs- 
dienstalters‘ erfolgen kann (K. 67), schlägt er 
deshalb vor, die zu etatisierenden Technischen 
Hilfsarbeiter mit dem zuletzt gezahlten Ein- 
kommen anzustellen. Ihr etatsmabiges Einkom- 
men würde sich dann darstellen als die Summe 
einer Gehaltsstufe der Kl. 50 oder 57 -- Woh- 
nungsgeldzuschuß HI -- einer persönlichen Zu- 
lage, die nach Einrücken in die nächste Dienst- 
altersstufe wegfällt und nicht mehr betragen 
soll als die Gehaltsstaffel von 700 bzw. 600 M. 


Ehrerbietigst 
Vorstehende Eingabe ist gleichzeitig in Ab- 


schrift an die maßrebenden Stellen des Reichs- 
marineamtes abgegangen. 


Numerus clausus für Regierungsbaumeister. 


Der Vorstand beschäftigt sich mit der in den 
einzelnen Bundesstaaten geübten Praxis betr. 
Ausbildung von Diplon-Ingenieuren zu Regie- 


rungsbaumeistern. Es wird festgestellt, daß der 
Herr Minister der öffentlichen Arbeiten ent- 
egen der früheren Praxis infolge einer Reso- 
ution des Preußischen Abgeordnetenhauses vom 
Jahre 1903 weit mehr Regierungsbaumeister für 
den Staatsdienst ausbildet, als er für den eigenen 
Bedarf nötig hat. Es wird beschlossen, die 
einschlägigen Verhältnisse in den einzelnen Bun- 
desstaaten einer eingehenden Untersuchung zu 
unterziehen. 


Diplom-Brauerei-Ingenieure. 


Es wird Mitteilung gemacht über den gegen- 
wartigen Stand dieser Angelegenheit bei den 
in Betracht kommenden Ministerien. 


Gesetzentwurf betr. Aenderung der Gebühren- 
ordnung für Zeugen und Sachverständige. 


Der Vorstand beschließt, folgende Eingabe 
an die hierfür vom Reichstag eingesetzte Kom- 
mission abgehen zu lassen: 


An den Deutschen Reichstag richtet der 
unterzeichnete Verband als Standesvertretung 
der technischen Akademiker die Bitte, in dem 
„Entwurf eines Gesetzes betr. Aenderung der 
Gebuhren-Ordnung für Zeugen und Sachverstän- 
dige“, veröffentlicht in Nr. 163 des Deutschen 
Reichsanzeigers, die anbei folgenden Abände- 
rungen vorzunehmen. Die Begründung ıst den 


. einzelnen Vorschlägen angefügt. 


Begründung und Akänderungsvarschläge. 
Zu Artikel I des Entwurfs. 


Es erscheint notwendig, die Gebührenord- 
nung für Sachverständige von derjenigen für 
Zeugen zu trennen, da die Tätigkeit des Zeugen 
cine rein reproduktive, die des Sachverstän- 
digen aber überwiegend produktiv ist. Die 
letztere erfordert stets einen Aufwand geistiger 
Arbeit, die erstere fast nie. Die Wertung und 
somit auch die Entlohnung müssen daher nach 
durchaus verschiedenen Gesichtspunkten er- 
folgen. Die Trennung wird durch Teilung der 
Gebührenordnung in 2 Abschnitte sich erreichen 
lassen. 

Zu 8S 3 und 4 des Entwurfs. 

Die vorgeschene Gebührenhöhe wird den An- 
sprüchen wissenschaftlich gebildeter Gutachter 
nicht gerecht. Es ist auf den Unterschied hinzu- 
weisen zwischen Sachverständigen, die sich auf 
die tatsächliche Feststellung des in ihrem Fache 
Alltäglichen und UWeblichen bei Abgabe ihres 
Gutachtens beschränken können oder missen, 
und denjenigen, die auf Grund wissenschattlicher 
Vorbildung cine vertiefte geistige Arbeit zu 
leisten haben. Die letztere Tätigkeit sollte daher 
nicht nur ausnahmsweise, wie im Entwurf vorge- 
schen, sondern grundsätzlich als schwierig ange- 
sehen und dementsprechend höher vergütet 
werden. 

Die Beschränkung der zu vergütenden Zeit 
auf 10 Stunden täglıch erscheint nicht gerecht- 
fertigt. Vielfach ist der Sachverständige ge- 
radezu gezwungen, länger als 10 Stunden zu 
arbeiten, besonders auch dann, wenn es sich 
um Tätipkeit außerhalb des Wohnortes handelt. 

Die nach dem neu eingefigten § 44 an die 
Gewährung einer mit den Parteien vereinbarten 


Vergütung geknüpfite Bedingung, daß ein hin- 
reichender Vorschuß gezahlt sein muß, führt 
erfahrungsmäßig zu Schädigungen des Gut- 


achters, wenn der Richter den Vorschuß ohne 
vorherige Mitwirkung des Sachverständigen test- 
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setzt. Diese Bestimmung ist deshalb ungerecht- 
fertigt, wenn nicht die Mitwirkung des Sach- 
verständigen bei der Festsetzung des Vor- 
schusses bestimmt wird, was ohne finanzielle 
Wirkung für den Justizfiskus jederzeit möglich 
ist. Gegen den im § 4 enthaltenen Ausdruck 
„aufgetragene Leistung“ ist einzuwenden, daß 
der Sachverständige sehr häufig über den Wort- 
laut des Beweisbeschlusses hinaus Ausführungen 
machen muß, die gegebenenfalls dann vom 
Richter als nicht zur „aufgetragenen‘ Leistung 
gehörig bezeichnet werden könnten. Das Wort 
„aufgetragene‘“ müßte also fortfallen. 
Zus 

Die festgesetzte Aufwandsentschädigung ist 
trotz der gegenüber der alten Gebührenord- 
nung erfolgten Aufbesserung viel zu niedrig. 
Es erscheint zweckmäßig, hier die den Ein- 
kommensverhältnissen der betr. Sachverstän- 
digen entsprechenden Sätze der Tagegelder und 
Reisekosten der Reichsbeamten einzuführen, und 
wissenschaftlich gebildeten Gutachtern als Mini- 
mum die Sätze der Beamten der 4. Rangsklasse 
zuzubilligen. 

Zu § 15. 

Die Festsetzung von Tarifen einseitig durch 
die Landesjustizverwaltungen bedeutet gegen- 
über dem früheren Zustande der Vereinbarung 
einen Rückschritt in wirtschaftlicher und sozi- 
aler Hinsicht. Zweckmäßig wird also die alte 
Fassung des $ 15 beibehalten. 

Zu § 17. 

Die dazu vorgeschlagene Aenderung gibt 
(siche Begründung) den Landesjustizverwaltun- 
gen die Möglichkeit, die Gerichtsschreiber mit 
der Festsetzung der Sachverstandigengebuhren 
zu betrauen. Derartige Beamte sind aber nicht 
in der Lage, ein zutreifendes Urteil über den 
Wert wissenschaftlicher Gutachten zu fällen. Es 
erscheint deshalb zweckmäßig, die frühere Fas- 
sung des ersten Abschnittes des § 17 beizu- 
behalten. 

Der Vorstand. 


+ * 
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Nach S 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1, Abs. 3 
der Geschäftsordnung des Verbandes ist der Jahres- 
beitrag, in welchem zugleich der Bezirksvereinsbeitrag 
enthalten ist und Mark 12.— bis Mark 15.— beträgt, 
an die Geschäftsstelle des Verbandes, Berlin W. 15 
(Konto Nr. 7527 Postscheckamt Berlin NW. 7) ein- 


zusenden. 


* * 
* . 


Fir die Herren Schriftführer der Bezirks -Vereine. 


Um Weiterungen zu vermeiden, die sich durch 
Umzug von Mitgliedern aus einem Ort nach 
einem anderen Ort ergeben könnten, bringen wir 
den bei Umzuren seitens der Schriftführer der 


Bezirksvereine zu beobachtenden Modus in Er- 
innerung: 
Gemäß dem zurzeit geübten Verfahren er- 


folgen beim Verzug eines Mitgliedes von einem 
Ort nach dem Ort des Bereiches eines anderen 
Bezirksvereins drei Mitteilungen: 

1. An den bisherigen Bezirksverein durch die 
Verbandszeitschrift am 1. und 15. eines 
jeden Monats. 

2. An den Bezirksverein des neuen Wohn- 
ortes durch Uebersendung der Kartothek- 
Karte. 


3. An den Verziehenden selbst unter Mit- 
teilung des neuen Bezirksvereins und 
unter der gleichzeitigen Aufforderung, 
eventuell Widerspruch gegen die Ueber- 
weisung zu erheben. 


Der Vorstand erblickt in diesem Modus 
die beste Lösung, da durch dieses Verfahren 
einerseits das Selbstbestimmungsrecht jedes 
einzelnen Mitgliedes im Sinne des Beschlusses 
der letzten ordentlichen Ausschuß - Sitzung 
gewahrt bleibt und anderseits alle diejenigen 
Vorteile erzielt werden, die die Anhänger der 
zwangsweisen Zuweisung der Mitglieder zu ganz 
bestimmten Bezirksvereinen geltend machen. 

Die Geschäftsstelle. 


s 2 
* 


Adressen-Aenderungen. 


Es kommt fortwährend vor, daß die Herren Mit- 
glieder bei Angabe der Adressenänderung nie mit- 
teilen, ob die Veränderung der Wohnung als dauernd 
oder nur vorübergehend zu betrachten ist. Infolge- 
dessen entstehen der Verbandsleitung unnötige Schreib- 
arbeiten. Wir bitten für die Zukunft bei Angabe der 
Adresscnänderungen stets anzugeben, ob die Ueber- 
siediung als dauernd oder vorübergehend zu betrach- 
ten ist. Die Geschäftsstelle. 


L $ 
e 


Herr C. M. Lewin, beratender Fachmann für Fabrik- 
organisation, welcher vielen unseren Mitgliedern durch 
seine zahlreichen Veröffentlichungen, insbesondere 
durch seine bekannten Bücher: „\Werkstättenbuch- 
führung für moderne Fabrikbetriebe« und „Der 
Fabrikbetrieb“ wohl bekannt ist, hat für die Hilfskasse 
100 Exemplare seiner Broschüre: „Die Inventarisierung 
von Industrie- und Gewerbebetrieben« gespendet. 
Dieses kleine Werk behandelt die hochwichtige Ab- 
schreibungsfrage fiir Maschinen, Gebäuden, Werkzeugen 
etc. und kann von unseren Mitgliedern zum Vorzugs- 
preise von Mk. 1,50 (Ladenpreis Mk. 2,50) bei freier 
Zustellung von unserer Geschäftsstelle bezogen werden. 


Die Geschäftsstelle. 


2 s 
2 


Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 


Dipl.-Ing. Armbruster, Heinrich, i. Fa. 
Armbruster, Frankfurt a. M., Gutleutstr. 296. 

Dipl»Jng. Bauer, Joh. Heinrich, Oberingenieur und 
Prokurist b. d. Gasmotorenfabrik Deutz, Berg.-Glad- 
bach, Max-Bruch-Str. 6. 

Dipl.-Ing. Bertram, Stephan, Regierungsbaumeister 
a. D., Mannheim, Friedrichplatz 3. 

Dipl.-Ing. Dehn, Christian, Ingenieur b. d. Straßen- 
bauinspektion der Stadt, Frankfurt a. M., Bleichstr. 60. 

Tipl»Ang. Drechsel, Artur, Architekt, Dresden, 
Mosczinskystr. 19. 

Dipl.-Ing. Eberle, Eduard, Konstr., Abt. Führer 
für liegende Dieselmotoren, Saarbrücken, Sophien- 
straße 7, pt. 

DipleGng. Falke, Kurt, Verwaltungsingenieur, Duis- 
burg, Hohenstautenstr. 42. 

Dipl.Ing. Gerkrath, Franz, Zivilingenieur, Scheidt 
b. Saarbrücken. 

Dipl.-Ing. Goffin, Ernst, Gasinspektor, Frankfurt 
a. M.-Heddernheim, Gaswerk. 

Dipl.-Ing. Goldschmidt, Ferdinand, Direktor, 
Leiter d. Gasanstaltsbetriebsecsellschaft, Charlotten- 
burg, Suarezstr. 04. 


Gebr. 
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Dr.-3ng. Gramberg, Anton, Professor, beratender 
Ingenieur und Dozent an der Techn. Hochschule, 
Danzig-Langfuhr, Taubenweg 5. 

Dr.-Ing. Händel, Max, Baupraktikant im Ministe- 
rium des Innern, Karlsruhe i. B., Lessingstr. 72, HI. 

Dipl.-3ng. Herrmann, Franz, Regierungsbaumeister, 
Kulturingenieur, Würzburg, Frühlingstr. 17. 

Dipl. Ing. Koenemann, Ernst-Egon, Ingenieur der 
Vulcan -Werke Hamburg - Stettin A.-G. (Schiffs- 
masch.-Bau), Hamburg, Loogestieg 6. 

Dr Ang. Köhler, Gustav, Bergingenieur, Vereinigte 
Ville, Post Knapsack, Bez. Cöln a. Rh. 

Dipl.-Ing. Lange, Alfred, Betriebsingenieur, Vizechef 
im Kriegsschiffbaubetrieb von Blohm & Voß, Ham- 
burg, Moltkestr. 47. 

Dipl- Zug. Meyer, Gustav, Cöln, Blumenthalstr, 23. 

Divl.-gng. Miller, Friedrich, Ingenieur der stadt. 
Gaswerke München, Ostgaswerk. 

Obst, Walter, Regierungsbaumeister, Abteilungs- 
vorstand beim Hafenbauressort der Kaiserl. Werft 
Wilhelmshaven, Wilhelmshaven, Roonstr. 85. 

Dipl. 3ng. Prechtel, Oskar, Inhaber eines techn. 
Bureaus, Riga (Rußland), Nicolaistr. 69. 

Divl.-Rng. Reuter, Philipp, beratender Ingenieur, 
Essen (Ruhr, Zweigertstr. 53. 

Dr.-Ing. Riebensahm, Paul, Fabrikdirektor der 
Fahrzeugfabrik Eisenach, Eisenach, Am Ofenstein 3b. 

Dipl.-Ing. Ruhnke, Arthur, Kögl. Oberlehrer, 
Lehrer und steilvertretender Direktor der Königl. 
Schiffsingenieur- und Seemaschinistenschule, Stettin, 
Grünstr. 7, I. 

Schafer, Ludwig, Regierungsbaumeister, Betriebs- 
dirigent bei der Kaıserl. Werft Wilhelmshaven, 
Wilhelmshaven, Kaiserstr. 1. 

Sipl-3ng. Schlimbach, Mülheim (Rhein), Glad- 
bacher Str. 30, I. 

Dipl.-Ing. Schwier, Heinrich, Betriebsleiter der 
Kranabteilung der Stahlwerke Thyssen A.-G., Hagen- 
dingen (Lothr.), Bergstr. 2. 

Tipl.-Xng. Stadler, Hans, Bauingenieur, Dresden, 
Marschallstr. 26, Ill r. 

Divl.-Ing. Weber, Heinrich, Schiffbauingenieur der 
Werft von Blohm & Voß, Hamburg, Kuhmühle 1b. 

Dipl-Sng. Würffel, Ulrich, Architekt a. d. 4. Hoch- 
bauinspektion, Frankfurt a. M., Hamburger Str. 34. 

Tipk«Qnq. Zwengauer, Max, Regierungsbaumeister, 
Techn. Hilfsarbeiter bei der Kaiserl. Werft Wilhelms- 
haven Hafenbau - Ressort, Wilhelmshaven, Roon- 
straße 29, 1. 


In die Liste der Förderer wurde einge- 
tragen: 
Dipl.-3ng. Müller von Berneck, Karl, Ing. bei 
den Siemens-Schuckert-Werken, Waldenburg i. Schl., 
Albertistr. 5. 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Duisburg. Für das Jahr 1914 sind die 
Aemter im hiesigen Bezirksverein wie folgt besetzt 
worden: 1. Vorsitzender: Dipl.» Ina. Weddige; II. Vor- 
sitzender: Dipl.-Ing. Willms; 1. Schriftführer: Dipl. 
3ng. Hubert; Il. Schriftführer: Dipl-Jng. Fiala; 
I. Kassenwart: Dipl«Gug. Castner; Il. Kassenwart: 
Dipl.-Ing. Schneider; Beisitzer: Dipl.Ing. Hahn. 


B.-V. Mainz-Wiesbaden. Der schöne Verlauf des 
Herbstausfluges nach Nieder-Walluff, der sich 
bei allen Teilnehmern ein gutes Andenken sicherte, 
ermunterte den Bezirksverein, in diesem Jahre wieder 
eine kleine Weihnachtsfeier zu veranstalten. 

Das Fest fand am 20. Dezember in Wiesbaden, 
„Wiesbadener Hof“, statt. Unserer Einladung folgten 
ca. 15 Mitglieder mit ihren Damen sowie einige Gäste. 


Dank der äußerst rührigen Tätigkeit unserer Ver- 
gnügungskommission, die alles vortrefflich vorbe- 
reitete, gestaltete sich der Verlauf der Veranstaltung 
sehr genuß- und abwechslungsreich. Die Teilnehmer 
vereinten sich zunächst an der geschmackvoll deko- 
rierten Tafel zu einem gemeinschaftlichen Abendessen. 
Eine fröhliche Stimmung wurde durch die nach- 
folgende Verteilung und Verlosung von allerlei Gaben 
ausgelöst. Der anschließende Tanz hielt die Teil- 
nehmer lange vergnügt zusammen. Eine Kaffeetafel 
im Bahnhofrestaurant Wiesbaden beschloß erst in 
früher Morgenstunde die Veranstaltung, welche zeigte, 
daß auch das Interesse für gesellige Veranstal- 
tungen innerhalb unseres Vereins im Wachsen be- 
griffen ist. 


Adressen- Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis, 


B.-V. Aachen. 
Dipl.s3ng. H. Rieke, Aachen, Wilhelmstr. 6, I. 
B.-V. Berlin. 
Dipl s3ng. G. Beck, Charlottenburg, Kantstr. 22, hpt. 
K. Büchner, Charlottenburg, Pestalozzistr. 57a. 


” ” 
” » W. Cornehls, Berlin NW. 87, ‘Tile - Wardenberg- 
Straße 1b. 
P » P. Dreyer, Charlottenburg 1, Mindener Str. 15, I. 
” » K. Fischer, Duisburg-Hochfeld, Wanheimer Str. 123. 
2 » L. Fischer, Fürstenwalde (Spree), Bergstr. 1. 
" » G. Jacoby, Charlottenburg, Holtzendorfstr. 14. 
» » R. Krieger (Groß-Schönbrück i. Westpr.), Kattowitz. 
(O.-S.), Holtzestr. 30. 
Dr.sSng. P. Raßfeld, Westeregein, Bez. Magdeburg. 
B.-V. Bernburg-Dessau. 
Dipl.»Ing. Fr. Burkhardt, Dessau, Kaiserstr. S. 
” » Fr. Wegener, Stalfurt-Leopoldshall, Charlottenstr. 32. 
B.-V. Bochum. 
Dipl.eYng. Dr. rer. pol. F. C. Beyer, Berlin SW. 47, Yorkstr. 89, IV 
b. Wiese. 
" » QO. Hüfner, Bochum i. W., Alleestr. 36. 
B.-V. Braunschweig. 
Dipl. Jng. E. WiBmar, Rio de Janeiro, Caixa postale 1537. 
B.-V. Bremen. 
Dipl. 6Gng. R. Budelmann, Vegesack, Weserstr. 16. 
" » W. Kaeber, Vegesack b. Bremen. 
» » E. Lange, Gcestemünde, Spichernstr. 9, I. 
» » W. Nagel, Nordenham a. Weser, Viktoriastr. 15, II. 
” » F. Pohrt, Lübeck, Kalaustr. 1, ist auf Wunsch dem 
B.-V. Metz-Dicdenhofen überwiesen worden. 
B.-V. Breslau. 
Dipl.Ing. Fl. Böddecke, Oppeln, Moltkestr. 21. 
Dr.: 3ng. H. Meyer, Witten (Ruhr), Ruhrstr. 21, II. 
Dipl. -Yng. R. Rochs, Oppeln, Moltkestr. 27. 
” » A. Schmolke, Breslau 1, Margaretenstr. 4, I. 
w » E. Wohl, Professor, Breslau, Hobrecht-Ufer 18. 
B.-V. Cöln. 
Dipl.Ing. L. Klopfer, Coln-Kalk, Kalker Trieurfabrik. 
» » M. Pinette, Cöln, Agriginahaus, 
Dr.sjng. E. Reutlinger, Coln, Brüsseler Str. 32. 
B.-V. Danzig. 
Dipl sYng. K. Hentschel, Regierungsbauführer, Salzwedel (Alt- 
mark), Wollweberstr. 37. 
» » F.London, Regierungsbauführer, Bromberg, Elisabeth- 
strabe 50. 
» » F., Zapf, Berlin NW. 7, Unter den Linden 50 (c/o 
Deutsch-Brasilianischer Handelsverband). 
B.-V. Darmstadt. 
Viplejng. K. Burkhardt, Darmstadt, Alicestr. 22, I. 
B.-V. Dortmund. 
Dipl. «yng. W. Zeunemann, Nordholz b Cuxhaven, Luftschiff- 


bau Union. 
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Hilfskasse des Verbandes — Personalia 


B.-V. Dresden. 
P. E. Kretschmar, Regierungsbauführer, Luxemburg- 
Bahnhof, Adolpheavenue 20, I. 
Chr. Lindner, Dresden, Lindenaustr. 16, III. 


B.-V. Duisburg. 
H. Krönauer, Hamborn (Rhld.), Hufstr. 20. 
O. Meß, Mülheim (Ruhr), Ruhrstr. 26. 
C. Muhr, Mülheim - (Ruhr) - Speldorf, 
Straße 112. 
A. Müller, Sterkrade, Gutehoffnungshiitte, Jahnstr. 15. 


B.-V. Düsseldorf. 
G. Baertz, Bremen, St. Magnusstr. 95. 
M. Neumann, Düsseldorf, Harkortstr. 19, pt. 


B.-V. Essen (Ruhr). 
O. Heubach, Essen, Zweigertstr. 39. 
W. Mohr, Essen, Frau-Berta-Krupp-Str. 8. 
E. Senif, Essen, Märkische Str. 20, 1. 


B.-V. Frankfurt a. M. 
W. Angres, Magdeburg, Kantstr. 16, I. 
P. Dumbsky, Darmstadt, Kaupstr. 54, TI. 
A. Gold, Friedberg i. Hessen, Ruiser Str. 169. 
R. Haager, Kassel, Wolfschlucht 14, 1. 


Duisburger 


B.-V. Hamburg-Aitona. 


. E. Appel, Hamburg 20, Schrammsweg 33, II. 


F. Dotzauer, Hamburg 1, Besenbinderhof 21. 
M. Fritze-Jordan, Hamburg 24, Ifflandstr. 65, 1. 
. May, Ehmen b. Fallersleben. 


Ww 
_W. Pundt, Hamburg 6, Schaferkampsallee 25. 
Ww 


. Rodehorst, Hamburg 39, Andreasstr. 22, I. 

A. Römer, Hamburg 5, Rostocker Str. 74, II. 

E. Schmidt, Hamburg 26, Claudiusstr. 23, III. 

A. Schwarzer, Hamburg 25, Obere Borgfelde 20a, 
hpt. 1. 

W. Sieveking, Cuxhaven, Westerwischweg 17. 

R. Specht, Patentanwalt, Hamburg, Spitalerstr. 11, 
Kontorhaus Barkhof 1. 

W. Stoß, Hamburg, Immenhof 26. 

Fr. Winter, Berlin N., Seestr. 118, I. 


B.-V. Hannover. 


. H. v. Cölien, Hannover, Kornerstr. 16, I. 


Th. Hohls, Hannover, Krausenstr. 17, II. 

Fr. Kerstein, Wapno Kr. Wongrowitz i. Posen. 

E. Wichert, Frankfurt a. M., Wittelsbacher-Allee 120. 
K. Zander, Emden, Petkumerstr. 10. 


B.-V. Königsberg i. Pr. 
E. Krückmann, Königsberg i. Pr., Henschestr. 2, I. 
B.-V. Leipzig. 
W. Beuttenmüller, Durlach i. B., Schillerstr. 26. 
K. Diefenbach, Dresden-Reick, Gaswerk. 
H. Leitner (Oestcrreicher, Förderer), Leipzig A.-L. 13, 
Thomasiusstr. 30. 
H. Meyer, Halle a. S., Germarstr. 3 pt. 


B.-V. Magdeburg. 
A. Göpfert, Tokio, Shinryndocho 12, Azabu, c/o Taltata 
& Co. 
E. Kollmann, Dortinund, Loewenstr. 13. 
B.-V. Mainz-Wiesbaden. 
E. Läufer, Biebrich a. Rh., Andresstr. 1. 
P. Schaefer, Kostheim b. Mainz, Kostheimer Land- 
strabe 81. 
Fr. Scipio, München, Andraestr. 2, III. 


B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
W. Keim, Mannheim, P. 2,1, IV. 


Brieftriiger oder die zuständige Bestell- Postanstalt. 


De: s Ing. 


Dipl.Ing. 


B.-V. Nürnberg. 
P. Christlein, Oberingenieur bei Brown, Boveri & Cie., 
Baden (Schweiz). 
Fr. K. Findeisen, Berlin NO., Schönlanker Str. Z.W.20. 
A. Sauermann, Barmen, Hohenzollernstr. 10. 


” » K, Sieber, Nürnberg, Fürtherstr. 150. 
= » A. Sporhan, Nürnberg, Bärenschanzstr. 13, I. 
Dr.säng. Th. Vetter, Nürnberg, Maxfeldstr. 81, II. 
B.-V. Oberschlesien. 
Dipl.sYng. F. Pfister, Zabrze (O.-S.), Dorotheenstr. 71, I. 
” » J. Weidert, Kattowitz (O.-S.), Dürerstr. 3, IV. 
” » E. Windeck, Charlottenburg 1, Cauerstr. 5, II. 
B.-V. Saarbriicken. 

Dipl.»Ing. H. Grühn, Kaiserslautern, Luitpoldstr. 25, I, ist auf 
Wunsch dem B.-V. Mannheim-Ludwigshafen über- 
wiesen worden. 

» a Br. Nitzcky, Saarbrücken, Mathildenstr. 2. 
» » W. Steen, Saarbrücken, Nauwicser Str. 37, 1. 
B.-V. Straßburg i. Els. 
Dipl.Ing. H. Ansel (Kleinrosseln i. Lothr.), Kropp b. Schleswig. 
B.-V. Stuttgart. 
Dipl.Ing. M. Ballerstädt, Berlin O.17, Mühlenstr. 43. 
Ausland. 

Dipl sGng. P. Beringer (Engländer, Förderer), unbekannt ver- 

zogen. 
” „ A. Meyer, Mahrisch-Ostrau (Oesterreich), Oderfurter 
Straße 19. 
» «~ Fr. Schäfer, Brüssel, rue Lesbroussort No. 95 
Unbekannt verzogen gewesen: 
Dipl.-Ing. B. Kaufmann, Nürnberg 2, Köhnstr. 8 3. 
» » A. Lemmerich, Chemnitz, Melanchtonstr. 16. 
» » G.v. Rauschenplat, Wiesbaden, Hordenstr. 11. 
" » H.Schmitt, Wiesdorf, Dönhofistr. 9, L 
” = W. Schröder, Königsberg i. Pr., Hintere Vorstadt 32. 
Hilfskasse des Verbandes. 
Wir quittieren hiermit dankend über folgende 

Beiträge: 

B.-V. Barmen-Elberfeld . . 0... Mk 70.— 

Dipl.-Yng. Robert Hauer, Berlin . . „ 1— 

Dr.- Zug. Wilhelm Matthaei, Charlottenburg n„  5— 


Dipl.-Ing. Wilhelm Sievers, Essen . . on 


Wir bitten diejenigen Herren Kollegen, welche die 


von ihnen gezeichneten Zuwendungen noch nicht 
gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmöglichste Einsendung der betretfenden Be- 
träge. 

Das Kuratorium 


i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Personalia. 


Der Vorsteher des Tiefbauamtes II der Stadt 
Düsseldorf, De.eQug. Krahwinkel, ist durch Stadt- 
verordnetenbeschluß vom 23. Dezember 1913 zum 
Stadtbaurat ernannt worden. 


Beim Ausbleiben oder bei verspäteter Lieferung einer Nummer wende man sich stets an den 


Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht 


in angemessener Frist erfolgen, schreibe man unter Angabe der bereits unternommenen Schritte an 
den Verlag unserer Zeitung. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, 


Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Einladung zur ordentlichen Aussckuss-Sitzung. 


Hierdurch berufen wir gemäß $ 12 der Satzung die 


ordentliche Ausschuss-Sitzung 
auf Sonntag, den 1. März 1914, 9,30 Uhr vorm. ein. Ort: Motivhaus in Charlottenburg 2, Hardenbergstr. 6. 


(Untergrundbahn-Haltestelle: Knie, Stadtbahn-Station: Zoologischer Garten.) 


TAGESORDNUNG: 


l. Bericht des Vorstandes. o) Ueber den Stand der Arbeiten der Aufklärungskom- 
2. Rassenbericht und Entlastung des Vorstandes und des — Mission, oe g , 
Kuraternuns der Hilisl:asse. p) Technische Hilfsarbeiter in Reichs- und Staatsbetrieben. 
3. Voransehiag für 1011. (Anregung vom B.-V. Mainz-Wiesbaden.) 
4. Wahl zum Vorstand und zweier Rechnungsprüfer. 6. Anträge: 
5. Reierate: z , , l. Ausschluß von Verbandsmitzlielern gemäß § 7, Ziffer 2 
ar Per numerus clausus für Regierungsbaumeister von b der Satzung. (Vom Vorstände.) 
Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, Berlin. l 2. Genehmigung der Ortsgruppe Wilhelmshaven als Be- 
b! Die Revelung des Zivil-Ingenivur-Lerufes von Dipl.-Ing. zirksVerein. (Vom Vorstinde.) 
Dr. Alexander Lang, Berlin. 3. Verband Deutscher Diplom-Ingenieure und Parteipolitik. 


c) Die Keterm der gewerblichen Rechtsschutzgesetze von (Vom B.-V. Coin.) 
Dipl.-Ing. Berthold Wassermanr, Berlin, Teilnahme der Personen-Förderer an den Wohlfahrts- 
d) Der netionaldkonomische Doktorgrad an den Tech- einrichtungen des Verbandes. (Vom B.-V. Mainz-Wies- 
nischen Hochschulen von Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, baden.) 
Berlin. 5. Erweiterung des Verbandszweckes. (Vom B.-V. Frank- 
e) Die Einkommenstntistik der Diplom-Ingenieure von furt a. M.) 
Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang. Berlin. 6. Gültiekeitserklärung der Ehrengerichtsordnung. (Vom 
D lie Gebührenordnung des Verbandes von Dipl.-Ing. Dr. B.-V. Frankfurt a. M.) 
Alexander Lang, Berlin. 7. Uebereinstimmung der Verbandssatzung mit der Ehren- 
8 
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i 


g? Das „praktische Jahr“ der Diplom-Ingenieure von Dipl.- gerichtsurdnung. (Vom B.-V. Frankfurt a. M.) 
Ing. Ernst Werner, Berlin. . Aenderung des §7 Abs.2 der Satzung. (Vom B.-V. 

h: Die Abgrenzung der Bezirksvereine des Verbandes Frankfurt a. M.) 
Deut-cher Pon Ingenieure von Dipl.-Ing. Dr. Alexan- . Aendernng des $4 der Satzung. (Vom B.-V. Frank- 
der Lang, Berlin. furt a. M.) 

i) Veter den Stand der Arbeiten der Kommission für die 10 
Ehrengeriehtsbarkeit. 1] 

k) Veber den Stand der Arbeiten der Kommission be- 
trelfend Stellenvermittiung. 

D Veber den Stand der Arbeiten der Zentralstelle für 13 
Konmunnlausschüsse. : 

m) Ueber den Stand der Arbeiten der Kommission für 14 
Werbetätiskeit. 

nì) eser den Stand der Arbeiten der Kommission be- 
treilend rechts- und staatswissenschaftlichen Unter- 7. Versehiedenes (Ausländerfrage. Ueberfüllung des aka- 
richt an Technischen Hochschulen. demisch-technischen Berufes). 


. Aufnahme von Mitglielern. (Vom B.-V. Oberschlesien.) 

. Abstimmung im Ausschuß. (Vom B.-V. Oberschlesien.) 

12. Zwei Instanzen des Verbands-Ehrengerichtes. (Vom 
L.-V. Oberschlesien. 

. Ausschluß dureh den Ausschuß. (Vom B.-V. Ober- 
schlesten.) 

. Namentliche Abstimmung des Ehrengerichtes. (Vom 
B.-V. Querschlesien.) 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure (Eingetragener Verein). 


Der Vorstand 
Vorsitzender: Geschäftsführer: 


gez.: Dr.-3ng. Walter Reichel, Professor. gez.: Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt. 


(Unterlagen für die Verhandlungen umseitig.) 
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i) 


k) 


1) 


n) 


0) 


Unterlagen für die Verhandlungen der ordentlichen Ausschuß-Sitzung 1914 


Unterlagen für die Verhandlungen der ordentlichen - 
AusschuB-Sitzung 1914. 


Referate. 


Ueber den Stand der Arbeiten der Kommission für die Ehrengerichtsbarkeit. 


Gemäß Seite 15 des Protokolls der 1. Ausschuß-Sıtzung, anläßlich der Hauptversammlung im Jahre 1912, sind 
die Bezirksvereine Frankturt a. M., Hamburg-Altora. Mannheim-Ludwigshifen und Nürnberg bestimmt worden. die Ehren- 
gerichtskummission zu bilden. Auf der ordentlichen Ausschuß-Sitzung am 1.März 1915 wurde gemäß Seite 25 des 
Protokolls folgender Antrag angenommen: 


„Der Frankfurter Entwurf der Ausführungsbestimmungen soll als Grundlage an die Bezirksvereine versandt und 
durchberaten werden. Die endgültige Beschlußfassung über die Fassung der Bestimmungen bleibt der Ausschuß- 
Sitzung 1914 vorbehalten.“ 


Auf Grund dieses Beschlusses wurden die von der Ehrengerichtskommission ausgearbeiteten Ehrengerichts- 
bestimmungen den Bezirksvereinen zur gutachtlichen Aeullerung tibersandt. Die gutachtlichen Aeußerungen gingen an 
die Ehrengerichtskommission zurück, und diese hit nunmehr einen definitiven Entwurf zur Grenehmisung ausgearbeitet. 


Ueber den Stand der Arbeiten der Kommission betreffend Stellenvermittlung. 


Gemäß Seite 13 des Protokolls der Hauptversammlurg im Jahre 1912 sind die Bezirksvereine Mainz-Wiesbaden, 
Hamburg-Altona und Dresden beauftragt worden, die Stellennachweis-Kommission zu bilden. Diese Kommission hat ihre 
Vorschläge in Leitsätzen dem Vorstande vorgelegt, und der Vorstand hat diese Leitsätze beim Stellennachweis inzwischen 
in die Praxis umgesetzt. Die von der Kommission aufgestellte Geschäftsordnung lautet: 


Entwurf zu einer Geschäftsordnung für den Stellennachweis des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure. 
Nr. l. 
Der Stellennachweis des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenicure stellt sich zur Aufgabe, Stelienangebote und 
Stellengesuche für seine Mitglieder zu vermitteln. 
Nr. 2. 
Der Stellennachweis untersteht dem Vorstande. Die Erielieung der Geschäfte liegt innerhalb des Dienstbereiches 
der Geschäftsstelle. _ i 
_ Ueber alle Einnahmen und Ausgaben des Stellennachweises wird getrennt von der übrigen Kassenverwaltung 
des Verbandes Buch geïührt. vera 
bR: 


Der Stellennachweis umfaßt alle Fachrichtungen der Technischen Hochschulen und zurleich alle teehnisch-wirt- 
schaftlichen und technisch-juristischen Arbeitsgebiete. Alle Stellenangebote sind an die Geschäftsstelle mit dem Ver- 
merk „Stellennachweis“ zu richten, welche dem Antragsteller die nötigen Vordrucke alsdann übersendet. 


Nr. 4. 

Stellensuchende können sich in eine beim Stellennachweis geführte Liste unter genauer Angabe des Arbeits- 
gebietes und der besonderen Forderungen eintragen lassen. Es kann dabei das Verlangen ausgesprochen werden, das 
Gesuch an bestimmte, ausdrücklich angeführte Arbeitgeber nicht gelangen zu lassen. Derindie Liste Kinge- 
tragene ist verpflichtet, die Annahme einer Stellung dem Stellennachweis un- 
verzüglich mitzuteilen. Zeugnisabschriften, Lebensbeschreibungen und dergl. sind dem Stellennachweis nur 
auf besonderes Verlangen zu übersenden und zugleich mitzuteilen, ob die spätere Rücksendung dieser Ausweispapiere 
erwünscht ist. Im bejahenden Falle erfolgt diese Rücksendung auf Kosten des Stellensuchenden. — Im verneinenden Falle 
werden die Papiere später vernichtet. Nee. 

re De 


Beim Stellennachweis einlaufende Stellenangebote werden in Form eines „Stellenanzeigers“ wöchentlich zweimal, 
und zwar Mittwoch und Sunnabend zur Kenntnis der Stellensucher gebracht. 


v 


r. 6. 
Der Stellennachweis ist für Verbandsmitglieder und auch außerhalb des Verbandes stehende Arbeitgeber kostenfrei. 
a PA Bezug des Stellenanzeigers wird bei erfolgter Bestellung eine Gebühr von M. 1,30 für das Vierteljahr im voraus 
erhoben. 
Ueberschüsse des Stellennachweises werden der Hilfskasse des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure überwiesen. 


Ueber den Stand der Arbeiten der Zentralstelle für Kommunalausschüsse. 


Im Laufe des Jahres 1912 hat der B.-V. Berlin zur Bearbeitung aller aktueller Standesfragen der im Kommunal- 
dienst tätigen Diplom-Ingenieure eine Zentralstelle fiir Kommunal-Ausschüsse mit dem Sitz in Berlin errichtet. Der Haupt- 
verband hat zur Unterstützung dieser Zentralstelle infolge eines Dringlichkeitsantrages auf seiner Ausschuß-Sitzung 
vom 1. März 1913 den Betrag von M. 600,—- bewilligt (s. Seite 30 des Protokolls). 

Inzwischen hat die Zentralstelle für Kommunal-Ausschüsse in fast allen Bezirksvereinen lokale Ausschüsse ge- 
gründet, die mit der Zentralstelle in inniger Verbindung stehen. 


Ueber den Stand der Arbeiten der Kommission für Werbetätigkeit. 


Gemäß Beschluß der 1. Ausschuß-Sitzung, anläßlich der letzten Hauptversammlung (siehe Seite 13 des 1. Aus- 
re Zunge: -Protokolls), ist eine Werbekommission gebildet worden, bestehend aus den Bezirksvereinen Braunschweig 
und Aachen 


Ueber den Stand der Arbeiten der Kommission betreffend rechts- und 
staatswissenschaftlichen Unterricht an Technischen Hochschulen. 


Diese Kommission wurde auf der Hauptversammlung des Jahres 1911 gewählt. Auf der Hauptversammlung 1912 
erstattete Herr Dipl.-Ing. von Pasinski, Düsseldorf. ein Referat, das sich in der Verbandszeitschrift veröffentlicht findet; 
en in der Ausschuß-Sitzung 1913; letzteres Referat ist ebenfalls in der Verbandszeitschrift veröffentlicht. 
worden. 

Nach diesen Vorbereitungsarbeiten hat sich die Kommission an die Bearbeitung bestimmter Fragen begeben. 


Ueber den Stand der Arbeiten der Aufklärungskommission. 


Gemäß Seite 3 des Protokolls der 2. Ausschuß-Sitzung, anläßlich der letzten Hauptversammlung, ist der Be- 
zirksverein Aachen damit betraut, die sogenannte Aufklärungskommission zu bilden, d.h. die Kommission zu bilden, die 
den Antrag des Aachener Bezirksvereins zur letzten Hauptversammlung betreffend die Aufklärung über das technische 
Studium bearbeitet. 


p) Technische Hilfsarbeiter in Reichs- und Staatsbetrieben. 


Gar Ara 29: BY, Mamo Ver HIT 7 TU ET I Een, 


1. 
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Anträge. 


Ausschluß von Verbandsmitgliedern gemäß 87, Ziffer 2b der Satzung. 
(Vom Vorstande.) 
Der § 7, Ziffer 2b der Satzung lautet: 


„Der Ausschluß von Mitglielern kann vom Ausschuß beschlossen werden: 
wenn sie nach schrift!ic:her Aufforderung den fälligen Jahresbeitrag ohne triftige Gründe nicht innerhalb eines 
Monats gezahlt haben.“ 


Die Verbanisleitung hat bezürlich der Peitraesstundung äußerst liberal verfahren. Trotzdem sind mehrere Ver- 
bandsmitelieder ihren beitragsverptlichtungen nicht nachgekommen. Es kann angenommen werden. daß diese ihren 
Beitragsverpflichtungen auch nieht nachkommen werden. Es sollen deshalb diejenigen Mitzlieler ausgeschlossen werden, 
die seit dem Jahre 1911 dem Verbande angehören und bislang ihre Verpflichtungen nicht erfüllt haben. 


Genehmigung der Ortsgruppe Wilhelmshaven als Bezirksverein. (Vom Vor- 
stande.) 


Die in Wilhelmshaven, Riistringen und Umgegend ansässigen Diplom-Ingenieure haben sich zu einer Ortsgruppe 
vereinigt, die bereits über 30 Mitglieder zählt; es besteht die Aussicht, daß sich bei Umwandlung der Ortsgruppe in 
einen Bezirksverein weitere Diplom- Ingenieure anschließen werden. 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure und Parteipolitik. (Vom B.-V. Cöln.) 
Der Antrag des B.-V. Cöln lautet: 


l. Der Verband vermeidet als solcher jede parteipnlitische Stellungnahme oder Betätizune. 

2. Er verspricht sich jedoch von einer regen Teilnahme seiner Mitglieder am öffentlichen Leben eine wesent- 
liche (indirekte Förderung der Verbandsziele und empfiehit daher dringend jedem einzelnen, sich einer unserer politischen 
Parteien anzuschließen. 

Begründung. 

Die Mitgiielerzah! ist im Verhältnis zu dem, was der Verband erreichen will, nur gering. Es empfiehlt sich daher 
n Anschluß an größere, einflußreiche Gruppen. Als solche kommen in erster Linie die politischen Parteien in 
ELLICHT 

Pen größten E'nfiuß wird hierbei der Verband dann gewinnen können, wenn er sich nicht auf eine bestimmte 
pohtische Partei fesiiezi, sondern nach Morienkeit mit allen Parteien aur guten Ful} zu kommen sucht. 

Dies ist nur morlich, wenn der Verband als solcher sich jeler direkten politischen rarteinahime enthält. Seine 
einzelnen Mitglieder dagegen können und sollen sich soviel wie möglich in der Partei betitigen, die ihrem 
politischen Stinipunkı entspricht. Bei Ihrer intellektuellen Qualität wird es hierbei im allgemeinen ihnen nicht schwerer 
fallen, innerhalb ihrer Partei einen gewissen Einfluß zu gewinnen. Von der Schwierigkeit. einen solchen Einfluß zu ge- 
winnen, macht man sich in den der aktiven Volitix fernstehenden Kreisen übertriehene Vorstellungen. Es genügt voll- 
kommen. wenn der einzelne innerhalb seiner politischen Ortsgruppe sich an den Kommissivnsarbeiten beteiligt. statisti- 
sches Material nach den Wiinsenen der Lurteileitung bearbeitet, kurz, derartige Kleinarbeit leistet. für deren Erledigung 
und selbstlose Zurverfügunzstellung ihm der beruispolitiker um so dankbarer ist, jemehr sich der Hetfende dabei im 
Hintergrund hält 

Derartige Arbeit kann also von den meisten unserer Mitglieler, wenn sie nur wollen. bequem geleistet werden, 
und hätte für sie alle die Vorteile, die jele Beschältigung mit öllentlichen Angelegenheiten und jedes Kennenlernen 
neuer Verhältnisse mit sich bringt. 

Der Verband könnte seinen Mitgliedern die Einführung in die praktische Politik sehr erleichtern. indem er 
den hierzu Wilven die erste Bekanntschaft mit den betreflenden parteipolitischen Ortseruppen vermittelt und 
sie vor allem darüber aufklärt. daß eine derartige Betätigung keine unmörlichen Ansprüche an ihre Zeit und politische 
Scenuiunz stelit. 

Eine direkte Be.influssung der parteipolitisch tätigen Diplom-Ingenieure durch den Verband ist nicht notwendig, 
um keine falschen Aullassungen entstehen zu lassen. 

Durch derartiges Einsetzen der einzelnen berufsgenossen würden auch die maßzebenden Kapazitäten der Politik 
eine Wertschätzung des Diplom-Ingenieurstandes gewinnen, was einer gewichtigeren Vertretung unserer Standesinter- 
essen die Wege ebnen würde. 


Teilnahme der Persanen-Förderer an den Wohlfahrtseinrichtungen des 
Verbandes. (B.-V. Mainz-Wiesbaden.) 


Der Antrag des B.-V. Mainz-Wiesbaden lautet: 


„Der 88 der Satzungen des Verbandes solle eine Fassung erhalten, die die Förderer — Einzelpersonen — 
von dem Genuß der Wohltahrtseinrichtungen nicht ausschließt. Dies kann geschehen durch Einschaltung des Satzes: 
Einzelpersoren, die Förderer des V erbandes sind, haben das Recht, an den Wohliahrtseinrichtungen in gleicher 
Weise teilzunehnien, wie ordentliche Mitglieler.“ 


Begründung: Nach 86 der früheren und der neuesten Verbandssatzungen sind die ordentlichen Mit- 
glieder des Verbandes berechtigt, die Wohlfahrtseinrichtungen in Anspruch zu nehmen: nach §8 der Satzungen sind 
die Förderer jeduch vum Genub der Wohlfahrtseinrichtungen ausgeschlossen. Wenn als Förderer nur solche Einzelper- 
sonen auigenommen werden, die geeignet sind. die Bestrebungen des Verbandes zu unterstützen und alsdann die gleichen 
Pflichten gegenüber dem Verband haben, wie ordentliche Mitglieder, so ist es eine Härte, wenn sie an den Wohl- 
fahrtseinrichtungen nicht teilnehmen dürfen. Vereine und Verbände, die Förderer des Verbandes sind, können an 
diese Einrichtungen keinen Anspruch stellen, weil diese Einrichtungen nur für Einzelpersonen bestimmt sind. 
Förderer — Einzelpersonen —, die einen Beitrag mindestens in der gleichen Höhe wie ordentliche Mitglieder 
zu zahlen haben, die oft sehr eifrig die Verbandsbestrebungen unterstützten sowie an den Arbeiten der Bezirksvereine 
bzw. des Verbandes sich sehr rege beteiligen, können auch in die Lage kommen, die es rechtfertigen würde, sie an 
den Wohlfahrtseinrichtungen teilnehmen zu lassen. 

Nach dem Stunde des Mitgliederverzeichnisses vom Dezember 1913 waren von den im deutschen Reich an- 
sässiren Personenförderern 49 Ausläuder. Durch ihren Beitritt als Förderer bezeugen sie ihr Interesse am Verband, 
es wäre deshalb ungerecht, sowohl diese als auch die übrigen 99 Förderer deutscher Staatsangehörigkeit von den 
Woblfahrtseinrichtungen des Verbandes auszuschließen. 


Erweiterung des Verbandszweckes. (Vom B.-V, Frankfurt a. M.) 


Der Antrag des B.-V. Frankfurt a.M. lautet: 
Der Ausschuß wolle beschließen. in der Satzung des Verbandes § 2 zwischen Nr. 1 und Nr. 2 als besonders nume- 
rierten Absatz folgendes einzuschalten: 
„Hebung der Berufsauffassung und Wahrung der Standeswürde durch Ausübung einer Ehrengerichtsbarkeit auf 
Grund der Ehrengerichts-Ordnung.“ 


Begründung: Nachdem die Ausschuß-Sitzung 1913 prinzipiell die Einführung der Ehrengerichtsbarkeit für 
den Gesamtverband beschlossen und damit zum Ausdruck gebracht hat, daß sie eine Hebung der Beruisauffassung und 
Wahrung der Standeswürde bei den Mitgliedern des Verbandes für erforderlich hält, erscheint e3 auch notwendig, sie 
in den ‚Satzungen als ‚Zweck des Verbandes nl URZUNENMEN. Die Zwecke des Verbandes sind aber in $2 der Satzung 
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6. 


10. 


11. 


12. 


13. 
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Gültigkeitserklärung der Ehrengerichts-Ordnung. (Vom B.-V. Frankfurt a. M.) 


Der Antrag des B.-V. Frankfurt a. M. lautet: 
_,_, Der Ausschuß wolle beschließen, die von der Ehrengerichtskommission neu ausgearbeitete Fassung der Ehren- 
gerichts-Ordnung als für den Gesamtverband gültig zu erklären. 


Begründung: Die vom Verband auf der Ausschuß-Sitzung 1912 gewählte Ehreneerichtskommission konnte 
dem Ausschuß 1913 schon eine Ehrengerichts-Ordnung vorlegen, die nach gründiicher Durchberatune im Bezirksver- 
ein Frankfurt a. M. und in der Satzungskommission des Verbandes auch von der Ehrengerichtskommission nochmals 
durchberaten war. Obwohl mit dieser Ehrengerichts-Ordnung sich eine große Anzahl der Bezirksvereine einverstanden 
erklärte. wurde doch vom Ausschuß 1913 gewünscht. daß auch die Bezirksvereine sich nochmals dazu äußern sollten 
Die Aeußerungen der Bezirksvereine sind nunmehr bei der Aufstellung der neuen Satzungen durch die Ehrengericuts- 
kommission nach Möglichkeit berücksichtigt worden. l 


Uebereinstimmung der Verbandssatzung mit der Ehrengerichts-Ordnung. 
(Vom B.-V. Frankfurt a. M.) 


Der Antrag des B.-V. Frankfurt a. M. lautet: 
= Der Ausschuß wolle beschließen, die Satzung des Verbandes mit der Ehrengerichts-Ordnung in Uehereinstimmung 
zu bringen. 


Aenderung des § 7, Abs. 2, der Satzung. (Vom B.-V. Frankfurt a. M.) 


Der Antrag des B.-V. Frankfurt a. M. lautet: 
Der Ausschuß wolle den $7 Abs. 2 der Satzung wie folgt ändern: 
„Durch Ausschiuß. Der Ausschluß von Mitgliedern kann vom Vorstand beschlossen werden.“ 

Begründung: Die Ehrengerichts-Ordnung sicht als zweite Instanz den Vorsiand des Verbandes vor, de-sen 
Entscheidung rechtskréitig ist. Dementsprechend muß auch im $7 der Verbandssatzung gesagt werden, daß der Ausschluß 
von Mitrlielern durch den Vorstand ansiatt durch den Ausschuß erfolgen kann. Es ist schon wecen der außerordentlich 
hohen Kosten einer von über 50 Au-schußmitzlielern besuchten Ausschuß-Sitzung unmöglich, den Ausschuß als letzte 
Instanz im ehrengerichtlichen Verfanren auizustelien. 


Aenderung des 8 4 der Satzung. (Vom B.-V. Frankfurt a. M.) 


Der Antrag des P.-V. Frankfurt a. M. lautet: 
Der Ausschuß wolle beschließen. den § 4 der Satzung wie folgt zu ändern: 
„Jedes Mitglied hat die Bestrebungen des Verbandes nach besten Kräften zu unterstützen und sich der Ehren- 
genichts-Orduung des Verbandes in allen Teilen zu unterwerfen.“ 
bBegrtindung: Hat der Vertard die Enrenzerichts-Ordnung für seine Mitgieler einzeführt. so muß sieh 
auch jedes Mitglied dieser Ordnung unterwerlen. und der Verband mul auch eine Rechtshanduave haven., aut Grund welcher 
er den Entscheidungen des Ehrengerichts Nachdruck zu geben vermag. Insbesondere ist hier an die Auierlegung der Kosten 
des ehrengerichtiichen Verfahrens an aie beteiligten za denken. 


Aufnahme von Mitgliedern. (Vom B.-V. Oberschlesien.) 


Der B.-V. Oberschlesien beantragt: 

Die Aufnahme von Mitgliedern hat durch den Vorstand zu erfolgen, wenn die Bedingungen des $3 erfüllt 
sind und keine Gründe vorliegen, die nach § T, 2a und 3 den Ausschluß zur Folge hätten. 

Begründung: Im letzten Gesenäftsjahr ist der Fall eingetreten, daß ein Mitglied einer anderen Organisation 
durch den Vorstand des B.-V. Oberschiesien um Aufnahme nachgesucht hat. Der betr. Herr will dieser Orvanisation weiter- 
hin angehören, da er dorthin jahrelang Versicherunesheiträge gezahlt hat und die erworbenen Ansprüche nicht verlieren will. 
Der Vorstand des B.-V. Oberschlesien ist in der Lage, Gewähr zu übernehmen, daß der Antragsteller die Verbands- 
interessen nicht schädigen wird. Wenn auch die ablehnende Haltung des Verbandsvorstandes unter den in Berlin herr- 
schenden Verhältnissen begreiflich erscheint, so ist die formelle Berechtirung des Vorstandes, . 

aus anderen Gründen, als einem Mangel der im § 3 der Satzung genannten Auf- 
nahmebedingungen, die Aufnahme zu versagen, ` . 


zu bestreiten. 


Liegen Zweifel betr. §7, 2a und 3 vor, so dürfte eine Verständigung mit dem in Frage kommenden B.-V. zu 
empfehlen sein, der in letzter Linie stets für seine Mitgiieder verantwortlich ist. 


Abstimmung im Ausschuß. (Vom B.-V. Oberschlesien.) 


Der B.-V. Oberschlesien beantrast: 

Eine Geschäftsordnung für die Vornahme schriftlicher Abstimmungen dahingehend festzusetzen, daß die Einleitung 
einer solchen vun dem Willen des Antragstellers abhängig gemacht wird. 

Begründung: Nach der heutigen Sachlage liegt die Entscheidung nicht klar, ob und wann ein Antrag zur 
schriftlichen Abstimmuny gebracht werden kann oder muß. Da die schriftliche Abstimmung nur dem Antragsteller und 
evtl. dem Vorstände Gelerenbeit zur Meinungsäußerung gibt, muß, um auf Wunsch Gelegenheit zur mündlichen Aussprache 
zu geben, dies bei der schriftlichen Abstimmung berücksientiet werden. — Es wird in manchen Fällen dem Antrag- 
steller daran gelesen sein, sich in mündlicher Verhandlunge zu äußern: das Recht hierzu wird kaum bestritten werden; 
anderseits ist er nicht in der Lage, falls der Vorstand aus irgendwelchen Gründen schriftliche Abstimmung veranlaßt 
Hi wirksam zu verhindern. Es liegen hier also so widerstreitende Gesichtspunkte vor, daß eine Klärung erforder- 
ich erscheint. 


Zwei Instanzen des Verbands-Ehrengerichtes. (Vom B.-V. Oberschlesien.) 


Der Antrag des B.-V. Oberschlesien lautet: 

Falls Satzungen für ein Enreneericht zur Einfünrunz kommen, müssen diese ein Verfahren in 2 Instanzen vorsehen. 
In beiden Instanzen muß beweiserhevung und beschlußlassung erfolgen können. Personen, die an der Findung des Urteils 
der l. Instanz im Untersuchungs- oder Beschlußverlahren mitgewirkt haben, dürfen an dem Verfahren der 2. Instanz 
nicht teilnehmen. Zeugen dürfen gleichfalls in keiner der beiden Instanzen in irgend einer Weise tätig sein. 

Begründung: Die aufgestellten Forderungen smd in sämtlichen anderen Geriehtsverfahren erfüllt. Es liegt 
auf der Hand, daß eine 2. beschlußiassung, die auf Grund der gleichen Beweiserhebungen wie die erste erfolgt, von 
keinem besonderen Werte sein kann, da sie im wesentlichen durch Form uni Inhalt der ersten Beweiserhebung beein- 
tlußt sein wird. Aus diesem Grunde ist außer der bereits im Frankfurter Katwurfe angedeuteten 2. Beschlulfassung, 
die dem Vorstand anheimgestellt sein sollte, unbedingt eine 2. Bewelserhehune eriorderlich, falls die Wieleraufnahme des 
Verfahrens in irgend einer Form geboten erscheint. Die Anrufung der 2. Instanz mul) in erster Linie dem Beklagten zu- 
stehen; anderseits mul) der Vorsitzende des Ehrenrats auch die Möglichkeit haben, eine nochmalige Verhandlung herbei- 
zuführen. 


Ausschluß durch den Ausschuß. (Vom B.-V. Oberschlesien.) 


Der Antrag des B.-V. Oberschlesien lautet: 

Das Ausschlußrecht darf in Uebereinstimmung des § 7 der Verbandssatzung nur vom Ausschuß ausgeübt werden, 
und zwar auf Grund des 37, 2a. Eine Schäligung der Verbandsinteressen ist darin zu sehen, daß das Ehrengericht ein 
entsprechendes Verhalten des Beklagten festgestellt hat und dementsprechende Anträge zu stellen sich gezwungen sah. 
Da die Anruiunz des Ausschusses für diese Beschlußfassung nicht in allen Fällen tunlich erscheinen wird. so ist der 
Ausschuß berechtigt, eine mindestens fünfgliedriree Kommission zur Ausübung des Ausschlußrechtes einzusetzen. 

Begründung: Es ist als Grundlage der Verbandssatzungen zu betrachten, daß alle letztinstanzlichen Ent- 
scheidungen vom Ausschuß, nicht vom Vorstände zu treffen sind. Da aber anerkannt werden muß, daß die Ausschuß- 
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Sitzungen für ehrengerichtliche Angelegenheiten zu groß und zu teuer sind, ist die Entscheidung aus Zweckmäßigkeits- 
eründen in die Hände einer aus Ausschußmitgliedern bestehenden Kommission zu legen. Zweckmäßig wird jährlich für 
jeden Bezirksverein mindestens 1 Ausschußmitglied und ein Vertreter bestimmt, die dieser Kommission angehören. Zur 
Spruchfällung treten dann diejenigen 5 Herren zusammen, die dem Sitze des spruchfällenden Ehrengerichtes am nächsten 


wohnen. 


14. Namentliche Abstimmung des Ehrengerichtes. 


Der Antrag des B.-V. Oberschlesien lautet: 


(Vom B.-V. Oberschlesien.) 


Die Abstimmungen des Ehrengerichtes dürfen nicht geheim sein, müssen vielmehr namentlich erfolgen. 
Begründung: Es erscheint als selbstverständliche Pflicht, daB jedes Mitglied eines Ehrengerichtes für den 


von ihm gefällten Spruc 


mit seinem Namen eintritt. Es ist dies jedoch nicht so zu verstehen, daß eine Veröffentlichung 


der Namen der Spruchrichter mit ihren Einzel-Urteilen erfolgt; es hat nur innerhalb der Sitzung eine namentliche 
Abstimmung zu erfolgen, während das Urteil nur in seinem Ergebnis ohne Nennung der Stimmenzahl und Namen zu er- 


folgen hat. 


Verschiedenes. 


Der B.-V. Mainz-Wiesbaden hat die Erörterung der Fragen der Ausländer an den Technischen Hochschulen nnd 


der Ueberfüllung 
Sitzung zugesagt. 


im akademisch-technischen Berufe eingebracht und die Einleitung dieser Fragen auf der Ausschuß- 


Technische Bildungs- und Hochschulfragen 
im Württembergischen Landtag. 


Bei der letzten Beratung des Etats der Tech- 
nischen Hochschule im württembergischen Land- 
tag kamen verschiedene Fragen der Ausbildung 
der Techniker zur Sprache, über die angesichts 
ihrer Bedeutung hier berichtet sei. In: der 
Zweiten Kammer führte der Berichterstatter 
zum Kultetat aus, schon wiederholt habe er 
bei Etatsberatungen darauf hingewiesen, daß die 
Ausbildung insbesondere der Ingenieure nach 
der volkswirtschaftlichen, sozialpolitischen, wirt- 
schaftspolitischen, zoll- und handelspolitischen, 
rechtlichen und Verwaltungs-Seite hin noch einer 
Verbesserung fähig und bedürftig sei. In einem 
Vortrag eines der angesehensten Lehrer der 
Technischen Hochschule in Stuttgart werden nun 
diese Fragen in ähnlicher Weise gleichfalls be- 
handelt. Es werde hier daran erinnert, daß die 
Technische Hochschule ihren Anfang genommen 
habe als gewerbliche Fachschule, daß sie dann 
eine technische Mittelschule geworden sei, um 
sodann zur Polytechnischen Schule erweitert zu 
werden, bis ihr schließlich der Hochschul- 
charakter verliehen worden sei. Zuletzt sei ihr 
auch das Promotionsrecht verliehen worden, 
dieses Recht beschränke sich aber auf einen 
Teil der Hochschule, insbesondere entbehre die 
mathematisch-naturwissenschaftliche Abteilung 
und die Abteilung für allgemein bildende Fächer 
dieses Rechts noch. In dem Vortrag werde hier- 
auf besonders der Vorwurf besprochen, daß die 
Hochschule zu sehr auf den großen Durchschnitt 
eingerichtet sei, während sie den höchstberech- 
tigten Anforderungen zu entsprechen habe und 
den Studierenden die Möglichkeit gewähren solle, 
sich nach jeder Richtung hin vollkommen aus- 
zubilden. Es seien deshalb die Ziele der Hoch- 
schule allmählich höher zu stecken. Gegenüber 


der Konkurrenz der technischen Mittelschulen, 
die sich insbesondere in Norddeutschland außer- 
ordentlich entwickelt haben, müssen die Hoch- 
schulen mehr auf Qualität als auf Quantität 
sehen. Sie müssen die wissenschaftliche Aus- 
bildung der Männer gewährleisten, die später 
in der Technik, namentlich in der Industrie, 
forschend, schöpferisch oder leitend tätig sein 
wollen. Für sie sei eine gewisse Kenntnis auch 
der in Betracht kommenden ausländischen 
Rechtseinrichtungen notwendig, cine Kenntnis 
der fremden Sprachen, ein klarer Blick für alle 
Lebensverhaltnisse. Die Lösungen der bedeu- 
tendsten Aufgaben unserer Zeit, der Aufgaben 
zur Verbesserung der sozialen Lage der großen 
Massen unseres Volkes und zur Herbeiführung 
des Gefühls einer gewissen, wenn auch be- 
schränkten Befriedigung hänge weit mehr von 
der Intelligenz, der Schaffenskraft und den 
Charaktercigenschaften der auf wirtschaftlichem 
Gebiet leitend und schöpferisch tätigen Männer 
als von der Gesetzgebung ab. Deshalb sei es 
gut, wenn der Ingenieur sein Augenmerk auch 
auf die allgemeinen Kulturaufgaben richte. An 
den Technischen Hochschulen werde aber un- 
richtigerweise der volkswirtschaftliche Unter- 
richt hinter manch anderes zurückgestellt, und 
man halte die Gewinnung führender Männer 
für unnötig. 

Ein anderer Redner trat diesen Ausführungen 
bei und führte weiter aus, es sei behauptet 
worden, man solle das Niveau der technischen 
Mittelschulen nicht so sehr erhöhen, sonst 
greifen sie in die Lehrtätigkeit der Hochschulen 
ein. Demgeg:nüber sei er, Redner, der Ansicht, 
man könne das Niveau der technischen Mittel- 
schulen ruhig noch etwas erhöhen und ihnen 
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Aufgaben überweisen, die jetzt die Hochschulen 
erfüllen. Dafür solle man das Nivcau der Hoch- 
schulen erhöhen, die bis jetzt mehr noch eine 
Fachschule geblieben sei und reine Tech- 
niker ausbilde Reine Techniker 
seien aber heute nicht mehr fähig, 
später in leitenden Stellungen zu 
arbeiten. Wenn gesagt werde, die Techniker 
im Staatsdienst seien nicht dazu befähigt, sich 
auch in hervorragenderem Maße an der Verwal- 
tung zu betätigen, so sei auch aus diesem 
Grunde auf eine bessere Ausbildung der Inge- 
nieure in allgemein wissenschaftlicher Beziehung 
hinzuwirken. Dabei solle besonders größerer 
Nachdruck gelegt werden auf Geschichte der 
Technik, Staatsbürgerkunde, Kenntnisse auf dem 
Gebiet des Rechts, der Verwaltung und der 
Volkswirtschaft. Einige andere Redner aus dem 
Hause sprachen sich ebenfalls für einen Ausbau 
der Hochschule aus und betonten insbesondere 
die Wichtigkeit des Unterrichts auf sozialpoli- 
tischem Gebict. Es sei unbedingt nötig, die 
mit den Arbeiterverhältnissen zusammenhängen- 
den Fragen an die jungen Techniker schon zu 
einer Zeit heranzubringen, wo sie noch nicht 
für einen einseitigen Standpunkt, sei es des 
Unternehmers, sei es des Arbeiters, festgelegt 
seien, sondern wo sie diesen Fragen objektiv 
gegenüberstehen. Eine weitere Ausbildung wäre 
durch die Einrichtung freiwilliger Fächer anzu- 
streben, denen sich diejenigen zuwenden würden, 
die daran denken, einmal Geschäftsleiter zu wer- 
den. Uecbrigens werde vielleicht das praktische 
Leben vieles noch tiefpründiger und umfassender 
beibringen als die Schule. Wenn der junge 
Mann technisch gut geschult sei und dadurch 
einen sicheren Boden gefunden habe, wenn er 
mit offenem Kopf, energischem Willen und unge- 
schwächter Jugendkraft ins Leben hinaustrete, 
dann mache er auch die Augen nach allen 
Seiten hin auf und finde er sich gut zurecht, 
auch wenn ihm auf der Hochschule nicht alles 
schulmäßig gelehrt, sondern ihm nur die großen 
Gesichtspunkte, wozu verhältnismäßig wenig 
Zeit genüge, zu eigen gemacht und die Augen 
für die großen allgemeinen Fragen des Lebens 
geöffnet werden. Vielleicht werden auch die 
sozialen Kämpfe etwas gemildert, wenn die 
Techniker, die Unterführer des Unternehmer- 
tums, cin etwas größeres Verständnis für die 
Arbeiterschaft und für die Probleme der 
Arbeiterbewegung haben. Aber um dieses Ver- 
ständnis zu erreichen, genüge es nicht, daß 
Vorlesungen über Volkswirtschaftsichre, über 
Sozialpolitik gehalten werden, sondern es komme 
sehr darauf an, in welchem Geist diese Vor- 
lesungen gehalten werden. In den meisten Fällen 
werde übrigens der Techniker dem Unternehmer 
naherstchen als dem Arbeiter. Jedenfalls bei 
wesentlichen und entscheidenden Konflikten 


‚Zeichnen und 


werde der Techniker trotz der Vorlesungen 
über Volkswirtschaft und Sozialpolitik dorthin 
gehen, wohin ihn seine Herkunft und die Mog- 
lichkeit seiner Zukunft ziehe, nämlich zum 
Unternehmer. 

Aus den Ausführungen vom Ministertisch 
heben wir heraus: Den geltend gemachten 
Wünschen werde von der Unterrichtsverwaltung 
das größte Interesse entgegengebracht. Wie 
sehr der frühere Minister bestrebt gewesen sei, 
die Technische Hochschule zu fördern, zeige 
der neue Etat, der nicht nur im laufenden Etat 
der Hochschule einen erheblichen Mehrbedarf 
bringe, sondern auch nicht weniger als vier 
außerordentliche Forderungen für sie enthalte. 
Der neue Minister werde sich bemühen, den 
eingeschlagenen Weg fortzusetzen. Was nun die 
Wünsche wegen besserer Ausbildung der Tech- 
niker betreffe, so sei zweierlei zu unterscheiden. 
Einmal werde gewünscht, daß die Schüler in 
einzelnen Fächern, wie z.B. im Rechnen, im 
in Bürgerkunde, schon in den 
Mittelschulen so weit vorbereitet werden, daß 
eine Wiederholung an der Hochschule über- 
flüssig sei. Obwohl grundsätzlich daran fest- 
zuhalten sei, daß die höheren Schulen nicht 
dazu da seien, nur für einen speziellen Beruf 
vorzubereiten, sei durch den neuen Lehrplan 
für die höheren Schulen für 1912 diesen 
Wünschen Rechnung zu tragen versucht worden. 
Der Unterricht im Zeichnen beginne hiernach 
in allen höheren Lehranstalten früher als seit- 
her und solle in den oberen Klassen, soweit 
das Zeichnen hier nicht mehr verbindlich si, 
als freiwillige Uebung weitergeführt werden. 
Im Rechnen werde gerade auf die Sicherheit 
und Gewandtheit im Zahlenrechnen, namentlich 
im Kopfrechnen, besonderer Nachdruck gelegt. 
Auch sei in den neuen Lehrplänen dafür gesorgt, 
daß staatsbürgerliche und soziale Probleme in 
dem Umfang behandelt werden, der bei dem 
Alter der Schüler möglich sei. Zweitens handle 
es sich um Vorschläge zu Verbesserungen an 
der Technischen Hochschule selbst. Gewünscht 
werde hier die Neucinführung von Vorträgen 
über Geschichte der Technik, Ausbau des 
Unterrichts auf dem Gebiet des Rechts, der 
Verwaltung und der Volkswirtschaftslehre, Ver- 
mehrung der Vorträge über allgemein bildende 
Fächer. Daß eine weitere Ausbildung des jungen 
Technikers in allen diesen Fächern durchaus 
wünschenswert wäre, werde gewiß von niemand 
bestritten werden. Ob aber diese Ausdehnung 
des Unterrichts möglich wäre ohne eine Ver- 
längerung der Studienzeit, die ja nicht ge- 
wünscht werde, sei zweitelhaft. Im Februar 
d. J. habe sich der Senat der Hochschule gegen 
die Anträge der Lehrer für Volkswirtschafts- 
lehre und Verwaltungskunde auf Erhöhung ihrer 
Stundenzahl ausgesprochen mit Rücksicht auf 
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die starke Inanspruchnahme der Studierenden 
für die technischen Fächer. Die Frage der 
Ausdehnung der Uhıterrichtsfächer müsse also 
als eine durchaus offene bezeichnet werden. 
Nur bezüglich zweier einzelner Punkte sei noch 
etwas zu bemerken. Die weitere Ausbildung deı 
Techniker auf dem Gebiete des Rechts werde 
namentlich damit begründet, daß für den Leiter 
eines größeren industriellen Betriebs die genau: 
Kenntnis der einschlägigen Rechtsverhältnisse, 
und zwar nicht bloß derjenigen des Inlands, 
sondern auch derjenigen des Auslands erforder- 
lich sei. Hierzu sei doch ein kleines Frage- 
zeichen zu machen. Eine solche juristische 
Halb- oder Viertelsbildung könnte eher schaden 
als nützen. Von der Erweiterung der volkswirt- 
schaftlichen Ausbildung werde dann gehofft, es 
werde hierdurch in dem jungen Ingenieur mehr 
soziales Empfinden und Verständnis geweckt 
werden. Gewiß könne der Ingenieur seine Auf- 
gabe nicht erfüllen ohne Verständnis für das, 
was den Arbeiter bewege. Schon jetzt bestehe 
aber an der Hochschule ein Praktikum des ge- 
werblichen Rechts. Im übrigen werde sich der 
Ingenieur das soziale Verständnis weniger durch 
Vorlesungen und seminaristische Uebungen als 
im praktischen Leben erwerben. — Wenn so- 
dann beanstandet worden sei, daß die mathe- 
matisch-naturwissenschaftliche Abteilung und die 
Abteilung für allgemein bildende Fächer das 
Recht zu Doktorpromotionen nicht besitzen, so 
beruhe dies darauf, daß bei den sehr lang- 
wierigen Verhandlungen zwischen den beteilig- 
ten Regierungen über die Frage seinerzeit von 
den Technischen Hochschulen selbst zugesagt 
worden sei, die Doktorpromotionen sollen nicht 
auf solche Gebiete ausgedehnt werden, die auch 
an der Universität gepflegt werden. Daß es in 
Bayern anders sei, treffe zu. Bavern habe sich 
aber an den fraglichen Verhandlungen überhaupt 
nicht beteiligt. Neuerdings sei allerdings Sachsen 
von den getroffenen Vereinbarungen abge- 
wichen. Preußen habe aber dagegen Protest 
erhoben. — Schließlich fand ein von allen Par- 
teien unterstützter Antrag Annahme. Hierin 
wird die Regierung ersucht, in Anbetracht der 
erheblich gesteigerten Anforderungen an die Be- 
rufskreise, die ihre Ausbildung auf der Tech- 
nischen Hochschule erhalten, eine Erweiterung 
der allgemeinen Lehrgebiete für diese Hoch- 
schule ins Auge zu fassen. 

Von dem Ausschuß der Ersten Kammer 
wurde beantragt, diesem Beschlusse nicht bei- 
zutreten. Von dem Berichterstatter dieser Kam- 
mer wurde ausgeführt, man werde bezweifeln 
dürfen, ob ein Ausbau der Technischen Hoch- 
schule in dem bezeichneten Umfang wirklich 
geboten sei. Vieles müsse erst im praktischen 
Leben dazu gelernt werden. Auch sei doch nur 
eine kleine Zahl von Männern berufen, an her- 


lichen Gebieten 


vorragender Stelle führend zu wirken. Solche, 
die eine weitgehende wirtschaftliche Ausbildung 
anstreben, können hierzu ja auch wohl eine 
Zeitlang die Universität besuchen. Uebrigens 
sei es nicht an dem, daß die betreffenden Ge- 
biete im Unterricht der Technischen Hochschule 
nicht vorhanden wären. Soweit die vorhandenen 
Einrichtungen aber noch nicht ausreichen oder 
nicht befriedigen, werden die Vorschläge der 
bestellten Kommission abzuwarten sein. Ein 
anderer Redner führte u. a. aus, den gemachten 
Vorschlägen scheine denn doch eine Ueber- 
schatzung der Schule zugrunde zu liegen. 
Zweifellos haben die Deutschen der Schule un- 
endlich viel zu verdanken. Aber seit geraumer 
Zeit bestehe wohl die Gefahr, ihre Bedeutung 
zu überschätzen und infolge davon die Auf- 
gaben der Schule zu übersteigern. — Von 
anderen Mitgliedern wurde demgegenüber be- 
tont, es würde dem jungen Techniker ein Scha- 
den zugefügt werden, wenn man ihm keine 
Gelegenheit gäbe, sich auf der Technischen 
Hochschule auf den hauptsächlichen wirtschaft- 
einzuleben. Ein jeder Betrieb, 
auch der kleinste in der Technik, könne nicht 
bestehen, ohne daß der Besitzer gewisse kauf- 
männische Kenntnisse habe, und wenn darauf 
hingewiesen werde, daß in den Betrieben kauf- 
männische Kräfte neben den Technikern vor- 
handen seien, so sei dies gerade in kleineren 
Betrieben ein Ding der Unmöglichkeit. Jeden- 
falls seien in kleineren Betrieben kaufmännische 
Kräfte nur in untergeordneter Stellung tätig, 
und diese müsse der leitende Ingenieur über- 
wachen können. Aber auch in großen Betrieben, 
wo technische und kaufmännische Leiter neben- 
einander arbeiten, wäre es für den technischen 
Leiter leichter, sich die notwendige Anpassung 
an die kaufmännischen Verhältnisse und Be- 
dürfnisse des Betriebs anzueignen, wenn er 
schon vorher ein gewisses Maß von kauf- 
männischen Kenntnissen erworben hätte. Auch 
vom Standpunkt des öffentlichen Verwaltungs- 
dienstes aus wurde bemerkt, daß man häufig 
die Erfahrung mache, daß auch sehr tüchtige 
und sehr verständnisvolle Techniker, wenn sie 
in den Verwaltungsdienst eintreten, einen Blick 
für die Bedürfnisse und Verhältnisse der Ver- 
waltung und einen allgemeinen Ueberblick über 
die maßgebenden Gesetze vermissen lassen. Das 
führe dann zu der üblen Folge, daß die tech- 
nischen Beamten hier und da nicht mit Unrecht 
darüber klagen, daß sie den juristisch oder 
administrativ gebildeten Beamten gegenüber zu- 
rückgesetzt werden, daß sie insbesondere zu 
leitenden Stellungen in den Kollegien des Ver- 
waltungsdienstes nicht so häufig berufen wer- 
den, wie das vielleicht nicht bloß den Wünschen 
der Techniker, sondern auch den Bedürfnissen 
der Verwaltung entsprechen könnte. Es wäre 
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sicherlich von Wert, wenn die Techniker schon 
beim Eintritt in die Verwaltung einen gewissen 
Ueberblick über die Verhältnisse des Verwal- 
tungsdienstes mitbrächten. Es wäre zu be- 
grüßen, wenn auf die Techniker schon beim 
Besuche der Hochschule in dieser Richtung ein- 
gewirkt würde. — Nachdem die Vertreter des 
Ausschußantrags noch ausdrücklich entschieden 
erklärt hatten, ihr Standpunkt sei nicht so zu 
verstehen, als ob sie weniger Interesse für die 


Entwicklung der Hochschule hätten, und als 
ob sie einem weiteren Ausbau entgegentreten 
wollten, fand ein Antrag eines Mitglieds An- 
nahme, der im Gegensatz zu dem Beschluß der 
Zweiten Kammer eine Festlegung auf Einzel- 
heiten vermeiden wollte und wonach die 
Regierung nur allgemein ersucht 
wurde, den weiteren Ausbau der 
Technischen Hochschule ins Auge 
zu fassen. 


Rückblick auf das Wirtschaftsjahr 1913. 


Von ®Pr.:{ng. Otto Vent, Essen (Ruhr). 


Allgemeines. Wenn in dem Rückblick !) des 
Vorjahres gesagt wurde, daß das ganze Wirt- 
schaftsleben einen lebhaften Aufschwung genom- 
men hätte, so ist jetzt zu berichten, daß im 
Jahre 1913 dieser Aufschwung seinen Höhepunkt 
erreicht hat und ein Abfall der günstigen Kon- 
junktur eingetreten ist. Die kriegerischen Er- 
eignisse auf dem Balkan, die wiederholte Zu- 
spitzung der politischen Verhältnisse zwischen 
anderen europäischen Staaten, die außerordent- 
liche Versteifung des Geldmarktes, betrug doch 
der Bankdiskont fast das ganze Jahr über 60%, 
sowie die empfindliche Steuerbelastung durch den 
Wehrbeitrag, all diese Momente führten zu einer 
Stagnation in Handel und Industrie. Der Um- 
schwung trat allerdings nicht mit einer plötz- 
lichen Krisis, sondern ganz allmählich ein. Wenn 
auch die Produktion an Kohlen, Eisen usw. 
noch immer zugenommen hat, so ist dies ledig- 
lich durch die Ausfuhr und auf Kosten der Preise 
erreicht worden. 

Zahlenmäßige Belege für den Niedergang der 
Konjunktur lassen sich aus dem verschiedenen 
Statistiken anführen. So stieg die Zahl der Kon- 
kurse von 9218 im Jahre 1912 auf 9725. Die 
Arbeitslosigkeit war stets größer als im Vorjahr, 
sie betrug z.B. im November 3,1% gegen 1,80% 
im Vorjahr. Bei den vergleichbaren Kranken- 
kassen hatte am 1. Dezember die Zahl der ver- 
sicherungspflichtigen Mitglieder gegenüber dem 
vergangenen Jahr um 29000 abgenommen, wäh- 
rend dieselbe im Vorjahr um 203000 gewachsen 
war. 

Die Verschlechterung tritt am deutlichsten 
auf allen Gebieten um die Jahresmitte ein, zum 
Teil wurde der Beschäftigungsgrad geringer, 
zum Teil gaben nur die Preise nach. 

Landwirtschaft. Konnte im vorjährigen Be- 
richt die Welternte wie auch die deutsche Ernte 
als sehr gut bezeichnet werden, so muß sie in 
diesem Jahr glänzend genannt werden. Der 


1) Rückblick auf das Wirtschaftsjahr 1912 von Dr.-Jng. Otto 
Vent, Jahrgang 1913, Heft 3. 


Roggen, der im vorigen Jahr durch Regen in 
seiner Qualität etwas gelitten hatte, ist diesmal 
gut hereingebracht worden. Die Weizenernte 
ist besonders umfangreich ausgefallen und stellt 
gegen früher einen Rekord dar. Auch an Hafer 
wurde mehr als im Vorjahr geerntet, allerdings 
hat dieser unter dem Regenwetter in der Ernte- 
zeit etwas gelitten. Die Gerstenernte war nicht 
minder vorzüglich ausgefallen. Lediglich die 
Maisernte hat einen Rückgang zu verzeichnen. 
An Kartoffeln hat es in diesem Jahre eine solche 
Ueberfülle gegeben, daß sich wohl gar nicht alle 
verwerten lassen. Die Ernte an Zuckerrüben ist 
gleichfalls sehr befriedigend ausgefallen, so daß 
also entsprechend auch die Zuckerproduktion 
hoch sein wird. Als natürliche Folgen der guten 
Ernten stellte sich ein Sinken der Preise ein, und 
anderseits hat der Export einen bedeutenden 
Umfang angenommen. Am Berliner Markt war 
der Höchstpreis für Weizen von M. 240,— pro 
Tonne im Jahre 1912 auf M. 213,— und der 
niedrigste von M. 203,— auf M. 186,— sowie 
ferner bei Weizen von M. 202,— auf M. 177,— 
bzw. von M. 168,— auf M. 154,— gesunken. 
Die Gesamtausfuhr an Roggen war nach den 
amtlichen Feststellungen in der Zeit vom 
1. August bis 31. Dezember von 4333540 Dop- 
pelzentnern im Jahre 1912 auf 5061 287dz ge- 
stiegen. 

Nach Beerboinus Evening Corn Trade List 
wird die Weltgetreideernte wie folgt geschätzt: 


(in 1000 Quarters) 1913 1912 1911 1910 
Welt-Weizenernte 498350 463550 435750 443 300 


davon: 
Europa . 284 750 251450 237150 253 360 
Deutschland 21400 20000 18700 17700 
Rußland 122000 90500 67000 102 800 
Frankreich . 40300 41800 40300 31500 
Ungarn . 21100 23000 24000 22700 
Italien 26100 20800 24000 19200 
Argentinien 18000 25000 2070) 18200 
Australasien . . 14000 12000 990 13100 
Canada . . 26000 25000 27000 18700 
Indien . . 44700 45800 46300 44600 
Vereinigte Staaten 95400 91000 78000 79400 
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1913 1912 1911 
Welt-Roggen- 
a . . +. 224300000 230 800 000 198 000 000 
avon: 
Rußland . . 113000000 121 700000 93 500 000 
Deutschland 56 200000 53200000 49 900 000 
ee 397 600 000 485 200 000 378 750 000 
avon: 
Verein. Staaten 285 000 000 365 000 000 295 000 000 
Argentinien 25 000 000 34500000 3500 000 
Ungarn . 21 300 000 20600000 14 500 000 
Rumänien 14000000 11900000 14 500 000 
Welt-Hafer- 
u. . . 505 500000 493100000 412 400 000 
avon: 
Verein. Staaten 117000000 149000000 96 800 000 
Rußland . 130 000 0C0 112 500 000 90 100 000 
Deutschland 70900000 61800000 55 850 000 
Canada . 44 000 000 40000000 36 500 000 
Welt-Gersten- 
ernte . . 194 000 000 180 800 000 170 525 000 
davon: 
Rußland. 68 000 000 56200000 49200060 
Deutschland 20200 0C0 19500000 17400000 
Verein. Staaten 21000000 28000 000 19200000 
Oesterreich . 10000000 9500000 8295 000 


Auf Grund einer Umfrage wird von der inter- 
nationalen Vereinigung für Zuckerstatistik die 
nachstehende Zusammenstellung veröffentlicht: 


Länder 
der 


Vereinigung 


Eingegangene 
Antworten 


Deutschland. . . : 2 22. 337 
Oesterreich . . Sun “a en 168 
Ungar.-Bosnien. . . ... . 30 
Frankreich . ........ 172 
Belgien . ........ 66 
Niederlande . ...... =. 26 
Rußland .......2.. 259 
Schweden. . . 2 2 2 2 020. 21 

Summa | 1079 


Andere Lander 
(Nicht offiziell) 
Dänemark f — 
italien . Fee — 
Spanien (Riibe) . _ — 
Rumänien ........ — 
Serbien — 
Bulgarien . — 
England = 
Schweiz — 


S = 
(Nicht offiziell) Pe 


Europa. . : 2... .2.22.:17 


Die Bemühungen zur Hebung der deutschen 
Viehzucht machen sich bis jetzt noch nicht recht 
bemerkbar, denn der Fleischkonsum ist im ver- 
gangenen Jahr zurückgegangen, wie aus den Be- 
richten über den Viehauftrieb hervorgeht. 


Kohle. Unsere Bergwerksindustrie kann mit 
den wirtschaftlichen Ergebnissen des verflossenen 
Jahres recht zufrieden sein. Die Kohlenproduk- 
tion weist Rekordziffern auf. In den ersten 
11 Monaten wurden an Steinkohlen 176 Millionen 
Tonnen gegenüber nur 162 Millionen Tonnen in 
der Parallelzeit des Vorjahres gefördert. In der 
ersten Hälfte des Jahres hatten einzelne Werke 
weit über ihre Beteiligung hinaus geliefert, wobei 
zu berücksichtigen ist, daß vom Kohlensyndikat 
Ende 1912 die Gesamtbeteiligung obendrein um 
500 erhöht worden war. Als der Beschäftigungs- 
grad der Industrie nachließ, wurde die Beteili- 
gung für das dritte Quartal zunächst auf 95% 
und dann für den November und Dezember auf 
871',00 bzw. 8500 herabgesetzt. Der Minderver- 
brauch des Inlandes wurde jedoch durch eine 
verstärkte Ausfuhr wieder ziemlich ausgeglichen. 


Die Kokserzeugung stieg von 26,4 auf 29,5 
Millionen Tonnen, hat also ganz beträchtlich 
zugenommen. Das Sinken des Verbrauches hat 
sich bei Koks schneller eingestellt als bei der . 
Kohle, die Beteilungsziffern mußten schon zeitig 
und wiederholt herabgesetzt werden, nämlich für 
April von 90 auf 850», für Mai und Juni auf 8000, 


Rübenverarbeitung 


| Zuckererzeugung 


sämtlicher Fabriken 


1913/14 1913/14 | 2 
voraus- 1912/13 voraus- i 1912/13 
sichtlich | sichtlich | 


Tons a 20 Zir. Tons a 20 Ztr. 


16725500 | 16634214 | 2646700 2 700 913 
7 253 500 8501200 | 1168900 | 1308040 
3 744 100 4 229 600 519 400 593 575 
6 070 340 6 674 015 781 020 960 990 
1528000 | 1990000 226 200 298 584 
1548000 | 2022000 227 300 316177 

12365000 | 10419770 | 1723700 1374 550 

885 500 838 022 136500 | 132018 

50119940 | 51308821 | 7429720 7684 757 

i 
| 
965000 | 1038500 145700 149400 
2 810 000 1 709 495 327 800 213 632 
1 235 000 1 182 000 160 000 174 000 
230 000 292 239 32 000 | 34 173 
50 000 | 141 500 6 500 12 100 
65 000 = 7800 ` — 
35000 | 20 000 4.600 2 500 
31 000 = 4070 = 
5 421 000 4 383 734 688470 | 585805 
55540940 | 55692555 | 8118190 | 8270562 


für Juli bis September auf 75%, für Oktober-No- 
vember auf 65% und für den Dezember sogar 
auf 55%. 

Die Kohlenindustrie hat jedenfalls im Jahre 
1913 günstige und größtenteils erhöhte Gewinne 
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erzielt. Die Bergarbeiter hatten hierdurch teil- 
weise den Vorzug einer Lohnsteigerung. Die Ab- 
flauung der Konjunktur wird wohl noch zu 
weiteren Einschränkungen der Produktion führen. 
Das Kohlensyndikat hat der Situation bereits 
Rechnung getragen und die Richtpreise allgemein 
herabgesetzt. Das Syndikat selbst läuft in Kürze 
ab, die Verhandlungen zur Erneuerung ver- 
sprechen einen guten Erfolg, da man auch wieder 
mit dem Beitritt des preußischen Fiskus rechnet. 

Auch in der Braunkohlenindustrie ist von 
einer regen Belebung des Absatzes zu berichten. 
Dieser stieg in den ersten 11 Monaten von 75 
Millionen Tonnen auf 80 Millionen Tonnen. 
Während im rheinischen Revier Erhöhungen der 
Preise vorgenommen werden konnten, waren 
diese im mitteldeutschen Gebiet infolge Auf- 
lösung des mitteldeutschen Braunkohlensvndi- 
kates etwas gesunken. Ein Vorgang verdient 
noch Erwähnung, nämlich das Vordringen der 
böhmischen Händlerfirma I. Petschek, die in 
bedeutenden Umfange deutsche Braunkohlen- 
gruben erwarb oder sich maßgebenden Einfluß 
an solchen sicherte, 


Eisen. Der Rohcisenmarkt zeigt im Berichts- 
jahr einen ähnlichen Verlauf wie der für Kohle. 
Im ersten Halbjahr war die Beschäftigung so 
stark, daß die Hütten zum Teil gar nicht alles 
liefern konnten, und danach trat die Abschwä- 
chung ein, die sich noch nicht einmal so im 
Rückgang der Aufträge als im Sinken der Preise 
bemerkbar machte. Die gesamte deutsche 
Jahreserzeugung an Roheisen stellt jedoch einen 
neuen Rekord dar, denn sie ist von 17,7 Millionen 
Tonnen im Jahre 1912 auf 19,3 Millionen Tonnen 
gestiegen. Gegen Ende des Jahres hat der Ver- 
sand dann mehr nachgelassen. Die Preisrück- 
gänge im Laufe des Jahres betrugen z.B. bei 
Stabeisen, Blechen, Draht und Röhren etwa 
M. 40,— pro Tonne. Die letzte Preisherabsetzung, 
gültig für das erste Quartal 1914, war pro Tonne 
für den rheinisch-westfälischen Bezirk bei 


Hämatitroheisen von M. 81,5 auf M. 79 
GieBereiroheisen I » » 75 » » D5 
desgl. Hl u» » 745 a » 105 
Stabeisen n n»n 72 n » 69 
Puddeleisen » n» 69 „n n 60. 


Gegen Ende des Jahres trat jedoch wieder eine 
Festigung der Preise ein. Die Verhandlungen 
über das Röhrensyndikat begegneten außer- 
ordentlichen Schwierigkeiten und nahmen daher 
lange Zeit in Anspruch. Bei Schluß des Jahres 
galt das Syndikat bereits als gesichert, doch 
wurden später noch neue Forderungen von einem 
Beteiligten gestellt, die schließlich zum end- 
gültigen Abbruch der Verhandlung und damit 
zum Scheitern des Syndikates führten. 

In den nachstehenden Versandziffern des 
Stahlwerksverbandes kommt dagegen 


die rückläufige Konjunktur klar zum Ausdruck. 
Der Versand betrug seit 1998 in 1000 Tonnen: 


Jahr Halbzeug Eisenbahnmaterial Formeisen Summa 
1908 1391 2071 1303 4705 
1909 1503 1847 1615 4965- 
1910 1555 1878 1805 5233 
1911 1744 2035 1983 5812 
1912 1917 2365 2180 6462 
1913 1681 2880 1778 6339 


Die Gesamtsumme bleibt allerdings nur wenig 
hinter der des Vorjahres zurück, untersucht man 
die Zahlen aber genauer, so wird man gewahr, 
daß der Versand in Halbzeug und Formeisen 
stark nachgelassen, dagegen in Eisenbalınmaterial 
außerordentlich zugenommen hat. Das heißt aiso, 
das immerhin noch gute Resultat des Stahl- 
werksverbandes ist lediglich auf die großen Auf- 
träge der deutschen Staatsbahnen zurückzu- 
führen, die zum Teil gerade mit Rücksicht auf 
die ungünstige Wirtschaftslage erteilt wurden. 
Besonders in Formeisen zeigt sich während des 
letzten halben Jahres ein stetiger und bedeu- 
tender Rückgang. Während nämlich ım Juni 
noch 190 772 Tonnen Formeisen zum Versand 
gelangten, waren ‘es im Dezember nur noch 
94436 Tonnen. 

Die Gesamtbeteilung wurde vom Versand des 
Stahlwerksverbandes in diesem Berichtsjahr nicht 
erreicht, denn er blieb um etwas über 100000 
Tonnen hinter 6,45 Millionen Tonnen zurück. In 
Halbzeug allein wurde die Beteiligung in Hohe 
von 1,43 Millionen t um rund 250 000 t oder 
17%0 und in Eisenbahnmaterial (2,53 Millionen t) 
um 350 000 t oder 14% überschritten. Dagegen 
fehlten an der Beteiligung für Formeisen von 
2,48 Millionen t noch rund 700000 t, das sind 
2509. 


Metaile. Der Verbrauch an Kupfer hat wäh- 
rend des Jahres 1913 in Deutschland wie auch 
in der ganzen Welt zugenommen, und da die 
Kupferproduktion sich nur unwesentlich vermehrt 
hat, sind die Vorräte ganz bedeutend gefallen, 
fast auf die Hälfte des vorjährigen Wertes. Im 
zweiten Hälbjahr ließ jedoch der Verbrauch 
nach. Die Zinnvorräte wiesen dagegen cine 
starke Steigerung auf, was auf den geringen Be- 
schaftigungsgrad der Weißblechindustrie zurück- 
zuführen ist. Infolgedessen hatten die Zinn- 
preise das ganze Jahr über eine fallende Ten- 
denz, und sie sanken fast um !/, ihrer Anfangs- 
notierung. Der Zinkmarkt wurde durch die zu- 
nehmende Erzeugung und einen schwächeren 
Verbrauch ungünstig beeinflußt. Das inter- 
nationale Zinksyndikat sah sich daher sogar zu 
einer Produktionseinschränkung um S?o veran- 
laßt. Die Preise waren entsprechend gesunken. 
Eine Festigkeit trat erst ein, als sich gegen 
Ende des Jahres das Geschäft etwas belcbte 
und anderseits die Verlängerung des internatio- 
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nalen Zinksyndikates und des deutschen Zink- 
hüttenverbandes um 2 Jahre zustande kam. 
Mit den Bleipreisen war es anders bestellt. Diese 
haben sich das ganze Jahr über behauptet, da 
die Produktion allgemein und besonders in 
Mexiko durch die dortigen Wirren nachgelassen 
hatten. Der im Berichtsjahr abgelaufene Blei- 
röhrenverband wurde wieder erneuert. Der Ab- 
satz an Aluminium hat mit der steizenden Ver- 
wendung dieses Metalles in der Industrie zuge- 
nommen. 


Mi: schinezn’rdustrie. Die Maschinenindustrie 
hat im vergangenen Jahr nicht so gut abge- 
schnitten. Wenn anfangs die Beschäftigung auch 
noch sehr gut war, so wurden die Aufträge 
doch bald aufgearbeitet und neue kamen nur 
langsam herein. Besonders die Kleineisenindu- 
strie, soweit dieselbe für den Baumarkt arbeitet, 
hatte zu klagen. Dagegen waren die Lokomotiv- 
und Waggontabriken gut beschäftigt, da diese 
erößere staatliche Lieferungen erhielten. Allge- 
mein litt die Maschinenindustrie unter sinkenden 
Preisen für ihre Fabrikate; da sie aber die 
Rohstoffe, Kohle und Eisen, noch teuer beziehen 
mußte, wurden naturgemäß die Gewinne stark 
beeinträchtigt. Gegen Ende des Jahres wurde 
vielfach über Verkürzung der Arbeitszeit und 
Arbeiterentlassungen berichtet. 


E.cktrizitatsindustrie. Diesem Fabrikations- 
zwei und speziell den beiden Großfirmen — 
A.E. G. und Siemens-Schuckert — hat das Jahr 
1915 wieder sehr befriedizende Abschlüsse gc- 
bracht, und die Aufträge gehen noch flott ein. 
Die Ausfuhr elektrotechnischer Fabrikate hat 
sogar eine bedeutende Steigerung erfahren. Die 
beiden Großfirmen haben trotz der ungünstigen 
Zeit größeren Kapitalbedarf gedeckt; wenn die 
Kurse ihrer Aktien im Lauf des Jahres auch 
erheblich gesunken sind, so ist dies doch ledig- 
lich durch den allgemeinen Kursrückgang zu 
erklären. 


Textnindustrie. Wenig 
hat das Berichtsjahr für die Textilindustrie ge- 
bracht. Besonders zu klagen haben die Baum- 
woll-Spinnereien und -Webereien; anfangs des 
Jahres konnten diese noch Beschäftigung auf- 
weisen, doch blieben die Aufträge sehr bald 
aus, und dann litten sie unter der schweren Kon- 
kurrenz der oesterreichischen Baumwollindustrie, 
die infolge des Balkankrieges neue Absatzgebicte 
für ihre Produktion suchte und daher zu den 
billigsten Preisen anbot. Verschärft wurde die 
Situation noch durch die hohen Preise für Roh- 
baumwolle. Die schwierige Situation führte ver- 
schiedentlich zu größeren Betriebseinschränkun- 
gen. Genau ebenso lagen die Verhältnisse in 
der Wollindustrie. Schwerer zu leiden hatte ein 
Spezialzweig, die vogtländische Spitzenindustrie; 
zum Teil ist ihr schlechter Geschiftsgang mit 


erfreuliche Resultate | 


auf die hohe Entwicklung der Stickereimaschinen 
und das Entstehen einer eigenen Industrie in 
Amerika (mit Milfe von deutschen Maschinen 
und deutschen Arbeitern) zurückzuführen. Die 
Tüllfabriken sind mit den erzielten Preisen auch 
nicht zufrieden. Ledielich die Leinen- und die 
Seidenindustrie war einigermaßen lohnend be- 
schäftigt. Auch die Juteindustrie hatte flott zu 
tun, jedoch wurde infolge des drohenden Roh- 
stoffmangels vom Verband deutscher Jute-Indu- 
stricller eine Betriebseinschränkung beschlossen. 


Chemische ladustriz. Dauernd gianzender Be- 


schäftigung und vorztiglicher Ergebnisse kann 
sich die deutsche chemische Industrie erfreuen. 


Bei diesen Unternehmungen stellt ein Dividen- 
densatz von 17°, ungefähr einen Mittelwert dar 
und bewegt sich also auf einer ganz respektablen 
Höhe. Diese hohen Gewinne bilden natürlich 
einen starken Anreiz zu Neugründungen, daher 
haben auch in keinem anderen Industriezweig 
soviel Neugründungen und Kapitalserhöhungen 
als hier stattgefunden, obwohl doch die Situation 
zur Emission neuer Papiere im allgemeinen recht 
ungünstig war. Die Summe der Neuinvestierun- 


gen übersteigt die des Vorjahres ganz er- 
heblich. 
Kanindustria. Nachdem in verschiedenen 


Teilen Deutschlands das Vorhandensein von Kali 
nachgewiesen worden war, nahm die Entwick- 
lung der Kaliindustrie einen äußerst stürmischen 
Verlauf. Bei der Monopolstellung, die Deutsch- 
land auf diesem Gebiet einnimmt, glaubte mar 
in dem Gründungsfieber sich keinerlei Beschrän- 
kungen mit Rücksicht auf die Absatzmörlichkeit 
auferlegen zu müssen. Infolgedessen ist auch 
im abgelaufenen Jahr die Zahl der kontingen- 
tierten Schächte ganz bedeutend gestiegen, näm- 
lich von 114 auf 100; dabei sind noch 90 Schächte 
im Bau, von denen die Hälfte im Laufe des 
Jahres 1914 eine vorläufige Quote erhalten wer- 
den. Zwar ist der Absatz an Kali gestiegen, 
jedoch lange nicht im Verhältnis zu den Quoten : 
der neu hinzugekomnienen Werke. Die Folge 
davon war, dab die alten Schächte sich eine 
Einschränkung ihrer Pruduktion vom Syndikat 
gefallen lassen mußten, die naturgemäß die Aus- 
beute ungünstig beeinflußte oder zum Teil ganz 
unterband. 

Diese ziellose Gründerei hat in der Kali- 
industrie zu einer schweren Krisis geführt, die 
auch durch das Kaligesetz nicht verhindert wer- 
den konnte, da dieses sich eben als vollkommen 
unzulänglich erwiesen hat. Die Kalipapiere haben 
erhebliche Rückgänge aufzuweisen, so sind z.B. 
die Salzbetfurth-Aktien um 570%% und zahlreiche 


Kuxe um 2000 bis 3000 M. zurückgegangen. 
Der Markt der Kaliwerte war so erschüttert, 


daß es den Werken fast unmöglich wurde, Geld 
zu beschaffen, denn selbst Obligationen waren 
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trotz hoher Verzinsung und sehr 
Kurs kaum unterzubringen. 

Zur Abhilfe werden verschiedene Maßregeln 
geplant. Einmal ist bei der Regierung eine 
Novelle zum Kaligesetz in Vorbereitung. Da 
aber die Industrie etwaigen gesetzlichen Maß- 
nahmen sehr skeptisch gegentbersteht, schreitet 
sie zur Selbsthilfe. Es ist eine Bewegung im 
Gange, wonach sich die Kaliwerke auf eine Reihe 
von Jahren freiwillige binden sollen, keine neuen 
Schächte zu bauen. Bei Jahresschluß war zwar 
noch kein Resultat zu verzeichnen, aber die 
weiter fortgesetzten Verhandlungen scheinen jetzt 
zu einem Erfolg zu führen. 


niedrigem 


Sonstige Industrien. Verschiedenartig gestal- 
tete sich je nach der Gegend die Situation in 
der Zementindustric. Am ungünstigsten ge- 
staltete sich dieselbe in Westdeutschland, nach- 
dem das _ rheinisch-westfalische Zementsyndikat 
zur Auflösung gelangt war. Um die fast über- 
große Produktion abzusetzen, begannen die 
Werke nach Erlangung der Freiheit in weit- 
gehendstem Maße mit den Preisen zu schleu- 
dern. Unter diesen Preisunterbietungen hatten 
naturgemäß auch die benachbarten Gebiete in 
Nord- und Süddeutschland zu leiden, während 
die schlesischen Werke zufriedenstellend arbei- 
teten. Gegen Ende des Jahres gelang es, 
das Syndikat von neuem zu schließen. Dic 
Syndikatsidee wurde daraufhin sogar noch 
weiter ausgestaltet, und man plant jetzt 
einen ZusammenschluB der gesamten deut- 
schen Zementindustrie. Für die Leder- 
industrie war das Jahr 1913 im allgemeinen 
günstig. Zumal durch die militärischen Rüstungs- 
licferungen war die Beschäftigung sehr lebhaft, 
wenn sie auch gegen Ende des Jahres abflaute. 
Die Preise bewegten sich jedoch stetig infolge 
Knappheit der Rohwaren aufwärts. Der Mangel 
an Rohhäuten wurde durch den Rückgang der 
Schlachtungen verursacht, über den bereits unter 
„Landwirtschaft“ berichtet ist. Die weiterver- 
arbeitenden Industrien, besonders die Schuhindu- 
strie, hatten es dadurch schwierig, daß die Preise 
für die Fertigfabrikate nicht im gleichen Maße 
den Preissteigerungen für die Rohwaren folgen 
konnten. Man half sich daher teilweise durch 
Verwendung von billigrerem Material. Es ist wohl 
nicht anzunehmen, daß die Preise für Leder- und 
Lederwaren wieder auf das frühere Niveau sinken 
werden, wenn sich auch ein Nachlassen derselben 
schon bemerkbar macht. Ueber befriedigende 
Ergebnisse ist aus der Porzellanindustrie zu 
berichten, während die Glasindustrie nicht so 
gut abgeschnitten hat. Die Gummi industrie 
hat besonders für Automobilrcifen sinkende 
Preise zu verzeichnen, allerdings sind die Preise 
für das Rohmaterial ganz beträchtlich gesunken. 
Infolge der zahlreichen neuen Plantagen leidet 
der Kautschukmarkt unter einer starken Ueber- 


` des nordatlantischen 


produktion, die in Zukunft nur noch wachsen 
wird. Aber bereits jetzt sind hier krisenhafte 
Zustände eingetreten, unter denen leider auch 
unsere Kolonien zu leider haben. Es werden 
daher zurzeit nach den verschiedensten Rich- 
tungen hin Erwägungen angestellt, wie der 
schwierigen Lage abzuhelfen ist. Ein großes 
Ueberangebot beeinträchtigt die Ergebnisse der 
Papierindustrie. Wenn bisher sich die A uto- 
mobilindustrie ständig einer zum Teil überaus 
starken Beschäftigung erfreuen konnte, so ist 
in diesem Berichtsjahr infolge der schwierigen 
Geldverhältnisse auch hier eine Verlangsamung 
eingetreten. 


Schiffahrt und Schiffbau. Wie schon bei ein- 
zelnen Industriezweigen angeführt, suchten diese 
das Nachlassen der Inlandsaufträge durch For- 
cierung des Exportgeschäftes auszugleichen. 
Daraus ergibt sich schon, daß also die Schift- 
fahrt aus dem Niedergang der Konjunktur nur 
Nutzen gezogen hat. Das Frachtengeschäft war 
sowohl für die Linien- wie die Tramp- 
schiffahrt sehr gut. Zeitweise herrschte sogar 
Mangel an Schiffsraum, obwohl zahlreiche Neu- 
bauten in Dienst gestellt wurden. Gegen Ende 
des Jahres trat auch hier eine Abflauung ein. 
Der europäische Auswandererverkehr, zumal aus 
den südosteuropäischen Staaten, hatte auch 
einen größeren Umfang als sonst, zum Teil 
durch die kriegerischen Ereignisse angenommen 
und kam den Schiffahrtsgesellschaften zugute. 
In der nordatlantischen Schiffahrt ist allerdings 
cin Ratenkamp! ausgebrochen, ausgehend von 
der Hamburg-Amerika-Linie, die hierdurch often- 
bar einen gewissen Druck zur Unterstützung 
ihrer erhöliten Forderungen bei der Neuregelung 
Schiffahrtpools ausüben 
will. Der Schiffbau hat trotz reichlicher 
Aufträge nur mit geringen finanziellen Ergeb- 
nissen, ja sogar mit Verlusten abgeschnitten. 
Die Ursache ist in der scharfen Konkurrenz zu 
suchen, die auch bei dem Bau von Kriegsschiifen 


-kaum noch Nutzen übrig ließ. Hinzu kommt, 


daß bei der Ausführung ganz neuer Schiffstypen, 
deren Bau sich über mehrere Jahre erstreckt, 
leicht Verluste infolge Steigerung von Material- 
preisen, Löhnen usw. eintreten können. Dies 
ist bercits bei dem Imperator eingetroffen und 
hat dazu geführt, daß die Hapag dem Vulkan 
weitere Schiffe für eigene Rechnung in Auf- 
trag gab, wobei der Vulkan einen bestimmten 
Aufschlag als Gewinn erhält. 


Börse. Unter den schwierigen Geldverhält- 
nissen hatte natürlich das Börsengeschäft stark 
zu leiden. Wie die nachstehende Emissions- 
statistik des Deutschen Oekonomist zeigt, ist 
die Emission deutscher Papiere und besonders 
die von Industrieaktien ganz bedeutend zurück- ` 


gegangen. 
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1911 1912 1913 
Wertpapiere Nom.-Betrag Kurswert Nom.-Betrag Kurswert Nom.-Betrag Kurswert 
Millionen Mark 
Deutsche 

Staatsanleihen 238,93 241,89 635,00 642,57 780,08 765,80 
Kommunal-Anleihen . 303,89 308,60 363,07 360,36 426,50 407,48 
Pfandbriefe . . 23.4 621,51 621,51 204,10 204,10 50.00 50,00 
Eisenbahn-Obligationen 23,50 23,51 9,00 8,96 1,00 0,98 
Industrie-Obligationen 290,17 293,80 388,02 387,66 210,10 209,75 

Eisenbahn-Aktien . 440 5,46 — — — — 
Bank-Aktien f 137,90 177,44 105,36 139,57 41,30 59,16 
Versicherungs- Aktien 14,70 11,98 8,75 15,18 7,00 12,35 
Industrie-Aktien 315,47 536,02 457,04 905,83 286,75 530,02 
Deutsche Papiere, Summe 1950,47 2220,21 2170,34 2664,23 1802,73 2035,54 

Ausländische 

Staatsanleihen 265,75 247,23 77,32 74,45 528,10 490,82 
Kommunal-Anleihen , 20,00 19,50 — — 25,00 24,01 

Pfandbriefe . er 8,00 7,68 40,00 38,50 — — 
Eisenbahn-Obligationen 97,80 92,79 105,80 101,01 35,88 36,06 
Industrie-Obligationen — — 2,10 2,02 5,00 4,93 
Eisenbahn-Aktien . _ — — — 8,40 17,98 
Bank-Aktien 43,60 81,16 8,32 14,59 » 14,36 23,68 
Industrie-Aktien 6,40 11,51 21,00 38,56 4,32 6,51 
Ausländische Papiere, Summe 441,55 450,87 255,74 270,33 624,06 603,89 
Gesamtsumme 2392,02 2080,08 2420,08 2934,56 2420,79 2039,43 

Der Kursstand der Wertpapiere hat sich im Außenhandel. Rekordzifťern weist das Jahr 


Laufe des Jahres zum Teil ganz erheblich ver- 
schlechtert, selbst bei sonst guten Papieren. 


Die Umsätze sind auch erheblich zurück- 
gegangen, wie die Einnahmen aus dem Börsen- 
umsatzstempel erkennen lassen, die in den 
ersten 11 Monaten nur 18 Millionen Mark 
gegenüber 24 Millionen Mark im Vorjahr be- 
trugen. Es ist allerdings zu bemerken, daß 
sich dieses Bild von Schwäche und Unlust nicht 
nur an den deutschen, sondern auch an auslän- 
dischen Börsen zeigt. 


Banken. Der Rückgang in der Emission neuer 
Papiere, sowie in dem Umsatz an der Börse 
wirkte ungünstig auf die Gewinne der Banken 
ein, zumal der gesamte Geldverkehr stark ge- 
lähmt war. Eine Erleichterung trat erst ein, 
als kurz vor Jahresschluß der Reichsbankdiskont 
von 6% auf 512% und dann sogar auf 500 
ermäßigt wurde, nachdem sich der Geldbestand 
der Reichsbank um mehr als 400 
Mark gestärkt hatte. 


Millionen 
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Allgemeines. Von den Regierungen Preußens 
und des Reiches sind in jüngster Zeit inter- 
essante Auslassungen und Ankündigungen er- 
folgt. Mit Rücksicht auf den großen Geldbedarf 
des Staates, der Kommunen und der deutschen 
Industrie hat der preußische Handelsminister 
eine neue Warnung erlassen, den deutschen 
Kapitalmarkt mit ausländischen Anleihen zu be- 
lasten. Die „Nordd. Allg. Ztg.“ bringt die fol- 
gende Veröffentlichung: Mit Rücksicht auf die 
großen inländischen Ansprüche, die der deutsche 


1913 in unserem Außenhandel auf, wie die nach- 
stehende Tabelle über die Ein- und Ausfuhr 
in den ersten 11 Monaten der letzten 4 Jahre 
zeigt. 


Einfuhr Ausfuhr 
1910 5814069941 dz 485 697 865 dz 
1911. 625027 423 dz 535 799091 dz 
1912 654856 230 dz 592 809 507 dz 
1913 070 209 432 dz 670 730 039 dz 


Wie schon bemerkt, ist die Steigerung der Aus- 
fuhr teilweise mit darauf zurückzuführen, daß 
infolge des mangelnden inländischen Absatzes 
das Auslandgeschäft stärker betrieben wurde. 

Der vorstehende Rückblick auf das Jahr 1913 
zeigt also, daß sich unser Wirtschaftsleben an- 
fangs gut entwickelt, sich dann aber ver- 
schlechtert hat. Da der Rückgang jedoch ganz 
allmählich vor sich gegangen ist, ohne Krisen- 
erscheinungen auszulösen, so steht zu hoffen, 
daß Handel und Industrie diese Abschwächung 
bald überwunden und neu gestärkt daraus her- 
vorgehen werden. 


Kapitalmarkt in den kommenden Monaten zu 
befriedigen haben wird, hat der preußische Han- 
delsminister die Emissionshäuser mehrfach dar- 
auf hinweisen lassen, daß gegenüber auslän- 
dischen Anleihen, für deren Uebernahme kein 
deutsches politisches Interesse oder anderes 
allgemeines Interesse spricht, die äußerste Zu- 
rückhaltung geboten ist. Diese Mahnung habe 
leider nicht überall volle Beachtung gefunden. 
Noch neuerdings hat sich der Handelsminister 
veranlaßt gesehen, für auswärtige Anleihen, 
deren Einführung beabsichtigt war, den Emis- 
sionshäusern eröffnen zu lassen, daß die Zu- 
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lassung zum Börsenhandel vor der Hand nicht 
gestattet werde, weil die Voraussetzungen nicht 
gegeben seien, unter denen der deutsche Kapital- 
markt jetzt nur zur Verfügung gestellt werden 
könne. Das deutsche Publikum wird daher gut 
tun, solchen auswärtigen Anleihen gegenüber, 
die noch nicht zum Börsenhandel zugelassen 
sind, Vorsicht walten zu lassen, damit e; nicht 
Papiere erwirbt, von denen es sich später zeigt, 
daß sie an inländischen Börsen nicht verkäuf- 
lich sind. — Eine Neuerung von weittragend- 
ster Bedeutung plant das Reichspostamt, nam- 
lich die Einführung von Postkreditbriefen. Für 
das reisende Publikum, und zwar sowohl 
Gieschäfts- wie Vergnugaungsreiseide, wird es 
eine außerordentliche Annehmlichkeit und Er- 
leichterung sein, wenn es nicht mehr größere 
Summen an barem Gelde bei sich zu führen 
braucht, sondern in der Lage ist, in jedem Ort 
auf dem Postamt mittels des Kreditbriefes Geld 
abheben zu können. Es ist nur zu wünschen, 
daß für die Abhebung keine erschwerenden 
Formalitäten vorgeschrieben werden, da sonst 
die Ausführung dieser ausgezeichneten Idee 
stark beeinträchtigt würde. 

Anleiken. Da mit Beginn des neuen Jahres 
größere Staats- und Kommunalanleihen zu er- 
warten waren, wollte die baverische Regierung 
diesen zuvorkommen und brachte noch kurz 
vor Schluß des Jahres eine Anleihe im Betrag 
von 90 Millionen Mark auf den Markt, trotzdem 
vor diesem höchst ungünstigen Zeichnungs- 
termin gewarnt worden war. Diese Uebercile 
brachte auch den schon im voraus wahrschein- 
lichen Miberfolg, denn es sind nur 55 Mill.onen 
Mark gezeichnet worden. — Die Stadt Kottbus 
hat für 3,5 Millionen Mark +proz. Schuldver- 
schreibungen ausgegeben, die von einem Kon- 
sortium unter Führung der Kommerz- und Dis- 


kontobank übernommen wurden. — Das Bran- 
denburgische Pfandbriefamt für Hausgrund- 
stücke ın Berlin hat 3 Millionen Mark seiner 


4 proz. Pfandbriefe zum Kurse von 95,100. für 
freie Stücke und von 95: für Stücke mit 
Omonatiger Sperre zur Zeichnung aufgelegt. 
Für die Ansprüche der Ptandbrietinhaber haften 
außer den erststelligen Hypotheken, das sonstige 
Vermögen des Amtes, ferner die Mitglieder bis 
500 der eingetragenen Ptandbriefdarlehen und 
außerdem die Provinz Brandenburg bis zur 
Hohe von 20°. des Gesamtbetrages der je- 
weilig im Umlauf befindlichen Pfandbriefe. — 
Die chinesische Regierung ist an die Fünfer- 
gruppe, welche die erste Reorganisationsanleihe 
Chinas übernommen hatte, wegen einer neuen 
Anleihe herangetreten. Die Höhe der Anleihe 
soll wie bei der ersten 25 Millionen Pfund 
betragen. Als Sicherheit sollen die Ueber- 
schüsse der Salzverwaltung dienen. — Die von 
der preußischen Finanzverwaltung bereits in 
Aussicht gestellte neue Emission ist nunmehr 
erfolgt. Es sind 400 Millionen Mark 4proz. 
auslosbare Schatzanweisungen an das Preußen- 
konsortium begeben worden. Die gesamte An- 
leihe ist in 16 Serien zu 25 Millionen Mark 
eingeteilt; jedes Jahr wird eine Serie ausge- 
lost und zum Nennwert zurückgezahlt. Die 
erste Auslosung erfolgt im Oktober dieses 
Jahres und die Auszahlung am 1. April des 
nächsten Jahres. Der Kurs für die Ueber- 
nahme durch die Banken beträgt 961/, 0% 
und für die öffentliche Zeichnung 97 0%. Auf 
die Serie, die im ersten Jahr ausgelost wird, 
entfallen also 7'/,°o Zinsen; die mittlere Ver- 
zinsung beträgt 41%, 0%. Mit diesen neuen Pa- 


pieren verbindet sich also eia gewisses speku- 
latives Moment. Um auch die kleinen Leute 
heranzuziehen, sollen Stucke bis zu einer Hohe 
von 100 M. herab ausgefertigt werden. Von 
der Finanzverwaltung ist dieser neue Typ der 
Anleihe geschaffen worden, um einen größeren 
Anreiz zum Bezug auszuüben. Man erwartet 
bei der Zeichnung auch einea guten Eriolr. 
Kotlenindustrie. Zu den in der jüngsten 
Zeit sich hier abspielenden interessanten Vor- 
gängen schreibt das „B. F.t”: Der Kohlen- 
handelskonzern der bönmischen Firma 
J. Petschek, der sich in seinen bisherigen Aus- 
dehnungsbestrebungen in Deutschland 11852391- 
dere auf Braunkohlen und Braunk oblenbdrixetts 
erstreckte, ist in letzter Zeit verschiedentlich 
auch zu Steinkohlengeschäften übergezsangen. 
Wie bekannt, hat die Firma Petschek vor ceini- 
ger Zeit einen ziemlich erheblichen Posten von 
Aktien der Hohenlohewerke übernommen, und 
diese Transaktion dürfte, wenn auch vielleicht 
nicht für die Gegenwart, da ältere Kohlen- 
livferungsverträge (u.a. mit der Firma Em. Fried- 
laender) dem entgegenstehen, aber doch für 
die Zukunft darauf hinzielen, dem Petschek- 
konzern den Steinkohlenverkauf der Hohenlohe- 
werke und damit eine Beteiligung an der ober- 
schlesischen Kohlenkonvention zu sichern. Auch 
im rheinisch-westfälischen Kohlengebiet scheint - 
die böhmische Firma Fuß fassen zu wollen. 
Eine Aktienbeteiligung an der Aktiengesellschaft 
Königsborn ist zwar vielleicht ım Augenblick 
mehr auf eine Kapitalbeteilieung als auf eine 
Verfolgung von Händlerinteressen gerichtet. Daß 
die Firma aber auch im westfälischen Kohlen- 
gebiet weitergehende Ziele verfolgt, zeigt die 
nachstehende Transaktion, die seitens der durch 
Petschek vom Fürstenkonzern erworbenen Firma 
Wulff & Co. vorgenommen worden ist. Die 
Düsseldorfer Kohlengroßhandlung Wulff & Co. 
erwarb nämlich von dem Bankhaus Rose & Co. 
in Wanne die Kuxenmehrheit der Kohlenyvewerk- 
schaft Oespel und damit auch die Mehrheit der 
Kuxe der Giewerkschaft Borussia. Kommerzien- 
rat Wulff wird Grubenvorstandsvorsitzender von 
Ocspel. Die auf den 30. Januar einzuberutende 
Gewerkenversammlung wird über die Ein- 
zichung von 2 Millionen Mark Zubuße zu be- 
schließen haben, die zur Erhöhung der Lei- 
stungsfähigkeit auf 600000 t Kohlenförderung 
und auf 260000 t Koksherstellung dienen 
sollen. — Ferner zum Kampf auf dem Berliner 
Brikettmarkt: Das Niederlausitzer Brikett- 
syndikat, dem außer der „Hse“ sämtliche Nieder- 
lausitzer Braunkohlenwerke angehören, hat, wie 
gemeldet, per 1. Januar 1914 eine nur für Berlin 
gültige Preisermäßigung für die Kohlen ihrer 
dritten Gruppe, „Vulcan“ genannt, beschlossen, 
die 23 M. pro Waggon beträgt, und plant zum 


1. April eine Preisermäßigung auch — eben- 
falls nur mit Gültigkeit für Berlin — für die 


Kohlen der ersten Gruppe, die Kaiserbriketts, 
die, wie bekannt, 15 M. pro Waggon betragen 
wird. Während sich die erstere Preisermäßi- 
gung gegen die Konkurrenz der mitteldeutschen 
Kohlen richtete, die in der letzten Zeit auf 
dem Berliner Brikettmarkt einige Fortschritte 
gemacht hat, soll die Preisermäßigung der 
ersten Gruppe dem Kampf gegen die „Ilse‘* 
dienen, die auf diesem Gebiet in Berlin fast 
unumschränkte Alleinherrscherin war. Das 
geht schon daraus hervor, daß die „Ise“ bisher 
etwa 90000 Waggons in Berlin abgesetzt hat 
gegen 15000 Waggons, die das Syndikat an 
erstklassigen Briketts bisher in Berlin unter- 
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brachte. In Zukunft wird das Syndikat übri- 
gens in jeder Gruppe nur eine Einheitsmarke 
nach Berlin liefern, in der ersten Gruppe die 
Marke „Kaiser“, in der zweiten die Senften- 
berger Marke „Krone“ und in der dritten 
Gruppe die Marke „Vulcan‘“. Das ,,Kaiser‘‘- 
Brikett soll von dem gleichen Flöz gefördert 
und von der gleichen Bahnstation nach Berlin 
transportiert werden, wie die alten ‚‚Iise‘“- 
Briketts, von GroßB-Räschen. Infolge der Preis- 
ermäßigung für Kaiserbriketts dürfte sich vom 
1. April ab der Detailpreis für 1000 Salon- 
kohlen um etwa 1 M. auf ca. 10 M. ermäßigen. 
— Zur Erneuerung des Kolhlensyndikats ist 
jetzt der neue Vertragsentwurf bekanntgegeben 
worden. In der Neureglung der Umlagen be- 
steht die wichtigste Acnderung. Im alten Ver- 
trag wurden die Geschäftsunkosten durch Um- 
lage auf den Syndikatsabsatz in der Form eines 
Abzuges auf die Monatsrechnungen aufgebracht. 
Jetzt wird dieser Abzug auf die Höhe von 30% 
beschränkt und der etwaige Restbetrag wird 
in Gestalt einer gleichmäßigen Tonnenumlage 
auf die Gesamtförderung aller Zechenbesitzer 
erhoben. Der Zechenselbstverbrauch wird nicht 
mit zur Förderung gerechnet, dafür aber der 


Huttenselbstverbrauch, was bisher nicht der 
Fall war. 
Eiscnindustrie. Der Roheisenverband hat sich 


veranlaßt gesehen, mit den Preisen für Iläma- 
tite-Roheisen für das erste Halbjahr 1914 noch 
unter seine offiziellen Notierungen herab- 
zugehen, um der englischen Konkurrenz wirk- 
samer begegnen zu können. In der ,,Frkft. Ztg.“ 


wurde das nachstehende Rundschreiben des Ver-- 


bandes veröffentlicht: An unsere Verkaufs-Fir- 
men für Qualititseisen der Gebiete Il, IV 
und V. Betrifft: Hämatite-Roheisen. Wie 
Ihnen bekannt, waren wir in letzter Zeit ge- 
notigt, bei unseren Verkäufen in Hamatite-Roh- 
cisen an einzelnen Verbrauchsplätzen, die der 
englischen Konkurrenz besonders ausgesetzt 
sind bzw. an denen sich englisches Hämatite- 
Eisen im Preise günstiger als unsere für das 
1. Semester nächsten Jahres festgesetzten Preise 
stellen, den englischen Konkurrenzpreisen zu 
folgen. Wir haben uns mit Rücksicht hierauf 
entschlossen, denjenigen Abnehmern, die bereits 
früher zu höheren Preisen für das 1. Halbjahr 
nächsten Jahres ihren Bedarf eingedeckt haben, 
die nachträglich an diesen Verbrauchsplätzen 
veränderten Preise für die für das 1. Halbjahr 
nächsten Jahres getätigten Abschlüsse ebenfalls 
einzuräumen. Wir werden Ihnen deshalb in 
Kürze mitteilen, zu welchen Preisen wir die in 
Rede stehenden Abschlüsse nunmehr endgültig 
verbucht haben, und bitten Sie, Ihren Abnech- 
mern alsdann hiervon ebenfalls Mitteilung zu 
machen. Wir bemerken, daß Vorablieferungen 
auf nächstjähripe Abschlüsse selbstverständlich 
von dieser nachträglichen Preisveränderung nicht 
berührt werden. — Das Eisen- und Stahlwerk 
Hösch in Dortmund hat eine wesentliche Er- 
weiterung seines Betriebes ausgeführt, indem 
cs mit einem Kostenaufwand von -t Millionen 
Mark eine Drahtverfeinerungsanlage zur Fabri- 
kation einer Reihe aus Draht hergestellter Ar- 
tikel anlegte. Das Werk stellt also den Stahl, 
dann den Draht und endlich auch das Fertig- 
fabrikat selbst her. — Auf dem Stabeisenmarkt 
ist wieder ein Anziehen der Preise zu kon- 
statieren, wenn das Geschäft bisher auch noch 
ruhig ist. Wenn für das erste Quartal 1914 
Verkäufe zu 97 M. pro Tonne abgeschlossen 
wurden, so sind die Preise für das zweite 


Quartal bereits auf 98 und 99 M. gestiegen. 
— Nachdem nun schon seit Monaten an der 
Gründung des Röhrensyndikats gearbeitet wird 


und man schon glaubte, daß es unter Dach 
und Fach gebracht wäre, ist es in letzter 
Stunde doch noch endgültig gescheitert, und 


zwar infolge der übertriebenen Forderungen, 
die von Thyssen gestellt wurden, obwohl man 
ihm bereits schr weit entgegengekommen war. 


Elektroindustrie. In der Generalversammlung 
der Siemens & Halske, Akt.-Ges., wurden vom 
Vorstand interessante Erklärungen abgegeben. 
Wie aus der stetigen Steigerung der Arbeiter- 
zahl hervorgehe, habe die Beschäftigung wie 
auch die Zahl der Aufträge bisher noch ständig 
zugenommen, und vorläufig sei bei dem Unter- 
nchmen noch keine Verschlechterung zu kon- 
statieren. Diese Aeußeruneen stehen merk- 
würdigerweise in einem gewissen Gegensatz zu 
den Auslassungen der Allgemeinen Elektri- 
zitätsgesellschaft. Eine Erhöhung der Dividende 
über 1206 wurde abgelehnt, da es zweckmäßi- 
ger sei die Reserven zu stärken, um gegebenen 
Falles bei schlechteren Zeiten die Gewinnaus- 
schüttung konstant zu halten. — Ueber Kapitals- 
erhöhungen ist zu bemerken, daß die Peters- 
burger Giesellschaft für elektrische Beleuchtung 
ihr 40 Millionen Rubel betragendes Aktienkapital 
um 10 Millionen Rubel zu erhöhen beabsichtiet. 
— Die chemalige Akkumulatoren-Fabrik von 
Boese in Berlin, dessen Todeskämpfe sich über 
einige Jahre erstreckten, hat nunmehr ein defini- 
tives Ende gefunden. Das letzte Aktivum 
dieses Unternehmens — die Anteile von 9 Zen- 
tralen —, sind aut den eigenen Antrag der 
„Schutzvereinigung von  Boese-Obligationen“ 
zur Öffentlichen Versteigerung gelangt. Der Er- 
lös von 5000) M. ist ganz minimal. Der Haupt- 
wert dieser Werke liegt natürlich nicht in den 
(jebäuden und Maschinen, sondern in dem 
Monopolrecht für die Stromlieferung. Lediglich 
aus diesem Grunde hat die Rheinische Schuckert- 
Gesellschaft den Kauf ausgeführt, da zwei 
dieser Zentralen in ihrem Interessengebiet 
liegen. 


Sckiffbau und Schifiahrt. Den vielfachen Ge- 
rüchten über die bedeutenden Verluste der 
Vulkanwerke Akt.-Ges. Hamburg-Stettin bei 
dem Bau des Imperator tritt eine Mitteilung 
von interessierter Seite entgegen. Danach ist 
eine Einigung mit der Hamburg-Amerika-Linie 
erzielt worden. Der Schaden ist jedoch so 
hoch, daß der Bruttogewinn des Geschäfts- 
jahres 1913 nicht ausreichen wird, um ihn zu 
decken, so daß zu diesem Zweck auf die Re- 
serven zurückgegriffen werden muß. Mit dem 
neuen Jahr hofft man wieder zu normalen Ver- 
hältnissen zurückzukehren, zumal die Maschinen- 
bauabteilungen beider Werke sowie auch der 
Stettiner Schiffbau auf lange Zeit mit Aufträgen 
versehen seien. — Die Differenzen in der Groß- 
schiffahrt haben noch keine Beilegung gefun- 
den, sondern nehmen an Schärfe ständig zu, 
denn inzwischen sind weitere Ratenreduktionen 
erfolgt, indem auch die Raten für den Zwischen- 
decksverkehr von den Vereinigten Staaten nach 
Europa herabgesetzt wurden. Bei der bevor- 
stehenden Versammlung der Mitglieder des 
nordatlantischen Dampferpools hat die Hapag 
ihre Beteiligung abgelchnt, wenn ihr nicht vor- 
her bestimmte Zugeständnisse gemacht werden, 
was wohl unwahrscheinlich ist. — Die Bremer 
Hansalinie errichtet in Gemeinschaft mit vier 
skandinavischen Reedereien eine regelmäßige 
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Dampferlinie zwischen Schweden-Norwegen und 
Indien. 

Verkehrsunternehmen. Die starken Schnee- 
fälle haben auf die Berliner Verkehrsunter- 
nehmen verschiedene und zum Teil recht unan- 
genehme Wirkungen gehabt. Bei der großen 
Berliner Straßenbahn hat der Verkehr eine Zeit- 
lang vollständig geruht. Zu dem Ausfall an 
Einnahmen treten dann noch die erhöhten Aus- 
gaben für die Arbeiter zur Beseitigung des 
Schnees und die Beschaffung und das Streuen 
von Salz. Wenn die Gesellschaft zwar in jedem 
Jahr mit derartigen außerordentlichen Ausgaben 
rechnen muß, so dürften dieselben in diesem 
Jahr wohl höher sein, wo obendrein die Ein- 
nahmen infolge der stärkeren Konkurrenz der 
verlängerten Hochbahn zurückgegangen sind. 
Bei der Omnibusgesellschaft hat der Verkehr 
mit Pferdeomnibussen länger geruht, dafür 
wurde der Verkehr der Automobilomnibusse 
verstärkt. Nur die Hochbahngesellschaft hat 
von dem Schnee Vorteil gehabt, der ihr Rekord- 
einnahmen von fast der doppelten Höhe der 
sonstigen Tageseinnahmen gebracht hat. Der 
anhaltende Frost wirkt naturgemäß auf die 
Flußschiffahrt ungünstig ein, dieselbe ist bereits 
zum Teil eingestellt. 

Brauereien. Ein interessanter Vorgang hat 
sich in Berlin in Gestalt einer bedeutsamen 
Fusion abgespielt. Es werden hierdurch die 
Unionsbrauerei (Aktienkapital 3 Millionen M.) 
und die Spandauerbergebrauerei (Aktienkapital 
4 Millionen Mark) in der Schultheissbrauerei 
(Aktienkapital 14 Millionen Mark) aufgehen. 
Also auch in diesem Industriezweie gewinnt 
das Großkapital immer mehr die Oberhand. 

Ckemische Industrie. Die Verhandlungen, die 
zwischen den beiden Gruppen der Ammoniak 
herstellenden Industrien schwebten, haben nach 
dem „B. T.“ zu einem Ergebnis geführt. Offi- 
ziell wird folgendes mitgeteilt: „Zwischen der 
Badischen Anilin- und Sodafabrik, Ludwigshafen, 
der Deutschen Ammoniak-Verkaufs-Vereinigung, 
G. m. b. H., Bochum, und den Oberschlesischen 
Kokswerken und Chemischen Fabriken, Aktien- 
gesellschaft, Berlin, wurde heute eine Verständi- 
gung wegen des Verkaufs von schwefelsaurem 
Ammoniak erzielt.“ Von den in dieser Mel- 
dung genannten Unternehmungen steht auf der 
einen Seite die Badische Anilinfabrik, die sich, 
wie wir meldeten, kürzlich durch die Angliede- 
rung des Vercins chemischer Fabriken in Zeitz 
einen großen Abnehmer gesichert hat, und die 
neuerdings zur Erzeugung künstlichen Am- 
moniaks als Hauptprodukt nach einem beson- 
deren chemischen Verfahren übergegangen ist. 
Aut der anderen Seite stehen unter Führung 
der Oberschlesischen Kokswerke die Gesell- 
schaften, die den aus der Verkokung der Stein- 
kohle als Nebenprodukt gewonnenen Ammo- 
niak vertreiben. Vor einiger Zeit hatte, wie 


gemeldet, diese letzteenannte Gruppe be- 
schlossen, der Fabrikation des auf chemische 


Weise hergestellten (künstlichen) Ammoniak- 
produktes durch eine Preisermäßigung derart 
zu begegnen, daß „die Erzeugungen aus Koke- 
rcien und Gasanstalten unter allen Umständen 
Absatz finden“. Diese Maßregel hat alsbald 
die ersten Verhandlungen zwischen den beiden 
Gruppen zur Folge gehabt. Nachdem nunmehr 
die angestrebte Verständigung erzielt ist, wird 
wohl zu erwarten sein, daß die Preise für Am- 
moniak demnächst wieder in die Höhe gesetzt 
werden. — Die Akt.-Ges. für chemische Pro- 


pansionssystenis. 


"Verwaltungsrecht ist 


dukte vorm. H. Scheidemandel in Berlin be- 
findet sich zurzeit in einer schweren Krisis, die 
zu einem erheblichen Kurssturz der Aktien ge- 
führt hat. Auf Grund eines diesem Unter- 
nchmen geschützten Verfahrens für die Knochen- 
leimfabrikation versuchte die Gesellschaft für 
sich ein internationales Monopol zu schaffen. 
Zu diesem Zweck hat sie eine ganze Reihe 
von in- und ausländischen Unternehmen erwor- 
ben, sich an solchen beteiligt oder neue Unter- 
nehmen gegründet. Infolgedessen mußten 
natürlich bedeutende Kapitalserhöhungen und 
sonstige Finanztransaktionen vorgenommen wer- 
den. Die schwierige Lage des Geldmarktes 
führte jedoch zum Zusammenbruch dieses Ex- 
Die Situation ähnelt der des 
Fürstenkonzerns, und ebenso wie dieser sucht 
sich der Scheidemandelkonzern zu helfen, in- 
dem er einzelne Unternehmen abstößt und sich 
so wieder Kapital beschafft. Die Idee des 
Weltmonopols ist damit allerdings begraben. 


Kaliindustrie. Nach dem „B. T.“ herrscht 
in der Kaliindustrie gerechtfertigte Verstimmung 
darüber, daß der Reichsfiskus die zur Hebung 
des Kaliabsatzes nach § 27 des Reichskali- 
gesetzes bestimmten Gelder aus der Kaliabgabe 
im Betrage von mehr als 8 Millionen Mark zu 
einem sogenannten Reservefonds zurückbehalten 
hat, während die Interessen der Industrie so- 
wie auch die allgemein wirtschaftlichen Inter- 
essen dringend eine Hebung des Absatzes durch 
Verwendung der dazu bestimmten Propaganda- 
fonds erfordert hätten. Nach den vorliegenden 
Rechtsgutachten anerkannter Autoritäten im 
die Rückbehaltung der 
Kaliabgabegelder zu Reservefonds ebenso unge- 
setzlich wie die Bundesratsvorschrift, nach der 
der Fonds nur für eine sogenannte wissenschaft- 
liche Propaganda zu verwenden ist. Bei dieser 
Sachlage hat sich das Kalisyndikat entschlossen, 
gegen die verantwortliche Stelle, den Reichs- 
kanzler, die Klage auf Freigabe des Fonds ein- 
zureichen mit dem Ziele, daß die mehr als 8 Mil- 
lionen betragenden Mittel des Reservefonds zu 


ihrem gesetzlichen Zwecke, der Hebung des 
Absatzes, volle und ungesiumte Verwendung 
finden. Wie eine Acußerunge der Regierung 


besagt, bleibt dieselbe nach wie vor auf ihrer 
bisherigen Ansicht bestehen, und führt u. a. hier- 
bei eine nicht gerade sehr glückliche Begrtin- 
dung an. Sie warnt nämlich vor einer zu star- 
ken Auslandspropaganda, die einen übermäßi- 
gen Export hervorrufen würde. Dieser führe 
dann zu einer Katastrophe, falls auch im Aus- 
land Kali entdeckt würde. — Die Bemühungen 
der Kaliindustrie durch Selbsthilfe zu erreichen, 
daß keine weiteren Neuanlagen geschaffen wer- 
den, scheinen zu einem Erfolg zu führen. Be- 
reits der größere Teil der Kaliwerke hat dahin- 
gehende Erklärungen abgegeben, so daß wohl 
eine endgültige Vereinbarung zustande kommen 
wird. Die Hauptschwierigkeit liegt in dem 
Privileg der Bundesstaaten, daß Werke, an 
denen dieselben beteiligt sind, von der Karenz- 
zeit befreit werden. Leider haben einzelne 
Bundesstaaten sich mehr auf den Geschäftsstand- 
punkt gestellt und hierdurch selbst zu Neu- 
gründungen beigetragen, während sie besser 
das allgemeine wirtschaftliche Interesse hätten 
wahren sollen. — An der zur Beseitigung der 
Kalimisere geplanten Novelle wird ungeachtet 
der Bewegung in der Kaliindustrie selbst wei- 
ter gearbeitet, so daß dieselbe wohl in Kürze 
zur Vorlage kommen dürfte. 
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Aus der Rechtsprechung. 


Auswüchse im Konkurrenzkampf. 


Das Reichsgericht hat schon oft ausge- 
sprochen, daß die Bestellung eines Prospektes 
oder anderer Geschäftsbedingungen einer Firma 
unter falschem Namen Urkundenfälschung be- 
deutet, wenngleich im allgemeinen bei Bestel- 
lung von Prospekten auf den Namen dessen, 
der den Prospekt bestellt, kein großes Ge- 
wicht gelegt zu werden pflegt und ihn jeder er- 
hält, der ihn wünscht. Das Reichsgericht meint 
aber, daß die Zusendung eines Prospektes zum 
mindesten für die Anbahnung neuer Geschäfts- 
verbindungen beweiserheblich werden könnte, 
und daß deshalb die Bestellung eines Prospek- 
tes unter falschem Namen sich als Fälschung 
einer beweiserheblichen Privaturkunde darstellt. 
Der Ingenieur Wilhelm D. war vom Landgericht 
München wegen Urkundenfälschung zu einer 
Woche Gefängnis verurteilt worden. D. be- 
schäftigte sich vornehmlich mit der Herstel- 
lung von Kühlanlagen. Die Firma W. in Straß- 
burg war seine schärfste Konkurrentin auf die- 
sem Gebiete. An diese hatte D. am 11. Marz 
1913 von Hof aus ein Schreiben gerichtet, in 
welchem er um Zusendung von zwei Abschluß- 
und Provisionsscheinen bat, sowie um Preis- 
listen. D. hatte sich der Firma W. als Ver- 
treter angeboten und mitgeteilt, er habe zwei 
kauflustige Firmen, die Kühlanlagen herstellen 
lassen wollten, überredet, nicht bei anderen 
Firmen zu bestellen, sondern zu warten, bis 
er die Preislisten der Firma W. erhalten habe. 
Dieses Schreiben hatte D. nicht mit seinem 
wirklichen Namen, sondern mit Josef Rega 
unterschrieben. Die Firma W. hatte das emp- 
fangene Schreiben für ein ernstliches Vertreter- 
angebot gehalten und die gewünschten Ge- 
schäftspapiere geschickt, in dem Glauben, auf 
diesem Wege zu neuen Geschäftsverbindungen 
zu kommen. Der an die Firma W. in Straßburg 
gerichtete Brief, so hatte das Landgericht Mün- 
chen gefolgert, stelle sich als eine Privaturkunde 
dar, die zum mindesten für die Einleitung von 
Vertragsverhandlungen hätte beweiserheblich 
sein können. D. habe diese Privaturkunde nicht 
mit seinem wirklichen Namen unterzeichnet, mit- 
hin gefälscht. Wenn er behaupte, der Name 
Josef Rega sei ein Pseudonym seines bei ihm 
als Monteur beschäftigten Bruders, der ihm ein 
für allemal erlaubt habe, dieses sein Pseudonym 
gleichfalls zu verwenden, so sei dem zu ent- 
geenen, daß der Bruder des Angeklagten, der 
selbst nicht einmal das Recht habe, dieses 
Pseudonym zu gebrauchen, auch keinem Dritten 
diese Erlaubnis weiter übertragen könne. Das 
Reichsgericht hat die von dem Angeklagten ein- 


gelegte Revision als unbegründet verworfen. 

(Aktenzeichen: 1. D. 111813. — Urteil vom 

19. Januar 1914.) K.M. 
Verschiedenes. 


Die „Akademie“. 


In Düsseldorf wollte man vor kurzer Zeit 
eine „Akademie“ für Hotelwesen gründen, 
schließlich aber meinte man, eine „Akademie“ 
sei zu wenig, es müßte eine „Hochschule“ sein, 
wo die künftigen Hotelbetriebsleiter nach der 
praktischen Oberkellner-Tatigkeit die Wissen- 
schaft d's modernen Gasthausgewerbes ein- 
schließlich Propaganda und Anstandslehre er- 


lernen müßten. Ein Beigeordneter leitete ohne 
Widerspruch die Versammlung. 

Nun soll dort wieder cine Hochschule 
für Bühnenkünste eröffnet werden. An ihrem 
Gehalt und Wert als relativer Größe in dem 
betreffenden Berufe soll nicht gerüttelt werden. 
Im Gegenteil, die Kunststadt Düsseldorf bürgt 
sogar für den Wert der Anstalt. 

Aber warum muß denn immer das Wort 
„Hochschule“ oder „Akademie“ herhalten’? 


Wir haben „Akademien für Zuschneide- 
kunst‘ und ,,akademisch gebildete Tailleurs‘‘, wir 
haben „Akademien für Pedologie“, d. h. Schuh- 
macherei, wir haben „Akademien für Handel 
und Stenographie‘, „Akademien für Redckunst", 
„Akademien für Kochkunst‘, „Ingenieur-“ (?), 
Gewerbe-“ und „Technische Akademien‘, 
„Müller-Akademie‘‘, eine „Jagd-Akademie‘, „Re- 
klame-Akademien“, es gibt eine „Hochschule 
für Magnetopathie und Massage“, die „Dro- 
gisten-Akademie‘“ usw. 

Wünschenswert wäre, daß das Handels- 
ministerium, dessen vorbildliche Tätigkeit 
zur Reform der technischen Mittelschulen her- 
vorzuheben ist, einmal energisch dazwischen 
greift und derartige Bezeichnungen für gewerb- 
liche Ausbildung, die vielfach weit hinter den 
Leistungen guter Fachschulen steht, verbietet. 

Von staatlichen Anstalten in Deutschland, 
die die Bezeichnung Akademie führen, seien 
hier genannt: In Preußen die Bergakade- 
mien Clausthal und Berlin, die Forstakade- 
mien Eberswalde und Hann.-Münden, die land- 
wirtschaftliche Akademie Poppelsdorf-Bonn, die 
Kunstakademien in Königsberg, Kassel, Düssel- 
dorf und Breslau, die militärtechnische Akademie, 
die Kriegsakademie, die Marine-Akademie, die 
Frankfurter Akademie für Handels- und Sozial- 
wissenschaften, die Kgl. Akademie in Posen, 
die halb Hochschule, halb Volksbildungsanstalt 
sein soll, die Kgl. Zeichenakademie in Hanau 
(Mainz) usw. In Bayern ist es eine höhere 
gewerbliche Anstalt: die Brauer-Akademie in 
Weihenstephan, in Sachsen und Thüringen sind 
es auch verschiedenartive Anstalten, so die 
Bergakademie Freiberg, die Forstakademie Tha- 
randt, ferner die Gewerbe-Akademie in Chem- 
nitz, die Akademie für die graphischen Gewerbe 
in Leipzig, die Forstakademie Eisenach. Dazu 
kommen in Deutschland und Europa die alten 
angesehenen wissenschaftlichen Gesellschatten, 
die staatlich privilegierten Akademien der 
Wissenschaften oder der Künste, die mit Lehr- 
fragen nichts zu tun haben. 

Alle diese Anstalten, besonders die Berg- 
und Forstakademien, haben einen alten 
wissenschaftlichen Ruf. Die Bergakademien 
stellen quasi eine selbständige Fakultät dar. 
Außer den „Ritterakademien“, adligen Gym- 
nasialalumnaten der landschaftlichen Ritterschaft 
in Liegnitz, Brandenburg und Bedburg, dienen 
die öffentlichen Akademien der wissenschaft- 


lichen oder künstlerischen Berufsbildung, nur 
einigen wenigen: Weihenstephan, Chemnitz, 
Leipzig kommt ein höherer gewerblicher 


Charakter zu. Die Militäirakademien scheiden 
ob ihres Sondercharakters aus. 


Zweifellos dürfte für gewerbliche Anstalten, 
auch bei vorzüglichster Einrichtung, das Wort 
Lehranstalt, Anstalt, Schule durch- 
aus nicht entwürdigend sein. 

Den alten Charakter der Akademie, einer 
unvollständigen Hochschule bzw. Universität, be- 
wahren eigentlich nur die Bergakademien, 


TO Hochschulnachrichten 


weil sie alle Rechte einer Hochschule haben; 
ihnen verwandt sind die Forstakademien. 

Mag auch für die anderen genannten An- 
stalten die Bezeichnung als berechtigt erschei- 
nen, weil sie tatsächlich auf einer höheren Stufe 
stehen, so ist dennoch der Begritf des aka- 
demisch Gebildeten im Volke durch die von 
smarten Geschäftsleuten betriebene Bezeichnung 
unterer Lehranstalten verworren und geschädigt 
worden. 

Das Wort „Hochschule“ wird von den Be- 
suchern der sich als Akademie bezeichnenden 
Schulen im Sprachgebrauch gern und häufig 
angewandt, um die Verwechslung mit techni- 
schen, tierärztlichen und landwirtschaftlichen 
Hochschulen herbeizuführen. Für den Teil der 
Akademiker, der Hochschulen besucht hat, gerade 
kein Verenügen! Die Universität wird nie 
im Zusaminennang mit nicht-wissenschattlichen 
oder gewerblichen oder direkt untergeordneten 
Berufszweigen genannt. Uebrigens nennt sich 
die k. k. Technische Hochschule Budapest in 
ihren Programmen: VUniversite technique. 

Es liegt auch kein Anlaß vor, die Bezeich- 
nungen Akademie und Polytechnikum ebenso 
polytechnisches Institut zu benutzen, weil an- 
geblich eine Anstalt etwa auf der Höhe stehe 
wie vor 50 Jahren die heutigen Technischen 
Hochschulen. Diese waren damals mit diesem 
Namen dennoch die höchsten Anstalten der 
Technik. Sie haben damals auch schon durch- 
aus auf der Höhe der Universitatsbildung ge- 
standen, sie haben in übertriebener Bescheiden- 
heit jedoch nicht viel auf die äußere Ehrung 
geschen. 

Wenn untergeordnete 


Anstalten sich heute 


mit dem „Akademie-Titel““ schmücken, so ist 
das mit eins der Zeichen unserer Zeit, daß 
man mehr scheinen wolle als man ist. Dagegen 


heißt es allerwege Front machen! 
Tipl-Sng. Reisner, Bochum. 


Hochschulnachrichten. 


Zet] d:r studierenden Frauen an den deutschen 
‘Technischen Hochschulen im Winter-Halbiahre 
1913—1914. 

Dresden 10, 
Hannover 2, 
Karlsruhe 4, 
München 8, 
Darmstadt 6, Stuttgart 8. 
Die Zahl der Gastteilnehmerinnen beträgt 
17S6 gegen 307 im Sommerhalbjah~ 1913. 


Aachen 4, 
Berlin 13, 
Braunschweig 7, 
Danzig 10, 


Technische Hochschule Aachen. 


Der etatsmäßige Professor für Mathematik 
an der Technischen Hochschule zu Aachen, 
Dr. Georg Hamel, hat einen Ruf an die 
Universität Jena als Nachfolger von Geh. Rat 
Professor “Thomae erhalten, aber abgelehnt. 
Prot. Hamel (geb. 1877 zu Düren, Rheinprovinz) 
wurde 1903 Privatdozent an der Technischen 
Hochschule in Karlsruhe, 1905 Ordinarius an der 
deutschen Technischen Hochschule in Brünn und 
kam am 1. Oktober 1912 nach Aachen. 


* * 


* 

Die Technische Hochschule in Aachen er- 
nannte den Erfinder der selbstentladenden Eisen- 
bahnwagen, Kommerzienrat Talbot in Aachen, 
zum Doktor-Ingenieur ehrenhalber. Die von ihm 
konstruierten Wagen, die durch Drehung um 


ihre Längsachse umkippen, sind namentlich für 
den rheinischen Bergbau von Bedeutung. 


Technische Hochschule Berlin. 


Dr. phil. Kurd Endell hat sich als Privat- 
dozent für das Lehrfach ,,Mineralchemie in ihrer 
Anwendung auf keramische Baustoffe und die 
Produkte der Mörtel-Industrie‘ in der Abtei- 
lung für Chemie und Hüttenkunde an der Tech- 
nischen Hochschule zu Berlin habilitiert. Dr. 
Endell ist bereits im laufenden Semester mit 
der vertretungsweisen Abhaltung des Unterrichts 
in der bauwissenschaftlichen Technologie, der 
bisher von dem verstorbenen Dozenten Prof. 
Schoch wahrgenommen wurde, betraut worden. 


Technische Hochschule Breslau. 


Dem Bibliothekar an der Tecnnischen Hoch- 
schule zu Breslau, Professor Dr. phil. Wil- 
helm Molsdorf, ist der Titel Oberbiblio- 
thekar verliehen worden. 


Technische Hochschule Darmstadt. 


Der außeretatsmäßige a.o. 
erste Assistent am chemisch-technischen 
elektrochemischen Institut der 
Hochschule zu Darmstadt, Dr. Bernhard 
Neumann, hat einen Ruf als ordentlicher 
Professor der anorganisch-chemischen Technolo- 
gie an die Technische Hochschule zu Breslau 
zum 1. April 1914 erhalten und angenommen. 


und 
und 
Technischen 


Professor 


Technische Hochschule Dresden. 


Ergänzung der Promotions-Ordnung der Tech- 
nischen Hochschule Dresden. 


Nach der Ordnung über die Verleihung der 
Würde eines Doktor-Ingenieurs ist die Bewer- 
bung an die Bedingung eines Ausweises ge- 
knüpft über die Erlangung eines Grades eines 
Diplom-Ingenieurs an einer Technischen Hoch- 
schule des Deutschen Reiches oder an der Berg- 
akademie in Freiberg. Nachdem nun im vorigen 
Jahre der Hochschule das Recht beigelegt wor- 
den ist, die Würde eines Doktors der Tech- 
nischen Wissenschaften — Doctor rerum techni- 
carum — zu verleihen, ist jetzt in einem Nach- 
trag zur Promotionsordnung bestimmt worden, 
daß bei der Bewerbung um diese Würde an die 
Stelle des Ingenieur-Diploms das Zeugnis über 
die an der Technischen Hochschule bestandene 
Prüfung für das höhere Schulamt tritt. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 

Dr. Aladar Skita, bisher a.o. Professor 
für chemische Technologie und Abteilungsvor- 
steher am chemisch-technischen Institut der 
Technischen Hochschule zu Karlsruhe, ist mit 
ministerieller Genehmigung in die naturwissen- 
schaftlich-mathematische Fakultät der Universi- 
tät Freiburg i. Br. übergetreten. 


Technische Hochschule München. 


Prof. Jummerspach, der Mitarbeiter 
von Prof. Thiersch, ist, 56 jährıg, gestorben. 
Im Jahre 1901 war der Verblichene für die 
neuerrichtete außerordentliche Professur für 


landwirtschaftliches Bauwesen an der Tech- 
nischen Hochschule München berufen worden. 
s ý s 


Das kgl. baverische Kultusministerium hat 
den ordentlichen Professor an der Technischen 
Hochschule Charlottenburg, Dr. Karl Hof- 
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mann, auf den durch Ableben des ordent- 
lichen Professors für unorganische Chemie, Dr. 
Muthmann, erledigten Lehrstuhl an der Tech- 
nischen Hochschule München berufen. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Danzig. 


Ein Beitrag zur Kenntnis mittelalter- 
licher Holzbaukunst in Württemberg. 
Von ®Bipl.-Ing. Olof Holmberg aus Stockholm. 
Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin 1913. 

DasZargenfensterim norddeutschen 
Backsteinbau. Von ®Dipl.-Ang. Paul Buddeberg 
aus Kamen (Westfalen), Wilhelm Ernst & Sohn, 
Berlin 1913. 

Trennung von Kobalt und Nickel 
durch Salzsäure. Von Dipl.-ng. Josef Renner, 
Gebr. Leemann & Co., Zürich 1913. 


Technische Hochschule Dresden. 


Beiträge zur Kenntnis christlicher 
Baudenkmäler in Bulgarien. Von Regie- 
rungsbaumeister Dipl.-Ing. Max Zimmermann aus 
Plauen i. V. Ernst Wasmuth, A.-G., Berlin 1913. 

Experimentelle Untersuchung der 
Druckwechsel und Stöße im Kurbel- 
getriebe von Kolbenmaschinen. Von 
Dipl.-Ing. Hans Polster aus Niederlößnitz b. Dresden, 
Berlin 1913. 

Wiebewegtsich fließendes Wasser? 
Von Dipl.-Ing. Regierungsbaumeister a. D. Th. Rümelin 
aus Besigheim a. N. Zahn & Jaensch, Dresden 1913. 

Die Unfälle und ihre Verhütung in 
der sächsischen Holzindustrie Ein 
Beitrag zur gewerblichen Unfallversicherung. Von 
ZTipl.-Ing. Fritz Schüppel aus Chemnitz. Robert 
Noske, Borna, Leipzig 1913. 

Beiträge zur Kenntnis der Konden- 
sationenvon Anilin und Formaldehyd 
in saurer Lösung und der einzelnen 
Phasen des Fuchsinprozesses Von 
Dipl.-Qng. Paul Johannes Rebner aus Strehlen-Dresden. 
Thomas & Hubert, Weida i. Th. 1913. 

Die Kupferkieslagerstätten von 
Mitterberg. Von Dipl.-Bergingenieur und Mark- 
scheider Heinrich Buttmann. Graz & Gerlach (Johann 
Stettner), Freiberg i. S. 1913. 


Literatur. 


Buchbesprechungen. 


Im Verlage Dunker und Humblot, Leipzig, 
sind von den „Abhandlungen aus dem Seminar 
der Technischen Hochschule zu Dresden, heraus- 
gegeben von Robert Wuttke“, die ersten fünf 
Hefte erschienen. 

Das erste Heft: „Die Baugeldbeschaftung 
für städtische Wohnhausbauten in Dresden und 
Bautzen, untersucht und dargestellt von Tr.-Qirg. 
Hans Kruschwitz, Architekt, (2,50 M.)‘ behan- 
delt die Art und Weise der Geldgeschäfte auf 
dem Baumarkt. Der Verfasser gibt eine ein- 
gehende Schilderung dieser Verhältnisse, und 
in dem Anhange zu dieser Schrift teilt er außer 


statistischen Tabellen noch eine Reihe von Ver- 
trägen, das Baugeschäft betreffend, mit, die 
wertvolle Beiträge für den Einblick in diese 
Geschäfte sind. Wer sich über die Art, wie der- 
artige Geschäfte zustandekommen und gehand- 
habt werden, informieren will, dem sei dieses 
Buch seiner knappen und klaren Anlage wegen 
empfohlen. 


Das zweite Heft: „Die sächsischen Terrain- 
gesellschaften und ihr Einfluß auf die Stadt- 
erweiterung, von Tr.-,jug. Herbert Conert, 
(4,50 M.)“ behandelt ein dem vorgenannten nahe- 
liegendes Thema. Es zeigt, wie die Terrain- 
gesellschaften, begünstigt durch ihr meist großes 
Aktienkapital, wichtige Faktoren zur Erschlie- 
Bung neuer Baugelände geworden sind und auf 
das Wachstum der Städte einen nicht geringen 
Einfluß ausgeübt haben und noch ausüben. Der 
Verfasser bespricht außerdem in eingehender 
Weise den inneren Bau dieser Gesellschaften, 
die Art ihrer Geschäfte und ihren volkswirt- 
schaftlichen Nutzen oder Schaden. Das mit um- 
fangreichem Material ausgestattete Heft bictet 
eine gute Grundlage zum Studium dieser be- 
achtenswerten wirtschaftlichen Erscheinung, die 
in den Terraingcsellschaften verkörpert wird. 


Das dritte Heft: „Der Kampf im deutschen 
Baugewerbe 1910, von Tr.-‘\ug. Alfred Tischer, 
(4,50 M.)“ ist eine eingehende Behandlung der 
Kämpfe von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
Dr. ng. A. Tischer gibt an der Hand von zahl- 
reichen und sehr instruktiven Dokumenten einen 
guton Einblick in diz Art und Weise, wie dieser 
Kampf geführt wurde, und was beide Parteien 
dabei erreicht haben. Er weist darauf hin, daß 
dieser große Kampf noch keinen endgültigen 
Abschluß gefunden hat, sondern daß der ge- 
schlossene Friede nur mehr einen Waffenstill- 
stand bedeutet, auf den nochmal eine schwerere 
und schärfere Auseinandersetzung folgen wird. 


Das vierte Heft: „Eisen und Alteisen in 
ihren technischen und wirtschaftlichen Beziehun- 
gen, von Tr.-\ing. Oswald Gellert, (2,50 M.)“ 
handelt von der zunehmenden Bedeutung des 
Alteisens auf dem Weltmarkt. Diese volkswirt- 
schaftlich sehr interessante Abhandlung führt 
nun die Punkte an, in denen sich diese Bedeu- 
tung fühlbar macht. Durch den immer zuneh- 
menden Bedarf und Verbrauch von aus Eisen 
und Stahl gefertigten Gegenständen wächst das 
Angebot auf dem Schrottmarkt; da dieser ganz 
andern Bedingungen unterworfen ist, wie der 
Erzmarkt, so ist die Preisbildung auch eine 
andere, außerdem sind die Transportkosten 
wesentlich geringer als bei Erzen. Dadurch 
wird es möglich, daß immer mehr Siemens- 
Martinöfen in Betrieb genommen werden kön- 
nen, die ihrerseits, da sie nicht von den Erzen 
abhängig sind, als erfolgreiche Konkurrenten 
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gegen das Syndikat der Stahl- und Eisenprodu- 
zenten auftreten. Somit bildet das Alteisen eine 
Art Regulator für die Preisgestaltung auf dem 
Eisenmarkt. Auch ermöglicht es den Ländern, 
die keine oder nur geringe Erzlager haben, 
einen Teil ihres Bedarfs an Stahl zu decken. 
Ebenso erscheint die befürchtete Erschöpfung 
der Erzreserven auf sehr lange Zeit hinaus- 
geschoben, da ja, je mehr Eisen verbraucht wird, 
destomehr das Schrottangebot steigen wird. 
Diese sehr interessanten Auseinandersetzungen 
sind von vielen ausführlichen Tabellen begleitet. 
Das fünfte Hett: „Das Brandversicherungs- 
wesen im Königreich Sachsen, von Dr.-Qng. Ru- 
dolf Kühn, (5 M.)“ gibt einen gründlichen und 
eingehenden Ueberblick über die Geschichte und 
Entwicklung des Brandversicherungswesens in 
Sachsen. Der Verfasser hat mit großer Sorg- 
falt die diesbezüglichen Gesetze und Verord- 
nungen zusammengestellt. Der Leser erhält in 
dieser Abhandlung ein gutes Bild, wie diese 
Entwicklung fortgeschritten ist, und welche 
große Arbeit es gekostet hat, bis schließlich 
die staatliche Mobiliarversicherungsanstalt als 
Projekt in Angriff genommen wurde. Denen, 
die sich mit dieser Materie befassen wollen, 
sei dieses Heft wegen seiner Gründlichkeit emp- 
fohlen. Anselm Lippisch. 


Verbandsnachrichten. 


Vom Vorstande. 
Zahlung der Verbandsbeiträge. 


Nach § 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1, Abs. 3 
der Geschäftsordnung des Verbandes ist der Jahres- 
beitrag, in welchem zugleich der Bezirksvereinsbeitrag 
enthalten ist und Mark 12.— bis Mark 15.— beträgt, 
an die Geschäftsstelle des Verbandes, Berlin W. 15 
(Konto Nr. 7527 Postscheckamt Berlin NW. 7) ein- 
zusenden. 


x * * 


Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 


'ipl.- 3ng. Achilles, Gustav, Betricbsdirigent 
der Kaiserlichen Werft Wilhelmshaven, Wil- 
helmshaven, Marienstraße 10. 


Tipl-Sug. Anton, Theodor, Ingenieur bei der 
Bauleitung der Schnellbahn Gesundbrunnen- 
Neukölln, Berlin N.39, Neue Hochstr. 131. 

Beck, Otto, Regierungsbaumeister, Filialleiter, 
i. Fa. Phil. Holzmann & Cie. G.m.b.H. Frank- 
furt a. M., Wilhelmshaven, Roonstraße 4Bll. 

Vipl-Qng. Betsch, Roland, Assistent a. d. 
Königlichen Technischen Hochschule, Bres- 
lau 10, Auenstraße 251. 

Dipl. -Ang. Bieber, Ernst, Oberingenieur der 
‘Maschinenfabrik C. Paulus, Chef der Abt. 
Motorenbau, Posen W.3, Friedenstraße 19. 

Dipl.-Ing. Brandner, Rudolf, Architekt, Mann- 
heim, Kobellstraße 21. 


Tipl- ng. Braun, C.R. Emil, Abteilungsvor- 
stand der Kaiserlichen Werft Wilhelmshaven, 
Varel i.Old., Wilhelmshavener Straße 27. 

Tipl.- 3ng. Bühlmeyer, Otto, Ingenieur der 
Anilinfabrik Ludwigshafen a. Rh., Ludwigs- 
hafen a.Rh., Wittelsbacher Straße 2. 


Bullinger, Gottlob, Regierungsbaumeister, 
Betriebsdirigent, Wilhelmshaven, Peterstr. 37. 

Vipl-jug. Dannenberg, Reinhold, Berg- 
werksdirektor, Birtultau. 

Tipl.-Ing. Duda, Walter, Betriebsingenieur, 
Chorzow, Kreis Kattowitz, Oberschles. Elek- 
trizitätswerke. 


Tipl.-\ug. Edelmann, Wilhelm, Brandmeister- 
Volontär, Magdeburg, Wilhelmstr. 8, Haupt- 
feuerwache. 

Tipl.-Sng. Fimmen, Arno, Architekt, Rüst- 
ringen, Zedelinsstraße 8. 

Dipl-Qug. Fischer, Walter E., Nürnberg, 
Marienstraße 23. 

Tipl.-Ing. Fojut, Franz, Konstrukteur, Bremen, 
Haferkamp 106 p. 

Tipl.-3ng. Foth, Hans, Brandmeister bei der 
Berliner Feuerwehr, Berlin O.34, Memeler 
Straße 39. 

Vipl-gnug. Frühling, Willy, Oberingenieur 
und Vertreter der Maschinenfabrik Thyssen 
& Co. A.-G., Hannover, Celler Straße 1311. 

Tipl.-Sug. Gercke, Waldemar, Ingenieur im 
Brückenbaubureau der Stadt Berlin, Wilmers- 
dorf, Lauenburger Straße 6. 


Tipl..\ng. Gieren, Paul, Leiter der Abt. 
Straßenbau der Deutschen Keramitwerke A.-G. 
Essen-Ruhr, Recklinghausen i. Westf., Herzogs- 
wall 8. 

Tipt.-\ung. Goetz, Rud. A, Cöln, Johannis- 
straße J4la. 

Tipl-Sng. Grobe, Heinrich, Regierungsbau- 

führer am Ministerium Straßburg, Straßburg, 
Lessingstraße 11. 

Dipl.-Ing. Haag, Kurt, Architekt, Düsseldorf, 
Bilkerstraße 17. 

Tipt-\ng. Haenisch, Gerhard, Chemiker, 
Dresden-Neustadt, Martin-Luther-Platz 6. 

Tipl-Sng. Haffner, Gustav, Mainz, Ufer- 
straße 21 p. 

Dipl.-Sng. Hagenberg, Johannes, Abteilungs- 
vorstand beim Hafenbauressort der Kaiser- 
lichen Werft, Wilhelmshaven, Wallstraße 24. 


Dipl.-Ing. Herrmann, Walter, Technischer 
Hilfsarbeiter der Kaiserlichen Werft Kiel, Kiel, 
Düsternbrooker Weg 108. 

Tipl-‘ung. Hoffmeister, Hermann, Inge- 
nieur der A.E.G., Danzig-Langtuhr, Ferber 
Weg 91. 

Dipl-3ng. Horning, Friedrich, Regierungs- 
baumeister, Bauleiter am Neubau des Justiz- 
palastes Metz, Metz, BischofstraBe 43. 

Viple-gug. Joerges, Heinrich, Betriebsdirigent 
der Kaiserlichen Werft, Wilhelmshaven- 
Rüstringen, Holtermannsstraße 65 ptr. 

Keidel, Oskar, Regierungsbaumeister, Hilfs- 
arbeiter bei der Kaiserlichen Werft, Wilhelms- 

- haven, Parkstraße 29. 

Dipl.-Ing. Knopp, Wilhelm, Lehrer an der 
Maschinenbauschule Berlin, Berlin O.34, Re- 
valer Straße 10111. 

Kutzner, Konrad, Regierungsbaumeister, Be- 
triebsdirigent der Kaiserlichen Werft, Wil- 
helmshaven, Marktstraße 6. 
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Tipl.e‘\ng. Lieck, Wilhelm, Assistent an der 
Köniel. Techn. Hochschule Aachen, Aachen, 
Mathiashofstraße 8. 

Tiple‘ng. Lincke, Rudolf, Betriebsingenicur, 
Dresden-A., Nurnberger Strabe 6. 

Sivl.-\tg. Lindner, Walter, Brandmeister- 
Anwärter der Kgl. Feuerwehr Berlin, Berlin 
SW.19, Lindenstraße 41. 

Tipl-Sng. Lippoldt, Arthur, Betriebsdirigent 
der Kaiserlichen Werft Wilhelmshaven, Wil- 
helmshaven, Kaiserstraße 67-126. 

Zipt-ing. Loew, Fritz, Ingenieur des Eisen- 
betonbaus, Duisburg, Lutherstraße 22. 

Tivl.itg. Mever, Carl, Oberingenieur, Ham- 
burg, Landwehrstrabe 75 ptr. 

Tul- Amg. Möllenberg, Emil, Leiter des 
Technischen Bureaus der Firma Neudeck & 
Dransteld, Rüstringen i. O., Bülowstraße 3. 

Tipleing. Müller, Eduard, Betriebsingenieur 
der Badischen Anilin- und Sodafabrik, Lud- 
wirshafen a. Rh. H., Gartenweg Nr. 1. 

Tipl- Jag. Müller, Ernst Theodor, Berlin- 
Lichterfelde, Albrechtstraße 7. 

Tivot. Sig. Müller, Paul Arno, Architekt, 
Rüstringen 1.0., Friederikenstraße 28 ptr. 

Tivt-Nug. Peters, Walter, Ingenieur der 
Ucberland-Zentrale Stolp, Stolp i. P., Stephans- 
platz 91. 

Tile sig. Plügge, Hermann, z. Zt. Eberstad- 
Darmstadt, p. Adr.: Fr. Plürge, Rentner. 

Tint. Sig. Prenzel, Rudolf, Herborn (Dillkr.). 

Tipt= ‘na. Rademacher, Felix, Berlin-Schöne- 
berg, Gustav-Müller-Straße 4410. 

Tıpl- ‘ng. Resemann, Leon, Betriebsdirigent 
der Kaiserlichen Werft, Wilhelmshaven, Frie- 
drichstrabe 28. 

Tivl-Aug. Schmidt, August, Architekt, Mün- 
chen, Fürstenstraße 31 g.g. 

Tivl.-itg. Schmidt, Otto, Ingenieur bei den 
städtischen Elektrizitätswerken, München, 
Franz-Joseph-Straße 13. 

Zipl.-\ng. Schmitz, Oskar, Leiter der Zweig- 
niederlassung Berlin, der C. Otto Gehrekens- 


Werke Hamburg, Charlottenburg I, Lohmeyer-. 


straße 21. 

Tipl.-Nitg. Scholten, Arent, 
Aachen, Lütticher Straße 835. 

Zipl.» ug. Vier, Robert, Ingenieur im Brücken- 
baubureau der Stadt Berlin, Berlin NO. 18, 
Werneuchener Straße 14. 

Zipl-üng. Widmann, Franz, Direktor der 
Dyckerhoff & Widmann A.-G., Biebrich am 
Rhein, Schillerstraße 6. 

Tipl-Ang. Zeese, Arthur, Betriebsleiter beim 
Duxer Kohlenverein, Bilin i. Böhmen, Amalia 
IV. Schacht. 

Tipl.- ng. Zell, Clemens, Direktor der städt. 
Elektrizitatswerke München, München, Zwei- 
brückenstraße 33a. 

Tipl-Ang. Ziege, Karl, Architekt, Rüstringen 
in Oldbg., Zedelinsstraße 13. 


Zivilingenieur, 


x * 


In die Liste der Förderer wurden cinge- 
tragen: 
tivl-ing. Luzky, Lasar (Russe), Nürnberg, 
Wiesenstraße 671. 


Natalis, Hugo, Direktor der Siemens- 
Schuckertwerke G. m. b. H., Nonnendamin bei 
Berlin, Siemens-Schuckertwerke G. m. b. H. 

Tipl.=\ing. Werndl, Joseph (Oesterreicher), 
Gleiwitz, Angestraße 7. 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Duisburg. Der Bezirksverein Duisburg 
des Verbandes Deutscher Diplom-Invenieure ver- 
anstaltete am 10. Januar d. J. im kleinen Saale 
der Tonhalle einen Gesellschaftsabend mit Tanz, 
der sich einer großen Beteiligung erfreute. Der 
Vorsitzende nahm bei Begrüßung der Damen 
und der übrigen Gäste Veranlassung, die Ziele 
des Verbandes kurz zu streifen und auch den 
Wert geselliger Veranstaltungen hervorzuheben. 
In angererter Stimmung verlief das Fest unter 
Tanz, gemeinsamen Liedern und Einzelvorträgen 
in angenehmster und harmonischer Weise, so 
daß es durchaus gelungen genannt werden kann. 
— Für Sonnabend, den 17. Januar, 4--5 Uhr 
nachmittags, wurde zwecks Nachfeier ein zwang- 
loses Zusammentreffen int Soolbad Rattelberg 
verabredet. 


B.-V. Hamburg-Altona. Als Ausschußver- 
treter für den Bezirksverein Hamburg-Altona 
wurden für das Jahr 1914 gewählt: 1. Tr. Qua. 
D. Dieckmann, Brandmeister, Hamburg 1, Kurze 
Mühren 6,1; 2. Tipt.- ng. Dr. phil. Neumeister, 
Oberlehrer der staatl. Baugewerkschule, Ham- 
burg 23, Ritterstr. 82. Die Mitgliederversamm- 
lung findet in Zukunft statt: jeden 3. Mitt- 


woch im Monat; die gesellige Zusammen- 
kunft: jeden 1. Sonnabend im Monat. 


Adressen- Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis, 


B.-V. Aachen. 
Dipl.-Ing. M. Friedlander, Cöln a. Rh., Friesenplatz 19, HI. 
Dr.eSng. A. Kreglewski, Wongrowitz (Pr. Posen). 

B.-V. Berlin. 


DipleGng. F. Bornemann, Berlin- Lankwitz, Bruchwitzstr. 38. 
Joh. Düne, unbekannt verzogen. 


» » F. Goldschmidt, Direktor, Berlin NW’. 87, Hutten- 
straße 03/6. 
» » P. Goldstein, Berlin NW. 87, Dortmunder Str. 4, Gth. I. 
° » R. Hartmann, Charlottenburg, Spreestr. 45, II 1. 
" » R. Hauer, Berlin W. 50, Rankestr. 22. 
” » A. Mannhardt, Hamburg, Falkenried 79, I. 
ú « O. Renner, Charlottenburg, Guerickestr. 21. 
Dr. s Jng. W. Sarfert, Charlottenburg, Guerickestr. 27, I. 


Dipl.Ing. W. Schaefer, Königsberg i. Pr., Hoffmannstr. 19, I r. 
H. Schmidt-Weferlingen, unbekannt verzogen. 


" » W. Siegert, Mölln bei Ratzeburg i. L. 
" „n L. WaßBmann, Regicrungsbaumeister, Danzig, Holz- 
markt 7, HI r. 
B.-V. Braunschweig. 
Dipl:3ng. E. F. Freundlich, Wiesbaden, Rheinstr. 40 pt. 
B.-V. Breslau. 

Dipl.Ing. H. Kellerer, Breslau, Gustav-Freytag-Str. 29. 

” » K. Pantell, Oswego N. Y., United States Amerika, 


103 West Bridge. 


Hilfskasse des Verbandes 


B.-V. Metz-Diedenhofen. 


Dipl.-Ing. F. Pohrt, Metz, Priesterstr. 11, IH. 
B.-V. München. 
Dipl.Ing. F. Döring, Ingolstadt, Kgl. Hauptlaboratorium. 
” » H. Lenz, Regierungsbaumeister, Bebra, Eisenacher 
Straße 242 pt. 
Dr.: Jng. G. Mangold, Augsburg, Johannes-Haag-Str. 6, I. 


Dr. s Ing. 


B.-V. Münster 1. W. 
F. Oertel, Münster i. W., Gereonstr. 9. 


B.-V. Oberschlesien. 


Dipl.sng. K. Conrad, Gleiwitz O.-S., Moltkestr. 29, I. 
É » C. Schwabbauer, Stettin, Gabelsbergerstr. 19. 
B.-V. Saarbrücken. 
Dipl. Jng. Fr. Schraeder, Mannheim, L 13, No. 11. 
B.-V. Stettin. 
Dipl. Jng. A. Schaal, Stettin, Hohenzollernstr. 63, H. 
B.-V. Straßburg i. Els. 
Dr. Jng. Th. Richert, Portsmouth Va., U.S.A., Post Office: 


Dipl.Ing. 


Dr. s Ing. 


Dipl.Ing. 


Box 27. 
E. Roederer, Rezierungsbaumeister, Mülhausen i. E.,- 
Ritterstr. 1. 


Ausland. 


C. Claus, Trenton, New Jersey, 10 General Green Ave. 

P. Mettgenberg, Johannesburg (Süd-Afrika), P. O. 
Box 147. 

G. Wazau, Dircktor der Christiania, Christiania (Nor- 


wegen), Anagnus, Bergsgt. 3, HI. 
Unbekannt verzogen: 
Dipl. sGng. O. Kaiser, Berlin SO. 36, Reichenbergerstr. 66. 
" » H. Kirchbach, Berlin NW. 52, Weritstr. 10, hpt. 
Hilfskasse des Verbandes. 
Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 


Dipl.-Yug. Dr. Fr. Mayer, Darmstadt 


Mk. 5,— 


n » M. Giovannini, Darmstadt „ 5,— 
” » Hans Caminer, Patentanwalt, 

Berlins u: vay oe 14 a » 16,— 
n „ Hans Cichorius, Dettingen „ 3,50 


Wir bitten diejenigen Herren Kollegen, welche die 
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B.-V. Chemnitz. 
Divl.oGng. R. Grosser, Regierungsbaumeister, Annaberg i. E., 
Steinweg 2. 
B.-V. Danzig. 
Dipl.»Ing. F. Behr, Regierungsbauführer, Berlin-Steglitz, Hol- 
steinische Str. 53, 1. 
n » ©. Walzer, Czarnikau i. Posen, Filehner Str. 38. 
B.-V. Darmstadt. 
Dipl.Ing. K. Stein, Krefeld, Westwall 145, Kanalamt. 
B.-V. Dortmund. 
Dipl.-Ing. Fr. Berger, Dortmund, Eberhardstr. 11. 
" » H. Berkes, Hüsten i.W., Bahnhofstr. 215. 
» » E. Herzstein, Bayreuth, bleibt auf Wunsch vorläufig 
Mitglied des Bezirksvereins Dortmund. 
n » K. Heyd, Hamm i. W., Borbergstr. 17, I. 
Dr.s 3ng. E. Kollmann, Bruckhausen b. Hamborn, Kronstr. 17. 
Dipl. Jng. J. Oelschläger, Karlsruhe i. B., Kaiserallee 1. 
» » A Wilhelmi, Hiisten i. W., Nathusiusstr. 10. 
B.-V. Dresden. 
Dipl. 3ng. O. Feudel, Dresden-A , Borsbergstr. 29b, II. 
" » R. Fischer, Karlsruhe i. B., Herienstr. 16, III. 
B.-V. Duisburg. 
Orie Jng. F. v. Handorff, Magdeburg, Winterfeldstr. 4. 
Dipl.Ing. E. Kramer, Regierungsbauführer, Dorsten, Marler- 
straße 5. 
» « ©. Meß, Essen, Auf der Donau 44, II. 
" » O. Voß, Oberhausen i. Rhld., Marktstr. 51/53, L. 
| B.-V. Düsseldorf. 
Dipl.sSing. C. Froitzheim, Düsscldorf, Scheurenstr. 50, H. 
B.-V. Essen (Ruhr). 
Dr. sIng. W. Kohl, Dorlinund, Uebelgönne 19, I, 
Dipl.Ing. A. Steible, Essen, Sibyllastr. 24. 
B.-V. Frankfurt a. M. 
Dipl.Ing. J. v. Hanffstengel, Frankfurt a, M. - Nicderursel, 
Herzbergstr. 11. 
n » H. Nießen, Duisburg, Mülheimer Str. 141, II. 
" » W. Reich, Mannheim, Schwetzinger Str. 5. 
B.-V. Hamburg-Altona. 
Tipl.»Jng. A. Gottschalk, Hamburg, Schlennstr. 54, H. 
” » A. Grohmann, Altona, Kl. Mihlenstr. 137. 
” » H. Marung, Neubrandenburg i. Mecklenburg, Große 
Wollweberstr. 8. 
v -~ H. Weber, Kiel, Moltkestr. 60. 
B.-V. Kiel. 
Dipl.Ing. A. Schultz, Kiel, Hamburger Chaussee 103, 1. 
B.-V. Leipzig. 
Dipl.Ing. H. Meyer, Wiesbaden, Leberberg 11A. 
" „ R. Porraz, Leipzig-Gohlis, Georgstr. 10, I 1. 


B.-V. Mainz-Wiesbaden. 


L. Glöckler, Stadtbauingenieur (Förderer), Mainz, Am Zoll- 
hafen 8. 


von ihnen gezeichneten Zuwendungen noch nicht 
gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmöglichste Einsendung der betreffenden Be- 
träge. 

Das Kuratorium 


i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Beim Ausbleiben oder bei verspäteter Lieferung einer Nummer wende man sich stets an den 


Briefträger oder die zuständige Bestell- Postanstalt. 


Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht. 


in angemessener Frist erfolgen, schreibe man unter Angabe der bereits unternommenen Schritte an. 


den Verlag unserer Zeitung. 


Verantwortlich: Dipl.-Aryg. A. Derlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel. Paulus-Str. 17. 
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Entwurf einer Ehrengerichts-Ordnung 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
aufgestellt von der Ehrengerichts-Kommission des Verbandes. 
Die Ausschußsitzung 1913 hatte sich prin- bandes von einer Arbeit entlastet wird, die 


zipiell mit der Einführung ciner Ehrengerichts- 
barkeit für den Gesamtverband einverstanden 
erklärt. Sie beschloß, den Frankfurter Entwurf 
einer Ehrengerichts-Ordnung sämtlichen Be- 
zirksvereinen zur Durchberatung zu übersenden 
und deren Aeußerungen der Ehrengerichts-Kom- 
mission, bestehend aus den Bezirksvereinen 
Frankfurt a. M., Hamburg-Altona, Mannheim- 
Ludwigshafen und Nürnberg, zur Ausarbeitung 
eines neuen Entwurfs zu überweisen, der der 
AusschuBsitzung 1914 vorzulegen ist. 

Die Ehrengerichts-Kommission tagte am 
1. Februar 1914 in Frankfurt a. M. und stellte 
den nachstehenden Entwurf auf, der nach 
Möglichkeit den verschiedenen Wünschen der 
Bezirksvereine Rechnung trägt. Sie erklärte 
sich auch mit den vom Bezirksverein Frank- 
furt a. M. für die Ausschußsitzung 1914 ge- 
stellten Anträgen (s. Zeitschrift 1914, Heft 3), 
welche bezwecken, die Verbandssatzung mit der 
Ehrengerichts-Ordnung in Uebereinstimmung zu 
bringen, einverstanden. 

Die Kommission hielt es für zweckmäßig 
darauf hinzuweisen, daß durch Einführung einer 
Ehrengerichts-Ordnung lediglich das Verfahren 
des heute schon auf Grund der Satzungen mög- 
lichen Ausschlusses von Mitgliedern aus dem 
Verbande geregelt und der Ausschuß des Ver- 


er mit Rücksicht auf die Zahl seiner Mitglie- 
der und die Kosten seiner Tagung nicht zu 
leisten vermag. 


§ 1. 
Der Diplom-Ingenieur ist verpflichtet, seine 
Berufstätigkeit gewissenhaft auszuüben und 


durch sein Verhalten in Ausübung seines Be- 
rufes und außerhalb desselben die Standesehre 
zu wahren. 

Jedes Mitglied ist verpflichtet, 
werdende Verstöße anderer 


ihm bekannt 
Mitglieder gegen 


diese Bestimmungen dem Vorsitzenden des 
Ehrenrates seines Bezirksvereins mitzuteilen, 


wenn ihm das Ansehen des Verbandes durch 
die Verstöße ernstlich gefährdet erscheint. 


§ 2. 

Die Ehrengerichtsbarkeit innerhalb der ein- 
zelnen Bezirksvereine wird ausgeübt durch den 
Fhrenrat und das Ehrengericht. 

Der Ehrenrat setzt sich zusammen aus 
einem Vorsitzenden und vier Mitgliedern, die 
ebenso wie ihre Stellvertreter in jedem Be- 
zirksverein jährlich zu wählen sind. Bei deren 
Auswahl sind nach Möglichkeit die verschie- 
denen Berufe zu berücksichtigen. 

Das Ehrengericht besteht aus dem Vor- 
sitzenden des Bezirksvereins als Leiter, dem 
Ehrenrat und vier von dem Ehrenrat aus den 
Mitgliedern des Bezirksvereins für jeden Fall 
ewählten Herren oder deren Ersatzmännern. 

ie Mitglieder des Ehrengerichts sollen mög- 
lichst dem Berufskreise des Angeschuldigten an- 
gehören; bei deren Wahl ist etwaigen Wün- 


76 Entwurf einer Ehrengerichts-Ordning des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 


schen des Angeschuldigten möglichst Rechnung 
zu tragen. 

Wird ein Mitglied des Ehrengerichts von dem 
Angeschuldigten oder seinem Verteidiger als 
befangen abgelehnt, so entscheidet der Ehren- 
rat über die Triftigkeit der vorgebrachten 
Gründe und wählt aus den Mitgliedern des 
Bezirksvereins einen Ersatzmann. 

Alle Mitglieder und Ersatzmänner sind gleich- 
zeitig einzuladen und haben zu erscheinen, so- 
weit sie sich nicht mit triftigen Gründen ent- 
schuldigen. Ueber die Stichhaltigkeit von Ent- 
schuldigungen entscheidet der Ehrenrat. 


§ 3. 
Das ehrengerichtliche Verfahren muß einge- 
leitet werden: 


a) wenn Verstöße von Mitgliedern des Be- 
zirksvereins gegen den § 1 dieser Ordnung 
dem Vorsitzenden des Ehrenrates bekannt wer- 
den; 

b) wenn Mitglieder zur Wahrung der eige- 
nen Ehre einen dahingehenden Antrag an den 
Vorsitzenden des Ehrenrates stellen. 

Ist ein Verstoß gegen den $ 1 dieser Ord- 
nung bereits Gegenstand eines strafrechtlichen 
oder amtlichen Disziplinar-Verfahrens, so darf 
im allgemeinen vor Beendigung dieses Verfah- 
rens seitens des Bezirksvereins weder eine 
Untersuchung eingeleitet, noch fortgeführt wer- 
den. 

Jedes Mitglied des Verbandes ist ver- 
pflichtet, dem Ehrenrat unverzüglich die Ent- 
scheidung jedes gegen ihn gerichteten derarti- 
gen Verfahrens mitzuteilen. 

Politische, religiöse oder wissenschaftliche 
Ansichten und Handlungen können nicht zum 
Gegenstand eines ehrengerichtlichen Verfahrens 
gemacht werden. 

Der Ehrenrat kann auch zur Beilegung von 
Zwistigkeiten unter Mitgliedern angerufen wer- 
den. 

§ 4. 


Die Untersuchung hat der Ehrenrat in münd- 
licher Verhandlung, deren Verlauf niederzu- 
schreiben ist, zu führen. 

Der Ehrenrat kann aus besonderen Grün- 
den den Ehrenrat eines anderen Bezirksvereins 
mit der Untersuchung betrauen. 

§ 5. 

Führt die Untersuchung des Ehrenrats zu 
dem Ergebnis, daß ein Grund zur Fortsetzung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens nicht be- 
steht, so kann der Ehrenrat im Einvernehmen 
mit dem Angeschuldigten von der Einberufung 
des Ehrengerichts abschen. 

Andernfalls sind die Akten der Untersuchung 
dem eigens zu dem Verfahren einzuberufenden 
Ehrengericht vorzulegen. 

Das Ehrengericht verhandelt mündlich; bei 
der Abstimmung entscheidet ?/,; Stimmenmehr- 
heit. 

Ueber den Verlauf der Verhandlungen un 
die Abstimmungen ist eine Niederschrift von 
allen Teilnehmern an der Abstimmung zu unter- 
schreiben. 

§ 6. 


Den Vorladungen des Ehrenrats und Ehren- 
gerichts müssen Mitglieder des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure Folge leisten. Ueber 
Stichhaltigkeit von Entschuldigungen entscheidet 
der Ehrenrat; bei unentschuldigtem Ausbleiben 


von Mitgliedern des Ehrenrats oder Ehren- 
gerichts sowie von Zeugen und Sachverstän- 
eee kann auf Tragung der Kosten des Ver- 
fahrens und auf Beantragung des Ausschlusses 
aus dem Verbande erkannt werden. 

Die Zeugenaussagen erfolgen auf Ehrenwort. 


§ 7. 

Der Angeschuldigte, dem die Anklage durch 
den Ehrenrat schriftlich mitzuteilen ist, hat das 
Recht, sich mündlich oder schriftlich an allen 
Beratungen des Ehrengerichts zu beteiligen und 
sich durch ein anderes Mitglied des Verbandes 
hierbei vertreten oder verteidigen zu lassen. 


Der Einblick in sämtliche Akten ist ihm 
und seinem Vertreter gestattet. 


Macht der Angeschuldigte von diesen Rech- 
ten keinen Gebrauch und nimmt er ohne aus- 
reichende Entschuldigung zu dem Verfahren 
keine Stellung, so kann die Entscheidung in 
seiner Abwesenheit erfolgen. 


§ 8. 
Das Ehrengericht kann erkennen: 
bl auf Unzuständigkeit, 
b) auf Vervollständigung der Untersuchung, 
c) auf Freisprechung, 
d) auf Erteilung einer Verwarnung, 
e) auf Beantragung des dauernden Ausschlusses 
aus dem Verband bei dem Vorstand des 
Verbandes. 


§ 9. 

Wird im Sinne des § 8e erkannt, so sind 
dem Vorstand des Verbandes sämtliche Akten 
zur Entscheidung einzusenden. Der Angeschul- 
digte hat das Recht, der Verbandsleitung münd- 
lich oder schriftlich Bericht zu erstatten. 


Der Vorstand des Verbandes kann entweder 
durch Entscheidung das Verfahren beenden 
oder die Angelegenheit an die Vorinstanz zur 
nochmaligen Verhandlung zurückverweisen. 


8 10. 


Nach rechtskräftiger Entscheidung ist eine 
Wiederaufnahme des Vertahrens nur dann zu- 
lässig, wenn dem Ehrenrat neue Tatsachen be- 
kannt werden, welche dieser als stichhaltig an- 
erkennt. 

§ 11. 


Den Richtern, Zeugen und Sachverstindigen 
sind auf Verlangen die entstehenden baren Aus- 
lagen zu verguten. 

Diese Unkosten tragt bei der Verhandlung 
nach § 3a im Falle einer Verurteilung der Ver- 
urteilte, bei Freispruch der Verband. 

Bei Verhandlung auf Grund des § 3b ent- 
scheidet das Ehrengericht über die Verteilung 
der Kosten. 


§ 12, 


Ueber das ehrengerichtliche Verfahren ist 
seitens samtlicher Beteiligter Stillschweigen zu 
bewahren. Das Ehrengericht ist aber in be- 
sonderen Fällen berechtigt, das Urteil in ge- 
eigneter Weise zu veröttentlichen. 


Die Akten des Verfahrens sind versiegelt 
vom Vorsitzenden des Bezirksvereins aufzube- 
wahren. 


Dem Vorstand des Verbandes muß von jeder 
Ehrengerichtsverhandlung eine Niederschrift mit 
Auslassung der Personennamen eingereicht wer- 
den. 


Dipl.-Ing. Dr. Lang, Patentanwalt, 
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gegen den Verein Deutscher Diplom - Brauerei - Ingenieure. 
Von Pipl.-ng. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. 


Zu Antang des Jahres 1910 wurde der Ver- 
bandsleitung von befreundeter Seite mitgeteilt, 


daß in einer Druckschrift: Die Unterrichts- 
anstalten der Versuchs- und Lehranstalt für 
Brauerei, Berlin N.65, Institut für Gärungs- 


gewerbe, Berlin 1910, wiederholt die Bezeich- 
nungen ,,Diplom-Brauerei-Ingenicur“, „Diplom- 
Brennerei-Ingenieur‘‘ angewandt seien. Auch 
enthielt diese Druckschrift zahlreiche Wendun- 
gen, durch die beim Publikum der Anschein er- 
weckt wurde, als handle es sich bei den durch 
diese Druckschriften veröffentlichten Bezeich- 
nungen um Diplom-Ingenieure. Ein an den Vor- 
steher des Instituts für Gärungsgewerbe und 
Direktor der Unterrichtsanstalten der Versuchs- 
und Lehranstalt für Brauerei, Geh. Regierungs- 
rat Professor Dr. Delbrück, gerichtetes Schrei- 
ben blieb unbeantwortet. Delbrück begnügte 
sich damit, das Schreiben des Verbandes der 
Landwirtschaftlichen Hochschule in Berlin zur 
Erledigung weiter zu geben, und diese begnügte 
sich wiederum damit, ein Programm der Land- 
wirtschaftlichen Hochschule zu übersenden, in 
welchem auf Seite 44 ff die fragliche Diplom- 
Prüfungsordnung zu finden war. Ein weiteres 
Schreiben des Verbandes an den Rektor der 
Königlichen Landwirtschaftlichen Hochschule in 
Berlin blicb unbeantwortet. Die Verbandsleitung 
wandte sich deshalb unterm 31. Januar 1911 
mit folgender Eingabe an Sr. Exzellenz den 
Herrn Minister für Landwirtschaft, Domänen 
und Forsten: 


„Ew. Exzellenz haben unterm 3. August 1900 eine Prü- 
fungs-Ordnung für Brauerei-Ingenieure an der Königlichen 
Landwirtschaftlichen Hochschule in Berlin genehnugt. Diese 
Prüfungsordnung enthält die Bestimmung, daß über das Er- 
gebnis der Prüfung sowohl im ganzen wie in den einzelnen 
Fächern dem Examinanten ein „Diplom als Brauerei-Ingenieur“ 
ausgestellt werde. Zu welchen Konsequenzen diese Bestim- 
mung führt, belieben Ew. Exzellenz aus dem Programm 1910 
der ,,Unterrichtsanstalten des Instituts für Gärungsgewerbe“ 
in Berlin N.65 zu ersehen, in welchem an verschiedenen 
Stellen die Bezeichnung ,,Diplom-Brauerei-Ingenieur“ ange- 
wendet und auch von Anwartern der „Diplom-Ingenieur-Prü- 
fung“ die Rede ist. Da die Befugnis der Ernennung von 
„Diplom-Ingenieuren“ ein durch Allerhöchsten Erla ver- 
liehenes Recht der Technischen Hochschulen darstellt, so 
bittet der unterzeichnete Verband Ew. Exzellenz, verfügen 
zu wollen, daß die genannten Bezeichnungen im Programm 
des Instituts für Gärungsgewerbe unterbleiben, und daß auch 
der Wortlaut der betreffenden Bestimmung in der Prüfungs- 
ordnung vom 3. August 1906 so gewählt wird, daß er nicht 
mehr zu Irrtümern der vorgenannten Art führen kann. Die 
Diplom-Ingenieure erblicken in dem gegenwärtigen Zustand 
eine Schädigung ihrer Interessen, die um so größer ist, 
als die Vorbelingungen für die Zulassung zu der besagten 
Prüfung an dem Institut für Gärungsgewerbe in gar keinem 
Verhältnis zu den Anforderungen stehen, die an die Anwärter 
der Diplom-Ingenieur-Prüfung gestellt werden.“ 


Sr. Exzellenz antwortete hierauf durch Be- 
scheid vom 13. März 1911 folgendes: 


„Eine hinreichende Begründung für die Notwendiekeit 
einer Aenderung der Prüfungsordnung für Brauerei-Ingenieure 
vom 3. August 1906 habe ich aus der Eingabe des Verbandes 
nicht entnehmen können. Das von mir zum Bericht veran- 
laßte Institut für Garungszewerbe hier wird jedoch in seinen 
künftigen Verdffentlichungen über die Prülungen eine Fassung 
wählen, die eine auch meines Dafürhaltens unerwünschte 
Verwechslung dieser Ingenieure mit den Diplom-Ingenieuren, 
deren Ernennung den Technischen Hochschulen vorbenalten 
ist, ausschließt. 

Hiernach halte ich die Vorstellung des Verbandes für 
erledigt.“ 

Auf diese Antwort erwiderte die Verbands- 
leitung unterm 22. Juli 1911 folgendes: 

„Ew. Exzellenz! 

Der unterzeichnete Vorstand des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure gestattete sich in einem Gesuch vom 
31. Januar 1911 Ew. Exzellenz um Beseitigung einiger Miß- 
stande beim Institut für Gärungsgewerbe in Beriin zu bitten. 
Ew. Exzellenz erwiderte das Gesuch durch Bescheid vom 
13. März 1911 dahingehend, daß eine Aenderung der Prü- 
fungsordnung für Brauerei-Ingenieure vom 3. August 1906 
nicht erforderlich sei, daß aber bei den künftigen Veröffent- 
lichungen des Instituts alles vermieden werden müsse, was 
zu einer Verwechslung solcher Ingenieure mit den Diplom- 
Ingenieuren führen könne. Der unterzeichnete Verband 
möchte konstatieren, daß das „Programm der Unterrichts- 
anstalten der Versuchs- und Lehranstalten für Brauerei, 
Berlin 1910“, dessen Fassung die Veranlassung gab zur Ein- 
reichung des Gesuches, nach wie vor unverändert zur Aus- 
gabe gelanst. Es möge Ew. Exzellenz weiter unterbreitet 
werden, daß sich die Absolventen des genannten Instituts zu 
einem „Verein Deutscher Diplom-Brauerei-Ingenieure“ zu- 
sammengeschlossen haben, der sich der Anerkennung des 
Institutsleiters erfreut und dessen Vereinsorgan, die „Tages- 
zeitung für Brauerei“, von einem Lehrer de3 Instituts ge- 
leitet wird. Dieser Verein hat in der offiziellen „Liste der 
Kongresse und Tagungen in Dresden während der Inter- 
nationalen Hypiene-Ausstellung in Dresden 1911“ seine dies- 
jährige Hauptversammlung angekündigt, und eg zeigte sich 
dabei, daß die aus diesem Anlaß an den genannten Verein 
nach Berlin adressierten Briefe etc. stets seitens der Post bei 
dem unterzeichneten Verbande abgegeben wurden. Damit 
dürfte die Verwechslungsmöglichkeit als auch die tatsäch- 
lich stattgefundene Verwechslung nachgewiesen sein. Da Ew. 
Exzellenz in dem Bescheid vom 13. März 1911 der Auffassung 
Ausdruck gegeben haben, daß in den Veröffentlichungen des 
Instituts Fassungen vermieden werden, die eine Verwechslung 
ermöglichen, so bittet der unterzeichnete Verband Ew. Exzel- 
lenz ganz ergebenst, die Angelegenheit unter Berücksich- 
tigung der vorstehend dargelegten Tatsachen nochmals gütigst 
in Erwägung ziehen zu wollen. 

Ehrerbietigst!“ 


Auf diese Eingabe ist unterm 5. Oktober 1911 
folgender Bescheid eingegangen: 


„Dem Vorstand erwidere ich auf die Eingabe vom 22. Juli 
dieses Jahres ergebenst, daß das darin erwähnte „Programm 
der Unterrichtsanstalten der Versuchs- und Lehranstalt für 
Brauerei in Berlin 1910“ nach der Anzeige des Instituts für 
Gärungsgewerbe neuerdings nicht mehr vertrieben wird. In 
der im Druck befindlichen neuen Auflage soll den Wünschen 
des Verbandes Rechnung getragen werden. Nach den weiteren 
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Angaben des Instituts ist der ..Verein Deutscher Diplom- 
Brauerei-Ingenieure“ weder auf Veranlassung des Instituts 
gebildet worden, noch steht er zu ihm in irgend einem Ab- 
hängigkeitsverhältnis. Das Institut hat somit keinen Ein- 
fluß auf die Wahl der von dem Verein geführten Bezeichnung. 

Unter diesen Umständen bedauere ich Weiteres nicht 
veranlassen zu können. 

Im Auftrage.“ 


Auf Grund dieser Antwort war der Verband 
auf die Beschreitung des Rechtsweges ange- 
wiesen. 


Die Klage wurde beim zuständigen Gericht, 
dem Landgericht I Berlin, eingereicht, und der 
Schriftsatz hatte folgenden Wortlaut: 


„Berlin, den 2. März 1912. 


Der beklagte Verein, der unter Nr. 1430 in das Vereins- 
register des Königlichen Amtsgerichts Berlin-Mitte einge- 
tragen ist und satzungsgemäß durch seinen Vorsitzenden ver- 
treten wird, führt in seinen Satzungen und im Verkehre den 
Namen „Vere'n Deut;cher Diplom-Brauerei Ingenieure“. Mit- 
glieder können laut Satzung nur „Diplom-Brauerei-Ingenieure“ 
werden; darunter werden offensichtlich solche Herren ver- 
standen, die an der Kgl. Landwirtschaftlirhen Hochschule in 
Berlin die Prüfung als Brauerei-Ingenieur abgelegt haben und 
gemäß der Prü’ung sorinu-g des Landwirtschaftsministers vom 
3. August 1906 ein Diplom als Brauerei-Ingenieur erhalten 
haben. Durch dese Prüfungsordnung werden die Brauerei- 
ingenieure aber nicht berechtigt, sich „Diplom-Brauerei-In- 
genieure“ zu nennen. Denn die Befugnis der Ernennung ven 
„„Diplom-Ingenieuren“ ist ein den Technischen Hochsch ulen 
durch Allerhö:hsten Erlaß ausschließlich verliehenes Keckt, 
so daß nur solche Ingenieure, die ihr Diplom von einer Tech- 
nischen Hochschule erhalten haben, befugt sind, sich Diplom- 
Ingenieure zu nennen. Der klagende Verband ist die Standes- 
vertretung der Diplom-Ingenieure, der es satzungsgemiB ob- 
liegt, die Standesinteressen derselben zu wahren. Der 
klagende Verband ist daher auch legitimiert gegen Mißbrauch 
der Bezeichnung Diplom-Ingenieure vorzugehen. Einen solchen 
Mißbrauch bedeutet auch jede ähnliche Bezeichnung, die den 
Irrtum ermöglicht, daß e3 sich um Diplom-Ingenieure han- 
delt; wobei es niemals auf die Täuschungsabsicht ankommt, 
sondern nur um die objektive Möglichkeit einer Täuschung. 
Von diesem Gesichtspunkte aus sind in der Rechtssprechung 
z. B. die Bezeichnungen dip!.-Ing., diplomierter Ingenieur usw. 
für unzulässig und strafbar erklärt worden. Von demselben 
Gesichtspunkt aus ist auch die Bezeichnung Diplom-Brauerei- 
Ingenieur unzulässig, weil auch hier der Irrtum ermöglicht 
wird, es handle sich um Herren, die im Besitze eines von 
einer Technischen Hochschule erteilten Diploms sind. Eine 
Schädigung der Interessen der Diplom-Ingenieure kommt um 
so mehr in Frage, als die Vorbedingungen für die Zulassung 
zur Prüfung als Brauerei-Ingenieur in gar keinem Verhältnis 
zu den Anforderungen stehen, die an die Anwärter der 
Diplom-Ingenieur-Prüfung gestellt werden. 

Auf Grund der §§ 12 BGB. und 823 BGB. in Verbindung 
mit § 360 Ziff. 8 StrGB. rechtfertigt sich daher der Antrag: 

den Beklagten kostenpflichtig zu verurteilen, es zu unter- 
lassen, sich Verein Deutscher Diplom-Brauerei-Ingenieure 
zu nennen. 
Zur mündlichen Verhandiung vorstehenden Rechtsstreits lade 
ich den Beklagten vor das Königliche Landgericht I Berlin zu 
dem anberaumten Termin mit der Aufforderung, einen bei 
diesem Gericht zugelassenen Anwalt zu seinem Vertreter zu 
bestellen.“ Ä 


Auf diese Klageschrift ging unterm 12. Juni 
1912 eine Klagebeantwortung mit folgendem 
Wortlaut ein: 


„Das Klagebegehren ist aus mehr denn einem Grunde 
verfehlt: 


I. Zunächst kann, was die Aktivlegitimation des Klägers 
anlangt, nicht anerkannt werden, daß derselse „die Standes- 
vertretung der Diplom-Ingenieure“ darstelle. Hierzu würde 
verlangt werden müssen, daß der klagende Verband die Ge- 
samtheıt oder doch das Gros der Deutschen Diplom-Ingenieure 
umfasse. Das aber trifft keineswegs zu, da die Mehrheit der 
Deutschen Diplom-Ingenieure oder doch ein ganz wesentlicher 
Bruchteil derselben dem klägerischen Verbande nicht ange- 
hört und somit seine Interessen selbst wahrnimmt. 

Aus diesem Grunde ist es auch g’eichzül.iz, ob nach den 
Satzungen des Klägers ihm die Wahrung der Deutschen 
Diplom-Ingenieure obliegt oder nicht. — 


II. Es ist richtig, daß e3 für die Frage, ob der Klage- 
anspruch berechtigt ist oder nicht, nicht sowohl auf eine 
Täuschungsabsicht als auf die objektive Moglizhkeit eines 
Irrtums ankommt. Aber gerade diese muß mit aller Ent- 
schiedenheit bestritten werden. Es wird in dieser Beziehung 
davon auszugehen sein, daß für Menschen von durchsehnitt- 
licher Aufmerksamkeit eine deutliche Unterscheidbarkeit in 
den beiden fraglichen Bezeichnungen gegeben ist. Und das 
muß hier bejaht werden; denn die Bezeichnung „Diplom- 
Brauerei-Ingenieur“ hebt sich von der Bez2ichaung ,,Diplom- 
Ingenieur“ allerdings so scharf ab, daß die Moz:icnkeit einer 
Verwechslung nur unaufmerksimen Menschen unteriaufen 
kann. Hat doch das Reichsgericht (Bd. 29, S. 71 ff.) zwar in 
spezieller Anwendung für das Firmenrecht, aber doch mit 
im Prinzip auch auf den gegebenen Fall anwendbaren Aus- 
führungen dargetan, daß der berechtigte Gebrauch der Be- 
zeichnung selbst bei unläugbarer Schdligung eines anderen 
dem letzteren ein Untersagungsrecht noch nicht gibt und bei 
sehr viel weniger deutiicher Unterscheidbarkeit (,.C. F. Meyer“ 
und „F. C. Meyer“ und: „C. H. Bennecke & Co.“ gegen 
„Benecke & Co.“) kein Klagrecht gegeben. 

Ill. Hierzu kommt, daß die Klage von einer falschen Vor- 
aussetzung, nämlich von der Auffassung auszugehen scheint. 
daß der den „Diplom-Ingenieur“ einführende abschriftlich an- 
liegende Allerhöchste ErlaB vom 11. Oktober 1899 unter 
den dort erwähnten „Technischen Hochschulen“ lediglich die 
sogenannten Polytechniken verstanden wissen will. Das ist 
aber zweifellos abwegrig; denn zu den „Technischen Hoch- 
schulen“ gehört, wie beispielsweise die Bergakademieen, auch 
die hiesige Landwirtschaftliche Hochschule, die Jemgemäß 
denn auch den geprüften Brauere'-Ingenieuren das Recht zur 
Führung der Bezeichnung ,,Diplom-Brauerei-Ingenieur® zuge- 
sprochen hat und nach jenem Erlaß zusprechen durfte. 

Zur Entscheidung über die Berechtigung dieser Frage wird 
in eine Prüfung derjenigen Bedingungen einzutreten sein, die 
für den ,,Diplum-Brauerei-Ingenieur“ behördlich aufgestellt, 
sind. 

Grundlegend ist hier die vom Landwirtschaftsminister er- 
lassene, auf der Gerichtsschreiberei hiermit niedergelezte 
„Prüfungsordnung für Brauerei-Ingenieure an der Königlichen 
Landwirtschaftlichen Hochschule in Berlin“ vom 3. August 
1906 und in Sonderheit deren § 5, dessen Absatz 6, inhalt: 
dessen den mit Erfolg Geprüften ‚ein vom Rektor der Land- 
wirtschaftlichen Hochschule und von dem Vorsteher des In- 
stituts für Gärungszewerbe unterschriebenes Diplom als 
Brauerei-Ingenieur auszustellen ist und nach dem 
Schema des hiermit auf der Gerichtsschreiberei niedergelegien 
Diploms ausgestellt wird. Diese Tatsache allein entzieht nach 
der Ansicht des beklagten Vereins der Klage den Boden und 
läßt alle sonstigen Erwägungen des Gegners unerheblich er- 
scheinen. 

Daß übrigens Beklagter mit dieser Ansicht nicht allein 
steht, sondern dieselbe von den maßgebenden Faktoren des 
Spezialfachs geteilt wird, geht aus den hiermit gleichfalls 
auf der Gericht;schreiberei niedergelegten Ausschnitten £us 
den Jahrgängen 1904, 1907 und 1911 des „Jahrbuch der 
V.L.B.“ (Versuchs- und Lehrbrauerei, wie das oben gedachte 
staatliche Institut für Gärungsgewerbe auch genannt zu wer- 
den pflegt) bzw. aus den dort niedergelegten Ausführungen 
des Professors Dr. Delbrück, Vorsteher jener Staatsanstalt, 
hervor. - | 

Demgegenüber ist völlig unerheblich bzw. höchstens de 
lege ferenda beachtlich, aber nicht vom Standpunkte des 
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reitenden Kecht:, was Kläger hinsichtlich der Vorbedingungen 
für die Zulassung zur Prüfung als „Diplom-Brauerei-Inge- 
n.eur“ einerseits und des „Diplom-Ingenieur“ anderseits vor- 
tragt. 

Verfehlt ist es ferner, wenn die Klage u.a. auch auf 
£30) Nr.8 StrGb. gestützt wird, weil diese Gesetzesbestim- 
mung u.a. nur die unberechtigte Führung eines Vor- und 
Zunamens sowie die unbefugte Annahme eines Titels 
re:p. einer Würde verbietet uni es fraglich sein kann, ob 
nicht die Bezeichnung „Diplom - Brauerei - Ingenieur“ viel 
weniger einen Titel als eine Standesbezeichnung bzw. die 
Qualifikation zu gewissen gewerblichen Leistungen enthält 
(cfr. Delbrück in dem oben gedachten Jahrgang 1907, S. 295). 

Die gegnerische Bezugnahme auf §823 BGB. ist, da es 
sich um eine reine Unterlassungs- und keine Schadenersatz- 
klage handelt, nicht verständlich. — * 


Anlage zum gegnerischen Schriftsatz. 


„Auf den Bericht vom 6. d. Mts. will ich den Technischen 
Hochschulen in Anerkennung der wissenschaftlichen Bedeu- 
tung, welche sie in den letzten Jahrzehnten neben der Er- 
füllung ihrer praktischen Aufgaben erlangt haben, das Recht 
einräumen: 


l. auf Grund der Diplom-Prüfung den Grad eines Diplom- 
ingenieurs (abgekürzte Schreibweise, und zwar in deutscher 
Schrift: Dipl.-Ing.) zu erteilen, 

>. Diplom-Ingenieure auf Grund einer weiteren Prüfung 
z3 D’oktor-Ingenieuren (abgekirzte Schreibwei-e, und zwar in 
deut cher Schrift: Dr.-Jng) zu promovieren, und 

z. die Würde eine: Doktor-Ingenieurs auch Ehren haiber 
al: seltene Auszeichnung an Männer, die sich um die Förde- 
Aung der technischen Wissenschaften hervorragende Ver- 
dienste erworben haben, nach Maßgabe der in der Promo- 
ti -n-ordnuny festzusetzenden Bedingungen zu verleihen. 

Neues Palais, den 11. Oktober 1899. 

gez. Wilhelm R. 
gez. Studt. 
Ar deı Minister der geistlichen, Unterrichts- 
und Medizinal-Angelegenheiten.“ 


Dieser Klagebeantwortung folgte seitens der 
Verbandsleitung unterm 27. Juni 1912 folgende 
Erwiderung: 

. Auf die Klagebeantwortung wird folgendes erwidert: 


I. Die Frage der Akt.viegitima‘ion des Klägers ist gänz- 
ieh unabhängig von der Anzahl der in einer Organization ver- 
c_nigten Standesgenogsen. Wollte man die Anzahl der Mit- 
lieder hierbei mit:prechen lassen, s> wäre kaum eine der 
bestehenden Standesorganisationen in der Lage, gerichtliche 
Schritte in Standesfragen zu unternehmen; denn die ent- 
sprechenden Organisationen der Aerzte, Richter. Anwälte etc. 
cm’assen durchweg nur einen geringen Bruchteil, und zwar 
meist weit weniger als die Hälfte der Standesgenossen. 
Außerdem übersieht der Beklagte, daß auch der klagende 
Verein als sclcher Rechtssubjekt is‘, und daß der Name des 
kKlagenden Vereins selbst schon durch die be- 
anstandete Benennung des Beklagten verletzt wird. 

II. Wenn in der Klagebeantwortung darauf hingewi:sen 
* wird, daB die Bezeichnung „Tiplom-Brauerei-Ingenieur‘ gegen- 
über der Bezeichnung „Diplom-Ingenieur“ genügend unter- 
rene dungskrait'g sei, gleich im Ansch’uß daran aber betont 
wird, daß die Landwirtschaftliche Hochschule durch Aller- 
15 h ten Erlaß seitens des Königs von Preußen befugt sei. 
"ey akademi chen Grad eines Diplom-Ingenieurs zu verleihen. 
so ist dies widerspruchsvoll, denn wenn die betreffende Körper- 
seho t dieses Privilegium verliehen bekommen hat, so kann 

:e den Titel „Diplom-Ingenieur“ ohne jele Umschreibung 
und Verklau:ulierung erteilen, und es bedarf a!siann nicht 
de; Nachweises oder des Versuches, ,,Diplom-Brauerei-Inge- 
near’ und ‚Diplom-Ingenieur‘ als zwei wesensverschiedene 
I) nce nachweisen zu wollen. 

Bezüglich der Unterscheidungskraft der beiden Bezeich- 
unzen set aber auf die einschlägige Indikatur auf dem Ge- 


biete des Wortzeichenrechtes hingewiesen, das allein hier 
analog verwendet werden kann. Nach der ständigen Rechts- 
sprechung des Reichsgerichts bzw. Kaiserlichen Patentamtes 
sind Worte nicht nur nach ihrer Bildwirkung und ihrer 
Klangwirkung, sondern auch nach ihrem Sinne ge- 
schützt, in welchen: sie auf das Vorstellungsvermögen ein- 
wirken; und eine Nichtübereinstimmung besteht daher rur 
dann, wenn nach keiner dieser drei Richtungen hin eine Gefahr 
der Verwechslung besteht (Patentamt, Beschwerdeabteilung, 
im Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen, heraus- 
gegeben vom Kai:erlichen Patentamt, Berlin, Carl Heymanns 
Verlag, Jahrgang 1907, Seit2 122; vergl. ferner Allfeld, 
Kommentar zu den Reichsgesetzen über das gewerbliche Ur- 
heberrecht, München 1904, Seite 666; ferner Rhenius, Ge- 
setz zum Schutz der Warenbezeichnungen vom 12. Mai 1904. 
zweite Auflage, Berlin 1998, Carl Heymanns Verlag, Seite 76: 
ferner Osterrieth, Lehrbuch des gewerblichen Rezhtsschutzes, 
Leipzig 1998, Seite 330). Nach der übereinstimmenden An- 
sicht all dieser Kommentatoren liegt Uebereinstimmung der 
Worte in bezug auf den Sinn insbesondere dann vor, wenn 
zwei Worte den gleichen oder einen ähnlichen Begriff wieder- 
geben. So stimmen überein: , Mohr“ und „Neger“, „Phöbus“ 
und „Apollo“ ete. Ganz allgemein ist aber auch ausdrücklich 
anerkannt, daß die Hinzufügung von wörtlichen Bestandteilen 
zu einem geschützten Wort die Verwechslungsgefahr in der 
Regel nicht ausschließt (vergl. Entscheidungen des Reichs- 
gericht; in Zivilsachen, im Blatt für Patent-, Muster und 
Zeichenwesen, Jahrgang 1908, Seite 220, ferner Jahrgang 
1905, Seite 207, ferner Jahrgang 1897, Seite 32, ferner 
Jahrgang 1958, Seite 12°. i 

Aus den vorstehenden dürfte sich ohne weiteres ergeben. 
daß Diplom-Ingenieur und Diplom-Brauerei-Ingenieur ver- 
wechslungsfähig ist: denn in beilen Worten handelt es sich 
nicht nur um das Stammwort „Diplom-Ingenieur“, sondern 
in beiden Worten ist auch dem Sinne nach ein Diplom-Inge- 
nieur gemeint, wobei bei dem Wort Diplom-Brauerei-Inge- 
nieur auf einen Diplom-Ingenieur für Brauereitechnik hinge- 
wiesen wird. Daß ‚Diplom-Ingenieur‘ und „Diplom-Brau-rei- 
Ingenieur“ dasselbe ist und als dasse'be aufgefaßt werden 
soll, ergibt sich aus früheren Schriften der Urheber der Ee- 
zeichnung ,,Diplom-Brauerei-Ingenieur“, die heute die Inden- 
tität bestreiten möchten, selbst: denn aus dem Programın 
1910 der Unterrichtsanstalten des Instituts für Gärungs- 
gewerbe in Berlin N. 65 ergibt sich, daß in Verbindung mit 
der Bezeichnung ,,Diplom-Brauerei-Ingenieur“ die Prüfung 
hierfür als „Dipl m-Ingenieur-Prüfung“ bezeichnet wird; da- 
bei wird auch au drü:k!ich von einer Gleichwertigkeit dieser 
Prüfung mit der Diplom-Ingenigur-Priifung an den Technischen 
Hochschulen ge:prucher. 

Die analoge Verwendung dex Firmenrechts ist beim vor- 
liegenden Streitfal! ausgeschlossen, denn zunächst hat Firmen- 
recht nur lokale Bedeutung. Sodann handelt es sich im 
Firmenrecht um Einz:lbezeichnungen, nicht um Gattungsbe- 
zeichnungen. Bei Einzelbezeichnungen, wie Firmen, ist es 
ganz natürlich, daß in der Regel geringe Unterschiede (ab- 
weichende Vornamen, auch in abgekürzter Form, abweichende 
Schreibweise des Namens: genügen, um die Uebereinstim- 
mung auszuschließen. da, wie dies ganz selbstverständlich ist, 
das Publikum bei Namen auf diese Unterschiede schärfer 
zu achten pflegt als bei Gattungsbezeichnungen, die im Gegen- 
satz zu den Namen frei gewählt werden. 


Bemerkt sei noch, daß nicht nur das Publikum, sondern 
auch die Fachleute sich in keiner Weise an die offizielle 
Schreibweise halten. So spricht man in analoger Weise wie 
von einem ,,Diplom-Brauerei-Jngenieur sowohl in der Fach- 
literatur als auch in der Tagespresse ven „Liplom-Maschiuen- 
Ingenieuren“, Diplom-Berg-Ingenieuren“ und vin ‚„‚Jiplomierten 
Elektro-Ingenieuren“ und versteht darunter s‘e's Diplom-Inge- 
nieure des Maschinenbaus, des Bergbaus und der Eiektro- 
technik vergl. u.a. Frank.urter Zeitung, Elektroingenieure im 
Staatsdienst; vergl. ferner Zeitschrift für angewandte Chemie, 
Heft 26, 1912, Seite 1310 unter „Montanbund“). 

recht bezeichnend für die Verwech lungsfihigkeit ist di- 
Tatsache, daß der klagende Verband eine Unmenge Post- 
sachen erhalten hat, die für dea Beklagten bestimmt waren. 
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Interersant ist ferner, daß das Organ des Beklagten, die 
Tageszeitung für Brauerei. schon die Bezeichnung des Be- 
klagten geändert hat: er erscheint dort als Verein Deutscher 
Dipl.-Brauerei-Ingenieure. Aber auch diese abgekürzte Be- 
zeichnung ist unzulässig. Das ist bereits offiziell durch die 
Gesetzgebung verschiedener Einze's‘aaten anerkannt, z. B. ist 
in dem Gesetz über das technische Staafsschulwesen im Groß- 
herzogtun Hessen gesagt, daß den Absolventen der tech- 
nischen Fachschulen untersagt ist, sich dipl. Ing., Diplom-Ing. 
und ähnlicher Bezeichnungen zu bedienen, die zur Verwechs- 
lung mit der Bezeichnung Diplom-Ingenieur dienen könnten. 


II. Wenn die Klagebeantwortung glaubt, daß der den 
„Diplom-Ingenieur“ einführende Allerhöchste Erlaß vom 
11. Oktober 1899 nicht nur die Technischen Hochschulen, 
soweit sie früher Polytechniken waren, im Auge hatte, so muß 
dem entgegengehalten werden, daß sich der Begriff der ,,Tech- 
nischen Hochschulen“ nicht nach dem subjektiven Ermessen 
eines einzelnen richtet, sondern nach den staaatsrechtlichen 
Voraussetzungen. Unter staatsrechtlichem Gesichtspunkte 
aber sind Technische Hochschulen nur solche, deren Verfas- 
sungsstatut durch Allerhöchsten Erlaß als Technische Hoch- 
schulen anerkannt ist. Zu diesen Hochschulen gehören in 
Preußen nur Charlottenburg. Aachen, Danzig und Breslau; sie 
alle unterstehen ebenso wie die Universitäten dem Kultus- 
m.nisterium. Keine Technischen Hochs:hulen im staatsrecht- 
lichen Sinne sind die Landwirtschaftlichen Hochschulen, die 
dem Landwirtschaftsminister unterstehen, und die Bergaka- 
demien, die dem Handelsministerium unterstellt sind. Es 
existiert kein Allerhöchster Erlaß. auf Grund dessen die 
Landwirtschaftliche Hochschule das Recht erhalten hätte, aka- 
demische Titel und Würden gleich den Universitäten und Tech- 
nischen Hochschulen zu verleihen, und auch die Bergakademien 
erhielten dieses Recht erst nach langem Drängen vor einigen 
Monaten, und zwar auf Grund eines besonderen Aller- 
höchsten Erlasses vom 29. Januar 1912. 

Ein gleicher Eriaß für die Landwirtschaftlichen Hoch- 
schulen existiert nicht. Wenn demgegenüber in der Klage- 
beantwortuny auf eime vom Landwirtschaftsminister ge- 
nehmirte Pıüiungsordnung für Brauerei - Ingenieure vom 
3. Augu-t 1906 verwiesen wird, so Ist dies eine völlige Ver- 
kennung der einschlägigen staatsrechtlichen Verhältnisse. 
denn das Recht auf Titelverleihung an eine Körperschaft ist 
ein Recht der Krone, und der Minister kann niemals ein 
solches Recht aus eigener Machtbefugnis verleihen. Im vor- 
liegenden Fall verwahrt sich denn auch der Herr Minister für 
Landwürtschaft, Domänen und Forsten entschieden dagegen, 
diese Prürungsordnune, auf Grund der keineswegs ein Titel, 
sondern lelielich ein Diplom im Brauereiwesen erteilt wer- 
den kann, als eine Titelverlethungsurkunde aufgefaßt zu sehen. 
Um die Stellung des Landwirtschaftsministers zu dieser Frage 
zu erkennen, wird im folgenden die Eingabe des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure vom 31. Januar 1911 betreffend 
Mißstände am Institut für Gärungsgewerbe an dieses Mini- 
sterium anveiuhit (siehe Ein’reitung oben».“ 

„Aus dem vorstehenden dürfte sich in voller Klarheit er- 
geben, daß die Landwirtschaftliche Hochschule nicht cas 
Recht hat, den Titel Diplom-Ingenieur zu verleihen, und es 
erübrigt sich, auf die Ansi’ht des Vorstehers des Instituts 
für Gärungsgewerbe. das, nebenbei bemerkt, keine Staats- 
anstalt ist, wie die Kligebeantwortung angibt, näher einzu- 
gehen, da der Herr Landwirtschaltsminister selbst die Haltung 
des ihm unterstellten Institutsvorstehers gemilsbiliigl und 
desavouiert hat. 

Was die hleveheantwortuny über die Bedeutung der gänz- 
hich verschiedenen Bedineungen für die Zulassung zur Prüfung 
als Diplom-Ingenieur und a's sogenannter Diplom -Praxerei- 
Ingenieur anführt. ist diesseits nicht ohne weiteres ver- 
ständlich; alle Umschreibungen jedoch beseitigen die Tat- 
sache nicht, daß sich hier ein» Gruppe von im Brauercifach 
geprüften Herren einen akademischen Titel auf Grund einer 
Vorbildung beilegt, die mit der Vorbildunz, die an die An- 
wärter des Diplom-Ingenteur-Grades geste'lt wird. in einem 
Atemzuge gar nicht genanut werden darf. 

Daß Diplom-Invenievr ein Titel im Sisne des $360 Nr. 8 
StrGB. ist, ist dureh Batscherlungz des Keichsgerichts an- 


erkannt (RG. I. 29. 9. 083: Das Recht, Rundschau für den 
deutschen Juristenstand. 12, Nr. 3366 1.* 


Auf Grund dieses Wechsels von Schriftsätzen 
erging seitens des Landgerichts unterm 30. Sep- 
tember 1912 folgende Entscheidung: 


sim Namen des Königs! 


In Sachen 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure, Eingetragener 
Verein in Berlin, vertreten durch seinen Vorstand, Klägers, 
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Berendes in Berlin, 
gegen | 
den Verein Deutscher Diplom-Brauerei-Ingenieure, Einge- 
tragener Verein in Berlin, vertreten durch seinen Vorsitzen- 
den, den Brauerei-Ingenieur Karl Lenz in Pfungstadt, Be- 
kloten, Prozeßhevollmächtigter: Justizrat Rechtsanwalt Dr. 
Guttmann in Berlin. wegen Namen streits (Objekt 4500 M.), hat 
die 5. Zivilkammer des Königlichen Landgerichts I in Berlin 
auf die mündliche Verhandlung vom 23. September 1912 unter 
Mitwirkung des Landgerichtsdirektors Geheimen Justizräts 
Hoppe und der Landgerichtsrate Horwitz und Eichholz für 
Recht erkannt: 
Die Klage wird abgewie-en und der Kläger verurteilt, die 
Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 
Tatbestand. 

Der beklagte Verein ist in das Vereingregister des 
Königlichen Amt:gerichts Berlin-Mitte eingetragen und wird 
durch seinen im Rubrum genannten Vorsitzenden vertreten. 
Er führt nach seinen Satzungen und im Verkehr den Namen 
„verein Deutscher Diplom-Brauerei-Ingenieure“. Mitglieder 
können ,.Diplom-Brauverei-Ingenieure’ werden. Darunter wer- 
den solche Herren verstanden, die an der Königlichen Land- 
wirtschaftlichen Hochschule in Berlin die Prüfung als Braue- 
rei-Ingenieur bestanden und gemäß der vom Landwirtschaft- 
lichen Minister genehmigten Prüfungsordnung vom 3. August 
1906 ein Diplom als Brauerei-Ingenieur erhalten haben. . 

Der Kläger st-ht auf dem Standpunkt, daß h’erdurch die 
Brauerei-Ingenieure noch nicht berechtigt seien. sich „Diplom- 
Brauerei-Ingenieure“ zu nennen, da nur den Technischen Hoch- 
schulen durch Aliernöchsten Erlaß die Befugnis erteilt sei, 
Diplom-Ingenieure zu ernennen, und nur diese sich als Diplom- 
Ingenieure bezeichnen dürfen. Hiernach führte der beklagte 
Verein zu Unrecht die Bezeichnung ,.Diplom-Brauerei-Inze- 
nieure‘“, und der Kläger als Standesvertretung der Diplom- 
Ingenieure sei befugt, dagegen einzuschreiten. Wenn nur 
auch der beklagte Verein nicht denselben Namen führe wie der 
Kläger, so sei doch die von ihm gewählte Bezeichnung sehr 
ähnlich und irreführend. Eine Schädigung der Interessen 
der Diplom-Ingenieure komme aber hierbei um so mehr in 
Frage, als die Vorbillung und Prüfung der Diplom-Ingenieure 
mit derjenigen der Diplom-Brauerei-Ingenieure gar nicht Yer- 
glichen werden könne. 

Der Kläger hat beantragt, 
den Beklagten zu verurteilen, es zu unterlassen. sich Verein 
Deutscher Diplom-Brauerei-Insenieure zu nennen. 


Der Beklagte hat beantragt, 
die Klage ahzuwei-en. 

Er bestreitet zunächst die Aktivieeitimation des Kläges, 
der weder die Gesamtheit, noch auch nur die Mehrheit der 
Deutschen Diplom-Ingenieure umfasse, und daher als deren 
Standesvertretung nicht anzusehen sei. 

Sodann bestreitet der Beklagte, daß bei auch nur ge- 
ringer Aufmerksamkeit eine Verwechslung zwischen den Deut- 
schen Diplom-Invenieuren und Deuts“hen Dinlom-Braueret- In- 
genieuren möglich sei und verweist in dieser Hinsicht auf 
die im Gebiete des Firmenrechts ergangene Judikatur des 
Reichsgerichts. 

Sodann aber behauptet der beklagte. daB er zu der yon 
ihm gebrauchten Bezeiehnunz durchaus berechtiet sei. Zu 
den in der Allerhöchsten Kabinettsnrder vom 11. Oktober 1%:9 
erwähnten „Technischen Hochschulen" gehöre auch die Konig- 
liche Landwirtschäftliche Hochsehute in Berlin. Für die 
letztere uber habe der Landwirt-chaftliche Minister eine Prü- 
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funes-Ordnune vom 3. August 1906 erlassen, nach welsher 
„den mit Erfolg Geprüften ein vom Rektor der Landwirt- 
schaftlichen Hochschule und von dem Vorsteher des Instituts 
fir Gärunesgewerbe unterschriebenes Diplom als Brauerei- 
Ingenieur auszustellen sei.“ ($39 Abs. 6.) 

Auf den von dem Beklagten noch weiter vorgetragenen 
Inhalt der Priifungsordnung und das für „Hans Lucker" aus- 
zestellte Diplom als „Diplom-Brauerei-Ingenieur“ (in der Hülle 
Blatt 9 der Aktenı wird hiermit verwiesen. Der Kläger ist 
den gegnerischen An- und Ausführungen entgegengetreten 
und hat noch geltend gemacht: 

Eine Verwechslung der beiden in Frage kommenden Be- 
zeichnungen sei sehr leicht möglich, auch könne nicht das 
Firmenrecht, sondern eher die patentrechtlichen Vorschriften 
über gleich oder ähnlich lautenle Bezeichnungen hier analog 
herangezogen werden. 

Unter den im Allerhöchsten Eriaß vom 11. Oktober 1909 
eıwnähnten ‚Technischen Hochschulen“ seien nur diejenigen 
Hochschulen zu verstehen, deren Verlassungsstatut durch 
Allerhöchsten Erlaß als Technische Hochschule anerkannt sei. 
Das seien in Preußen nur die Hochschulen von Charlottenburg, 
Aachen, Danzig und Breslau. 

Dagegen seien keine Technische Hochschulen ‚im staats- 
rechtlichen Sinne“ die Laniwirtschaftlichen Hochschulen und 
die Bergakademien. Den letzten sei erst später durch be- 
sonderen Allerhöchsten ErlaB vom 29. Januar 1912 das 
Recht, Diplum-Ingenieure zu ernennen, gewährt worden, die 
Lindwirtschaftlichen Hochschulen besäßen dieses Recht aber 
noch heute nicht. Wegen der weiteren Ausführungen des 
Klägers zu diesem Punkt wird auf den vorgetragenen Inhalt 
seines Schriftsatzes vom 6. Juli er. (Bl. 16--18 der Akten) 
verwiesen. 

Schließlich hat der Kläger noch erk!ärt, seine Klage auf 
ss 12, 823 Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit 
3360 Ziffer S des Strafgesetzbuchs zu stützen. 

Der Beklagte ist den gegnerischen An- und Ausführungen 
jjberall entregengetreten. 


Gründe. 


I. Die Aktivlegitimation des Klägers, als einer. juristischen 
Ferson, die u.a. auch Träger des Namensrechts ist, ist ge- 
geben ($$ 21, 57, 65 Bürgerlichen Gesetzbuch»). 

II. Der Kläger verlangt vom Beklagten, daß er es unter- 
lasse, sich Verein Deutscher Diplom-Brauerei-Ingenieure zu 
nennen und stützt seinen Anspruch hierauf in erster Linie auf 
s12 des Bürgerlichen Gesetzbuches. Allein diese Gesetzes- 
vorschrift erscheint vorliegend nicht anwendbar. Denn weder 
bestreitet der Beklagte, dem Kläger das Recht seiner Namens- 
tubrung, noch führt er (Beklagter) den gleichen Namen 
wie der Kläger. Der Kläzer nennt sich „Verband Deutscher 
Di; lem-Ingenieure“, der Beklagte „Verein Deutscher Diplom- 
Braverei-Ingenieure“. Es erscheint nicht angängig, an Stelle 
de: Wortes „gleichen“ im Gesetzestext. das Wort „ähnlichen“ 
zu setzen. Wenn man aber im Wege der Gesetzesinter- 
pretation unter „gleichen Namen“ auch einen solchen ver- 
stehen sollte, bei dem die Mözlichkeit einer Verwechslung im 
Verkehr und täglichen Leben besonders naheliegend ist, so 
kann auch die:e Voraussetzung im vorliegenden Falle nicht 
anerkannt werden. Die Bezeichnungen der Parteien unter- 
scheiden sich vielmehr so deutlich und bestimmt, daß eine 
\erwechslunz: bei auch nur einiger Aufmerksamkeit nicht 
gut vorkommen kann. Hiernach ist die Anwendbarkeit des 
x12 Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegend nicht gegeben. 


III. Wenn der Kläger in zweiter Linie seinen Anspruch 
auf s8231.c. stützt, so wirft sich zunächst das Bedenken 
auf. ob diese Gesetzesbestimmung, in welcher nur eine Ver- 
pfhehtung zum Schadensersatz statuiert wird, ihm 
weh einen Unterlassungsanspruch, wie geltend 
zenicht, gewährt. Allein diese in der Theorie nicht unbe- 
strittene Frage ist an sich zugunsten des Klägers zu bejahen. 

Der durch eine unerlaubte Handlung Verletzte ist nicht 
darauf beschränkt, für den ihm bereits erwachsenen Ver- 
mogensschaden Entschäligung zu verlangen. Dies könnte hier 
der Kläger auch nicht, da er selbst nicht behauptet, durch 
die Handlungsweise des Beklagten einen Vermögens- 


schaden erlitten zu haben. Es ist dem Geschädigten ein 
durch Klage verfolgbarer Anspruch auf Unterlassung wenig- 
stens da zu gewähren, wo ein unerlaubtes Verhalten bereits 
verwirklicht worden ist, und weitere Eingriffe zu besorgen 
sind, wo also mit der Klage die Fortsetzung oder Vollendung 
der verübten oder begonnenen Schädigung verhütet werden 
soll. Es muß ferner in einem Falle, wo durch eine uner- 
laubte Handlung ein den anderen dauernd schädigender oder 
mit Nachteil bedrohender Zustand geschaffen ist oder wo, 
namentlich durch öffentliche Kundgebungen, die Bedingungen 
einer fortwirkenden bzw. sich erneuenden Benachteiligung 
gegeben sind, dem Verletzten ein Rechtsmittel gegeben sein, 
um jenem Zustande ein Ende zu machen, die Quelle weiterer 
Schäden zu verschließen. 

(cf. Entscheidung des Reichsgerichts in Zivilsachen, 
Band 56, S. 286.) Die auf Unterlassung gerichtete Klage ist 
daher prinzipiell nicht zu beanstanden. Ebensowenig kann 
mit Recht bestritten werden, daß zu den „sonstigen Rechten“ 
in $823 Abs. 1 Bürgerlichen Gesetzbuchs auch das Namen- 
recht zu rechnen ist. Es müßte aber weiter eine „widerrecht- 
liche „Verletzung --- und zwar im objektiven und subjektiven 
Sinne — durch den Beklagten hinzukommen, um den Klage- 
anspruch begründet erscheinen zu lassen. Daß eine solche 
subjektive, also bewußt schuldhafte Verletzung auf Seiten 
des Beklagten vorliegt, kann aber nach dem unter den Parteien 


unstreitigen Sachverhaltnis nicht angenommen werden. Denn’ 
wenn der Landwirtschaftliche Minister durch Erlaß vom 


vom 3. August 1906 eine Prüfungsordnung für die Landwirt- 
schaftliche Hochschule in Berlin erlassen hat, nach welcher 
diese unter gewissen näher bestimmten Voraussetzungen 
Diplome als Brauerei-Ingenieure auszustellen berechtigt ist, 
so kann schlechterdings den Inhabern solcher Diplome der 
gute Glauben nicht abgesprochen werden, wenn sie von diesen 
Diplomen den üblichen und erlaubten Gebrauch machen. Fehlt 
aber die subjektive Widerrechtlichkeit, so kann es hier dahin- 
gestellt bleiben, ob der Landwirtschaftliche Minister berech- 
tigt war oder nicht, die erwähnte Prüfungsordnung so, wie 
geschehen, zu erlassen. Denn selbst weun diese Frage im 
Sinne des Klägers zu beantworten wäre, würde der Klage- 
anspruch nach dem Ausgeführten wegen des guten Glauhens 
des Beklagten sich nicht auf $823 Abs. 1 Bürgerlichen 
Gesetzbuches stützen lassen. 


IV. Aus wesentlich denselben Erwägungen ist aber auch 
Abs. 2 derselben (resetzesbestimmung nicht anwendbar. Mit 
dem Kläger ist allerdings anzunehmen, daß „Diplom-Inge- 
nieur“ ein Titel im Sinne des § 360 Ziffer 8 des Strafgesetz- 
buches ist. Ebenso wenig kann zweifelhaft sein, daß dieses 
Strafgesetz ein den Schutz eines anderen bezweckendes tte- 
setz ist. Allein gegen dieses (Gesetz, als Uebertretung. ist 
nach seinem Inhalte auch ein Verstoß ohne Verschulden mög- 
lich. Und da eine Ersatzpflicht des Uebertreters nur im Falle 
eines Verschuldens eintritt ($ 823 Abs. 2, letzter Satz, 
Bürgerlichen Gesetzbuchs', so ist auch hier aus den oben 
ausgeführten Erwägungen der Unterlassungsanspruch nicht 
begründet. 

Hiernach mußte, wie geschehen, die Klage abgewiesen 
werden. 

Die Kostenentscheidung aus $ 91 Zivilprozeßordnung.“ 


Gegen diese Entscheidung legte die Ver- 
bandsleitung Berufung beim Kammergericht in 
Berlin ein. Die Berufungsbegründung ist datiert 
vom 11. Dezember 1912 und hatte folgenden 
Wortlaut: 


„I. Das Landgericht hat die auf das Namensrecht des 
Klägers gestützte Klage mit der Begründung abgewiesen, daß 
der Beklagte nicht den gleichen Namen führe wie der Kläger. 
Selbst wenn man aber annehme, daß auch die Führung eines 
nur ähnlichen und verwechslungsfähigen Namens genüge. so 
sei die Klage gleichfalls abzuweisen, da die Bezeichnungen 
der Parteien sich ganz deutlich und bestimmt unterschieden, 

Diese Begründung ist rechtlich und tatsächlich unrichtig. 

Daß die Klage aus § 12 BGB. auch dann zulässig ist, 
wenn der Beklagte nicht den gleichen Namen gebraucht wie 


’ 
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der Kläger, hat das Reichsgericht in der Entscheidung Ed. 74, 
Seite 116, ausgesprochen. Das Reichsgeri:ht hat in dieser 
Entscheidune ausgesprochen, daß es ni:ht ge:üge, wenn bei 
einer besonders auf die Unterschiede gerichtete sachkundigen 
Prüfung ein Untersch'ed wahrnehmbar sei, vielmehr bestehe 


-eine Namen:gleichheit auch dana, wenn für den gewöhnlichen 


Verkehr mit einer Wahrnehnharkeit de; Unterschiedes ri ht 
gerechnet werden könne. 

Im vorliegenden Falle i:t nun der Unterschied zwischen 
den beiden Namen kein derartiger. daß dadurch die Gefahr 
einer Verwechslung ausgeschlossen würde. Es ist bereits 
in erster Instanz dargelegt worden, daß das Publikum unter 
einem Diplom-Srauerei-Inzeni ur nichts anderes versteht und 
verstehen kann, als einen Diplom-Ingenieur, der auf dem Ge- 
biete der Brauerei-Technik besonders sachkundig sei, ganz 
ent-prechend einem D:.plum-!!erg-Ingenieur oder Diplom-Elek- 
tro-Ingenieur. Es ist wei er darauf hingewiesen worden, daß 
auch die Post, die doch an sith verpflichtet und gewöhnt ist, 
die Adre sen der ihr ünergebere ı Sendungen genau zu prüfen, 
einen beträchtlichen Teil der für den Beklagten bestimmten 
Sendungen dem Kläger abgel’e’ert hat. Es ist also erwiesen, 
daß Verwechslungen tatsächlich vorkommen, und dadurch 
dürfte doch wohl fe:tstehen, da d'e beiden Namen verwechs- 
lungs fähig sind. 

II. Ebensowenig ist die Berrünlung baltbar, mit der der 
Vorderrichter die auf § 823 Absatz 2 in Verbindung mit § 369 
Ziffer 8 des Strafgesetzbuehes gestützte Klage abgewiesen 
hat. Der Vorderr:chter ist mit dem Kläger der Ansicht. daß 


Diplom-Ingenieur ein Titel im Sinne der genannten Be:tinn- - 


ınung des Strafgesetzbuches ist, und es kann nicht zweifel- 
haft sein, daß die Mitgiieder des beklagten Vereins zur Füh- 
rung dieses Titels nicht befugt sind, wie dies in erster 
Instanz ausführlich dargelegt ist. 

Der Vorderrichter weist die Klage denn auch nur mit der 
Begründung ab, daß die Mitglieder des Beklagten, und somit 
auch der Beklagte selbst, sich in gutem Glauben befinden 
konnte, und daß aus diesem Grunde nieht nur kein Schaden- 
ersatzanspruch, sondern auch kein Unterlassungsanspruch g>- 
geben sei. ‘ 

Allein die:e Begrünlung wilersp:icht der ständizen Praxis 
des Reichsverichtes. Das Reichsgericht hat in der Entschei- 
vung Band 60 Seite 6 ff in ausführiicher Begründung darge- 
iegt, daß die Unterlassungsklage wegen unerlaubter Hand- 
lungen nicht nur bei schuldhaftem Verhalten des Beklagten. 
sondern stets dann gegeben se‘, wenn enobjektiv rechts- 
widriges Verhalten vorliege. Es hat daher die Klage aus 
š 82t BGB. zugelassen, obwohl der Schadenersatzanspruch, 
den die:er Paragraph gewährt, even’als Verschulde ı und das 
Nichtvorhandensein berechtigter Interessen zur Vorans- 
setzung hat. An dieser Auffassung hat das Reichsgericht 
ständig festgehalten. (Vergl. z. B. die in Neumanns Jahrbuch 
de; deut chen Rechts, Band X. Seite 298, zitierte Entschei- 
dung.) 

Il. Endlich ist die Klage auch aus dem Gesichtspunkte 
de: 3824 BGB. bezrün let. Wie oben dargelegt, verführt die 
Bezeichnung de: Beklagten und seiner Mitg.ieder das Publikum 
zu der Auffassung, a's ob die Diplo»m-Brauerei-Ingenieure zu 
den Diplom-Ingenieuren gehören, die sich auf Grund der vor- 
züglichen Ausbillung, weiche sie an den deutschen Tech- 
rischen Hochschulen erhalien, des größten Ansehens in der 
Industrie erfreuen. Unstreitig erhalten aber die Diplom- 
Brauere:-Ingenieure eine Austidung, welche auch nicht ent- 
fernt derjeniven gleich ist, welche für die Erwerbung des 
Diplom-Ingenieur-Titels vorgeschrieben ist. Infolgedessen 
veriührt der Name de; Beklagten und der Tite!, den sich seine 
Mitglieder beilegen, das Pub itum dazu, zu den Diplom-Inge- 
nieuren auch Fersonen zu re:hnen, deren Billungsgrad und 
technische Kenntnisse sich auch ni:ht entfernt mit dem- 
jenigen me:sen kö nen, wie sie ein Diplom-Ingenieur hit und 
haben muß. Infulgele sen ist die Namnensfthrung des Re- 
klavten unl de Titulfihrune seiner Mitglieder geeignet, den 
Kläzer in der öffen Ichen Mei u g he at zi elz n. 

Für de ver tehen en Ausführungen wird verwiesen auf 
die Darlezungen de: Re.chsze:i ht: in der bekannten CompaB- 
Entscheidung. Juristisch. Wochenschrift 1911, Seite 7t'U/761. 


Vergleiche ferner die Ent ch:ilung des sie eitei Seras des 
Kammergerichts in der Sache Kaufnaus c‘a Weinkeileret - 
7. U. 2212, 12. --. Um Beiziehung der Senatsakten wird ge- 
beten. 


IV. Für den Fa'l jeloch, daß der Senat mit dem Lani- 
gericht annehmen sollte, daß eine Unterlassungsklage mit 
Rücksicht auf die Gutgläubigkeit des Beklagten nicht möelich 
sein sollte, wird folgender Eventualantrag verlesen, 

festzustellen, daß) der Beklagte nicht befugt ist, sich Verein 
Deutscher Diplom-Brauerei-Ingenieure zu nennen.“ 


Dic Berufung des Verbandes wurde zurück- 
gewiesen. Das Urteil der Berufungsinstanz er- 
ging unterm 8. Januar 1913 und hatte folgend: 
Wortlaut: 

‚Im Namen des Königs! 
In Sachen 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure, Eingetragener 
Verein in Berlin, vertreten durch seinen Vorstand, Klägers 
und Berufungsklagerg, Pruzeß'evollmächtigte: die Rechtsan- 
wälte Dr. H. und Dr. R. Jsay zu Berlin SW.61, Bele- 
All'ance-Flatz 13, 
gegen 

den Verein Deut:cher Diplom-Brauerei-'neeiieare. Line. - 
tragener Verein in Ber in, vertreten durch seiner Vorsitzer- 
den, den Brauerei-Ingenieur Karl Lanz in Piunzstidt, Re- 
klagten und Berufungsbeklagten, ProzeBbevollmichtiucer: 


Recht 'anwalt Justizrat Dr. Benedict zu Berlin SW. 61, Tempe- 
hofer Ufer 1, 


hat der 18. Zivilsenat des Königlichen Kammergericht: i 
Berlin auf mündliche Verhandlung vom 8. Januar 1912 unte.: 
Mitwirkung des Senatspräsilenien Ni-dieck, der Kammer- 
gerichtsräte Geheimen Justiz-at Dr. Lepa, O.W, Griebe! uni 
des Landrichters Dr. Redlich für Recht e:kannt: 


Die Perufung des Klägers gegen das am 30. September 
1912 verkündete Urteil des Königlichen Landgerichts I in 
Ferlin wird zurückgewie en. 

Die Kosten des Rechtsmittels fallen dem Kläger zur Las. 

Das Urteil ist vorliu ig volls.reckbar. 


Tatbestand. 

Der klagende Verban] Deut cher Diplom-Inveiieure has 
gegen den beklagten Vecein Deutscher Diplom-Branerei-[e- 
gen‘eure Klage erhobea mt den An‘raze, - 

den Beklagten zu verurteilen, e: zu unterlassen, sich Verein 

Deutscher Diplom-Brauerei-Ingenieure zu nennen. 

Mit diesem Anspruche ist die Klägerin durch Urtei: der 
5. Zivilkammer des Königlichen Landgerichts I in Berlia 
kostenpflichtig abgewiesen worden. 

Gegen die-ea Urteil, auf dessen in der mündlichen Ver- 
handlung vorgetrazezen Inha't verw.e en wir’, hat der Kliger 
form- und fristgerecht Berufung eingelegt und beantragt. 

unter Abänderung des angefochtenen Urteils nach de>: 

Antrage erster Instanz zu erkennen und das Urteil eventue"! 

gegen Sicherheitslteistung für vorläu ig vollstreekbar z: e:i- 
klären, 
eventuell 


festzustellen, daß der Peklagte nicht befugt ist, sich Ver- 
en Deut cher Diplom-Brauerei-'nzenieure zu nennen. 
Der Eexiagte hat beantragt, 
de Beru’ung des Klägers kostenp!lchtig zuriickzuweise i 
und das Urteil für vorläuf.g vollstrecktar za erklären. 
Den Sach- und Stre‘tstand haben die Parteien in Uebereit- 
stimmung mit dem Tatbestand des ang2fochtenen Urteils ver- 
getragen; wegen der weiteren An- uni Ausführungen dei 


Klagers wird auf den Inha’t des Schr’fisatzes vom 11. Dezen:- 
ber 1912 zu I—IV verwiesen. 


Entscheidungsgründe. 


Auf Grund des Allerhöchsten Erlasses vom 11. Oktober 
199 ıst durch den König von Preußen den Te:hsi:ch:n Hoch- 
schulen das Re ht eingeräumt wor!e>, 


— h 
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l. auf Grund der Diplom-Prüfung den Grad eines Diplom- 
Ingenieurs (Dipl.)ng.) zu erteilen, 

>. Triplom-Ingenieure auf Grund einer weiteren Prüfung zu 
Doktor-Ingenieuren (Dr =)ng.) zu promovieren. 


- 


Hiernach handelt es sich bei der Bezeichnung: „Diplom-Inze- 
nieur’ um einen Titel, welcher durch Verleihung von Staats- 
wecen erworben wird, und dessen Träger mindestens dem 
Publikum gegenüber eine öffentlich rechtliche Stellung in 
Leben einnehmen. (Olshausen, Kommentar z. RStGB. $ 360 
Nr. A, Anm. 8) 

Bei diesem, von den Technischen Hochschulen zu ertei- 
lenden Titel bzw. „Würde“ ist das Wort „Diplom“ Bestandteil 
des Titels selbst. 

Ferner ist in der von dem Minister für Landwirtschaft, 
fy »manen und Forsten erlassenen Prüfungsordnung für Braue- 
re_-Ingenieure an der Konig:ichen Landwirtschaftlichen Hoch- 
~chule in Berlin vom 3. August 1906 bestimmt worden. daß 
tver das Ergebnis der Prüfung sowohl im ganzen wie in den 
einzelInen Fächern dem Examinanden ein vom Rektor der 
I.ındwirtschaftlichen Hochschule und von dem Vorsteher des 
Instituts für Gärungsgewerbe unterschriebenes 


„Diplom als Brauerei-Ingenieur“ 


ausgestellt werden soll. In einem solchen von dem beklagten 
Verein vorgelegten Diplom sind die Ergebnisse der Prüfung 
in den einzelnen Fächern eingetragen; es schließt mit den 
Worten: 


„Nach dem Ausfall der praktischen und mündlichen 
Prüfung wird dem Kandidaten l 
das Diplom als Brauerei-Ingenieur 
mit dem Gesamtprädikat 
~~ Befriedigend — 
zuerkannt.“ 


Nach dieser Sachlave muß angenommen werden, daß das 
Wort: „Diplom“ in dem Zusammenhange: „Diplom als 
Prauerei-Ingenieur“ nicht einen Bestandteil der von der König- 
lichen Landwirtschaftlichen Hochschule zu verleihenden Pe- 
zeichnung: „Brauerei-Ingenieur“ bildet, sondern daß es nur 
zum Ausdruck bringt, daß diese Bezeichnung dem Examinanden 
nach bestandener Priifung von Staats wegen zuerkannt, und 
dal’ ihm zum Ausweise hierfür ein „Diplom“ d.h. ein Zeugnis 
erteilt bzw. eine Verleihuns-urkunde ausgestellt worden ist. 
Ter Name des beklagten Vereins, „Verein Deutscher Diplom- 
Iirnuerei-Ingenieure“, ist daher seinem Inhalte nach dahin 
auszulegen, daß es sich um einen Verein solcher Deutscher 
Prauerei-Ingenieure handelt. we:che im be:itz eines Diploms 
im Sinne der erwähnten Prüfungsordnung sind und bei denen 
die Bezeichnung „Brauerei-Ingenieur‘ staatlich anerkannt und 
verliehen worden ist. Der Zusatz des Wortes „Diplom“ zu der 
Bezeichnung „Brauerei-Ingenieur“ kann allerdings auch den 
An-chein erwecken, als ob die Personen, welche sich die 
Pezeichnung „Diplom-Brauerei-Ingenieure“ zulegen, den von 
den Technischen Hochschulen zu erte:lenden Tite!, die Würde 
eines „Diplom-Ingenieurs“ für sich beanspruchen und dieser 
Klasse von Technikern zugezählt werden wollen, es besteht 
auch die Gefahr, daß sie von mit den einschlägigen Verhält- 
ni-sen nicht vertrauten Personen für ,,Diplom-Ingenieure“ 
ancesehen und ihnen dieser Grad zugemessen wird. Gleich- 
wohl gibt dieser Umstand dem klägerischen Verein noch nicht 
das Recht, im Wege des Bürgerlichen Rechtsstreits von dem 
Ueklauten Unterlassung des Gebrauchs die:es Namen3 zu ver- 
langen, um der Verwech-lungszefahr vorzubeugen. Denn die 
Unterlassungsklage sowohl aus dem Gesichtspunkte der Ver- 
letzung des Namensrechts als auch aus dem Gesichtspunkte 
der unerlaubten Handlungen setzt stets einen rechts- 
widrigen Eingriff in ein bestehendes Recht eines anderen 
voraus. Im vorliegenden Falle sind aber die Mitglieder des 
beklagten Vereins nicht gehindert, sich als Diplom-Brauerei- 
Ingenieure zu bezeichnen, wenn sie damit zum Ausdruck brin- 
ven wollen, daß sie das Diplom als Brauerei-Ingenieur er- 
halten haben, und daß ihre Bezeichnung ,,Brauerei-Ingenieur“ 
öffentlich rechtlichen Charakter hat. Die mit dem Doppelsinn 
der Wortverbindung: „Diplom-Brauerei-Ingenieure“ verbnn- 
denen Mißstände und die Verwechslungsgefahr kann im Zivil- 
rechtswege nicht beseitigt werden, es muß den zuständigen 


Behörden überlassen bleiben, die geeigneten Maßnahmen zu 
treffen. durch welche die Verwechslungsgefahr ausgeschlossen 
wird. Die von dem klagenden Verband angestellte Unter- 
lassungsklage mußte bei dem Mangel des Nachweises eines 
rechtswidrigen Eingriffs in seine Rechte als unbegründet 
abgewiesen werden. 

Die Kostenentscheidung rechtfertigt §97 ZPO., die vor- 
läufige Vollstreckbarkeit 3708 W. 7 ZPO.“ 


Auf Grund dieses Berufungsurteils, in wel- 
chem die Verwechselbarkeit zwischen der Be- 
zeichnung „Diplom - Brauerei - Ingenieur“ und 
„Diplom-Ingenieur“ anerkannt wird, beantragte 
die Verbandsleitung die Revision beim Reichs- 
gericht in Leipzig. 

Die Revisionsbegründung datiert vom 1. April 
1913 und hatte folgenden Wortlaut: 


‚Ich beantrage namens des Klägers 


das Urteil aufzuheben und nach den diesseits in der Be- 
rufungsinstanz ges‘el.en Anträgen zu erkennen. 

Verletzt §§ 12, 823, 8214 BGB. 

Das Berufungsgericht meint, es handele sich bei dem be- 
klagten Verein um einen Verein solcher Brauerei-Ingenieure, 
welche im Besitz eines Diploms sind, erkennt aber ander- 
seits an. daß die Bezeichnung „Diplom-Brauerei-Ingenieur‘ 
den Anschein erwecken könne und eventuell erwecken werde, 
daß es sich um Personen handele, welche den Grad des Diplom- 
Ingenieurs besitzen. Das Berufungsgericht hat aber unter- 
lassen, nunmehr zu prüfen, ob hiernach die Voraussetzungen 
einer Verletzung des Namensrechts (RG. Bd. 74, S. 114 ff.) 
oder der $$ 823, 824 BGB. gegeben sind, indem es einen 
rechtswidrigen Eingrifi verneint. Die Ausführungen 
hierzu erscheinen rechtsirrtümlich. Es kann nicht darauf 
ankommen, was der beklagte Verein mit der fraglichen Be- 
zeichnung zum Ausdruck bringen will, maßgebend ist viel- 
mehr, wie die Bezeichnung im Verkehr verstanden wird. Es 
kann sicherlich dem beklagten Verein nicht verboten werden, 
zum Ausdruck zu bringen, daß die dem Verein angehörenden 
Brauerei-Ingenieure durch ein Diplom als Brauerei-Insenieure 
anerkannt sind. Es besteht aber keine Notwendickeit, dies 
durch die Bezeichnung „Diplom-Brauerei-Ingenieure“ zum Aus- 
druck zu bringen. Das Rechtswidrige des Verhaltens des 
beklagten Vereins liegt nicht darin. daB auf die krteilung 
des Diploms bezug genommen wird, sondern darin, daß eine 
abgekürzte Bezeichnung gewählt wird, welche, wie das Be- 
rufungsgericht anerkennt, einen falschen Anschein und eine 
Verwechslungsgefahr hervorruft. 

Was die Zulässigkeit der Revision anlangt, so ist in erater 
Linie aus dem Namensrecht geklagt worden. Insofern dürfte 
ein vermögensrechtlicher Anspruch nicht in Frage stehen. 
(RG. 13. VII. 1899, J. W. 1899, S. 574.) Dies dürfte auch im 
vorliegenden Falle, wo es sich um eine nicht-physische Person: 
handelt, anzunehmen sein, denn die Interessen des klagenden 
Vereins sind im wesentlichen ideeller Natur.“ 


Die Revisionsbegründung wurde zurück- 
gewiesen durch Reichsgerichtsurteil vom 25. Sep- 
tember 1913. Das Urteil lautet: 


„Im Namen des Reichs. 


In Sachen des VerbandesDeutscher Diplom- 
Ingenieure, Eingetragener Verein in Berlin, vertreten. 
durch seinen Vorstand, Klägers und Revisionsklägers, Prozeß- 
bevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Mittelstaedt in Leipzig, 

wider 
den Verein Deutscher Diplom-Brauerei- 
Ingenieure, Eingetragener Verein in Berlin, vertreten 
durch seinen Vorsitzenden, den Brauerei-Ingenieur Carl Lenz 
in Pfungstadt, Beklagten und Revisionsbeklagten, Prozeßbe- 
vollmächtigter: Rechtsanwalt Geheimer Justizrat Putzler in 
Leipzig, hat das Reichsgericht, IV. Zivilsenat, auf die münd- 
liche Verhandlung vom 25. September 1913 unter Mitwirkung: 
des Präsidenten des Reichsgerichts, Wirklichen Geheimea 
Rats Dr. Freiherrn von Seckendorff und der Reichsgevichts- 
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räte Dr. Wanjeck, Dr. Krantz, Erler, Suntheim, Dr. Schlieben, 
Keller für Recht erkannt: 


Die Revision gegen das Urteil des achtzehnten Zivilsenats 
des Königlich Preußischen Kammergerichts in Berlin vom 
8. Januar 1913 wird zurückgewiesen. Die Kosten der Revi- 
sionsinstanz werden dem Revisionskläger auferlegt. 

Von Rechts wegen. 


Tatbestand. 


Als Parteien stehen sich im Prozesse der klagende „Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure“ und der beklagte ,,Ver- 
ein Deutscher Diplom-Brauerei-Ingenieure“ gezenüber. Beide 
sind unter den angegebenen, satzungsgemäß von ihnen ange- 
nommenen und im Verkehr geführten Namen in das Vereins- 
register eingetragen. Der klagende Verband behauptet, die 
in dem Namen des beklagten Vereins enthaltene Bezeichnung 
seiner Mitglieder als „Diplom-Brauerei-Ingenieure‘“ sei unbe- 
rechtigt, weil „Diplom-Ingenieur“ ein Titel sei, der nur auf 
Grund Allerhéchsten Erlasses vom 11. Oktober 1899 von den 
Technischen Hochschulen nach bestandener Diplom-Priifung 
verliehen werden dürfe. Der Vereinsname des Beklagten sei 
wegen der Aehnlichkeit mit seinem eigenen Vereinsnamen 
irreführend. Er hat mit dem Antrage Klage erhoben, den 
Beklagten zu verurteilen, es zu unterlassen, sich „Verein 
Deutscher Diplom-Brauerei-Ingenieure“ zu nennen. Der Be- 
klagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er bestreitet 
die Verwechslungsmöglichkeit und verweist, was die Recht- 
mäßigkeit der Bezeichnung anlangt, auf die von dem Minister 
für Landwirtschaft, Domänen und Forsten erlassene Prüiungs- 
ordnung für Brauerei-Ingenieure vom 3. August 1906. Danach 
ist über das Ergebnis der Prüfung dem Examinanden ein vom 
Rektor der Landwirtschaftlichen Hochschule und von dem 
Vorsteher des Instituts für das Gärungsgewerbe unterschrie- 
benes „Diplom als Brauerei-Ingenieur“ auszustellen. 

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Der Kläger 
legte Berufung ein, wiederholte den Klageantrag und fügte 
.den Unteranzug hinzu, eventuell festzustellen, daß der Be- 
klagte nicht befugt sei, sich „Verein Deutscher Diplom-Braue- 
rei-Ingenieure“ zu nennen. Das Kammergericht hat die Be- 
rufung zurückgewiesen. 

Der Kläger hat jetzt Revision eingelegt. Er beantragt, 
das Berufungsurteil aufzuheben und nach den von ihm in der 
Berufungsinstanz gestellten Anträgen zu erkennen. Der Be- 
klagte beantragt, die Revision zurückzuweisen. 


Entscheidungsgründe. 

Das Kammergericht hat zwar die Möglichkeit bejaht, daß 
Personen, die mit den einschlägigen Verhältnissen nieht ver- 
traut seien, einen im Besitze eines staatlichen „Diploms“ 
befindlichen ‚Brauerei - Ingenieur“, wenn er sich „Diplom- 
Brauerei - Ingenieur“ nennt und nennen läßt, mit einem 
„Diplom - Ingenieur“ verwechseln könnten. Eine solche 
„Verwechslungsgefahr‘“, wie es sich ausdrückt, scheint das 
kKammergericht auch in bezug auf die beiderseitigen Vereins- 
namen als bestehend anzunehmen. Allein es verneint die 
Widerrechtlichkeit der Namensbildung und der Namensfüh- 
rung auf Seiten des beklagten Vereins, und hierin ist ihm 
beizutreten. Trotz der Aelhnlichkeit der Bezeichnungen läßt 
sich gegen die Rechtsgültigkeit des Ministerialerlasses vom 
3. August 1906, der den Berufstitel „Brauerei-Ingenieur“ ein- 
geführt und das den Brauerei-Ingenieur nach abgelegter Prü- 
fung zu erteilende Zeugnis nicht mit diesem Worte, sondern, 
wohl zur Kennzeichnung der besonderen Feierlichkeit des Be- 
urkundungsaktes, mit dem Fremdworte „Diplom“ zu bezeich- 
nen, die Prüfungsbehörde vorgeschrieben hat, ein staatsrecht- 
liches oder ein anderes rechtliches Bedenken nicht geltend 
machen. Die Wortbildung und die Bezeichnung als ,,Diplom- 
Brauerei-Ingenieur“ entspricht den staatlich vorgesehenen Be- 
zeichnungen, und es kann von den Inhabern der staatlichen 
Diplome nicht verlangt werden, daß sie der Möglichkeit einer 
Verwechslung mit den ,,Diplom-Ingenieuren“ in weitergehen- 
dem Maße Rechnung tragen, als dies durch die zuständige 
Staatsbehörde geschehen ist, insbesondere den ihnen nicht 
zu verwehrenden Hinweis auf den Besitz des Diploms bei ihrer 
Berufsbezeichnung mit unbeholfenen Umschreibungen und 
Wortbildungen, wie si» von Seiten des klagenden Verbandes 


in Vorschlag gebracht werden, zum Ausdruck bringen. Aus 
dem gleichen Grunde ist auch die Beanstandung des von dem 
beklagten Verein angenommenen und geführten Vereinsnamens 
durch den klagenden Verband verfehlt. Gibt aber das Ver- 
halten des Beklagten hierin zu dem Vorwurfe der gerenständ- 
lichen Widerrechtlichkeit keinen An'aß, so läßt sich der er- 
hobene Anspruch auf keine der von der Revision als verletzt 
bezeichneten Gesetzesvorschriften der §§ 12. S23, 824 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches stützen. 

Was insbesondere die Rüge der Verletzung des $ 12 an- 
langt, so ist mit der bisherigen Rechtssprechung (Entschei- 
dungen des Reichsgerichts in Zivilsachen, Bd. 74, S. 114, 
vergl. Bd. 78, S. 101) allerdings daran festzuhalten, daß den 
eingetragenen Vereinen der Schutz ihres Vereinsnamens unter 
entsprechender Anwendung der Gesetzesvorschrift in gleicher 
Weise zu gewähren ist, wie den natürlichen Personen der 
Schutz ihres Personennamens. Auch schließt. wie die Revision 
unter Verweisung auf das Urteil vom 7. Juli 1910 (Entschei- 
dungen des Reichsgerichts in Zivilsachen. Bd. 74, S. 116) 
hervorhebt, ein geringes, im gewöhnlichen Verkehr nicht zur 
Geltung kommendes Maß der Namensabweichung die Annahme 
einer Namensgleichheit im Sinne des § 12 nicht aus. Allein im 
gegebenen Falle hält sich, wie schon bemerkt, auf Seiten 
des Beklagten die Vebereinstimmung in den Grenzen der durch 
staatliche Regelung gerechtfertigten Bezeichnungen. Der Ver- 
kehr ist darauf angewiesen, die immerhin dabei bestehenden 
Unterschiede zu beachten. Es fehlt in jedem Falle an der 
zur Anwendung des §12 erforderlichen Unbefugtheit der 
Namensführung. Werden bei der Namensbildung die wenn- 
gleich geringfügigen Unterschiede eingehalten, die der bier- 
für geltenden staatlichen Regelung entsprechen, so kann die 
auf der gleichen Regelung beruhende bloße Namensihnlienkeit 
nicht zu der Annahme führen, daß nur um dieser Aehnlichkeit 
willen der Vereinsname unbefugt geführt werde. 

Hiernach konnte die Revision keinen Erfolg haben.“ 


Damit hatte der Verband alles getan, was er 
tun konnte. Es wäre zwecklos, an dieser Stelle 
in cine Erörterung eintreten zu wollen, inwie- 
weit das Reichsgerichtsurteil begründet ist oder 
nicht. Die Verbandsleitung wird sich zunächst 
damit abfinden müssen. Sowohl das Kammer- 
gericht als auch das Reichsgericht geben aber 
dem Verband bestimmte Winke, wo einzusetzen 
ist, die bestehende Lücke des Gesetzes un- 
schädlich zu machen. Bereits das Kammer- 
gerichtsurteil gab hierzu die Grundlage, und so 
hat sich denn auch der Verband bereits nach 
Ausstellung des Kammergerichtsurteils mit fol- 
genden Eingaben an den Herrn Minister fur 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten und an 
den Herrn Unterrichtsminister gewandt. 

Diese Eingaben datieren vom 8. März 1913 
und haben folgenden Wortlaut: 


„An den Minister für Landwirtschaft. Domänen und 
Forsten, Herrn Staatsminister Dr. Freiherr von Schorlemer, 
Exzellenz, Berlin W. 9. 


Ew. Exzellenz! 

Der ergebenst unterzeichnete Vorstand des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure wandte sich mit Eingaben vom 
3l. Januar 1911 und vom 22. Juli 1911 an Ew. Exzellenz 
wegen verschiedener Mißstände, die beim Institut für Garungs- 
gewerbe in Berlin bestehen. 

Ew. Exzellenz erwiderten diese Eingaben unterm 13. März 
und 5. Oktober 1911. 

Auf Grund des Bescheides Ew. Exzellenz vom 5. Oktober 
1911 nahm der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure Veran- 
lassung, das negatorische Verfahren gegen den Verein Deut- 
scher Diplom-Brauerei-Ingenieure einzuleiten. Das Verfahren 
führte inzwischen zur Entscheidung der 5. Zivilk ınmer des 
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Königlichen Landgerichts I in Berlin vom 30. September 1912 
und zur Entscheidung des 18. Zivilsenats des Königlichen 
Kanmmergerichts in Berlin vom 8. Januar 1913. Beide Ent- 
scheidungen werden in der Anlage in Abs:hrift beigefügt. 

Der ergebenst unterzeichnete Vorstand des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure gestattet sich nun, insbesondere 
auf den Schlußpassus der Kammergerichtsentscheidung hinzu- 
weisen, worin ausdrücklich die Verwechslungsgefahr zwischen 
der Bezeichnung „Diplom-Brauerei-Ingenieur“ und der Bezeich- 
nung „Diplom-Ingenieur“ festgestellt wird und zugleich be- 
tont wird, daß es den zuständigen Behörden überlassen bleiben 
muß, die geeigneten Maßnahmen zu treffen, durch welche die 
Verwechslungsgefahr ausgeschlossen wird. 

Da es dem Verband Deutscher Diplom-Ingenieure, wie 
Ew. Exzellenz aus den genannten Entscheidungen ersehen 
mögen, nicht möglich ist, auf dem Wege der Klage gegen den 
Verein Deut:cher Diplom-Brauerei-Ingenieure bzw. gegen die 
Führung der irreführenden Bezeichnung ,.Diplom-Brauerei-In- 
genieur“ eine die Interessen der Diplom-Ingenieure sicher- 
stellende Entscheidung zu erzielen, so bittet der ehrerbie- 
tivst unterzeichnete Vorstand Ew. Exzellenz ganz ergebenst, 
Ew. Exzellenz möge geneigtest Maßnahmen treffen, durch 
welche die Verwechslungsgefahr zwischen den vom Institut 
des Gärungsgewerbes ausgebildeten Ingenieuren und den 
Thiplom-Ingenieuren beseitigt wird. 

Eine Eingabe gleichen Sinnes wurde an den Herrn Minister 
der geistlichen- und Unterrichtsangelegenheiten gerichtet. 

Geneigter Rückäußerung mit Interesse entgegensehend 

- ehrerbietigst!“ 


„An den Minister der geistlichen und Unterrichtsange- 
levenheiten, Herrn Staatsminister D. Dr. von Trott zu Solz, 
Exzellenz, Berlin W. X. 


Ew. Exzellenz! 

Der ergebenst unterzeichnete Vorstand des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure gestattet sich Ew. Exzeilenz 
folgendes ehrerbietigst zu unterbreiten: 

Unterm 31. Januar 1911 und 22. Juli 1911 erlaubte sich 
der Vorstand des Verbandes Deutscher Diplom-Inzenieure 
bei Sr. Exzellenz, den Minister für Landwirtschaft, Domänen 
und Forsten, zwei Eingaben betreffend Mißstände beim In- 
stitut für Gärungsgewerbe einzubringen. Diese Eingaben wer- 
den in der Anlage in Abschrift beigefürt. 

Auf dieselben wurden von Sr. Exzellenz, dem Minister für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten, die Bescheide vem 
13. März und 5. Oktober 1911 erteilt. Beide Bescheide werden 
ebenfalls in Abschrift beigefügt. 

Auf Grund des Bescheides vom 5. Oktober 1911 nahm der 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure Veranlassung, die 
Unterlassungsklage gegen den Verein Deutscher Dipiom- 
Krauerei-Ingenieure anzustrengen. Das Klageverfahren führte 
inzwischen zu einer Entscheidung der 5. Zivilkammer des 
königlichen Landgerichts I Berlin vom 30. September 1912 
und zu einer Ent:cheidung des 18. Zivilsenats des Königlichen 
Kammergerichts in Berlin vom 8. Januar 1913. Diese beiden 
Entscheidungen werden ebenfalls in Abschrift beigefügt. 

Der ergebenst unterzeichnete Vorstand möchte sich nun 
gestatten, auf den Schlußpassus der Kammergerichtsentschei- 
dung ehrerbietigst hinzuweisen, in welchem die Verwechs- 
lungsgefahr zwischen der Bezeichnung „Diplom-Brauerei-In- 
senieur“ und „Diplom-Ingenieur“ festgestellt, aber zugleich 
betont wird, daß diese Verwechslung und ihre damit ver- 
bundenen Mißstände im Zivilrechtswege nicht beseitigt werden 
können; es müsse vielmehr den zuständigen Behörden über- 
laxsen bleiben, die geeigneten Maßnahmen zu treffen, durch 
welche die Verwechslungsgefahr ausgeschlossen wird. 

Der unterzeichnete Vorstand richtet daher an Ew. Exzel- 
lenz die ergebenste Bitte, Ew. Exzellenz wolle geneigtest 
Maßnahmen treffen, durch welche die Verwechslungsgefahr 


zwischen den Ingenieuren, die vom Institut für Gärungs- 
gewerbe ausgebildet werden und den Diplom-Invenieuren und 
die damit verbundenen Mißstände beseitigt werden. 
Eine Eingabe gleichen Sinnes wurde an den Herrn Minister 
der Landwirtschaft, Domänen und Forsten gerichtet. 
Um geneigte Rückäullerung ergebenst bittend 
ehrerbietigst!‘“ 


Auf diese Eingaben an die beiden Minister 
ist eine Antwort bislang nicht eingegangen, an- 
scheinend aus dem Grunde, weil man in das 
schwebende Gerichtsverfahren nicht eingreifen 
wollte. Nachdem nunmehr aber das Reichs- 
gericht sich dem Urteil der Berufungsinstanz 
angeschlossen hat, hat sich die Verbandsleitung 
durch Eingaben vom 3. Januar 1914 wiederum 
an den Landwirtschaftsminister und den Kultus- 
minister gewandt. Nach Lage der Sache dürfte 
es keinem Zweifel unterliegen, daß die von 
der Verbandsleitung beantragte Aenderung sei- 
tens der maßgebenden Behörden getroffen wird. 
Es ist zwar inzwischen das Gerücht laut 
geworden, daß die Inhaber des Diploms als 
Brauerei - Ingenieur auf Grund der Kammer- 
gerichts- und der Reichsgerichtsentscheidung von 
selbst fortab darauf verzichten, sich die Bezeich- 
nung „Diplom-Brauerei-Ingenieur‘“ noch weiter 
beizulegen. Man wird diese Haltung verstehen 
können, denn viele der in Betracht kommen- 
den Personen wollen sich nicht der Gefahr 
aussetzen, durch den Gebrauch dieser Bezeich- 
nung von weiten Kreisen einer unfairen Hand- 
lungsweise bezichtigt zu werden. Naturgemäß 
können sich die Diplom-Ingenieure nicht damit 
begnügen, auf die Gnade oder Ungnade dieser 
Personen angewiesen zu sein; sie müssen viel- 
mehr verlangen, daß der durch die Verleihung 
des Titels Diplom-Ingenieur gewährte Rechts- 
schutz in vollem Umfange gewährleistet wird. 


_ Dieser Rechtsschutz, der kraft Allerhöchsten Er- 


lasses an dem Titel „Diplom-Ingenieur“ gemäß 
§ 360 Abs. 8 StGB. haftet, wird aber nicht ge- 
währleistet, wenn es Personen, die nicht Diplom- 
Ingenieure sind, durch ein ,,6ffentlich-rechtliches 
Diplom‘ ermöglicht wird, gegen die strafrecht- 
liche Verfolgung die Einrede der Gutgläubigkeit 
geltend zu machen. Die Behauptung, daß dem 
Brauerei-Ingenieur ein Titel nicht verliehen 
werde, ist Tatsache; aber diese Tatsache wird 
auf den Kopf gestellt, wenn denselben kraft 
Ministerialverordnung die Möglichkeit gegeben 
ist, sich eine mit dem Titel „Diplom-Ingenieur 
verwechselbare Bezeichnung beizulegen, ohne 
daß dagegen der Rechtsweg beschritten werden 
kann. Es wird daher die Ministerialverordnung 
vom 3. August 1906 eine entsprechende Aende- 
rung erfahren müssen, indem sie das Wort 
„Diplom“ aus der Prüfungsordnung ausschaltet. 
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Die Technischen Hochschulen, das Materialprüfungsamt 
in Dahlem und die Bergakademien im Preußischen Staats- 
haushaltsetat ? für das Etatsjahr 1914 


Von Dr.:ng. Martin W. Neufeld 


Nach den amtlichen Angaben betragen die 
dauernden ?) Ausgaben für das Technische Unter- 
richtswesen, d. i. für die 5 Technischen Hoch- 
schulen Berlin, Hannover, Aachen, Danzig, Bres- 
lau und für das Materialprüfungsamt in Dahlem, 

für das Etatsjahr 1914: 6145 173 Mark, 
sie machten aus im Etatsjahr 1913: 5 958434 Mark, 
das sind mithin mehr für 1914: 186 739 Mark. 
Für die beiden, dem Ministerium für Handel 
und Gewerbe unterstehenden Bergakademien *) 
zu Berlin und Clausthal betragen die Ausgaben 
für das Etatsjahr 1914: 520500 Mark 
während sie im Vorjahre um 
19880 M niedriger veranschlagt 
waren: 500620 Mark 


A. Die Technischen Hochschulen und das Material- 
Prüfungsamt in Dahlem 


Der Staatshaushalt sieht für die Einnahmen 
des Technischen Unterrichtswesens (Hochschulen 
und Materialprüfungsamt) .vor für das Jahr 1914: 
1566800 M, das sind 1740 M weniger, als der 
vorige Etat aussetzte. Diese Mindereinnahmen 
hat die Technische Hochschule Danzig #4). Den 
Einnahmen stehen gegenüber Ausgaben in Höhe 
von 6145173 M. Die beiden folgenden Ueber- 
sichten lassen alle Einzelheiten erkennen: 


Dauernde Ausgaben 

Eine Uebersicht über die Anzahl der Be- 
soldungen ê) ist weiter unten abgedruckt. Sie 
bezieht sich auf die Doppelspalte 1 (= Titel 1 
bis 5) der „Uebersicht der Gesamtausgaben 
usw.“ (s. S. 87). Die wichtigsten Veränderun- 
rungen im neuen Haushalt gegen den von 1913 
sollen hier kurz besprochen werden. 

In Aachen sind 2660 M mehr erforderlich 
für die Besoldung der Burcau- und Kassen- 
beamten, Bureauassistenten, Kanzlisten und 
Unterbeamten. Für den Unterricht in Photo- 
graphie sind 1200 M und als Erhöhung der 
Remuneration des Dozenten für analytische 
Chemie auf 1500 M sind 500 M, für einen 
2. Assistenten für den Unterricht in Baukon- 
struktionslehre usw. sind 1650 M und nach 
Maßgabe des Dienstalters der Hilfsdiener sind 
45 M vorgeschen. 

In Berlin stiegen die Besoldungen um 06410 
Mark. Dafür wird die Professur für theore- 
tische Physik mit einem höheren Durchschnitts- 
gehalt ausgestattet, werden 2 Bureauassisten- 
ten-Stellen in Bureaubeamten-Stellen umgewan- 
delt und werden nach Maßgabe des Dienst- 
alters die Bezüge der Bureau- und Kassen- 
beamten der Bureauassistenten, der Kanzlisten 


Uebersicht der Gesamt-Einnahmen der Technischen Hochschulen und des Materialprüfungsamtes für 1914 


(in Mark) 
= ar an - i - © 02° | 3 | 4 | 5 E 6 7 j a - 325 
echnische Unter- ` Ein- Aus- | pa Diplom- | P - | Habilita- | 
Hochschule richts- | schreibe: landers en | pritini i tions tions- ' Sonstiges | Summe 
| honorar gebühren | beiträge | gMuNhren i gebühren ; gebühren ' gebühren | | 
' | | i | | | | 
Berlin . . . . . | 455180 | 25716 : 36825: 11500 ' 79965 8940| 990 ` 9984 : 629 100 
Hannover . | 160 000 5 000 | 5 000 | 4800 . 30720, 2000: 180 2400 211700 
Scheu . . . ` 98000 3560 ' 5500 | 3 300 ! 13 800, 4920 300 55 820 | 185 200 
anzig . . . . . | 90800 3700 ; 2100! 3500 , 19000, 22 450 2750; 124500 
Breslau ~ . « + « § 40000 4 000 1000' 1000 | — | = — , 2200 48 200 
Materialprüfungsamt | | | | | | 
in Dahlem | | | | 
Prüfungsgebühren u. | | ' | ! 
sonstige Einnahmen | — | - | —_ | _ ae FR We 368 100 | 368 109 


Summe 843980 | 41976 | 50425 | 24100 143485 19660 ' 1920 i 441254 | 1566 8C0 


1) Staatshaushaltsetat für das Etatsjahr 1914, Berlin 1914, ge- 
druckt in der Reichsdruckerei, 3 Bände, käuflich in der Preußischen 
Verlags-Anstalt G. m. b. H., Berlin SW. 68, Ritterstraße 50, für 
12,60 Mark. 


2%) Vgl. die „Einmaligen Ausgaben" auf S. 39—92. 
8) Vgl. die ausführlichen Angaben auf S. 92-93. 


4) Die Einzelheiten für Danzig vgl. Staatshaushalt Bd. 11, Nr.31, 
Seite 7, Erläuterungen zu Titel 8. 


und der Unterbeamten verbessert. Neu ge- 
schaffen ist die Stelle eines Bibliotheks- 
Sekretärs mit einem Anfangsgehalte von 
2100 M, das bis zu 4500 M steigt. Jeder regel- 
mäßige Besucher und Benutzer der Bibliothek 
der Technischen Hochschule Berlin wird die Be- 


4) Vgl. auch Spalte 5 = Titel 9 auf S. 87 und die Anmerkung ?!) 
auf S. 83. 
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und die Bergakademien im Preußischen Staatshaushaltsetat für das Etatsjahr 1914 


gründung dieser neuen Stelle freudig begrüßen, 
wird doch durch sie dem nun seit Jahren schon 
ständig beklagten und anerkannten Mangel an 
Beamten in der Bibliothek ein wenig abge- 
holfen. Dagegen werden alle, die den Betrieb 
der Bibliothek kennen, aufrichtig bedauern, 
daß auch in diesem Staatshaushalt wiederum 
keine Stelle eines zweiten Bibliothekars vor- 
gesehen ist, der, entsprechend der Bedeutung 
und Inanspruchnahme der Bücherei dieser am 
stärksten besuchten preußischen Hochschule, so 
dringend notwendig ist. Bei der Gleichstellung 
der Technischen Hochschulen mit den Universi- 
täten vor nunmehr 13 Jahren wurde wohl ver- 
gessen, auch den Bibliotheken der Technischen 
Hochschulen, als Quellen der technischen wissen- 
schaftlichen Literatur, den gleichen Rang wie 
den Universitätsbibliotheken einzuräumen. Steht 
doch die Zahl der wissenschaftlichen Bibliotheks- 
beamten der Hochschulbüchereien in einem auf- 
fälligen Mißverhältnisse zu der der Bibliothe- 
kare an Universitätsbibliotheken. (In dem 
kleinen Greifswald 6, in Charlottenburg 1!) Und 
doch harren, abgesehen von den laufenden Ge- 
schäften, auch noch viele Aufgaben an den Hoch- 
schulbüchereien der Erledigung, durch die die 
in diesen Bibliotheken gesammelten Schätze 
überhaupt erst erschlossen und den Benutzern 
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6) für die Rektoren, Stellenzulagen für Unterbeamte. 

*) an dem bei der Berufung zugesicherten Anteil am Unter- 
richtshonorar. 

*) Unterbeamte. 

9) und Lehrer. 

10) sowie sonstige Ausgaben. 
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leichter zugänglich gemacht werden könnten 
(Umarbeitung des veralteten Systematischen 
Kataloges der Berliner Hochschul-Bücherei, Son- 
der-Kataloge der Einzelfächer, Ausbau der Stich- 
wort- und Schlagwort-Kataloge, Beratung der 
Bibliotheksbesucher und vieles andere). 

Bei den einmaligen und außerordentlichen 
Ausgaben für das Technische Unterrichtswesen, 
von denen im übrigen weiter unten (vgl. 
S.89 ff.) gesprochen werden soll, findet sich kein 
Posten für eine Verbesserung und Erweiterung 
der Büchermagazine und des Lesesaales. 
Das ist sehr zu bedauern, denn die Magazine 
reichen in Berlin schon seit vielen Jahren zum 
Unterbringen des Zuwachses nicht mehr aus. 
Daher mußte ein beträchtlicher Teil der Bücher 
und alle englischen Patentschriften auf dem 
mangelhaft beleuchteten Bodenraum aufgestapelt 
werden. Aus Mangel an Stellraum konnten die 
englischen Patentschriften in den letzten Jahren 
nicht einmal ausgepackt werden. Diese zu be- 
nutzen, ist deshalb unmöglich, und auch der Ge- 
brauch der anderen auf dem Boden untergebrach- 
ten wertvollen Werke ist seit Jahren sehr er- 
schwert. Am Ende wurde es nötig, die Bücher-Aus- 
gabe und -Rückgabe, um noch etwas Platz zu 
gewinnen, in den Lesesaal selbst zu verlegen; 
begreiflicherweise sehr zur Unbequemlichkeit 
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der Besucher des Lesesaales. 
durch die in jeder Leihstelle unvermeidliche Un- 
ruhe ständig gestört. Am Ende mußten auch 
in dem Lesezimmer der Hochschullehrer Bücher 
aufbewahrt werden, die dadurch nur mit be- 


Werden diese doch 


m. 
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sonderem Zeitverluste zugänglich sind. Durch 
die „unzweckmäßige Anlage und die Ueber- 
füllung des Büchermagazines !1)‘“ leidet, wie 
leicht erkennbar ist, der ganze Betrieb der 
Bibliothek. 

Hingewiesen sei noch darauf, wie die Sonne 
vom frühen Morgen bis zum Spätnachmittage 
die Arbeitenden stört und den Saal überhitzt, 


weil keine ausreichenden Schutzvorrichtungen , 


vorhanden sind. 

Erinnert werde auch, daß der nun schon 
historische Argandbrenner, freilich neben 
neueren anderen, nach Form und Anbringung 
für Lesesaaltische auch wenig geeigneten Gas- 
beleuchtungskörpern, den Lesenden schlechtes 
Licht spendet. 

Nicht ohne Neid gedenkt man ausgezeich- 
neter Einrichtungen Technischer Bibliotheken, 


wie sie zum Beispiel der Verein deutscher Eisen- 
hüttenleute zu Düsseldorf, der Verein für die 
bergbaulichen Interessen im Oberbergamts- 
bezirk Dortmund in Essen und das Kaiserliche 
Patentamt seit der Erweiterung der Bücherei 
besitzen. 

Zusammenfassend: Die Einstellung und Be- 
willigung von Mitteln für eine am besten in 
einem besonderen Gebäude zu errichtende 


Bibliothek — denn eine Erweiterung der jetzi- 
gen Räume ist bei ihrer eigentümlichen An- 
lage unmöglich — mit Magazinen, die auch 


` für spätere Zeiten genügend Raum haben, und 


mit Arbeitsräumen, die ruhiges und bequemes 
Studieren gestatten, in den nächsten Staatshaus- 
halt ist dringend erforderlich. Sie ist um so 
notwendiger, als die Bergakademie demnächst 
mit der Hochschule vereinigt wird und durch 


Uebersicht der Zahl der etatsmäßig zu Besoldenden 13) 


Pro- | Biblio- | und“ | Bibliothek- | Bureau- Mecha- | Unter- Betrag für 
fessoren | thekare | Kassen- | sekretäre en Kanzlisten) hiker beamte das Etatsjahr 
beamte on 1914 ` 1913 
TH Aachen. . 42 1 2 _ 3 1 = 15 272 220 | 269 560 
TH Berlin . . 64 1 12 1 3 2 2.1.38 530 020 | 523 610 
TH Breslau. . 19 1 2 _ 1 — — 14 :136170: 135 190 
TH Danzig. . 34 1 2 — 1 _ - 14 220 350 | 212 220 
TH Hannover . 41 l 3 _ | 3 1 _ 24 279240 280 030 
f 7 Abtei- Ständige | Bureau- p E _ ia Betr fü 
Direktor | 18085- | Mite ia senten | Tech“ Kiaan. assistenten! Katz UNE) das Etatsjah 
steher arbeiter REEN | niker | beamte: WA: 1914 . 193 
Materialprüfungs- | | | 
amt in Dahlem 1 5 16 13 11 3 w 2 5 7 :230530| 210090 


den beträchtlichen Zuwachs die Anforderungen 
an Raum und Leistung der Bibliothek bedeu- 
tend steigen werden. 

Zu den oben erwähnten 6410 M für Besol- 
dungen kommen (aus Titel 9) nun noch fol- 
gende Ausgaben: 


1. Erhöhung der Remuneration des Do- 
zenten für elektrische Schwach- 


stromtechnik auf 4200 M um 480 M 
2. Desgl. für Metallographie auf 4200 
Mark um 600 M 


4.—6. Für je einen ständigen Assisten- 
ten für Elektromaschinenbau, für 
Schwachstromtechnik, für Mechanik 
bei der Abteilung IV, für den kon- 
struktiven Unterricht bei der Ab- 
teilung V je 1600 M 


_ 


11) Vgl. Königl. Techn. Hochschule zu Berlin, Bericht über die 
KTH zu Berlin für das Rektoratsjahr vom 1. 7. 10 - 30. 6. 11, 
Seite 19. 

12) Die Zahl der Assistenten läßt sich nicht angeben, da diese 
im Etat nicht nachgewiesen ist, die für die Besoldung der Hilfs- 
lehrer und Hilfsbeamten aufgewendete Summe siehe in Spalte 5 
= Titel 9 der „Uebersicht der Gesamtausgaben . . .“ auf Seite 87. 


7.—8. Für Hilfsunterbeamte und Hilfs- 
diener 745 M 


In Breslau steigen die Ausgaben um 980 M 
nach Maßgabe des Dienstalters der Bureau- 
beamten und einiger anderer. Außerdem sind 
erforderlich (vgl. Titel 9) für die Erhöhung 
der Remuneration des Dozenten für Gewerbe- 
hygiene auf 1200 M noch 200 M und für einen 
Assistenten für den mathematischen Unter- 


richt 1600 M. 


In Danzig wird eine weitere Professur für 
Maschinenbau errichtet und die bestehende Pro- 
fessur für ländliche Baukunst usw. mit einem 
höheren Gehalt versehen. Hierdurch und durch 
die dem Dienstalter entsprechenden Zulagen der 
Bureaubeamten und einiger anderer Beamten 
vermehren sich für das Jahr 1914 die Aus- 
gaben um 8130 M. Hierzu kommen (aus Titel 9) 
für Unterricht in Nahrungsmittelchemie 600 M, 
für einen Assistenten für den Unterricht in der 
Aerodynamik 1600 M. 


In Hamnover verringern sich durch eine Ver- 
änderung im Dienstalter von Kanzlisten und 


~ 
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Unterbeamten die Ausgaben um 790 M. Sie 
vermehren sich (vgl. Titel 9) um 1600 M für 
einen Assistenten für den Unterricht in Wasser- 
kraftmaschinen, für die Erhöhung der Remune- 
ration des Hilfslaboranten beim Bauingenieur- 
laboratorium auf 1449 M um 240 M, nach dem 
Dienstalter der Hilfsunterbeamten um 45 M. 
Von den einmaligen und außerordentlichen Aus- 
gaben, die über eine halbe Million Mark er- 
fordern, wird später (vgl. S. 91r) berichtet. 


Bei dem Materialprüfungsamt zu Dahlem 
werden 3 Ständige Assistenten mit einem An- 
fangsgehalte von je 2100 M und 2 Ständige 
Techniker mit einem Gehalte von je 1800 Mark 
neu vorgesehen. Hierdurch und nach Maßgabe 
des Dienstalters der übrigen Beamten steigen 
die Ausgaben um 6410 M. Sie wachsen noch 
durch die in den Erläuterungen zu Titel 9 nach- 
sewiesenen Beträge, wie folgt: 1. Umwand- 
lung der Assistentenstellen 2. Klasse (1800 bis 
3000 M) in solche 1. Klasse (2100—4200 M) 
um SOO M; 2. desgl. der Technikerstellen 
2. Klasse (1200—1809 M) in solche 1. Klasse 
(1500—3000 M), einschließlich der von Titel 16 
übernommenen 19600 M um 27000 M; 3. An- 
teil des Staates an den Versicherungsbeiträgen 
für Assistenten und Techniker nach dem Ver- 
sicherungsgesetz für Angestellte vom 20. De- 
zember 1911 um 3973 M; 4. nach Maßgabe 
des Dienstalters der Techniker und der Hilfs- 
diener um 1250 M. 


Die Gehälter der Assistenten an den 
Technischen Hochschulen 


In Titel 9 des 123. Kapitels des Staatshaus- 
haltes (vgl. die Spalte 5 der vorstehenden 
Uebersicht der Gesamtausgaben auf Seite 87) 
sind die Gehälter der schon bestehenden 
Assistenten-Stellen nicht im Einzelnen aufge- 
führt 3). Der Etat weist nur die Gesamt- 
summe der „Remunerierung von Hilfslehrern und 
Hilfsbeamten, Funktionszulagen für die Rek- 
toren, Stellenzulagen für Unterbeamte‘ für die 
einzelnen Anstalten nach. Dadurch ist leider 
die Zahl der schon vorhandenen Assistenten- 
Stellen überhaupt nicht erkennbar, und es läßt 
sich auch nicht erkennen, wieviel die Gehälter 
der Assistenten betragen. Es wäre jedoch von 
großem Interesse zu wissen, wie viele Diplom- 
Ingenieure sich an den Technischen Hochschulen 
tatsächlich noch immer mit einem Monatsgehalt 
von 108,33 M oder 133,33 M begnügen müssen, 
einem Gehalte, das für Männer im durchschnitt- 
lichen Alter von 25—30 Jahren gewiß kein aus- 
reichendes Einkommen bietet, und das auch 
ihrer Vorbildung und den auf diese verwendeten 
Kosten nicht annähernd entspricht. 


m — 


3) auch sonst an keiner anderen Stelle des Staatshaushaltes. 


Die Aufwendungen für Lehrmittel, für die 
Bibliotheken, für die Sammlungen usw. 


Während der Haushaltsplan der Universitäten 
und der Akademie in Braunsberg im Einzelnen 
nachweist, welche Summen den verschiedenen 
Instituten und Seminaren und auch den Biblio- 
theken zufließen, werden für die Technischen 
Hochschulen und das Materialprüfungsamt in 
der „Uebersicht der Gesamtausgaben...“ (vgl. 
Seite 87) für Titel 16 in Spalte 12, und bei 
den einzelnen Anstalten die für Lehrmittel ins- 
gesamt nötigen Summen aufgeführt. Auch in 
den „Erläuterungen“ 4) zum Titel 16 finden 
sich keine näheren Nachweise außer den Zahlen- 
angaben über das Mehr gegen das Vorjahr. 

Dadurch ist es völlig unmöglich, sich davon 
ein Bild zu machen, welche Aufwendungen für 
den Betrieb der einzelnen Laboratorien, Semi- 
nare usw. und für die Bibliothek gemacht wer- 
den. Und doch wäre es sehr wünschenswert, 
wenn man einmal Vergleiche für die einzelnen 
Institute anstellen könnte, und besonders inter- 
essant wäre es, aus dem Haushaltsplan un- 
mittelbar — nicht erst aus anderen Quellen — 
erkennen zu können, wie groß eigentlich der 
Etat der Hochschul-Büchereien ist! 


Einmalige Ausgaben 


Die einmaligen Ausgaben für das Technische 
Unterrichtswesen betragen für das Etatsjahr 1914 
2035 022 M und übersteigen mit 410022 M die 
Ausgaben des Jahres 1913 (1625000 M). 

Bei allen Hochschulen finden beträchtliche 
Neubauten oder Erweiterungen und Verbesse- 
rungen bestehender Anlagen statt. 

Weiter unten sollen die Einzelausgaben noch 
aufgeführt werden. Hier folgt zuerst eine 


Uebersicht der einmaligen Ausgaben für das 
Technische Unterrichtswesen in den Etatsjahren 
1913 und 1914 


Betrag für das Etatsjahr al : 


Hochschule | in Mark u 1a 
1914 | 1008: enger 
Aachen. . . . -| 176422) 184500!- 8078 
Berlin . . . . ., 1107600} 968 200 | +139 400 
Breslau . .. 37500 35000; + 2500 
Danzig . „i 111500} 209 300 | - 97800 
Hannover . ., 562000! 206 000 | +356 090 
Für alle Hochschulen | 
gemeinsam. . .| 40000} 22000|-+ 18000 


Summe | 2.035022! 1 625 000 | +410 022 


Aachen. Bei Aachen ist bemerkenswert, daß 
für das bisher in ungenügenden Mietsräumen 
untergebrachte Bauingenieurlaboratorium jetzt 
auf dem angekauften Erweiterungsgelände ein 
Neubau, dessen Baukosten auf 142000 M ver- 


14) Vgl. Staatshaushalt Bd. II, Nr. 31, Seite 113. 
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anschlagt sind, aufgeführt werden soll. Die 
Herstellung der Außenanlagen für die der Hoch- 
schule von Tr.-Sng. Ehren halber Talbot in 
Aachen gestiftete Turn- und Fecht-Halle ist vor- 
gesehen. Das ist besonders zu begrüßen, denn 
bisher stehen nur wenigen deutschen Hoch- 
schulen und Universitäten eigene Hallen für 
Leibesübungen zur Verfügung. 


Technische Hochschule in Aachen 


es 
i ür 1914 
Titel in Mark 


297 Erwerb eines Teiles des bisherigen Ge- 
ländes des Templerbend - Balınhofs, 


Nachtragsrate (6821,50 M) . . . . 6 822 
298 Unterhaltung des [alten] Bauingenieur- 

laboratoriums . . . . 4000 
299 Neubau eines Barineenieilaboraleriine 

erste Rate 100 000 


300 Herstellung der Aaien aeon für de 
der Hochschule geschenkte Turn- und 
Fecht-Halle. . . . . 12800 

301 Beschaffung von Lehrmikein. Apparaten 
usw.für verschiedene Unterrichtsgebiete 52 800 


Summe: 176422 


Berlin. Die Aufwendungen für die Berliner 
Hochschule sind recht beträchtlich. Die bevor- 
stehende Vereinigung der Bergakademie zu 
Berlin mit der Technischen Hochschule, in der 
sie als „Bergbauabteilung‘‘ aufgeht, macht sich 
durch die Errichtung eines neuen Unterrichts- 
gebäudes und eines Laboratoriengebäudes gel- 
tend. — Die zweite Rate für den seit langem 
dringlichen Neubau des Metallhüttenmännischen 
Instituts ist eingestellt. — Das wohl seit rund 
10 Jahren geplante eigene Gebäude für das 
Elektrochemische Laboratorium ersteht erwei- 
tert als Institut für physikalische Chemie -und 
ist, wie man weiß, im Rohbau schon fast unter 
Dach. — Ein Teil des Laboratoriums für Ver- 
brennungs-Maschinen und Kraftfahrzeuge soll 
nach Spandau auf ein militärfiskalisches Grund- 
stück verlegt werden, da bei den Versuchen 
mit Flugzeug- und größeren Automobil-Motoren 
auf dem Hochschulgelände solches Geräusch 
entsteht, daß der Unterricht gestört wird. -- 
Die Luftfahrt wird weiter eifrig gefördert; sind 
doch für Aeronautische Untersuchungen 190N0 
Mark vorgeschen. 

Die übrigen Forderungen des Haushaltes er- 
strecken sich hauptsächlich auf den Ausbau vor- 
handener Einrichtungen und die Fortsetzung 
unternommener Untersuchungen. 

Oben (S. 838r) ist schon die Dringlichkeit 
eines Neubaues für die Bibliothek besprochen 
worden, hier sei noch erwähnt, daß es im be- 
sonderen Interesse der Studierenden der Eisen- 
hüttenkunde liegt, daß sie geeignete Zeichen- 
säle erhalten. 


Technische Hochschule Berlin 


Betrag 
für 1914 
Tite] in Mark 
279 Errichtung eines neuen Unterrichts- 
gebäudes im Anschluß an das Haupt- 
gebäude, zweite Rate . 600 000 
280 Neubau des Metallhüttenmännischen 
Institutes, zweite Rate 100 000 
281 Neubau des Institutes fiir physikalische 
Chemie, zweite Rate ; 120 000 
282 Errichtung eines Gebäudes für Labon 
torien der künftigen Bergbauabteilung, 
erste Rate . 120 000 


283 Erweiterung der Brifungsansalt für 

Heizungs- und Lüftungs-Einrichtun- 

gen, zweite und letzte Rate . . . 26000 
284 Anstricharbeiten in den Hochschulge- 

bäuden und Herrichtung von Räumen 

im Hauptgebäude . . . . 28 600 
285 Beschaffung eines Bildwerfers für die 

Architektur-Abteilung und Verbesse- 

rung der Beleuchtung in einigen ihrer 

Raumes goar ala ww. ee k 4 000 
286 Instandsetzungs- und Verbesserungs- 

Arbeiten im Anorganisch-Chemischen 

Laboratorium. . . . 12 000 
287 Verlegung eines Teiles ds 

toriums für Verbrennungsmaschinen 

und Kraftfahrzeuge . . . . . . 33000 
288 Aeronautische Untersuchungen . . . 19000 
289 Erweiterung der Versuchseinrichtungen 

des Laboratoriums ftir Statik der Bau- 

konstruktionen . . . . 12000 
200 Förderung der Gelensintersuchuneen 

im Mineralogisch-Geologischen Institut 4 000 
291 Beschaffung von Lehrmitteln, Ins‘ru- 

menten usw.: 

1. Apparate und sonstige Unterrichts- 

mittel fur das Laboratorium für 

Schwachstromtechnik . . . 2... 10 000 

2. zu Unterrichtsmitteln u. Forschungs- 

zwecken auf den Gebieten Theorie des 

Schiffes, Entwerfen und Konstruieren 

von Schiffen usw. . 2. 2 2 2002. 10 000 

3. Unterrichtsmittel far das Lehrgebiet 

Schiffsgasmaschinen usw. . . . 2000 

4. desgl. Mechanik in der Schiffbät: 

Abteilung . . . . 3000 

5. desgl. von Asparäten für die Me- 

tallographische Abteilung des Eisen- 

hüttenmännischen Institutes. . . . 1000 

6. zur weiteren Ergänzung der appa- 


rativen Einrichtung des Physikalischen 
Institutes, . 


79000__ 29 000 
Summe: 1 107 600 


Breslau. Der durch die Etats für 1908, 1910 
und 1911 bereitgestellte Betrag von 120000 M 
hat für die erstmalige Ausstattung der neuen 
Hochschule mit den notwendigen Unterrichts- 
mitteln nicht ausgereicht. Daher werden weiter 
gefordert: 


‚ > 
Er 


—_ 
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Technische Hochschule in Breslau 


Betrag 

Titel i in Mark 
306 Beschaffung von Unterrichtsmitteln . 37500 
Summe: 37500 


Danzig. Wie in Hannover (s. unten), sind 
auch in Danzig besondere Mittel für die Er- 
weiterung des Maschinenlaboratoriums nötig, für 
das die zweite und letzte Rate gefordert wird. 
— Die für die Aerodynamische Versuchsanstalt 
1913 bereitgestellten Mittel reichen nicht für die 
Einrichtung aus, daher ist als Ergänzung der 
schon bewilligten 46 000 M noch eine Rate von 
15000 M vorgesehen. — Das Wasserbaulabora- 
torium soll durch den Einbau einer hydraulischen 
Wandrinne erweitert werden, damit wissen- 
schaftliche Untersuchungen aller Erscheinungen 
im bewegten Wasser vorgenommen werden 
können. Ferner ist beabsichtigt, die mit dem 
Laboratorium verbundene Versuchseinrichtung 
für den Schiffbau so auszugestalten, daß die 
in dem Umlauftank vorzunehmenden Modell- 
Versuche nicht nur im strömenden Wasser, son- 
dern auch in bewegter Luft vorgenommen wer- 
den können. 

Bei den zur Beschafiung von Lehrmitteln 
vorgesehenen Beträgen erscheint besonders be- 
merkenswert die Summe von 24000 M für den 
Unterricht in physikalischer Chemie. 


° P g Betra 
Titel Technische Hochschule in Danzig tür aia 


in Mark 
302 Erweiterung des Maschinenlaboratori- 
ums und Beschaffung einer neuen 
Stromerzeugungsanlage für dieses, 
zweite und letzte Rate . . 45500 
303 Einrichtung einer Aerodynamischen 
Versuchsanstalt, Ergänzungsrate 15 000 
304 a) Erweiterung des Wasserbaulaborato- 
riums i ud 13 500 
b) Erweiterung der Versuchs- 
einrichtung für den Schiffbau 6500 
20000 20000 
305 1. Lehrmittel und Apparate für 
den Unterricht im Eisenbahn- 
"wesen. . er are 2000 
2. desgl. für den Unterricht im 
Schiffsmaschinenbau, Schiffs- 
kessel und Schiffsturbinen 2 000 
3. Beschaffung von Einrichtungs- 
gegenständen, Maschinen, In- 
strumenten, Apparaten usw. 
für den Unterricht in physi- 
kalischer Chemie . . 24 000 
4. Beschaffung von Maschinen 
und Apparaten für den Unter- 
richt in Physik 3 000 
31000 31000 


Summe: 111 500 


Hannover. Wichtige Neubauten werden in 
Hannover aufgeführt. Unter diesen erscheint 
das Maschinenbaulaboratorium mit einem An- 
schlag von insgesamt 619800 M, von denen 
durch den Staatshaushaltsetat für 1913 schon 
200000 M bereitgestellt sind, für 1914 ist als 
2. Rate ein Betrag von 260 000 M vorgesehen. — 
Die Kosten der maschinellen und apparativen 
Einrichtung des Maschinenbaulaboratoriums 
stehen noch nicht endgültig fest, und so wird für 
die Heizungsanlage eine erste Rate von 180 000 
Mark gefordert. . 


Ein Werkzeugmaschinen-Laboratorium soll 
auf dem ehemaligen Marstallgrundstiicke in zwei 
Gebäuden aufgeführt werden. Die Kosten der 
Außenanlagen stehen noch nicht fest. 


Das im Chemiegebäude im Jahre 1912 ver- 
suchsweise eingerichtete Laboratorium für Er- 
forschung der technischen und industriellen Ver- 
wertung der Moore bewährte sich. Für die 
Fortführung der Arbeiten sind, nachdem 25 000 
Mark verbraucht sind, 13000 M erforderlich. 

Erwähnt sei noch, daß, wie in Berlin und 
Danzig, auch in Hannover Mittel für Zwecke 
der Aeromechanik angefordert werden. 


Technische Hochschule in Hannover 
; Betrag 
Titel für 1914 
Br en en a __ in Mark 
292 Herstellung eines Maschinenbaulabora- 


toriums mit Zentrale für Heizung, 
Lüftung und elektrischen Strom ein- 
schließlich Beleuchtung, zweite Rate - 260 000 


Beschaffung von Maschinen, Kesseln, 
Apparaten, Instrumenten für das unter 
Tit. 292 genannte Laboratorium, erste 
Rate . 


294 Herstellung eines Werkzeugmaschinen- 
laboratoriums nebst Härterei, erste Rate 

5 Wissenschaftliche Untersuchungen über 
die technische und industrielle Ver- 
wertung der Moore 


293 


180 000 


100 000 


‘ 13 000 
Beschaffung von Lehrmitteln usw: 


1. für den Unterricht in physikalischer 
Chemie 


296 


a Er 2000 
2 zur Ergänzung der Betriebseinrich- 
tungen des Bauingenieurlaboratoriums 
3. zu Versuchseinrichtungen für Zwecke 
der Aeromechanik . . . 2. 2 2.0. 


9000 
562 000 


9000 
Summe: 


Gesamtheit der Technischen Hochschulen 
Für die Fälle, in denen die laufenden Fonds 
zur Befriedigung unerwartet auftretender, drin- 
gender Bedürfnisse nicht ausreichen, ist, wie 
in den Vorjahren, zum Beschatfen von Instru- 
menten usw. ein Betrag von 20000 M vorge- 
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sehen. — Im Interesse des Hochschulunterrichts 
liegt es, den Professoren und Dozenten die 
Ausführung größerer Studienreisen durch Ge- 
währen von Beihilfen zu den Kosten zu er- 
möglichen. Da die laufenden Mittel hierzu nicht 
ausreichen und der im Jahre 1912 bewilligte 
Betrag von 30000 M verbraucht ist, werden 
20000 M beantragt. 


Für die Technischen Hochschulen gemeinsam 


Betrag 


i für 1914 
Titel in Mark 


307 Beschaffung von Instrumenten, Apparaten 
und sonstigen Unterrichtsmitteln . 20 000 
308 Beihilfen für Professoren und Dozenten 
an den Technischen Hochschulen zur 
Ausführung größerer Studienreisen. . 20000 


Summe: 40000 


B. Die Bergakademien 15) 


Im Staatshaushalt für das Jahr 1914 sind 
für die beiden Bergakademien in Berlin und in 
Clausthal an ordentlichen Einnahmen 92700 M 
vorgesehen. Wie sie zusammenkommen, besagt 
die: 

Uebersicht der ordentlichen Einnahmen (in 

Mark) der Bergakademien für 1914 


_ pes Vorlesungsgebiihren 
Berg pu NE] und sonstige Ein- | Summe 
akademie | gebühren nahmen 
Berlin 4500 40 500 45 000 
Clausthal | 2200 45 000 47 700 
Summe: 670 | 86 000 | 92700 


Für die Bergakademie Berlin verzeichnet der 
Staatshaushalt keine einmaligen und außer- 
ordentlichen Ausgaben. Das hängt wohl mit der 
bevorstehenden Vereinigung der Bergakademie 
mit der Technischen Hochschule zusammen. Da- 
gegen enthält der Etat 


Einmalige und außerordentliche Ausgaben für 
die Bergakademie in Clausthal für 1914 
Dienstwohnung für den Direktor der Berg- 


akademie, erster Teilbetrag 26 000 
Einrichtung eines Aufbereitungslaboratoriums 
für die Bergakademie . 10 000 


Summe: 36000 

Die dauernden Ausgaben für die beiden Berg- 

akademien übersteigen um 19880 M die des 

vorjährigen Anschlages, wie die folgende Zu- 
sammenstellung lehrt. 


15) bearbeitet nach dem auf S. 86 genannten Staatshaushalts- 
Etat Bd. I, Nr. 8 und nach einer mechanisch vervielfältigten 
„Uebersicht der Einnahmen und Ausgaben bei der Bergver- 
waltung für das Etatsjahr 1914", die dem Verfasser auf seine 
Bitte vom Handelsministerium freundlich zur Verfügung gestellt 
wurde, weil die Angaben des gedruckten Haushaltes nicht alle 
Einzelheiten in der wünschenswerten Weise erkennen lassen und 
nicht sehr übersichtlich sind. 


Gesamt-Summe der dauernden 
Ausgaben für 1914 


5 | Summe 
eats 3 1913 
Berlin 295 330 
Clausthal 213 380 
Zentralfonds 11 790 
Summe: 520500 | 500 620 


Ueber Zahl und Besoldungen der Lehrer und 
der Beamten beider Akademien unterrichten die 
folgenden, dem Titel 1 des Kapitels 21 ent- 
nommenen Zusammenstellungen, die mit 161 830 
Mark eine Erhöhung der Besoldungen um 2150 
Mark gegen den Voranschlag von 1913 (159630 
Mark) nachweisen: 


Dauernde Ausgaben für die Berg- 
akademien zu Berlin und zu Clausthal 
für das Etatsjahr 1914 
Besoldungen in Mark (Titel 1) 
Bergakademie in Berlin 
1 Direktor mit . . . 2 2 2 2 200 . 10000 
10 Professoren mit (durchschnittlich 6500 M) 65 000 
2 Chemiker mit (3000--4800 M). . . 3 . 7800 
l Sekretär mit (2100-4500 M) . 2 . . . 2100 
1 Kanzlist mit (1650-3000 M) . ... . 41850 
1 Modellmeister mit (1650-2700 M) . . . 2100 
5 Unterbeamte!6) mit (1200-1700 M) . . 6680 


M 95530 

Bergakademie in Clausthal 
1 Direktor mit. . » 2 2 2 2 2 200. 7500 
9 Professoren mit (durchschnittlich 5500 M) 49500 
1 Sekretär mit (2100-4500 M) . . . . . 3900 
i e} mit (1650-2700 M) . . 4200 
1 Unterbeamter!®) mit (1200-1700 M). . . 1200 


M 66300 
Summe der Besoldungen in Berlin und Claus- 
thal für 1914 M 161 830 


Die Wohnungsgeld-Zuschlisse zeigen gegen 
den Etat von 1913 keine Veränderung, während 
die nicht pensionsfähigen Anteile der Lehrer an 
den Vorlesungsgebühren im ganzen um 500 M 
gegen das Vorjahr gewachsen sind: 


Titel 2 Titel 3 
ıWohnungs- | Nicht pensionsfähige 
© geld- Anteile der Lehrer an 

Zuschüsse ‚den Vorlesungsgebühren 


| 
„| 21600 | 


Berlin . 25 000 
Clausthal. . . 8550 ? 11 550 
30 550 


Summe für 1914 | 30150 


16) | Unterbeamter hat Dienstwohnung. 
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Auch die in Titel 4 enthaltenen Vergütungen 
für Hilfsarbeiter usw. erreichen den Betrag von 
87940 M des Vorjahres: 


Titel 4 
Vergütungen für Hilfsarbeiter und Stellvertreter 
von Beamten, nicht pensionsfahige Stellenzu- 
lagen... sowie Mittel zur Gewinnung und Er- 
haltung hervorragender Lehrkräfte 1914 


z C} ik 1 sa ' 
S. lemiker | + w= 1S % 
cel und |ESletZ 228] £ 
= 3 | Assistenten | g £ | 82125] £E 
N = N owls Salas] ó 
om = SE a N 
Q Zahl. 7 9 
Bergakademie 
Berlin . 26 1501 11 | 19600] 1950 _ 500 | 48 200 
Clausthal. . 6750| 10 ,21000) — — | 3100 | 30 850 
Zentralfonds . — — — — | 2490 | 6400 | 8290 


Summe |32900| 21 


Im Titel 5 hat sich gegen den Voranschlag 
für 1913 nichts verändert, dagegen sind die 
Reise- und Umzugskosten um den Betrag von 
500 M in Clausthal gestiegen. 


'40600| 1950 | 2490 | 10 000] 87 940 


— a SST FE SS SATS Sa SES STE ESA 0 nme IDET 
Titel 5 
Unterstützungen für 
die Beamten und 
außerord. Remune- 
rationen für mittlere | Reise- | Umzugs- Summe 


Titel 6 
Reise- u. Umzugs-Kosten 
1914 


Beamte 1914 kosten kosten ‘ftir 1914 
Berlin 200 700 — 70C0 
Clausthal 200 5000 — ! 5000 
Zentralfonds 100 20001 800 ' 2800 
Summe für 1914: 500 14000 800 .14 800 
Summe für 1913: 500 Summe ftir 1913 : 14 300 


Die Geschäftsbedürfnisse stiegen gegen die 
im Jahre 1913 veranschlagten um 16200 M, 
während die Unterhaltungskosten der Dienst- 
gebäude sich nicht änderten, und die Unter- 
stützungen für Studierende sich um 500 M für 
die Teilnahme der Clausthaler Studierenden an 
geologischen Uebungskursen vermehren. 


Titel 7 Titel 8 Titel 9 


Geschäfts- Unterhaltung der NE 

bedür fnisse Dienstgebäude Shi diärenden 
Berlin 91 800 3000 3000 
Clausthal 80 630 8000 2300 
Summe f. 1914: 172 430 11 000 5300 
Summe f. 1913: 156 230 11000 4800 


Zur Lage der nicht im Staatsdienst beschäftigten 
preußischen Regierungsbaumeister. 


Zu dieser Frage ergreift nunmehr auch das 
„Zentralblatt der Bauverwaltung“ das Wort, 
und die hier erschienenen Ausführungen ver- 
dienen allein schon deshalb Beachtung, weil 
ihnen zweifellos eine gewisse offiziöse Be- 
deutung zugesprochen werden muß. In Nr. 10 
vom 4. Februar heißt es: 


Wie in allen akademischen Berufen, so ist 
auch in den verschiedenen Fachrichtungen der 
Staatsbauverwaltung gegenwärtig eine starke 
Ueberfüllung zu beobachten, die wiederholt der 
Tages- und Fachpresse Anlaß zu Erörterungen 
und Klagen gegeben hat. Von der Ungunst 
dieser Verhältnisse werden besonders diejenigen 
Regierungsbaumeister hart betroffen, welche, in 
der Hoffnung auf spätere Anstellung im Staats- 
dienst, die Staatsprüfung abgelegt haben und 
die nun — da sie eine Verwendung hier nicht 
finden können — nach unnötigem Aufwand an 
Zeit und Mühe gezwungen sind, sich in der 
Privatpraxis eine Anstellung zu suchen. Wenn 
nun in der Tat alljährlich beträchtlich mehr 
Diplom-Ingenieure in den staatlichen Ausbil- 
dungsdienst eintreten und zur Ablegung der 
Staatsprüfung (Baumeisterprüfung)' zugelassen 
werden, als später im Anstellungsverhaltnis als 
Regierungsbaumeister verwendet werden kön- 
nen, so ist die Staatsbauverwaltung leider nicht 
in der Lage, ihrerseits durch besondere Maß- 
nahmen diesen übermäßigen Andrang zu verrin- 
gern. Denn die nbeschränkt: Zulassung der 


Diplom-Ingenieure zur Staatsprüfung erfolgt 
durchaus nicht auf Wunsch und im Interesse 
der Verwaltung, sondern auf ausdrückliche und 
wiederholte Anregung aus den Kreisen tech- 
nisch gebildeter Akademiker, die wohl darauf 
zurückzuführen ist, daß sowohl von den Be- 
teiligten, als auch von der öffentlichen Mei- 
nung die Staatsprüfung und der Titel ,,Regie- 
rungsbaumeister‘‘ im allgemeinen hoch einge- 
schätzt werden. Die Prüfungsordnung der 
Technischen Hochschulen ist, wie bekannt, im 
Jahre 1903 grundlegend geändert worden. Bis 
zu dieser Zeit war die erste Prüfung eine staat- 
liche; wer sie bestanden hatte, trat zur wei- 
teren Ausbildung als Regierungsbauführer in 
den Staatsdienst über. Durch die Neuordnung 
des Prüfungswesens wurde die erste Prüfung zu 
einer rein akademischen gemacht. Zur Ueber- 
nahme in den Staatsdienst bedurfte es für die 
Diplom-Ingenieure nunmehr noch eines beson- 
deren Aktes der Verwaltung. Als Regierungs- 
bauführer wurden nur diejenigen u a 
nieure eingestellt, welche der Verwaltung für 
die weitere Laufbahn im Staatsdienst geeignet 
erschienen. Da nun in den Jahren 1901/02, 
gerade zu der Zeit, als diese durchgreifenden 
Aenderungen der Prüfungsordnung in Kraft 
traten, die Ueberfülle an Bewerbern für den 
Staatsdienst zu einer Beschränkung der An- 
wärterzahl Veranlassung gegeben hatte, und da- 
durch eine Reihe von Bewerbern überhaupt nicht 
mehr in die Lage gesetzt war, die Staatsprüfung 


94 


abzulegen, wurde im Januar 1903 im Abgeord- 
netenhaus ein Antrag eingebracht, nach dem 
allen denjenigen, welche sich dem höheren Bau- 
fach widmen wollen und die nach Ablegung 
der vorgeschriebenen ersten Prüfung (Diplom- 
prüfung) auch die Baumeisterprüfung (Staats- 
prüfung) abzulegen wünschen, hierzu wenigstens 
Gelegenheit gegeben werden sollte. Weil mit 
diesem Zugeständnis den Kandidaten, welche 
zum Vorbereitungsdienst und demnach auch zur 
Staatsprüfung zugelassen werden, und diese be- 
standen haben, auch ein gewisses Recht auf 
Anstellung gegeben worden wäre, ist der An- 
trag seinerzeit dahin ergänzt worden, daß aus 
dem Bestehen der zweiten Prüfung ein An- 
spruch auf Anstellung im Staatsdienst nicht er- 
wachsen sollte. 

In dieser erweiterten Fassung ist der Antrag 
dann angenommen worden, und es wird von 
dem Minister der öffentlichen Arbeiten seitdem 
den Diplom-Ingenieuren auf ihren Wunsch, sə- 
weit es ohne Belastung der beauftragten Be- 
amten möglich ist, die Gelegenheit zur Aus- 
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erlangen. Seit längerer Zeit wird den Diplom- 
Ingenieuren sogar, um sie soviel wie möglich 
davor zu bewahren, vergeblich Zeit und Mühe 
für die Erlangung eines Titels aufzuwenden, 
der keine Anwartschaft auf spätere Anstellung 
gewährleistet, auf ihr Gesuch um Ausbildung ° 
im Staatsbaudienst stets zur Erwägung anheim- 
gegeben, ob es für sie unter diesen Uniständen 
nicht vorzuziehen ist, auf diese Ausbildung zu 
verzichten und sich alsbald einer anderen Be- 
schäftigung zuzuwenden. 

Ungeachtet dieses warnenden Hinweises und 
des von der Staatsbauverwaltung bekannt- 
gegebenen Vorbehaltrechtes hat der Andrang 
zur Ausbildung im Staatsdienst nicht wesent- 
lich nachgelassen. Für die Fachrichtung des 
Hochbaues ergibt sich aus folgenden Zahlen, 
daß andauernd weitaus die größte Zahl der aus 
den Technischen Hochschulen hervorgecanvenen 
Diplom-Ingenieure diese Ausbildung gesucht hat. 


Die Diplomprüfungen haben 


an preußischen Hochschulen Zur Ausbildung 


bildung im Staatsbaudienst gegeben, damit sie Seslalgen. sind zugelassen: 
sich durch Ablegung der Staatsprüfung den 1907,08: 139 1908: 106 
Titel eines Regierungsbaumeisters erwerben kön- 1908/09: 101 1909: 102 
nen. Hieraus können sie aber nicht ohne wei- 1909/10: 114 1910: 106 
teres für sich die Aussicht auf spätere Be- 1910/11: 146 1911: 110 
schäftigung im Staatsdienst herleiten. Diejeni- 1911/12: 160 1912: 124 
gen von ihnen, die für die Verwendung im zusammen: 660 zusammen: 548 


Staatsdienst nicht vorgemerkt werden können, 
werden im Gegenteil bei ihrer Annahme von 
vornherein ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
ihnen die Ausbildung nur zur Ablegung der 
Staatsprüfung gestattet wird, und daß sie mit 
dem Bestehen der Prüfung nicht sogleich auch 
die Aussicht auf Verwendung im Staatsdienst 


im Durchschnitt: 132 im Durchschnitt: 109,6 


Das Verhältnis der Anwärter und Nicht- 
anwärter in beiden Fachrichtungen der allge- 
meinen Bauverwaltung ist aus folgender Zu- 
sammenstellung ersichtlich. Es sind Diplom- 
Ingenieure zur Ausbildung zugelassen worden: 


als Regierungsbauführer | 


als Regierungsbauführer des | 


im des Hochbaufaches Wasser- und Straßenbaufaches _ 
Kalender- mit | ohne zusammen mit | olıne _ zusammen 

jahre Aussicht auf Verwendung Aussicht auf Verwendung 

im Staatsdienst | im Staatsdienst 

109 | ` 22 79 101 14 | 16 600 

1910 27 79 106 15 Ä 40 | 55 

1911 : 21 89 110 15 | 61 | 76 

1912 | 27 l: 97 124 16 | 43 59 

1913 | 16 : 94 110 10 46 | 36 

| | 
bis 8. X. | | Ä | l 


Wenn also, trotz der abwehrenden Haltung 
der Staatsbauverwaltung, noch immer in unver- 
andertem Maße die Ausbildung im Staatsdienst 
gesucht wird, so geschicht es deshalb, weil 
sie für die Zulassung zur zweiten Staatsprüfung 
unerläßlich ist, und weil offenbar in den Krei- 
sen der technisch gebildeten nach wie vor ge- 
rade auf diese Prüfung großer Wert gelegt 
wird. Denn einerseits verleiht zurzeit nur die 
Ablegung dieser Prüfung (wenn man von den 
mit einer Anstellung als Stadt-, Kreis- usw. 
Baumeister erworbenen Titeln absieht) das ge- 
setzliche Recht zur Führung des „Baumeister- 
titels“, der in der privaten Baupraxis und vor 
allem auch bei den Kommunalverwaltungen be- 
sonderes Ansehen genießt. Anderseits wird 
durch die Staatsprüfung, und das gilt vor allem 
für die Fachrichtung des Hochbaues, nicht 
nur die abgeschlossene akademische Bildung 
nachgewiesen, sondern, was namentlich für den 
Uebergang in eine Privatstellung von Wichtig- 
keit ist, auch eine planmäßige praktische Aus- 
bildung gewährleistet. 


So ist es erklärlich, daß trotz der ungünsti- 
gen Aussichten immer wieder die Opfer an 
Zeit, Kraft und Geld, welche die dreijährige 
staatliche Ausbildung und die ausschließenden 
Prüfungsvorbereitungen erfordern, auch von 
den Nichtanwärtern gebracht werden, nur um 
sich den Titel eines Regierungsbaumeisters zu 
erwerben. Es ist kaum anzunehmen, daß der 
Andrang ein so anhaltend starker bleiben würde, 
wenn der Besitz des Titels die aufgewendete 
Mühe nicht lohnend genug erscheinen liebe. 


+ 


Nimmt man an, daß diesen Ausführungen 
die zuständigen Ministerien nicht allzu 
fern stehen, so verdient die Veröffentlichung in 
zweierlei Hinsicht allergrößte Beachtung. Zu- 
nächst in, bezug auf das tatsächlich Ausge- 
sprochene, vor allem auf das Zahlenmaterial. 
Ist dieses richtig, und das kann wohl ohne wei- 
teres angenommen werden, dann ist das Er- 
gebnis geradezu niederschmetternd. Selbst in 
den letzten Berichtsjahren haben in der Abtei- 


Zur Lage der nicht im Staatsdienst beschäftigten preußischen Regierungsbaumeister 05 


lung I, dem Hochbau, noch nicht 25 00 der 
Hochschulabsolventen unmittelbar die Privat- 
laufbahn eingeschlagen, sondern sind mehr als 
75 %0 zuerst in den Staatsdienst gegangen, trotz- 
dem sie wußten, daß noch nicht 20% von ihnen 
Aussicht auf definitive Anstellung haben. In 
der Abteilung Il, dem Ingenieurbau, liegen die 
Verhältnisse etwas besser, aber auch noch reich- 
lich schlimm. Wo bleiben angesichts dieser Tat- 
sachen die Hoffnungen, die man seinerzeit an 
die Schaffung des „Tipl.- ug.“ geknüpft hat? 
Sollen sich alle die Männer, die damals für die 
Erreichung dieses Zieles kämpften, getäuscht 
und so gar keinen Blick für die tatsächlichen 
Verhältnisse gehabt haben? Oder war der 
„zipl-äng.“ nur die Befriedigung reiner Eitelkeit 
und nicht die notwendige Folge einer natürlichen 
Entwicklung unserer Hochschulen und des prak- 
tischen Berufes? 

Antwort auf diese Fragen geben die vor- 
stehenden Ausführungen im Zentralblatt der 
Bauverwaltung selbst. Aus den ganzen Dar- 
legungen geht klar hervor, daß die Behörden 
sich nur ungern dem Zwange der Verhältnisse 
fügen, daß sie eine innere Notwendigkeit für 
die Ausbildung im Staatsdienste nicht anerken- 
nen können, und daß sie lediglich in Ausführung 
des unglückseligen Landtagsbeschlusses vom 
Jahre 1903 eine Ausbildung über den eigenen 
Bedarf hinaus vornehmen. 

In den vorher zitierten Ausführungen heißt 
es ausdrücklich, daß die Staatsbauverwaltung 
leider nicht in der Lage ist, diesen über- 
mäßigen Andrang zu verringern. Auch wird 
von „unnötigem Aufwandan Zeit und 
Mühe“ gesprochen. 

Dieser „unnötige Aufwand“ ist in letzter 
Zeit in zahlreichen Aufsätzen und Artikeln hin- 
reichend gekennzeichnet worden. Ueberall 
wurde betont, daß es außerhalb des Staats- 
dienstes in jeder Beziehung besser ist, wenn sich 
der junge Diplom-Ingenieur die notwendige prak- 
tische Ergänzung seiner Kenntnisse und Fähig- 
keiten im freien Berufe und im freien Wett- 
bewerbe aneignet. Die staatlich geregelte und 
überwachte Ausbildungszeit hat Sinn und Be- 
rechtigung ausschließlich für den Staatsdienst 
selbst, für jede andere Berufsbetätigung be- 
deutet sie einen „unnötigen Aufwand an Zeit 
und Mühe“. 

Angesichts dieser Verhältnisse wird man sich 
mit Recht fragen, warum die Regierung so lange 
stillschweigend diese Zustände geduldet und 
nicht ihrerseits schon längst Schritte ergriffen 
hat, um die Aufhebung des Landtagsbeschlusses 
vom Jahre 1903 durchzusetzen. Denn abge- 
sehen davon, daß die jungen Diplom-Ingenieure 
während der Ausbildungszeit 3—4 der wert- 
vollsten Jahre ohne entsprechende Förderung 
verbringen, erfolgt diese unbeschränkte Zu- 
lassung zur Staatsprüfung auch „durchaus nicht 
im Interesse der Verwaltung‘, denn diese Bau- 
führer bedeuten für die Behörden eine starke 
Belastung, die in keinem Verhältnis zu den 
Leistungen der unbesoldeten Arbeitskräfte steht. 


Wir schen also auf der einen Seite eine 
störende Belastung der Staatsbauverwaltung, 
auf der andern Seite einen unnötigen Aufwand 
an Zeit und Mühe. Soviel auch in letzter Zeit 
zu dieser Frage gesagt und geschrieben worden 
ist, klarer und schärfer wurden die Verhältnisse 
niemals gekennzeichnet. 

Hält man sich nun vor Augen, daß wir in 
Preußen im allgemeinen eine starke und ziel- 
bewußte Regierung haben, die sich eigentlich 


niemals für irgendwelche Sonderinteressen her- 
gibt, vielmehr stets unter bester Berücksichti- 
gung des Allgemeinwohls gerade und sicher 
ihren Weg geht, dann wird man das Verhalten 
der Behörde in bezug auf die Regierungsbau- 
meisterfrage schwer begreifen können. Die 
Schuld jedoch liegt allein bei den Technikern 
selbst, die in völliger Verkennung ihrer wert- 
vollsten Interessen sich in rein äußerlicher Nach- 
ahmerei der bei dem iuristischen Berufsstande 
herrschenden Verhältnisse gefallen, und ihr Heil 
von der Einführung des Bauassessors oder ähn- 
licher Titel erwarten. Vielleicht kommt der aka- 
demisch gebildete Technikerstand jetzt jedoch 
endlich zur Einsicht, nachdem ihm nunmehr 
auch von den Staatsbehörden ein vetreues 
Spiegelbild der wirklichen Verhältnisse vorge- 
halten ist, und erkennt, daß bei der Eigenart 
des technischen Berufes die staatlich geregelte 
und überwachte Ausbildungszeit Sinn und Be- 
rechtigung nur für den Staatsdienst selber hat, 
daß außerhalb des Staatsdienstes aber der 
„zipling.“ den Abschluß der wissenschaft- 
lichen Ausbildung bedeutet, und daß im darauf 
folgenden freien Wettbewerbe die beste Schulung 
und Entfaltung der Kräfte erfolgt. 


Daß diese Erkenntnis bald in die große 
Masse des akademisch gebildeten Techniker- 
standes dringen wird, ist nicht zu hoffen, aber 
mit Recht kann sie von einigen Wenigen ver- 
langt werden, und diese sollten in ihren Kreisen 
dann dahin wirken, daß dem unmäßigen Zu- 
drängen zur Staatsausbildung endlich ein Riegel 
vorgeschoben und damit die Ueberproduktion 
an Regierungsbaumeistern unterbunden wird. 
Vor allen Dingen sollten auch die Hochschul- 
lehrer es sich angelegen sein lassen, ihren 
Schülern in dieser Frage aufklärend und be- 
ratend zur Seite zu stehen. 

Sollte die Staatsbaubehörde sich vorerst zur 
Einführung des numerus clausus nicht ent- 
schließen können, dann bliebe ihr immer noch 
das Mittel, zu Regierungsbaumeister nur diz- 
jenigen zu ernennen, die tatsächlich in den 
Staatsdienst übernommen werden. Damit würde 
der Hauptreiz für die Ausbildungszeit fehlen, 
denn die Bezeichnung „staatlich geprüfter Bau- 
meister‘ dürfte durchaus nicht dieselbe An- 
ziehungskraft ausüben wie der Regierungsbau- 
meister. 

Solange jedoch die Behörden mit der un- 
begrenzten Zulassung zur staatlichen Ausbildung 
fortfahren, stärken sie in den jungen Diplom- 
Ingenieuren die Ueberzeugung, als würde die 
Regierung diesen Ausbildungsgang als unum- 
gänglich notwendig ansehen, und deshalb bleibt 
als letztes erstrebenswertes Ziel immer die Ein- 
führung des numerus clausus. Hierin sollten 
sich die heute noch auseinanderstrebenden Kräfte 
im akademisch gebildeten Technikerstande ver- 
einen, denn dieses Ziel ist für alle Teile in 
gleicher Weise erstrebenswert. Ist der numerus 
clausus eingeführt, dann haben wir auf der einea 
Seite die im Staatsdienste tätigen Techniker mit 
ihrer deutlichen Berufs- und Standesbezeichnung 
als Regierungsbaumeister und auf der anderen 
Seite die endlich einheitlich zusammengeschlosse- 
nen Diplom-Ingenieure, die sich ohne zweck- 
lose Vergeudung von Zeit und Mühe sofort 
ihrem ureigentlichen Berufe widmen und durch 
schnellste und beste Entfaltung ihrer Kräfte 
letzten Endes auch dem gesamten Volke und 
der Volkswirtschaft die wertvollsten Dienste 


leisten. 
Alfred Berlowitz. 
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Wirtschaftliche Rundschau. 


Januar-Börsenbericht. 


Nachdem schon im Dezember des Jahres 1913 
überwiegend Neigung zum Steigen der Kurse 
vorhanden war, ist im Januar 1914 eine wei- 
tere Steigerung der Kurse fast auf der ganzen 
Linie eingetreten. Am erheblichsten sind hier- 
bei die Chemische Industrie mit 12,800, die 


Tabelle 1. 


Kiei gegen 


Bezeichnung den Vormonat 


Zementindustrie mit 71’, 0%, 
mit 6 1 2 009 


die Papierfabriken 
und die Eisenhütten-Gesellschaften 


mit 51:, 00 beteiligt. Eine Einbuße haben nur 
die Zuckerfabriken mit rund 30 und die 
Waggonfabriken mit 0,7 00 erlitten. Die Kurs- 


steigerungen sind im wesentlichen durch die 
günstigere Geldlage hervorgerufen worden, 
außerdem ist die Furcht vor dem Abflauen der 
Konjunktur zurückgewichen; es hat vielmehr 
ein ziemliches Vertrauen in die künftigen wirt- 
schaftlichen Verhältnisse eingesetzt. 


Tabelle 2. 


Neue Börsenzulassungen. 
Im Januar 1914 wurden zugelassen: 


ł 


Firma | Gruppe M. 
Oscar Schimmel & Co. . . | Maschinenfabriken . . . | 750000 
Verein. Nord-Südd. Sprit- | 
werke u. Prefjhefefabrik, | 
Bast, A.-G...... Verschiedene Industrien . l2 109 000 
Deutsche Kaliwerke, A.-G. .ı " " | 6000 000 


Bestand im Monat Januar 1914 8 850 000 


In welchem Maße die einzelnen Industrien 
an der Kursaufbesserung teilgenommen haben, 
geht aus der Tabelle 1 hervor, während Ta- 
belle 2 den ZufluB bzw. den Bestand des 
Börsenkapitals am 31. Januar 1914 wiedergibt. 

E. W. 


G@rosshandelspreise. 


Bergbau-Gesellschaften . . + 4,83 
Eisenhiittenindustrie. .. . | + 5,52 
Maschinenfabriken. ... . + 4,11 
Automobil-, Fahrrad- und 
Nähmaschinenfabriken . + 1,86 
Metallindustrie....... + 5,22 
Elektroindustrie ....... + 2,81 
Waggonfabriken...... | — 0,70 
Chemische Industrie ... | -+- 12,82 
Textilindustrie ....... + 4,82 
Zementindustrie ...... + 7,46 
Papier- u. Zellulosefabriken | -+ 6,55 
Glas- u. Porzellanfabriken | + 5,28 
Zuckerfabriken....... | — 3,14 
Gas- und Wasserwerke .. | + 1,04 
Elektrizitätswerke ..... + 3,37 
Verschiedene + 4,50 
Alle Industriewerte .... -+- 5,15 
Waren 
Bestes deutsches Puddeleisen 
” GieBereieisen . : 
Luxemburgisches Gießereieisen Nr. 3 
Deutsches Bessemer. © . . 2 2 22000. 


Blei, rhein., dopp. raff. i 
Kupfer, deutsch, dopp. raff. in Platten . 
Zink, raff. Galmei- . : ; 
Zinn, Banka- 
Steinkohle 

a) Flamm- 

b) Fett-. 

c) Mager- . 

d) Gas-. 


Berufs-, Bildungs- und Standesfragen. 


Zur „Ausbildung‘‘ der Diplom-Ingenieure. 


Auf der Versammlung des Verbandes bave- 
rischer Wasserkraftbesitzer hat vor kurzem Herr 
Dr. Streeb (Schönmühl) in seinem Vortrag über 
Staatsbauverwaltung und Wasserwirtschaft aus- 
geführt, daß nach der Denkschrift der baye- 
rischen Staatsregierung die Leistungsfähigkeit 
der Staatsbauverwaltung gehoben werden soll 
durch ‚neue Prüfungsordnung, Betonung der 
Praxis und bessere Vorbildung der Bauprakti- 
kanten, sowie durch Fortbildung der Be- 
amten... usw.‘“. Dazu führte der Vortragende 


| oe zz | u 
D ber 
Platz E Einheit m EA 
| | | 1913 1912 
| r | 
| A | 69,00 | 65,67 
\ Düsseldorf ' 7750 74,21 
1000 kg! 44? ae 
7 | 
we tae 
37,38 | 35,75 
'\ Frankfurt | 145.08 | 153,42 
j aM f dz | 4842 | 5454 
416,42 | 417,40 
| A 12,04 | 11,06 
Essen | 122191 11,41 
ab Werk | 100 kg' 1181 | 10,94 
| ' 13,38 | 12,88 


aus: „Diese Einrichtung erscheint sehr zweck- 
mäßig, zumal die Ausbildung der Techniker an 
der Technischen Hochschule manches zu wün- 
schen übrig läßt, da sie — wie bei den Juristen 
auch — nur die theoretische Grundlage bildet, 
auf der die praktischen Erfahrungen sich auf- 
bauen lassen.“ 


Man könnte aus diesen Worten den Vorwurf 
herauslesen, als seien die Technischen Hoch- 
schulen ihrer Aufgabe nicht gewachsen und ver- 
fehlten sie ihr Ziel. Es wäre aber zu bedauern, 
wenn eine so verkehrte Vorstellung über 
Wesen und Aufgabe des Hochschulunterrichts, 
namentlich des Unterrichts an Technischen 
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Hochschulen, in weiteren Kreisen um sich griffe 
und sich festsetzte. Deshalb scheint es mir 
angemessen, darauf zu entgegnen. 

Daß die Technische Hochschule nur die 
Grundlage bildet, auf welche die praktische 
Ausbildung sich aufbauen läßt, ist ganz richtig. 
Das soll sie und nur das kann sie. 

Die Ausbildung zum Ingenieur zerfällt natur- 
gemäß in zwei Stufen: das Hochschulstudium 
und die Praxis. 

Das Hochschulstudium bildet den Grundbau. 
Es ist meist auf eine bestimmte Mindestdauer 
beschränkt. Die Studienzeit muß daher weise 
eingeteilt und gewissenhaft ausgenutzt werden, 
wenn der folgende Aufbau und Ausbau, die prak- 
tische Lehrzeit, welche im günstigen Falle un- 
begrenzt ist, sich stolz und kräftig entwickeln 
und durch die endlich errungene Meisterschaft 
gekrönt werden soll. Und jeder unserer her- 
vorragenden einstigen Schüler in aller Welt 
schätzt sich heute glücklich und ist der Hoch- 
schule dankbar für die sorgfältig errichtete theo- 
retische Grundlage, die sie ihm für seine Weiter- 
entwicklung geboten hat. Denn aus der Hoch- 
schule tritt der Jünger unserer Kunst und Wissen- 
schaft als Lehrling in die Praxis, und erst eine 
vieljährige und umfassende praktische Ausbil- 
dung macht ihn dann zum Ingenieur. Nun ver- 
mag er Bauwerke und Maschinen für einen ge- 
gebenen Zweck zu entwerfen, ohne daß er be- 
stehende Vorbilder nachzuahmen braucht, und 
ist er instand gesetzt, seine Entwürfe Lagen 
anzupassen, für die es keine Beispiele gibt. 
Solche, den höheren und höchsten technischen 
Aufgaben gewachsene Männer finden sich aber 
auch in alle damit zusammenhängenden wirt- 
schaftlichen Aufgaben leicht und sicher hinein, 
wie uns die großen, blihenden Werke und 
Betriebe zeigen, mit einem in, Meistershand klar 
und übersichtlich, verläßlich und sparsam arbei- 
tenden, einfachen Verwaltungsapparat. 

Früher hat man, nach etwa dreijähriger 
„Vorbereitungspraxis‘“ und bestandener prakti- 
scher Prüfung, unsere jungen, angehenden 
Staats-Ingenieure und -Architekten als ,,Staats- 
bauassistenten‘‘ bezeichnet und damit zutreffend 
ausgedrückt, daß sie nunmehr als Gehilfen oder 
Gesellen zu achten seien. Ich glaube nicht, daß 
man gut daran getan hat, obige wahrheits- 
gemafe Benennung durch den importierten „Re- 
gierungsbaumeister‘‘ zu ersetzen; denn an der 
Sache hat sich nichts geändert, und von 
Meister sind sie, nach überstandener bloßer Vor- 
bereitungspraxis, genau so weit entfernt wie 
früher. 

Ich meine nun, der Standpunkt des akade- 
mischen Lehrers der Ingenieurwissenschaften 
sollte so gewählt sein, daß er, auf theoretischen 
und praktischen Grundfesten fußend, einen mög- 
lichst weiten Ausblick bietet; dem Auge Ge- 
biete erschließt, die der wissenschaftlichen Er- 
forschung harren; auf Fragen hinleitet, die der 
wissenschaftlichen Aufhellung und Vertiefung be- 
dürfen, und dafür gestattet, über Gebiete leich- 
ter hinwegzugehen, die bereits beleuchtet sind. 
Grundlegende Aufgaben mehr theoretischer Na- 
tur, denen man in der Praxis gewachsen sein 
soll, aber in welche erst einzudringen es in 
der Praxis an Zeit und Anleitung zu fehlen 
pflegt, wären an der Hochschule durchzuarbei- 
ten. Dinge der Ausübung, die der angehende 
Ingenieur in der Praxis lernt, nur dort er- 
lernen kann und deren Erlernung ihm dort 
nicht erspart wird, sollten nur so weit behan- 
delt werden, als es sich um Winke für die 


richtige Erfassung praktischer Aufgaben, die 
Darlegung des Einklanges zwischen Theorie und 
Praxis oder die Belebung des theoretischen 
Unterrichts handelt; denn die Zeit ist kostbar. 

Deshalb müssen aber auch vor allem die 
Hochschullehrer sich den Meisterrang erworben 
haben und mit der Praxis in steter Fühlun 
bleiben. Die Vertreter technischer Wissenschat- 
ten können ihre Forschungen von den Zwecken 
des Lebens nicht immer getrennt erhalten. Viele 
Anregungen gehen uns aus dem praktischen 
Leben zu, und oft leiten sie auf ganz andere 
Wege und neue Ziele hin. Anderseits trachtet 
häufig der Forscher Erscheinungen und Vor- 
gänge zuerklären, ohne an die Verwendbarkeit 
der Ergebnisse zu denken, und doch können 
letztere unerwartet zu großer Bedeutung ge- 
langen. Nie darf aber die Fühlung mit der 
Praxis dahin ausarten, daß letztere die Hoch- 
schule ins Schlepptau zu nehmen und zur Drill- 
anstalt für ihren jeweiligen Bedarf zu ernie- 
drigen droht. 

ie so häufigen Klagen über die Mängel 
im technischen Dienste gewisser Staaten sind 
nicht den Technischen Hochschulen zur Last zu 
legen, sondern der unwürdigen Stellung, in 
welche die Beamten mit technischer Hochschul- 
bildung sich haben herabdrücken lassen. Der 
Unterdrückte arbeitet widerwillig oder doch 
ohne volle, frohgemute Kraftenttaltung. Darin 
liegt das Geheimnis, wie man den Verwaltungs- 
apparat einfacher, wohlfeiler und leistungsfähi- 
ger machen könnte. Man erschwere und ver- 
leide denjenigen, welche doch allein die eigent- 
liche Arbeit zu machen verstehen, ihren Dienst 
nicht dadurch, daß man ihnen unnütze Zierate 
der Verwaltungsmaschincrie hemmend in den 
Weg setzt, die nur am Leben zu erhalten sind, 
weil ihnen der fachwissenschaftlich Gebildete 
den nötigen Atem einbläst. Auf solchem Wege 
erzieht man keine Meister, wohl aber unmutige 
Lastträger. Und diesem System verdankt man 
die schwerfällige, verwickelte Maschinerie, die 
mit Arbeitverlust und Zeitverschwendung tech- 
nisch unvollkommen und wirtschaftlich unvor- 
teilhaft arbeitet. Man muß nur hören, was da 
an geisttötender, ganz zweckloser, massenhafter 
Klein-Schreiberei gesündigt wird — und wenn 
die besten Kräfte darüber versumpfen und 
geistig verkommen sollten. Die Stadtgemein- 
den aber machen es blindlings nach. 

Also, an die rechte Stelle die rechten Männer, 
Meister des Faches, mit freier Hand und wei- 
tem Wirkungskreise, und aus dem Weg mit 
jedem, der nur als lähmendes Hemmnis erspriel}- 
licher Arbeit mitgeschleppt werden müßte! In 
Oesterreich ist man mit sichtlichem Erfolg be- 
müht, diese krankhaften Ablagerungen vom 
technisch-wissenschaftlichen Arbeitsfelde wegzu- 
ätzen. In der Schweiz, in Frankreich, England, 
Amerika kennt man sie überhaupt nicht. 

Franz Kreuter, 
Prof. an der Techn. Hochschule München. 
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Techniker als Bürgermeister. 


Bei der Besetzung der Stelle des ersten 
Bürgermeisters in Heidelberg soll nach einem 
Beschlusse der betreffenden Kommission das 
Ausschreiben keinen Stand von der Bewerbung 
ausschließen und sich besonders an Techniker, 
Nationalökonomen und Juristen wenden. 
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oS Aus der Rechtsprechung — Hochschulnachrichten 


Zehn technische Beamte für den Zweckverband 
| Groß-Berlin. 


Die Städtebau-Abteilung des Zweckverbandes 
Groß-Berlin, die bisher nur mit dem Stadtbau- 
rat Beuster als Leiter und einem Architekten 
besetzt war, wird in der nächsten Zeit eine be- 
deutende Personalvermehrung erfahren. Der 
Verbandsdirektor hat die Stellen von zwei 
Architekten mit abgeschlossener Hochschulbil- 
dung und erfolgreicher Praxis im Städtebau, die 
als Abteilungsleiter fungieren sollen, zur Be- 
setzung ausgeschrieben. An Gehalt sind vor- 
laufig Monatsdiaten in Höhe von 350 bis 500 M. 
ausgesetzt; später soll Anstellung mit 7000 bis 
10000 M. erfolgen. Außerdem sucht der Ver- 
band einen jüngeren Architekten mit 240 bis 
350 M., einen jüngeren Ingenieur mit 240 bis 
350 M. Monatsdiäten, mehrere Vermessungs- 
techniker und Zeichner für Städtebau, Bebau- 
ungspläne und Perspektiven, mit Diätensätzen 
von 135 bis 250 M. Im ganzen sollen zehn 
technische Beamte neu beschäftigt werden. 
Durch die starke Personalvermehrung werden 
die dem Verbande obliegenden Arbeiten, vor 
allem die Festsetzung und Prüfung von Bebau- 
ungsplänen, wesentlich beschleunigt werden 
können. 


Aus der Rechtsprechung. 


Wernung der Innungen vor der Berücksichti- 
sung unwürdiger Submissionsbewerber. 


Die Zwangsinnung für das Schreinergewerbe 
in Solingen und der Rheinisch-westfalische 
Tischlerinnungsverband haben an den Ober- 
bürgermeister von Solingen eine Eingabe ge- 
richtet, die sich dagegen wendet, daß die 
städtische Baukommission einen Teil der Schrei- 


nerarbeiten an der Turnhalle K... straße in 
S. an den Kläger -- als den Zweitmindestfor- 
dernden — vergeben habe. Es wird geltend 


gemacht, 

diese Tatsache und besonders die Bevor- 

zugung des Klägers empfindet der „reelle Teil 

unserer Mitglieder‘ nicht nur als eine Zu- 
rücksetzung gegenüber einem durch eigene 

Schuld heruntergekommenen Angehörigen 

des Standes, sondern es scheine darin auch 

eine Parteinahme gegen das seit Jahren einen 
so schweren Kampf um Besserung seiner Exi- 
stenzbedingungen kämpfende Schreinerhand- 
werk zu liegen. 
Dementsprechend befaßt sich die Eingabe im 
übrigen zunächst mit der Person und der Ge- 
schäftslage des Klägers: es wird im beson- 
deren angeführt, daß er durch Preisschleuderei 
nicht nur der Schrecken seiner Solinger Kol- 
legen, sondern auch der Kollegen der Nachbar- 
orte sei, daß er es in den wenigen Jahren 
seiner Selbständigkeit verstanden habe, seine 
Gläubiger um etwa 20000 M. zu schädigen, 
daß der „unpfändbare Herr M.“ es ferner ver- 
standen habe, mit Hilfe eines Winkeladvokaten 
seine Schulden abzuschütteln, indem er seine 
Gläubiger vor die Alternative stellte, einem 
außergerichtlichen Vergleiche auf einige Pro- 
zente ihrer Forderungen zuzustimmen oder 
nichts zu bekommen. 

Die Klage fordert Unterlassung solcher Ab- 
gaben und Schadenersatz. Die beiden Vorin- 
stanzen haben diese Klage abgewiesen. — Das 
Reichsgericht aber verweist unter folgender 


Begründung 
zu nochmaliger Prüfung an die Vorinstanz zu- 
rück. 

Allerdings wird durch solche berechtigte In- 
teressen der fraglichen Aeußerung zunächst 
der Charakter der Widerrechtlichkeit genom- 
men: aber jene Interessen hören auf, berech- 
tigte zu sein, sobald der Betroffene bewiesen 
hat, daß die Acußerung objektiv unwahr ist. 
Diesen Beweis hat der Kläger in vorliegendem 
Falle angeboten, sein Unterlassungsbegehren 
kann nicht abgewiesen werden, ohne thn zu 
dieser Beweisführung zugelassen zu haben. Er- 
bringt er den Beweis der Unwahrheit der von 
den Beklagten über ihn aufgestellten Behaup- 
tungen, wie sic im Unterlassungsbegehren des 
Klagantrags aufgeführt sind, so kann er auf 
Grund dieser Beweisführung jede Wieder- 
holung derselben, nicht nur eine Wicder- 
holung, bei der das zulässige Maß überschritten 
wird, sondern auch eine solche, die sich in den 
Grenzen der Wahrnehmung berechtigter Inter- 
essen hält, verbieten lassen. Die Wiederholungs- 
gefahr bedarf daher der Prüfung in diesem 
weiteren, nicht nur in dem vom Berufungs- 
gericht angenommenen beschränkten Umfang. 

Ist den Innungen auch in der Gewerbeord- 
nung die Wahrnehmung gewisser Interessen des 


© Handwerks und in diesem Sinne die Aufgabe 


übertragen, in bestimmter Weise für jene Inter- 
essen tätig zu werden, so kann doch darin 
nicht ohne weiteres und nicht in allen Fällen 
eine Pflicht gesehen werden, deren Erfüllung 
schlechthin höher stünde als alle privaten Inter- 
essen. Insbesondere kann in Fällen wie dem 
hier in Rede stehenden nicht davon gesprochen 
werden, daß die dem einzelnen nachteilige Be- 
kundung nach bestem Wissen, ohne Rücksicht 
darauf, ob die . Tatsache anderweit bewiesen 
oder erweislich ist, erstattet werden müsse. 
Vielmehr kann es nicht unangemessen erschei- 
nen, in Fällen wie dem hier gegebenen auch 
gegenüber Offentlichrechtlich organisierten In- 
teressentenverbanden dem Angegriffenen die 
Möglichkeit zu eröffnen, sich von den gegen 
ihn erhobenen Vorwürfen dadurch zu reinigen, 
daß er dartut, die behaupteten Tatsachen seien 
unwahr. 
Dr. Hans Lieske, Leipzig. 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Aachen. 

Dem Geh. Reg.-Rat Tr.-\ng. Karl Henrici, 
Professor der Architektur an der Kgl. Techn. 
Hochschule Aachen, ist die durch Allerhöchsten 
Erlaß vom 17. Okt. 1912 gestiftete Denkmünze 
tür verdienstvolle Leistungen im Bau- und Ver- 


kehrswesen in Silber verliehen worden. 
e s 


e 
Dr. Joh. Stark, Professor der Physik an 
der Technischen Hochschule in Aachen, wurde 
von der Kgl. Gesellschaft der Wissenschaften 
in Göttingen zum korrespondierenden Mitgliede 
ernannt. 


Technische Hochschule Berlin. 


Dem Privatdozenten an der hiesigen Hoch- 
schule Reg.-Baumeister a. D. Tr.-Ing. Adolf 
Zeller ist von dem vorgesetzten Herrn Mi- 
nister durch Erlaß vom 26. d. Mts. das Prädi- 
kat „Professor‘ verliehen worden. 
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Der vorgesetzte Herr Minister der geist- 
lichen und Unterrichts-Angelegenheiten hat durch 
Erlaß vom 4. d. Mts. den nachgenannten Herren 
des Lehrkörpers der Abteilung für Chemie und 
Hüttenkunde der hiesigen Hochschule das Prä- 
dikat „Professor“ verliehen, und zwar dem 
Privatdozenten Dr. Siegfried Hilpert und dem 
Ständigen Assistenten Dr. Max v. Unruh. 


* m * 


Dem Ständigen Assistenten am Anorganisch- 
chemischen Laboratorium der Kgl. Technischen 
Hochschule Berlin, Dr. phil. Max von Un- 
ruh, wurde das Prädikat Professor verliehen. 


* * 
* 


Prof. Dr. H. Bucherer, Direktor der 
Chemischen Fabrik auf Aktien (vorm. Schering), 
ist als Privatdozent für das Lehrfach „Praxis 
der Färberei und des Zeugdruckes mit Uebun- 
gen“ bei der Abteilung für Chemie und Hütten- 
kunde an der Technischen Hochschule Berlin 
zugelassen worden. 


s e 
s 


Professor Dr. Berndt ist als Privatdozent 
für das Lehrfach „Physik“ bei der Abteilung für 
Allgemeine Wissenschaften an der Technischen 
Hochschule  Berlin-Charlottenburg zugelassen 
worden. 


e 4 
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Dr. Heinrich Faßbender aus Frankfurt 
am Main habilitierte sich in der Abteilung für 
Maschineningenieurwesen an der Technischen 
Hochschule Berlin für die Lehrfächer: elektro- 
technische Meßkunde und drahtlose Telegraphie. 
Er promovierte 1907, war bis 1911 im Werner- 
werk der Siemens & Halske A.-G. tätig, wurde 
alsdann an die Physikalisch-technische Reichs- 
anstalt einberufen und trat am 1. Oktober 1913 
zur Technischen Hochschule zu Berlin über. 
Seine Arbeiten liegen zu größerem Teil auf 
dem Gebiet des Magnetismus und der elektri- 
schen Schwingungen. Scine Habilitationsarbeit 
behandelt den magnetischen Hauteffekt bei 
hohen Frequenzen. 

s i 
i 

Professor Dr. Karl Hofmann von der 
Technischen Hochschule in Berlin-Charlotten- 
burg, der als Nachfolger des verstorbenen Pro- 
fessors Dr. Muthmann auf den Lehrstuhl für 
anorganische Chemie an die Technische Hoch- 
schule München, der er bereits bis zum Jahre 
1910 als außerordentlicher Professor angehörte, 
zurückberufen wurde, hat, wie uns gemeldet 
wird, den Ruf abgelehnt. 


Technische Hochschule Braunschweig. 


Trang. Karl Czeija, langjähriger Ober- 
ingenieur der Siemens-Schuckert-Werke, wurde 
zum ordentl. Professor für Elektromaschinen- 
bau an die Techn. Hochschule in Braunschweig 
berufen. 


Technische Hochschule Danzig. 


Dem Geheimen Baurat Dr. phil, Tr. ita. 
Konrad Steinbrecht, Regierungs- und Bau- 
rat in Marienburg und Honorarprofessor in der 
Architektenabteilung der Technischen Hoch- 
schule zu Danzig, ist die mittels Allerhöchsten 
Erlasses vom 17. Oktober 1912 gestiftete gol- 


dene Denkmünze für verdienstvolle Leistungen 
im Bau- und Verkehrswesen verliehen worden. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 


Dr. Alfred Reis habilitierte sich an der 
Technischen Hochschule zu Karlsruhe als Privat- 
dozent für physikalische Chemie und Elektro- 
chemie. 

e A s 


Prof. Dr. phil, Tr.-\ug.h.c. Carl Engler. 
Direktor des chemischen Instituts an der Tech- 
nischen Hochschule zu Karlsruhe wurde zum 
korrespondierenden Mitglied der phvsiko-mathe- 
matischen Abteilung der Kaiserlichen Akademie 
der Wissenschaften in Petersburg ernannt. 


Technische Hochschule München. 


Dr. phil. Kurt Braß (aus Hohenstadt in 
Mähren) habilitierte sich für das Fach der tech- 
nischen Chemie in der chemischen Abteilung der 
Technischen Hochschule zu München. 


* * 
* 


Dem städtischen Baurat, Dozenten für früh- 
christliche Baukunst an der Technischen Hoch- 
schule zu München, Tr. \ng. Hans Grässel, 
ist der Professortitel verlichen worden. 


* 
* * 


Dr. August FOppl, ordentl. Professor der 
technischen Mechanik an der Technischen Hoch- 
schule in München, vollendete am 25. Januar 
sein 60. Lebensjahr. 


* $ 


Doktor- Dissertationen. 
Technische Hochschule Berlin. 


Die Profilgestaltung der Unter- 
grundbahnen. Von Dipl.-3ng. Anton Macholl 
aus München. R. Oldenbourg, München 1914. 


Die Phenole des Torfteers. Von Dipl. 
3ng. Ferdinand Bernstein, Be:lin 1913. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 


Beiträge zur Frage der Anreicherung 
des Methans in technischen Gasarten 
und über kohlenoxydfreies Leuchtgas. 
Von Paul Jochum. R. Oldenbourg, München 1913. 


Beitrag zur Kenntnis der Morpho- 
logie und des Chemismus oxydieren- 
der Bakterienfermente. Von Rudolf Brandt. 
Gustav Fischer, Jena 1914. 


Technische Hochschule München. 


Die Beziehungen zweier einander 
räumlich atfiner Gewölbe in statischer 
Hinsicht Von Dipl.-3ng. Josef Gross. C. Reichen- 
bach, Augsburg 1913. 


Beiträge zur Kenntnis des p-Nitro- 
o-Kresols und 35-Dinitro-o-Kresols. 
Von Dipl.- 3ng. Ernst Hartwig aus Schalkhausen. 
Ernst Fröhlich, München 1913. 


Das Klima der Zugspitze. Von Anton 
Huber. E. Mühlthaler, München 1914. 
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Literatur. 


Buchbesprechungen. 


„Die Theorie der Bodensenkungen in Kohlen- 
gebieten‘‘ mit besonderer Berücksichtigung der 
Eisenbahnsenkungen des Ostrau-Karwiner Stein- 
kohlenreviers. Von Ingenieur A. H. Gold- 
reich. Verlag von Julius Springer in Berlin 
1913. 

Die Literatur über die durch den Bergbau 
hervorgerufenen Bodensenkungen ist bis jetzt 
nicht allzu reich, und wissenschaftlich wurde 
dieses Gebiet noch wenig bearbeitet. Das vor- 
liegende Buch, das sich damit ausführlich be- 
schäftigt, ist daher mit Freuden zu begrüßen. 
Zunächst gibt der Verfasser einen kurzen 
Ueberblick über die einzelnen geologischen Zeit- 
abschnitte und die dazu gehörigen Gesteins- 
schichten, deren genaue Kenntnis zum besseren 
Verständnis der Bodensenkungen unumgänglich 
notwendig ist. 

Ausgehend von der Theorie des belgischen 
Ingenieurs Gonat, der im Jahre 1839 als Erster 
eine Theorie der Bruchrichtung aufstellte, wer- 
den in einem zweiten Abschnitt die in den ver- 
schiedenen Kohlenrevieren gebräuchlichen Theo- 
rien der Bodensenkungen behandelt. Ausführ- 
lich sind besonders die Theorien von Professor 
F. Rzika und Jicinsky bearbeitet, die sich haupt- 
sachlich auf das Ostrau-Karwiner Steinkohlen- 
revier beziehen. 

Im dritten Abschnitt ist dann die vom Ver- 
fasser selbst stammende Theorie der Boden- 
senkungen infolge Kohlenabbaues bearbeitet. 
Den Ausgangspunkt für dieselbe bildet die all- 
gemein bekannte Rebhann’sche Theorie des ak- 
tiven Erddruckes. Im allgemeinen gliedert sich 
die Goldreich’sche Theorie in vier Teile: 


1. Die Theorie der Bruchrichtung: Unter 
Bruchrichtung versteht der Verfasser im Gegen- 
satz zu den sonst üblichen Erklärungen die- 
jenige Richtung, in welcher eine Störung der 
Gebirgsschichten auftritt. 

2. Die Theorie der Grenzrichtung: Diese 
beschäftigt sich mit der Feststellung der Gren- 
zen der Senkungsgebiete, wobei hauptsächlich 
die Rebhann’sche Erddrucktheorie zur Anwen- 
dung gelangt. 

3. Die Theorie des senkrechten Senkungs- 
maßes der Erdoberfläche: Hier ist der wesent- 
liche Punkt der, ob ein Absenken der Erd- 
schichte ohne Volumenvermehrung — wenn die 
Erdschichte sich elastisch durchbiegt —, oder 
mit Volumenvermehrung — wenn die Erd- 
schichte bricht — stattfindet. Für den letzteren 
Fall wird ein besonderer Volumenvermehrungs- 
koeffizient berechnet. 

4. Die Theorie der Fernwirkung an der 
Tagesoberfläche: Hierüber werden hauptsäch- 
lich die an den Rändern der obertägigen Sen- 
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kungsmulden vorkommenden Bodenerhebungen 
verstanden. Für dieselben gibt der Verfasser 
mit Hilfe des Rebhann’schen Satzes eine ganz 
interessante Erklärung, während man bisher 
Hebungen, die auf bergbauliche Senkungen zu- 
rückzuführen wären, stets in Abrede stellte. 

Am Schluß des Buches werden dann noch 
einige bemerkenswerte Beispiele aus der Praxis 
des Verfassers vorgeführt. 

Der Verfasser behandelt als Folge der 
bergbaulichen Wirkungen lediglich nur die lot- 
rechten Senkungen, während er über die bei 
den muldenförmigen Senkungen auftretenden 
Horizontalverschiebungen, die oft die gefähr- 
lichsten Wirkungen an den Tagesobjekten her- 
vorrufen, ganz schweigt. Auch die damit ver- 
bundenen Zerrungen und Pressungen im Boden 
werden gar nicht berührt; ja es hat sogar 
den Anschein, als ob diese Kräftewirkungen mit 
der Goldreich’schen Theorie überhaupt nicht in 
Einklang zu bringen sind. Dem ist aber nicht 
so; denn diese Erscheinungen sind dem Ver- 
fasser durchaus nicht unbekannt und wird der- 
selbe wohl auch hierüber bald mit einer Arbeit 
an die Oeffentlichkeit treten. 

Jedem Bergbautreibenden und jedem Inge- 
nieur, der in Bergbaugebieten seine Tätigkeit 
ausübt, kann das vorliegende Buch warm emp- 
fohlen werden. Tipl.-ing. G. Kühn. 


Verbandsnachrichten. 
Berichte der Bezirksvereine über das 
Verbandsjahr 1913. 


Bezirksverein Aachen. 


Die Mitgliederzahl betrug am 1. Januar 
1913: 47 Mitglieder, 12 Förderer; sie beträgt 


jetzt: 54 Mitglieder, 12 Förderer. 

Die Hauptarbeiten bestanden in 10 ordent- 
lichen Mitgliederversammlungen, einer außer- 
ordentlichen Mitgliederversammlung und meh- 
reren Vorstandssitzungen. 

Vorträge wurden gehalten von: Brand- 
direktor Tr.eQng. Schulz: Ueber elektrische 


Uhrenanlagen mit besonderer Berücksichtigung 
der kombinierten Feuermelde- und Uhrenanlage 
der Stadt Aachen; Handelslehrer Heser: Ueber 
Kartelle und Trusts; ®ipl.-Qng. Brandenburg: 
Grundlagen des Eisenbahnsicherungswesens. 
Referate über vom Vorstand zur Diskussion 


überwiesene Fragen: @ipl.-\ng. Mierzinsky: 
Ehrengerichtsbarkeit; ®ipl.-Jug. Kadlubowski: 
Regierungsbaumeisterfrage; Dr.-Ing. Pirlet: 


Regelung des Zivilingenieurberufs; Tipl.-Ang. 
Bock von Wülfingen: Rundfrage des Verbandes 
deutscher Architekten- und Ingenieurvereine; 
Dipl.-Ing. Paul Müller: Das gewerbliche Rechts- 
schutzgesetz; Dipfl.-SJug. Osann: Gebührenord- 
nung für Zeugen und Sachverständige. Gesellig- 
keit: Führung durch das Reifmuseum; Bowlen- 
abend in Vinzenzhäuschen; Ausflug nach Scheven- 
hütte und Düren. Seit dem Herbstv. J. finden 
im Hotel International wöchentlich einmal Bier- 
abende statt, zum Teil mit Damen; die Be- 
teiligung war in letzter Zeit eine recht rege. 
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Bezirksverein Barmen-Elberfeld. 


Im Berichtsjahre war es dem Bezirksverein 
möglich, seine Mitgliederzahl nahezu konstant zu 
halten; dieselbe schwankte im Laufe des Jahres 
beständig zwischen 45—42 Mitgliedern. Der ge- 
schäftliche Teil Vereinsleben wurde auf 9 Mit- 
gliederversammlungen erledigt; deren Besuch 
ließ wiederum zu wünschen übrig, obgleich ver- 
sucht wurde, durch Vorträge und Referate das 
Interesse am Verhandlungsstoff zu beleben. 

An Vorträgen wurden gehalten von den 
Herren Kollegen: Ingrisch: „Das Recht des 
Vorbenutzers beim Gebrauchsmusterschutz-Ge- 
setz‘; Dresen: „Die Stellung der Diplom-In- 
genieure bei den Kommunal-Verwaltungen‘; 
Ingrisch: „Entwurf des neuen Patent-, Ge- 
brauchsmuster- und Warenzeichengesetzes“; 
Platt: „Entwurf der Gebührenordnung für Zeu- 
gen und Sachverständige‘; Födisch: „Die Re- 
gierungsbaumeisterfrage‘. 

Zur Feier des Gründungstages wurde unter 
Führung des Kollegen Dresen ein äußerst an- 
regend und in gemütlicher Stimmung verlau- 
fender Ausflug mit Damen nach Regensburg 
veranstaltet. 

Der Bezirksverein glaubt, in bezug auf seinen 
Bestand und seine Weiterentwicklung mit Zu- 
versicht in die Zukunft schauen zu Können: 


Bezirksverein Berlin. 


Die Hoffnungen, die sich an den obligatori- 
schen Beitritt der Verbandsmitglieder zum B.-V. 
Berlin knüpften, haben sich erfüllt. Die Be- 
lebung der Vereins-Tätigkeit im vierten Ge- 
schäftsjahre wird zum wesentlichen Teil auf 
diese Beitrittsverpflichtung zurückzuführen sein. 
Wenn diese Belebung, wie sie sich durch zahl- 
reicheren Besuch der Veranstaltungen und rege 
Anteilnahme der Einzelmitglieder an den Ver- 
bandsaufgaben dargetan hat, hier festgestellt 
wird, so soll damit nur ein Markstein ge- 
schaffen werden, an dem im kommenden Ge- 
schäftsjahr die Weiterentwicklung dieser Be- 
lebung gemessen werden kann. 

Die Mitgliederzahl betrug am 31. 12. 12: 492. 
Der Zugang an Neuaufnahmen und Ueberwei- 
sungen aus andern Bezirksvereinen betrug 111, 
der Abgang durch Austritt und Uebertritt zu 
andern Bezirksvereinen 71; durch den Tod ver- 
lor der B.-V. Berlin die Herren Tipt.-\ng. 
Schnebel und Tipl.-3ng. Dulheuer. Die Mit- 
gliederzahl am 31. 12. 13 belief sich demgemäß 
euf: 530. 

Zur Erledigung der Vereinsgeschäfte, insbe- 
sondere der Vorarbeiten für die Mitglieder- 
versammlungen und die Kommissionen tagte der 
Vorstand in 10 Sitzungen. Um im Falle eines 
Schriftführerwechsels eine einheitliche Geschäfts- 
führung sicherzustellen, wurden die vom Schrift- 
führer entworfenen Grundsätze für die Ge- 
schäftsführung im B.-V. Berlin und die Durch- 
führung der Resistratur genehmigt. 

Außer den Vorstandssitzungen fand noch eine 
Zusammenkunft der Ausschußvertreter und Steli- 
vertreter des B.-V. Berlin statt. 

Da die Vorstandsarbeiten immer mehr zu- 
nehmen, ist für das kommende Geschäftsjahr 
eine Erhöhung der Mitgliederzahl des Vor- 
standes von 7 auf 10 in Aussicht genommen. 

Außer der ständigen Vortragskommission 
und dem Festausschusse, um deren gedeihliches 
Arbeiten sich besonders die Herren Wendt und 
Häpke verdient machten, haben im Jahre 1913 
die folgenden Sonderausschüsse gearbeitet: 


1. Die Ehrengerichtskommission, bestehend aus 
den Herren Lang, Heinemann, Neuteld, Wendt, 
Willenberg, konnte die Vorschläge derjenigen 
des Hauptverbandes im wesentlichen annehmen. 
Im Gegensatz zum B.-V. Oberschlesien, der 
glaubt, die Vorschläge der Hauptverbandskom- 
mission würden der Satzung des Verbandes 
widersprechen, war die Bezirks-Vereinskom- 
mission einstimmig der Meinung, daß dies nicht 
der Fall ist; denn sie betrachtete es in Ueber- 
einstimmung mit dem Verbandsvorstande als 
ganz selbstverständlich, daB dieser die ihm über- 
tragene Befugnis des Ausschlusses nicht wür- 
diger Mitglieder nur dann vollziehen würde, 
wenn er zuvor die Genehmigung des Verbands- 
ausschusses eingeholt hätte. 2. Kommission zur 
Beratung der Zivil-Ingenieurfrage und der Ge- 
bührenordnung für Zeugen und Sachverständige, 
bestehend aus den Herren Barkow, Alfred 
Berlowitz, Heinemann, Michenfelder, später 
Josef Meyer, Ernst Werner. Der genannte Aus- 
schuß hat die ihm überwiesenen Materien, be- 
stehend in einem „Entwurf zu einem Gesetze, 
betr. die Bauanwälte“ und einem Entwurf zur 
Abänderung der Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverständige in mehreren Sitzungen 
durchgearbeitet. In der Sitzung erfolgte zu- 
nächst ein einleitendes Referat des Ausschuß- 
vorsitzenden und darauf eine Aussprache über 
die mit dem Referat gemachten Vorschläge. 
Das Ergebnis der Aussprache wurde schriftlich 
den Ausschußmitgliedern zur Acuferung über- 
mittelt und die Aeußerungen derselben in die 
ursprüngliche Niederschrift hineingearbeitet. 
Dieses Verfahren hat sich gut bewährt und 
schnelles Arbeiten ohne viele Sitzungen ermög- 
licht. 3. Kommission zur Beratung des Woh- 
nungs-Gesetzentwurtes sowie der Tätigkeit der 
Bauberatungsstellen, bestehend aus den Herren 
Heinemann, Baer, Barkow, Dittmer, Mannhardt, 
Rothe, Zeller. Die Forderungen und Gesichts- 
punkte des neuen Entwurfes wurden in ästhe- 
tischer und hygienischer Beziehung von der 
Kommission befürwortet. In den neu zu 
schaffenden behördlichen Stellen, wie Reichs- 
wohnungsamt usw. sowie in den vielfach schon 
bestehenden städtischen Wohnungsämtern kön- 
nen geeignete Arbeitsgebiete für Diplom-Inge- 
nieure gesehen werden, die zu beherrschen er 
sich angelegen sein lassen müsse. Ueber die 
Bauberatungsstellen kann zunächst wenig gesagt 
werden, da sie meist erst im Entstehen be- 
griffen sind. Soweit aber ihre Tätigkeit ge- 
eignet wäre, den Wirkungskreis und das Arbeits- 
feld des Privatarchitekten zu stören, müßten 
sie abgelehnt werden. 4. Kommission zur Be- 
ratung des Patent-Gesetzentwurfes, bestehend 
aus den Herren Caminer, Paul Günther, Haase, 
Scholz resp. Bassin, Wassermann, Zitzlaff. Es 
fanden 4 Sitzungen statt, in denen Referate 
über die einzelnen Teile der zu behandelnden 
Materie, nämlich: a) Materielles Recht sowie 
Erfinder- und Angestelltenrecht, b) Organisation 
des Patentamtes und Verfahren in Patentsachen, 
Gebühren, c) Rechtsverletzungen, Nichtigkeits- 
verfahren (materieller Teil), d) Gebrauchs- 
musterrecht, e) Patentanwalts- und Agenten- 
frage, gehalten wurden. Die Referate zu den 
einzelnen Punkten wurden von den Herren 
Wassermann und Caminer erstattet. An jedes 
Referat schloß sich eine ausgiebige Diskussion 
an. Hinsichtlich des Erfinder- und Angestellten- 
rechtes wurden endgültige Beschlüsse nicht ge- 
faßt, da der vorgelegte Gesetzesentwurf in 
dieser Richtung nach Meinung der Kommissicn 
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nicht genügend durchgearbeitet ist, um die 
Grundlage für eine Stellungnahme zu bieten. 
5. Außerdem waren die Herren Grimm und 
Häpke beauftragt, gemeinsam die Rede-Ordnung 
und die Geschäfts-Ordnung für die Rechtsaus- 
kunftsstelle sowie die Bezirksvereinssatzung 
durchzuarbeiten und darüber zu berichten. Die 
Bezirksvcreinssatzung erhielt unter dem 16. 7. 13 
die Genehmigung des Verbandsvorstandes. Die 
beiden andern Materien fanden ihre endgültige 
Erledigung in der Ausschußsitzung 1913. 6. Kom- 
munalkommission (siehe Jahresbericut des Ver- 
bandes). 


Mitgliederversammlungen fanden 8 statt, an 
denen außer den oben angeführten Ausschuß- 
berichten und eines solchen des Kollegen Ernst 
Werner über die Ausschußsitzung 1913 die 
folgenden Vorträge gehalten wurden: Ingenieur 
Richard Blum, Direktor der Berlin-Anhalti- 
schen Maschinenbau-Gesellschaft: Ueber Fabrik- 
organisation; Oberingenieur der Deutschen Ma- 
schinenfabrik Heym: 25 Jahre aus der Ent- 
wicklung der Riesen- und Schwimmkräne (mit 
Lichtbildern); Qipl-Qng. Paul Günther: Der 
natürliche und der künstliche Kautschuk, ihre 
Giewinnung, Verarbeitung und Verwendung; 
Freiherr v. Gleichen-Rußwurm: Zur Organi- 
sation der Sachwalter und zur besonderen Frage 
der ingenieurtechnischen Beratung; Reg.-Bmstr. 
Tipl- ug. Guth: Der preußische Wohnungs- 
gesetzentwurf und seine Bedeutung für die 
Diplom-Ingenieure; Tipt.-Sng. Alfred Berlowitz: 
Der Wirtschaftskampf der Diplom-Ingenieure; 
Tipl-Ang. Dr. A. Lang: Die Diplom-Ingenieure 
und der nationalökonomische Doktorgrad; Reg.- 
Bmstr. Ziple snug. Philipp: Ueber die Bewährung 
der Eisenbetonbauweise bei Explosionen (mit 
Lichtbildern). Ueber den Besuch dieser Vor- 
träge ist auf das in der Einleitung Gesagte 
hinzuweisen. 

Gesellschaftliche Veranstaltungen und Aus- 
flüge fanden zusammen 5 statt. Das Winterfest 
wurde in üblicher Weise als Soupe mit Ball 
am 18. 1. 13 im Hotel Prinz Albrecht gefeiert. 
Außerdem wurden am 11. 3. 13 und am 27. 11. 13 
je ein zwangloser Gesellschaftsabend, bestehend 
aus Vortrag mit nachtolgendem Tanz, veran- 
staltet. An dem ersten sprach Tipf.-\ng. Nacht- 
licht „Ueber moderne Wohnungen“ (mit Licht- 
bildern), an dem zweiten Marine-Oberbaurat 
Troschel über ,,Marokko, insbesondere den 
Haten von Larache“ (mit Lichtbildern). Sämt- 
liche Veranstaltungen erfreuten sich regen Zu- 
spruches seitens der Mitglieder und deren 
Damen und Gäste. 


Am 23.-11. 13 fand eine Besichtigung der 
Hermsdorfer Kläranlagen statt, wobei Herr 
Viplejng. Dietz und der Amtsvorsteher von 
Hermsdorf in liebenswürdiger Weise die Teil- 
nehmer führten. 

An dem gemeinsamen Besuche der Inter- 
nationalen Baufachausstellung in Leipzig, am 
7. und 8. Juni, beteiligten sich etwa 10 Herren 
und Damen. Der Besuch verlief in angenehmer 
Weise und gestattete, manche Bekanntschaft mit 
Mitgliedern anderer Bezirksvereine zu erneuern 
oder anzuknüpfen. 


Bezirksverein Bernburg-Dessau. 


Infolge der dankenswerten Bemühungen des 
Mitgliedes Herrn ®Dipl-3ng. Paul Koch ge- 
lang es, durch die konstituierende Versammlung 
vom 12. April 1913 den B.-V. Bernburg-Dessau 
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ins Leben zu rufen. Die Mitgliederzahl stieg 
im Laufe des Jahres auf 26. Der Vorstand 
wurde gebildet von folgenden Herren: Tipl.- 
vig. Koch, Bernburg, Vorsitzender; TDipl.-\ing. 
Bußmeyer, Dessau, stellv. Vors.; Dipl.-Ing. 
Wecke, Bernburg, Geschäftsführer u. Ausschuß- 
vertreter; Tipl.-ug. Floerke, Dessau, stellv. 
Geschäftsführer; Tipt.- ng. Loens, Bernburg, Bei- 
sitzer u. stellv. Ausschußvertreter. Eine zweite 
Versammlung fand statt am 1. November 1913 
zu Dessau; monatlich einmal, an jedem dritten 
Donnerstag im Monat wurden gesellige Abende 
zu Bernburg im Unionrestaurant abgehalten. Es 
besteht die begründete Aussicht, daß der Mit- 
gliederbestand im Jahre 1914 noch erheblich 
wachsen wird. 


Bezirksverein Bochum. 


Zu Beginn des Jahres betrug die Mitylicder- 
zahl 35; eingetreten sind 13 ordentliche und 
1 außerordentliches Mitglied, durch Verzug aus- 
geschieden sind 10 Mitglieder, so daß der Ge- 
samtmitgliederbestand am Ende des Jahres 39 
beträgt. 

In 8 Hauptversammlungen wurden beson- 
ders die Frage der Regierungsbaumeister, die 
der Kommunalbeamten, der jungen Architekten 
und Ingenieure, die Gebührenfrage für Zeugen 
und Sachverständige und die Neuregelung des 
Patentwesens eingehend erörtert; weiter hielt 
Herr Kollege Kruskopf einen Lichtbildervortrag 
über seine Reise nach Portugal. 


Die Geselligkeit wurde außer durch die 
Stammtischabende an den Dienstagen dadurch 
in hervorragender Weise gepflegt, daß jeweilig 
am ersten Dienstag im Monat Damenabende 
stattfanden, die sich einer großen Beliebtheit 
erfreuten. Im Februar wurde unter lebhafter 
Beteiligung das erste Stiftungsfest gefeiert. Ein 
Sommerausflug brachte die Mitglieder in unsere 
schöne Umgebung, während das zweite Stif- 
tungsfest im November das Jahr beschlof. 


Bezirksverein Braunschweig. 


Der Vorstand für das Jahr 1913 setzte sich 
zusammen aus den Herren Vipl-Qug. Professor 
Tr.- ng. Pfleiderer, Hasenkamp, Kesselring, Aus- 
meyer und Zwerger. Die Mitgliederzahl be- 
trug am 1. Januar 1913: 70; neu eingetreten 
sind 15 Mitglieder, wegen Fortzuges, wegen 
Neugründung der B.-V. Magdeburg und Bern- 
burg-Dessau und wegen Ueberweisung an an- 
dere Bezirksvereine minderte sich die Zahl um 
33, so daß der Mitgliederbestand am Jahres- 
schlusse 48 beträgt. 


Im Vereinsjahre fanden 9 Versammlungen 
statt. Am 18. April hielt Herr Kreisbauinspek- 
tor 2Zr.-gnq. Lindemann, Braunschweig, einen 
sehr interessanten, mit großem Beifall aufge- 
nommenen Lichtbildervortrag über „Fahrten im 
Freiballon‘“. Einer Einladung der Braunschwei- 
gischen Kohlenbergwerke Helmstedt folgend, 
besichtigte unser Verein am 19. April die Grube 
„Treue“ und den dortigen großartigen maschi- 
nellen Betrieb. Am 1. Juni veranstaltete der 
Verein unter reger Damenbeteiligung einen recht 
gelungenen Harzausflug, der die zahlreichen 
Teilnehmer von Harzburg über das idyllische 
Romkerhalle nach der alten Kaiserstadt Goslar 
führte. Das 3. Stiftungsfest, das am 15. No- 
vember stattfand, wurde im Parkhotel durch 
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ein Essen eingeleitet und verlief in einem 
tröhlichen Kommerse. 


Bezirksverein Bremen. 


Die Mitgliederzahl des Bezirksvereins hat 
sich gegen das vergangene Jahr erfreulich weiter 
entwickelt; der Bezirksverein besitzt jetzt 
75 Mitglieder (1912: 42), von denen allein in 
Bremen und in der nächsten Umgebung 45 an- 
sässig sind. Im Laufe des Jahres wurden 9Mit- 
gliederversammlungen abgehalten, in denen die 
den Verband beschäftigenden Fragen beraten 
wurden. Leider war ein Teil der Versamm- 
lungen nicht derartig besucht, wie es im Inter- 
esse des erfolgreichen Zusammenarbeitens im 
Verbande zu wünschen wäre. Zu den übrigen 
hiesigen technischen Vereinen wurden durch 
gegenseitige Einladung zu Vorträgen und Fest- 
lichkeiten rege Beziehungen unterhalten, die bei 
der Vertretung gemeinsamer Interessen ein ein- 
mütiges Zusammengehen erhoffen lassen. Der 
gesellige Zusammenschluß der Mitglieder wurde 
durch einen Ball im „Ratscafe“ und durch einen 
Sommerausflug mit Damen nach Oberneuland, 
die einen sehr gelungenen Verlauf nahmen, 
wesentlich gefördert; außerdem erfreut sich ein 
Kegelabend großer Beliebtheit. 


Bezirksverein Breslau. 


Zu Anfang des Berichtsjahres zählte der B.-V. 
Breslau etwa 50 Mitglieder. Der Zuwachs von 
40 neuen Mitgliedern, den das verflossene 
Jahr dem Verein brachte, ist einerseits auf 
die inzwischen durchgeführte Pflichtmitglied- 
schaft solcher Verbandsangehöriger zurückzu- 
führen, welche bisher wohl im Einflußgebiete 
der Stadt Breslau wohnten, einem B.-V. jedoch 
nicht angehörten, anderseits aber an erster 
Stelle der unermüdlichen Werbetätigkeit der 
alten Mitglieder zu danken. Mit Rücksicht 
auf die für größere Vorträge erforderlichen 
finanziellen Belastungen mußte von eigenen der- 
artigen Veranstaltungen abgesehen werden, doch 
wurde zu denen der befreundeten technischen 
Verbände (V.D.I. u. EI. Verein), denen fast 
alle Mitglieder ebenfalls angehören, gemein- 
schaftlich eingeladen. Das Verhältnis des B.-V. 
zu den erwähnten technischen Fachvereinen ist 
das denkbar beste. Mit Ausnahme der Zeit 
während der großen akademischen Ferien fanden 
regelmäßig an jedem ersten Montag im Monat 
ordentliche Mitgliederversammlungen mit nach- 
folgenden weselligen Beisammensein statt, des- 


gleichen an jedem zweiten und vierten Mittwoch | 


im Monat gesellige Bierabende, die im Sommer 
in das Hauptrestaurant der Breslauer Jahrhun- 
dertausstellung verlegt wurden. Leider kann 
über zu eifrigen Besuch dieser Veranstaltungen 
nicht geklagt werden, obwohl der vom Ver- 
bandsvorstande im Jahre 1913 unterbreitete Be- 
retungsstoff nach le und inhaltlicher Wich- 
tigkeit nichts zu wünschen übrig ließ. 


Bezirksverein Chemnitz. 

Zu Beginn des neuen Geschattsjahres setzte 
sich der Mitgliederbestand aus 17 in Chemnitz 
ansässigen und 9 außerhalb Chemnitz wohnen- 
Jen Mitgliedern zusammen, während die Zahl 
der Förderer 4 betrug. Im Laufe des Jahres 
1913 gingen ab durch Verzug 4 in Chemnitz, 
und 2 außerhalb Chemnitz wohnende Mitglieder 
und durch Austritt 1 außerhalb Chemnitz woh- 
nendes Mitglied. Durch Zuzug von 5 Mit- 
gliedern nach Chemnitz und 3 auswärtigen so- 


wie durch Neuaufnahme von 2 Mitgliedern in 
Chemnitz und 1 Mitglied außerhalb erhielt der 
Bezirksverein einen Zuwachs von 11 Mitgliedern, 
von denen alsbald 2 auswärtige Mitglieder durch 
Verzug wieder hergegeben werden mußten. An 
der Zahl der Förderer hat sich nichts geändert -so 
daß der derzeitige Bestand 20 in Chemnitz an- 
sässige Mitglieder, 3 auswärtige und 4 Förderer 
beträgt. 

An Hauptarbeiten kamen insbesondere die 
von der Geschäftsstelle in Berlin im allgemeinen 
angeregten bzw. geforderten Beratungen und 
Berichte über die B.-V.-Satzungen, ehrengericht- 
liche Bestimmungen, Kommunal-Kommissionen, 
Abgrenzung der Bezirksvereine, Fragebogen ver- 
schiedener Art usw. in Betracht, die in 9 Mit- 
gliederversammlungen und mehreren Vorstands- 
sitzungen erledigt wurden. 

Am 29. März fand eine Besichtigung des 
hiesigen städtischen Elektrizitätswerkes statt, 
woran sich ein sehr angeregt verlaufenes ge- 
selliges Beisammensein anschloß. Einen gleich- 
guten Verlauf nahm auch eine am 6. Dezember 
veranstaltete Weihnachtskneipe, wie sich über- 
haupt — auch außerhalb der geschäftlichen 
Versammlungen — ein recht erfreulicher Zu- 
sammenhalt bei allen geselligen Veranstaltungen 
unter den Mitgliedern und deren Damen be- 
merkbar gemacht hat. 


Bezirksverein Cöln. 

Die Mitgliederzahl stieg zu Beginn des 
Jahres infolge der neuen Verbandssatzungen von 
3l auf 76, der Zugang aus anderen Bezirksver- 
einen betrug 7, derjenige durch Neueintritt 
24 ordentliche und 1 außerordentliches Mit- 
glied. Der Abgang infolge Wegzugs war be- 
trächtlich. Am Ende des Berichtsjahres beträgt 
der Stand 97 ordentliche Mitglieder (darunter 
02 im Postbezirk Köln wohnende), 5. außer- 
ordentliche Mitglieder (Förderer) und 4 sonstige 
Förderer. Diese Vermehrung war einmal durch 
die neuen Verbandssatzungen gegeben, ander- 
seits wurde sie aber auch durch angestrengte 
Werbetätigkeit, durch Abhalten von Vorträgen 
und cine große Zahl geselliger Veranstaltungen 
erreicht. War im Jahresbericht 1912 noch die 
Klage erhoben worden, Kölns geselliges Leben 
außerhalb des Vereins nähme die Mitglieder 
zu sehr in Anspruch, so glaubte der Vorstand 
dem am besten dadurch abhelfen zu können, 
daß er selbst den Kollegen im Verein Ge- 
selligkeiten bot, die durch ihre Eigenart im 
Gegensatz zu den üblichen karnevalistischen 
Festen einen besonderen Reiz ausübten. Wenn 
der Schein nicht trügt, war die Annahme rich- 
tig, obgleich der Besuch der Monatsversanım- 
lungen noch zu wünschen übrig läßt. 

Trotzdem wurde nicht vergessen, daß für 
den Verein die Hauptarbeit in Vorträgen lag; 
so wurden in den Monatsversammlungen fol- 
gende Vorträge gehalten: Tr.-3ng. Reutlinger: 
„Wirtschaftliche Gesichtspunkte über Versorgung 
von Fabrikbetrieben mit Wärme und Kraft‘. 
Tipt.-Ang. Kaufmann: „Das Geld“. Tipt.= tg: 
Kaimerase: a Wa Der letzt- 
genannte Vortrag fand im physikalisch-elektro- 
technischen Hörsaal der Handelshochschule statt 
und bot Gelegenheit, den Bezirksverein Deut- 
scher Ingenieure, den Architekten- und Inge- 
nieurverein und die Elektrotechnische Gesell- 
schaft sowie die Damen der Mitglieder und 
Gäste einzuladen. Herr Pipt.- ng. Schneemann 
referierte über „Der Diplom-Ingenieur in der 
Praxis“, wobei er die Zurücksetzung desselben 
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im politischen Leben und in amtlichen Stel- 
lungen hervorhob. Seiner Ansicht, die Werk- 
stattpraxis angesichts der ungenügenden Ge- 
Iegenheit hierzu ganz fallen zu lassen, wurde 
in der Diskussion mehrfach entgegengetreten, 
cs wurde außerdem eine Erhöhung der An- 
forderungen in der Hochschulausbildung ver- 
langt. Die Herren Dr.-Qug. Schütz und Dr.sSng. 
Rülf berichteten über die „Gedanken zur Rege- 
lung des Zivil-Ingenieurberufes‘“ von Dr. Lang, 
zu denen die Versammlung hierauf ihre Stellung 
festlegte. Durch die Ausstellung „Alt- und Neu- 
Köln“ wurden die Mitglieder und ihre Damen 
von den Herren Dipl..\ng. Werken und Tipl.- 
ug. Seegert geführt; die Vortragenden zeigten 
an den ausgestellten Modellen und Plänen die 
rasche Entwicklung Kölns zur Großstadt, wie 
die Aufgaben, die durch einen solchen Auf- 
schwung einer Stadtverwaltung erwachsen. 

Die Vorträge „Zur Baumeisterfrage von 
Reg.-Baumeister Weigel und Tipl.-Sng. v. Pa- 
sinski gaben Veranlassung zu einer interessan- 
ten Aussprache. Ein Reterat des Herrn Tipl.- 
Sug. Seegert über dieses Thema sieht die Er- 
ledigung der Baumeisterfrage dadurch gegeben, 
daß die Volksvertretung darauf hinwirkt, nur 
so viele zum Reg.-Baumeister ausbilden zu 
lassen, als der Staat braucht; eine Maljnahme, 
die gegeben erscheint, da sich auch bei der 
Ausbildung zum Offizier eine weise Einschrän- 
kung hat durchführen lassen. In diesem Sinne 
wird auch der Protest der ,,Reg.-Baumeister 
a. D.“ wirken, die beim Staat nach der Ent- 
lassung wieder eine Anstellung auf Privatdienst- 
vertrag erhalten. 

Der im letzten Halbjahresbericht erwähnte 
Vortragskurs fand im November und Dezember 
statt und war von durchschnittlich 15 Herren 
besucht. Herr Dr. Hirsch, Dozent der hiesigen 
Handelshochschule, sprach über Gewerbe- und 
Industriepolitik. 

Derselbe erläuterte im ersten Vortrag ,,Indi- 
vidualismus und Sozialismus‘ die Entwicklung 
vom Zunftwesen über Gewerbefreiheit zum 
Sozialismus und den heutigen Berufsorganisa- 
tionen an Hand grafischer baieie. und be- 
handelte im nächsten die ,,Wandlungen der 
volkswirtschaftlichen Produktion‘, wobei er sich 
besonders über Entstehung und Formen der 
Kartelle und Trusts verbreiterte. Im dritten 
Vortrag besprach der Vortragende auf beson- 
deren Wunsch eingehend die Geschichte einiger 
der größten Trustunternehmungen, während er 
am letzten Abend die Neuorientierung der 
Sozialpolitik, und zwar in erster Linie die Ge- 
schichte der Gewerkschaften, die soziale Für- 
sorge und den Kreislauf „Lohnsteigerung — 
Gieldentwertung‘“ behandelte. 

Die auf ausgedehnte eigene Erfahrung ge- 
sründeten Ausführungen regten stets eine leb- 
lafte Aussprache an; der Vortragskurs hat ge- 
zeigt, daß die Behandlung wirtschaftlicher Pro- 
bleme im Kreise der Diplom-Ingenieure eine 
notwendige und dankbare Betätigung der Be- 
zirksvereine bedeutet. 

In der Dezemberversammlung sprach Herr 
Tipl- ug. Kaufmann über „Der Diplom-Inge- 
nieur bei der Eisenbahn‘ und legte mit Recht 
Verwahrung ein gegen die Behandlung, welche 
die Vollakademiker bei der Neuregelung der 
Anstellungsverhältnisse erfahren. Er hofft, daß 
energischer Protest verhindert, daß ein Diplom- 
Ingenieur zu einer Beamtenkategorie herabge- 
zogen wird, zu der er nach seiner Ausbildung 
nicht gehört. 
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Zu Vorstandsmitgliedern für das Jahr 1914 
wurden gewählt: Vorsitzender: Dr. techn. 
Hoerner; Stellvertreter: Tipl.-\ng. Seegert; 
Schriftführer: Tr.» ig. Hänsch; Stellvertreter: 
Tipl.- ng. Werken; Kassierer: Tipt. ing. Heu- 
ser; Stellvertreter u. Berichterstatter: Tipl.- Na. 
Bieber; Beisitzer: Tr.-\ng. Schütz. Zum Aus- 
schußvertreter wurde Dr. techn. Hoerner ge- 
wählt. 

Im Anschluß an die Vorträge wurde natur- 
emäß auf die Standesinteressen besondere 
ücksichtt genommen und die Verhältnisse 
beim Staat, bei der Stadt und Privatindustrie 
besprochen. Der Anregung, eine Kommunal- 
Kommission zu ernennen, wurde gern nachge- 
kommen; es gehören derselben an: die Herren 
Seegert, Hagen, Bender und Werken. Durch 
Eingaben wurde die amtliche Führung des Gra- 
des „Tipt.- ng.“ erreicht, wie auch eine wei- 
tere Zuschrift an den Oberbiirgermeister den 
Erfolg hatte, daß künftig bei Besetzung höherer 
Technikerstellen auch der Diplom-Ingenieur Be- 
rücksichtigung finden soll. 

Die Ehrengerichtsbestimmungen wurden mit 
einer unwesentlichen Aenderung angenommen. 

Den Vorschlägen neuer Bezirksvereinssatzun- 
gen schloß sich der Bezirksverein mit Aende- 
rung einiger Punkte an. 

em geselligen Verkehr wurde, wie eingangs 
erwähnt, besondere Beachtung geschenkt. Dan- 
kenswerterweise hatte sich dem Vorstand frei- 
willig ein Vergnügungsausschuß zur Verfügung 
gestellt, der die Vorarbeiten und Leitung der 
Vergnügungen übernahm (Vergnügungsräte: 
Viplesug. Dannmiller, Dipl. ing. Ulrici, Dipl- 
Siig. Seegert). Monatlich finden gesellige Zu- 
sammenkünfte mit Damen statt, wöchentlich gut 
besuchte Kegelabende. 

Der erste Gesellschaftsabend mit Damen im 
Februar gab Veranlassung, derartige Veran- 
staltungen mehr zu pflegen. So entstanden: 
zwei Rheinfahrten nach Wesseling; der letzten 
lag der Gedanke eines Kinderfestes für „Kinder 
über 15 Jahren‘ zugrunde. Vereinsball: „Tanz- 
fest auf dem Imperator‘, der den Rhein herauf- 
gefahren war (die Hohenzollernbrücke wurde 
ausgefahren!), um den Schauplatz für die 
Festlichkeit abzugeben; die Einschitfung er- 
folgte durch den Lift des Savov-Hotels. Großes 
Damen-Preiskegeln mit anschließendem Tanz- 
kränzchen. Weihnachtsfeier für große und kleine 
Kinder: 1. Teil: Der Weihnachtsmann kommt; 
2. Teil: Der Tanz unter dem Tannenbaum. 

Die Vergnügen riefen allseitipe Befriedi- 
gung hervor. Die Mitglieder und ihre Damen 


zollten durch ihr zahlreiches Erscheinen den 
Veranstaltern den schönsten Dank. 
Das vergangene Vereinsjahr kann als ein 


glückliches bezeichnet und getrost den Kämpfen 
des neuen Jahres entgegengesehen werden, wenn 
die Kollegen, wie in diesem Jahr, in treuer 
Mitarbeit das gemeinsame Werk fördern helfen. 


Bezirksverein Danzig. 

Mitgliederbewegung: Zu Beginn des Jahres 
zählte der Bezirksverein 49 Mitglieder und 
8 Förderer, zum Schluß 59 Mitglieder und 8 För- 
derer. Die Bezirksvereinssatzung wurde in An- 
lchnung an die Normalsatzung beraten und vom 
Bezirksverein genehmigt; eine Liste von Sach- 
verständigen aus dem Kreise der B.-V.-Mit- 
glieder wurde aufgestellt und an die Land- 
gerichte und Handelskammern des B.-V. ver- 
schickt. Die von der Verbandsleitung gestellten 
zahlreichen Beratungsgegenstande wurden auf 
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den Versammlungen in Vorträgen mit anschlie- 
Bender Aussprache erledigt. Zur Erledieung der 
laufenden Geschäfte fanden 11 ordentliche Ver- 
sammlungen und eine außerordentliche statt. 
Nach den Versammlungen blieben die Mitglieder 
meistens noch beim Glase Bier zusammen; die 
Zusammenkünfte in der zweiten Hälfte des 
Monates waren leider nur schwach besucht. 


Bezirksverein Darmstadt. 


Durch Uebersicdelung mehrerer Herren nach 
anderen Städten ist die Mitgliederzahl des Be- 
zirksvereins im Laufe des Jahres von 37 auf 
29 zurückgegangen. Die Versammlungen be- 
schäftigten sich im wesentlichen mit den vom 
Verbands-Vorstand zugewiesenen Arbeiten, des- 
gleichen wurden die Satzungen des Bezirks- 
vereins durchberaten und mit den beschlossenen 
Aenderungen dem Verband vorgelegt. Ferner 
wurde der vom Großh. Hess. Ministerium des 
Innern zur Aeußerung übersandte Entwurf der 
neuen Bauordnung in eingehender Weise be- 
raten, dessen Referat Herr Koll. Vogel in 
donkenswerter Weise übernahm. 

In jüngster Zeit wurde eine intensivere 
Durchführung der Propaganda unter den ange- 
henden Diplom-Ingenieuren der hiesigen Tech- 
nischen Hochschule in die Wege geleitet, was 
auch nicht ohne Erfolg blieb. 

Die am 12. Dezember 1913 vorgenommenen 
Vorstandswahlen für das 5. Vereinsjahr hatten 
folgendes Ergebnis: 1. Vorsitzender: Tr iq. 
J. Herbert: 2. Vorsitzender: Tipt.- na. K. Krae- 
mer; l. Schriftführer: Tipt.- ng. Gg. Kleinmann ; 
2. Schriftführer: Dipl.edng. K. Burkhardt; Kassen- 
führer: Pipt.- ug. F. Grandpierre; 1. Beisitzer: 
Tıpl.- ng. Dr. phil. F. Mayer; 2. Beisitzer: Stadt- 
baumeister TPipl.-{ng. J. Heusel. Zum Aus- 
schußmitglied wurde der 1. Vorsitzende, zu 
dessen Stellvertreter der 2. Vorsitzende be- 
stimmt. 

Das 3. Stiftungsfest wurde am 22. Februar 
1913 in angeregter Stimmung im Vereinslokal 
gefeiert. 


Bezirksverein Dortmund. 


Die Zahl der Mitglieder stieg von 75 auf 
79, die der Förderer fiel von 3 auf einen. 
Außerordentliche Mitglieder sind zwei vorhan- 
den. Im Jahre 1913 fanden 6 ordentliche Mit- 
gliederversammlungen statt, in denen in der 
Hauptsache die vom Hauptverband gestellten 
Themata verhandelt wurden, so die Baumeister- 
frage, die Regelung des Zivilingenieurberufes, 
die Entwürfe über die gewerblichen Schutz- 
gesetze und über die Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverständige. An gesellschaft- 
lichen Veranstaltungen fanden im März des Be- 
richtjahres ein Gesellschaftsabend und im No- 
vember des Jahres eine ähnliche Festlichkeit 
statt, welche beide gut besucht waren. Eben- 
so haben sich die im letzten Jahre einge- 
führten Stammtischabende mit Damen gut be- 
währt. 


Bezirksverein Dresden. 


Die Vorstands-Aemter für das Jahr 1913 
waren wie folgt besetzt: Vorsitzender: Tipf.: 
Sng. Donner, Oberingenieur; Stellvertreter: 
Tipl.-ng. Knoop, Patentanwalt; Verwaltungs- 
Schriftführer: Tipl.-$ng. Fischer, Städt. Archi- 
tekt; Verhandlungs-Schriftführer: Tipf.-\ng. Frev, 
Bauingenieur: Kassenführer: Tipl.-\ng. Meyer, 
Masch.-Ing.; Stellvertreter: Tipl.-Nıraq. Schwaiger, 
Ober-Ing,; Beisitzer: Tivt- ‘ig. Pfaul, Zivil-Ing. 


Die Zahl der Mitglieder des Bezirksvercins be- 
trug nach dem am 1. April neu aufgestellten 
Verzeichnis 55, davon 45 ortsansässipe und 19 
auswärtige. Hierzu kamen noch 12 Herren und 
5 student. Korporationen als Förderer. Am 
Schlusse des Jahres war die Mitgliederzahl auf 
63, und zwar 53 ortsansässige und 10 aus- 
wärtige, gestiegen und die Zahl der Förderer 
unverändert geblieben. Es ist somit ein er- 
freulicher eo an Mitgliedern zu verzeich- 
nen, trotzdem leider eine beträchtliche Anzahl 
gerade solcher Kollegen infolge Wegganges von 
Dresden aus dem B.-V. ausgeschieden ist, die 
ein besonders reges Interesse an unseren Bestre- 
bungen betätigt hatte. In 10 Mitglieder-Ver- 
sammlungen wurden unter regem Interesse aller 
Beteiligten die laufenden Angelegenheiten, ins- 
besondere die Vorlagen des Gesamt-Vorstandes 
in Berlin beraten, und ferner von besonderen 
Fragen der Vorschlag des Oberbürgermeisters 
Geh. Rat Dr. Dre Ang. Beutler, betreffend die 
Errichtung einer „Hochschule Dresden‘. Vor- 
träge wurden gehalten von TDipl.-Jug. Markus 
„Ueber einen Normal-Anstellungsvertrag nach 
den Vorschlägen des Vereins Deutscher Che- 
miker“, von Tipl.: dug. Lindner „Ueber Berufs- 
genossenschaften und die Tätigkeit der techn. 
Aufsichtsbeamten bei denselben“ und von Tipt. 
‚sung. Achenbach „Ueber Großschiffbau und Tur- 
binenschiffe‘‘, letzterer mit Lichtbildern in einer 
außerordentlichen Versammlung in Gegenwart 
einer größeren Anzahl von Damen und Gästen. 
Von besonderen Ereignissen des Jahres ist die 
Zusammenkunft von Mitgliedern des V.D.D.1. 
aus Anlaß der Intern. Baufach-Ausstellung in 
Leipzig am 7. und 8. Juni zu erwähnen, an 
der eine größere Anzahl von Kollegen aus Dres- 
den mit ihren Damen sich beteiligte, und die 
willkommene Gelegenheit bot, insbesondere mit 
den Bruder-Vereinen aus dem Kgr. Sachsen und 
aus Berlin engere Fühlung zu gewinnen. An 
der Vorberatung dieser Veranstaltung hatte der 
B.-V. Dresden ebenfalls teilgenommen, und zwar 
durch Entsendung seines stellvertr. Vors., Herrn 
Tipl-Qug. Knoop. Auch im engeren Rahmen 
unseres B.-V. wurde neben den geschäftlichen 
Verhandlungen der Pflege der Geselligkeit be- 
sondere Aufmerksamkeit zugewandt, in dem Be- 
streben, hierdurch das Giefühl der Zusammen- 
gehörigkeit unter den Kollegen zu stärken. 
Außer dem schon erwähnten Lichtbilder-Vortravw 
fanden noch ein Herren-Abend und vier rein 
gesellige Veranstaltungen mit Damen und 
Gästen statt. 


Bezirksverein Duisburg. 

Das abgelautene Jahr zeigte eine Aufwärts- 
entwicklung des Bezirksvereins sowohl in der 
Mitgliederzahl als auch in dem allgemeinen In- 
teresse an unserer Sache. Die Miteliederzahl 
stieg von 75 auf 83. Es fanden 6 ordentliche 
Versammlungen statt, in welchen das Material 
der Verbandsarbeiten nach entsprechender Vor- 
bereitung in Kommissions- und Vorstands- 
sitzungen durchgearbeitet wurde: auch zu 
andern, aus den örtlichen Verhältnissen sich 
ergebenden Fragen wurde Stellung genommen. 
Die geselligen Versammlungen wurden regel- 
mäßig weiter gepflegt, es fanden 9 derartige 
Zusammenkünfte statt. 

Der allgemein geäußerte Wunsch, zu zwang- 
losen Zusammenkünften auch die Damen ein- 
zuladen, führte zu 5 geselligen Zusammenkünt- 
ten mit Damen, welche recht gut besucht 
waren. Am 6. Juli fand ein Ausflug mit Dame: 
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statt, welcher vom Wetter begünstigt war und 
für alle Beteiligten recht angenehm verlief. 
Besonderes Interesse bot auch eine Besichti- 
gung des ganz modern eingerichteten Speicher- 
Neubaus der Firma Lehnkering & Co. Nach den 
Ergebnissen des vergangenen Jahres kann dem 
Bezirksverein auch für das kommende Jahr eine 
ruhige, aber sichere Weiterentwicklung voraus- 
gesagt werden. 


Bezirksverein Düsseldorf. 


Die Zahl der Mitglieder hat sich auf der 
gleichen Höhe des vorigen Jahres gehalten. Im 
Anschluß an die Mitgliederversammilungen wur- 
den folgende Vorträge gehalten, welche bei 
starkem Besuch lebhaften Beifall fanden: Dipt.- 
ung. Huth: „Ueber das gewerbliche und kauf- 
männische Fortbildungsschulwesen‘“ ; Tipl.-\ng. 
Schwarz: „Die Konkurrenz-Klausel‘‘; derselbe: 
„Kaufmännische Bilanzen‘ (Diskussions - Vor- 
trag); Dipl-3ng. v. Pasinski: „Universität —- 
Technische Hochschule — Handelshochschule“ 
(Diskussions - Vortrag). Außerdem behandelte 
Tiple sug. Schwarz in einem sich über 8 Vor- 
tragsabende erstreckenden Seminar, das sich 
eines regen Besuchs erfreute, folgende Gegen- 
stände: „Buchhaltung und Kalkulation in Fabrik- 
betrieben; die doppelte Buchführung eines 
Warengeschäftes; das Warenkonto und die 
Bilanz; die Vor- und Nachkalkulation, die Selbst- 
kostenberechnung; die Abschreibungen; die 
Fabrikbuchhaltung.“ 

Auf Einladung des Vorstandes wohnte der 
Studiendirektor der hiesigen Akademischen 
Kurse für allgemeine Fortbildung und Wirt- 
schaftswissenschaften, Herr Prof. Dr. von Wiese 
und Kaiserswaldan, einem dieser Seminar-Vor- 
träge bei und forderte Herrn Vipl.-Qug. Schwarz 
auf, für das bevorstehende Wintersemester als 
Dozent Vorträge über das gleiche Gebiet an 
den akademischen Kursen zu übernehmen. Herr 
Kollege Schwarz leistete dieser Aufforderung 
Folge. 

An weiteren Arbeiten wäre noch die Her- 
ausgabe eines Mitgliederverzeichnisses sowie 
einer Liste derjenigen Herren zu erwähnen, 
welche sich bereit erklärten, ein Mandat als 
verichtliche Sachverständige zu übernehmen. 

Das am 28. Juni in Lank a. Rhein abgehaltene 
Sommerfest sowie das am 6. 12. veranstaltete 
Winterfest nahmen unter reger Beteiligung einen 
sehr schönen Verlauf. 

Außer den wöchentlichen Stainmtischabenden 
veranstaltete der Bezirksverein noch einen 
Herrenabend. Alle Veranstaltungen erfreuten 
sich guter Teilnahme. 


Bezirksverein Essen. 


Die Zahl der Mitglieder betrug am Anfang 
des Jahres 115, darunter 7 auswärtige, die Zahl 
der Förderer 7. Im Laufe des Jahres traten 
folgende Aenderungen ein: 1 Todesfall ist zu 
beklagen, 9 Herren sind von Essen verzogen, 
5 Herren sind aus dem Verbande ausgetreten, 
14 Herren sind neu zugezogen, 17 Herren sind 
in den Verband eingetreten, so daß der Bestand 
nunmehr 131 Mitglieder und 4 Förderer beträgt. 
Es fanden 10 Vorstandssitzungen mit durch- 
schnittlich 6 Herren (Gesamtzahl 9) statt, die 
sämtlich beschlußfähig waren. Mitgliederver- 
sammlungen wurden 11 abgehalten. Der Besuch 
hieß im allgemeinen zu wünschen übrig, trotz- 
{dem alles versucht wurde, die Mitglieder für 
«lie Versammlungen zu gewinnen. Im Laufe des 
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Jahres wurden in den Mitgliederversammlungen 
folgende Referate gehalten: Dipl.-Ang. Reißner: 
Diplom-Ingenieur und Regierungsbaumeister; 
derselbe: Ueber Wetterkunde und Technik; 
Dipl.-Ing. Steinmetz: Technisches Privatschul- 
wesen; derselbe: Regelung des Zivil-Ingenieur- 
Berufes; Dipl.-gug. Stern: Regelung des Zivil- 
ingenieur-Berufes; Dr.-3ng. Vendt: Die Metall- 
fadenlampe in ihrer technischen und wirtschaft- 
lichen Bedeutung. 

Unter der Führung unserer Kollegen Direk- 
tor Bußmann und Dr. Vendt fand im November 
eine Besichtigung des rheinisch-westfälischen 
Elektrizitätswerkes statt, wozu sich eine größere 
Anzahl von Mitgliedern einfand, die mit Vorliebe 
den Ausführungen der beiden Herren folgten. Im 
allgemeinen wurde in den Versammlungen das 
vom Berliner Vorstand übersandte Material be- 
handelt. Zur Bearbeitung der Zivil-Ingenieur- 
Frage sowie der Ehrengerichtssatzungen wurden 
besondere Kommissionen eingesetzt, welche die 
einzelnen Fragen genau durcharbeiteten und in 
den Mitgliederversammlungen dann Bericht er- 
statteten. Besonders ausführlich wurde die Zivil- 
Ingenieur-Frage behandelt. 

Anfangs Januar fand im städtischen Saalbau 
ein Winterfest statt, das leider nur eine geringe 
Beteiligung aufzuweisen hatte. Der Grund hier- 
für lag wohl darin, daß zu viele Veranstaltungen 
zusammenfielen. 

Am. 3. April wurden gemeinsam mit dem 
rheinisch-westfälischen B.-V. Deutscher Chemiker 
und dem Architekten- und Ingenieur-Verein in 
Essen im Kammermusiksaal des städtischen Saal- 
baues technische Kinofilms der S.S.W. und der 
Firma Th. Goldschmidt vorgeführt, wobei die 
Gesamtbeteiligung sehr gut war. 

Am 28. Mai wurde von Herrn Kollegen 
Dipl.-Xng. Reißner im Logenhaus ein Lichtbilder- 
vortrag mit Damen über das Thema: „Aus 
dem industriellen Leben Schlesiens‘‘ abgehalten. 
Bedauerlicherweise war der sehr interessante 
Vortrag nicht gut besucht. 

Am 15. November wurde im Logenhaus das 
Stiftungsfest — Festessen und Tanz — veran- 
staltet, das einen fröhlichen Verlauf nahm. 


Bezirksverein Frankfurt a.M. 


Die Mitgliederzahl stieg von 135 auf 147 
Mitglieder. Es wurden folgende Vorträge und 
Referate gehalten: Tipl-Sug. Wilhelm Seydel 
über „Die bisherige Tätigkeit des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure‘“; Tipl.-Jug. Joh. 
von Hanffstengel über „Die Ausbildung der An- 
wärter für den höheren kommunalen Bau- 
dienst“; Tipl.- ug. Dr. Lang über „Der Verband 
Deutscher Diplom-Ingenieure und die akade- 
misch gebildeten Techniker bei den Kommunal- 
Verwaltungen“; Tr. ‘ng. Rudolf Crain über 
„Die Stellung des Diplom-Ingenieurs im Spezial- 
maschinenbau‘; Tiptl.-\ig. Albert Böhl über 
„Die Baumeisterfrage“; Tipl.-ug. Ernst Hiller 
über „Die Regelung des Zivil-Ingenieur-Be- 
rufes“; Dipl. Sig. Erwin Dippel „Ueber den Ent- 
wurf des Gesetzes betreffend Aenderung der 
ne für Zeugen und Sachverstän- 
ige“. 

Außer neun Vorstandssitzungen fanden eine 
große Anzahl von Kommissionssitzungen statt, 
in denen die Satzungsänderungen, die Bau- 
meisterfrage, die Kommunalbeamtenfrage, die 
Gesetzentwürfe über die Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverständige sowie über das 
neue Patent-, Gebrauchsmuster- und Waren- 
zeichenrecht besprochen wurden. Die Ehren- 


ee Fl nn se Se ne sel se ee 


a 


Verbandsnachrichten LOT 


v.richts-Kommission des Verbandes tagte am 
2. Februar; es waren Vertreter der B.-V. Ham- 
burg-Altona, Mannheim-Ludwigshafen und Nürn- 
berg erschienen. 

In der Titelfrage wurde ein Schreiben an 
d:n Herrn Vorsitzenden der Steuerveranlagungs- 


Kommission gerichtet, dem sofort stattgegeben 


wurde. Bei der Zusammenkunft von Mitgliedern 
des Verbandes in Leipzig war der Bezirksverein 
v.rtreten. Die Abiturientenberatung über das 
technische Studium wurde auch in diesem Jahre 
mehrfach benutzt und der Vorsitzende seitens 
der Direktoren der höheren Lehranstalten mit 
einem Vortrag über dieses Thema vor samt- 
lichen Abiturienten Frankfurts beauftragt. 

Die Zahl der Ein- und Ausgänge betrug rund 
1000, die in etwa 40 Mappen sachlich registriert 
wurden. 

Die Verbandszeitschrift wurde ausgelegt in 
der Akademie für Sozial- und Handelswissen- 
schaften, im Technischen Verein, in der Frei- 
herrlich Carl von Rothschildschen öffentlichen 
Bibliothek, in der Stadtbibliothek, im stadt. 
fiefbauamt und im stadt. Hochbauamt; sie 
wurde ferner ausgetauscht gegen die Deutsche 
Industrie-Beamten-Zeitung, die Deutsche Tech- 
riker-Zeitung und die Zeitschrift des Verbandes 
Deutscher Architekten- und Ingenieur-Vereine. 

Einladungen ergingen vom Frankfurter Archi- 
tekten- und Ingenieur-Verein, vom Technischen 
Verein und vom Bezirksverein Darmstadt. 

Die Bierabende, namentlich die mit Damen an 
jedem vierten Dienstag, waren gut besucht. 

Im Juni fand ein Familienausflug auf den 
kleinen Feldberg mit Besichtigung des Obser- 
vatoriums statt sowie im Dezember ein Abend- 
essen mit Tanz im Hotel Schwan, das von etwa 
100 Personen besucht wurde. 

Ein ausführlicher gedruckter Jahresbericht 
wird demnächst erscheinen. 


B:zirksverein Hamburg-Altona. 


In der Mitgliederversammlung vom 28. 11. 12 
wurde der Vorstand für das Jahr 1913 wie folgt 
gewählt: 1. Vorsitzender: Tipl.-\jıg. Renner, Ma- 
schineningenieur bei Blohm & Voß; 2. Vorsitzen- 
der: TZipl.-Jng. Drubba, Oberlehrer an der 
Staatlichen Baugewerkschule; Kassenführer: 
Tipl.- Amna. Dr. phil. Neumeister, Oberlehrer a.d. 
Staatiichen Baugcwerkscau.e; 1. Schriftführer: 
Tipl.-Jutg. Simon, Maschineningenieur der Vul- 
kanwerke: 2. Schriftf.: Dipl-3ng. Koschmider, 
Schiffbauingenieur bei Blohm & Voß; 3. Schrift- 
führer: Tipl-\ng. Wundram, Baumeister bei 
der Baudeputation; 1. Beisitzer: Tipl.-Jng. Weiß, 
Oberingenieur bei der Firma Rübcke & Speng- 
ler; 2. Beisitzer: Dipl.-{ng. Noske, i. Fa. Noske 
Nachf., Altona. 

Als Vertreter des Bezirksvereins im Aus- 
schuß des Verbandes wurden gewählt die 
Herren: Tiple3nug. Renner, Maschineningenieur 
bei Blohm & Voß; Zr.zQnq. Dieckmann, Brand- 
meister der Hamburger Feuerwehr. 

Der Bezirksverein hatte am 1. 1. 13: 155 
Mitglieder und 8 Förderer. Bis zum 31. Dezem- 
ber schieden aus 23 Herren, davon traten aus 
d:m Verband aus 6 Herren, und 15 Herren ver- 
zogen in andere Bezirksvereine, 2 starben. Neu 
eingetreten bzw. überwiesen aus anderen Be- 
zirksvereinen wurden 51 Herren, so daß der 
Mitgliederbestand vom 1. Januar 1914: 183 Mit- 
glieder beträgt und 8 Förderer. 

Im laufenden Jahr wurden 12 Vorstands- 
sitzungen und 10 Mitgliederversammlungen ab- 


gehalten. Bearbeitet wurde die Vorbereituag 
der Ehrengerichtsbarkeit und des. Stelleanach- 
weises für die Ausschußsitzung in Berlin. Der 
Bezirksverein Hamburg empfahl prinzipielle Ein- 
führung der Ehrengerichtsbarkeit, aber spätere 
Fassung der einzelnen Paragraphen. 

Es wurden 3 Lichtbildervorträge gehalten, 
und zwar sprach Dipl.-\ng. Garweg über dic 
„Historische Entwicklun der Flugschiffahrt‘ 
am 10. und 13. April und Dr.- 3ng. Gerber über 
„Eine architektonische Studienreise durch Istrien 
und Dalmatien‘ am 6. November. Zu diesen 
Vorträgen waren die hiesigen technischen Ver- 
eine eingeladen, und der recht zahlreiche Be- 
such bewies das Interesse, das der Bezirks- 
verein auch in Hamburg in weiteren Kreisen 
gefunden hat. 

Es wurden Referate gehalten über: „Die 
Gedanken über die Regelung des Zivil-Ingenieur- 
Berufes“; „Entwürfe der Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverständige“; „Die Baumeister- 
frage“. In Vorbereitung befindet sich ein Refe- 
rat über den Entwurf zu dem neuen gewerb- 
lichen Rechtsschutzgesetz. 

Die Satzungen für die neu einzufithrende 
Ehrengcrichtsbestimmung wurden vom Bezirks- 
verein festgelegt und dem Verband zur Ge- 
nehmigung zugeschickt. 

Zurzeit wird im Bezirksverein in besonderen 
Ausschüssen der Stellennachweis und die Kom- 
munalfrage bearbeitet. 

Es ist beabsichtigt, eine Statistik über dic 
wirtschaftliche und soziale Lage sämtlicher in 
Hamburg wohnender Diplom-Ingenieure aufzu- 
stellen. 

Die im Mai v. J. eingereichte Eingabe an den 
Senat hatte insofern Erfolg, als Dipl.-ug. Felix 
Renner am 3. April 1913 zu einer Besprechung 
vor den Senatssekretär Herrn Dr. Hagedorn 
vorgeladen wurde, in der ihm zugesagt wurde, 
daß der Eingabe des Bezirksvereins ia allen 
Punkten Folge gegeben werde. Eine schrift- 
liche Bestätigung ist zurzeit noch nicht er- 
schienen, wurde aber von Herrn Senatssekretar 
Dr. Hagedorn in Aussicht gestellt. 

Am 15. Februar wurde ein wohlgelungeacs 
Stittungsfest in Form eines Balles gefeiert. 

Im Anschluß an die Lichtbildervorträge fan- 
den Bierabende mit Damen statt, die sich eines 
recht zahlreichen Besuches erfreuten. 

Es wurden im Laufe des Jahres drei Ausflüge 
in die schöne Umgebung Hamburgs und eine 
Besichtigung der hiesigen Luftschiffhalle unter- 
nommen. 


Bezirksverein Hannover. 


Zu Beginn des Vereinsjahres zählte der Be- 
zirksverein 86 Mitglieder und Förderer, deren 
Zahl im Laufe des Jahres auf 98 gestiegen ist. 
Die ordnungsmäßigen Geschäfte wurden ın neun 
Monatsversammlungen erledigt. Auf einer Mo- 
natsversammlung hielt Dipl.ejng. Frantz aus 
Mainz einen sehr interessanten Vortrag über: 
„Die Zwecke und Ziele unseres Verbandes‘, 
während Herr Tipl.-\ng. Altmayer im engeren 
Kreise in einer Vortragsreihe über „Das. 
Wesen der Kartelle und Trusts“ aufklärte. Im 
Februar vereinigte ein fröhliches Stiftungsfest 
den größeren Teil der Mitglieder, und es 
konnten erfreulicherweise dabei auch Vertreter 
der Nachbarvereine begrüßt werden. Eine Be- 
sichtigung der Laboratorien und Sammlungen der 
Kgl. Technischen Hochschule fand rege Beteili- 
gung. In der Zusammensetzung der Vorstand- 
schaft trat während des verflossenen Jahres. 
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kein Wechsel ein; leider sah sich der verehrte 
Vorsitzende, Herr Prof. Tr. ug. Nachtweh, 
dem der Bezirksverein für seine Tätigkeit zu 
roßem Dank verpflichtet ist, genötigt, am 
Schluß des Jahres von der Leitung zurückzu- 
treten. 


Bezirksverein Karlsruhe. 
Kein Bericht eingegangen. 


Bezirksverein Kiel. 


Die im vorjährigen Bericht ausgesprochene 
Hoffnung auf eine bessere Entwicklung hat sich 
nicht ganz erfüllt. Der Bezirksverein hatte wie- 
der unter einem starken Wechsel der Mitglie- 
der zu leiden. Der Mitgliederbestand beträgt 
49 gegen 42 am Anfang 1913. 

Es fanden 9 Versammlungen statt, die durch- 
schnittlich gut besucht wurden (!;,. der Mit- 
glieder wohnt außerhalb Kiels). Von Vorträ- 
gen sind hervorzuheben: „Der Eisenbetonbau“, 
gehalten von Grunwaldt und „Ueber natürlichen 
und künstlichen Kautschuk“ von Pr.-‘ng. Raß- 
feldt. 

Die geselligen Abende wurden nur schwach 
besucht, so daß sie auf den ersten Dienstag 
im Monat (sonst jeden Dienstag) beschränkt 
wurden. l 


Bezirksverein Königsberg. 


Das Jahr 1913 ist das vierte Lebensjahr des 
Bezirksvereins Königsberg i. Pr., dessen Bereich 
die Provinz Ostpreußen ist. 

Von den 20 Mitgliedern am Jahresbeginn 
verzogen 7, während im Laufe des Jahres 9 
neu hinzukamen, so daß am Jahresschluß der 
Verem 28 Mitglieder zählt, darunter 6 nicht 
in Königsberg wohnende. 

Der Bezirksverein veranstaltete 8 geschäft- 
liche Sitzungen, in denen die Vorlagen des 
Verbandsvorstandes und anderes beraten wurde, 
und außerdem 4 Gesellschaftsabende, welche 
von Mitgliedern, deren Damen und Gästen gut 
besucht waren. 

An Vorträgen wurden gehalten: Oberinge- 
nicur Tipt.- cug. Frisch über „Dieselmotore‘ (mit 
Lichtbildern): Prof. Tipt.-Ang. Dr. Wagner: „Das 
Eisenbahntarifwesen‘“; Oberlehrer Tr.-Rırg. Nie- 
mann über „Feuchtigkeitsbewegungen in Wohn- 
gebäauden‘; Zivil-Ingenieur Speiser über „Den 
Panamakanal“ (mit Lichtbildern); Professor 
DiplLetng. Dr. Ulbrich: „Technik und Kunst 
in den Meisterwerken der. Baukunst“ (mit Licht- 
bildern); Prof. Dipl.» ug. Dr. Wagner: „Neues 
uber die Photographie in Naturfarben“ (mit 
Lichtbildern); derselbe über „Das Völker- 
schlachtdenkmal in Leipzig‘ (mit Lichtbildern). 

Ferner wurde das kürzlich im Innern völlig 
umgebaute Stadttheater eingehend besichtigt. 

Mit Rücksicht auf die geringe Mitgliederzahl 
kann daher das Vereinsleben als recht rege 
bezeichnet werden. 


Bezirksverein Leipzig. 

Das vergangene Jahr war ein arbeitsreiches, 
aber es hat dem Bezirksvereine auch eine kräf- 
tige Weiterentwicklung gebracht. Die geschäft- 
lichen Angelegenheiten des Verbandes und des 
Bezirksvereins wurden in 13 Vorstandssitzun- 
gen und 7 Mitgliederversammlungen eingehend 
durchberaten. Besonders breiten Raum nahmen 
hierbei ein die Besprechung der Ehrengerichts- 


‘ordnung, der Zivilingenieur -Frage und des 


Fragebogens des Verbandes der Architekten- 
und Ingenieurvereine. Durch die neue Ver- 
bandssatzung machte sich eine Neubearbeitung 
der B.-V.-Satzung nötig. In persönlichem Auf- 
trage der Verbandsleitung arbeitete der Vor- 
sitzende Tipl.-Ing. HeBler eine Gebührenord- 
nung für Diplom-Ingenieure aus. 


Zur Aufklärung der Abiturienten der hie- 
sigen höheren Lehranstalten über die Wahl der 


technischen Berufe wurden Auskunftsstellen er-. 


richtet und diese den Rektoren mitgeteilt. 


An Vorträgen sind folgende zu erwähnen: 
Es sprachen am 22. Februar Dipl.-3ng. Heßler 
über „Automobilbau“ (mit Lichtbildern);. am 
7. Juni Dipl.-3ng. Hottenroth über die Inter- 
nationale Baufach-Ausstellung, und Prof. Dr.- 
Sug. Nachtweh über „Die Diplom-Ingenieure 
In Doktor-Ingenieure als jüngste Akademiker- 
Gruppe‘; am 10. November Dr. Tägtmeyer 
(Verkehrsgast) über „Entwicklungstendenzen 
der modernen Volkswirtschaft‘, und schließlich 
am 17. November Tipl.-3ug. Schuppert über 
„Graphische Künste und ihre Technik“. 


Referate hielten Tipl.-\ng. Heßler über „Die 
Ausschußsitzung am 1. März 1913“, und Dipl- 
Sug. Stein über „Die Diplom-Ingenieure im 
Bund der technischen industriellen Beamten‘. 


Erstmalig hatte der Bezirksverein in vergan- 
genem Jahre die Besichtigung technischer Be- 
triebe mit in sein Programm aufgenommen, was 
roßen Anklang bei den. Mitgliedern gefunden 
at: Es wurde besucht die Baufachausstellung 
im Werden, die Druckerei der „Leipziger Neu- 
esten Nachrichten‘, die Zementfabrik ,,Rudels- 
burg‘ in Kösen und das Verlagshaus B. G. 
Teubner. 


Von besonderen Veranstaltungen sind zu er- 
wähnen: ein Ausflug nach Halle, bei dem die 
einleitenden Schritte zur Gründung eines B.-V. 
Halle getan wurden, und ein Aastue nach der 
Rudelsburg. Der gesellige Teil kam weiter zu 
seinem Rechte bei den monatlichen Dammer- 
schoppen und bei der Weihnachtsfeier. Das 
Hauptereignis des Jahres stellt die Diplom- 
Ingenieur-Zusammenkunft in der I.B.A. am 
7. u. 8. Juni dar. Ueber diese Veranstaltung 
ist bereits ausführlich berichtet worden. Es 
darf nur nochmals betont werden, daß der Be- 
zirksverein mit dem Ergebnis durchaus zufrie- 
den sein kann. Auch sonst versuchte der Be- 
zirksverein die Aufmerksamkeit anderer Kreise 
auf die Verbandsbestrebungen zu lenken; so 
war der B.-V. jedesmal durch 5 Mitglieder bei 
den von der Stadt Leipzig zu Kaisers und 
Königs Geburtstag veranstalteten Festessen 
vertreten. 


Die Mitgliederbewegung ist aus folgenden 
Tabellen ersichtlich: 


a) im Gesamtbereich des Bezirksvereins: 


Mitglieder Förderer 


Bestand am 1. Januar 1913 . . 118 4 
Neuaufnahmen in den Verband . 19 . 2 
Zuzug aus anderen Bezirksvereinen 26 — 

163 6 
Austritte aus dem Verband . . 6 1 


Wegzug nach den anderen Bezirks- 
vereinen (davon 20 durch 
Gründung der B.-V. Magde- 
burg und Bernburg- Dessau) 47 — 


Bestand am 1. Januar 1914 °. . > 110 5 
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b) nur in Leipzig: 
Mitglieder Förderer 
4 


Bestand am 1 Januar 1913 . . 53 
Neuauinahmen . . . : : 14 2 
Zuzug aus anderen Bezirksvereinen 8 _ 
75 6 
Austritte aus dem Verband . sd l 


Wegzug nach den anderen Bezirks- 
vereinen . . $ S 15 — 


Bestand am 1. jand 1914 . . 59 5 


Nach den Neuwahlen setzt sich der Vorstand 
des Bezirksvereins für 1914 wie folgt zusammen: 
Vorsitzender: Tipl.- dug. Heßler; stellvertr. Vor- 
sitzender u. Schriftführer: Tipt.- dng. Fichtner; 
stellvertretender Schriftführer Tipt.- ing. Große; 
Kassenführer: ZipleQuq. Münch; Stellvertreter: 
TZipl- ing. Reuter; Beisitzer TZipl.eQnq. Rudolf 
Enke und Tipi.- ng. Dobert. 

Ausschußvertreter sind Heßler und Fichtner. 


Bezirksverein Magdeburg. 
Kein Bericht eingegangen. 


Bezirksverein Mainz-Wiesbaden. 


Im Anfang des Vereinsjahres betrug die Zahl 
der Mitglieder 51, der Förderer 8. Am Schlusse 
des Jahres 1913 setzte sich der Bezirksverein 
zusammen aus 44 Mitgliedern und 10 Förderern. 

In 9 Vorstandssitzungen und 8 Mitglieder- 
versammlungen wurden die Geschäfte regel- 
mäßig erledigt, außerdem fanden noch verschie- 
dentlich Sitzungen von eigens zu dem bestimm- 
ten Zwecke gebildeten Kommissionen statt. Die 
Hauptarbeiten bestanden in reger Mitarbeit an 
den vom Vorstand des Hauptverbandes behan- 
delten Angelegenheiten. 

Als besonders erwähnenswert dient hervor- 
gehoben zu werden, daß der Verein auch in 
diesem Jahre wieder eine Liste seiner Mitglie- 
der, die sich als gerichtliche Sachverständige 
zur Verfügung stellen, herausgab und diese an 
die Gerichte und Anwälte des Bezirks ver- 
schickte. Von weiterer Bedeutung ist das Zu- 
sammengehen des Bezirksvereins mit den Archi- 
tekten- und Ingenieurvereinen der Städte Mainz 
und Wiesbaden sowie dem Bezirksverein „Rhein- 
gau“ des Vereins deutscher Ingenieure zwecks 
Herausgabe eines gemeinsamen Nachrichten- 
blattes, welches vom Januar 1914 ab monatlich 
zweimal erscheinen wird. 


Wie im ee Jahre, so war der Be- 


zirksverein auch in diesem Jahre bestrebt, durch 
Besichtigungen, Vorträge und gesellige Zu- 
sammenkünfte nach außen hin bekannt zu wer- 
den, vor allem aber die Mitglieder auch außer- 
halb der rein geschäftlichen Sitzungen zu- 
sammenzuführen, sich näher zu bringen und 
so die Kollegialität zu heben. 

So hielt im Monat April das Mitglied Herr 
Oberingenieur Tipl-\ng. Ruth, Biebrich, einen 
Lichthildervortrag über „Massive Brücken im 
Landschafts- und Städtebild‘“, der auch bei den 
anwesenden Damen ungeteilten Beifall fand; im 
Mai fand eine Besichtigung der Portlandzement- 
fabrik Dvckerhoff und Söhne, Amoncburg, statt. 

Während der Sommermonate kam der Be- 
zirksverein wiederholt mit seinen Damen zu 
einem Bierabend auf der Kheinterrasse der 
Stadthalle in Mainz zusammen. Im Herbst gab's 
dann cine Wanderung den Rhein entlang mit 
Gansessen im Rheingau, und zum Abschluß 
führte den Bezirksverein das Weihnachtstest zu 


einem äußerst angeregten Abend in Wiesbaden 
noch einmal zusammen. 

Das Erfolgreichste an all den Veranstaltun- 
gen war jedoch die ständig wachsende Teil- 
nehmerzahl, eine rege Beteiligung auch von 
seiten der Damen, so daß der Besitheceren 
mit berechtigter Hoffnung dem neuen Jahre ent- 
gegensehen kann. ` 


Bezirksverein Mannheim-Ludwigshafen. 


Das abgelaufene Vereinsjahr hat die Erwar- 
tungen nicht in jeder Richtung erfüllt. Leider 
muß konstatiert werden, daß das Interesse der 
Mitglieder an den Mitgliederversammlungen in 
diesem Jahre nicht zugenommen hat. Dagegen 
ist in der Pflege der Geselligkeit eine erfreu- 
liche Entwicklung zu verzeichnen, seitdem der 
Verein dazu übergegangen ist, sämtliche Bier- 
abende mit Damen zu veranstalten und dazu 
jeweils besondere Einladungen ergehen zu 
lassen. 

Die Mitgliederzahl ist bei verschiedenen Ab- 
gängen und Neuüberweisungen von 65 auf 67 
gestiegen. 

Der Vorstand hat sich aus folgenden Herren 
zusammengesetzt: Vorsitzender: Tipl.- Ing. 
Münch; Stellvertreter: Dipl.» Sng. Lorinser; 
Schriftführer: Tipt.-.\ng. Weigele; Stellvertre- 
ter und Bibliothekar: Tipt.- ng. Hoffmann; 
Kassenführer: Tipt.- Ing. Roesch; Stellvertreter: 
Tipt- ing. Held; Beisitzer: VDipl.-dug. Haas und 
Tipt- 3ng. Detert. . 

Ausschußvertreter: Tipfedig. Münch; Stell- 
vertreter Dipl. ug. Lorinser. 

Durch Wegzug des Herrn Tipl-3ng. Held 
ist gegen Ende des Jahres die Stelle des Kassen- 
führer-Stellvertreters freigeworden. Die Stelle 
ist für den Schluß des Jahres unbesetzt ge- 
blieben. 

Durch eine Reihe von Mitgliederversamm- 
lungen und vorbereitende Vorstandssitzungen 
sowie durch gesellige Veranstaltungen hat der 
Verein der Verbandssache gedient. Er hat ins- 
besondere die von der Verbandsleitung zur Be- 
ratung gestellten Fragen diskutiert und dies- 
bezügliche Beschlüsse gefaßt. Außerdem hat sich 
der Verein mit lokalen Angelegenheiten und 
Tagesfragen beschäftigt. 

In Gemeinschatt mit einigen anderen techni- 
schen Vereinen Mannheims hat der Verein an- 
fangs des Jahres durch Geh. Schulrat Münch 
aus Darmstadt einen Vortrag über „Die Ver- 
wendung des lebenden Lichtbildes in der Geo- 
metrie, Astronomie und Kinematik“ veranstaltet. 

Ferner veranstaltete der Verein einen Propa- 


‘ganda-Vortrag, in dem Herr Tipl-äng. Frantz 


aus Mainz das Thema behandelte: „Vier Jahre 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure’’ und zu 
dem alle Diplom-Ingenieure Mannheims und auch 
die befreundeten Vereine Einladungen erhielten. 
Ucberhaupt werden, wenn angangig, stets samt- 
liche Diplom-Ingenieure zu den Veranstaltungen 
eingeladen. 

Außerdem erstattete Herr Tipl.- rg. Lorinser 
ein Referat über die „Baiineisterfrage‘ und 
Herr Reg.-Baumeister Tipt.-\ng. Haas ein sol- 
ches über die ,,Zivilingenicurfrage’. 

Im März veranstaltete der Verein eine Abend- 
unterhaltung mit Damen, die bei zahlreichem 
Besuch einen guten Verlauf nahm. 

Endlich hat sich der Verein auf cine Ein- 
ladung des Badischen Architekten- und Inge- 
nieurvereins an einer Kommisstonsberatung zur 
Zentralisierung des technischen Vortragswesens 
in Mannheim beteiligt. 
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Bezirksverein Metz-Diedenhofen. 


Der neue Bezirksverein Metz-Diedenhofen, 
dessen erste ordentl. Mitgliederversammlung am 
17. April 1913 stattfand, verfügte am Ende des 
Jahres über 33 Mitglieder und 2 Förderer. Es 
mußte die Aufgabe des B.-V. sein, die Mitglieder 
zunächst einmal fester zusammenzuschließen. Es 
muß hierbei auf die Eigenart des hiesigen Be- 
zirksvereins hingewiesen werden. Fast 85% der 
Mitglieder sind Hütten-Ingenreure oder bei 
Hütten angestellt. Die Natur dieser Industrie 
verlangt viel Raum, und so kommt es, daß 
die Mitglieder, wo die Zusammenkünfte auch 
angesetzt werden, bis auf zwei oder drei stets 
längere Eisenbahnfahrten machen müssen. So 
ist es auch zu erklären, daß der Bezirksverein 
zu den Fragen, die jetzt einen großen Teil 
der Kollegen so sehr interessieren, nur in sehr 
geringem Maße Stellung nehmen kann, da 
es ja eine Baumeisterfrage für die Herren des 
Hüttenfaches und die Chemiker gar nicht, für 
die Maschinenbauer kaum gibt. (Die Glück- 
lichen!) Ganz Aehnliches gilt von den Fragen 
der kommunalen Tätigkeit usw. 

Wachsender Beliebtheit erfreuen sich die ge- 
selligen Zusammenkünfte in Metz, die fast all- 
monatlich stattfinden und zu denen stets ein 
Teil der Kollegen seine Damen mitbringt. 


Bezirksverein München. 


Die Mitgliederzahl betrug Ende 1913: 36; 
hiervon hiesige 58, auswärtige 28. 

Vorträge hielten die Herren: F. P. Spaeth: 
„Elektrische Weichenstellung‘’; P. Beck: „Tech- 
nisch-wirtschaftliches Rechnungswesen‘'; diverse 
Referenten: ,,Reg.-Baumeisterfrage; Stindt: 
„Ehrengerichtsbarkeit‘; Weikmann: _ ,,Patent- 
recht, gewerblicher Rechtsschutz, Muster- und 
Markenschutz, Zeugen- und Sachverständigen- 
gebühren‘“; Pronnet: „Ausbildung der Archi- 
tekten und Ingenieure‘; Ludwig: „Gaswerk 
Moosach‘; Herndl: ,,Die Eisenbetonbauweise 
und ihr Einfluß auf die baupolizeiliche Tätig- 
keit“. Außerdem Behandlung aller zur Dis- 
kussion stehenden Fragen des Diplom-Ingenieur- 
Verbandes in Mitglieder-Versammlungen. 

Durch Ministerialerlaß wurde der Gebrauch 
des Titels „Dipl.-Ing.“ verfügt. Gesellige Zu- 
sammenkünfte — abgesehen von den wöchent- 
lichen im „Pschorr‘“ —: Versammlung im Lo- 
kale des Künstler-Sänger-Vereins im Turm des 
Isartores; Abhaltung einer Monatsversammlung 
an einem Samstag, damit auch auswärtige Mit- 
glieder dieselbe besuchen können. 


Bezirksverein Münster. 
Kein Bericht eingegangen. 


Bezirksverein Nürnberg. 


Die Zahl der Mitglieder erhöhte sich im 
Laufe des Jahres von 55 auf 65; infolge Weg- 
zuges von Nurnberg schieden 5 Mitglieder aus 
dem Bezirksverein aus. Die Vereinsgeschäfte 
und die seitens des Hauptverbandes zur Bera- 
tung gestellten Thematen wurden in 3 Vor- 
standssitzungen und 9 Mitgliederversammlungen 
erledigt. Im Laufe des Jahres wurden folgende 
Vorträge gehalten: 18. Februar, Tipl.-Sug. Leb- 
recht: ,,Die maschinellen und technischen Ein- 
richtungen des Grandhotels in Nürnberg“ mit 
anschlicBender Besichtigung des ganzen Hotels; 
22. April, TDr.-\na. Pfotenhauer: ‚Die wissen- 
schaftlichen Grundlagen der Flugtechnik‘‘; dieser 
Vortrag wurde am 20. Mai fortgesetzt; 21. Ok- 


tober, Dipl.-3ng. Lebrecht: Referat über den 
Lang’schen Vortrag „Die Entwicklung des Zivil- 
ingenieurberufes“; 18 November, Dipl.-3ug- 
Gebauer, Referat: „Zum Entwurf eines Ge- 
setzes betreffend die Aenderung der Gebühren- 
anordnung für Zeugen und Sachverständige‘; 
2. Dezember, Dr.-ng. Christlein: „Die neuere 
Entwicklung der Dampfturbine‘“. 

Im Anschluß an die in der Monatsversamm- 
lung vom 16. September vorgenommene Be- 
sprechung des Lang’schen Vortrages über „Der 
V.D.D.l. und die Diplom-Ingenieure in der 
Kommunalverwaltung‘‘ wurde eine Kommunal- 
kommission gebildet zur intensiveren Beteiligung 
an den einschlägigen Arbeiten des Hauptver- 
bandes. Besichtigt wurden außer dem Grand- 
hotel noch die Spezialfabrik für elektro-medi- 
zinische Apparate von Reiniger, Gebbert und 
Schall in Erlangen sowie das staatliche Fern- 
sprechamt in Nurnberg. 

Die Geselligkeit wurde wie in den früheren 

Jahren an den Dienstagabenden gepflegt, zu 
denen seit Mai des Jahres einmal monatlich auch 
jeweils eine größere Anzahl Damen der Mit- 
lieder erschienen sind. Seinen un 
and das gesellige Leben wie üblich in der Weih- 
nachtskneipe, die am 13. Dezember gefeiert 
wurde. Eine größere Zahl von Mitgliedern hatte 
in opferwilliger Weise durch Geldspenden wie 
durch Vorführungen usw. zum Gelingen dieses 
Festes beigetragen, das unter Teilnahme einer 
stattlichen Zahl von Damen einen fröhlichen 
und allseitig befriedigenden Verlauf nahm. 

Es kann wohl festgestellt werden, daß der 
B.-V. Nürnberg sich in einer gesunden Fort- 
entwicklung befindet, wenn auch die Mitglieder- 
zahl verhältnismäßig langsam anwächst. 


Bezirksverein Oberschlesien. 


Im Vereinsjahre 1913 fanden 10 Mitglieder- 
Versammlungen und 11 Vorstandssitzungen 
statt. Größere Vorträge und Referate wurden 
folgende gehalten: Dipf.- ng. Tolle: „Organi- 
sation und Wirken der Preußischen Dampfkessel- 
Ueberwachungs - Vereine“; Dipl.-Ing. Hepner: 
„Moderne Elektro-Stahl-Oefen und ihre wirt- 
schaftliche Bedeutung‘ (Lichtbilder-Vortrag) ; 
Tipl.-Ang. Beck: „Denken und Anschauung‘; 
Tipl.- 3ng. Hoemke: „Die Frage der Ehren- 
erichte für Diplom-Ingenieure‘; Dipl.-Juq. 
erkens: „Ueber die Ehrengerichte‘; Zr 
Ang. Mast: „Die Bauanwaltsfrage‘; Tr.- Jg. 
Klein: „Die Technologie der Konstruktions-Ma- 
terialien und die Materialienkunde in ihren 
Wechselbeziehungen‘“ (Lichtbilder-Vortrag). 

Außerdem fand eine Besichtigung der 
Schleuderwerke der Schlesischen Fieenbeton- 
bau-Aktien-Gesellschaft, Kattowitz, unter Füh- 
rung des Betriebsleiters Herrn Pr.-\ng. Klein 
statt. 

Ueber die Ehrengerichte und auch die Bau- 
anwaltsfrage fanden außerdem fast in jeder 
Versammlung lebhafte Diskussionen statt, deren 
Gesamtresultat die Ablehnung der Ehrengerichte 
für die Gesamtheit der Diplom-Ingenieure, da- 
gegen lebhafte Sympathie für die Regelung der 
Bauanwaltsfrage in dem vom Herrn Dr. Lang 
angeregten Sinne war. 

An gesellschaftlichen Veranstaltungen fandcu 
statt: ein gemeinschaftliches Abendessen im An- 
schluß an die Besichtigung der Schleuderwerke, 
bei dem ein außerordentlich tätiges Mitglied, 
der bisherige Schriftführer Herr Krutmeyer 
verabschiedet wurde; ferner ein zweites Abend- 
essen gelegentlich des Abschiedes des 1. Vor- 
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sitzenden der zwei ersten Vereinsjahre, Prof. 
Dr.ejng. Förster. Diese Veranstaltungen fan- 
den großen Anklang und haben auch dazu bei- 
getragen, verschiedene neue Mitglieder zu 
werben. 


Die Stammtischabende, die in Kattowitz zwei- 
mal, in Gleiwitz einmal im Monat stattfinden, 
waren mit wenig Ausnahmen recht schwach be- 
sucht. Es ist dies teils auf die vielen anderen 
gesellschaftlichen Verpfiichtungen der Mitglie- 
der, teils auf die schwicrizen Verkehrsverhält- 
nisse im Industriebezirk zurückzuführen. 


Der Bezirksverein hat eine Reihe seiner Mit- 
glieder durch Wegzug und Austritt verloren, 
doch stehen dem verschiedene Zuzüge und Neu- 
eintritte gegenüber, die die Verluste ersetzt 
haben. Zum Schlusse des Jahres zählte der 
Bezirksverein Oberschlesien 83 Mitglieder. 


Die Propaganda ist in Oberschlesien vor 
allem wegen der örtlichen Zerstreuung und des 
lebhaften Wechsels besonders der jüngeren Kol- 
legen recht schwierig. 


Der Zusammenhang innerhalb des Bezirks- 
vereins wurde jedoch wesentlich dadurch ge- 
fördert, daß besonders interessierte Mitglieder 
auch zu den Vorstandssitzungen eingeladen 
wurden. 


Bezirksverein Osnabrück. 


Zu Beginn des Vereinsjahres zählte der Be- 
zirksverein 20 Mitglieder (darunter 1 Förderer). 
Es verzogen im Laufe des. Jahres zwei Mit- 
glieder; ebenfalls zwei schieden aus dem Ver- 
bande aus. Neu hinzu kamen 7 Mitglieder, 
so daß die gegenwärtige Mitgliederzahl 23 be- 
trägt (darunter 1 Förderer). 


In den Sommermonaten wurden keine Mit- 
eliederversammlungen abgehalten, dafür wurden 
in diesen Monaten regelmäßig gesellige Zu- 
sammenkünfte veranstaltet. Versammlungen fan- 
den 5 statt, auf denen die vom Verbande an- 
geregten Fragen eingehend besprochen wurden. 
Außerdem gab der Vorsitzende einen ausführ- 
lichen Bericht über die ordentliche Ausschuß- 
sitzung. In der Versammlung im Dezember 
hielt Herr Tipl.-\ug. Lühning einen Vortrag 
über „Die Anlage von Kautschukplantagen und 
ihre Rentabilität insbesondere im Hinblick auf 
die gegenwärtige Kautschukkrisis‘“. 

Die Versammlungen und die geselligen Zu- 
sammenkünfte waren im Durchschnitt gut be- 
sucht. 


Bezirksverein Saarbrücken. 
Kein Bericht eingegangen. 


Bezirksverein Stettin. 


Mitglieder zu Ende des Jahres 1913: 32 Mit- 
glieder, 1 Förderer. Die Sitzungen fanden 
regelmäßig jeden zweiten Freitag im Monat 
statt; außerdem noch 2 außerordentliche Sitzun- 
gen. Jeden vierten Freitag im Monat fanden 
gesellige Zusammenkünfte mit Damen statt. Am 
15. November hatte der Verein ein Winterver- 
gnügen in Gestalt eines Balles. Am folgenden 
Tag Dämmerschoppen mit Damen. 


Bezirksverein Straßburg i. Els. 
Kein Bericht eingegangen. 


Bezirksverein Stuttgart. 


Die Mitgliederzahl beträgt 59. In Berichts- | 


jahr wurden folgende Vorträge gehalten: Herr 
Reg.-Baumeister Link: „Erlebnisse und Verhält- 
nisse beim Bagdad-Bahnbau“ (mit Lichtbildern); 
Herr Reg.-Baumeister Schleicher: „Die Evo- 
lution in der heutigen Jurisprudenz oder juristi- 
scher Modernismus‘“; Herr Tr.-$na. Essich: 
„Ueber Hochschulreform‘“. Außerdem wurden 
o Mitglieder - Versammlungen geschäftlichen In- 
halts abgehalten. Der Umbau des Stuttgarter 
Bahnhofs bot Gelegenheit zu zwei .sehr inter- 
essanten Besichtigungen, nämlich der neuen 
Neckarbrücke und der großen Eisenbetonbauten 
am englischen Garten. 


Bezirksverein Zwickau. 


Für den B.-V. Zwickau verlief das vergan- 
gene Jahr 1913 in ruhigen Bahnen. Die Mit- 
gliederzahl betrug am Anfang 30 Mitglieder 
und änderte sich nur in geringer Weise durch 
Wegzug oder Zuweisung von Mitgliedern. Der 
Bezirksverein hatte am Ende des Jahres 1913: 
16 in Zwickau und 15 außerhalb wohnende Mit- 
glieder, zusammen 31, 


Es fanden 10 geschäftliche Sitzungen statt, 
die leider immer nur von fast den gleichen 
Mitgliedern besucht wurden. Trotzdem ist aber 
die prozentuale Besucherzahl bei dem Bezirks- 
verein höher gewesen als bei anderen techni- 
schen Vereinen Zwickaus. 


Außer der Erledigung der laufenden Ge- 
schäfte fand im Februar ein gut besuchter Vor- 
trag des Kollegen Benemann über die „Philo- 
sophie der Technik“ statt, zu dem auch einige 
Juristen erschienen waren. 

Außerdem vereinigten sich die Mitglieder ge- 
legentlich mit ihren Damen, um auch außer- 
halb des Berufes miteinander in Fühlung zu 
kommen. 


Mit 5 Herren und 2 Damen beteiligte sich 
der B.-V. Zwickau an der Leipziger Tagung 
des Verbandes gelegentlich der dortigen Inter- 
nationalen Bauausstellung. Da die meisten der 
Teilnehmer Gelegenheit hatten, manche alte Be- 
kanntschaften zu erneuern oder neue zu machen, 
wurde der Wunsch geäußert, daß solche zwang- 
lose Veranstaltungen öfter, etwa alle 2 Jahre, 
stattfinden möchten. 


Der Vorstand. 


Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 


"Dipl.-Ing. Appen, August von, Ing. der Fried. 


Krupp A.-G., Essen, Kiel, Dahlmannstr. 2, II. 


Tipl-3nug. Bednarski, Alfred, Ingenieur bei 
den Kanalisationswerken der Stadt Berlin, 
Berlin NW. 23, Schleswiger Ufer 17, Ir. 


Tipl-ing. Brauer, Walther, Konstrukteur für 
Schiffsartillerie, Düsseldorf-Obercassel, Düssel- 
dorfer Str. 65. 


Tipl-Sng. Brünig, Albert, Ing. für Statik 
und Brückenbau bei der Kgl. Eisenbahndirek- 
tion, Kattowitz, Nicolaistr. 11, Ir. 
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Tipl-3ug. Eggert, Richard, Zedinekneir, 
Kattowitz, Bernhardeir. i 
Dr.-Zng. Eisner, Rudolf Otto, Berlin W.10, 


Matthäikirchstr. 2. 

a -Sng. Fiebig, Paul, Assistent an der Kgl. 
Techn. Hochschule. Aachen, Lochnerstr. 15. 
Dipl.-Ang. Focke, Rudolf, Assistent an der Kgl. 

Techn. Hochschule Hannover, Hannover, Hart- 

wigstr. 5. 

Dipl.-Ing. Forndran, Erich, Betriebsleiter, Unter- 
reichenau bei Falkenau, Eger. 

Vipl-Sug. Ge m pp, Walther, Kgl. Brandmeister, 
Berlin NO.18, Schönlanker Str. 13. 

Tipl.- Jug. Guthmann, Walter, Dortmund, 
Markt 11,11. 

Vipl-ejug. Harlessem, Griso von, Ziviling., 
Bochum, Kaiserstr. 13. 

Tiplejug. Herber, Franz, Vertreter der Fa. 
H. Scheven, Filiale Leipzig, Leipzig, Südstr. 43. 

Tipl.-3ng. Jaenichen, Willy, Berlin SW. 47, 
Hornstr. 20, IH. 

Dipl.-Ing. Kachel, 
Anilinfabrik. 

Dipl.-Ing. sage Klaus, Ingenieur im Konstruk- 

ür 


tionsburcau Unterseeboots- Dieselmotoren 
bei der Fried. Krupp A 


Paul, Ludwigshafen a. Rh., 


A.-G., Germaniawerft, 


Kiel, Düsterbrookerweg 108. 

Dr.-$ng. Kirner, Josef, Stuttgart, Birken- 
straße 6 

DipleJug. Klein, Ludw., Professor, Hannover, 
Kgl. Techn. Hochschule. 

Dipl.-Ing. Kupfahl, Willy, Assistent, Han- 
nover, Körnerstr. 16, pt. 

Tipl.- sug. Kurz, Hermann, Ing. bei Tr.-ng. 


Heyd, Darmstadt, 
straße 11!/,. 


Tipl-\ung. Ohnesorge, 
Schützenstr. 4. 

Tipl-Sng. Parusel, Josef, Ziviling., 
Grünstr. 4 

Tregug. Pröll, Arthur, Professor 
Technischen Hochschule Hannover, 
Militärstr. 18,1 

Tipl-Sng. Pudor, 
straße 75. 

Tipl.-Ang. Ranfft, Alfred, 
Stahlwerke Thyssen, 
Kolonie. 

TVipi-Qug. Reichardt, Georg, Vorstand des 
Techn. Bureaus der Fa. R. Grastorf, G. m. 
b. H., Danzig, Danzig, Holzmarkt 20. 

Dr.-Ing. Reißer, Walter, Stuttgart, Dannecker- 
straße 22. 

Tipl.-Jug. Roßmann, Bruno, Assistent an der 


Kgl. Techn. Hochschule Hannover, Hannover, 
Windthorststr. 14,1. 


Darmstadt, Martins- 
Alfred, Freiberg i. Sa., 
Kattowitz, 


an der 
Hannover, 


Ulrich, Neustettin, König- 


Betriebsing. der 
Hagendingen i. Lothr., 


Scheelhaase, Franz, Tr.-Aug.h.c., Kgl. Bau- 
rat, Magistrats-Baurat, Frankfurt a. M., Frie- ` 


drichstr. 30, ab 1. 3. 1914: Gärtnerweg 20. 
Dipl-Bug. Schönfeld, Georg, Fabrikleiter 
einer Chlorkalium-Fabrik, Leopoldshall, Bern- 
burger Str. 25. 
Viplegng. Selhausen, Rudolf, Berlin NW. 21, 
Bandelstr. 19,1. 
Sipl.-Ing. Silberstein, 
DipleQug. Steinwender, Werner, Ing. beim 


Bauamt der Provinzial- Verwaltung Westpr., 
Danzig, Holzraum 19, Il. 


Max, Schwiebus. 


Aus den Bezirksvereinen 


Dipl.-Ing. Thümling, Heinz, Assistent an der 
Techn. Hochschule, Darmstadt, Bleichstr. 36. 

Tipf.-Jng. Urban, Karl, Assistent an der Kgl. 
Techn. Hochschule Aachen, Aachen, Junker- 
straße 64, II. 

Tipledug. Volkmer, Georg, Kommissarischer 
Oberlehrer, Kiel, Lornsenstr. 20. 


Tipl-ing. Waehlert, Max, Assistent der 
Techn. Hochschule, Breslau, Auenstr. 14. 

Tipl-Ang. Walter, EUR Dr. phil, Ham- 
burg, Merckhof 1.5 

Wolfart, Heinrich, ee Masch.- 


Ing. bei der Generaldirektion der Posten und 
Telegraphen für das Postkraftwagenwesen, 
Stuttgart. 


In die Liste der Förderer wurden ein- 


getragen: 


Direktor der Siemens- 
Berlin-Grunewald, Königs- 


Eicken, August von, 
Schuckert-Werke, 
marckstraße 4. 


Frischmuth, E, 
Schuckert-Werke, 
Platz 1 


Dipl.-Ing. Gersuny, Karl (Oesterreicher), Ing. 
der Firma Max Pommer, Leipzig, Leipzig, 
Elsterstr. 16, H. 

Krell, Otto, Direktor der Siemens-Schuckert- 
Werke, Berlin W.15, Kurfürstendamm 22. 

Lansel i Franz (Oesterreicher), Ing. der Fa. 
Th. u. Ed. Wagner, A.-G., Straßburg i. Els., 
Büchergasse 14. 


VreGng. Paglianti, 


Direktor der 
Berlin-Wilmersdorf, 


Siemens- 
Prager 


Pietro (Italiener), Roß- 


lingen i. L., Cité St. Robert 198. 
Petri, O. von, Kgl. Geh. Kommerzienrat, Dr. 
phil., Nürnberg. 


Werner, R. Direktor der Siemens-Schuckert- 
Werke, Berlin-Grunewald, Siemensstr. 35. 


Akademischer Ingenieur-Verein der K. B. Techn. 
Hochschule, München. 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Berlin. Der Bezirksverein Berlin gibt 
sich die Ehre, die Herren Vorstandsmitglieder und 
Ausschussvertreter des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure sowie seine und dle in Berlin weilenden 
Mitglieder der auswärtigen Bezirksvereine auf 
Sonnabend, den 28. Februar 1914 abends 8 Uhr zu 
einem 


Bierabend 
im Konzerthaus ,,Clou“ (Eingang nur Mauerstr. 82) 
geziemend einzuladen. 


Professor Dr.-Ing. A. Hilpert, 
Vorsitzender. 


* * 
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Die Mitglieder des Ausschusses und des Bezirks- 
vereins Berlin erhalten Eintrittskarten, die am 
28. Februar zum freien Eintritt in den „Clou“ be- 
rechtigen, noch zugesandt. Die in Berlin weilenden 
Mitglieder auswärtiger Bezirksvereine wollen sich 
wegen Zusendung dieser Karten an den B.-V. Berlin 
wenden (Adresse: Charlottenburg 5, Philippistr. 4). 


% x 
s 


B.-V. Mainz-Wiesbaden. Als erste gesellige 
Veranstaltung in diesem Jahre war im 28. Jan. 
ein Vortragsabend in der ,,Stadthalle’ in 
Mainz angesetzt. 


Der Vorsitzende eröffnete den Abend mit 
der Begrüßung der zahlreich erschienenen Mit- 
glicder und Gäste und crteilte alsdann dem 
Herrn Dipleing. Goldmann das Wort zu 
seinem Vortrage: „Schlesien, Land- 
schaft und Architektur“ An Hand 
einer sehr großen Anzahl von vorzüglichen 
Lichtbildern nach eigenen photographischen Auf- 
nahmen verstand es der Vortragende, die Auf- 
merksamkeit seiner Zuhörer nahezu 3 Stunden 
zu fesseln. Redner erwies sich als ausgezeich- 
neter Kenner der Naturschonheiten und der 
außerst interessanten, leider nur zu wenig be- 
kannten Kunstdenkmäler des deutschen Ostens. 
Reicher Beifall lohnte seine Ausführungen. 


Die Vorstandswahl für das Jahr 1914 hatte 
folgendes Ergebnis: 1. Vorsitzender: Dipl.-Ing. 
Urtey; stellvertr. Vorsitzender: Tipl.-Iug. Küp- 
per; 1. Schriftführer: Dr.-3ng. Doerr; stellvertr. 
Schriftführer (Protokollführer) Dipl.-ng. Groß; 
Kassenführer Tipl.-Sng. Reith; stellv. Kassen- 
führer: Tipl.e\ng. Lutzenberger; 1. Beisitzender: 
Tipl.-Sng. Frantz; Bibliothekar: Wipl.-Qng. 
Flügel. 


Alle Zuschriften sind an unsere Geschäfts- 
stelle zu richten: Tregng. Doerr, Mainz, 
Hohenzollernplatz S. 


Ab 1. Januar erscheinen die Einladungen zu 
den Mitgliederversammlungen und sonstigen 
Veranstaltungen in dem neu gegründeten Nach- 
richtenblatt der Bezirksgemeinschaft Mainz- 
Wiesbaden der Verbände höherer Techniker: 
„Technische Mitteilungen aus Nassau und 
Hessen‘. Persönliche Einladungen werden von 
nun ab nicht mehr ergehen. Wir bitten unsere 
Mitglieder und Förderer hiervon Kenntnis 
nehmen zu wollen. 


Adressen-Aenderungen Im Mitglieder Verzeichnis. 


B.-V. Aachen. 


Dipl. Jung. E. Kozel, Eschweileraue (Rhld.) 
. » F. Kuhikamp, Essen, Qutenbergstr. 10. 


B.-V. Barmen-Elberfeld. 
Dipl.»Ing. H. Krösche, Elberfeld, Schleswiger Str. 45, III. 


B.-V. Berlin. 


Dipl.Ing. K. Behrend, Zivilingenieur, Charlottenburg, Schloß- 
straße 7-8. 
. » E. Boas, Berlin-Friedenau, Meinauer Str. 5. 
. » NH. Burmeister, Mannheim 1, Friedrichsring. 
m » W. Hellmich, Berlin NW.7, Charlottenstr. 43 (Ver- 
ein deutscher Ingenieure). 


Dipl.s Jng. 


W. Krug, Regierungsbauführer, Charlottenburg 5, 
Philippistr. 5. 


Kurlbaum, F., Professor an der Techn. Hochschule Berlin (För- 


Dipl.Ing. 
Dr.s Ang. 
Dipl.Ing. 


Dipl.sIng. 
Dipl.Ing. 
Dipl.sIng. 
Dipl. sng. 
Dipl.-Ing. 
Dr. s Ing. 
Dipl.sIng. 
Dipl.Ing. 
Dipl. sng. 
Dipl. «Sng. 
Dipl.Ing. 
Dipl.Ing. 
Dipl- Jng. 


derer), Berlin-Steglitz, Peter-Lenné-Str. 32. 
W. Lindner, Brandmeister, Berlin S. 53, Wilmsstr. 19. 
H. Rosenthal, Berlin-Treptow, Karpfenteichstr. 15. 
Fr. Rumpf, Charlottenburg, Cauerstr. 28, Il/Ran. 
O. F. Sauernheimer, Berlin NW. 23, Flensburger 
Straße 26. 
C. Usinger, Berlin S.59, Freiligrathstr. 13, III. 


B.-V. Bernburg-Dessau. 


C. Koch, Regierungsbauführer, (Cöthen) unbekannt 
verzogen. 


B.-V. Braunschweig. 


P. Hermanns, Holzminden, a. d. Teichen. 
R. Nagel, (Förderstedt) verstorben. 


B.-V. Bremen. 


O. Kellein, München 2, Paradiesstr. 7. 
P. Seydel, Berlin-Schöneberg, Kolonnenweg 16-17. 


B.-V. Breslau. 


E. Haake, (Posen) verstorben. 
F. Rudeloff, Magdeburg-Buckau, Hallischestr. 16. 


B.-V. Chemnitz. 


W. Bosse, Marburg, Werder Str. 3, bleibt vorläufig 
Mitglied des B.-V. Chemnitz. 
G. Wobsa, Patentanwalt, Hannover, Georgstr. 11. 


B.-V. Cdl ni. 


Th. Commes, Cöln, Deutscher Ring 9. 

O. Mert, Cöln-Deutz, Karlstr. 50, II. 

C. Schlemming, (Bonn) verstorben. 

W. Siller, Chemnitz, Ulmenstr. 35, 1. 

C. Tesch, Oberingenieur der Deutschen Wildermann- 
Werke, G.m.b.H., L.ülsdorfjRhein, Niederkasseler 
Straße. 


W. Pülz, Leiter der mechanischen Materialprüfung der 
Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg, Werk Nürn- 
berg, Nürnberg, Steinheilstraße 1, 1. 


B.-V. Dortmund. 
K. Bungenstock, Essen-Ruhr, Orabenstr. 103. 
M. Doeleke, Bochum, Neue Str. a. d. Wrangelstr. 
W. G. Gillhausen, unbekannt verzogen. 
E. Herzstein, (Bayreuth) Mannheim, Mollstr. 8, II, 
bleibt Mitglied des B.-V. Dortmund. 
A. Schlee, Hörde i. W., Wiesenstr. 8. 


B.-V. Dresden. 


F. Kleemann, Hamburg 22, Gaswerk Barmbeck. 
O. Meyer, unbekannt verzogen. 


B.-V. Duisburg. 


R. Chur, Regierungsbauführer, Essen-Ruhr, Billroth- 
straße 8. 

H. Pannwitz, Duisburg, Kiefernweg 9. 

K. Schuh, Oberhausen, Essener Str. 84. 


B.-V. Düsseldorf. 


K. Haag, Düsseldorf, Beuthstr, 8, II. 
F. Schulte-Kump, unbekannt verzogen. 


B.-V. Essen (Ruhr). 
J. Halm, Annen i. W., Wüllnerstr. 46a. 
H. Janßen, unbekannt verzogen. 
O. Keppeler, Wilhelmshaven, Viktoriastr. 84, IIT. 
Ph. Lüll, Karlsruhe i. B., Parkstr. 5, L 
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Hilfskasse des Verbandes — Todesanzeigen 


B.-V. Frankfurt a. M. 


‚Th. Haggenmiiller, Aachen, Kgl. Techn. Hochschule, 


Lehrstuhl Professor Dr. Rötscher. 
L. Müller, Kiel, Niemannsweg 10, bleibt Mitglied des 
B.-V. Frankfurt a. M. 


B.-V. Hamburg-Altona. 


B. Fritsch, Hamburg 13, Bornstr. 16. 

A. Goetze, Bernburg (Anhalt), Leipziger Str. 6. 

G. Koschmider, Hamburg 5, Holzdamm 39, II. 
A. Motschmann, (Altona) unbekannt verzogen. 

F. Ries, Cöln, Johannisstr. 37, II. 

L. Weiß, Hamburg, Blücherstr. 5. 


B.-V. Hannover. 


R. Stein, Hannover, Münzstr. 2, II. 
W. v. Westernhagen, Berlin NW.6, Luisenstr. 35. 


B.-V. Kiel. 


W. Schützel, Dresden, Ministerium. 
C. Spetzler, Rüstringen, Bülowstr 4. 
R. Wittmer, Köpenick, Kgl. Wasserbauamt. 


B.-V. Königsberg i. Pr. 
F. W. Rusche, Königsberg i. Pr., Haydnstr. 6. 


B.-V. Leipzig. 

G. Kennel, Mannheim, Otto-Beck-Str. 10. 
P. Reuter, Biebrich, Wiesbadener Allee 54. 
B.-V. Magdeburg. 

H. Brandt, Magdeburg, Bismarckstr. 17. 


B.-V. Mainz-Wiesbaden. 


F. Dischinger, Biebrich a. Rh., p. Adr. Dyckerhoff 
& Widmann A.-G. 
E. Läufer, Mainz-Kastel, Mainzer Str. 38, H. 


B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
W. Bleistein, Heidelberg, Uferstr. 28. 


B.-V. München. 
A. Sturm, München, Hermann-Schmidstr. 3, IT 1. 


B.-V. Minster i. W. 
Fr. Uhl, Cöthen (Anhalt), Schützenstr. 12, I. 


B.-V. Nürnberg. 
F. Köhler, unbekannt verzogen. 


B.-V. Oberschlesien. 
A. Berger, Bismarckhütte O.-S., Königshütter Str. 9. 


B.-V. Saarbrücken. 
E. L. Bach, Essen-Ruhr, p. Adr. Fa Fried. Krupp A.-G., 
Verw.-Geb. II, 
H. Ophüls, Willich b. Crefeld. 


Briefträger oder die zuständige Bestell- Postanstalt. 


B.-V. Stettin e 


Dtpl.cGng. H. Horstmann, (Stargard) unbekannt verz cen. 
P. Kieckebusch, Rostock i. Mecklbg., Bismarck- 
straße 14, IT. 


n o 


B.-V. Zwickau i. Sa. 
Dipl. 3ng. Fr. W. Flaskämper, (Schwarza) Zwickau i. Sa. 


Unbekannt verzogen gewesen: 
Dipl. Jng. E. Dransfeld, Johannisthal, Parkstr. 20, 1. 
V. Keil, Saarbrücken, 2, Sofienstr. 10a. 
H. Locher, Stuttgart, Dannecker Str. 35. 


Dr.» Xing. 


Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 


B.-V. Leipzig _ . ........ Mk. 50,— 
B.-V. Oberschlesien (Sammlung vom 28.1.) „ 21,12 
Dipl.-Ing. Ernst Wallich, Tokio . . » 10,— 


Wir bitten diejenigen Herren Kollegen, welche die 
von ihnen gezeichneten Zuwendungen noch nicht 
gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmöglichste Einsendung der betreffenden Be- 
träge. 

Das Kuratorium 


i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Todesanzeigen. 


Der Verband Deutscher Diplom-Ingenicure 
beklagt den Tod folgender Mitglieder: 
Lipl.- jug. Reinhold Nagel, Förderstedt (Staßfurt), 
verstorben am. 16. August 1913; 


Tipl.-3ng. Erich Haake, Posen O.1, 
verstorben am 16. Dezember 1913 im Städt. 
Krankenhaus zu Posen; 


Tipl-‘ng. Carl Schlemming, 
Betriebsleiter des städt. Gaswerks, Bonn, ver- 
storben am’ 2. Februar 1914. 


Beim Ausbleiben oder bei verspäteter Lieferung einer Nummer wende man sich stets an den 


Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht 


in angemessener Frist erfolgen, schreibe mau unter Angabe der bereits unternommenen Schritte an 
den Verlag unserer Zeitung. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 
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Zur Titelfrage. 


Von Dr.-Xng. H. Bock, Hamburg. 


Oft genug schon hat die Titelfrage in den 
Erörterungen unserer Verbandsgenossen eine 
Rolle gespielt — nicht gerade zum Vergnügen 
derjenigen, die die Abneigung der großen Masse 
gegen derartige „überlebte Aeußerlichkeiten“ 
ausreichend zu kennen meinen. Bei solchen Ge- 
legenheiten konnte man allerlei nicht gerade 
Schmeichelhaftes über die ,,Diplinge‘‘ zu hören 
bekommen, und der, der die Anrede „Herr 
Ingenieur‘ gereizt mit „Bitte, Diplom - Inge- 
nieur‘‘ pariert, ist bereits eine Witzblattfigur. 
Man könne, so hieß es, unmöglich mit einem 
Verbande sympathisieren, bei dem die Frage, 
ob der Titel vor oder hinter den Namen zu 
setzen sei, ein Kardinalproblem bilde. Mehr als 
ein Austritt aus dem Verbande war die Folge 
solcher Streitereien. 

Dessenungeachtet wage ich zu behaupten, 
daß der Titelfrage eine größere Bedeutung inne- 
wohnt, als man gemeinhin glaubt. Jene Aus- 
tritte waren zum mindestens übereilt, ganz ab- 
geschen davon, daß man nicht gleich die Flinte 
ins Korn werfen und einer Sache den Rücken 
kehren soll, wenn sie einen unsympathischen 
Zug aufweist. Auch im Verkehr mit dem lieben 
Nächsten nimmt man mancherlei stillschweigend 
hin, teils aus Prinzip, teils um anderer Vorzüge 
willen. Hier zeigt sich wieder einmal deutlich, 
wie fremd der Durchschnittsingenieur allen 
Fragen gegenübersteht, die das persönliche Ge- 
biet betreffen, und wie schwer er sich zu einer 


objektiven Wertung gegebener psychologischer 
Verhältnisse aufzuschwingen vermag. 

Will man ein so ungemein persönliches Pro- 
blem wie das der Titelfrage objektiv ein- 
schätzen und beurteilen, so darf man nicht von 
irgendwelchen doktrinären Prinzipien oder von 
eigenen Anschauungen ausgehen, sondern man 
hat die ganze Wucht der realen Tatsachen auf 
sich wirken zu lassen; man darf nicht aus dem 
Auge verlieren, daß jeder Mensch ein Kind 
seiner besonderen Verhältnisse, das Endprodukt 
seiner Anlage, Umwelt und seiner Jugendein- 
drücke ist. Herkunft und Tradition, Gefühl und 
Geschmack sind die imponderablen, Ansehen 
und Fortkommen die äußeren Faktoren, die das 
Verhalten des einzelnen diktieren. 

Aber auch allgemein menschliche Eigen- 
schaften spielen hinein, denn jeder Beruf oder 
Stand hat gewisse Ziele, die er erstrebt, einen 
bestimmten Maßstab, nach dem er seine Erfolge 
einschätzt. Erst durch die Differenzierung der 
Lebenslage ergeben sich die Unterschiede in 
jenen Zielen und Wertbegriffen und damit das 
gegenseitige Mißverstehen. So gilt dem Poli- 
tiker die Größe seines Einflusses, dem Kauf- 
mann das erworbene Vermögen und die Weite 
seiner Beziehungen, dem Gelehrten der Umfang 
und die Tiefe seiner Erkenntnis, dem Beamten 
die Höhe der erklommenen Stellung, dem Sol- 
daten der persönliche Schneid, dem Arbeiter 
seine Kraft und Geschicklichkeit als Kennzeichen 
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seiner Tüchtigkeit. Auf welche Weise sie der 
Allgemeinheit zur Kenntnis gebracht wird, ist 
gleichgültig, jedoch das Bewußtsein, daß diese 
Kenntnis besteht, befriedigt alle. 

So verschieden wie jene Ziele sind auch die 
Mittel, die die Erfolge zu publizieren haben; aber 
dem, der die Eigenart der Ziele berücksichtigt, 
sind sie ausnahmslos verständlich. Der Titel des 
Geheimrats, der Verdienstorden des Offiziers, der 
kostbare Fingerring des Bankiers, das abgeklärte 
und abgekehrte Gebahren des Gelehrten oder 
das robuste des Arbeiters, sie dienen alle dem- 
selben für gewöhnlich unbewußten Zweck, der 
Persönlichkeit ein bestimmtes Etikett aufzu- 
drücken, so heterogen und disparat diese Be- 
griffe auch auf den ersten Blick erscheinen 
mögen. Gäbe es nur wahrhaft philosophische 
Naturen, so würden die Differenzen durch die 
Kraft der Einsicht leicht überbrückt werden, 
und jeder würde allezeit bedenken, daß es ein 
Lustgefühl ausmacht, wenn der Wert der Per- 
sönlichkeit der Umwelt bewußt wird, und sei er 
auch noch so bescheiden. Lächerlich wird die 
Sache erst dann, wenn jener Wert de facto gar 
nicht vorhanden ist, oder aber wenn man durch 
kleinliches Beobachten der Form den Titel oder 
allgemeiner den Beruf zu einem integrierenden 
Ornament der Persönlichkeit auszugestalten sich 
befleiBigt. Solchen bonzenhaften Gebahrens 
wegen jeden Berufs- oder Titelstolz (was in 
vielen Fällen etwa dasselbe besagt) verdammen, 
hieße das Kind mit dem Bade ausschütten. 
Eigenstolz bedeutet noch lange kein Werturteil 
und noch lange kein Herabsehen auf andere; der 
wahrhaft Gebildete wird sich vielmehr stets 
der: Grenzen seines Wertes bewußt bleiben. 
Jedweder äußeren Abstempelung kann schließ- 
lich bloß der ohne Unbequemlichkeit entraten, 
der so hoch steht, daß niemand über ihn im 
Zweifel sein kann. Wie ja auch in der wissen- 
schaftlichen Literatur die Großen immer nur mit 
„Herr“ bezeichnet zu werden pflegen. 

Somit ist es weder verwunderlich noch auch 
zu verdammen, wenn jemand, der den relativ 
kleinen Erfolg eines akademischen Grades er- 
arbeitet hat, dies auch bescheiden zur Schau 
zu tragen sucht. Relativ gering gegenüber den 
großen Leistungen, aber immerhin nicht ganz 
einfach, wie die große Zahl der Unterlegenen 
bezeugt. Auch wird wohl niemand bestreiten 
wollen, daß es keinen Königsweg zur Maturität 
gibt, die nun einmal mit vollem Recht eine 
conditio sine qua non bedeutet. — Uebrigens 
findet sich auch bisweilen der umgekehrte 
Typus, der aus purer Angst, bei der ungebil- 
deten Masse anzustoßen, sich gar nicht genug 
darin tun kann, jede Differenzierung seiner 
Persönlichkeit gegenüber den andern wegzu- 
wischen. Das bedeutet eine miBverstandene 
demokratische Doktrin üblen Beigeschmacks, 
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einen feigen Byzantinismus nach unten, vor dem 
im Interesse des Standes ebenso gewarnt wer- 
den muß, wie vor dem Bildungsprotzentum. 
Hier liegt wohl meistens ein Erziehungsfehler 
vor, der, wenn er ruchbar wird, den Weg nach 
oben ohne weiteres abschneidet. Liebedienerei 
ist immer vom Uebel, aber der Masse gegenüber 
sicher noch mehr als im umgekehrten Sinne. 

Wenn nun der Kampf um den Titel, oder 
allgemeiner gesagt, um die persönliche Geltung 
speziell bei den Diplom-Ingenieuren gelegentlich 
lächerliche Formen annimmt, so hat das natürlich 
seinen besonderen Grund. Man darf nicht über- 
sehen, daß sich der Ingenieurstand in verhältnis- 
mäßig kurzer Zeit aus niederen Berufen und 
sozial tiefer stehenden Schichten heraus empor- 
entwickelt hat; daß weiterhin noch heute 
zwischen gebildeten und ungebildeten Inge- 
nieuren vielfach nicht genügend unterschieden 
wird. Mag diese Verschiedenheit vom Stand- 
punkte des reinen Fachmannes aus auch an 
vielen Stellen nichts besagen, um so übler macht 
sie sich im persönlichen und gesellschaftlichen 
Verkehr bemerkbar. Hier fehlt eben das von 
staatlicher Gewalt gehandhabte Sieb, das bei 
Aerzten, Rechtsanwälten und ähnlichen Gruppen 
so wohltuend wirkt. Daß es jemals besser wer- 
den könnte, ist nicht abzusehen, denn die Indu- 
strie braucht nun einmal eine Unmenge von 
Unteroffiziermaterial und nimmt bei der Schärfe 
des Konkurrenzkampfes notgedrungen ihre 
Arbeitskräfte überall da, wo sie sie bekommen 
kann, und zwar fast ausschließlich nach dem 
Gesichtspunkte der nackten fachmännischen 
Tüchtigkeit, die als rein realistische Eigenschaft 
durchaus keine Persönlichkeitswerte zu invol- 
vieren braucht. 

Nun versuche man sich einmal im das 
Gefühlsleben eines junger Mannes zu ver- 
setzen, der aus Kreisen stammt, in denen auf 
alles Gewicht gelegt wird, was unter dem Be- 
griff Bildung subsumiert werden kann, insbeson- 
dere auf eine gewisse persönliche und sprach- 
liche Abgeschliffenheit! Meist wird er ja erst 
nach vollendetem Studium Gelegenheit haben, 
die wahre Natur der Mehrzahl seiner Genossen 
klar zu durchschauen, wenn er den Gepflogen- 
heiten der Industrie entsprechend von der Pike 
auf zu dienen beginnt. Das Gefühl, zunächst 
einmal sozial herabgestiegen zu sein, 
wird ihn nicht loslassen. Ja, wenn er die be- 
stimmte Garantie hatte, eines Tages weiter zu 
kommen, wie etwa der Fahnenjunker, aber das 
geht bei der Eigenart der technischen Betriebe 
leider nicht an! Da gilt es nun in den sauren 
Apfel zu beißen und mit den Anschauungen 
früherer Zeiten zu brechen, denn mit dem 
Wölfen muß man heulen. Ohne tiefe Ver- 
bitterung und das Gefühl einer verfehlten Speku- 
lation geht das aber natürlich nicht ab. 
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Schlimmer noch ist Folgendes. Von allen 
Seiten mit dem typischen Mißtrauen des Minder- 
gebildeten und gesellschaftlich tiefer Stehenden 
betrachtet, wird der Anfänger ausschließlich 
nach seiner Facharbeit beurteilt, ohne jede 
Rücksicht auf sonstige Eigenschaften. Und in 
dem fachlichen Können steht er zunächst natur- 
gemäß hinter dem ‚reinen‘ Praktiker zurück, 
dessen Horizont durch keine höheren Gesichts- 
punkte „getrübt‘ ist. Die Folge ist eine kon- 
stante und verletzende Minderein- 
schätzung, der nicht immer die ausglei- 
chende Mehrbewertung durch einen gerechten 
und gebildeten Vorgesetzten als Acquivalent 
gegenübersteht. Der Mindergebildete vermag 
das alles natürlich durchaus nicht einzusehen, 
denn eben vermöge seines Defektes erkennt 
er nicht, daß die Reihe der Lebenswerte noch 
höher hinauf geht. Das ist ein böser und 
unüberwindlicher circulus vitiosus, 
ein Stück sozialer Frage im Kleinen. Man wird 
einwenden, es sei schon viel besser geworden; 
gewiß, aber ohne Zweifel nur durch den Einfluß 
der höher stehenden Techniker, gegen die sich 
ja gerade der ganze Feldzug der Mindergebil- 
deten richtet. Diesen Besserungsprozeß nach 
Kräften zu unterstützen ist ebenfalls eine der 
Aufgaben unseres Verbandes. 


Was Wunder, wenn aus solchen Verhältnissen 
das Bedürfnis sich abzusondern hervorwächst, 
ein Bedürfnis, dem man am besten dadurch ge- 
recht wird, daß man Gruppen bildet und ihnen 
einen äußeren Stempel aufdrückt! Damit ist man 
also glücklich bei dem angelangt, was der ge- 
wöhnliche Sterbliche als Titelsucht bezeichnet 
und — verabscheut. Wer ist aber im Grunde 
daran schuld? Doch nicht der Mann aus gebil- 
detem Kreise, sondern die Eigenschaften seiner 
Umgebung. Geiflissentlich herabzusteigen kann 
man niemandem ernsthaft zumuten. 


Wie steht es nun gar um die, welche die 
in der Technik geschätzten und erforderlichen 
Eigenschaften nicht besitzen und infolgedessen 
zeitlebens unten stecken bleiben, sonst aber 
vielleicht vortreftliche und geistvolle Leute 
sind? Häufig werden das gerade diejenigen sein, 
die aus philosophisch gebildeten Kreisen stam- 
mend sich der harten Eigenart der technischen 
Anforderungen nicht anzupassen vermögen. Aus 
ihnen vornehmlich rekrutieren sich die, in deren 
Händen der Widerstand gegen die Unbill mit 
steigender Verbitterung die subalterne Form an- 
nimmt, von der zu Anfang die Rede war. Schön 
ist sie ja nicht, aber alles verstehen heißt 
alles verzeihen. 


Steigt der Diplom-Ingenieur aber in höhere, 
in leitende Stellungen auf, so tritt ihm in der 
Industrie nicht selten eine andere Schwierigkeit 
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entgegen, die zwar nicht direkt hierher gehort,. 
aber trotzdem der Erwähnung wert ist. Kurz 
gesagt, er begegnet einem plutokratischen Ge- 
bahren, das dem deutschen Spartanersinn, der 
Tradition des hochgebildeten Mittelstandes nur 
wenig entspricht und ihn ebenfalls abstoßen 
muß, denn auch diese Erscheinung beruht zum 
Teil auf geistiger Armseligkeit, auf einem 
Mangel an Innenleben. Man kann sich sehr wohl 
auf der Höhe der geistigen Kultur halten, ohne 
dem Amerikanismus des zu schnell und zu be- 
quem reich gewordenen neuen Deutschland 
Weihrauch zu streuen. Demgegenüber ist drin- 
gend zu wünschen, daß die Berufsauffassung der 
akademischen Techniker altem deutschen Brauche 
treu bleibe; hüten wir uns also, Aehnliches in 
unseren Reihen einreißen zu lassen. 


Nun möchte ich noch einen ganz realen 
Punkt berühren. Wir leben in der wirklichen 
Welt mit allen ihren Schwächen und Irrtümern; 
nicht die reine Vernunft, sondern der „homo 
sapiens‘‘ sitzt in ihr zu Gericht. Auf ihn hat 
man Rucksicht zu nehmen, wofern man auch 
äußerlich fortkommen möchte. Und das ist doch 
wohl das Streben der meisten, insoweit sie sich 
noch nicht ganz auf sich selbst zurückgezogen 
und — ihr Schäflein aufs Trockene gebracht 
haben. Schein gilt aber vor Sein, und Deutsch- 
land speziell ist das Land der Examina und 
Titel; ohne solche gilt man in den Augen viel 
zu vieler als Torso. Will man also nicht bloß 
wissenschaftlich und fachlich, sondern auch sozial 
und gesellschaftlich emporsteigen, so strebe man 
nicht dem Herdeninstinkt entgegen, mache auch 
keine heroischen Besserungsversuche, denn das 
ist doch vergeblich. Man leiste sich vielmehr, 
der Allerweltsmeinung entsprechend, ruhig ein 
an geeigneter Stelle zur Schau getragenes 
Epitheton ornans. Ebenso liegt die Sache, 
wenn der selbständige Fachmann den Titel 
dazu benutzt, „seine Preise zu erhöhen“. Ver- 
denken kann man ihm das nicht, denn die 
andern wollen es ja so haben. Difficile est, 
satiram non scribere. 


Zuguterletzt darf nicht übersehen werden, 
daß der Kampf des Diplom-Ingenieurs um die 
Anerkennung seines Titels in oft wiederkehren- 
den Fällen nichts weiter ist, als das Streben 
nach Gleichberechtigung. Wenn die 
anderen Akademiker in behördlichen Schreiben, 
Erlassen usw. mit ihrem akademischen Grade 
bezeichnet bzw. angeredet werden, warum soll 
er ein gleiches nicht auch für sich beanspruchen ? 
Daraus zu schließen, daß der Diplom-Ingenieur 
besonders titelsüchtig sei, oder auch nur be- 
sonderen Wert auf Aeußerlichkeiten lege, wäre 
vollkommen verfehlt. Wenn sich bei- 
spielsweise eine Universität weigert, den Grad 
des Tipl.= ing. oder TreQug. in ihrem Macht- 
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bereich zur Anwendung zu bringen und erst 
durch ministerielle Verfügung dazu gezwungen 
werden muß, was stellt denn das weiter vor 
als eine Hintansetzung des Grundsatzes „Suum 
cuique“? Aehnliches ließe sich aus anderen 
kommunalen und Staatsverwaltungen berichten. 
Soll der Diplom-Ingenieur etwa ein Messen mit 
derlei ungleichem Maß in ruhiger Ergebenheit 
über sich ergehen lassen? Das wäre zu nichts 
nütze und auch kein Merkmal besonders scharfen 
Ehrgefühls. Sobald er sich aber in bescheidener 
Weise auflehnt, so erhebt sich sowohl unter 
den Berufsgenossen wie auch unter den anderen, 
die doch sicher genau ebenso handeln würden, 
das bekannte Gezeter über die Titelsucht. Das 
Unlogische solchen Verhaltens liegt dermaßen 
offen zutage, daß es sich nicht verlohnt, weiter 
darauf einzugehen. Zudem spricht der Erfolg 
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für die praktische Richtigkeit des Weges, den 
wir gehen, und das ist das Wesentlichste. 

Daß man außerdem gewillt ist, nicht nur zu 
beanspruchen, sondern auch zu bessern, zeigt 
das beständig von allen Seiten und unter allen 
möglichen Gesichtswinkeln angeschnittene Pro- 
blem der Hochschulreform. Wenn dies etwa als 
das Gefühl der eigenen Schwäche ausgelegt 
werden sollte, so braucht man nur darauf hin- 
zuweisen, was in der juristischen Fakultät, die 
doch sicher sozial und gesellschaftlich an der 
Spitze marschiert, an Anklagen gegen die Uni- 
versitätsausbildung und an Verbesserungsvor- 
schlägen geleistet wird. Die Verbindung des 
Hochstrebens in sozialer sowohl wie in geistiger 
Hinsicht stellt also weder ein novum dar, noch 
enthält sie überhaupt einen Widerspruch in sich, 
sondern ist einfach selbstverständlich. 


industriellen Erschließung 


der Kommunen. 
Ausgeführt an dem Beispiele der Stadt Altona. 
Von Stadtbauinspektor Kalbfus, Altona. 


Die verschärften Wettbewerbsverhältnisse des 
modernen Wirtschaftslebens geben heute den 
mehr oder weniger bequemen An- und Abfuhr- 
möglichkeiten der Rohstoffe und der Erzeug- 
nisse einer Fabrik immer wesentlichere Bedeu- 
tung für die Kalkulation, und es ist deshalb 
nicht verwunderlich, wenn die Nachfrage nach 
Fabrik- und Lagerplätzen sich in erster Linie 
nach allen am schiffbaren Wasser oder an 
Bahnen gelegenen Flächen ständig steigert, oder, 
da diesen Forderungen im allgemeinen nicht 
im verlangten Umfange Rechnung getragen wer- 
den kann, wenn auf Mittel und Wege gesonnen 
wird, abgelegene Gebiete künstlich mit Gleis- 
und Wasseranschluß zu verschen. Auch für die 
modernen Stadtverwaltungen hat diese Entwick- 
lung allerlei Interesse, nicht zum wenigsten rein 
technischer Art. Denn wieder muß die Tech- 
nik im weitesten Sinne des Wortes durch Be- 
bauungspläne im großen und bauliche Anlagen 
im einzelnen Hilfe leisten. 

Neben dem Ausbau von Wasserläufen, ab- 
zweigenden Kanälen und allerdings selten nur 


dem Ortsverkehr gewidmeten Hafenanlagen 
einerseits und dem unmittelbaren oder mittel- 
baren GleisanschluB anderseits dürften hier 


auch alle anderen Behelfe zur Erleichterung 
des Schwer- und Massentransportes, von der 
Verbesserung des Straßenpflasters bis zur 
Bereitstellung von Zwischentransportmitteln 
maschineller Art (z.B. Aufzüge, Seilbahnen), 


Erwähnung finden. Orte, ja selbst größere Ge- 
biete, wo alle diese Hilfsmittel dem allgemeinen 
Verkehr im Gegensatz zum Einzelunternehmen 
zur Verfügung stehen, wird es wohl schwerlich 
geben; denn abgesehen davon, daß man die 
planmäßige, einheitliche Behandlung der Auf- 
gabe, den Industrieverkehr zu erleichtern, als 
erst im letzten Jahrzehnt in den Vordergrund 
tretend bezeichnen darf, liegen ja schon in der 
Wirtschaftlichkeit und in den Betriebsmöglich- 
keiten vereinheitlichende Momente vor, mögen 
auch sonst in den einzelnen Stadtteilen recht 
verschiedenartige Vorbedingungen gegeben sein. 
Immerhin liegen gerade hier in den betrieb- 
lichen Konsequenzen auf der einen und in der 
topographischen Beschaffenheit auf der anderen 
Seite die größten Schwierigkeiten. So setzt in 
Sonderheit der Wasseranschluß flachere Gegend 
voraus, während der in dieser Beziehung an- 
passungsfähigere Eisenbahnbau vornehmlich in 
bereits bebauten Gebieten der Kurven- und 
Weichenentwicklung wegen häufig Hindernisse 
findet, welche wenigstens der unmittelbaren 
Lösung unüberwindliche Schranken setzen. 

So interessant es nun ist, diesem Sonder- 
gebiete des neuzeitlichen Verkehrswesens im 
allgemeinen, auf keine bestimmte Oertlichkeit 
bezug nehmenden Ausführungen weiter nach- 
zugehen, so interessant ist es auch, einmal von 
rein kommunalen Gesichtspunkten zu prüfen, 
was derartiges diese oder jene Stadt unter- 
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nommen hat. So soll hier darzustellen bzw. 
anzudeuten versucht werden, was in Altona der 
Förderung des Industrieverkehrs dient und für 
die allernächste Zeit geplant ist. An Hand des 
abgebildeten, den wesentlichsten Teil Altonas 
umfassenden Stadtplanes (Abb. 1) sei zunächst 
das zur Beurteilung dieser Ausführungen 


Wesentliche kurz aufgezählt. Städtebaulich wird 
von Altona 
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Abb. 1. 


Ottensen sowie einigen Vororten entstandene 
Stadt durch die Staatsbahnen in empfindlichster 
Weise in 4 Teile zerschnitten, ein Nachteil, der 
keineswegs überall durch entsprechende Höhen- 
lage der Bahnen ausgeglichen ist. Denn während 
die Verbindungsbahn nach Hamburg hoch liegt, 
befinden sich die Kieler und Blankeneser 
Strecke nur zum Teil im Auftrag, teilweise aber 
auch im Niveau und sogar im Einschnitt, also 
teils für Anschlüsse unerreichbar, teils zu 
Straßenunterführungen mit meist ausgedehnten 
Abgrabungen der benachbarten Wege und Bau- 
blöcke zwingend. Wie dem städtischen Verkehr 


Gebiet für künstliche Wasserstraßen ist, 


feindlich sich ferner der große Komplex des 
Personenhaupt- und Güterbahnhofes selbst noch 
heute, wo die Stelle des früheren Empfangs- 
gebäudes das Rathaus einnimmt, in die Stadt 
einschiebt, lehrt schon der erste Blick auf die 
Karte. Aber auch topographisch weist Altona 
eigentümliche Verhältnisse auf. Im Süden an 
der Elbe steht dem Hafen Hinterland von im 
Mittel nur etwa 86 m Tiefe zur Verfügung, 
dann steigt das Gelände recht steil zur Pal- 
maille und Flottbeker Chaussee (beispielsweise 
an der Kaistraße um rund 27 m) an, um weiter 
nach Norden zu zunächst mäßig abzufallen und 
dann erneut zunehmend zu steigen, bis sich im 
Nordwesten ein Höhenzug mit rund 51 m 
Höchsterhebung von Westen nach Osten bis an 
die Altona-Kieler Bahn vorschiebt, wo er im 
Windeberg seine charakteristische Bildung zeigt. 

Daß Altona unter solchen Umständen kein 
liegt 
klar. Soweit aber die Oertlichkeit es ge- 
stattete, hat natürlich auch diese Stadt den 
Vorteil ihrer Lage an der wichtigsten deutschen 
Strommündung ausgenutzt, wie schon jetzt die 
von der Hamburger Grenze bis zur Neumühlener 
Landungsbrücke reichenden Hafenanlagen be- 
weisen. Weil diese Anlagen erklärlicherweise 
aber nicht so sehr dem Lokalverkehr als dem 
genannten deutschen und dem internationalen 
Verkehr dienen, ist ihre Einbeziehung in diese 
Abhandlung auch nur in solchem Umfange be- 
rechtigt, als zur Skizzierung der Verhältnisse 
des Altonaer Massengüterverkehrs nötig ist. Am 
augenfälligsten ist der riesige Handel in frischen 
Fischen, der nach den statistischen Angaben 1911 
rund 16!/, Millionen Mark‘) betrug, ein Ver- 
kehr, der insofern noch eine große lokale Be- 
deutung besitzt, als ansehnliche Mengen dieses 
Nahrungsmittels am Orte in Fischbratereien und 
-räuchereien zu Dauerware verarbeitet werden. 
Diesem Verkehr sind allein 3 Gebäude bestimmt, 
die Fischauktions-, Pack- sowie Versandhalle, 
von der die Weiterbeförderung nach der Eilgut- 
abfertigung ein eigenes städtisches Automobil 
besorgt. Außer dem städtischen Lastauto steht 
dem Fischmarkt aber auch die städtische Hafen- 
bahn zu Gebote, so daß selbst die Möglichkeit 
waggonmäßiger Packung unmittelbar an der 
Einkaufsstelle offen steht. 

Die städtische Hafenbahn ist an den von 
der Staatsbahnverwaltung bedienten Hafenbahn- 
hof angeschlossen, von dem aus, den topo- 
graphischen Verhältnissen entsprechend, eine 
größtenteils im Tunnel gelegene Verbindung 
nach dem Güterbahnhofe führt. Die Bahn, 
welche alle östlich der Kaistraße befindlichen 
Betriebe, insbesondere die großen Privatspeicher 


4) Im einzelnen betrug die Gesamteinfuhr 1911 zur Auktion 
4017438 (1912: 4477888), zum freihändigen Verkauf 1076642, und 
zur direkten Auslieferung an Altonaer Firmen 11399301 M. 
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am Seeschiffhafen, bis zu den schon erwähnten 
Anlagen des Fischereihafens und -marktes be- 
dienen kann, wurde 1894 im Zusammenhange 
mit einer Regulierung der großen Elbstraße als 
Teil der Zollanschlußbauten begonnen und ist 
eine meist zweigleisige, normalspurige Anlage 
mit, wenn man so sagen darf, Freiladebetrieb, 
da die Wagen außer an einer Stelle sämtlich 
auf der Straße be- und entladen werden. Um 
hierdurch den übrigen Verkehr der nur 15 m 
breiten Straße möglichst wenig zu beeinflussen, 
wurden die Gleise unter Verzicht auf ein süd- 
liches Trottoir möglichst seitlich der Straßen- 
achse nach der Hafenseite zu verlegt. Vor der 
Fischauktionshalle ist ferner durch Drehscheiben 
Vorsorge getroffen, daß die Waggons bis auf den 
Kai gebracht werden können. Der natürlich 
überall ausgepflasterte Oberbau besteht aus 
Haarmannschen Schwellenschienen mit Schutz- 
schienen zur Bildung der Spurrinne bzw. 
Phönixschienen; im übrigen bietet das Gleis 


nichts Eigenartiges. Die ÜUcbergabe von 
und an die Staatsbahn erfolgt auf der 
westlichen Strecke zwischen Hafenbahnhof 


und Elbberg. Die weitere Beförderung geschah 
zuerst unter direkter städtischer Leitung mittels 
Pferdevorspann eines Unternehmers, dessen Ver- 
gütung mit 2,20 M. für den Wagen berechnet war. 
Hat dieses System zu eigentlichen Unzuträglich- 
keiten auch nicht geführt, so konnte, da der 
Betrieb verhältnismäßig schwerfällig war, die 
Einführung maschineller Zugkraft doch nicht 
ausbleiben; dies geschah durch Beschaffung 
zweier feuerlosen Lokomotiven von Borsig, 
nachdem zuvor ein einjähriger Probebetrieb mit 
dieser Maschinengattung befriedigt hatte. Vor 
allem das ruhige Arbeiten und die leichte, ge- 
fahrlose Bedienung dieser Maschinenart läßt sie, 
sonst passende Verhältnisse vorausgesetzt, ge- 
rade für den Verkehr in öffentlicher Straße 
wohl geeignet erscheinen; leider war aber, da 
eine eigene Dampferzeugungsanlage sich nicht 
empfahl, die Füllung der Maschinen durch 
Dampfentnahme von der Altonaer Kai- und 
Lagerhausgesellschaft kostspielig und öfters mit 
Schwierigkeiten verknüpft, wenn die Licferantin 
entweder ihre Kessel selbst voll ausnützen 
mußte oder allein der Hafenbahn wegen nicht 
Kessel über den eigenen Bedarf hinaus unter 
Feuer halten wollte. Als die Kai- und Lager- 
hausgesellschaft aber gar zur Elektrisierung 
ihres Betriebes überging, mußte, da die alten 
Gründe gegen eine eigene Dampferzeugungs- 
anlage unvcrändert bestanden, auch die Hafen- 
bahn der natürlich schon früher erörterten Be- 
nutzung elektrischer Energie wieder nähcrtreten. 
Zugleich trat die ganze Maschinenfrage der 
Bahn in ein ganz neues, interessantes Stadium 
durch ein Angebot der Wurzener Gesellschaft 
für gleislose Bahnbetriebe, welche inzwischen 


die noch zu behandelnde Hafenschleppbahn ge- 
baut hatte, den Transport der Wagen fir je 
2,20 M. mit gleislosen Maschinen übernehmen zu 
wollen. Am 1. Oktober 1912 begann denn ein 
neues Probejahr, dessen bisherige Erfahrungen 
betreffend die Verwendung elektrischen Stromes 
einwandfreie sind. Nicht ohne Wandlungen 
blieben aber die Maschinen, deren Bremsfähig- 
keit außerhalb des Gleises sich bei dem im 
hiesigen Klima und unter dem Einfluß des 
Hafenverkehrs oft feuchten Pflaster ungenügend 
erwies; auch Schleudern und gelegentliches Quer- 
stellen der Zugwagen bewiesen, daß wenigstens 
für die Verhältnisse der Altonaer Hafenbahn 
Spurmaschinen vorzuziehen sind. Zwar wurde 
dann noch der Versuch gemacht, nur die durch- 
laufenden Züge durch eine im Gleis geführte 
Maschine zu befördern, die Wagenverteilung im 
einzelnen aber auch weiter der gleislosen Loko- 
motive vorzubehalten; dieser Versuch gelang 
aber ebenfalls nicht im gewünschten Maße, wes- 
halb nun alle Zugmittel mit Spurrädern versehen 
sind. Das System der Maschinen ist im übrigen 
sonst aber bisher unverändert geblieben, ins- 
besondere ist die elektromagnetische Schienen- 
bremsung beibehalten, was bei dem lebhaften 
Verkehr der Straße an Fußgängern, Fuhrwerken 
und Zügen der Hafenbahn selber zur Vermei- 
dung von Unglücksfällen außerordentlich er- 
wünscht ist, solange die Maschinen nicht, wie 
sich als notwendig erwiesen hat, schwerer ge- 
wählt werden. Die Betricbsfirma will deshalb 
eine der feuerlosen Maschinen mit Motoren ver- 
sehen und, soweit ihr Gewicht dann nicht schon 
ausreichen sollte, deren Kessel als Ballastraum 
verwenden. In welchem Maße die Beanspruchung 
der Bahn gestiegen ist, veranschaulichen außer 


der Frequenzkurve, Abb. 2, folgende Zahlen 
der jährlich beförderten beladenen Wagen: 
1900/01 6106, 1910/11 10961, 1911/12 15248. 


Die Transportgebühr beträgt ohne Rücksicht 
auf das Ladegewicht 5 M für den Waggon. 
Der chronologischen Entwicklung folgend, 
wäre nun erst die andere städtische Bahnanlage, 
die Industriebahn, zu besprechen, in Rücksicht 
auf ihren engen Zusammenhang mit dem Hafen 
seien aber zuvor zwei Unternehmen jüngeren 
Datums genannt, von denen das eine, der Auto- 
mobilverkehr zwischen Fischmarkt und Eilgut- 
abfertigung, bereits erwähnt war. Als 1910/11 
die Fischmarktanlagen durch Abbruch der soge- 
nannten Kartoffel- und Gemüsehalle und durch 
Neubau der Pack- und der Versandhalle zeit- 
gemäß gestaltet wurden, stellte nämlich die 
Marktverwaltung ein Lastautomobil ein, dem 
die Beförderung der in der Versandhalle auf- 
gegebenen Eilgüter nach den Güterbahnhöfen 
in Altona und Hamburg obliegt. Wie sehr diese 
Maßnahme geeignet ist, gerade dem Verkehr 
in frischen Fischen zu dienen, bedarf keiner 
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Betonung. Technische Besonderheiten bietet die 
Art dieses Lastautos nicht. 


Eine ganz andere Form von Kraftwagen da- 
gegen läuft seit Anfang 1912 auf der beim Rat- 
haus endenden Kaistraße und dem Elbberg, näm- 
lich Zugwagen einer gleislosen Bahn mit zwei- 
poliger elektrischer Oberleitung, deren Ma- 
schinen ausschließlich dem Vorspann für die 
auf diesen bis zu rd. 1:18 steilen Straßen be- 
wirkten Transporte bestimmt sind. Der lebhafte 
Fuhrverkehr zwischen Hafen und Stadt hat auf 
diese Weise eine wesentliche Erleichterung er- 


+ 805. + 1308, 
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hinaufgeschleppt. Aus den Tarifen sei nur die 
eine Angabe entnommen, daß zweispännige 
Wagen von ca. 5000 kg Ladung 1 M. Schlepp- 
gebühr entrichten, einen Betrag, der sowohl 
bezüglich des Betriebsaufwandes der Bahn als 
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fahren, nachdem Entwürfe für einen Vertikal- 
oder einen Schrägaufzug sowie für verbesserte 


StraBentrassierung schon der Kosten wegen 
keine Hoffnung auf Verwirklichung haben 
konnten. Im Hinblick auf eine bereits früher 


veröffentlichte Beschreibung ?) dieses bisher ein- 
zigartigen Hilfsmittels des Bergtransportes ge- 
nügt die Bemerkung, daß die Gespanne der Last- 
wagen durch den Zugwagen, der Straßensteigung 
und dem Ladegewicht entsprechend, nur soweit 
entlastet werden sollen, daß die Zugtiere vor 
Ueberanstrengung bewahrt bleiben. Schon im 
ersten Betriebsjahre, dem Kalenderjahr 1912, 
wurden insgesamt 22596 Zwei- und Mehrspänner, 
1915 Einspänner und 1527 Handwagen den Berg 
2) Die Altonaer Hafenschleppbahn; Wasser- und Wegebau- 
Zeitschrift 1913, Nr. 8. 


auch der Vorteile fiir die Fuhrwerksbesitzer als 
bescheiden bezeichnet werden kann. Daß das 
Unternehmen dabei nicht von der Stadt selbst, 
sondern von der Gesellschaft für gleislose Bahn- 
betriebe, Max Schiemann u. Co. in Wurzen 
betrieben wird, tut seiner Bedeutung für Altona 
keinen Abbruch, zumal weitgehende Aufsichts- 
rechte der Stadt ihm trotz berechtigter Er- 
werbstendenz gemeinnützigen Charakter be- 
wahren. 


Dem naheliegenden Wunsche, diese bisher 
von so gutem Erfolge begleiteten Bestrebungen 
zur Verkehrserleichterung nach und vom Hafen 
noch weiter zu entwickeln und gewissermaßen 
durch Heranführung einer weiteren städtischen 
Bahn, der Industriebahn, zu krönen, stehen nun 
leider zu viele Gründe entgegen. Denn außer 


122 Stadtbauinspektor Kalbfus, Technische Hilfsmittel zur industriellen Erschließung der Kommunen 


den Schwierigkeiten der Ueberwindung des EIb- 
rückens durch eine nicht im Tunnel geführte 
Trasse kann die sonst nötige Niveau-Kreuzung 
zahlreicher Verkehrsstraßen durch Eisenbahn- 
züge nicht gestattet werden. So muß gerade 
der industriereichste Teil der Stadt, Ottensen, 
für Eisenbahnladungen nach dem Hafen die Ver- 
mittlung der Staatsbahn in Anspruch nehmen; 
dem aber so große Bedeutung, wie man zunächst 
geneigt ist, beizumessen, ist nicht nötig, denn 
nach Beobachtungen bei der Industriebahn ist 
Waggonverkehr zwischen den Ottenser Fabriken 
und dem Hafen nur selten und würde die Kosten 
für eine solche Erweiterung der Industriebahn 
aller Voraussicht nie rechtfertigen. Ehe nun 
diese Industriebahn, eines der wichtigsten Unter- 
nehmungen Altonas, des näheren behandelt wird, 
rechtiertigen sich zunächst wieder einige Bemer- 
kungen allgemeiner Art. 

In der historischen Entwicklung liegt es be- 
gründet, daß gerade Ottensen, das ist im großen 
und ganzen der westlich längst der Altona- 
Kieler Bahn gelegene Stadtteil, das Hauptindu- 
stricgebiet der Stadt geworden ist. Denn als 
neben Hamburg und Wandsbek auch Alt-Altona 
durch die Zollgrenze noch zum halben Ausland 
gewandelt waren, waren in Ottensen als dem 
der Zollschranke nächstgelegenen Gemeinwesen 
des Zollinlandes mancherlei Gründe einer auf- 
strebenden Industrie günstig. Aber nicht allein 
die politischen Verhältnisse waren es, auch 
eisenbahntechnisch war hier allein die Möglich- 
keit direkten Gleisanschlusses ohne weiteres ge- 
geben, sieht man von den einzigen beiden An- 
schlüssen des östlich vom Güterbahnhof ge- 
legenen Gebietes ab, von denen zudem der eine 
rein privater Natur und nur der in der Hauff- 
straße stadtseitig angelegt ist. So zweigen heute 
vom Bahnhof Bahrenfeld ohne die beiden der 
Industriebahn 10 normalspurige Anschlüsse ab, 
für welche im Etatsjahre 1912/13 26393 beladene 
Wagen an- und abgerollt wurden. Nicht 
ohne spezifisches technisches Interesse ist von 
diesen Anschlüssen derjenige der städtischen 
Gasanstalt, indem hier die Geländeverhältnisse 
zusammen mit den betrieblichen Anforderungen 
der Hochlegung der Kohlengleise zum Einbau 
eines Aufzuges für Eisenbahnwagen führten, 
durch welche alle nach den Materiallagerplatzen 
des Gaswerkes bestimmten Wagen vom eigent- 
lichen Anschlußgleis herunterbefördert werden. 

Daß eine weitblickende Stadtverwaltung aber 
noch mehr als die Beteiligung am Ausbau des 
Bahnhofes Bahrenfeld tun mußte, um der Eig- 
nung Ottensens zum Industriegebiet gerecht zu 
werden, liegt auf der Hand. Außer der 1898 in 
Betrieb genommenen Industriebahn ist hierunter 
auch die zweckentsprechende Gestaltung der 
Bauordnung zu rechnen, deren letzte vom 
1. Oktober 1910 vor allem das ganze erst teil- 


weise bebaute Viertel zwischen Bornkampeweg 
und Kieler Bahn sowie nördlich der Blankeneser 
Vorortbahn (in Abb. 1 mit A bezeichnet) da- 
durch vorzugsweise industriellen Anlagen vorbe- 
hielt, daß Wohngebäude daselbst örtlich wie 
bautechnisch nur in beschränkterem Umfange 
zugelassen werden. In welcher Weise ferner das 
von der Bebauung noch unberührte Gebiet nörd- 
lich dieses Industrieviertels und der Friedhöfe 
in gleichem Sinne aufgeschlossen werden soll, 
ist im Stadtplan, Abb. 1, bereits angedeutet 
sowie später noch zu erwähnen. 

Wie der Entwurf von Eisenbahnanlagen durch 
die Vorschriften über Minimalradien der Kurven 
und durch die Ablenkungswinkel der Weichen 
grundlegend beeinflußt wird, ist bekannt; es 
bedarf deshalb keiner weiteren Erörterung, daß 
in erster Linie in bebauten Gebieten normal- 
spurige Anschlüsse nur begrenzte Anwendung 
finden können, und daß zumal der Anschluß vom 
Stammgleis entfernteren Areals so viele Nach- 
teile für den Bebauungsplan zur Folge hätte, 
daß wohl oder übel meist höchstens mittelbarcr 
Gleisanschluß durchführbar ist. Dann sind Schmal- 
spurbahnen am Platzc, auf denen man, um Um- 
ladungen zu vermeiden, die Normalspurwagen 
mit Hilfe von Rollböcken (Trucks) selbst über 
sehr stark gekrümmte Kurven befördern kann, 
freilich nicht, ohne daß die Vorhaltung der 
Rollböcke sowie eigener Maschinen besonders 
bei geringem Wagenbedarf der Gesamtzahl der 
Anschlußnchmer die Ertragsfähigkeit beschränkt. 
Da aber die Vorteile eines derartigen Anschluß- 
unternchmens, wenn es von einem Gemeinwesen 
geschaffen und einheitlich betrieben wird, an 
ganz anderen Stellen als der Rentabilität des Be- 
triebes als solchem zu suchen sind, so braucht 
hierin wohl nie die Veranlassung zur Verwer- 
fung derartiger Pläne erblickt werden. Die Er- 
fahrungen, welche Altona mit seiner schmal- 
spurigen Industriebahn -gemacht hat, bestätigen 
dies denn auch in vollem Maße. 

Die bereits einleitend erwähnte Zerschnei- 
dung Altonas durch Bahnanlagen zerlegt auch 
die Industriebahn in 2 getrennte, nur durch ein 
ausschließlich für Maschinen und eigene Be- 
triebsmittel benutzbares Gleis verbundene Ge- 
biete südlich und nördlich der Blankeneser Vor- 
ortsbahn. Die Zu- und Abrollung der Wagen 
geschieht durch den Bahnhof Bahrenfeld bis zu 
den beiden Uebergabebahnhöfen bahnseitig, 
weiterhin durch die Stadt in eigenem Regie- 
betriebe, und zwar auf nur an einer Stelle in 
cigenem Bahnkörper, sonst in den öffentlichen 
Straßen verlegten Gleisen von 1 m Spurweite. 
Die Einbettung des Gleises in Pflaster ließ von 
vornherein Rillenschienen (Profil Gutehoffnungs- 
Hütte E, Bochum Nr. 4 oder entsprechende) 
wählen, welche auf Längsschwellen aus Beton 
oder Steinschlag ruhen. Als zweckmäßig er- 
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wies sich ferner bei den 
seit 1908 erfolgten Erweite- 
rungen die Einführung der 
zwar teucren, aber um vie- 
les kräftigeren Fußlaschen 
an Stelle der früher benutz- 
ten Flachlaschen. Der nor- 
male Kurvenhalbmesser be- 
trägt 20 m, es kommen 
aber hauptsächlich in den 
älteren Teilen der Anlage 
selbst kleinere Kurven bis 
15 und einmal sogar nur 
10 m Radius vor. Die meist 
vom Grusonwerk bezoge- 
nen Weichen R = 20 m 
haben eine feste und eine 
bewegliche Zunge, deren 
Umstellung mittels beson- 
derer Haken von Hand er- 
folgt, und deren betriebs- 
sichere Festlegung jetzt 
durch in besonderen ein- 
gepflasterten Kästen befind- 
liche Gegengewichte ge- 
währleistet wird, da das 
anfängliche Sichern der 
Weichen durch Einlegen 
von Holzkeilen auf dic 
Dauer weder im Interesse 
der schnellen Verkehrsab- 
wicklung noch in dem der 
Unfallverhütung lag. 

Auf den beiden nach 
und nach ausgebauten 
Uebergabebahnhöfen sind 
die wesentlichsten Teile die 
zum Auf- und Abtrucken 
der Eisenbahnwagen erfor- 
derlichen Rollbockgruben 
(Abb. 3). Dieser Vorgang 
geht so vor sich, daB von 
den auf dem unteren schmal- 
spurigen Gleise stehenden 
Rollböcken 3) je einer unter 
jede Achse des auf denı 
oberen normalspurigen 
Gleise stehenden Wagens 
geschoben, und daß dann 
die beiden Feststellgabeln 
des Rollbockes bis zur Um- 
klammerung der Wagen- 
achse aufgerichtet werden; 
erst beim Abfahren des so 
vorbereiteten Industriebahn- 
zuges setzt sich der Wagen, 
3) Die Industriebahn hat z. Z. 
95 Rollbocke, die fast alle von der 
Aktien- Gesellschaft für Fabrikation 


von Eisenbahn- Material zu Görlitz 
bezogen sind. 
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zunächst auf dem allmählich sich senken- 
den oberen Gleis mitlaufend, mit seinen Rad- 
kränzen auf die Tragleisten der Trucks auf. 
Daß die Kuppelung der Wagen der engen 
Kurven wegen nicht direkt, sondern mittels be- 
sonderer Kuppelstangen geschehen muß, ist be- 
greiflich. Die Beförderung nun, welche bis auf 
die Fabrikhöfe und in die Fabrikhallen hinein 
erfolgt, fand in den ersten Jahren durch Pferde- 
vorspann statt, eine, wie umgestürzte Wagen 
lehrten, vornehmlich in den scharfen Kurven 
nicht unbedenkliche Zugkraft. Natürlich konnte, 
auch davon abgesehen, die Einführung des 
Maschinenbetriebes nur eine Frage der Zeit 
sein, vielleicht bis die nötigen Erfahrungen ge- 
sammelt waren, und in der Tat wurde etwa mit 
Beginn des 5. Betriebsjahres im August 1904 
der erste, im September 1905 der zweite, eben- 
falls von der Gasmotorenfabrik Deutz gelieferte 
Explosionsmotor in Dienst gestellt. Eine dritte 
Lokomotive, diesmal Dampfmaschine von Borsig, 
kam im Juni 1911 zur Einstellung; bereits 1914 
wird eine weitere Vermehrung der Zugmittel 
stattfinden, und zwar in Rücksicht auf den 
Straßenverkehr wohl durch eine Akkumulatoren- 
maschine. Es wäre gewiß interessant, den Er- 
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hier mögen aber die Angaben genügen, daß 
s.Z. die sonst notwendige und ziemlich kost- 
spielige Vergrößerung des Benzollagerkellers 
trotz einwandfreier betriebstechnischer Bewäh- 
rung der Deutzer Maschinen zur Dampfkraft 
übergehen ließ. Da aber Rauch und Dampf, 
die eben selbst bei Koksfeuerung und Konden- 
sation des Abdampfes kaum vermeidbar sind, 
noch mehr als die Auspufigase und das Betriebs- 
geräusch der Motoren im Straßenverkehr und 
von den Anwohnern als Belästigung empfunden 
werden, und da der wegen der engen Kurven 
schr knapp zu bemessende Radstand bei der 
Dampflokomotive außerdem konstruktive 
Schwierigkeiten im Gefolge hatte, so wird dic 
beabsichtigte Beschaffung einer elektrischen 
Maschine auch ohne Hinweis auf die inzwischen 


Müllverbrennungs- 


fertiggestellte städtische 
anstalt und ihre wohlfeile Stromerzeugung 
verständlich. 


Bei der Eigenart dieser Industriebahn dürfen 
nun auch die wichtigsten Punkte aus den all- 
gemeinen Anschlußbedingungen angeführt wer- 
den. Alle im öffentlichen Wege- und Straßen- 
areal gelegenen Gleise baut und unterhält die 
Stadt zu Lasten des Etats der Bahn, von der 
aus dem Stammgleis abzweigenden Weiche bis 
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Industriebahn Altona -Ottensen 
Beförderte Wagen: Sept.1898 - März 1913 


engeren Sinne aber für Rechnung des Anschluß- 
nehmers, dem innerhalb seiner Fabrik eigene 
Ausführung sogar unter Verwendung altbrauch- 
baren Materiales überlassen bleibt. Nur die 
Weichen, Weichenumstellvorrichtungen und -ent- 
wässerungen sollen einheitlich durch die Stadt 
bezogen werden. Der Tarif verlangt für den be- 
ladenen zweiachsigen Wagen bis zu 10,5 t Lade- 
gewicht 5,— M., bis 13!/, t 6,25 M. und bis 
15°/, t 7,50 M. für mehr als 2 Rollböcke bean- 
spruchende Wagen bis 153/, t 10,— M., während 
für jeden von einer Fabrik selbst bewirkten 
Transport mit werkeigenen Fahrzeugen, z. B. 
vom Hauptwerk nach einem zweiten, 50 Pfen- 
nige erhoben werden. 

Lassen bereits die zuletzt angegebenen Ge- 
bührensätze den kalkulatorischen Wert der In- 
dustricbahn für die angeschlossenen Unter- 
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nehmen erkennen, so lehrt noch augenfälliger die 
aus dem Stadtplan (Abb. 1) sichtbare Aus- 
dehnung der Bahn, welche Bedeutung ihr für 
eine gewisse Unabhängigkeit der Industrie von 
ihrer Platzwahl zukommt. Die gleiche Ueber- 
legung weist aber auch auf den Wert der Bahn 
vom kommunalen Standpunkte hin, nicht nur 
bestehende Werke jeder Größe in ihrer Ent- 
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Wagen ohne Zwischentransporte) von 3189 bis 
auf 11413, also um rd. 358% zu, wie das 
Diagramm (Abb. 4) im einzelnen auch betreffs 
der monatlichen Verkehrsschwankungen zeigt. 
Die Länge der Gleise betrug einschließlich derer 
auf den Fabrikgrundstücken im Jahre 1900 4,9, 
Ende Dezember 1912 13,6 km (27800 Zunahme). 

Eine solche Entwicklung läßt es selbstver- 
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| Abb. 5 und 6. 


wicklung kräftig zu unterstützen, sondern auch 
dem Zuzuge neuer industrieller Unternehmen 
Anreiz zu bieten. Am übersichtlichsten belegen 
dies wenige statistische Angaben. Während 1900 
die Zahl der Anschlußnehmer in guter Ueber- 
einstimmung mit der 1897 vor dem Bau der 
Bahn festgestellten Interessentenzahl, die ins- 
gesamt 2497 Wagen zu brauchen glaubte, 23 
betrug, stieg sie bis März 1913 ständig bis 
auf 46. Im gleichen Zeitraum nahm der jähr- 
liche Wagenumlauf (gebührenpflichtige beladene 


ständlich ratsam erscheinen, der künftigen Aus- 
gestaltung rechtzeitig volle Aufmerksamkeit zu 
schenken, nicht so sehr deshalb, weil etwa die 
Leistungsfähigkeit der Uebergabebahnhöfe nicht 
mehr steigerungsfähig wäre, besonders wenn 
statt zweimaliger später Oftere bahnseitige Zu- 
bringung der Waggons erfolgte, sondern weil 
bei weiterer Verkehrszunahme und der etwaigen 
Umwandlung von der Bahn durchzogener 
Straßen zu Hauptverkehrsadern leicht Inter- 
essenkonflikte entstehen können, deren Vermei- 
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dung auch ferner ein klares Bau- und Betriebs- 
programm voraussetzt. Es war deshalb außer 
der Festsetzung angemessener Straßenbreiten 
und den Bahnkurven angepaßter Straßeneinmün- 
dungen im Bebauungsplane vor allem die Be- 
dienung des Kreuzweges, einer vom Fuhrver- 
kehr bevorzugten und für eine Straßenbahn 
geeigneten Straße, durch andere Zuwege vorzu- 
bereiten. Und da Klagen über die Ueberlastung 
des Bahnhofes Bahrenfeld laut wurden, mußte 
geprüft werden, inwieweit die Industriebahn 
etwa von möglicherweise einmal unzulänglichen, 
der Staatsbahn unterstellten Anlagen unab- 
hängig gemacht werden könnte. Im Süden sind 
die Verhältnisse der Industriebahn der vollen 
Bebauung wegen nun allerdings in diesem Sinne 
nicht mehr wandelbar, im Norden dagegen wird 
sich eine wesentliche Aenderung vollziehen, 
wenn erst der dortige Uebergabebahnhof ver- 
legt und an das neue Industriegebiet der Stadt 
angeschlossen ist (Abb. 1). 


Die Erschließung eines neuen Industriege- 
bietes nördlich der Friedhöfe in Größe von 
rd. 70 ha durch dirckte normalspurige Gleis- 
anschlüsse mit eigenem Verschiebebahnhoie ist 
in den Plänen fertiggestellt, ja bezüglich der 
Erdarbeiten bereits teilweise begonnen. Wäh- 
rend der Uebersichtsplan (Abb. 1) die günstige 
Lage des Gebietes zur Staatsbahn, zur Stadt 
und selbst zu Hamburg sowie, ebenfalls außer- 
ordentlich wichtig, zu dem der Unterbringung 
der Arbeiter bestimmten hoch und gesund ge- 
legenen Areal nächst des künftigen Volks- 
parkes veranschaulicht, gestattet der Lageplan 
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und ein Längsprofil (Abb. 5u.6) die Einzel- 
heiten der ganzen Anlage und die gedachte 
Betriebsart zu beurteilen. Besonders soll auf 
die umfangreichen Erdarbeiten (rd. 1,4 Mill. 
cbm im Abtrag od. 40000 cbm im Auftrag) und 
auf die trotzdem größtmögliche Anpassung an 
die Geländeverhältnisse hingewiesen werden; 
auch das gleicherweise für die Stadt wie die 
Privatinteressenten wichtige Ergebnis, daß dort 
in Bälde Industriegelände unter günstigen Be- 
dingungen zu Kauf, Pacht oder Erbbau zur 
Verfügung stehen wird, sei als das Endziel des 
ganzen Planes nicht verschwiegen, während die 
Erläuterung der Einzelheiten als mehr bau- und 
betriebstechnischer Natur ohne spezifisch kom- 
munale Eigenart nicht mehr in den Rahmen 
dieser Abhandlung einbezogen zu werden 
braucht. 


Betrachtet man nun die verschiedenen Hilfs- 
mittel, welche Altona dem Industrieverkehr 
bietet, zum Schlusse wieder als Gesamtheit, so 
zcigt sich trotz ihrer Unterschiedlichkeit doch 
ein einheitlicher Zug in allen diesen Unter- 
nehmungen, die bewußte planmäßige Förderung 
industrieller und kommunaler Interessen, eine 
Interessengemeinschaft, welche noch nie einem 
der Beteiligten zum Schaden gereicht hat. Tech- 
nisch aber lehrt dieses Kapitel der Altonaer 
Kommunalpolitik erneut, wie selbst ungünstige 
topographische Verhältnisse in zuletzt doch 
wirtschaftlicher Weise überwunden werden 
können, wenn man nur nicht auf halbem Wege 
stehen bleibt, sondern jede Möglichkeit kon- 
sequent bis zuletzt ausnützt. 


Die Verwaltung der Eisenbahnen. 


Von Dr. Zinßmeister, München. 


Exzelienz Wehrmann, früher Ministerial-Dirck- 
tor im preußischen Ministerium der Öffentlichen 
Arbeiten, hat ein Werk herausgegeben über die 
Verwaltunystatigkeit der preußischen Staatsbahn 
in der Gesetzgebung, der Aufsicht und dem Be- 
trieb unter Vergleich mit anderen Eisenbahnen. 
Das Werk führt den Titel: „Die Verwaltung 
der Eisenbahnen“. Im demselben besprichi 
Exzellenz Wehrmann u. a. auch die beste 
Vorbildung für die Verwaltung und gerät bei 
Betrachtung und Festhaltung der jetzigen 
juristischen Vorbildung in erhebliche 
Widersprüche. 

Bekanntlich herrscht in der Preußischen Eisen- 
bahnverwaltung eine strenge Scheidung zwischen 
technischen und anderen Verwaltungsgeschäften, 
und demgemäß wird auch das höhere Verwal- 
tungspersonal aufgenommen und verwendet, das 


sich fast ausschließlich aus Ingenieuren und Ju- 
risten zusammensetzt. 

In den technischen Verwaltungsgeschäften 
dürfen die Juristen nicht verwendet werden, weil 
sie keine nennenswerte Vorkenntnisse für die 
anfallenden Dienstesaufgaben besitzen und in- 
folgedessen hier mit wenig Erfolg tätig sein 
könnten, und von den anderen Verwaltungsauf- 
gaben werden die Ingenieure fern gehalten, 
aber nicht etwa deshalb, weil die Juristen hier 
den Ingenieuren an Kenntnissen überlegen, son- 
dern mehr darum, weil diese Dienstgeschafte für 
den Juristen reserviert sind. Also in dein 
einen Falle kanm man die Juristen nicht ver- 
wenden, weil sie wenig Fahigkeiten für die be- 
treffenden Dienstgeschäfte besitzen, und in dem 
anderen Falle ist den Ingenieuren die Beschain- 
gung verwehrt, weil Rechtsgelehrte diese Ar- 
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beiten erledigen sollen. Mam kann hieraus ent- 
nchmen, daß eine derartige scharfe Trennung 
der Dienstgeschäfte zuungunsten der Ingenieure 
sachlich wenig begründet erscheint und die Ur- 
sache dieser Trennung der Geschäfte weniger 
aus den Aufgaben der Verwaltung herauswächst, 
sondern mehr von außen in die Verwaltung 
hineingetragen ist. Diese Ansicht noch weiter zu 
begründen, ist Zweck der nachstehenden Aus- 
führungen. 

Daß man die Erledigung — technisch-wirt- 
schaftlicher Dienstgeschäfte zweckmäßig nicht 
Rechtsgelchrten überträgt, ist ohne weitere Er- 
klärung verständlich — sie verstehen, kurz ge- 
sagt, von diesen Dienstgeschäften zu wenig —, 
aber nicht leichtverstindlich dürfte es für den 
Laien sein, daß man die Inzenieure von den 
anderen Dienstgeschattem absichtlich zurücknält 
und diese für den Juristen reserviert. 


Worin bestehen, wird der Laie fragen, die 
fur die Rechtsgelehrten reservierten Dienstes- 
angelegenheiten der Eisenbahnverwaltung ? 


Nach Exzellenz Wehrmann erstrecken sich 
diese Aufgaben über die eigentlichen Rechts- 
sachen, und weiter über: Organisation, Etat, 
Wirtschaftskontrolle, Grunderwerb, Tarif, Ver- 
kehr und Personalangelegenheiten. 

Es entstcht nun die Frage: für welche 
Diensteszweige bringt der Rechtsgelehrte von 
zu Hause aus besondere Kenntnisse mit, durch 
die er dem Ingenieur an sich überlegen ist oder 
überlegen erscheinen könnte? Um diese Frage 
eingchend zu beantworten, ist es zweckmäßig, 
jede Dienstesart für sich zu betrachten und 
zu untersuchen, welche besondere Vorzüge für 
diese dem Rechtscelehrten anhaften und bzw. 
dem Ingenieur abgehen. 

Zunächst sind cs die eigentlichen Rechts- 
sachen, deren Bearbeitung dem Rechtsgetehr- 
ten leichter fällt, als dem Ingenieur. Dar- 
über herrscht vollständige Klarheit, und kein 
Ingenieur wird den Wunsch hegen, mit der Er- 
ledigunz solcher Arbeiten betraut zu werden. 
Dabei darf aber nicht überschen werden, daß 
in vielen Fällen der Rechtsgelchrte den Bei- 
stand des Ingenieurs nicht entbehren kann. Ins- 
besondere kommt dieser Beistand bei der Grund- 
erwerbung in Frage, die zweckmäßiger dem zu- 
ständigen Ingenieur zugewiesen werden sollte, 
weil er sich in der Regel auf diesem Gebiet 
besser auskennt, als der Rechiseelehrte, oft auch 
den Grund- und Hausbesitzer persönlich kennt, 
was kein Nachteil ist, und ihm über alle mög- 
lichen technisch-wirtschaftlichen Fragen hinsicht- 
lich der kunftigen Gestaltung der Anlage, der 
ncuen Grenzen, der Wegab- und Zufahrverhält- 
nisse, für die Bewirtschaftung der verbleibenden 
Restilache, über Wasserabführung usw. genaue 
Auskunft geben kann und muß. Nicht zuletzt 
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ist der Ingenieur, im Gegensatz zum Rechts- 
gelehrten, auch in der Lage, den Wert des Grund 
und Bodens zu beurtcilen und die Gründe sach- 
lich zu widerlegen, die der Besitzer für seine 
unberechtigt hohe Forderung ins Feld führt. In 
dieser Beziehung muß also der Ingenieur an 
erster Stelle sein und Rede und Antwort stehen. 
Selbst die Art des Kaufes und die Grenzen 
bestimmt der Ingenieur, wenn der Grund und 
Boden ganz oder teilweise als Eigentum an 
die Verwaltung übergeht. Und was den ord- 
nungsmäßigen Abschluß der bezüglichen Rechts- 
geschäfte betrifft, so kommen gewöhnlich hier- 
für der Notar und das Amtsgericht als juristische 
Behörden offiziell in Frage. Also auch aus 
diesem Grunde ist die Uebertragung der Grund- 
erwerbung an Rechtsgelehrte weder zweckmäßig 
noch notwendig. Für die Erledigung derartiger 
Arbeiten braucht die Verwaltung keine Rechts- 
gelehrten. Rechtskundige Behörden müssen sich 
ohnehin mit der Sache befassen. 

Im Falle Zwangsenteignung stattfindet, ist die 
Verwaltung ohnehin gezwungen, einen Rechts- 
anwalt als Justiziar und Vertreter bei Gericht 
beizuziehen. Die Durchführung der Zwangsent- 
eignungen* selbst ist Sache der Rechtsbehorden. 


Was die anderen Verwaltungseeschäfte wie: 
Organisation, Etat, Wirtschaftskontrolle, Tarif, 
Verkehr und Personalangelegenheiten anbetriift, 
so liegen diese sämtlich dem Ingenieur näher, 
als dem Juristen, und es ist nicht leicht ver- 
ständlichh warum man diese Dienstgeschäfte 
Rechtsgelehrten zuweist. Freilich gehören diese 
Dienstesaufgaben auch nicht zu den rein und 
konstruktiv technischen, wohl aber mit zu den 


technisch-wirtschaftlichen, und müssen daher 
dem Ingenieur näher liegen als dem Rechts- 
gelehrten. Die Tätigkeit des Rechtsgelehrten 


kann in Ermangelung besonderer Kenntnisse nur 
eine instruktionsremäße und mehr formelle und 
aritlımetische sein, weil er dem Wesen der Sache 
oft zu fremd gegenüber stelit, um aus eigener 
Kraft wirksam cingreifen und wirtschaftlich und 
schöpferisch arbeiten zu können. 


Unter Organisation versteht man die 
Aufnahme, Ausbildung, Verteilung und Aus- 


nutzung des Personals und die Konstruktion, Be- 
schaffung, Verteilung und Ausnutzung des Ma- 
terials der Verwaltung in der Weise, daß das 


beste wirtschaftliche Ergebnis erzielt wird. Die 
wirtschaftliche Organisation dreht sich natur- 


gemäß um technisch-wirtschaftliche Fragen, um 
die Verteilung der Kräfte, Wirkung, Größe und 
Ausnutzung der Kräfte, um ihr Zusammengreifen 
und ihre Zusammenfassung zum großen Krite- 
system nebst Auswertung seiner Ergebnisse. 
Diese Aufgaben liegen dem Ingenieur näher als 
dem Rechtsgelehrten. 

Der Etat behandelt die Erkennung, Aufstel- 
lung, Zusammenfassung und Befriedigung der 
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Bedürfnisse der technisch-wirtschaftlichen Ver- 
waltung. Also auch hier ist der Ingenieur mehr 
Sachkenner als der Jurist. Fast alle Faktoren 
— es sind ja fast ausschließlich technisch-wirt- 
schaftliche — muß hier der Ingenieur erken- 
nen, beurteilen, festsetzer und fachkundig aus- 
werten. Der Rechtsgelehrte ist gar nicht in 
der Lage dies in gleichem Maße, wie der Inge- 
nieur, tun zu können. Auch hinsichtlich des 
Rechnungswesens ist der Ingenieur, weil es sich 
um wirtschaftliche Objekte dreht, dem Juristen 
überlegen. 

Die Wirtschaftskontrolle durch Rechtsgelehrte 
kann nur eime mehr formelle und instruktions- 
gemäß arithmetische sein, welche Arbeit in dieser 
Weise jeder Sekretär auch leisten kann. Auch 
hier muß das Wesen der Faktoren ergründet 
sein und verstanden werden, man muß wissen, 
was hinter den toten Zahlen steckt, wenn eine 
wirksame und sachlich eingreifende Wirtschafts- 
kontrolle ausgeübt werden will. Die Kräfte, ihre 
Art und Größe und ihre Ursachen und Wir- 
kungen sind hier dem Rechtsgelehrten zu wenig 
bekannt, als daß er eine sachliche Wirtschafts- 
kontrolle ausüben könnte. ° 

Das Tarifwesen verlangt in erster Linie 
technologische und technisch - wirtschaftliche 
Kenntnisse und die Kenntnis des Eisenbahnwesens 
und Verkehrs. Der Rechtsgelehrte kann weder 
die Selbstkosten der Verwaltung berechnen, noch 
ist er in der Lage, die Erzeugung, die Qualität 
und Eigenschaften der Güter, ihre Verwendung 
und ihre zweckmäßige Verladung und Verpak- 
kung beurteilen zu können. Hierin ist der 
Ingenieur dem Rechtsgelehrten, abgeseher von 
der Kenntnis des Eisenbahnbetriebs, ebenfalls 
überlegen. 

Der Verkehr ist auch dem Rechtsgelehrten 
vorbehalten. Was versteht er von Massen- und 
Kräftewirkungen und dem damit zusammenhän- 
genden Wirtschaften, die hier in Frage kommen, 
um urteilen, sachlich eingreifen und wirtschaft- 
lich arbeiten zu können? In freier Konkurrenz 
mit dem Rechtsgelehrten hat der Ingenieur 
diesem gegenüber einen erheblichen Ueberschuß 
an Kraft. 

Endlich seien noch die Personalangelegen- 
heiten erwähnt, die auch zur Domäne des Rechts- 
gelehrten gehören. Fällt hier nicht auch die Sach- 
kenntnis zugunsten der Ingenieure in die Wag- 
schale, die Vor- und Ausbildung und Ausnutzung 
der Beamten und Arbeiter? Der Rechtsgelehrte 
kennt von diesem Fragen und Aufgaben sicher- 
lich weniger als der Ingenieur. Diese Tätigkeit 
liegt dem Ingenieur näher als dem Juristen, 
und zwar deshalb, weil er im allgemeinen den 
tieferen sachlichen Einblick in die Tätigkeit und 
Leistungsfähigkeit der Beamten und Arbeiter und 
des gesamten Apparates hat und auch die Ver- 
waltung hinsichtlich Anlage, Einrichtung, Be- 
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trieb und Verkehr usw. besser kennt, als der 
Rechtsgelehrte. 


Damit dürfte nachgewiesen sein, daß das 
Vorgehen der Eisenbahnverwaltung, die ange- 
zogenen Diensteszweige für Rechtsgelehrte zu 
reservieren, sachlich nicht begründet ist und 
daß für die meisten Arbeitsgebiete der Inge- 
nieur eher am Platze ist als der Rechtsgelehrte. 
Es ist dies eine Ansicht, die durch das Vorgehen 
der Privateisenbahn-Verwaltungen längst und 
deutlich bewiesen ist, insofern diese dem juristi- 
schen Eisenbahnbeamten überhaupt nicht ken- 
nen. Etwa 85% von sämtlicher Eisenbahnen 
der Welt ist der juristisch vorgebildete Eisen- 
bahnbeamte fremd. Diese Verwaltungen werden 
von Fachleuten geleitet und haben Justiziare zur 
Erledigung der Rechtsangelegenheiten zur Ver- 
fügung. Wenn der Rechtsgelehrte als Beamter mit 
Vorteil verwendet werden könnte, würden die 
Privateisenbahn-Verwaltungen entsprechend ihrem 
privatwirtschaftlichen Charakter, schon längst dar- 
auf zurückgekommen sein. Die meisten Eisenbahn- 
verwaltungen kennen den juristischen Beamten 
nicht, aber alle beschäftigen zahlreiche Inge- 
nieure, weil der Charakter der Eisenbahn dies 
verlangt. 

Es ist damit gesagt, daß das bisherige Vor- 
gehen der preußischen Eisenbahn-Verwaltung hin- 
sichtlich Beschäftigung und Wertschätzung des 
höheren Beamtenmaterials eine innere und rein 
sachliche Berechtigung und Begründung nicht 
haben kann, und daß hier andere Faktoren mit- 
wirken bei der Aufstellung und Durchfüh- 
rung der Verwaltungsgrundsätze, die mit zeit- 
gemäßer Organisation, wirklicher Sachkenntnis 
und reiner Zweckbestimmung wenig zu tun 
haben. Wenn also Exzellenz Wehrmann scharf 
hervorhebt, daß die fraglichen Verwaltungs- 
geschäfte nur Händen übergeben werden können, 
hinter welchen für diesen Teil der Arbeit die 
bestmögliche wissenschaftliche Fachbildung steht, 
so heißt das nicht mehr und nicht weniger, 
als diesen früheren Gerichtsjuristen, die bisher 
und heute noch als Beamte für die genannten 
Dienstzweige fast ausschließlich in Frage kom- 
men, diese beste Fachausbildung für den Eisen- 
bahn-Verwaltungsdienst zuerkennen, eine Schluß- 
folgerung, die nach Vorstehendem nicht richtig 
ist und auch in Widerspruch steht mit dem Vor- 
gehen der meisten Eisenbahn-Verwaltungen der 
Welt. Sonst wäre ja die Juristenschule die 
Fachschule für die Verwaltung der Eisenbahnen, 
eine Annahme, am die die alten Römer seiner- 
zeit sicherlich nicht gedacht haben. Bis jetzt 
war man immer noch der Ansicht, daß die In- 
genieure die Eisenbahnen erfunden und ge- 
schaffen haben und nicht die Rechtsgelehrten. 

Welches Gewicht unter diesen Umständen dem 
Satze auf Seite 250-251 des Wehrmannschen 
Werkes: „Dieser Verwaltungsbeamte könne in 
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der vielseitigen, tief in alle Lebens- und Staats- 
verhältnisse eingreifenden Staatsbahn nicht darauf 
beschränkt werden als Beirat oder Syndikus mit- 
zuwirken (bei den meisten Eisenbahn-Verwal- 
tungen der Welt ist es aber tatsächlich der 
Fall), er habe mehr noch als der Kaufmann in 
den großen gewerblichen Betrieben neben dem 
Techniker die wirtschaftliche und staatliche 
Richtung des Unternehmens zu bestimmen und 
danach sich an der Leitung der Geschäfte sclbst 
zu beteiligen,‘ beizumessen ist, läßt sich aus 
dem Vorhergesagten leicht erkennen. 

In gleicher Weise unhaltbar und sachlich un- 
begründet ist die Bevorzugung des juristischen 
Elementes, die bisher geübt wurde und heute 
noch geübt wird (siehe: die Weiße Kohle, Hamm 
a. d. Sieg: Ueber eine deutsche Eisenbahn- 
gemeinschaft? Preis 30 Pf.). Kein anderes 
staatliches Verwaltungsgebiet dürfte, nach An- 
sicht der Exzellenz Wehrmann zu schließen, mit 
so wenig Objektivität in Personalangelegenheiten 
geleitet werden, wie die Verwaltung der preu- 
Bischen Staatseisenbahnen geleitet wird. Weit- 
aus die meisten hohen und höchsten Stellen 
sind hier mit ehemaligen Gerichtsjuristen bc- 
setzt, obwohl ihre Zahl an sich kaum 1/, von 
der Zahl der vollgebildeten und bei der Ver- 
waltung beschäftigten Ingenieure ausmacht. Bei 
den anderen deutschen Eisenbahn-Verwaltunzen 
ist es in dieser Hinsicht etwas besser. Es ist 
sicherlich kein Lob für die Leitung der Verwal- 
tung, wenn Exzellenz Wehrmann sagt, daß nach 
seiner Ansicht die technischen und nicht tech- 
nischen Anwärter für den höheren Dienst in 
der Verwaltung gleichberechtigt und gleichwertig 
sein sollen, und die Leitung das Gegenteil von 
dem tut, was hervorragende Beamte als richtig 
erkannt haben. Diese Ansicht von der Gleich- 
wertigkeit des Beamtenmaterials hat Exzellenz 
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Eisenbahnverwaltungen Nr. 17/1913 in der Er- 
widerung auf die Beurteilung seines Werkes 
durch Professor ®r.-3ng. Blum noch besonders 
unterstrichen, und betont, daß er seit mehr als 
40 Jahren schon diesen Standpunkt vertrete. 
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Konkurs-Statistik. Nach den Vierteljahrs- 
heften zur Statistik des Deutschen Reiches sind 
im 3. Vierteljahr 1913 im ganzen 2890 neue 
Konkurse gezählt worden, davon sind 703 man- 
gels hinreichender Masse abgelehnt worden. Auf 
die Großstädte (48 Städte mit mehr als 100 000 
Einwohner) entfielen 1004 neue Konkurse, von 
denen 383 mangels hinreichender Masse abge- 
lehnt werden mußten. 


Bestandsänderungen der deutschen Aktien- 
gesellschaften. Im dritten Vierteljahr 1913 sind 
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Hier muß sich unwillkürlich die Frage auf- 
drängen: wie kommt es, daß ein so tüchtiger 
und hoher Eisenbahnbeamter die Ueberzeugung 
von der Gleichberechtigung der technischen und 
nicht technischen Elemente für den höheren 
Dienst von jeher vertritt, während die Verwal- 
tung selbst immer das Gegenteil getan hat? Man 
kommt hier zu bedenklichen Schlußfolgerungen. 
Für dieses Vorgehen der Verwaltung gibt es nach 
meiner Sachkenntnis nur zwei Möglichkeiten: 
entweder hat man sich zu der Erkenntnis der 
tüchtigen Beamten — jedenfalls stand die Exzellenz 
Wehrmann mit ihrer Ansicht nicht allcın — 
nicht durchringen können und nach der Ein- 
sicht und dem persönlichen Vorteil minder 
tüchtiger Beamten bisher verwaltet, oder aber 
man hat gegen besseres Wissen regiert. In 
beiden Fällen allerdings zum Schaden des Lan- 
des. Ein Blick z. B. nach dem benachbarter 
Frankreich, wo die Ingenieure alle maßscben- 
den Stellen besetzen und der juristische Bureau- 
beamten unbekannt ist, hätte eines Besseren be- 
lehren müssen. — 


Man darf der Exzellenz Wehrmann für ihre 
Aufrichtigkeit Dank sagen, die in dem Falie, 
und unter den gegebenen Verhältnissen, in ent- 
sprechenden Tadel für die Leitung der Ver- 
waltung ausklinpt. 


Aus diesen Ausführungen kann man ent- 
nehmen, daß die bisherige preußische bzw. 
deutsche Eisenbahnverwaltungsart nicht ganz 
auf der Höhe der Zeit steht, und dab hier die 
verbessernde Sonde ebenso tief wie in den an- 
deren Verwaltungen (siehe Nr. 36 der Zeitschrift 
des Verbandes deutscher Architekten- und In- 
genieur-Vereine über: deutsche Rechtsprechung 
und Verwaltung) eingreifen muß, um wirklich 
einfache, klare und zeitgemäße Verhältnisse zu 
schaffen. Daß die Kenntnisse und Leistungen 
der Rechtsgelehrten in Deutschland fortgesetzt 
überschätzt und jene der Ingenieure unter- 
schätzt werden, ist eine Tatsache, deren 
Richtigkeit auch durch die vorstehenden Aus- 
führungen bestätigt wird. 


53 neue Aktienzesellschaften mit 62820000 M. 
nominellem Aktienkapital entstanden, bei 14 Ak- 
tiengesellschaften mit 29649000 M. Kapital 
mußte das Liquidationsverfahren und bei 7 mit 
7333000 M. Kapital das Konkursverfahren ein- 
geleitet werden. 7 Aktiengesellschatten mit 
14415000 M. Kapital wurden wegen Fusion, 
Verstaatlichung usw. gelöscht. 


Kapitaländerungen der deutschen Aktien- 
gesellschaften. An den im 3. Vierteljahr 1913 
eingetretenen Kapitaländerungen sind 95 Gesell- 
schaften beteiligt, die ihr Kapital erhöhten (Gie- 
samterhöhunge 131066009 M.) und 15 Gesell- 
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schaften, die ihr Kapital herabsetzten (Gesamt- 
herabsetzung 2093000 M.). 


Bestandsänderungen der deutschen Gesell- 
schaften m. b. H. Im dritten Vierteljahr 1913 sind 
1208 Gesellschaften m. b. H. mit einem Stamm- 
kapital von 129897000 M. neu entstanden, bei 
278 Gesellschaften m. b. H. mit 23116000 M. 
Stammkapital mußte das Liquidationsverfahren 
und bei 00 mit 5154000 M. Stammkapital das 
Konkursverfahren eingeleitet werden. 99 Gesell- 
schaften m. b. H. mit 6 274000 M. Stammkapital 
wurden von Amts wegen (§ 142 Abs. 2 des 
Reichspesetzes vom 17. 5. 1898) und 26 mit 
3655000 M. Stammkapital aus andern Grün- 
den gelöscht. 


Kapitaländerungen der Gesellschaften m.b.H. 
In dritten Vierteljahr 1913 erhöhten 313 Ge- 
sellschatten m. b. H. ihr Stammkapital um zu- 
sammen 50071 000 M., während 333 thr Stamm- 
kapital um 50002000 M. herabsetzen mußten. 


E. W. 


* 


Schiffahrtskonflikt. Die seit bereits einigen 
Monaten schwebenden Differenzen zwischen 
Hapag und Lloyd hatten immer schärfere For- 
men angenommen. Wicederholte Ratenreduk- 
tionen hatten zu einem solenen Tieistand der 
Ucberfahrtspreise geführt, der den Gesellschaften 
erhebliche Verluste bringen mußte. Diese 
Situation machte sich das Ausland zunutze. In 
Oesterreich versuchte man schon lange zur 
Hebung der eigenen Schiffahrt die Auswande- 
rung von den norddeutschen Häfen nach Triest 


abzulenken. Bei den mit den deutschen Schiff- 
fahrtse@esellschaften einzeln geführten Unter- 
handlungen hatte der Lloyd gegenüber der 


Hapag cinen Vorsprung erzielt. Dieses Moment 
hatte den erfreulichen Erfolg, daß sich die 
Hapag in den Verhandlungen zwischen den bei- 
den Gesellschaften etwas nachriebiger verhielt, 
und bezeichnenderweise ist es in Wien zwischen 
den Herren Ballin und Heineken zu einer Ver- 
standigung gekommen, die auf eine Interessen- 
gemeinschaft bezüglich des nordamerikani- 
schen Geschäftes hinausläuft. In weiteren Ver- 
handlungen ist es dann zu «iner endgültigen 
Einigung gekommen. Die Einzelheiten sind noch 
näher zu bestimmen. 

Die Beilegung der Differenzen, die schneller 
als erwartet erfolgte, ist mit größter Freude 
zu begrüßen. War es doch ein trauriges Bild, 
die beiden führenden deutschen Großrecedereien 
sich zum Nachteil des deutschen Ansehens im 
Ausland betehden zu schen, und wären die wirt- 


schaftlichen Folgen doch von sehr einschnei- 
dender Bedeutung gewesen. Der Konkurrenz- 


kampf hätte zunächst den Unternehmen sclbst 
direkt schwere Verluste gebracht. Noch folgen- 
schwerer wären aber die hierdurch verursachte 


Stärkung der ausländischen Schiffahrtseesell- 
schaften gewesen, da unsere Linien zweifellos 


an Macht und Ansehen verloren hätten. Die 
nicht nur in Oesterreich, sondern auch in Ruß- 
land und Italien einsetzenden Bestrebuneen zur 
Hebung der heimischen Schiffahrt hätten den 
deutschen (Gesellschaften und damit überhaupt 
unserem Wirtschäftsleben schweren, nicht wieder 
gut zu machenden Schaden beibringen können. 
Bei dem nunmehr geschlossenen Auftreten stellen 
die deutschen Reedereien eine gewaltige Macht 
dar, die auch imstande sein wird, bei internatio- 
nalen Abmachungen ihre Forderungen durch- 
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zusetzen. Es war auch höchste Zeit zur Ver- 
ständigung, da gerade jetzt die Verhandlungen 
zur Verlängerung des nordatlantischen Schiff- 
fahrtspools beginnen. — Im Anschluß hieran 
ist zu bemerken, daß die Deutsch-Australische 
Dampfschiffsgesellschaft beschloß, die Verteilung 
einer Dividende von wieder 140 auf das um 
4 auf 20 Millionen Mark erhöhte Kapital vor- 
zuschlagen. — Auch die Deutsche Dampftschiff- 
fahrts-Gcsellschaft Hansa in Bremen hält ihre 
Dividende von 20 v0 aufrecht. Außerdem wer- 
den noch bedeutende Rückstellungen gemacht. 
Ihr Aktienkapital beträgt 25 Millionen Mark. 


Elektroindustrie. Die Rheinische Schuckert- 
Gesellschaft in Mannheim, die besonders an süd- 
deutschen Ucberlandzentralen beteiligt ist, beab- 
sichtigt einmal ihr Aktienkapital um 3 Millionen 
Mark zu erhöhen und außerdem noch 3 Mil- 
lionen Mark 5 prozentige Obligationen auszu- 
geben. -- Aus dem Konzern der Brown, Boveri 
& Co. Gesellschaft in Mannheim wird berichtet, 
daß deren Tochtergcsellschaft, die Elektrische 
Krattversorgungs - Aktien - Gesellschaft, nunmehr 
sämtliche Kuxe der Gewerkschaft Gustav, Braun- 
kohlenzeche, Brikettfabrik und Elektrizitatswerk 
erworben hat. — Die Berliner Hoch- und Unter- 
erundbahn A.-G. beabsichtigt die Ausgabe von 
29 Millionen Mark Vorzugsaktien mit einer 
5proz. Dividendengarantie. Das Kapital soll 
vorwiegend zum Neubau der Strecke Gleis- 


dreicck -Wittenbergeplatz dienen. — A.E.G.- 
Schnellbahn - Aktiengesellschaft. Unter diesem 


Namen wurde unter Beteiligung der A. E.G. und 
der Berliner Elektrizitätswerke ein neues Unter- 
nehmen gegründet, welches den Vertrag der 
A. E.G. mit der Stadt Berlin, betreffend die An- 
lage einer eicktrischen Hoch- und Untergrund- 
bahn Gesundbrunnen— Neukölln übernimmt. Die 
Gesellschaft hat ein Aktienkapital von 221% Mil- 
iionen Mark 41’, prozentiger Vorzugsaktien und 
20 Millionen Mark Stammaktien, und ist be- 
rechtigt, 4217, Millionen Mark +prozentiger 
Obligationen auszugeben, deren Verzinsung und 
Amortisation von der Stadt Berlin gewährleistet 
sind. Den Vorstand der A.E.G.-Schnellbahn- 
Aktiengesellschaft bilden Baurat Eugen Manke 
und Dr. Emil Sluzewski. Dem Aufsichtsrat ge- 
hören zunächst an Geheimer Baurat Dr. Emil 
Rathenau als Vorsitzender, Dr. Walter Rathenau 
Stellvertreter, Geheimer Kommerzienrat Eduard 
Arnhold, Karl Fürstenberg, Baurat Philipp Ptorr 
und Dr. Arthur Salomonsohn. — Auf dem Glüh- 
lampenmarkt herrscht z. Zt. eine ziemliche Un- 
sicherneit. Infolge der heftigen Konkurrenz fin- 


den in Gestalt von Rabatterhöhungen Preis- 
unterbietungen statt. In den Verkaufspreisen 
an das Publikum kommen diese Aenderungen 


allerdings noch nicht zum Ausdruck. 


Kohlensyndikat. Nachdem noch vor wenigen 
Wochen aus beteiligten Kreisen die beruhigen- 
den Erklärungen gegeben wurden, daß die Ver- 
handlungen zwecks Erneuerung des Syndikates 
zu einem günstigen Abschluß führen würden, 
sind sie in der Sitzung vom 20. Februar plötz- 
lich gescheitert. Es ist hier wieder der alte 
und scharfe Gegensatz zwischen reinen Zechen 
und Flüttenzechen aufgetreten. Anlaß zu diesem 
Vorgang gab, nach der Rh. W. Ztg., ein Antrag 
einer remen Zeche zu § 13 Abs. 6, der dah 
lautete, daß „ein Zukauf von Kohlen zur Her- 
stellune von Koks seitens der Hüttenzechen nur 
im Rahmen der diesen zustehenden Verbrauchs- 
beteilivung erfolgen dürfe. Bei der Abstim- 
mung über diesen Antrag ergaben sich 5400 
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Stinmen der reinen Zechen dafür und 3700 
Stimmen der Hüttenzechen dagegen. Der Antrag 
war also mit einfacher Majorität angenommen. 
Die Vertreter der Hüttenzechen zogen sich dar- 
auf kurze Zeit zur Beratung zurück. Das Er- 
gebnis derselben war, daß der Vorsitzende, Ge- 
heimrat Kirdorf, erklärte, daß trotz der An- 
nalıme diese Zusatzbestimmung des neuen Ver- 
trages für die Hüttenzechen unannchmbar sei, 
und daß deshalb dieselben nicht in der Lage 
seien, an den Verhandlungen noch weiter teil- 
zunehmen. Geheimrat Kirdorf entfernte sich 
darauf. Der Stellvertreter, Geheimrat Müser, 
übernahm darauf den Vorsitz und stellte den 
Antrag, um die Verhandlungen nicht vollständig 
zum Abbruch kommen zu lassen, die Angelegen- 
heit nochmals dem Erneuerungs-Ausschuß zu 
überweisen, womit sich auch die noch anwesen- 
den Syndikats-Mitglieder einverstanden erklär- 
ten. Durch den Zusatz, den die reinen Zechen 
heute stellten, sollte verhindert werden, daß die 
Hüttenzechen in unbeschränktem Maße die 
Koksherstellung betreiben könnten, indem sie 
einfach die entsprechenden Mengen Kokskohten 
zukaufen und auf ihren Zechenkokereien zu 
Koks umwandeln. Die reinen Zechen wünschen 
eben, daß die Hüttenzechen den Koks, den sie 
über ihre Verbrauchszifier hinaus in ihren 
Hüttenwerken gebrauchen, von den reinen 
Zechen kaufen, da die reinen Zechen ja sonst 
in Zukunft immer mehr unter der Absatzstok- 
kung in Koks zu leiden haben würden. Denn 
wer braucht heute, außer den großen gemisch- 
ten Hüttenwerken, die aber ihre eigenen Zechen 
haben, noch Koks? Die wenigen kleinen Hütten, 
die noch Roheisen herstellen, sind in schlechten 
Zeiten lahm gelegt mit ihrem Absatz; der 
Hauptabsatz geht nach dem Ausland, nach 
Osttrankreich und Belgien, wo die Preise 
aber meistens recht schlecht sind. Der 
Antrag der reinen Zechen, der jetzt zum Schei- 
tern der Verhandlungen geführt hat, bezweckte 
also, den Zukauf der Hüttenzechen in Kohlen 
zur Koksherstellung auf die Selbstverbrauchhs- 
zitfer zu beschränken. 

Hiermit sind die schon seit langer Zeit 
schwebenden Verhandlungen eigentlich wieder 
auf den Nullpunkt angelangt und es muß von 
neuem besonnen werden. 


Aus der Automobilindustrie ist über einen 
beachtenswerten Jahresabschluß zu berichten. 
Die Adlerwerke vorm. Heinrich Kleyer A.-G., 
Frankfurt, die jahrelang glänzende Resultate zu 
verzeichnen hatten, reduzieren die Dividende 
von 30 auf 25%. Wenn auch die absolute Flöhe 
der Dividende noch recht gut ist, so zeigt doch 
der Rtickgang, daß in diesem bisher noch gut 
beschäftigten Industriezweig der Höhepunkt 
aucn überschritten ist. — Der ungünstige Üc- 
schittsgang wurde auch in der Gencralver- 
sammlung der Mitteldeutschen Gummiwaren- 
fabrik Louis Peter A.-G., Frankfurt a. M., be- 
stätiet. — Die A. Horch & Co. Motorwagen- 
werke A.-G. in Zwickau beabsichtigen eine Er- 
höhung ihres 21/, Milion Mark betragenden 
Aktienkapitals um 1 Million Mark. Es sollen 
hierfür Neubauten errichtet werden zur Auf- 
nahme des Baues von kleinen Wagentvpen nach 
amerikanischem Muster. Auch soll die Fabri- 
kation von Lastwagen ausgedehnt werden. 


Diamantenregie. Nachdem die 1 Million 
Karat Diamanten von der letzten Submission 
an die Coeterman-Gruppe zur Ablieferung ge- 
langt ist, gelangt sofort cine neue Submission 
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zur Ausschreibung. Zwar werden zunächst nur 
17, Million Karat vergeben, jedoch erhält der 
Käufer die Option auf eine weitere 1/, Million. 
— Da das Vorgehen des Reichskolonialamtes 
in Sachen der Diamantenregie nächstens im 
Reichstag zur Sprache kommen wird, hat das 
„B. T.“ eine Rundirage an verschiedene Ab- 
geordnete gerichtet. Aus den Antworten geht 
hervor, daß offenbar von keiner Partei das Ver- 
halten der Behörde gebilligt wird. Man bce- 
trachtet es vielmehr als einen ganz unzwceck- 
mäßigen Gewaltakt. 


Januar-Ausweise. Die Abwärtsbewegung in 
den Verkehrseinnahmen der deutschen Eisen- 
bahnen, die bereits in den letzten Monaten des 
Vorjahrs bemerkbar war, hat sich auch im 
Januar fortgesetzt. Zwar hat die Einnahme im 
Personenverkehr um 1316230 M. auf 64812291 
Mark zugenommen, dafür ist sie aber bei dem 
Güterverkchr um so mehr gesunken, nämlich 
um 3909251 M. auf 174807673 M. Der Kon- 
junkturrückgang kommt hierin deutlich zum 
Ausdruck. — Der Rolicisenversand zeigt gegen- 
über dem Vormonat einen Rückgang, er ist 
von 1609680 Tonnen auf 1509505 Tonnen ge- 
sunken, auch im Januar des abgelaufenen Jahres 
war der Versand höher. — Bei dem Stahlwerks- 
verband ist der Rückgang nicht so stark. Es 
betrug der Versand 455191 Tonnen gegenüber 
457472 Tonnen im Dezember. Im Parallel- 
monat des Vorjahres betrug die Zahl allerdings 
595 025 Tonnen. Hiervon entfallen aut: Halb- 
zeug 143.002 t gegen 130535 t bezw. 102734 t, 


Eisenbahnmaterial: 211390 t gegen 232504 t 
bezw. 229821 t, Formeisen: 100790 t gegen 
94430 t bezw. 143070 t. — Die beträchtlich, 


von 1121 453 M. im Dezember 1913 auf 1699 053 
Mark gesticgenen Einnahmen aus dem Börsen- 
umsatzstempel zeugen von einer kräftigen Be- 
lebung des Börsenverkehrs im Januar. Auch 
der Wechselstempel hat höhere Einnahmen im 
Januar, nämlich 1952970 M. statt 1054730 M. 
gebracht. 


Banken. Der A. Schaaffhausensche Bank- 
verein bringt seinen Aktionären erneute Ent- 
täuschungen. Nachdem bereits im Jahre 1912 


eine Reduzierung der Dividende von 71,09 auf 
3% vorgenommen werden mußte, wird sie Tür 
das abeclautene Geschäftsjahr sogar auf 309 
herabgesetzt. Vollen Aufschluß über das un- 
günstige Ergebnis der Bank gibt erst eine ge- 
nauere Betrachtung, denn dabei zeigt es sich, 
daß der Spezialreservefonds in Höhe von 9,3 Mil- 
lonen Mark aufgelöst worden ist, um zum 
vrößten Teil zu Abschreibungen für ,,unnotierte 
Werte“ verwendet zu werden, die bisher mit 
22 Millionen Mark zu hoch bewertet waren. 
Durch Veruntreuung etc. erlitt die Bank einen 
Schaden von 850000 M. Bei der Verteilung 
des Ücberschusses ist noch eine besondere Rück- 
stellung auf Debitoren in Hohe von 3 Millionen 
Mark gemacht worden. Die Dividende ertor- 
dert diesmal nur 4,350 Millionen Mark statt 
7,250 im Jahre 1912 und 10,575 Millionen Mark 
im Jahre 1911. Es ist zu hoffen, daß bei dem 
diesjährigen Geschäftsabschluß mit faulen En- 
wagements gründlich aufgeräumt worden ist, so 
daß in Zukunft auf jeden Fall wieder bessere 
tesultate zu erwarten sind. — Nach Mitteilun- 
gen der Direktion wird die Nationalbank für 
Deutschland auch eine Dividendenreduktion, und 
zwar von 7 auf 6% vornehmen, da das 
Etfekten- und Konsortialkonto einen Verlust von 
700 000 M. aufweist. — Die Deutsche Bank, die 
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bereits über die Hälfte des 80 Millionen Mark 
betragenden Aktienkapitals der Bergisch-Märki- 
schen Bank in Elberfeld besitzt, beabsichtigt, 
nach verschiedenen Berichten, dieses Institut 
ganz in sich aufzunehmen. Da diese Bank im 
rheinisch-westfälischen Industrierevier über etwa 
35 Niederlassungen verfügt, würde die Berliner 
Großbank nunmehr auch unter. eigenem Namen 
in dem so bedeutenden Revier sogar in ausge- 
dehntem Maße Fuß fassen. Dieser Gedanke 
dürfte wohl mit ausschlaggebend gewesen sein, 
nachdem sich bereits andere Berliner Banken 
(z. B. die Diskontogesellschaft) im Industrie- 
revier niedergelassen haben. Wie verlautet, steht 
daher bei der Deutschen Bank eine Erhöhung 
des Aktienkapitals von 200 auf 250 Millionen 
Mark bevor, das zum Teil zu dem genannten 
Zweck und dann infolge der allgemeinen Aus- 
dehnung des Geschäfts erforderlich wird. — Die 
Rheinisch-Westfalische Diskontogesellschaft in 
Aachen, die über ein Aktienkapital von 95 Mil- 
lionen Mark verfügt, vermindert ihre Dividende 
von 7 auf 61/5 %, wobei als Ursache die all- 
gemein ungünstige Geschäftslage angeführt wird. 
— Die Mitteldeutsche Privatbank hält ihre bis- 
herige Dividende von 7 % aufrecht. Der Brutto- 
wie der Nettogewinn haben die allerdings un- 
wesentliche Steigerung von 9742197 M. auf 
10011918 M. bezw. von 4517306 M. auf 
4501 010 M. aufzuweisen. 


Anleihen. Die Zeichnung auf die neuen preu- 
Bischen Schatzscheine hat zu einem glänzenden 
Erfolg geführt, denn die ausgeschriebenen 
400 Millionen Mark sind siebzigfach überzeich- 
net worden. Da mit dieser Anleihe der gesamte 
Geldbedarf Preußens noch nicht gedeckt war, 
sondern im Laufe des Jahres eine weitere 
Emission beabsichtigt war, hat sich die Regie- 
rung kurz entschlossen und erhöht die jetzige 
Anleihe auf 600 Millionen Mark. Von den 
200 Millionen Mark gelangen 150 Millionen Mark 
zur Öffentlichen Subskription, während den Rest 
von 50 Millionen Mark die Seehandlung zu 
etwaigen Regulierungszwecken zurückbehält. 
Für diese nachträglich ausgegebenen Schatz- 
scheine muß das Bankenkonsortium aber einen 
höheren Kurs, nämlich 96*/, 0 bezahlen, wäh- 
rend er für die ersten Scheine 961/, %0 verein- 
bart war. Die öffentliche Zeichnung beträgt 
jedoch gleichmäßig 97 Wo. — Die zur Ausschrei- 
bung gelangte mündelsichere 4proz. Schutz- 
gebietsanleihe in Höhe von 45 Millionen Mark 
hat auch sehr gut abgeschnitten, denn allein 
durch Sperrzeichnungen wurde die Summe be- 
deutend überzeichnet. 


Auslandsaufträge. Eine englische Eisenbahn- 
gesellschaft, die South Eastern and Chatham 
Railway, hat bei der Firma A. Borsig, Berlin- 
Tegel zehn schwere Lokomotiven bestellt. Dies 
ıst besonders beachtenswert, da cin derartiger 
Auftrag erstmalig von England nach Deutschland 
vergeben wird. Als Grund wird angegeben, dal 
sowohl die Lieferzeit der deutschen Firma kürzer 
und der Preis billiger war als bei den englischen 


Fabriken. --- Nicht minder auffällig ist die Tat- 
sache, daß Londoner Gasgesellschaften etwa 
1 Million Tonnen deutsche Kohlen bezogen 


haben, da diese z. Zt. billiger als englische sind. 
Dies dürfte wohl als ein erster Versuch zu be- 
zeichnen sein. — Die Firma Orenstein & Koppel 
— Arthur Koppel hat von der Republik Ekuador 
den Auftrag für einen Bahnbau erhalten, dessen 
Gesamthöhe sich auf etwa 16 Millionen be- 
laufen wird. 


Berufs- und Standesfragen 


Eisenindustrie. Wie verlautet, steht die 
Gründung eines deutschen Eisenwerkes in Schan- 
tung bevor, in dem die Schantung-Eisenbahn- 
esellschaft, in der bekanntlich die Schantung- 

ergbaugeselischaft aufgegangen ist, zur Aus- 
beutung ihrer Erzfelder eine Hochofenanlage er- 
richten wird. Hierdurch würde zunächst die 
Rentabilität der Bahn gefördert und dann wäre 
diese Gründung aber auch allgemein für unsere 
Pachtung von größter Bedeutung, weil sich 
dann zweifellos noch andere Industriezweige zur 
Weiterverarbeitung des Eisens ansiedeln würden. 
Der Plan findet natürlich die lebhafteste Unter- 
stützung der Verwaltung, wie aus dem Ver- 
waltungsbericht des Reichsmarineamts ersicht- 
lich ist. — Nach dem ,,B. T.“ steht eine Obli- 
ationenausgabe des Eisenwerkes Kraft bevor. 
Der Großaktionär der Gesellschaft, Fürst Don- 
nersmarck, hat dem Unternehmen einen Vor- 
schuß von zirka 10 Millionen Mark gewährt; 
dieser soll jetzt abgelöst werden, und zwar 
werden 10 bis 12 Millionen Mark Schuldver- 


schreibungen ausgegeben werden, von denen 
ein erheblicher Teil im Besitz des Fürsten 
Donnersmarck verbleiben dürfte. Gleichzeitig 


mit der Obligationenausgabe soll eine Erhöhung 
des Aktienkapitals um 4 1/, Millionen Mark statt- 
finden. Gegenwärtig beläuft sich das Aktien- 
kapital auf 18 Mill. Mark, die Obligationsschuld 
auf ca. 3 Millionen Mark. 


Berufs- und Standesfragen. 


Erziehung zu politischer Betätigung. 


Die diesjährige Ausschußsitzung wird sich 
mit einem Antrage des B.-V. Cöln beschäftigen, 
der eine regere Anteilnahme der Verbandsmit- 
glieder am Öffentlichen Leben befürwortet. Im 
Anschluß hieran verdienen einige Ausführungen 
im „März“ Beachtung, in denen der bekannte 
Politiker Friedrich v. Payer für eine bessere 
Wahrung der Interessen von Handel und In- 
dustrie in den deutschen Parlamenten eintritt. 
Es heißt hier u. a.: 

„Wenn Handel und Industrie so leb- 
haft das Bedürfnis haben, ihre Einwirkung auf 
die Gesetzgebung zu vermehren, wäre es viel- 
leicht das einfachste, sie würden einmal schen, 
wic es andere Erwerbszweige machen. Ich 
möchte un keinen Preis behaupten, daß die 
agrarischen Interessenvertreter 
unter Führung des Bundes der Landwirte auf 
diesem Gebiet vorbildlich seien, aber lernen 
können die anderen immerhin etwas von ihnen. 
Sie haben rechtzeitig erfaßt, daß man nicht 
erstanfangen darf, wenn die Parteien pro- 
grammatisch oder durch Entschließungen im 
einzelnen Fall festgelegt sind, sondern im 
ersten Stadium, in dem sich eine Meinung in 
einer Partei zu bilden beginnt. Eine wirk- 
same Einwirkung in diesen ersten Ab- 
schnitten ist aber, da die Parteien selbstver- 
ständlich zu ihren Parteiberatungen keine Geg- 
ner oder politisch Indifferente beiziehen, selbst- 
verständlich nur Parteigenossen möglich. 
Die Agrarier haben aber auch noch die Wahr- 
schmung gemacht, daß, was die Vertreter einer 
bestimmten wirtschaftlichen Richtung in den 
Beratungen ihrer eigenen politischen Partei 
vortragen, eine ganz andere Beachtung findet 
als was ein Dritter vorbringt. Ich möchte sogar 
glauben, daß der Respekt vor dem sachlichen 


Verschiedencs 


Wissen der befreundeten Sachverständigen — 
und Interessenten pflegen sachverständig zu 
sein — in den Parteiberatungen eher zu groß 
als zu klein ist. 

Die Konsequenz, die die Agrarier aus 
dieser ihrer Einsicht gezogen haben, braucht 
man ja nicht mitzumachen, aber eine Lehre 
könnten Handel und Industrie doch aus 
divsen Vorgängen ziehen, daß nämlich derjenige, 
der seitens der Parteien und der Parlamente eine 
— nicht einseitige, aber wenigstens — gerechte 
Berücksichtigung seiner Interessen beansprucht, 
das in zuverlässiger Weise nur dadurch erreichen 
kann, daß er, je seiner Weltanschauung ent- 
sprechend, sich am politischen Leben und 
speziell am Parteileben beteiligt, nicht aber 
dadurch, daß er sich vornehm außerhalb des 
politischen Betriebes stellt und nur, wenn ihm 
das Wasser an den Hals geht, von 
außen her seine Beschwerden und 
Ansprüche anmeldet. Noch jammern 
Handel und Industrie mit allem Recht z. B. 
über die Fahrkartensteuer, über die Heraut- 
setzung des Ortsportos, über den Scheck- 
stempel — wäre dieses Bukett verkehrsfeind- 
licher Maßnahmen möglich gewesen, wenn 
Handel und Industrie damals auch nur in der 
nationalliberalen Partei sc vertreten gewesen 
wären, wie sie es hätten sein können? 

Gewiß werden auch auf diesem Wege nicht 
alle Wünsche von Handel und Industrie erfüllt 
werden, die Mittelparteien, um die es sich im 
wesentlichen handeln wird, haben sich ja die 
Vertretung aller Interessen, nicht bloß der ein- 
seitigen einer einzelnen Erwerbsgruppe zur 
Aufgabe gesetzt, aber die politisch täti- 
gen Kaufleute und Industriellen 
würden doch jahraus, jahrein Gelegenheit haben, 
zur rechten Zeit und bei den maßgebenden Per- 
sonen ausführlich vorzutragen, was sie und 
ihre Berufsgenossen an Sorgen und Wünschen 
bewegt und wie sie sich die nötigen Aende- 
rungen vorstellen. Sie werden aber auch 
als Mitarbeiter im politischen 
Leben und als Freunde dabei ein 
anderes Ohr finden, als wenn sie 
sich halb als Ankläger und halbals 
Bittsteller melden. Die immer wieder- 
holte Behauptung, daß die großen und leistungs- 
fähigen Gruppen des Handels und der Industrie 
nicht ein paar Dutzend Abgeordnete weiter 
sollten aufbringen können als jetzt und daß 
ihre Angehörigen bei gutem Willen es nicht 
ebenso sollten möglich machen können, sich 
regelmäßig am politischen Leben zu beteiligen 
und damit zugleich eine Ptlicht gegen das Vater- 
land zu erfüllen, wie die Angehörigen anderer 
Beruiszweige, bedeutet einen Mangel an 
Selbstvertrauen, der nicht rasch genug 
überwunden werden kann.“ 


* + 
* 
Die Gehälter der Professoren an den Preussischen 
Technischen Hochschulen und Bergakademien. 


Zusammengestellt nach den im Staatshaushalts-Etat !) 
für 1914 befindlichen Angaben. 


Von Dr.-Jng. Martin W. Neufeld, Charlottenburg. 


In der folgenden Uebersicht ist für jede der Hoch- 
schulen nachgewiesen, welche Gehälter zur Verfügung 
stehen, und wieviel Professoren sie beziehen. Diese 


1) vgl. Martin W. Neufeld, Die Technischen Hochschulen, 
das Materialprifungsamt usw, Z. Verb. D. Dipl.-Ing. 4 (1914) 
86-93. 
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Zusammenstellung gibt eine Ergänzung zu der in 
Heft 4, Seite 87 von mir mitgeteilten Uebersicht der 
Gesamtausgaben .... Titel 1-9 (= Spalte 1-5). 


Nachweis der durchschnittlichen Gehalts- 
höhen der Professoren für 1914 


6500 | 5500 i 4100 | 3800 | 3000 

Anstalt | M | M | M M | M 
TH Aachen . _ 40 _ 2 — 
TH Berlin. . 62 _ 2 _ _ 
Bergakad. Berlin 10 — _ = = 
TH Breslau _ 19 _ _ _ 
Bergakademie 

Clausthal _ 9 — — — 
TH Danzig . _ 33 — 1 — 
TH Hannover. _ 37 _ 3 1 


Diplom - Ingenieure als Bausekretäre! 


Bei der Reichsbank wurde mit Wirkung vom 
1. Januar 1914 ab ernannt: der Architekt Dipl.-Ing. 
Hausmann in Berlin zum Bausekretär. 


"Verschiedenes. 


Die 4000 Mark-Grenze m der 
Krankenversicherung! 


Nach der Reichsversicherungsordnung erlischt 
die Versicherung in der Krankenversicherung 
in allen Fällen, in denen das Jahreseinkommen 
+000 M. übersteigt. Es war strittig, ob diese 
Vorschrift dann Anwendung findet, wenn es 
sich um Versicherte handelt, bei denen das 
Jahreseinkommen bereits vor dem 1. Januar 
1914 4000 M. überschritten hat. Die erste dies- 
bezügliche Entscheidung liegt jetzt vor. Wir 
geben sie nachfolgend wieder: 


Kgl. Versicherungsamt Besigheim. 
Beschlußausschuß. 


Am 28. Januar 1914. Entsch. auf Grund des 
§ 405 Abs. 2 RVO. Die Mitgliedschaft des 
Wilh. K., Betriebsleiter der Papieriabrik Wachen- 
dorff in Bergisch-Gladbach bei der Betriebs- 
krankenkasse der Firma Rathelhuber & Cie. 
G. m. b. H. in Gemmrigrheim, besteht ununter- 
brochen fort. Die am 9. Januar d. J. gemäß 
§ 314 Abs. 2 RVO. erfolgte Mitteilung des Vor- 
standes der Kasse an K., nach der dessen Mit- 
liedschaft mit Zustellung der Mitteilung er- 
oschen sei, da sein regelmäßiges jährliches Ge- 
samteinkommen 4000 M. übersteige, ist unzu- 
lässig und damit wirkungslos. 


Tatbestand und Gründe: 


K. war vom Jahre 1877 ab bei der Firma 
Rathelhuber & Cie, G. m. b. H. in Gemmrig- 
heim, beschäftigt. Er war versicherungspflich- 


tiges Mitglied der Betriebskrankenkasse der 
Firma bis 1592, erhielt seit 1892 ein höheres 


Gehalt als die Verptlichtung zur Krankenkasse 
damals erforderte, blieb aber von 1892 ab 
unter dem Schutze des damals geltenden Ver- 
sicherungsrechts ununterbrochen freiwilli- 
ges Mitglied der Betriebskrankenkasse. K. 
ist am 28. Februar bei der Firma ausgetreten, 
hat jedoch das Versicherungsverhältnis mit der 
Kasse auch weiter ohne Unterbrechung fort- 
gesetzt und aufrecht erhalten. Sein regelmäßi- 
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oes jährliches Gesamteinkommen überstieg schon 
lange vor dem Inkrafttreten der Reichsversiche- 
rungsordnung 4000 M. Die Kasse geht nun da- 
von aus, daß die Bestimmung des § 178 RVO., 
nach welchen die Versicherungsberechtigung in 
allen Fällen erlischt, wenn das regelmäßige jähr- 
liche Gesamteinkommen von 4000 M. übersteigt, 
auch auf solche Personen Anwendung finde, die 
schon vor dem 1. Januar 1914 mehr als 4000 M. 
Gesamteinkommen hatten. Der Vorstand der 
Kasse teilte demgemäß K. am 9. Januar 1914 
auf Grund des § 314 Abs. 2 RVO. mit, daß 
seine Mitgliedschaft mit Zustellung dieser Mit- 
teilung erloschen sei. Hiergegen hat K. am 
13. Januar 1914 die Entscheidung des Versiche- 
rungsamts beantragt. In der Gegenerklärung 
vom 10. Januar 1914 beharrt die Kasse dar- 
auf, daß die Mitgliedschaft K.s mit Zustellung 
der Mitteilung des Vorstandes erloschen sei. 
Der Beschlußausschuß ging indessen von nach- 
stehenden Erwägungen aus. K. war schon vor 
dem Inkrafttreten der Reichsversicherungsord- 
nung bei einem Einkommen von über 4000 M. 
freiwillig versichert, er hat hierdurch ein wohl- 
erworbenes Recht erlangt und durch regel- 
mäßige Beitragszahlung fortdauernd aufrecht er- 
halten. Diesem Rechte gegenüber stellt § 178 
einen besonderen neuen, dem bisherigen Rechte 
fremden Aufhebungsgrund dar, der nach all- 
gemeinen Grundsätzen nur wirken kann, so- 
fern der Grund unter der Herrschaft des neuen 
Rechts eingetreten, d. h. die Einkommensgrenze 
nach dem 1. Januar 1914 überschritten worden 
ist. Aus dem Gesetze selbst läßt sich die An- 
nahme nicht rechtfertigen, daß die RVO. rück- 
wirkend jenes nach dem früheren Gesetz er- 
langte Recht aufleben wolle, und aus § 314 
Abs. 2 RVO. kann auch nicht etwa gefolgert 
werden, daß es genüge, wenn die Mitteilung 
des Vorstandes, daß die Mitgliedschaft erloschen 
sei, unter der Herrschaft der RVO. erfolgt. (Vgl. 
Hahn, Krankenvers. § 173 Anm. 3.) 


Es war deshalb wie geschehen zu erkennen. 
Zu einer Entscheidung im Kostenpunkt liegt 
kein Anlaß vor. Gegen diese Entscheidung ist 
binnen einem Monat nach Zustellung derselben 
Beschwerde an das Kgl. Oberversicherungsamt 
in Stuttgart zulässig, welches endgültig ent- 
scheidet. (§ 415 Abs. 2, § 128 Abs. 1 RVO.) 

Damit wird die Mitgliedschaft solcher Per- 
sonen als gültig angeschen, die schon vor dem 
l. Januar 1914 über 4000 M. Einkommen hatten. 
Deren Mitgliedschaft wird also durch die Reichs- 
versicherungsordnung nicht gefährdet. 


„Werkmeister-Zeitung‘“‘ 1914, Nr. 7. 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Berlin. 


Dr. phil. Rudolf Meerwarth habilitierte 
sich in der Abteilung für Allgemeine Wissen- 
schaften für das bisher noch gar nicht ver- 
tretene Lehrfach der „Statistik“. 


* 3 * 

Der Geheime Regierungsrat Professor Dr.- 
Sig. E. h. Hermann Rietschel starb am 
18. Februar im 72. Lebensjahr. Er hatte bis zuin 
Ablaufe des Winterhalbjahres 1910 1911 an der 


Hochschulnachrichten 


Technischen Hochschule Berlin den Lehrstuhl 
für Lüftung und Heizung inne. 


2 
s 2 


Der Geheime Regierungsrat Professor Dr. 
phil. Dr.-3ng. E. h. Carl Liebermann tritt 
im 72. Lebensjahre am Ende des Winterhalb- 
jahres von seinem Amte als Vorsteher des orga- 
nischen Laboratoriums der Technischen Hoch- 
schule Berlin zurück. 


* * * 


Der außerordentliche Professor der Chemie 
an der Universität Berlin, Dr. phil. Robert 
Pschorr, wurde zum ordentlichen Professor 
an der Technischen Hochschule Berlin als Nach- 
folger des aus dem Amte scheidenden Professors 
Dr. phil. Drug. E. h. Carl Liebermann er- 
nannt. 


Technische Hochschule Breslau. 


Den Dozenten an der Kgl. Technischen Hoch- 
schule in Breslau, Dr.-Ing. Emil Günther und 
Trernng. Paul Oberhoffer, ist das Prädikat 
Professor verliehen worden. 


Technische Hochschule Danzig. 


Dem Oberlehrer Dr. W. Wangerin in 
Danzig-Langtuhr ist die seit mehreren Jahren 
unbesetzt gebliebene Dozentur fur Botanik an 
der Technischen Hochschule zu Danzig-Lang- 
fuhr übertragen worden. 


Technische Hochschule Hannover. 

Die Technische Hochschule in Hannover hat 
Herrn C. Otto Gehrckens, den Inhaber der 
bekannten Treibriemenfabrik gleichen Namens in 
Hamburg, zum ®r.-Ang. honoris causa ernannt, 
aus Anlaß der 23 jahrigen Wiederkehr des Ta- 
ges der Veröffentlichung des grundlegenden 
Werkes über die Treibriemenkraftkoeffizienten. 


* * * 


Für das Fach der Hygiene und Bakteriologie 


habilitierte sich an der Techn. Hochschule zu 
Hannover der Oberstabsarzt Dr. med. Hirsch. 
* * 
* 


Professor Dr. Hermann A. Krüger, Privat- 
Dozent fur Literaturgeschichte an der Tech- 
nischen Hochschule zu Hannover, legt am Ende 
des laufenden Winterhalbjahrs sein Amt nieder. 


Technische Hochschule München. 


Die Venia legendi für Farben- und Textil- 
chemie erhielt in der chemischen Abteilung der 
Münchener Techn. Hochschule Dr. phil. Kurt 
Braf (aus Hohenstadt in Mähren). Dr. Braß 


erhielt seine Ausbildung an der Universität 
Basel, besonders bei Prof. E. Noclting. Seine 
Habilitationsschrift trägt den Titel: „Ein Bci- 


trag zur Synthese von Küpenfarbstoffen‘“. 


2 2 
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Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Danzig. 


Die Spüł- und Auspuffvorgänge bei 
Zweitakt-Verbrennungs-Kraftmaschinen 
mit besonderer Berücksichtigung der 
schnellaufenden Oelmotoren. Von 2Dipf.- 
ng. Adam Kreglewski, Verlag für Fachliteratur G. m. 
b. H., Berlin 1913. 
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Technische Hochschule Darmstadt. 
Schienenfreie Bahnsteigverbindun- 

gen. Von Diptl.-$ng. Hermann Krieger, Regierungs- 

bauführer. Robert Noske, Borna-Leipzig 1914. 


Beitrag zur Kenntnis der Sekundär- 
strömungen in gekrümmten Kanälen. 
Von Dipl.-Ing. Jakob Lell. R. Oldenbourg, München 
1013. 

Druckverlust strömender Luft in 
geraden zylindrischen Rohrleitungen. 
Von Dipl.-Ing. Hugo Ombeck, Essen (Ruhr). 
A. W. Schade, Berlin 1913. 


Untersuchungen über die Bildung 
und Darstellung der einfachsten or- 
ganischen Persäuren. Von Dipl.-Qng. Wil- 
helm Friedrich Frey, Eppingen. Leopold Voß, Leipzig 
und Hamburg 1914. 


Ueber die Elektrooxydation von 
Manganosalzen in sauren Lösungen 
und einige dabei erhaltene Verbin- 
dungen. Von Dipl.-‘|ng. Mathias Sem, Skien (Nor- 
wegen). oh. Conr. Herbertsche Hofbuchdruckerei 
Nachfolger Dr. Adolf Koch, Darmstadt 1914. 


Technische Hochschule Miinchen. 


Ueber die Bromierung des Methyl- 
cinchonins. Von Dipl.-Ing. Wilhelm Mühlauer. 


Beiträge zur Kenntnis der Lipoide 
des Malzes. Von Pipl.- ng. Heinrich Lüers, 
München. Carl Aug. Seyfried & Comp., München 1914. 


Literatur. 
Buchbesprechungen. 


Weltwirtschaftliches Archiv. Zeitschrift für 
Allgemeine und Spezielle Weltwirtschaftslehre. 
Herausgegeben von Dr. sc. pol. Bernhard 
Harms, Ordentlicher Professor an der Uni- 
versität Kiel. 2. Band, Heft 1, Juli 1913, Ver- 
lag von Gustav Fischer, Jena. 


Das 1. Heft des 2. Bandes dieser tretflichen 
Zeitschrift, deren 1. Band, Heft 1, wir in Heft 11 
dieser Zeitschrift vom 1. Juni 1913 ausführlich 
besprochen haben, bringt zunächst einen Auf- 
satz von Dr. V. Furbin (Basel) über die 
Standortsprobleme in der Volks- 
und Weltwirtschaftslehre. 


Der Verfasser hebt einleitend hervor, dab 
die wirtschaftlichen Standortspro- 
bleme schon lange, bevor sich die Notwendig- 
keit ergeben hatte, die Weltwirtschaftslehre zu 
einer eigenen Disziplin auszugestalten, den 
wesentlichen Inhalt der weltwirtschaftlichen Be- 
trachtungen, die sich in den einzelnen Systemen 
der Nationalökonomie eingeschaltet finden, bil- 
deten; dagegen war das Standortsproblem inner- 
halb der Grenzen des eigenen Landes bis in die 
neueste Zeit fast unbeachtet geblieben und hat 
bis jetzt fast nur in den Untersuchungen Alfred 
Webers über den Standort der Industrien 
und einigen älteren der landwirtschaftlichen 


Oekonomik zuzuweisenden Arbeiten eine wissen- 
schaftliche Behandlung erfahren. Wenn auch 
durch die Theorie des wirtschaftlichen 
Gleichgewichts, wie sie durch einige For- 
scher ausgebildet worden ist, ein Formelsvstem 
auf diesem Gebiete ausgebaut worden ist, so 
scheint etwas Greifbares und Anwendbares hier- 
bei doch nicht herausgekommen zu sein. 


Der Verfasser gibt nun in längeren Aus- 
führungen an der Hand mathematischer Formeln 
eine Theorie der volks- und weltwirtschaftlichen 
Standortserscheinungen, auf die im einzelnen 
einzugehen uns aber der hier zur Verfügung 
stehende Raum nicht gestattet; Furbin steht 
aber nicht an festzustellen, daß die theo- 
retische Lösung des allgemeinen Standorts- 
problems von der praktischen verschieden 
ist; denn die Praxis sei bereits durch jahrzchnte- 
lange Schulung mit den Standortskoordinaten, 
dic dem Optimum des Ertrages entsprechen, 
vertraut. Es komme für sie nur in Betracht, 
diese jeweilig den veränderten Bedingungen an- 
zupassen. Da aber diese Veränderungen der 
Grundbedingungen, als Preisvariationen, Er- 
höhung oder Verringerung der Transports-, Ver- 
sicherungs- Spesen usw., zumeist nie 
sprungweise, sondern stetig erfolgen, so habe 
der Leiter des Privatunternehmens stets nur 
ein engbegrenztes Feld der Möglichkeiten ins 
Auge zu fassen, um sich darauf das Optimum zu 
sichern. Nur selten trete an den menschlichen 
Unternehmungsgeist das Problem in seinem 
vollen Umfange heran, nämlich dann, wenn es 
sich um neue Verkehrsstraßen, um neue Absatz- 
länder handele, wo es also gelte, die genau- 
esten Berechnungen anzustellen, um so das an 
und für sich hohe Risiko, das jeder neue Zweig 
des geschäftlichen Lebens mit sich bringe, teil- 
weise wenigstens zu begrenzen und einzu- 
schränken. 


In dem zweiten Auisatze: Tendenzen 
des italienischen Handels im Ost- 
lichen Mittelmeer, geht der bekannte 
Nationalökonom und Soziologe, Professor Dr. 
Robert Michels in Turin, davon aus, daß 
Italien infolge seiner günstigen geographischen 
Lage die Rolle zufallen würde, als erstes unter 
den europäischen Völkern aus dem reichen Han- 
del des Orients durch Export seiner industri- 
ellen Erzeugnisse wie durch den Import der 
besonderen Produkte der Levante den größten 
Vorteil zu ziehen. Trotzdem nimmt der italie- 
nische Handel im Orient nicht die ihm ge- 
bührende Stellung ein, steht vielmehr an Leb- 
haftigkeit hinter dem Handel Rußlands, Frank- 
reichs, Deutschlands, Oesterreich-Ungarns und 
Belgiens zurück. Die italienische Ausfuhr an 
Industrieartikeln charakterisiert sich im ganzen 
durch Billiskeit und mindere Qualität, an ihr 
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ist eine groBe Anzahl kleiner und kleinster Pro- 
duzenten beteiligt, und es fehlt an groBen und 
bedeutenden Exporthäusern, auch nimmt der 
italienische Export auf die Konsumenten nicht 
die genügende Rücksicht. 


Der erste Hemmschuh für das Ge- 
deihen erfreulicher Handelsbezie- 
hungen zwischen ltalien und dem 
Orient wie überhaupt liegt in der 
italienischen Industrie selbst, 
deren Entwicklungsmöglichkeiten 
durch den nahezu gänzlichen Man- 


gel an eigener Kohle allzu enge 
Grenzen gezogen sind. Dazu hin- 
dern die hohen Frachtkosten und die 


schlechten und völlig ungenügenden Schiffs- 
verbindungen den italienischen Handel in 
der Levante in seiner vollen Entfaltung. In- 
folgedessen werden die italienischen Waren der- 
art teuer im Verkaufspreis, daß sie die Kon- 
kurrenz mit den deutschen Industrieerzeug- 
nissen nicht aushalten können. Die definitive 
Depozedierung des italienischen Orienthandels 
datiert seit dem Jahre 1870 und ist auf das 
engste mit den technischen Fortschritten in der 
Segelschiffahrt verknüpft. Nun werden aber die 
weltwirtschaftlichen Beziehungen zwischen den 
Völkern nicht nur von objektiven Verhältnissen, 
sondern auch von subjektiven Faktoren, unter 
denen die Subjekte die größte Rolle spielen, 
getragen. In dieser Beziehung ist es aber mit 
Italien in seinen weltwirtschaftlichen Bezie- 
hungen, insbesondere zur Levante, sehr schlecht 
bestellt. Denn die italienische Kolonie in der 
Levante steht, obwohl sie dort unter den euro- 
päischen Kolonien die zahlreichste ist, bei den 
Mohamedanern und den übrigen Europäern nicht 
in einem großen Ansehen. 


Welches werden nun die Aussichten des 
italienischen Expansionismus in den östlichen 
Gestaden des Mittelmeeres sein? 


Obwohl nun der italienisch-türkische Krieg 
die Handelsbeziehungen zwischen beiden Staaten 
so gut wie gänzlich unterbrochen hat, kann 
heute doch nicht gesagt werden, ob und inwie- 
fern der dem italienischen Orienthandel während 
der Kriegszeit zugefügte Schaden von dauernder 
Wirkung ist. Wenn auch zweifellos die Kon- 
kurrenten Italiens die Zeit ausgenutzt und auf 
eine ständige Verdrängung der italienischen 
Waren hingearbeitet haben, so erwarten die 
Italiener anderscits doch große handelspolitische 
Vorteile durch die Erschließung Tripolitaniens 
und der Cyrennika. Es bleibt aber noch abzu- 
warten, ob der Tripoliskrieg die handelspoli- 
tischen Aussichten Italiens im östlichen Mittel- 
meer gestärkt hat. 


Gegenüber der Ansicht einiger italienischen 
Gelehrten, die gerade jetzt ,,die Sonne der 
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Weltwirtschaft für Italien aufgehen sehen‘, ist 
Michels sehr skeptisch, meint aber, daß die 
dem italienischen Handel im Kriege geschlagenen 
Wunden vielleicht auf anderem Wege und durch 
andere, noch neuere Ereignisse wieder geheilt 
werden mögen. Von höchster Wichtigkeit für 
die Aussichten des italienischen Einflusses im 
Orient sei auch die Stellung der Juden, 
die aus verschiedenen Gründen von warmer 
und dankbarer Sympathie zu Italien getragen 
seien; diese Sympathie werde sich häufig in 
kommerzielle Vorteile für Italien umzusetzen 
vermögen, denn der Konsum italienischer Ar- 
tikel und infolgedessen die Nachfrage nach 
italienischem Importe wachse mit dem Wachs- 
tum der Anerkennung unter den Juden für die 
gute Behandlung, die der italienische Staat 
seinen jüdischen Bürgern angedeihen lasse. 

In dem 3. Aufsatze beschäftigt Dr. Bern- 
hard Dietrich (Plauen) sich mit der Aus- 
fuhr von Qualitätsware und dem 
internationalen Musterschutz. 

Der Verfasser geht davon aus, daß die 
Kulturvölker in Zukunft den Wettkampf um 
den großen Markt in der gesteigerten Aufnahme 
der Herstellung von Qualitätsware, d. h. in der 
Arbeit für den individuellen Geschmack, kämp- 
fen werden. Um das Einwerfen von Persönlich- 
keitswerten werde die Ueberlegenheit des 
einen Volkes über das andere entscheiden. Die 
Lösung des Problems der Form sei aber bei 
allen Kulturvölkern gegenwärtig gleichmäßig 
durch die Erfüllung einer unbedingten Voraus- 
setzung reif geworden, nämlich durch ihre er- 
höhte Konsumfähigkeit. Die wichtigste, alle 
Kulturstaaten gleichmäßig angehende Voraus- 
setzung des Exportkampfes in Qualitätswaren 
sci nun die internationale Sicherung des Rechts 
an den in der Qualitätsware enthaltenen Persön- 
lichkeitswerten; denn erst dann werde der 
Export von Qualitätsware gewinnbringend, 
wenn durch einen wirksamen Schutz gegen 
Nachahmung der Fabrikant die Gewißheit er- 
halte, daß er rationell fabrizieren könne und 
nicht einem, durch die Unsicherheit des inter- 
nationalen Rechts bedingten fortgesetzten Wech- 
sel in der Musterung unterworfen sei. Es sei 
daher interessant, zu untersuchen, welche 
Rechtsformen bisher der Schutz der in 
kunstgewerblichen und Mustererzeugnissen ent- 
haltenen ästhetischen Werte gefunden habe und 
welcher Ausgestaltung diese Rechtsformen im 
internationalen Verkehre fähig seien. Bei der 
Betrachtung der bisherigen diesbezüglichen 
internationalen Vereinbarungen gelangt Die- 
trich zu dem Ergebnisse, daß es bisher noch 
keinen internationalen formlosen Schutz kunst- 
gewerblicher Erzeugnisse gebe. Auch die 
Berner Uebereinkunft bringe trotz vorzüg- 
licher Ansätze keine befriedigende Lösung der 
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Frage. Es bleibe aber die Hoffnung, daß all- 
mählich doch ein internationaler Schutz von 
Werken der angewandten Kunst sich Bahn 


brechen und demnach alle Formalitäten, soweit 
sie nicht international zur Identifizierung von 
Mustern in der Berner Hinterlegungsstelle 
dienen, aufgehoben werden. Bei dem Auf- 
schwunge, den voraussichtlich das Kunstgewerbe 
nehmen werde, und bei dem Interesse, das alle 
Kulturstaaten an der Ausfuhr kunstgewerblicher 
Waren haben werden, sei zu wünschen, daß 
die ungemein schwierige Fortbildung des inter- 
nationalen Rechts bald weiter vorwärts schreite. 


Sodann gibt der Handelsrechtslehrer Geh. 
Justizrat Prof. Dr. Pappenheim an der Kicler 
Universität unter dem Titel: Das geltende 
deutsche Privatseerecht und seine 
Weiterentwicklung die Vorträge wieder, 
die er über: Das besondere Privatrecht der 
Seeschiffahrt im Verhältnisse zum allgemeinen 
bürgerlichen Recht im Frühjahrskurse 1913 der 
Kölner Vereinigung für rechts- und staats- 
wissenschaftliche Fortbildung gehalten hat. Es 
wird hier eine Darstellung des deutschen Sce- 
handelrechts sowie eine Uebersicht über die 
bisherigen internationalen Vereinbarungen ge- 
boten, auf die näher einzugehen kein Anlaß 
vorliegt, da sie nichts Neues bietet, vielmehr 
sich auf einen kurzen Ueberblick über das be- 
stehende Recht beschränkt. 


In dem dann folgenden Aufsatze: Das 
Papiergeldimnationalenundinter- 
nationalen Zahlungsverkehr unter- 
sucht Dr. Guillermo Subercaseaux, Pro- 
fessor an der Universität Chile (Santiago), im 
Anschlu an sein Buch: „El papel morala‘ 
(Santiago de Chile 1912), die verschiedenen 
Ursachen, die das Aufkommen des Papiergeldes 
herbeigeführt haben. Es kommen hier die fol- 
genden Ursachen in Frage: 


1. Die Banknote bedeutete den ersten 
Schritt zugunsten des Umlaufes von uneinlös- 
barem Papiergeld. 


2. Sodann erschien das Papiergeld auch in 
der Form von Bons oder Noten, die durch 
die Obrigkeit ausgegeben werden, so in den 
englischen und französischen Kolonien von Nord- 
amerika. 


Besonders Gründe finanzieller Natur 
führten zum Auftreten des Papiergeldes, da 
die Herstellung des Geldes in vielen Fällen 
eine Einnahmequelle war. Das Papiergeld, 
dessen Herstellungskosten unbedeutend waren, 
bildete so ein sehr wirksames finanzielles Aus- 
hilfsmittel. Häufig war der Grund für die Un- 
einlösbarkeit die Notwendigkeit, die Bankinsti- 
tute aus kritischen Situationen, in denen sie sich 
befanden, zu retten. Nachdem dieses Geldsystem 
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einmal bekannt geworden und in Gebrauch ge- 
nommen war, zählte die Finanzwissenschaft es 
unter die Möglichkeiten, sich Umlaufsmittel in 
den großen Krisen zu verschaffen. Auch cine 
gewisse Strömung der öffentlichen Meinung be- 
stand oft zugunsten des Papiergeldes. Als 
historisches Merkmal des Papiergeldes er- 
gibt sich, daß man es stets als ein zufälliges 
und nicht endgültiges Geldsystem ansah, d. h. 
als eine Art von zeitweiliger Aufhebung des 
Metallgeldes, das immer als das wahre und 
eigentliche Geld angesehen wurde. 


Eine große Unbequemlichkeit des Papier- 
geldes bestand in der Begrenzung seiner Kurs- 
fähigkeit an den nationalen Grenzen, die durch 
die Schwankungen des internationalen Wechsel- 
kurses entstand. Dieser Mangel der uneinlös- 
baren Note machte sich selbst in Ländern fühl- 
bar, in denen das Papiergeld das glücklichste 
Dasein führte. 


Das uneinlösbare Papiergeld hat niemals ein 
endeültiges System darstellen können, vielmehr 
ist es mit Rücksicht auf den internationalen 
Zahlungsverkehr stets ein Uebergangs- 
system gewesen, das sich aus mancherlei 
Gründen in den Entwicklungsgang der metalli- 
schen Geldsysteme jeweils eingeschlichen hat. 


Sodann untersucht Eduard Rosenbaum an 
der Hand des Aufsatzes von Prof.Dr. Eduard: 
Klimaschwankungen und Völkerwanderungen 
(Almanach der Kaiserl. Akademic der Wissen- 
schaften, 62. Jahrgang, Wien 1912, S. 421-—444) 
dieses Problem. Er gelangt zu dem Ergebnisse, 
daß die Lehren Brückners der Sozialöko- 
nomik Anlaß geben müssen, bei Beschreibung 
wirtschaftlicher Ereignisse auch die Klimaver- 
hältnisse möglichst genau zu erfassen, da es kein. 
Zweifel sei, daß auch auf diesem Gebiete unsere 
Zeit in Einzelarbeit vieles von den großen 
Ahnungen des 18. Jahrhunderts zu bewähren 
haben werde, die von den klimatischen Speku- 
lationen des Bodiens eröfinet, von den 
immerhin sinnvollen Bizarerien eines Fourier 
beschlossen worden seien. 


„Die internationalen Verpflech- 
tungen des Versicherungswesens“ 
untersucht in einem Ueberbli-" rof. Dr. Alfred 
Manes (Berlin). Er heuc einleitend hervor, 
daß schon zahlreiche, bereits kräftige Wurzeln 
nicht nur eines Weltversicherungsrechts, son- 
dern auch einer Weltversicherungswirtschaft, 
einer Weltversicherungspolitik zu bemerken sind, 
Eine charakteristische Erscheinung in der Ent- 
wicklung der modernen Privatversicherung ist 
die international tätige, Policen in der Sprache 
aller Völker ausstellende Riesengesellschaft. 


Die internationale Tätigkeit der Versiche- 
rung bedeutet für die Weltwirtschaft, daß 
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1. dauernd Prämienzahlungen einer auslän- 
dischen Unternehmung zugeführt, der heimi- 
schen Wirtschaft mithin entzogen werden, 
und daß 


2. ein ausländisches Unternehmen bei Eintritt 
des Versicherungsfalles an einen inlän- 
dischen Versicherten Ersatzsummen leistet, 
die die Prämienleistungen im Einzelfall wie 
in der Gesamtheit gelegentlich weit über- 
steigen können, in der Regel aber nicht 
annähernd an diese heranreichen. 


Je größer nun die Differenz zwischen der 
vom Inland nach dem Ausland gezahlten Prä- 
miensumme auf der einen Seite, und der vom 
Ausland ins Inland als Gegenleistung gezahlten 
Versicherungssumme auf der anderen Seite ist, 
je geringer ist der volkswirtschaftliche Wert 
der Betätigung der ausländischen Anstalten im 
Inland vom Standpunkt der inländischen Wirt- 
schaft aus betrachtet. 


Was im einzelnen Deutschland anlangt, 
so kann behauptet werden, daß die deutsche 
Rückversicherung der internationalste Privat- 
versicherungszweig ist. Die deutsche Rückver- 
sicherung, insbesondere die führenden Gesell- 
schaften, beherrschen den Rückversicherungs- 
markt der ganzen Welt. Deutschland hat bei 
weitem die meisten und die bei weiten größten 
Versicherungsgesellschaften aufzuweisen. 


Auf alle Fälle bewirken die internationalen 
Verflechtungen des Versicherungswesens ein 
weitgehendes gemeinsames Interesse aller mit 
dem Versicherungswesen zusammenhängenden 
Faktoren an Schadenmeidung, an Unterdrückung 
der Gefahren, die die Auszahlung einer Ver- 
sicherungssumme bedingen. 


In bezug auf die Frage des Verhaltens der 
Versicherungspolitik zu dem inter- 
nationalen Versicherungsbetriebe ist ein ver- 
schiedenes Vorgehen der einzelnen Staaten zu 
konstatieren; wünschenswert wäre hier eine 
Einigung insbesondere zwischen den mitteleuro- 
päischen Staaten, zu der auch bereits Ansätze 
vorliegen. 


Auch in der Sozialversicherung 
nimmt die Internationalisierung immer mehr zu, 
indem durch Verträge zwischen den einzelnen 
Staaten der Grundsatz des gemeinsamen Ver- 
sicherungsindigenats durchzuführen ver- 
sucht wird. Man bemüht sich hier, einen Zustand 
zu bewirken, in dem der ausländische Arbeiter 
im Inlande dem ausländischen Arbeiter hinsicht- 
lich der Versicherung gleich behandelt wird. 
In dieser Beziehung ist Deutschland nach An- 
sicht des Verfassers nur allzu bereit, das Prin- 
zip der Internationalität auf dem Gebiete der 
Sozialversicherung etwas zu übertreiben. 


In weiteren Artikeln behandeln Joseph 
Mendel (Berlin) die internationale Organi- 
sation der Petroleumgewinnung und des Petro- 
leumhandels und Walter Döhle (Rotterdam) 
den Tabakmarkt in Holland. Der 
letztere Aufsatz gibt einen Vortrag wieder, den 
der Verfasser am 5. März 1913 in Rotterdam 
aus Anlaß der niederländischen Studienreise der 
Berliner Vereinigung für staatswissenschaftliche 
Fortbildung gehalten hat. Der uns hier zur 
Verfügung stehende Raum gestattet aber kein 
näheres Eingehen auf diese Aufsätze. 


Hieran schließt sich ein sehr eingehender 
Literaturbericht über die verschiedensten volks- 
wirtschaftlichen und öÖffentlich-rechtlichen Mate- 
rien (Kollektivbesprechungen sowie Einzelbe- 
sprechungen und Anzeigen), weiter Chronik und 
Archivalien; den Beschluß des Heftes endlich 
bildet eine international-vergleichende Statistik 
des Geldmarktes, der Börsen und der Waren- 
märkte. 


So bietet auch dieses Heft des ,,Weltwirt- 
schaftlichen Archivs‘ allen volkswirtschaftlich 
Interessierten eine Fülle wertvollen Materials, 
das sowohl dem Theoretiker wie auch ganz 
besonders dem Praktiker (Kaufmann, Industri- 
eller, Politiker usw.) äußerst schätzenswerte 
Dienste leisten wird. 


Berlin. Louis Leopold. 
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Ueberfüllung im akademisch-technischen Beruf. 


Es wird auf eine mehrfache Anregung des 
B.-V. Mainz-Wiesbaden hin die Frage der Ueber- 
füllung im akademisch-technischen Beruf disku- 
tiert und ein Rundschreiben nebst Fragebogen 
an die maßgebenden Stellen vorgelegt; des- 
gleichen der von einem Berufsstatistiker vorge- 
legte Arbeitsplan zur Veranstaltung einer En. 
quete über die wirtschaftliche und soziale Lage 
der Diplom-Ingenieure. 


Der B.-V. Mainz-Wiesbaden soll gebeten wer- 
den, die Veranstaltung der Umfrage und die 
Sichtung und Verarbeitung des eingegangenen 
Materials durchzuführen. Es wird dem B.-V. 
Mainz-Wiesbaden hierfür ein Geldbetrag be- 
willigt. ’ 


Abgrenzung der Bezirksvereine. 


Die vom B.-V. Oberschlesien angeregte Ab- 
Bezug der Bezirksvereine läßt sich, wie die 
rfahrung nunmehr ergeben hat, praktisch nicht 
durchführen. Es wird deshalb die Geschäfts- 
stelle beauftragt, das bisher eingegangene Ma- 
terial zu sichten. 


Stundung von Mitgliederbeiträgen. 


Einige Anträge auf Stundung von Mitglieder- 
beiträgen werden genehmigt. 


ae ho, 


Verbandsnachrichten 


Diplom-Ingenieure im Kommunaldienst. 


Es wird Mitteilung gemacht über die in 
letzter Zeit in mehreren Stadtverwaltungen ein- 
etretenen Neubesetzungen höherer Kommunal- 
aubeamtenstellen und über die Ausschreibung 
solcher in der Fach- und Tagespresse. Es er- 
gibt sich daraus, daß das Regierungsbaumeister- 
prinzip im Rückgang begriffen ist. 


Propaganda. 


Der Vorstand berät über die seitens der 
Bezirksvereine eingegangenen Vorschläge zur 
Herbeiführung einer umfassenden Propaganda. 
Es wird festgestellt, daß viele Vorschläge nicht 
durchgeführt werden können, da sie der Satzung 
widersprechen. Ueber die durchführbaren Vor- 
schläge soll demnächst berichtet werden. 


Ordentliche Ausschuß-Sitzung 1914. 


Es wird der Termin der ordentlichen Aus- 
schuB-Sitzung auf 1. März 1914 festgesetzt, das 
hierfür eingegangene Material geprüft und die 
aufgestellte Tagesordnung genchmigt. 


Der Vorstand. 


s C 
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Zahlung der Verbandsbeitrizge. 


Nach § 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1, Abs. 3 
der Geschäftsordnung des Verbandes ist der Jahres- 
beitrag, in welchem zugleich der Bezirksvereinsbeitrag 
enthalten ist und Mark 12.— bis Mark 15.— beträgt, 
an die Geschäftsstelle des Verbandes, Berlin W. 15 
(Konto Nr. 7527 Postscheckamt Berlin NW. 7) ein- 


zusenden. 


Wir gestatten uns, die Mitglieder auf unseren 
Stellenanzeiger, der jede Woche zweimal, und 
zwar am Mittwoch und Sonnabend erscheint, 
aufmerksam zu machen. 

Die Geschäftsstelle. 


x * 
* 


Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 
Dr.-ng. Anthes, Hugo, Obering. und Vor- 

stand der Jul. Pintsch A.-G., München, Mün- 

chen, Agnesstr. 57. 


Dipl.-Ing. Assemann, Georg, Ing. des Eisen- 


betonbaugeschifts Carl Brömme, Leipzig, 
Leipzig, Rietschelstr. 53, I. 
Viplzkng. Blomeyer, Reinhold, Ständiger 


Assistent im elektrotechn. Laboratorium der 
Kgl. Technischen Hochschule Berlin, Berlin- 
Steglitz, Hubertusstr. 3,1. 

Tibl-3ug. Bullinger, Rich., 
nieur, Hannover, Ludwigstr. 16. 

Dipl- 3ng. Enders, Jacob, Ing. b. d. stadt. 
Wasser-, Gas- u. Elektrizitätswerken, Mann- 
heim, Seckenheimer Str. 47, Il. 

Dipl.-Ing. Frank, Rudolf, Ing. der Siemens- 
Schuckert-Werke, Charlottenburg, Lohmeyer- 
straße 3/2. 


Dipl.-Ing. Goetze, Karl, Assistent a. d. Techn. 
Hochschule, Aachen, Aachen, Markt 21. 
Tipl-3ng. Hettich, Robert, Ing. i. Techn. 


Bureau Dr.-3ng. Th. Heyd, Darmstadt, Wil- 
helmstr. 51, I. 


Revisionsinge- 
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Dipl.-Ing. Hubach, Rudolf, Ing. der Abt. 
Rohrl. G. E. W.-Werken, Colin, Rolandstr. 86. 

Dipl.-Ing. Hubel, Gustav, Georgsmarienhütte, 
Kreis Osnabrück. 

Dipl.-Ing. Janser, Karl, Statiker des Hoch- 
bauamtes, Cöln-Braunsfeld, Thonstr. 13b. 
an Duo Junkers, Paul, Assistent an der 
Kgl. echn. Hochschule, Breslau, Breslau, 

Alexanderstr. 7, 1. 

Dipl.-Ing. Jürgens, Karl, Breslau XVI, Bor- 

= sigstr. 54. 

Kloth, Hans, Reg.-Baumeister, Vertreter der 
Gutehoffnungshütte, Cöln, Eburonenstr. 12, II. 

Dipl.-Ing. Lohrke, Emil, Chemiker, Rombach 
(Lothr.). 

Dr.-Ing. Meer, Gustav ter, Direktor der Han- 
noverschen Maschinenbau-A.-G., vorm. Georg 
Egestorff, Hannover-Linden, Hamelner Str. 1. 

Dipl.-Ing. Mücke, Kurt von, Berlin NW. 6, 
Hannoversche Str. 15, 1. 

Vipl.-ang. Müller, Fritz, Ing. der Dyckerhoff 
& Widmann A.-G., Biebrich, Wilhelmsanlage 3. 

Dipl.-Ing. Niemack, Albert, Bergingenieur, 
Berlin NW., Pritzwalker Str. 11, H. 

Dipl-Qug. Oehmichen, Kurt, 
Eulitzstr. 4. 

Dr.-Ing. Offe, 
straße 35. 

Dipl.-Ing. Orthlieb, Hermann, Ing. am Gas- 
und Wasserwerk, Halberstadt, Seydlitzstr. 23. 

Dipl.-Ing. Perl, Robert, Münster i. W., Augusta- 
straße 57, I. 

Dr.:Sng. Rettenmeier, Philipp, Architekt 
in der Bad. Anilin- und Sodafabrik, Ludwigs- 
hafen (Rhein), Friesenheimer Str. 23, II. 

Dipl.-Ing. Schlechtriem, Walter, Obering. 
u. Prokurist d. Rhein. Wasserwerksgesell- 
schaft, Cöln-Deutz, An der Bastion 3, I. 

Vipl-ang. Schmidt, Fr. Wilh., Kgl. Reg.-Bau- 
führer, Mainz, Graben 2, IH. | 

Trug. Schultze, Joachim, Vorsteher des 
Konstruktionsbureau der Dyckerhoff & Wid- 


Chemnitz, 


Gustav, Cöln, Heisterbach- 


mann A.-G., Biebrich, Mainz-Kastel, Philips- 
ring 4l. ' 
Viplegng. Tischler, Erhard, Architekt, 


Düsseldorf, Steinstr. 15a. 


Dipl.-Ing. Tremmel, Robert, Architekt am 
städt. Hochbauamt, Mannheim, M. 7, 11. 


Dipl.-Ing. Voigt, Heinz, Reg.-Bauführer, z. Zt. 
Kassel-Wilhelmshöhe, Brabanter Str. 24. 

Vipl.-Gng. Wagner, Richard, Kiel, Falckstr. 6, 
I Iks. 


Vipl-jng. Winter, Otto, Bergingenieur, Am- 
mendorf b. Halle, Bahnhofstr. 2a, Ill. 

Dipl.-Ing Zimmermann, Erich, 
(Westerwald). 


Caden 
* 


In die Liste der 
getragen: 

Dipl.-Ing. Angel, Erich (Oesterreicher), Archi- 
tekt am stadt. Hochbauamt, Dresden-A., 
Bankstr. 6, H. 

Haeder, Hans, 
Emser Str. 51. 

Tipl.-3ng. Kla 
teilungschef, 


Förderer wurden ein- 


Dr., Ingenieur, Wiesbaden, 
per, Emil (Oesterreicher), Ab- 


uisburg, Königstr. 66. 
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Loos, Paul, ing. in Fa. Carl Brand, Saar- 
briicken, Am SchloBberg 17. 

Wacker, Alexander, Geh. Kommerzienrat, 
Schachen b. Lindau i. B. 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Mainz-Wiesbaden. Wie in den Vor- 
jahren, so hat auch in diesem Jahre der hie- 
sige Bezirksverein wieder ein Verzeichnis seiner 
Mitglieder und Förderer, die bereit sind, ein 
Mandat als gerichtliche Sachverständige zu 
übernehmen, an die hiesigen Gerichte und die 
zugehörigen Rechtsanwälte versandt. In ‘dem 
Begleitschreiben wird ausdrücklich auf den 
Wert der abgeschlossenen Hochschulbildung und 
auf die in vieljähriger praktischer Tätigkeit er- 
worbenen Erfahrungen und Kenntnisse hinge 
wiesen. Die guten Erfolge, die der hiesige Be. 
zirksverein mit diesem Vorgehen seit Jahren 
erzielt, sollten auch die übrigen Bezirksver- 
cine, soweit dies noch nicht geschehen ist, zur 
Nachahmung anregen. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis, 


B.-V. Berlin. 
Dipl.. Jng. E. Franck, Berlin N. 4, Schwartzkopfstr. 5, 1. 
» » R. Neumann, Charlottenburg, Mominsenstr. 40. 
” » S. Rosenthal (Zürich), unbekannt verzogen. 
" » F. Tannert (Kottbus), Charlottenburg, Knesebeck- 
straße 93, hpt. 1. 
» » Fr. Winter, Charlottenburg, Osnabrücker Str. 21. 


B.-V. Bochum. 

Dipl.»Sng. H. Bauer, Regierungsbaumeister a. D., z. Zt. Berlin- 
Schöneberg, Gustav-Freytag-Str. 3, III r., bleibt 
auf Wunsch vorläufig Mitglied des B.-V. Bochum. 

” » E. Rogge, z. Zt. Essen (Ruhr), Maxstr. 41, bleibt auf 
Wunsch vorläufig Mitglied des B.-V. Bochum. 


B.-V. Braunschweig. 
Dipl.-Ing. R. Heinrich, Braunschweig, Rankestr. 1. 
„n » H. Strombeck, Mülheim (Ruhr)-Broich, Mühlen- 
berg 6. 


B.-V. Bremen. 
Dipl. Jng. J. Eberle, Essen, Herkulesstr. 1, I. 
n » W. Nagel, Mülheim a. Rh., Regentenstr. 16, I. 
” » M. Zwengauer, Regierungsbaumeister, Wilhelms- 
haven, Roonstr. 77, I. 
B.-V. Dortmund. 
Dipl.sgng. G. Th. v. Hanffstengel, unbekannt verzogen. 
” » L.Wegmann, Hagen i. W., Nordstr. 21. 
B.-V. Düsseldorf. 
Tipl.»Ing. G. H. Dietrich, Krefeld, Uerdinger Str. 89. 
” » NH. Entner, Düsseldorf, Burgmüllerstr. 
» » G. Hahn, Benrath, Wildener Str. 23. 


= a. —. - ———- 


Dipl.Ing. 


Dipl.»Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl. Jng. 


Dipl.-Ing. 


Dipl. ng. 


Dipl.Ing. 


a a 


Dipl.Ing. 


Dipl.-Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl. sYng. 


O. Hetzel, Düsseldorf, Helmholtzstr. 28. 
A. Krattinger, Düsseldorf, Harleßstr. 8. 
F. Nierhaus, Düsseldorf, Simrockstr. 38. 
L. Overmeyer, Düsseldorf, Steinstr. 69. 
E. Ströder, Düsseldorf, Oststr. 128/132. 


B.-V. Frankfurt a. M. . 
K. Bückner, Frankfurt a. M.-Rödelheim, Fuchstanz- 
straBe 27. 
V.O. Mannberger, Charlottenburg, Schillerstr. 113, H. 
W. Sippell, unbekannt verzogen. 


B.-V. Hamburg-Altona. 
P. Röntgen, Aachen, Holzgraben 14/15. 
S. Zinn, Berlin W., Augsburger Str. 49. 


B.-V. Hannover. 
G. Reibstein, Hannover, Akazienstr. 5 B, II. 


B.-V. Leipzig. 
E. Krauß, Regierungsbaumeister a. D., Neustadt (Orla). 


B.-V. München. 
A. Hellmann, Darmstadt, Wilhelmstr. 51, I 1. 
F. Kaffl, Miinchen, Richard-Wagner-Str. 18. 
K. Specker, Cöln, Krefelder Str. 28, I. 


B.-V. Miinster i. W. 
A. Donath, Miinster i. W., Hamburger Str. 18, II. 
R. Fahrbach, Minster i. W., Kanalstr. 23. 
F. Rack, Münster i. W., Industriestr. 35, I. 


B.-V. Oberschlesien. 
K. Conrad, Oberingenieur und Prokurist der Ober- 
schlesischen Beton- und Tiefbau - Unternehmung 
G. m. b. H., Gleiwitz (Oberschlesien), Moltke- 
straße 29, I. 


B.-V. Straßburg i. Els. 
A. Dollmeyer, Hagenau i. E., Brunnenstubstr. 20a. 
L. Lenz, i. Fa. Züblin & Co., Stuttgart, Champignystr. 
W. Manß, Regierungsbaumeister, Metz, Kreisbau- 
inspektion. 
E. Pünnel, Regierungsbaumeister, Metz, Poststr. 14. 


B.-V. Stuttgart. 
H. Wiedemann, Ebralshofen, Post Harbatzhofen 
(Bayr. Allgäu). 


Unbekannt verzogen gewesen: 
Fr. Gresbeck, Nürnberg 2, Humboldtplatz 6, III; 
ab 1. April 1914: Kochstr. 7. 


J. Kirchner, Petersburg (Rußland), Malaga Awor- 


janskaja 20, Il, Wohnung 10. 


Personalia. 


Der Oberlehrer an der kgl. preuß. Maschinenbau- 
schule in Essen, Dipl.-$ng. Hermann Berkenhoff, 
ist zum Vorstand der kgl. württembergischen höheren 
Maschinenbauschule in "EBlingen unter Verleihung 
des Titels eines Baurats berufen worden. 


Beim Ausbleiben oder bei verspäteter Lieferung einer Nummer wende man sich stets an den 
Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht 
in angemessener Frist erfolgen, seineine man unter Angabe der bereits unternommenen Schritte an 


Briefträger oder die zuständige Bestell-Postanstalt. 


den Verlag unserer Zeitung. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Referat über die Bauanwaltsfrage 
unter Einschluß der Ehrengerichtsfrage für Ingenieure. 


Vortrag, gehalten im Oberschlesischen Bezirksverein des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 


von Regierungsbaumeister a. D. Dr.-Xng. Mast, 
beratender Ingenieur für Tiefbauwesen und Industriebauten in Kattowitz O.-S. 


Meine Herren! 


Wenn wir einen neuen Beruf schaffen wollen, 
so muß zuerst untersucht werden, ob er wirt- 
schaftlich existenzberechtigt ist oder sein kann. 
Vom Berufe des Bauanwaltes kann zwar ge- 
sagt werden, daß er bereits durch die soge- 
nannten beratenden Ingenieure und Architek- 
ten ausgeübt wird, daß aber die ' Mitglieder 
dieses Berufes ihre Tätigkeit ausschließlich auf 
Grund der allgemein gültigen bürgerlichen Ge- 
setze ausüben, und weder besondere Rechte ge- 
nießen, noch besondere Pflichten zu erfüllen 
haben. Erfährt dieser Beruf eine gesetzliche 
Regelung, so muß die Bezeichnung „beraten- 
der Ingenieur“ geschützt werden, oder es muß 
an Stelle dieser Bezeichnung eine neugeschützte 
Bezeichnung des Berufes, etwa Bauanwalt oder 
dergl., treten. 


Die Frage der Berechtigung des neuen Insti- 
tutes des Bauanwalts will ich in fünf Einzel- 
fragen auflösen: 


1. Welches ist und soll der Umfang der 
Tätigkeit eines Bauanwaltes sein? 


2. Welches sind die Vorteile der neuen Ein- 
richtung für das Wirtschaftsleben im all- 
gemeinen ? 


3. Welches sind die Vorteile der neuen Ein- 
richtung für die Behörden ? 


4. Welche besonderen Rechte müssen der 
Bauanwalt und die Ingenieurkammer als 
Vertreter der Bauanwälte erhalten und 
welche Pflichten haben sie dafür zu 
übernehmen? 


5. Welche Vorbildung muß vom Bauanwalt 
verlangt werden? 
Die erste Frage lautet: 
Welches ist und soll der an der Tätig- 
keit des Bauanwaltes sein ? 


Der Bauanwalt, soweit er als Maschinen- 
oder Bauingenieur ausgebildet ist, befaßt sich 
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zuerst mit dem generellen und spezi- 
ellen Entwurf von maschinen- und 
bautechnischen Anlagen, und zwar 
nach absolut rein wirtschaftlichen Grundsätzen; 
die Berücksichtigung von Sonderinteressen, z.B. 
die Bevorzugung von Sonderinteressen einer 
ganzen Industriegruppe, etwa der Eisenbeton- 
bauweise vor der Eisenkonstruktion oder, was 
noch schlimmer wäre, die Bevorzugung der 
Sonderinteressen einer Firma oder eines Firmen- 
konzerns usw., ist selbstverständlich ausge- 
schlossen. In diesem Verhältnisse des beraten- 
den Ingenieurs zur Industrie liegt der wesent- 
liche Unterschied zwischen dem beratenden In- 
genieur oder Bauanwalt und dem Zivilingenieur, 
der gewöhnlich die Interessen einer Fabrik, 
eines Werkes .oder verschiedener Werke ver- 
tritt, sofern die Interessen dieser Werke nicht 
miteinander kollidieren. Beim beratenden Archi- 
tekten liegen die Verhältnisse ähnlich, bloß 
daß sie hier schon bekannter sind. Der 
Ingenieur, der seine wissenschaftlichen Kennt- 
nisse praktisch verwertet, zeigt dagegen 
viel mehr Neigung zur Verwertung seiner 
Kenntnisse in eigenen gewinnbringenden Aus- 
führungen, weshalb der ausschließlich beratend 
tätige Ingenieur ziemlich selten ist. Es muß 
auf diesen grundsätzlichen Unterschied zwischen 
beratendem Ingenieur und Zivilingenieur ganz 
besonders hingewiesen werden, weil viele Werks- 
und Industrieleiter, die gern einen beratenden 
Ingenieur zuziehen würden, nicht darüber in- 
formiert sind, daß letzterer keine anderen Inter- 
essen vertreten wird als die seines Auftrags- 
gebers. 


Die zweite große Aufgabe des Bauanwaltes 
ist die Verdingung der Arbeiten für die Aus- 
führung seines Entwurfes. 


Das Verdingungswesen ist im Verhältnis zu 
der Entwicklung, die Technik und Industrie 
nahmen, gar nicht gepflegt worden. Die Fach- 
zeitschriften bringen über diese für das Wirt- 
schaftsleben äußerst wichtige Frage so gut wie 
gar nichts. In der Literatur ist diese Diszi- 
plin, einige kurze Erörterungen großer Hand- 
bücher ausgenommen, auch noch nicht bear- 
beitet. Welche ungesunden Verhältnisse auf 
dem Gebiete des Verdingungswesens noch vor- 
handen und welche dringende Forderungen nach 
Abhilfe hier sich geltend machen, geht aus den 
zahllosen Streitigkeiten über die Auslegung der 
Verträge infolge ihrer Unvollkommenheit, der 
ungenauen Definition der Leistungen usw. zur 
Genüge hervor. Falls es zum Institut einer 
Bauanwaltschaft kommt, so halte ich als ihre 
vornehmste Aufgabe ihre Betätigung in der 
Schaffung eines geordneten Verdingungswesens. 
Die täglichen Beispiele zeigen klar und deut- 
lich, daß die Industrie bei Bauverträgen mit 


dem Rechtsanwalt allein nicht auskommt, daß 
hier häufig ein im Verdingungswesen geschulter 
Ingenieur weit bessere Dienste als der Rechts- 
anwalt leistet und häufig allein Dienste leisten 
kann. 

Gestatten Sie mir, daß ich zur Erläuterung 
der Funktion des Bauanwaltes kurz auf die 
verschiedenen Verdingungsarten eingehe: Die 
dem juristisch vorgebildeten Manne am meisten 
sympathische Vergebung ist die mit allgemeinen 
Fassungen, wie „Beste Ausführung‘, „absolut 
einwandfreie Lieferung‘ usw. Ein gern ge- 
machter Einwand des Juristen ist: „Man darf 
doch erstklassigen Firmen nichts vorschreiben; 
diese werden die Arbeit schon tadellos aus- 
führen.“ Der Bauleitende ist eigentlich über- 
flüssig. Damit ist dem Unternehmer bei der 
heutigen Vielseitigkeit der technischen Hilfs- 
mittel und der Verschiedenheit der Anschau- 
ungen über die Qualität der Bauausführungen 
nicht oder nur sehr unvollkommen gedient. 
Diese Art der Verdingung ähnelt der Verdin- 
gung in Generalentreprise ohne Projekt, einer 
Vertragsart, die bei hochkultivierten Völkern 
so gut wie nicht mehr vorkommt, weil ein der- 
artiger Vertrag unrationell, bei unseren Kultur- 
verhaltnissen unter Umständen sogar un- 
moralisch wäre. Die nächst höher entwickelte 
Verdingungsart ist die Verdingung in General- 
entreprise auf Grund eines ausgearbeiteten 
Projektes; diese Verdingung wird auch bei uns 
vielfach noch gehandhabt, läuft aber im allge- 
meinen mit einem mehr oder weniger schweren 
Prozesse aus, weil sich bei tmfangreicheren 
Bauten unmöglich alle Eventualitäten vorher- 
sehen lassen. Eine weitere, und zwar die 
in Deutschland z. Z. noch beliebteste Verdin- 
gung, ist die auf Grund der kostenlos ausgearbei- 
teten Projekte. Wie weit die Projekte ausge- 
arbeitet sind, findet der überraschte Bauherr 
bei der Schlußrechnung, insbesondere wenn er 
gewagt hat, Aenderungen an den ursprünglichen 
Projekten vorzunehmen oder Ergänzungen und 
Nacharbeiten zu verlangen. Eine in den Ver- 
einigten Staaten eine Zeitlang beliebte weitere 
(vierte) Verdingungsart ist die Verdingung an 
Spezialfirmen gegen Ersatz der Selbstkosten 
plus 10 Prozent oder plus einer festen Summe. 
Auch diese Verdingungsart hat dort nicht be- 
friedigt und ist eine Eintagsfliege geblieben, 
weil der Unternehmer, wenn er nur Geschäfts- 
mann ist, gar kein Interesse daran hat, billig 
zu bauen; diese Verdingungsart bildet den 
Uebergang zu der in Amerika jetzt schon sehr 
verbreiteten besten Verdingungsweise, nämlich 
zu der Verdingung auf Grund von gut durch- 
gearbeiteten Projekten, Verdingungsanschlägen 
und Vertragsentwürfen des consulting engineer 
oder beratenden Ingenieurs, der neben seinem 
fachmännischen Können als Treuhänder seines 
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Auftraggebers seine persönliche Ehre und seinen 
guten Ruf für die ordnungsmäßige Abwicklung 
des Auftrages, für einwandfreien Entwurf und 
dessen gediegene Ausführung einsetzt. 

Aus dieser Skizze über das Verdingungs- 
wesen werden Sie einen bestimmten Entwick- 
lungsgang vom Unvollkommenen zum Vollkom- 
menen erkennen können. Nun gibt es aber 
bei der praktischen Anwendung der verschie- 
denen Verdingungsarten noch eine Menge 
untergeordneter Fragen, die noch der Bear- 
beitung und insbesondere der Normierung be- 
dürfen. Eine Weiterbildung des Verdingungs- 
wesens in diesem Sinne würde durch den Zu- 
sammenschluB der beratenden Ingenieure in 
Ingenieurkammern, wo allgemeine Berufsfragen 
diskutiert werden können, ganz wesentlich ge- 
fördert werden. Anderseits könnten Willkürlich- 
keiten und unangebrachte Härten bei der Ver- 
dingung nicht in dem Maße wie heute auf- 
treten, weil der Bauanwalt in der Ingenieur- 
kammer einen Richter über seine Tätigkeit fin- 
den soll und würde, falls Beschwerden über 
den Bauanwalt eingehen. 

Das der Verdingung folgende Stadium der 
Tätigkeit des Bauanwaltes bei der Erfüllung 
seines Berufes bildet die Bauleitung mit Ab- 
rechnung. Heute kommt es selbst bei einem 
gut durchgearbeiteten Bauvertrag mit Verdin- 
gungsanschlag in dem Verhältnis zwischen Bau- 
leitung und Unternehmer häufig nur darauf an, 
wer die besten Nerven hat. Das aber sind 
ungesunde Verhältnisse, weil sie eine Verschwen- 
dung an Arbeitskraft und Nervenkapital mit 
sich bringen. Es ist richtig, daß manche Bau- 
leitung, auch solche der Staatsbehörden, zu weit 
geht; aber gerade durch die Schaffung einer 
Ingenieurkammer mit Ehrengericht, der gegen- 
über die Mitglieder der Kammer bezüglich 
der einwandfreien und standesgemäßen Durch- 
führung ihres Berufes verantwortlich sind, wird 
ein zweckmäßiges Regulierungsmittel bei un- 
angemessenem Verhalten des Bauleitenden 
herangebildet. Gleichzeitig müßte aber dem 
Bauleitenden durch die Ingenieurkammer ein 
Schutz gegen den Unternelimer gewährt werden 
können, in der Weise, daß bei unbegründeter 
oder übertriebener Anschuldigung des Baulei- 
tenden durch den Unternehmer die Ingenieur- 
kammer das Recht haben soll, den Unternehmer 
und sein ungebührliches Verhalten oder seine 
ungenügenden Leistungen je nach Verschulden 
nur bei den Mitgliedern der Kammer oder evtl. 
öffentlich zu brandmarken. Eine derartige Ein- 
richtung würde zweifellos viel Gutes schaffen, 
indem die Reibungen und Streitigkeiten ver- 
ringert und dadurch Kräfte gespart werden, 
die sonst nutzlos ausgegeben werden. 

Außer den intellektuellen Mängeln des heu- 
tigen Verdingungs- und Bauleitungswesens gibt 
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es aber noch moralische Fehler bei den Per- 
sonen, die die Verdingung zu leiten und die 
Bauausführung zu überwachen haben. Um die 
moralischen Unzulänglichkeiten eines Bauanwal- 
tes, der sich nur von der Bauherrschaft hono- 
rieren lassen darf, zu rügen, bzw. seine Tätig- 
keit als Bauanwalt ganz auszuschalten, soll und 
muß die Ingenieurkammer ein Ehrengericht aus 
ihren Mitgliedern einberufen können, das dazu 
befugt ist, Strafen über die schuldig befundenen 
Mitglieder zu verhängen und das Mitglied evtl. 
vom Anwaltsstand ganz auszuschließen. Das 
Ehrengericht erhält hier eine sehr praktische 
Bedeutung. Die gesetzliche Regelung des Be- 
rufes eines Bauanwaltes ist ohne die Einrich- 
tung einer Ingenieur- oder Bauanwaltskammer 
und eines Ehrengerichts überhaupt nicht denk- 
bar. Eine derartige Einrichtung ist dem Be- 
rufe auf jeden Fall förderlich, da selbst für den 
Fall, daß unlautere Manipulationen beim Bau- 
anwalt nicht zu erwarten sind, die Einrichtung 
der Kammer bei dem Auftraggeber Vertrauen 
erweckt und in manchem Falle diesen sogar 
zur Zuziehung eines Bauanwaltes bewegen 
wird, speziell in den Fällen, wo er Vorarbeiten 
für Projekte zu vergeben hat, die bis zur Ent- 
scheidung für die Ausführung z. B. wegen des 
Grunderwerbes usw. absolut geheim bleiben 
müssen. 


Ueber die Organisation der Bauanwaltschaft, 
der Ingenicurkammern und ihrer Ehrengerichte 
im einzelnen zu sprechen, ist heute zwecklos, 
da in den Organisationen der Kammern der 
Rechtsanwälte und Aerzte genügend Vorbilder 
vorhanden sind, und da die Stellungnahme zu 
Einzelheiten der Organisationsfrage erst Sinn 
hat, wenn wir uns klar darüber geworden sind, 
ob wir die Institution der Bauanwaltschaft und 
Ingenieurkammern überhaupt wollen, und er- 
reichen können. Verfehlt wäre es, wenn das 
österreichische Gesetz vom 2. Januar 1913 sinn- 
los nachgeahmt würde, wo gerade die Bedürfnis- 
frage für Ingenieurkammern nicht genügend ge- 
würdigt und auf den äußeren Schein allzu viel 
Wert gelegt ist. 


Wir gehen nun zur zweiten Frage über, die 
lautet: 


Welches sind die Vorteile der neuen Einrich- 
tung für das Wirtschaftsleben im allgemeinen ? 


Die rasche Entwicklung der Technik macht 
es unmöglich, daß die Verwaltungen kleinerer 
oder größerer Industriegesellschaften, selbst 
wenn letztere heute noch alles selbst projek- 
tieren, vergeben und ausführen, dies mit der 
wünschenswerten Ockonomie auch jetzt noch 
tun können, da hierzu viele Spezialkenntnisse 
erforderlich sind. Die Einrichtung eines um- 
fangreichen, bautechnischen Bureaus, das allen 
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Anforderungen genügt, ist für die meisten 
Werke zu teuer, mindestens unwirtschaft- 
lich. Die Inanspruchnahme des Bauanwaltes 


und seines Bureaus, der sich mit Projektierun- 
gen und Bauleitungen auf bestimmten Ge- 
bieten allein befaßt und nach Bedarf mit den 
Verwaltungen zusammenarbeitet, ist die ratio- 
nellste Auswertung der technischen Intelligenz, 
da die Erfahrungen auf dem Sondergebiet sich 
in dem Bureau sammeln und in späteren Fällen 
nutzbringend verwertet werden können. 


Die erfolgreiche Vertretung des Projektes 
den Genehmigungsbehörden gegenüber wird 
durch die Vermittlung des Bauanwaltes gleich- 
falls wesentlich gefördert und die Zeit für das 
Genehmigungsverfahren abgekürzt, da dem Bau- 
anwalt infolge seines ständigen Verkehrs mit 
den Behörden die Auslegung und die Beson- 
derheiten der letzteren in der Handhabung der 
gesetzlichen Vorschriften usw. bekannt werden. 
Ferner wird sich von selbst ergeben, daß durch 
den Einfluß der neu zu gründenden Ingenieur- 
kammern grobe Mißstände eher behoben wer- 
den können, als wenn die Tätigkeit der be- 
ratenden Ingenieure nicht gesetzlich geregelt ist 
und die Ingenieure nicht organisiert sind. 


Neben diesen Vorteilen allgemeiner Art bei 
der Heranziehung des Bauanwaltes für die Aus- 
arbeitung von Projekten und für die Baulei- 
tung sei erwähnt, daß ein gut durchgearbeitetes 
Projekt mit vollständiger Veranschlagung die 
größten Ersparnisse mit sich bringt, da hier- 
durch allein vollständige Offerten erreicht 
und Ueberraschungen unangenehmer Art bei der 
Ausführung vermieden werden können. Die 
Bauunternehmungen und Spezialfirmen sind bei 
kostenloser Ausarbeitung der Projekte gezwun- 
gen, die „hierdurch entstehenden Kosten wegen 
der großen Zahl nutzloser Bearbeitungen mög- 
lichst niedrig zu halten, und müssen schon aus 
diesem Grunde sich auf eine generelle und ihren 
Interessen angepaßte Bearbeitung beschränken. 
Dieses Bestreben wird dadurch unterstützt, daß 
bei einer losen Fassung der Offerten und der 
Auftragsschreiben Nachforderungen eher erreicht 
werden können, als dies bei einer sach- und 
fachgemäßen Vergebung der Arbeiten der Fall 
ist. Ersparnisse an Projektkosten werden aber 
in der Tat nicht gemacht, da jeder Unternehmer 
diese Kosten naturgemäß auf seine Forderung 
für die Ausführung schlagen muß. Die Ver- 
ringerung der überaus häufigen Informations- 
offerten wiederum reduziert die Selbstkosten 
der Unternehmer und wirkt dadurch reduzie- 
rend auf deren Preisstellung. An Hand von fer- 
tigen Projekten wird eine weitere Verbilligung 
der Bauausführung dadurch erzielt, daß sich 
der Kreis der für die Ausführung in Betracht 
kommenden Unternehmer wesentlich erweitert 
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und die Baukosten infolge des größeren Wett- 
bewerbes sich verringern. 


Am unzuverlässigsten sind die seitens der 
Spezialfirmen aufgestellten Betriebskostenberech- 
nungen, die, man kann sagen durchweg, zu 
günstig dargestellt sind, weshalb gerade für 
Rentabilitätsuntersuchungen zweckmäßig ein 
zweifelsfrei unabhängiger Ingenieur, der bera- 
tende Ingenieur, herangezogen wird. 


Bei den Bauausführungen sichern sich die 
Verwaltungen größerer industrieller Betriebe ge- 
wöhnlich durch Garantieverpflichtungen des 
Unternehmers, denen aber eine schr beschränkte 
Bedeutung zukommt, da ihre Erfüllung häufig 
nur durch langwierige Prozesse zu erwirken ist 
und weil die Garantieverpflichtungen sich meist 
nur auf die Bauausführung selbst, nicht aber 
auf Betriebsverluste und sonstige nachteilige 
Folgeerscheinungen ausdehnen, die durch eine 
mangelhafte Ausführung hervorgerufen werden. 
Der rationelle und geschäftsmännisch vorsich- 
tige Weg, um sich vor Schaden zu bewahren, 
ist also auch hier der, eine berufsmäßige Bau- 
leitung zu bestellen, die zugleich die erforder- 
lichen Absteckungen für die Bauausführung und 
die Aufnahmen und Aufmessungen für die Ab- 
rechnung übernimmt. 


Es kann als erwiesen gelten, daß die Tätig- 
keit des Bauanwaltes als eine arbeitsparende 
bezeichnet werden muß, um so mehr als die 
Arbeit eines Bauanwaltes die eines Spezia- 
listen ist. 


Die dritte Frage lautet: 
Welches sind die Vorteile für die Behörden ? 


Der Bauanwalt muß die für seine Projekte 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen und die 
auf Grund derselben erlassenen behördlichen 
Verordnungen und Verfügungen kennen, so daß 
er seine Entwürfe den Behörden gegenüber auch 
vertreten und insbesondere vollständig ausge- 
arbeitete Entwürfe liefern kann. Soweit nämlich 
die Behörden nicht selbst an den für die Ge- 
nehmigung cingereichten Projekten ein materi- 
elles Interesse besitzen, wird von Ihnen rasch 
gearbeitet, wenn sic ein einwandfreies Projekt 
bekommen. Das Ucbel der Verschleppung und 
Verzögerung von Projekten rührt vornehmlich 
daher, daß jeder cinigermaßen Zeichen- und 
Schreibkundige oder auch mittlere Beamte der 
Behörden selbst sich berufen fühlt, offen oder 
versteckt, Projekte zu verfassen und einreichen 
zu lassen. Wenn derartige Entwürfe dann ver- 
schiedene Male hin und her befördert werden 
müssen, einmal bis sie an die richtige Stelle 
kommen, zum andern bis sie vollständig sind, 
oder erst durch breite Erläuterungen und Er- 
klärungen der Behörden selbst vervollständigt 
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werden, so geht die Verzögerung vornehmlich 
zu Lasten des Antragstellers, der gar zu gern 
das Uebel bei der Behörde sucht und nicht bei 
sich selbst. Die schlimme Rückwirkung dieses 
Verfahrens ist, daß auch gut durchgearbeitete 
Projekte liegen bleiben und daß die Prüfung 
auch dieser mit großer Peinlichkeit geschieht, 
weil die Behörden mißtrauisch geworden sind, 
und das mit Recht. Etwas anders liegen die 
Dinge, wenn eine Behörde zugleich eine fis- 
kalische Erwerbsgesellschaft ist; für diesen Fall 
könnte die Ingenieurkammer eine äußerst wohl- 
tätige Einrichtung werden. Hierauf will ich 
jedoch heute nicht eingehen. Auf jeden Fall 
kann gesagt werden, daß die neue Einrichtung 
eine erhebliche Entlastung für die Behörden 
bedeuten würde, da diese von unzulänglichen 
Entwürfen und Anträgen wenigstens mehr als 
bisher verschont bleiben würden. Zur Sicherung 
dieser Entlastung muß gleichzeitig mit dem 
Gesetz für die Einrichtung der Bauanwaltschaft 
und der Ingenieurkammern bestimmt werden, 
daß Entwürfe und Anträge, die der Genchmi- 
gung durch den Regierungspräsidenten, die Eisen- 
bahndirektionen, das Oberbergamt und sonstiger 
koordinierter Behörden unterliegen, durch Ver- 
mittlung eines Bauanwaltes für das in Frage 
kommende Fachgebiet oder auch eines ehemals 
zur Ausführung der Bauanwaltschaft Berech- 
tigten !) eingereicht werden müssen. Wir wollen 
dabei absolut nicht in das System kulturell 
zurückgebliebener Staaten verfallen und Stel- 
lungen schaffen, um Arbeitskräfte unterzubrin- 
gen und zu binden, sondern durch unsere Pläne 
sollen Arbeitskräfte frei werden. ,,Was bleibt 
denn uns Oberingenieuren und Direktoren noch 
zu tun übrig,“ mußte ich gelegentlich einer 
Unterhaltung über unser Thema hören. Es ist 
zweifellos richtig, daß durch das neue System 
manche Kräfte frei werden. Dies kann aber, 
wie erwähnt, nicht als ein Fehler angesehen 
werden. Immerhin ist es ohne weiteres ein- 
leuchtend, daß die Leiter der Werke und In- 
dustrien nie durch einen Bauanwalt, sondern 
nur durch einzelne Beamte ersetzt werden, und 
es sind hierüber keine weiteren Ausführungen 
nötig. Manchem Geschäftsleiter allerdings, der 
etwas bequem veranlagt ist, ist die Inanspruch- 
nahme des Bauanwaltes deshalb unangenehm, 
weil er bei einem eigenen Bureau sich für scine 
Entschließungen mehr Zeit lassen kann und 
dabei die Unkosten des Schlendrians nicht so 
deutlich in Erscheinung treten, als wenn er die 
Projektarbeiten einem Bauanwalt überträgt, der 
für seine zielbewußte Tätigkeit und wegen der 


1) Die Berechtigung darf jedoch nur auf eigene Angelegen- 
heiten oder auf Gesellschaften und Werke, von denen er zur Be- 
arbeitung der Projekte usw. besonders engagiert worden ist, aus- 
gedehnt werden. 
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wirtschaftlichen Ausnutzung seiner Hilfskräfte 
einwandfreie und bestimmte Unterlagen für die 
ihm übertragenen Projekte verlangen muß. 


Die vierte Frage lautet: 


Welche besonderen Rechte müssen der Bau- 
anwalt und die Ingenieurkammer der Bauanwälte 
erhalten und welche Pflichten haben sie dafür 
zu übernehmen? . 


Die nachfolgende Aufzählung der von mir als 
wünschenswert erachteten Rechte und Pflichten 
des Bauanwalts macht keinen Anspruch auf Voll- 
ständigkeit; es sind hier nur diejenigen Punkte 
angeführt, die mir durch meine Praxis als die 
nächstliegenden und notwendigsten erscheinen. 


Dem Bauanwalt des Bauingenieurfachs muß 
das Recht zugesprochen werden, daß er in 
gleicher Weise wie die Baupolizei statische Be- 
rechnungen prüfen und genehmigen kann, wenn 
die statische Sicherheit des Bauwerkes allein 
zu begutachten ist, und ferner, daß er die plan- 
mäßige Ausführung von Bauten beurkunden 
kann. Der Bauanwalt des Maschinenbaues usw. 
muß zu einzelnen Prüfungen und Abnahmen für 
Maschinen und Kessel berechtigt werden. Wie 
weit solche Funktionen im einzelnen ausgedehnt 
werden oder konzessionierten Vereinen usw. 
vorbehalten bleiben sollen, dafür hätten die In- 
genieurkammern Normen auszuarbeiten, die 
evtl. noch einer besonderen gesetzlichen Be- 
stätigung unterworfen werden müßten. 


Der Bauanwalt muß imstande sein, technische 
Urkunden und Pläne beglaubigen zu können. 


Der Bauanwalt muß berechtigt sein, in Zivil- 
prozessen, die sich aus Streitigkeiten über Bau- 
ausführungen ergeben, allein vor Gericht ver- 
treten zu können, wodurch die immerhin recht 
zweifelhaften Rechtsprechungen der Schieds- 
gerichte vielfach umgangen werden könnten und 
voraussetzlich auch umgangen würden. 


Die von den Ingenieurkammern, in denen die 
Behörden gleichfalls durch einen oder mehrere 
Fachleute vertreten sein mußten, ausgearbeiteten 
oder anerkannten und von der Aufsichtsbehörde 
der Kammern genehmigten Grundsätze für die 
Aufstellung und Prüfung von Entwürfen, insbe- 
sondere derjenigen für technische Neuerungen, 
sind sowohl von der Bauanwaltschaft als auclı 
von den Genehmigungsbehörden zu beachten. 


Beschwerden der Behörden über die Tätig- 
keit eines Bauanwaltes können durch die der 
beschwerdeführenden Behörde übergeordneten 
Behörde der Ingenieurkammer vorgelegt wer- 
den, die gegen den Beschuldigten sofort ein 
Ehrengerichtsverfahren einzuleiten hat. Weitere 
Detaillierung des Beschwerde- und Ehren- 
gerichtsverfahrens ist zurzeit zwecklos. 
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Der Bauanwalt ist verpflichtet, wenn er von 
den ordentlichen Gerichten als Sachverständiger 
(oder als Hilfsanwalt) verlangt wird, dieses 
Amt gegen bestimmte Gebühren zu übernehmen, 
ebenso hat er das Schiedsrichteramt anzuneh- 
men, falls er von einer Partei in einem Schieds- 
gerichtsverfahren verlangt wird. 


Ferner darf der Bauanwalt, so lange er seinen 
Beruf als Anwalt ausübt, nicht gleichzeitig Bau- 
ausführender sein und auch nicht Bauten inGeneral- 
entreprise usw. übernehmen. Sofern er sich 
durch Geld, als Direktions- oder Aufsichtsrats- 
mitglied usw. an irgendwelchen Geschäften be- 
teiligt, die in sein Fachgebiet fallen, und er in- 
folgedessen Gefahr läuft, nicht mehr die Inter- 
essen seiner Auftraggeber voll und ganz wahren 
zu können, geht er seiner Qualifikation als An- 
walt verlustig. Die Ingenieurkammern müssen 
gerade nach dieser Richtung sehr peinlich in 
der Ueberwachung der Anwälte sein und haben 
über die Zulässigkeit solcher Nebenämter eines 
Bauanwaltes in jedem Einzelfalle zu entschei- 
den. Der Bauanwalt ist verpflichtet, für jedes 
derartige Nebenamt die Genehmigung der In- 
genieurkammer einzuholen. 


Die fünfte Frage lautet: 


Welche Vorbildung muß von dem Bauanwalt 
verlangt werden? 


Zur Beruhigung derjenigen beratenden In- 
genieure, die kein Diplomexamen abgelegt 
haben, schicke ich voraus, daß, falls das Ge- 
setz über die Schaffung von Ingenieur- oder 
Bauanwaltskammern in Kraft tritt, selbstver- 
ständlich eine Reihe von Uebergangsbestimmun- 
gen nötig werden. Ferner muß in dem ange- 
strebten Gesetze vorgesehen werden, daß Hoch- 
schulprofessoren auf dem von ihnen vertretenen 
Lehrgebiet ohne weiteres als Bauanwälte tätig 
sein können, ferner, daß ausnahmsweis beson- 
ders tüchtigen Spezialingenieuren, die keines der 
verlangten Examen abgelegt haben, ermöglicht 
wird, eine nutzbringende Tätigkeit als Anwalt 
auszuüben. Die Zulassung der letztgenannten 
Ingenieure zum Anwaltsberuf hat selbstver- 
ständlich mit der wünschenswerten Sicherheit 
gegen Fehlgriffe zu geschehen. Im übrigen ist 
aber die Standesfrage, wenn wir von einer 
solchen anstatt von einer wirtschaftlichen Not- 
wendigkeit des Bauanwaltes sprechen wollen, 
wie alle Berufs- und Standesfragen von dem 
Gesichtspunkt aus zu betrachten, daß die Ge- 
setze den durchschnittlichen Vertreter des Be- 
rufes oder Standes sichern und schützen sollen, 
weil besonders tüchtige Kräfte im allgemeinen 
ihren Weg von selbst finden und olıne wesent- 
lichen Schaden zu nehmen der Unterstützung 
durch Gesetze und Verordnungen nicht be- 
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dürfen. Ferner möchte ich, ehe ich auf die 
Beantwortung der zuletzt gestellten Frage ein- 
gehe, dringend davor warnen, das urdeutsche 
und im Auslande viel belachte Uebel der Titel- 
sucht in den Vordergrund zu rücken. Der In- 
genieurberuf ist ein internationaler, und der 
einzelne Vertreter muß, was seinen Beruf an- 
belangt, auch etwas international fühlen. Wir 
wollen uns bei den folgenden Erörterungen 
stets darüber klar sein, daß wir, wie in meinem 
Referat bisher geschehen, ständig die wirt- 
schaftliche Notwendigkeit der Schaffung des 
Standes eines Bauanwaltes untersuchen und be- 
tonen wollen. Die zweckmäßigste Ausbildung 
haben wir auf Grund von Erfahrungen, kriti- 
schen Untersuchungen und Beobachtungen zum 
Besten der Gesamtheit zu ermitteln. Für die 
Firmierung des neuen Standes soll allein der 
Gesichtspunkt gelten, daß wir den kürzesten 


und prägnantesten Ausdruck dafür nehmen 
wollen. 
Unter Beobachtung dieses Leitsatzes und 


unter Beiseitelassung aller Gefühle und sonsti- 
ger nicht verstandesmäßig vertretbaren Motive 
dürfte dann auch schnell eine Einigung in der 
als notwendiges Uebel anzuschenden Titelfrage 
erzielt werden. 


Nachdem wir oben in rohen Umrissen das 
Arbeitsgebiet des Bauanwaltes kennen gelernt 
haben, wollen wir uns zuerst die Frage vor- 
legen: Ist die Beschränkung der Berufstätig- 
keit durch den Nachweis bestandener Examina 
und damit eines vorgeschriebenen Studienganges 
überhaupt zweckdienlich? Sollen wir nicht die 
amerikanische Berufsfreiheit vorziehen? Diese 
Frage wurde oben teilweise schon beantwortet. 
Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure muß, 
wenn er seine Existenzberechtigung nicht ver- 
lieren will, die erste Frage mit ,,Ja‘‘, die 
zweite mit „Nein“ beantworten. Wer die ameri- 
kanischen Verhältnisse kennt, wird bestätigen 
können, daß in den letzten Jahren mehr und 
mehr in vielen Bureaus der Ingenieur mit Diplom 
(Graduate) bevorzugt wird. Der Wert des 
Diploms besteht darin, daß der Arbeitgeber, 
d. h. das Werk oder die Gesellschaft, die einen 
Ingenieur suchen, beim Diplom-Ingenieur über 
die Mindestleistung und bei uns in Deutschland 
über ein gewisses dem Hochschulzögling eigenes 
Ehr- und Pflichtgefühl orientiert ist. Insofern 
bildet die abgelegte Hochschul-Diplom-Prüfung 
eine Empfehlung, und die diplomierten Inge- 
nieure tun recht daran, die durch ihre Erziehung 
gebotenen Garantien als Interessen zu vertreten. 
In gleicher Weise aber muß logischerweise die 
Weiterbildung eines Diplom-Ingenieurs zum Re- 
gierungsbaumeister, Patentanwalt oder Bau- 
anwalt anerkannt werden, weil auch hier eine 
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systematische Weiterbildung erfolgt, wie dies bei 
der Ausbildung für den Diplom-Ingenieur der 
Fall ist. Es soll damit nicht gesagt sein, daß 
die Ausbildung zum Regierungsbaumeister eine 
ideale, für alle Fälle die passendste, und daß 
sie speziell für den Bauanwalt die richtigste 
sei. Die in letzter Zeit aufyeworfene Streit- 
frage Diplom-Ingenieur oder Regierungsbau- 
meister ist eine müßige und entbehrt jeglicher 
Begründung; mit gleicher Berechtigung könnte 
die Frage aufgeworfen werden: Diplom-Ingenieur 
oder Regierungsrat sowie Regierungsbaumeister 
oder Regierungsrat usw. Derartige Diskussio- 
nen sind lächerlich. Auf jeden Fall ist die 
Polemik zwischen Regierungsbaumeister und 
Diplom-Ingenicur eine nutzlose und den Ge- 
samtinteressen des Ingenieurstandes nicht för- 
derlich. 


Nach dieser kleinen Abschweifung komme ich 
zurück zum Thema: Die künftige Ausbildung 
der Bauanwälte denke ich mir wie folgt: Nach 
Ablegung der Diplom-Ingenieur-Prüfung hat der 
Ingenieur sich zuerst eine ausgiebige, und zwar 
mindestens 3jährige verantwortliche Praxis 
(also nicht Referendarpraxis) zu holen, die für 
jedes Spezialfach, das der künftige Bauanwalt 
vertreten will, geregelt sein muß; alsdann hat 
er bei der Regierung sowohl als auch bei den 
sonst für ihn in Frage kommenden Behörden 
einen etwa einjährigen Behördendienst und end- 
lich noch bei einem Bauanwalt eine mindestens 
einjährige Tätigkeit abzuleisten. Da vom Bau- 
anwalt cine gewisse Reife des Urteils, die nur 
durch Alter und mehrjährige Erfahrung erreicht 
werden kann, verlangt wird, so wäre an die 
Zulassung zum Anwaltsberufe die weitere Be- 
dingung zu knüpfen, daß der Bewerber min- 
destens 30 Jahre alt sein muß. Endlich schlage 
ich noch vor, daß der Bauanwaltsaspirant einen 
mindestens sechsmonatlichen Aufenthalt im Aus- 
lande, und zwar in Ländern mit hoch entwik- 
kelter industrieller Tätigkeit nachweisen und 
über seine ausländischen Erfahrungen und Be- 
obachtungen einen technischen Reisebericht an 
die Ingenieurkammer einzuliefern hat. Ein un- 
genügender Reisebericht muß der Ingenieur- 
kammer das Recht geben, die Zulassung zur 
Anwaltschaft zu verweigern. Im Bauanwalts- 
examen, das nach Erledigung aller Verpflich- 
tungen abzulegen ist, müßten vornehmlich Auf- 
gaben über allgemeine Ingenieurwissenschaften, 
über Verdingungswesen, über dem Berufe nahe- 
liegende volkswirtschaftliche, juristische und 
administrative Aufgaben gestellt werden. 
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Mit einem derart gesiebten und geprüften 
Anwaltsstande könnte voraussichtlich Ehre ein- 
gelegt werden und würden auch der Allgemein- 
heit ganz vorzügliche Dienste geleistet werden. 


Zum Schluß will ich noch die Ehrengerichts- 
frage kurz streifen: 


Sie werden aus den obigen Ausführungen 
zur Anwaltsfrage gesehen haben, daß das für 
die Bauanwälte in Kraft tretende Ehrengericht 
große praktische Bedeutung hat und geradezu 
eine Notwendigkeit für die gesetzliche Rege- 
lung des Berufes ist. Falls sich für die andern 
Klassen der Ingenieurtätigkeit ähnliche Bedürf- 
nisse nachweisen lassen, sind Ehrengerichte an- 
gezeigt, sonst nicht. Es ist also Aufgabe der 
Vertreter der andern Disziplinen diesen Nach- 
weis des Bedürfnisses solcher Ehrengerichte zu 
führen, widrigenfalls die praktisch sein wollen- 
den Ingenieure sich durch Einrichtung von 
Ehrengerichten, die keinen praktischen Zweck 
haben, zweifellos lächerlich machen. Bei den 
Untersuchungen über die Zweckmäßigkeit der 
Ehrengerichte ist ferner zu beachten, daß das 
Ehrengericht nur auf selbständige Berufe aus- 
gedehnt werden kann, ferner, daß das Ehren- 
gericht vornehmlich den Zweck hat, Streitig- 
keiten zwischen Berufskollegen, die auf eine 
mehr oder weniger öffentliche Wirksamkeit an- 
gewiesen sind, im Kreise von Berufskollegen zu 
schlichten, um dadurch dem Austrag der Streitig- 
keiten vor den öffentlichen Gerichten und der 
damit verbundenen Herabminderung des An- 
sehens des Standes vorzubeugen. Solange aber 
das umständliche und kostspielige Verfahren des 
Ehrengerichts umgangen werden kann und Ver- 
einsbestimmungen und -paragraphen der Inge- 
nieurverbände und -vereine ausreichend sind, 
soll an deren Stelle nicht ein Ehrengericht ge- 
setzt werden. 


Zum Schlusse wiederhole ich nochmals die 
Mahnung, daß wir bei allen unseren Förde- 
rungsbestrebungen vornehmlich die Zweckmäßig- 
keit, den Nutzen und die praktische Durchführ- 
barkeit der neu zu schaffenden Einrichtungen 
prüfen müssen. 


Im Vorhergehenden habe ich Ihnen ein Ziel 
gezeigt, dessen Erreichung dem Ingenieurstand 
einen weitgehenden Einfluß auf das Wirtschafts- 
leben sichern wird; jedoch ist es, um zu dem 
Ziel zu gelangen, dringend notwendig, daß die 
Kräfte nicht in kleinlichen Eifersüchteleien und 
Titelwertungen verbraucht werden. 
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Der Wehrbeitrag in finanzwissenschaftlicher und volks- 


wirtschaftlicher Beleuchtung. 
Von Dipl.<gng. Adolf Heilmann, Darmstadt. 


Des Deutschen Reiches Wehr in vollem Um- 
fange scharf und schneidig zu gestalten, einen 
Angriff auf Deutschland als ein Wagnis ganz 
bedeutsamer Art erscheinen zu lassen — das 
waren die Beweggründe, die zur Annahme der 
Wehrvorlage an den Reichstag vom 28. März 1913 
führten. Zur Deckung der einmaligen Ausgaben 
und der laufenden Ausgaben der Jahre 1913 bis 
1916 für die Verstärkung unserer Heeresmacht 
wurde der Wehrbeitrag beschlossen. Finanz- 
wissenschaftlich betrachtet, ist diese Abgabe 
durch ihren wesentlichen Zweck, Gewinnung 
einer Staatseinnahme im eigentlichen Sinne, d. h. 
durch Belastung eines Privatrechtssubjektes, eine 
Steuer. Sie ist kein „Beitrag‘‘ im Sinne der 
Finanzwissenschaft, also ähnlich der Gebühr, ein 
Entgelt für eine bestimmte einmalige Leistung 
oder Veranstaltung des Staates, welche von 
diesem in der Erfüllung von Aufgaben gewährt 
werden, die sich aus der öffentlichen Tätig- 
keit ergeben (Beispiel: Beiträge zum Bau von 
Hochwasserdämmen oder Adjazentenbeiträge 
zur Unterhaltung einer Veranstaltung, Straße, 
Dämme usw.). Vielmehr soll die Bezeichnung 
der Steuer als „Beitrag‘‘ die einmalige, außer- 
ordentliche Natur gewährleisten. 


Der Wehrbeitrag ist eine direkte Steuer, 
somit ist der Grundsatz der Reichsfinanzwirt- 
schaft, die direkten Steuern den einzelnen Bun- 
desstaaten zu überlassen, offen durchbrochen. 
Ferner ist die Steuer eine einmalige. Wir wissen, 
wie dieser Ausnahmecharakter sowohl in der 
Begründung als auch bei den Kommissions- und 
Reichstagsverhandlungen in geradezu feierlicher 
Weise betont wurde. Eine rechtliche Bindung 
der Reichsleitung, ein derartiges Gesetz niemals 
wieder vorzulegen, war damit nicht gegeben 
und konnte auch gar nicht geschaffen werden !). 
Diese einmalige Abgabe dient nicht zur Be- 
streitung der allgemeinen Staatsbedürfnisse, 
sondern ist einem ganz bestimmten, im § 69 
des Gesetzes erläuterten Zwecke zuzuführen. 
Somit ist der Wehrbeitrag als Zwecksteuer an- 
zusprechen. 


Der Wehrbeitrag ist aufgebaut auf dem 
Grundsatze der Personalsteuer. Bei den hohen 
finanziellen Ansprüchen des Staates, wie sie 
durch die Wehrvorlage verkörpert werden, war 


1) Die heutige englische Einkommensteuer ist juristisch zwar 
auch eine einmalige Abgabe, denn sic bedarf der Neubewilligung 
durch ein alljährliches Finanzgesetz. Tatsächlich wird sie stets 


anstandslos neu bewilligt. 


so die beste Möglichkeit gegeben, dem aufge- 
stellten Ziele, jeden nach seiner Leistungsfähig- 
keit zum Wehrbeitrage heranzuziehen, am 
nächsten zu kommen. Der Wehrbeitrag ver- 
einigt zwei Arten von Steuern, die Vermögens- 
steuer und die Einkommensteuer, ähnlich der 
Betriebskapitals- und Ertragsanlage der baye- 
rischen Gewerbesteuer. Es bestehen in den ein- 
zelnen Bundesstaaten ja bereits solche Verbin- 
dungen von Vermögens- und Einkommensteuer, 
aber einmal ist hier die Vermögenssteuer eine 
formelle oder nominelle, d. h. nur der aus dem 
Vermögen sich ergebende Ertrag wird zur Ver- 
mögenssteuer herangezogen, und dann ist die 
Vermögenssteuer hier die Ergänzungssteuer zur 
Einkommensteuer. Es wird auf diese Weise das 
sogen. fundierte, d. h. auf Vermögensbesitz be- 
ruhende Einkommen „ergänzend“ zu den Wir- 
kungen der Einkommensteuer herangezogen. 
Ganz anders beim Wehrbeitrag! Dieser ist eine 
reelle Vermögenssteuer. Die Steuerquelle ist 
das Vermögen selbst, der Vermögensstamm. Es. 
werden Quoten des Vermögens als Steuern ein- 
gezogen. Es bedarf keines Beweises, daß eine 
solche wirkliche Vermögenssteuer, die in ihrer 
regelmäßigen Wiederkehr eine Erschwerung der 
Vermögensbildung bedeutet, nicht eine ordent- 
liche Einnahme des Staates bilden kann, son- 
dern genau bestimmt durch das Bedürfnis, die 
Frage der Veranlagung und der Höhe der 
Steuersätze nur zeitweilig dem Volke aufer- 
legt werden darf. Sodann ist beim Wehrbeitrag 
die Vermögenssteuer die Hauptsteuer, die 
Einkommensteuer hat nur ergänzenden Charak- 
ter. Das ist beim Wehrbeitrag deshalb als 
gerechttertigt anzusehen, da er eine reelle Ver- 
mögenssteuer ist. Die Vermögenssteuer als 
nominelle Verinögenssteuer ist jedoch als Haupt- 
steuer ungenügend, da aus dem Vermögens- 
besitz nicht mit Sicherheit auf die Höhe des Ein- 
kommens geschlossen werden kann. Der Ver- 
mögensbesitz von gleichem Geldwerte liefert 
durchaus nicht immer gleiche Reinerträge. Als 
Hauptsteuer ist die allgemeine Einkommen- 
steuer der Vermögenssteuer weit überlegen. 
Beiläufig sei hier bemerkt, daß heute nur in 
den Vereinigten Staaten von Amerika und in der 
Schweiz die Vermögenssteuer als Hauptsteuer 
zu finden ist. Als Ergänzungssteuer ist sie in 
neuerer Zeit mehr und mehr angenommen wor- 
den. Es darf als sicher gelten, daß der nomi- 
nellen Vermögenssteuer in dieser Form eine 
große Bedeutung vorbehalten ist. Sie vermag 
das fundierte Einkommen, dessen Leistungsfähig- 


und volkswirtschaftlicher Beleuchtung 


keit größer ist als das bloße Arbeitseinkommen, 
ergänzend zu belasten. 


Nach dem Entwurfe sollte der Wehrbeitrag 
im wesentlichen nur vom Vermögen erhoben 
werden und das Einkommen nur insoweit Be- 
rücksichtigung finden, als es den Betrag von 
50000 M. überstieg. Auf Grund der Beschlüsse 
der Kommission hat das Gesetz das Einkom- 
men in umfassender Weise herangezogen. 
Zwecks Vermeidung der Doppelbesteuerung ist 
durch $ 31, II der Abzug eines Betrages, der 
einer Verzinsung von 5% des abgabepflichtigen 
Vermögens gleichkommt, vom Einkommen ge- 
stattet. Eine vom Gesetze gewollte und daher 
nicht zu beseitigende Doppelbesteuerung ist 
durch die Vorschrift des § 5, V geschaffen 
worden, nämlich durch die Kapitalisierung der 
Rechte auf Renten und andere wiederkehrende 
Nutzungen und Leistungen. 


Für die volkswirtschaftliche Beurteilung der 
reellen Vermögenssteuer, in ihren Wirkungen 
ergänzt durch die Binkommensteuer, wie sie 
durch den Wehrbeitrag geschaffen worden ist, 
werden einige Stichproben genügen, um zu 
zeigen, daß durch diese Abgabe Nachteile für die 
nationale Wirtschaft — Erschwerung der Ver- 
mögensbildung, Schwächung der Kaufkraft und 
der Unternehmungslust — nicht zu befürchten 
sind. Hat einer 5000—10 000 M. jährliches Ein- 
kommen, aber kein Vermögen, so hat er drei 
Jahre lang mindestens 17 M., höchstens aber 
34 M. zu bezahlen. Hier von einer Erschwerung 
der Vermögensbildung zu sprechen, wäre un- 
angebracht. Aber auch ein Wohlhabender mit 
12000 M. Einkommen und 80 000 M. Vermögen 
wird kaum spüren, wenn er jährlich 86 M. 
hergibt. Wer 80000 M. verdient und über ein 
Vermögen von 650000 M. verfügt, wird 1850 
Mark dreimal am 15. Februar opfern können, 
ohne an seiner Kaufkraft oder Unternehmungs- 
lust geschwächt zu werden. Die wenigen Aus- 
erwählten, die dreimal 54830 M. zu bezahlen 
haben, besitzen ein Vermögen von mindestens 
121/, Millionen. ,,Gewohnt, für Stiftungen, 
Titel und Orden ganz andere Summen zu opfern, 
verlieren solche Leute selbst bei den erzwun- 
genen Ausgaben noch lange nicht ihre Unter- 
nehmungslust; ist doch auch die Rentabilität 
ihres Vermögens, in welcher Form es auch 
angelegt sein mag, ganz anderen Schwankungen 
ausgesetzt, als sie die gesetzlichen Abgaben 
hervorzurufen in der Lage wären?).‘“ Und 
volkswirtschaftlich ist nicht minder bedeutsam, 
daß nur ein Teil, der wohlhabendere Teil des 
deutschen Volkes, den Wehrbeitrag aufbringt, 
während „die an Zahl überwiegenden Massen 
den größten Teil der Milliarde in Form von 


2) 8) Stahl in „Technik und Wirtschaft“, 1913, 11. Heft, „Der 
Wehrbeitrag.* 
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Gewinnen und Arbeitslöhnen erhalten wer- 


den 3)“. 


Das Vermögen als Steuerquelle wird durch 
erschöpfende Aufzählung der einzelnen, zum 
beitragspflichtigen Vermögen gehörigen Gegen- 
stände umschrieben. Der Vermögensbe- 
griff des Gesetzes kann grundsätzlich als der 
Inbegriff der einem Rechtssubjekte zu einem 
bestimmten Zeitpunkte zustehenden geldwerten 
Rechte festgelegt werden. Der Inbegriff der 
Rechte, d. h. das gesamte Vermögen nach Ab- 
zug der Schulden, bildet die Bemessungsgrund- 
lage der Abgabe. Dem Wehrbeitrag unterliegen 
bewegliches und unbewegliches Vermögen, pro- 
duktives und ertragloses, pfändbare und un- 
pfändbare Rechte. Aber die Rechte müssen 
geldwert sein, d. h. einen in Geld abschätz- 
baren Wert haben. Warenzeichen, das Recht 
zur Firmenführung bilden keine beitragspflich- 
tigen Rechte, natürlich auch nicht tatsächliche 
Verhältnisse, welche einen Vermögenswert haben 
wie der Ruf einer Firma, Kundschaft, Absatz- 
verhältnisse usw. 


Die gesetzliche Vorschrift zählt verschiedene 
Vermögensmassen auf und legt denselben ver- 
schiedene Bezeichnungen bei: Grundvermögen, 
Betriebsvermögen und Kapitalvermögen. Für 
die Zugehörigkeit eines Vermögensgegenstandes 
zu einer der drei Vermögensmassen entscheidet 
die Zugehörigkeit zu einem der in § 2 Abs. 2 
aufgeführten Betriebe. Die hiernach verblei- 
benden Gegenstände fallen, wenn sie Grund- 
stücke sind oder grundstückgleiche Rechte, unter 
den Begriff des Grundvermögens. Alle anderen 
Rechte sind Kapitalvermögen. 


Volkswirtschaftlich ist von Wichtigkeit, daß 
den Grundstücken gleich die Berechtigungen 
stehen, für welche die sich auf Grundstücke be- 
ziehenden Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
gelten. Die maßgebenden Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts sind solche des Reichs- und 
des Landesrechts. Reichsrechtlich kommen hier 
in Frage das Erbbaurecht und das Erbpacht- 
recht, landesrechtlich das Bergwerkseigentum, 
Fischereigerechtigkeiten, Realgewerbeberechti- 
gungen. 


Zum Betriebsvermögen gehören alle dem 
Unternehmen gewidmeten Gegenstände. Das 
Unternehmen kann Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft, Bergbau oder Gewerbe sein. Zur 
Land- und Forstwirtschaft ist hier zu rechnen 
Jagd und Fischerei, ferner Weinbau, nicht da- 
gegen Gärtnerei. Unter Gewerbe sind zu ver- 
stehen „alle erlaubten, selbständigen Berufe und 
Berufsarten, die eine Beteiligung am allgemeinen 
wirtschaftlichen Verkehr darstellen, ausgenom- 
men die Gewinnung roher Naturerzeugnisse, so- 
wie Öffentlicher Dienst und sogenannte freie 
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Berufsarten, die höhere Bildung voraussetzen‘ 4). 
Als Betriebsvermögen kommt das gesamte wer- 
bende Vermögen, sowohl das Anlagekapital, 
das „stehende Betriebskapital‘“, als auch das 
„umlaufende Betriebskapital’ in Betracht. 


Im 85 des Wehrbeitragsgesetzes werden 
einzelne, insbesondere als Kapitalvermögen 
beitragspflichtige Gegenstände aufgezählt; die 
Aufzählung soll nicht erschöpfend sein. Hin- 
sichtlich der selbständigen Rechte und Gerechtig- 
keiten ist zu betonen, daß sie für sich ver- 
kehrsfähig sein müssen. Somit gehören hierher 
Patent- und Gebrauchsmusterrechte, Urheber- 
und Verlagsrechte, soweit sie nicht Betriebs- 
vermögen sind, ferner Bergwerksregale und 
Bergwerkseigtum, soweit es nicht grundstück- 
gleiches Recht ist. Zu den Kapitalforderungen 
gehören Darlehensforderungen, Hypothekforde- 
rungen, Sparkasseneinlagen, Wechselforderungen 
und Wertpapiere, soweit sie nicht in § 5,3 ge- 
nannt sind. Hinsichtlich der Renten und an- 
derer wiederkehrender Nutzungen und Leistun- 
gen habe ich bereits eingangs darauf hinge- 
wiesen, daß durch die Kapitalisierung dieser 
Rechte eine Doppelbesteuerung herbeigeführt 
wird. Zu rechtfertigen ist diese Kapitalisierung 
damit, daß dem Bezugsrechte regelmäßig ent- 
weder ein früheres eigenes Vermögen des Be- 
rechtigten oder ein anderer Vermögensstock 
gegenübersteht. Es ist allerdings nicht zu 
leugnen, daß sich hieraus die Möglichkeit von 
Härten ergeben kann. Diese können aber durch 
Stundungsbewilligungen beseitigt werden. 
Wehrbeitragspflichtig sind nur Rechte, nicht 
also Zuwendungen, die freiwillig erfolgen. So- 
nach stehen in Frage: Nießbrauchrechte, Renten, 
die nicht eine Verzinsung oder Rückzahlung 
eines dargeliehenen oder abgetretenen Kapitals 
darstellen, Leibrenten, Altenteilsrechte, regel- 
mäßige Zuschüsse seitens der Eltern an Kin- 
der, die auf einer Verpflichtung beruhen. 


Durch Beschluß des Reichstages in 2. Lesung 
wurde die Beitragspflicht der nicht fälligen An- 
sprüche auf Lebens-, Kapital- und Rentenver- 
sicherung ausgesprochen, „da es sich hier um 
bereits vorhandenes Vermögen handle und da 
bei Freilassung dieser Ansprüche ein starker 
Anreiz gegeben wäre, noch unmittelbar vor der 
Steuererklärung erhebliche Summen auf Ver- 
sicherungen festzulegen“. Das ist eine für die 
Angehörigen der freien Berufe wie der Inge- 
nieure, Anwälte und Aerzte sehr bedeutsame 
Aenderung, der m. E. ein besonderes soziales 
Empfinden nicht zugesprochen werden kann. 
Der Staat hat doch all’ die Bestrebungen zu 
unterstützen, die darauf hinauslaufen, das Wohl- 
ergehen derjenigen sicher zu stellen, die mit 


_—— 


4) Breunig, Bayerisches Einkommensteuergesetz, I, 166. 
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der Arbeitsunfahiykeit oder mit dem Tode des 
Ernahrers auf die Ersparnisse desselben oder 
auf Beziige angewiesen sind, die aus Versiche- 
rungen flicBen. Die Befiirchtung, es hatten er- 
hebliche Summen unmittelbar vor der Veran- 
lagung zum Wehrbeitrage in Versicherungen 
festgelegt werden können, ist als übertrieben 
zu bezeichnen. 


Hinsichtlich der Freilassung des Luxus- 
mobiliars, von Schmuck- und Kunstwerken, also 
des Nutz- und Gebrauchsvermögens von der 
Besteuerung ist zu bedenken, daß es ein Wider- 
spruch ist, unbewegliches Nutzvermögen, Gärten, 
Parke, selbstbewohnte Gebäude, Jagdgründe 
usw. von der Vermögenssteuer zu erfassen und 
das bewegliche Nutzvermögen frei zu lassen. 
Gerade die wohlhabenden Klassen können recht 
nennenswerte Teile ihres Vermögens in kost- 
barem Nutzvermögen anlegen, das von jeder 
Steuer bei Lebzeiten ihrer Besitzer frei bleibt, 
während die weniger Bemittelten aus ihrem 
Einkommen Ueberschiisse verzinslich anzulegen 
pflegen und dafür besteuert werden. Die ohne 
weiteres zuzugebenden Schwierigkeiten bei der 
Wertermittlung sind überschätzt worden; die 
Schwierigkeiten, gewisse Arten des Erwerbs- 
vermögens, z. B. den Wert des Anlagekapitals, 
die beweglichen Rentenwerte usw. festzustellen, 
sind kaum geringer. M. E. wäre es im Sinne 
der steuerlichen Gerechtigkeit gelegen gewesen, 
wenn der im Plenum und in den Kommissions- 
beratungen gestellte Antrag, Schmuck und 
Kunstwerke dem Wehrbeitrag zu unterwerfen, 
Annahme gefunden hätte. Durch eine Besteue- 
rung des wertvolleren Gebrauchs- und Nutz- 
vermögens hätte der Luxus in entsprechender 
Weise zu den Kosten der Wehrvorlage heran- 
gezogen werden können. 


Bei der Feststellung des Vermögens, sowohl 
des Grund- als auch des Betriebs- und Kapital- 
vermögens, ist für jeden Bestandteil der ge- 
meine Wert (Verkaufswert) festzustellen. 
Entscheidend ist also im volkswirtschaftlichen 
Sinne der Tauschwert, das ist das bei ent- 
geltlicher Veräußerung unter normalen Verhält- 
nissen für gleichartige Sachen zu erzielende Ent- 
gelt. Eine Ausnahme gegenüber dem Grund- 
satze der Feststellung des gemeinen Wertes be- 
deutet die Zugrundelegung des Ertragswertes 
bei Grundstücken, die dauernd land- oder forst- 
wirtschaftlichen oder gärtnerischen Zwecken 
dienen und bei bebauten Grundstücken, die 
Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken 
dienen und bei denen die Bebauung und Be- 
nutzung der ortsüblichen Bebauung und Be- 
nutzung entspricht... Nach den Ausführungs- 
bestimmungen des Bundesrats sind zu den un- 
bebauten Grundstücken nicht mehr 
Grundstücke zu rechnen, deren gemeiner Wert 
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jetzt schon durch ihre Lage als Bauland oder 
als Land zu Verkehrszwecken bestimmt wird 
oder bei denen nach den sonstigen Umständen, 
z. B. nach ihrer Lage und Beschaffenheit, ihrem 
Erwerbspreis oder ihrer Belastung anzunehnien 
ist, daß sie in abschbarer Zeit anderen als land- 
oder forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen 
Zwecken dienen werden; ferner darf für be- 
baute Grundstücke nur dann der Ertragswert 
zugrunde gelegt werden, wenn die Art der Be- 
nutzung und die Höhe der Aufwendungen für 
die Herstellung und Unterhaltung von baulichen 
oder sonstigen Anlagen erkennen lassen, daß ein 
Grundstück nicht außergewöhnlichen Zwecken, 
insbesondere nicht dem Luxus des Besitzers zu 
dienen bestimmt ist oder wenn der gemeine Wert 
eines Grundstücks nicht durch eine wirtschaftliche 
Verwertbarkeit bestimmt wird, die eine wesent- 
lich andere Bebauung und Benutzung als die 
gegenwärtige voraussetzt, z. B. wenn ein schloß- 
artiges Gebäude oder eine Villa nach Umfang 
und Größe weit über die Gebäude der Umgegend 
hervorragt. Hiernach ist also dem Beitrags- 
pflichtigen die Möglichkeit der Wahl zwischen 
Veranlagung nach Verkaufswert oder nach Er- 
tragswert, die nach 8 17,V grundsätzlich in 
allen Fällen vom Beitragspflichtigen ver- 
langt werden kann, genommen. In den beiden 
genannten Fällen muß zufolge der Ausfüh- 
rungsbestimmungen des Bundesrats die Veran- 
lagung nach dem Verkaufswerte erfolgen. Diese 
Feststellung ist bedeutsam für den Grund- 
stücksmarkt. Die Veranlagung des Grundbe- 
sitzes um die Städte herum nach dem Verkaufs- 
werte wird zu zahlreichen Härten führen, denn 
es müssen hier Werte versteuert werden, die 
tatsächlich in schr vielen Fällen überhaupt noch 
nicht vorhanden sind, ja vielleicht überhaupt 
niemals erzielt werden können. Meist handelt 
es sich hier um Werte, die seit Jahren entweder 
gar keinen oder doch nur sehr geringen Er- 
trag bringen und oft auf Jahre hinaus dem 
Eigentümer schwere Zinszubußen auferlegen. 
Als Bauplätze, die der Besteuerung nach dem 
gemeinen Werte (Verkaufswerte) unterworfen 
sind, können nur baureife, an fertig gestellten 
Straßen gelegene Baustellen in Betracht kom- 
men. Eine Aenderung der Vollzugsbestimmun- 
gen in den beiden erwähnten Richtungen, wie 
sie auch vom „Schutzverband für deutschen 
Grundbesitz‘ gefordert wird, ist daher drin- 
gend zu wünschen. 

Als wehrbeitragspflichtiges Einkommen 
gilt das auf Grund des Landeseinkommensteuer- 
gesetzes festgestellte steuerpflichtige Einkom- 
men. In den Bundesstaaten, in welchen eine 
Einkommensteuer nicht eingeführt ist (zurzeit 
lediglich in Elsaß-Lothringen), sollen durch die 
Landesregierung im Verordnungswege Bestim- 
mungen über die Ermittlung des Einkommens 


151 


getroffen werden. Das Gesetz geht also von 
dem nach Maßgabe der landesrechtlichen Steuer- 
gesetze festgestellten Einkommen aus, daraus 
entspringt eine Verschiedenheit des anzuwen- 
denden Einkommenbegrittes. In den verschie- 
denen Bundesstaaten ist das Einkommen nach 
ganz verschiedenen materiellen und formellen 
Vorschriften zu ermitteln. So läßt das baye- 
rische Einkommensteuergesetz den Abzug von 
Lebensversicherungsprämien bei Feststellung des 
steuerpflichtigen Einkommens in viel beschränk- 
terer Weise zu als das preußische Einkommen- 
steuergesetz. In Württemberg wird das Ein- 
kommen aus Waldbesitz und Spekulationsgewinn 
kräftiger gefaßt als in Preußen. Ungleichheiten 
können sich auch aus der Bestimmung ergeben, 
daß das niedrigste Einkommen der Steuerstufe 
angenommen wird, in welcher der Beitrags- 
pflichtige zur Einkommensteuer veranlagt ist. 
Härten sind nach § 46 der Ausführungsbestim- 
mungen des Bundesrats auszugleichen. 


Das Wehrbeitragsgesetz läßt die Berück- 
sichtigung der durch Landesrecht zugelassenen 
Ermäßigungsgründe für den Wehrbeitrag vom 
Einkommen nicht zu. Es enthält vielmehr selb- 
ständige Ermäßigungsgründe. Die Ermäßigung 
erfolgt vom ganzen Wehrbeitrag, und zwar 
dann, wenn die Leistungsfähigkeit des Beitrags- 
pflichtigen durch seine Unterhaltungspflicht 
gegenüber minderjährigen Kindern gemindert 
ist (Kinderprivileg) oder wenn er durch den 
Militärdienst mehrerer Söhne dem Reiche be- 
reits erhebliche Opfer gebracht hat (Militär- 
dienstprivileg). 


Welche Wirkung hat denn der oben bereits 
erwähnte Abzug von 5%. des Vermögens vom 
festgestellten Einkommen? Das in Kapitalbesitz 
angelegte Vermögen bringt selten über 4% ein. 
Staatspapiere werfen meist 3, 31/, % ab; Hypo- 
theken, Kommunalpapiere, Privatdarlehen selten 
über 4, 41/, 00. Börsenpapiere stehen im Kurs 
meist so, daß sie ungefähr einer 4 proz. Ver- 
zinsung entsprechen. Die Besitzer solcher Werte 
werden daher im Regelfalle mit dem 5proz. 
Abzug 1% mehr abzichen, als sie an Zinsen 
tatsächlich einnehmen. Dieses 1% wirkt also 
als Abzug von anderem Einkommen, insbeson- 
dere dem aus Gewinn bringender Beschäftigung. 


Wer wird denn von der Steuerpflicht be- 
troffen? Ganz steuerfrei sind alle jene ver- 
mögenslosen Beamten und Angestellten mit 
einem Gehalt bis zu 5000 M. NurvomEin- 
kommen steuern jene, die, ohne Vermögen 
zu besitzen, über ein Einkommen von mehr 
wie 5000 M. verfügen. Nur vom Vermö- 
gen steuern im allgemeinen jene, deren Ver- 
mögen mehr als 50000 M. beträgt und die aus 
Beruf usw. kein weiteres Einkommen beziehen. 
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Vom Vermögen und Einkommen 
opfern alle jene mit mehr als 10000 M. Ver- 
mögen und mehr als 4000 M. Einkommen, so- 
fern nicht der 5proz. Abzug des Vermögens 
vom Einkommen dieses steuerfrei macht, d. h. 
einen Restbetrag unter 1000 M. ergibt. 


Ein besonderes Interesse vom Standpunkte 
der Steuertechnik aus beansprucht der Wehr- 
beitrag deshalb, weil er zum ersten Male eine 
Reihe von Bestimmungen über das Ver- 
anlagungsverfahren aufgenommen hat, die bis- 
her unserer deutschen Steuergesetzgebung fremd 
waren. Ich nenne hier das Recht der Behör- 
den, selbständig Zeugen und Sachverständige 
zu vernehmen; das Recht, Bücher, Verträge, 
Bankabrechnungen und andere Schriftstücke, 
welche für die Veranlagung von Bedeutung sind, 
in den Räumen des Steuerpflichtigen einzu- 
sehen; ferner die gemeinsame Haftung der Ehe- 
gatten für die Steuer; die Deklarationspflicht 
dritter Personen wie Vorstände der A.-G., der 
G.m.b.H., der Notare bei Erbschaften; die 
Pflicht, bei Abwesenheit Bevollmächtigte zu er- 
nennen und die Haftung des Bevollmächtigten 
für falsche Angaben, die er für seinen Voll- 
machtgeber macht. Für im Rechtsmittelver- 
fahren zurückbezahlte Steuern ist eine 4 proz. 
Verzinsung zu leisten. 


1 Milliarde soll der Wehrbeitrag für die 
Verstärkung unserer Heeresmacht aufbringen. 
Ich habe oben darzulegen versucht, daß von 
diesem Milliardenopfer keinerlei Nachteile für 
die deutsche Volkswirtschaft zu befürchten 
sind. Nun erhebt sich aber die nicht minder 
wichtige Frage: In welcher Weise wird denn 
überhaupt die nationale Wirtschaft die Wirkun- 
gen dieses ungewöhnlichen Opfers verspüren ? 
Zunächst ist nicht schwer nachzuweisen, daß 
dem geopferten Gelde im wesentlichen seine 
„fortzeugende Wirkung‘‘ erhalten bleibt. Noch 
mehr als bisher wird der Staat als Käufer einer 
riesigen Anzahl von Waffen, Pferden, Wagen, 
Maschinen usw. auftreten; neue Kasernen, Laza- 
rette, Straßen usw. müssen gebaut und für eine 
dauernde Instandhaltung dieser Werte und für 
eine Verpflegung der vermehrten Mannschaften 
muß gesorgt werden. Da nur ein Teil des 
Wehrbeitrags — 220 Millionen Mark — als 
Rücklage in den Juliusturm kommt, für die 
Hälfte dieses Betrages jedoch gesetzlich Noten 
ausgegeben werden, so werden tatsächlich nur 
120 Millionen Mark dem Wirtschaftsleben vor- 
enthalten. Der weitaus größte Teil der auf- 
zubringenden Milliarde bleibt im Umlauf. Das, 
was stattfindet, ist lediglich eine Ablenkung des 
durch den Wehrbeitrag geschaffenen Geld- 
stromes von jenen Zwecken, die mit der Ver- 


stärkung unserer Heeresmacht nichts zu tun 
haben. 


Es ist sodann zu bedenken, daß die Mil- 
liarde in überwiegendem Maße in Waren auf 
dem eigenen Arbeitsmarkte verwandelt wer- 
den wird. Das Ausland kommt nur für den 
Ankauf der nötigen Rohstoffe wie Eisen, Holz, 
Steine, Tuche, Leder, in Frage. Diese Kosten 
liegen weit unter den Kosten für die Ver- 
edelung, die sich im Inlande vollzieht. 


Aber eine volkswirtschaftliche Untersuchung 
der Wirkungen des Wehrbeitrages darf nicht an 
der allgemeinen weltwirtschaftlichen Lage vor- 
übergehen. Diese ist von Belang für die Auf- 
bringung der Milliarde wie für die Wirkung. 
Es ist klar, daß in Zeiten steigender Kon- 
junktur die Leistungsfähigkeit des Steuerpflich- 
tigen eine erhöhte ist, daß jedoch anderseits 
der Staat höhere Preise bezahlen muß als in 
Zeiten daniederliegender Konjunktur und die 
Staatsaufträge von Handel und Industrie weni- 
ger dankbar empfunden werden als in schlechten 
Zeiten. Für die deutsche Rohstofferzeugung ist 
es von Bedeutung, daß bei einem weniger auf- 
nahmefähigen Weltmarkte diese Produkte ein 
reiches Absatzgebiet im Inlande zu Zeiten einer 
Milliardenausgabe finden. Dann würde auch der 
Teil des Wehrbeitrages, den wir vorher als 
dem Auslande zufließend gekennzeichnet haben, 
in der Hauptsache dem deutschen Wirtschafts- 
leben zugute kommen. So folgert m. E. 
Stahl5) mit vollem Rechte: „Für Deutschlands 
Wirtschaft kann es nur günstig wirken, wenn 
die Milliarde in einer Zeit zur Verwendung ge- 
langt, wo der Absatz deutscher Roh- und Fertig- 
fabrikate am Weltmarkte nachläßt. Dann findet 
der deutsche Markt Beschäftigung, ohne daß 
ungesunde, stürmische Neugründungen hervor- 
gerufen werden, was eine Milliardenausgabe 
zur Zeit einer Hochkonjunktur nicht verhin- 
dern könnte.“ 


Es ist sonach festzustellen, daß für den über- 
wiegenden Teil unseres Handels und unserer 
Industrie der Wehrbeitrag nicht nur ohne Nach- 
teil sein wird, sondern vielmehr zu einer Be- 
lebung des Inlandsmarktes führen und den 
Volkswohlstand vermehren wird. 


Benutzte Hilfsmittel: Roscher, System der Volkswirtschaft 
(4,1 Finanzwissenschaft) — Conrad, Orundriß der politischen 
Oekonomie (Finanzwissenschaf) — Eheberg, Finanzwissen- 
schaft — Wehrbeitragsgesetz, erläutert von Kahn und Ober- 
meyer, München 1914 — Technik und Wirtschaft, 1913, 
11. Heft — Deutsche Wirtschaftszeitung, 9. Jahrgang, Nr. 18 — 
Tagesblätter. 


5) Technik und Wirtschaft, 1913, 11. Heft, Stahl a. a. O. 
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Die Tantieme des Vorstands und Aufsichtsrats 
einer Aktiengesellschaft. ? 


Von einem praktischen Juristen. 


Die $$ 237 und 245 des Handelsgesetzbuches 
enthalten die, gesetzlichen Vorschriften, nach 
denen die Berechnung der Tantieme des Vor- 
stands und Aufsichtsrats einer Aktiengesellschaft 
zu erfolgen hat. 


Sie sind zwingender Natur. Ihre Abänderung 
kann weder durch den Gesellschaftsvertrag, noch 
durch Generalversammlungsbeschluß, noch durch 
Verwaltungsmaßregel des Vorstands oder des 
Aufsichtsrats geschehen. Solche Abänderungen 
sind ungültig und können unter Umständen so- 
gar die Nichtigkeit des abgeschlossenen Dienst- 
vertrags zur Folge haben. Sie sind aber nur 
insoweit ungültig, als sie eine dem Vorstande 
oder Aufsichtsrat günstigere Berechnung, als das 
Gesetz sie vorsieht, zum Gegenstand haben. 
Abänderungen nach der entgegengesetzten Rich- 
tung sind statthaft. Die gesetzlichen Vorschrif- 
ten greifen ferner nur dann Platz, wenn es sich 
um Tantieme, nicht um feste Vergütung handelt. 
Ueber die Höhe einer solchen Vergütung ent- 
hält das Gesetz keine Bestimmungen, eine ge- 
setzliche Grenze besteht für sie nach dieser 
Richtung nicht. 


Der Tantiemeanspruch kann in dem Gesell- 
schaftsvertrag oder dem Dienstvertrag oder 
einem Beschluß der Generalversammlung seine 
Grundlage haben. Enthält aber der Gesell- 
schaftsvertrag einen bestimmten Tantiemesatz, 
so ist ein darüber hinausgehender Beschluß der 
Generalversammlung ungültig; denn er stellt 
eine Verletzung der Statuten dar. 


I. Die Tantieme des Vorstands. 
Der § 237 des Handelsgesetzbuchs bestimmt: 


Wird den Mitgliedern des Vorstands ein 
Anteil am Jahresgewinn gewährt, so ist der 
Anteil von dem nach Vornahme sämtlicher 
Abschreibungen und Rücklagen verbleiben- 
den Reingewinn zu berechnen. 


Der Gesetzgeber bezeichnet also die Tan- 
tieme als Anteil am Jahresgewinn. Jahres- 
gewinn bedeutet Gewinn jedweder Art, sei es 
Reingewinn oder Bruttogewinn oder Betriebs- 
jahresgewinn. Die Tantieme selbst ist von dem 
Reingewinnreste zu berechnen, der nach Ab- 


1) Vergl. hierzu die Ausführungen bei Staub, Kommentar zum 
HGB. §§ 237 fg., 245 fg.; Weill, Tantieme des Vorstands und 
Aufsichtsrats einer Aktiengesellschaft in Holdheim: Monatsschrift 
für Handelsrecht und Bankwesen 1913, S. 26 fg. und 50 fg. 


zug sämtlicher Abschreibungen und Rücklagen 
verbleibt. 


Was unter „Abschreibungen‘ zu verstehen 
ist, bedarf keiner Erörterung. Darüber besteht 
in den beteiligten Kreisen kein Zweifel. Ueber 
die Bedeutung des Wortes „Rücklagen“ gehen 
aber die Meinungen auseinander. Nach der herr- 
schenden Ansicht ist das Wort gleichbedeutend 
mit dem Worte ‚Reservefonds‘ im § 261 Ziff. 4 
des Handelsgesetzbuchs. Dafür spricht insbe- 
sondere der bei der Beratung des § 237 er- 
stattete Bericht der Reichstagskommission, in 
dem die beiden Ausdrücke ‚„Reservefonds‘ und 
„Rücklagen“ zu dem Worte „Rücklagefonds‘“ 
verschmolzen werden. Reservefonds oder Rück- 
lage ist alles, was von den vorhandenen Wer- 
ten in dem Gesellschaftsvermögen ‚reserviert‘ 
oder „zurückgelegt“, also nicht verteilt wird. 
So z. B. auch stille Rücklagen, insbesondere 
Beiträge zum Dividendenergänzungsfonds oder 
zum Pensions- und Unterstützungsfonds, Bei- 
träge zu einem Fonds, der zur künftigen 
Amortisation von Aktien dienen soll, auch der 
Gewinnvortrag für das nächste Jahr, nicht da- 
gegen der Gewinn aus dem Vorjahre. 


Was von dem Reingewinn verteilt, also nicht 
zurückgelegt wird, darf nicht abgezogen werden. 
Von diesem Reingewinnreste werden regel- 
mäßig die Dividenden der Aktionäre bezahlt, 
häufig aber nach den Statuten auch andere Be- 
träge, wie z. B. die Dividenden der Versicherten 
einer Versicherungsgesellschaft, die Gratifika- 
tionen oder Tantiemen der Beamten der Ge- 
sellschaft u. dgl. Alle diese Beträge dürfen bei 
der Berechnung der Tantieme des Vorstands 
nicht in Abzug gebracht werden. 


Hl. Die Tantieme des Aufsichtsrats. 


Der $ 245 des Handelsgesetzbuchs bestimmt: 


Erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrats für 
ihre Tätigkeit eine Vergütung, die in einem 
Anteil am Jahresgewinn besteht, so ist der 
Anteil von dem Reingewinn zu berechnen, 
welcher nach Vornahme sämtlicher Abschrei- 
bungen und Rücklagen sowie nach Abzug 
eines für die Aktionäre bestimmten Betrags 
von mindestens 4% des eingezahlten Grund- 
kapitals verbleibt. 


Außer den sämtlichen Abschreibungen und 
Rücklagen sind also bei Berechnung der Tan- 
tieme des Aufsichtsrats noch weiter 4% Vor- 
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dividende für die Aktionäre von dem Reingewinn- 
reste abzuziehen. Im übrigen trifft auch hier 
zu, was oben unter I von dem Reingewinn- 
reste gesagt worden ist: bei der Berechnung 
der Tantieme des Aufsichtsrats darf keine Tan- 
tieme, also auch nicht die Tantieme des Vor- 
stands ` von dem Reingewinnreste abgezogen 
werden. 


Il. Berechnung der Tantieme. 


Man berechnet die Tantieme des Vorstands 
und Aufsichtsrats nach einer Formel. Weill 
a. a. O. gibt hierfür folgendes Beispiel: 


1. Das Grundkapital der Aktiengesellschaft 
beträgt 1800000 Mark. Der Vorstand erhält 
satzungsgemäß 100%, der Aufsichtsrat 10% 
Tantieme. Der Reingewinn berechnet sich nach 
Abzug sämtlicher Abschreibungen und Rück- 
lagen (einschließlich des Gewinnvortrags für 
das nächste Jahr) auf 80500 Mark. 


Um den Betrag zu finden, der die Aus- 
zahlung der 10 00 Tantieme des Vorstands, der 
4% Vordividende der Aktionäre und der 10 % 
Tantieme des Aufsichtsrats ermöglicht, wendet 
man die Formel an: 


x+D X 

10 "m 
D ist gleich 4 % Vordividende = 72000 Mark, 
x die Summe der beiden Tantiemen. Man rechnet 
nun weiter: 


— 


__xtD+x _ 72000 + 2x 
10 10 
10x = 72000 + 2x 
8x = 72000 
« = 72000 _ go 


Es müssen also den bereits bekannten Divi- 
denden von 72000 Mark die 9000 Mark hinzu- 
gerechnet werden, so daß 81000 Mark erforder- 
lich sind, um jedem Teile zu gewähren, was ihm 
zukommt. Da nun zu fordern haben 


1. der Vorstand (100/ von 80500 M.) = 8050 M. 
2. die Aktionäre (4°/, von 1800000 M.) == 72000 „ 
3. der Aufsichtsrat 


(10°/, von 80500 - 72000 = 8500 M.) = 850 » 
80900M, 


so erhält im Gegensatz zu dem Vorstande und 
den Aktionären, welche ihre Beträge voll er- 
halten, der Aufsichtsrat 400 Mark zu wenig, 
weil der Reingewinn eben nur den Betrag von 
80500 Mark ausmacht. Das Gesetz bietet hier- 
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gegen keinen Schutz. Helfen kann hier nur 
eine dahin zielende statutarische Bestimmung. 

2. Das Grundkapital der Aktiengcsellschaft 
beträgt 1800000 Mark. Der Vorstand erhält 
nach der Satzung 7%, der Aufsichtsrat 90% 
Tantieme. Der Reingewinn stellt sich nach Ab- 
zug aller Abschreibungen und Rücklagen (ein- 
schließlich des Gewinnvortrags für das nächste 
Jahr) auf 80500 Mark. 


Hier lautet die Gleichung wie folgt: 


7 9 
X= 1009 (D +x) + -o0 x 
__ 7D + 16x 
ù 100 
100x = 7D + 16x 
84x == 7D 
7 D 
s= aP 
D = 72000 also x = an = 6000. 


Zu fordern und erhalten auch die vollen Be- 
träge 


1. der Vorstand (79/, von 72000 + 6000) = 5460 M. 
2. die Aktionäre (4%, von 1800000) = 72000 , 
3. der Aufsichtsrat (9%/, von 6000) = 540 » 


78060 M. 


Hier bleiben also noch als Mehrdividende 
für die Aktionäre 2500 Mark übrig. 


IV. Schlußbemerkung. 

Die Bilanzpraxis einer Reihe von Aktiengesell- 
schaften (z. B. die Deutsche Bank) betrachtet 
vielfach nicht bloß die 4% Vordividende für die 
Aktionäre und den Gewinnvortrag des Bilanz- 


jahres als gesctzliche Abzüge im Sinne des 
§ 245 des Handelsgesetzbuchs, sondern zieht 
auch die Vorstandstantieme ab, ehe sie den 


Reingewinnrest verteilt. Sie billigt somit dem 
Aufsichtsrat keine Tantieme von dem Betrage 
der Tantieme des Vorstands zu, so daß die Tan- 
ticme des Aufsichtsrats niedriger ausfällt, wie 
unter Zugrundelegung der oben entwickelten Be- 
rechnungsgrundsatze. Ein solches Verfahren 
kann nur dann vor dem Gesetze bestehen, wenn 
es sich bei der Tantieme des Vorstands nicht 
um einen Anteil am Jahresgewinn, sondern um 
eine feste Vergütung handelt, die als solche, 
wie bereits oben ausgeführt ist, keinen gesetz- 
lichen Schranken unterliegt und, wenn richtig 
verfahren wird, ebenso wie die Gehälter, die 
Umsatzprovisionen der Geschäftsreisenden und 
dergl. als Sollposten in dem Gewinn- und Ver- 
lustkonto, nicht in der Bilanz aufzuführen ist. 


Dipl.-Yng. v. Pasinski, Wirtschaft und Recht für Ingenieure 
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Wirtschaft und Recht für Ingenieure. 


Von Tipl.-Sng. v. Pasinski, Düsseldorf. 


Das Studium ausgedehnter Gebiete der Wirt- 
schafts- und Rechtswissenschaft ist eine Not- 
wendigkeit für den Diplom-Ingenieur, der den 
Anspruch erhebt, gleich den anderen Akademi- 
kern, leitende Stellungen im öffentlichen oder 
privaten Wirtschaftsleben einzunehmen. Das 
Studium dieser Wissenschaften sowie die Pro- 
motion in diesen Gebieten sollte auf jeder 
Technischen Hochschule möglich sein. Zwar 
braucht nicht jeder Studierende sein Haupt- 
arbeitsfeld auf diese Gebiete verlegen, aber 
kennen muß er sie und die Fähigkeit, sich in 
diese Gebiete gegebenenfalls zu vertiefen, mit 
in das praktische Leben hinausnehmen. Die 
Zahl der Diplom-Ingenieure, die auch auf dem 
Gebiete der Wirtschafts- und Rechtswissen- 
schaft zu Hause sind, muß sich ständig ver- 
mehren; nur so lassen sich die hochgesteck- 
ten Ziele des ganzen Standes erreichen. 


Die Nichtkenntnis dieser Wissenschaften, 
oder vielmehr die mangelnde Fähigkeit, sich 
in diese Gebiete schnell und sicher einzuarbei- 
ten, bedeutet für manchen tüchtigen Ingenieur 
die unumgängliche Schranke seines Vorwärts- 
kommens. Mochten seine fachwissenschaftlichen 
Kenntnisse noch so hoch stehen, zum Leiter 
und Organisator befähigten diese ihn allein 
nicht. Er blieb, wenn auch manchmal hoch 
entlohnt, Gutachter und Hilfsarbeiter, und ein 
Jurist, Wirtschaftler oder Kaufmann spielte mit 
seinen Kenntnissen und Arbeiten. 


Ganz besonders wichtig ist die Kenntnis der 
Wirtschafts- und Rechtswissenschaften für die 
Entwicklungsjahre des Ingenieurs. Ist er nur 
Fachtechniker, so ist er an die Entwicklung 
auf gerader Linie gebunden, d. h. er kann sich 
nur auf dem einmal gewählten oder häufiger 
dem zufällig hineingekommenen Arbeitsfelde 
spezialisieren. Gelingt es hier nicht die vor- 
derste Stelle zu erreichen und zu halten, so 
ist er zum Verbleiben in der mittleren Lage 
verurteilt. Ganz anders wird sich die 
Entwicklung des Ingenieurs gestal- 
ten, wenn er jederzeit den Zirkel 
mit der Feder, den Konstruktions- 
saal oder das Betriebsbureau mit 
dem Verwaltungsbureau vertau- 
schen, wennerzurLeitung und wirt- 
schaftlichen Verwaltung der ehe- 
dem selbst ausgeübten technisch- 
produktiven Tätigkeit übergehen 
kann. | 

So ist schon die Kenntnis von Wirtschaft 
und Recht für den einzelnen von entscheidender 
Wichtigkeit bei der Gestaltung seiner beruf- 


lichen Entwicklung. Noch größer ist aber das 
Allgemeininteresse an einem verwaltungswissen- 
schaftlich vorgebildeten Ingenieurstande. Ein 
gut Teil der Schwerfälligkeit unserer Verwal- 
tung liegt darin begründet, daß sich der lei- 
tende Beamte als Nichtfachmann erst seine Mei- 
nung von einem oder mehreren Gutachtern vor- 
denken lassen muß, ohne selbst zu einem siche- 
ren Urteil befähigt zu sein. Die industriellen 
und technisch wirtschaftlichen Verbände, sowie 
öffentlich rechtliche Körperschaften von Handel 
und Gewerbe werden heute noch durch Nicht- 
ingenieure geführt, obgleich Ingenieurkennt- 
nisse eine unabweisbare Notwendigkeit für eine 
vollkommene Ausfüllung dieser Aemter sind. 
Sogar die Berufsberatung, die doch zu neun 
Zehntel technologische Kenntnisse voraussetzt, 
wird von Akademikern aller anderen Richtun- 
gen leitend ausgeübt. Und die Industrie ruft 
nach parlamentarischer Vertretung! 


Der Mangel an Ingenieuren, die in den Ver- 
waltungswissenschaften vorgebildet sind, ist 
offenkundig. Zum Teil liegt es an der noch 
immer nicht ausreichenden Studienmöglichkeit 
dieser Gebiete an den Technischen Hochschulen, 
zum Teil aber auch an dem Fehlen eines Wer- 
kes, welches die für den Ingenieur erforder- 
lichen Gebiete von Wirtschaft und Recht grund- 
legend zusammenfaßt. Ein solches Werk ist 
Ende 1912 bei J. C. B. Mohr in Tübingen unter 
dem Titel: „Wirtschaft und Recht der 
Gegenwart“. Ein Leitfaden für Studierende 
der Technischen Hochschulen und Bergakade- 
mien, sowie für praktische Techniker und Berg- 
leute von Professor Dr. L. v. Wiese er- 
schienen. 


Obgleich schon auf das Werk in dieser Zeit- 
schrift S. 97 1913 kurz hingewiesen wurde, so 
scheint seine Bedeutung für die Ausbildung der 
Diplom-Ingenieure doch ein näheres Eingehen 
auf den Inhalt zu rechtfertigen. 


Der erste Band enthält das Gebiet der poli- 
tischen Oekonomie und gliedert sich in folgende 
Kapitel: 

1. Privatwirtschaft, Volkswirt- 

schaft und Technik. Von Prof. Dr. 
von Wiese, Düsseldorf. 


2. Allgemeine Volkswirtschafts- 


Ichre. Von Hofrat Professor Dr. 
E. Schwiedland, Wien. 

3, Agrarwesen. Von Profesor Dr. 
W. Kähler, Aachen. 

4. Montanwesen. Von Bergassessor 


A. Macco, Cöln. 
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5. Gewerbewesen und Gewerbe- 
politik. Von Prof. Dr. von Wiese, 
Düsseldorf. 

6. Grundzüge des Bankwesens. 
Von Prof. Dr. Adolf Weber, Cöln. 

. Grundzüge des Binnenhandels 


und Börsenwesens. Von Privat- 
dozent Dr. Hirsch, Cöln. 


8. Aeußere Handelspolitik. Von 
Prof. Dr. von Wiese, Düsseldorf. 

9 Transportwesen. Von Prof. Dr. 
sug. Blum, Hannover. 

10. Finanzwissenschaft. Von Prof. 


Dr. Arthur Cohen, München. 


11. Versicherungswesen. Von Privat- 
dozent Dr. A. Günther, Berlin. 


12. Wirtschaftsstatistik des Deut- 
schen Reichs. Von Professor Dr. 
W. Kähler, Aachen. 


Der zweite Band umfaßt Rechtskunde, Fa- 
brikorganisation und Arbeiterkunde, Privatwirt- 
schaftsleben und angrenzende Disziplinen und 
enthält folgende Kapitel: 


13. Staats- und Verwaltungskunde. 
Von Prof. Dr. Conrad Bornhak, Berlin. 


14. Handels-, Verkehrs- 
dustrierecht: 

A. Grundzügedesbürgerlichen 
Rechts,des Handels- und Ge- 
sellschaftsrechts, sowie des 
öffentlichen Baurechts. Von 
Justizrat Prof. Dr. Alexander- 
Katz, Berlin. 

B. Gewerberecht. Von Landrichter 
und Dozent Dr. Erdmann, Han- 
nover, z. Zt. Hilfsrichter am Ober- 
landesgericht Celle. 

15. Bergrecht. Von Geh. Oberbergrat 
Prof. Dr. Arndt, Königsberg i. Pr. 

16. Arbeiterkunde und Fabrik- 
organisation. Von Professor Dr. 
Ph. Stein, Frankfurt a. M. 

17. Technische Oekonomik. Von Pro- 
fessor Dr. A. Voigt, Frankfurt a. M. 

18. Fabrikbuchhaltung. Von Prof. 
Dr. Albert Calmes, Frankfurt a. M. 

19. Bilanzwesen. Von Prof. Dr. Rich. 
Passow, Aachen. 

20. Grundsätze für die Ermittlung 
der Selbstkosten. Von Prof. Dr.- 
Sug. Blum, Hannover. 

21. Gewerbehygiene und Unfall- 
verhütung. Von Dr. E. Francke, 
Frankfurt a. M. 

22. Wirtschaftsgeographie. VonPro- 
fessor Dr. Max Eckert, Aachen. 


und In- 
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Schon der erste Band, der das Gebiet der 
politischen Oekonomie behandelt, unterscheidet 
sich im Aufbau und besonders in der Art der 
Behandlung der einzelnen Teile wesentlich von 
andern wissenschaftlichen Werken dieses Gegen- 
standes, die darin zu abstrakt gehalten sind, weil 
sie diese Wissenschaften als Selbstzweck be- 
handeln. Der Ingenieur braucht diese Wissens- 
gebiete in erster Linie zur prakti- 
schen Betätigung, ob er zur wissenschaft- 
lichen Fortbildung dieser Gebiete auch berufen 
sein wird, wird sich erst später zeigen. Diesem 
Bedürfnis des Ingenieurs versuchen die Ver- 
fasser in jeder Weise gerecht zu werden, und 
sind auch bemüht, durch geschichtliche Rück- 
blicke, Hinweise auf Literatur und Gesetze die 
rückwärtigen und seitlichen Verbindungen so- 
weit zu zeichnen, als zur wissenschaftlichen 
Vertiefung in einzelne Spezialgebiete notwen- 


-dig ist. 


Noch mehr tritt dies Bestreben in dem zwei- 
ten Bande des Werkes hervor, dessen erstes 
Kapitel von der Staats-Verwaltungskunde, durch 
das Bestreben, nicht zu umfangreich zu werden, 
wohl etwas zu knapp geraten ist. Das Interesse 
des Ingenieurs an diesem Gebiete und beson- 
ders an der städtischen Verfassung und ihrer 
Einordnung in das Staatsganze geht doch etwas 
über den hier gezogenen Rahmen hinaus. 


Mit der gewünschten Ausführlichkeit, ohne 
weitschweifig zu werden, sind dagegen die fol- 
genden drei Kapitel über Handel, Verkehr, In- 
dustrie und Bergrecht behandelt. Sodann wen- 
det sich das Werk zu Gebieten, die bisher leider 
in den Studienverzeichnissen der Technischen 
Hochschulen fehlen, obgleich sie notwendig in 
den Lehrbereich dieser Anstalten gehören. So 
die Arbeiterkunde und Fabrikorganisation, 
Fabrikbuchhaltung, Bilanzwesen, Selbstkosten- 
ermittlung und technische Oekonomik, die auf 
fast hundert Seiten besonders gut behandelt ist. 


Mit dem Kapitel Wirtschaftsgeographie 
schließt das Werk und bietet so noch einen 
Ueberblick über die Verteilung der wirtschaftlich 
abbaubaren Güter und Verkehrsmöglichkeiten 
der Erde. 


Abgesehen von dem rein gegenstandlichen 
Interesse an diesem Werke und seiner Bedeu- 
tung für die Ausbildung der Diplom-Ingenieure 
haben wir hier erstmalig einen prak- 
tischen Versuchvoruns,derdienot- 
wendigindenheutigen Lehrbereich 
der Technischen Hochschule ge- 
hörenden Gebiete aus Wirtschaft 
und Recht nicht nur nennt, sondern 
auchin dem zweckmäßigen Umfange 
zur Darstellung bringt. 


Wirtschaftliche Rundschau 


Wirtschaftliche Rundschau. 


Der Konkurrenzkampf im Schiffbau. 
Von R. A. Ziese, St. Petersburg. 


In der Zeitschrift „Ueberall“ vom Oktober 
1913 und ferner im „Schiffbau“, 11. Februar 
1914, erscheinen zwei sehr beachtenswerte Auf- 
sätze des Dr. Franz Hochstetter, die, der erste 
„schlechte Preise für gute Arbeit im Schiff- 
bau‘, der zweite „Zoll, Regie oder Syndikat 
im Schiffbau‘ betitelt sind; beide behandeln 
den augenblicklichen wirtschaftlichen Notstand 
der großen deutschen Aktien-Werften. 

Hierzu möchte ich mir nun einige Bemer- 
kungen erlauben. 

„Vous lavez volu George Dandin, vous voila 
aparté comme il faut“ könnte man als Ueber- 
schrift setzen. 

Wer hat sich denn durch die zigellose un- 
gesunde Konkurrenz, die dem Anderen nicht 
den Bissen im Munde gönnte, zur Herabsetzung 
der Preise, weit unter Selbstkosten, treiben 
lassen ? 

Wer hat mit Neid jeden Erfolg des Anderen 
betrachtet, jeden Mißerfolg bejubelt? Wer hat 
sich zum Spielball in der Hand der klugen 
Männer — eines v. Tirpitz und Ballin — ge- 
macht? Die verstanden ihre Leute zu nehmen 
und sie zu eigenem Nutzen und Frommen aus- 
zunutzen. In kurzsichtiger, kleinlicher Politik 
haben sich die Leiter der großen Werften so 
weit in die Enge treiben lassen, daß sie jetzt 
kein Loch mehr zum Herausschlüpfen finden 
und nach Belieben ausgequetscht werden können. 
Penny wise and Pound foolish ist die Wirt- 
schaft gegangen. 

Ist es nicht lächerlich, einen großen gewal- 
tigen Apparat, wie eine moderne Schiffswerft 
mit 8—10000 Menschen zu betreiben, hals- 
abschneiderische Kontrakte und Abnahmebedin- 
gungen einzugehen, sich bis zum Wahnsinn ner- 
vös zu arbeiten, das Geld der Aktionäre 
in leichtsinnigster Weise aufs Spiel 
zu setzen, um am Ende des Jahres im gün- 
stigsten Falle einen Gewinn zu zeigen, den man 
jeden Tag ohne die geringste Mühe aus dem 
Kapital erhalten kann, wenn man nur ein ganz 
klein wenig mit Geld zu operieren und es richtig 
anzulegen versteht. PaBt hier nicht der Vers 
von dem 
„Tier auf einer öden Heide 
Von einem bösen Geist im Kreis herumgeführt, 
Und rings umher liegt schöne grüne Weide“. 

So aber wird weiter gewurstelt zum größten 
Vergnügen der überlegenen großen Geister, die 
ihre Ressorts in geradezu wunderbarer, groß- 
zügiger und weitblickender Weise vertreten, und 
denen man es nicht verübeln kann, wenn sie 
ihren Vorteil dabei wahrnehmen. Man glaubt 
zu schieben und man wird doch selber ge- 


157 


schoben, und zwar nach einer Richtung hin, 
die durchaus nicht angenehm ist. Die persön- 
liche Eitelkeit ist bis zur Selbstvergötterung 
gestiegen und verhindert jeden klaren Blick; 
so wird man zum Spielball in der Hand anderer. 
Nirgends ein großer weitblickender Ge- 
schäftsmann, der die kleinlichen Neidereien und 
gegenseitigen Eifersüchteleien überwinden und 
die Gesamtheit zum Zusammenschluß bringen 
könnte. 

Nur Einigkeit macht stark, sie 
könntein diesem Falle unüberwind- 
lich sein und von sich aus die Posi- 
tion beherrschen, aber wo ist der Starke 
und Weise, der diese Elemente zusammen- 
schweißen könnte? Tu Pas volu — n’accuse que 
toi même. 


Februar-Börsenbericht. 


Die Monatskurse im Februar 1914 haben gegen 
den Monat Januar auf der ganzen Linie eine 
fast gleichmäßige 4—5 proz. Kurssteigerung er- 
fahren. Nur die Automobil-, Fahrrad- und Näh- 
maschinenfabriken und die Chemische Industrie 
weichen hiervon ab, und zwar durch erheb- 


Tabelle 1. 


Bezeichnung | Kursdifferenz gegen 
| 


den Vormonat 


Bergbau-Gesellschaften . . T 6,31 
Eisenhüttenindustrie. ... 5,44 
Maschinenfabriken. .... + 5,00 
Automobil-, Fahrrad- und 

Nähmaschinenfabriken . -+ 10,68 
Metallindustrie....... + 5,74 
Elektroindustrie ...... | 5,43 
Waggonfabriken...... 4,99 
Chemische Industrie 20,39 
Textilindustrie ....... 4,50 
Zementindustrie ...... de 4,01 
Papier- u. Zellulosefabriken + 3,08 
Glas- u. Porzellanfabriken + 4,51 
Zuckerfabriken...... ‘ + 5,25 
Gas- und Wasserwerke .. -+ 3,28 
Elektriziiätswerke ..... +- 4,78 
Verschiedene ........ | = 5:33 
Alle Industriewerte ... . | + 6,60 

Tabelle 2. 
Kapital- Aenderungen: 
Firma Gruppe | M. 


Notizeinstellungen: | 
Elberfelder Papierfabiik . :Papier- u Cellulosetabriken 3090 000 
Siegen-Solingen, Gußstahl- | 
. 1099 860 


fabrik spe: ke ay wk! ‚Eisenhüttenindustrie . . 
Kapitaleınbuße im Februar ‚914 4 099 800 
Gesamtzuwachs 1913 167 874 000 
Zuwachs im Monat Januar 1914 8 S50 000 
176 724.000 
Kapitaleinbuße im Februar 1914 499 800 
172 024 200 


Gesamtzuwachs 1913 und 1914 
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lichere Kurssteigerungen; bei ersteren haben 
sich die Kurse um rund 11 % und bei der letzt- 
enannten Industrie um rund 20% gehoben. 
ie Gesamtsteigerung aller Industriewerte be- 


Berufs-, Bildungs- und Standesfragen 


zu erwähnen, daß neues Kapital im Monat Fe- 
bruar nicht hinzugekommen ist, während an- 
derseits verschiedene Industriegesellschaften die 
Notiz ihrer Aktien eingestellt haben. Ueber die 


j [i 


trägt 6,6 %. genaueren Zahlen geben die Tabellen 1 und 2 

In bezug auf die Kapitalveränderungen ist näheren Aufschluß. E. W. 

* * x 
Grosshandelspreise. 

Waren | Platz | Einheit | nun = 

1914 | 1913 

Bestes deutsches Puddeleisen Pr wer E | 66,00 | 69,00 
” ” GieBereieisen . r ©. « « à «© | Düsseldorf | 1000 k 75,50 ı 1,50 
Luxemburgisches GieBereieisen Nr. 3 <.. © > Hf ab Werk &| 61,00 | 64,00 
Deutsches Bessemer. . .... . Dal: Ge hen 79,50 | 81,50 
Blei, rhein., dopp. raff. . . . . . . me 12) te, ae Ss Ae | 40,00 | 34,25 
Kupfer, deutsch, dopp. raff. in Platten . a a ee | Frankfurt \ 1 a 134,00 | 155,00 
Zink, raff. Galmei- . . . 2 2 2.0. u he i a. M. | 45,75 | 55,00 
Zinn, Banka- a. eo a || 353,00 | 465,00 

Steinkohle 

a) Flamm- SG ae te a 11,75 | 11,25 

c) Mager- . ab Werk | gi 12.00 | 1125 

d) Gas-. ! 13,50 | 13,00 
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Allerlei Akademisches 


Ein Dozentenhaus für Berlin — Rückgang des 
Besuches der Technischen Hochschulen — Das 
Institut fiir Seeverkehr und Weltwirtschaft an 
der Universitat Kiel — Beschränkte Zulassung 
der Ausländer an den Universitäten — Berufs- 
beratung in Frankfurt a. M. und in Lüneburg. 


Vor kurzem veröffentlichte Geheimer Regie- 
rungsrat Dr. phil. Alois Riehl, Professor der 
Philosophie an der Universität in Berlin, einen 
sehr beachtenswerten Aufsatz!) über die Not- 
wendigkeit, ein Dozentenhaus in Ber- 
lin zu errichten. Hier sei darüber einiges mit- 
geteilt. Riehl weist darauf hin, daß von dem 
Nachwuchs an jungen akademischen Lehrkräften 
die Zukunft unserer Universitäten und damit 
das Gedeihen der Wissenschaft selbst abhängt. 
Während das Altertum in der Philosophie noch 
den umfassenden Rahmen für alle Wissenschaf- 
ten hatte, fordert heute die streng wissenschaft- 
liche Arbeit eine Teilung des Wissens und For- 


schens in ae In der unvermeid- 
lichen wissenschattlichen Arbeitsteilung liegt 
die Gefahr der Arbeitszersplitterung. Wenn 


durch sie nicht der Zusammenhang der einzel- 
nen Disziplinen allmählich gelöst werden soll, 
so muß der Forscher heute die Probleme und 
Methoden anderer von ihm nicht gepflegter 
Fächer kennen lernen. Nur so wird er die 
Arbeit auf einem fremden Forschungsgebiete 
verstehen und richtig bewerten, ohne daß er 
sich allzu oberflächlich in sie mengt. „Indem 
er dadurch den Begriff der Wissenschaft als 
eines Ganzen gewinnt, wird er sich zugleich 
des Verhältnisses der eigenen Forschungsarbeit 
zu diesem Ganzen bewußt.“ — Das Dozenten- 
haus soll eine Stätte wissenschaftlichen Gemein- 

1) A. Riehl, Ein Dozentenhaus in Berlin, Vossische Zeitung 
Nr. 24, 24. Januar 1914, 


schaftslebens werden, an der Forscher der ver- 
schiedenen Fächer zu gegenseitigem Verständnis 
gelangen können, und an der sie in Gemein- 
schaft für die Gemeinschaft denken und for- 
schen können. Auch die Kunst akademi- 
schen Lehrens bedarf einer eigenen Uebung und 
Pflege. „Es genügt nicht, zu wissen, um auch 
sagen zu können, was man weiß. Deshalb soll 
das Dozentenhaus seinen Mitgliedern Gelegen- 
heit zu regelmäßigen Vorträgen und Erorte- 
rungen bieten und ihnen so zur Vorbereitung 
aut ihren Lebensberuf dienen. Die Entschei- 
dung für den akademischen Beruf — in dem 
schon heute, zum Schaden für seinen inneren 
Wert, ein plutokratischer Zug bemerkbar ist, 
wie Riehl sagt —, soll unabhängiger von 
bloß materieilen Rücksichten gemacht werden. 
Deshalb soll ein selbständiger Ausschuß auf An- 
trag von maßgebender Seite aus den Zinsen 
eines zum Dozentenhaus gehörigen Vermögens 
an einzelne durch Talent und Charakter beson- 
ders würdige junge Gelehrte ein Jahresgehalt 
oder Ehrenbesoldungen verleihen. Die Form 
von Stipendien wird absichtlich vermieden, um 
die Freiheit der künftigen Dozenten der Fakul- 
tät gegenüber nicht irgendwie einzuschränken. 
In geeigneten Fällen soll auch nach der Ha- 
bilitation durch die Jahresgehalte eine Beihilfe 
gewährt werden können. 

Die Verfassung des Hauses soll — getragen 
von dem Gedanken der akademischen Frei- 
heit — auf Selbstverpflichtung und Selbstver- 
antwortlichkeit beruhen und unter der persön- 
lichen Teilnahme der im Hause Verkehrenden 
hervorgehen. 

Eine Reihe einzelner Arbeitszimmer und eine 
Handbücherei ist vorgesehen, auch werden 
junge Forscher im ozentenhause wohnen 
können, ohne Rücksicht darauf, ob sie Ehren- 
besoldungen beziehen oder nicht. Riehl sagt, 
die herrschende Meinung betrachtet Hemmun- 
gen und Erschwerungen, gleichviel welcher Art, 
als nützlich und wünschenswert für die geistige 
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Entwicklung des Einzelnen. Er glaubt aber 
mit Recht nicht, daß zu den heilsamen und 
wünschenswerten Erschwerungen die drückende 
und demütigende materielle Notlage gehöre. 
Wenn Einzelne sich trotz dieser behaupten, so 
sei das ihr Verdienst, doch dürfe daraus eine 
Rechtfertigung oder Beschönigung solcher Not- 
lage nicht abgeleitet werden. 

Die für den wissenschaftlichen Verkehr mit 
den Altersgenossen, für Vorträge und anderes 
aufzuwendende Zeit wird nicht annähernd der 
gleichkommen, die die jungen Gelehrten heute 
für brotgebende, oft vertlachende und stets 
Kraft raubende Neben- und Zwischen-Arbeiten 
opfern. Ihre Kraft wird in der zweckmäßig- 
sten Weise entwickelt, und dadurch entsteht 
— zum Nutzen der Wissenschaft — den durch 
Besitz Bevorzugten, aber Mittelmäßigen, ein 
starker Wettbewerb. Ein edler Wettstreit der 
Besten um die Erreichung geistiger Lebens- 
ziele wird so gefördert. Riehl hält die Schaf- 
fung des Dozentenhauses und des zu ihm ge- 
hörigen Vermögens für Ehrenbesoldungen für 
‘den notwendigen Ausbau unserer Universitäten. 
Er schließt mit der Erwartung, daß solche Ein- 
richtung, erst einmal bei einer Universität ge- 
schaffen, an anderen Universitäten Nachahmun- 
gen und erweiterten Ausbau zur Folge haben 
wird. 

Dem Berichterstatter sei es erlaubt, darauf 
hinzuweisen, daß ähnliche Einrichtungen auch 
unseren Technischen Hochschulen dringend Not 
tun. Vielleicht wäre ein den Universitäten und 
Techrischen Hochschulen gemeinschaftliches Do- 
zentenhaus im Sinne der Pflege wechselseitiger 
persönlicher und geistiger Beziehungen beson- 
ders wünschenswert. In Berlin bietet sich ja 
für einen solchen Versuch die beste Gelegenheit. 
An Männern der Technik, die die nötigen Mittel 
stiften, wird es hoffentlich nicht fehlen, wenn 
es eine solche Sache zu fördern gilt. Am letzten 
Ende kämen alle diese Aufwendungen doch der 
Technik und der Wissenschaft und dem Auf- 
schwunge des Vaterlandes zugute. 


Bei der Etatsberatung der Technischen Hoch- 
schule Darmstadt gab vor kurzem der 
Ministerialreferent der Hochschule, Dr. Weber, 
für den Ausfall von 10000 Mark an den Ein- 
nahmen der Hochschule die Erklärung ab, im 
allgemeinen sei jetzt ein beträchtlicher Rück- 
gang des Besuches der Technischen 
Hochschulen eingetreten. Für Darmstadt 
kämen besonders die verschärften Aufnahme- 
bestimmungen und Prüfungsordnungen (die erst 
jetzt annähernd den preußischen entsprechen! 
Neufeld) in Betracht. Der Rektor der Techn. 
Hochschule Berlin, Professor F. Romberg, 
wies in einem Meinungsaustausch mit einem 
Berliner Blatte darauf hin, welch enger Zusam- 
menhang zwischen den jeweiligen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen und dem Besuche der Tech- 
nischen Hochschulen bestehe. So zählte die 
Techn. Hochschule Berlin 1896-97 etwa 1600 
Hörer, während im Jahre der gewaltigen Hoch- 
konjunktur 1903-04 die Zahl zu der ungesun- 
den Höhe von etwa 4000 emporschnellte. Jetzt 
beträgt sie etwa 3000. Das ist zwar absolut 
genommen ein Rückgang, doch nicht, wie der 

essische Ministerialreferent, einer von 50 v. H. 
Der Berliner Rektor sagt sogar, es sprächen 
untrügliche Zeichen dafür, daß wieder eine 
Hochflut des Besuches zu erwarten ist; er 
sähe keinen Grund, um wegen der Zukunft der 
Hochschulen bekümmert zu sein. In Berlin 
werden die Räume beständig erweitert, und 
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man wird dort über kurz oder lang vielleicht 
wieder keinen Platz haben. 

Ein Institut für Seeverkehr und 
Weltwirtschaft wurde am 20. Februar 
1914 an der Universität Kiel in Form einer 
Kaiser-Wilhelm-Stiftung feierlich eröffnet. Es 
ging hervor aus der dem bisherigen Staats- 
wissenschaftlichen Institute angegliederten „Ab- 
teilung für Seeverkehr und Weltwirtschaft‘. 

Die Aufgaben des neuen Instituts bewegen 
sich in zweierlei Richtung; als Forschungs- 
institut hat es die Weltwirtschaftslehre in 
ihrem gesamten Umfange durch wissenschaftliche 
Forschung zu pflegen und zu fördern. Es hat 
sich in engster Fühlung mit der wirtschaft- 
lichen Praxis zu halten, um sowohl für seine 
eigene Tätigkeit die nötigen Voraussetzungen 
zu schaffen, als auch auf die Praxis befruchtend 
einzuwirken. Als Lehrinstitut hat es die Auf- 
gabe, Studierende und Hörer der Universitat 
Kiel durch seminaristische Uebungen in das 
Studium der Weltwirtschaftsiehre einzuführen 
und sie gegebenenfalls für die weltwirtschaft- 
liche Praxis vorzubereiten, sowie zu wissen- 
schaftlichen Spezialstudien ‘anzuleiten. In den 
Grundsatzungen des Instituts ist außerdem vor- 
geschen, daß das Institut für die kaiserliche 
Marine-Akademie zu Kiel nutzbar gemacht wird 
und daß es Beamten, Offizieren und andern 
Männern des praktischen Lebens, insonderheit 
Kaufleuten, mit seinen sämtlichen Hilfsmitteln 
zugangig sein soll. 

Zur Abhaltung von Uebungen stehen in dem 
neuen Heim, das neunzehn praktische und be- 
haglich eingerichtete Räume besitzt, drei 
Sitzungszimmer sowie ein großer Saal zur Ver- 
fügung. In den zwölf für den Verkehr der 
Mitglieder bestimmten Arbeitsräumen ist die 
Handbibliothek untergebracht. 

Eine Bekanntmachung am Schwarzen Brett 
der Universität Berlin besagt, daß infolge der 
Beschränkungen für die Zulassung 
von Ausländern im bevorstehenden Som- 
merhalbjahr 1914 russische Studenten nicht ein- 
geschrieben werden können, wie das auch 
schon in diesem Winterhalbjahr der Fall war. 


Die Frage der Berufsberatung der 
abgehendenSchüler unserer Mittelschulen 
wird in letzter Zeit vielfach erörtert. An 
manchen Orten kam man auch zu guten prak- 
tischen Erfolgen. So werden in Frankfurt a. M. 
seit einer Reihe von Jahren von sachkundigen 
Vertretern der verschiedenen Berufe vor den 
Schülern der Oberklassen der höheren Schulen 
Vorträge gehalten, in denen den Schülern ver- 
ständlich gemacht wird, welche Anforderungen 
an ihre Begabung die einzelnen Berufsarten an 
sie stellen. Die Art der Tätigkeit in den Be- 
rufen und die Aussichten, die sie bieten, wer- 
den besprochen. Hier sei darauf hingewiesen, 
daß kürzlich ein von ZipleQnq. Carl Weihe?) 
im Januar 1914 vor den Abiturienten Frank- 
furts gehaltener Vortrag auch im Buchhandel 
erschien. Er kann nur dringend zur Anscnaf- 
fung empfohlen werden. An anderer Stelle 
wollen wir auf ihn eingehend zurückkommen. 
Erwähnt sei auch noch, daß in Lüneburg am 


Johanneum, einer aus Gymnasium und Real- 
ymnasium bestehenden Anstalt, auf Veran- 
assung ihres Direktors Dr. Hölk ähnliche 


Vorträge seit mehreren Jahren gehalten wer- 

2) C. Weihe, Die akademisch-technischen Berufe, Ratschläge 
für Abiturienten und angehende Diplom - Ingenieure aller Fach- 
richtungen; Berlin 1914, bei M. Krayn, 0.75 M. 
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den. Fänden diese Beispiele an recht vielen 
Anstalten und Orten eifrige Nachahmung, so 
würde sich die Zahl derer, die heute leider noch 
immer ihren Beruf verfehlen, weil sie gar nicht 
oder schlecht beraten sind, beträchtlich ver- 


mindern. 
Dr.-Ing. Martin W. Neufeld. 
s e 
s 
Die Ueberfüllung des e in 
Oesterreich. 


In der letzten Sitzung der ständigen Dele- 
gation des Oesterr. Ingenieur- und Architekten- 
Tages wurde neuerdings die Angelegenheit des 
Zudranges zum Ingenieurberuf behandelt und 
zugleich die Unzulänglichkeit der Einrichtun- 
en unserer Technischen Hochschulen be- 
euchtet. Nach einer lebhaft geführten Debatte 
wurden einstimmig folgende Beschlüsse gefaßt: 


1. Die ständige Delegation des Oesterr. In- 
genieur- und Architekten-Tages spricht sich nicht 
nur entschieden gegen die Errichtung neuer 
Technischer Hochschulen sowie gegen die et- 
waige Angliederung technischer Abteilungen 
oder technischer Kurse an Universitäten, son- 
dern auch gegen die allgemeine Einführung des 
numerus clausus an den Technischen Hoch- 
schulen aus; sie hält vielmehr die schleunigste 
ausreichende, räumliche und wissenschaftlich- 
technische Ausgestaltung der bestehenden Tech- 
nischen Hochschulen im Interesse des Ansehens 
und der Bedeutung des technischen Hochschul- 
unterrichts und im Interesse der Entwicklung 
der Industrie in Oesterreich für unerläßlich. 


2. Die ständige Delegation des Oesterr. In- 
genieur- und Architekten-Tages gibt ihrer An- 
sicht uber die immer fühlbarer werdende Ueber- 
produktion an absolvierten Hochschultechnikern 
dahin Ausdruck, daß dieser Ueberproduktion nur 
einigermaßen gesteuert werden kann, wenn die 
Errichtung neuer Mittelschulen tunlichst be- 
schränkt wird und für die Aufnahme an einer 
Hochschule höhere Anforderungen als jetzt ge- 
stellt werden. 


Verschiedenes. 


Unsere Gegner. 


Bekanntlich gehört Herr Dr. Paul Salvis- 
berg (nicht v. Salvisberg, wie er sich zu nennen 
beliebt) zu den heftigsten Gegnern des Verban- 
des Deutscher Diplom-Ingenieure, und die von 
ihm herausgegebenen „Hochschulnachrichten‘“ 
bemühen sich fast in jeder Nummer, mindestens 
einmal den V.D.D.I. in Grund und Boden zu 
vernichten. Auf die plumpen Anrempeleien zu 
erwidern, haben wir bisher stets verzichtet, 
Herrn Dr. Salvisberg wäre damit zu viel Ehre 
angetan. Schließlich gebietet es aber doch die 
Klugheit, seine Persönlichkeit einmal etwas näher 
zu beleuchten, damit Uneingeweihte sehen, wie 
der betreffende Gegner zu werten ist und wie 
seine Angriffe daher eingeschätzt werden müssen. 
Nachstehend zwei Zitate aus der „Frankfurter 
Zeitung‘: 

„München, 26. Febr. In den Münchener 
„Hochschulnachrichten‘‘ hatte der verantwort- 
liche Herausgeber Dr. Paul Salvisberg im 
Oktober- und Novemberhett vorigen Jahres zwei 
Artikel veröffentlicht, von denen sich der eine 
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mit dem Straßburger Hochschullehrertag 1913 
befaßte, der andere aber das Verhältnis des 
Münchener Universitätsprofessors Dr. v. Amira 
zu dem verstorbenen preußischen Ministerial- 
direktor Althoff beleuchtete. In dem einen 
dieser Artikel hieß es in bezug auf Professor 
v. Amira, der im Jahre 1909 im Prozeß Salvis- 
Be ein für Dr. Salvisberg ungünstiges 
Sachverständigengutachten abgegeben hatte: 
„Der tiefgründige Jurist scheint somit auch vor 
dem Höchschullehrertag sein „Sachverständi- 
gengutachten‘‘ weniger auf positives Wissen, 
denn auf vages Hörensagen gestützt zu haben.“ 
In dem anderen Artikel war der Vorwurf ent- 
halten, v. Amira habe an der Persönlichkeit 
Althoffs etwas als schmachvoll bezeichnet, was 
er selbst tue und anstrebe. Auch war in bezug 
auf Prof. v. Amira gesagt: „Wer hinter die 
Kulissen blicke, den Kenne es nicht wundern, 
daß der aufrechte Mann, der die Toten nicht 
schone (gemeint war damals Althoff), von Leben- 
den einen Affront tonlos hingenommen habe.“ 
Dr. Salvisberg hatte hierbei 7 Thesen Professor 
v. Amiras zur Regelung der Promotionsfrage 
im Auge, die dieser auf dem Straßburger Hoch- 
schullehrertag begründete, die aber dann trotz- 
dem nur einer Kommission ohne Widerspruch 
von seiten Amiras überwiesen wurden. Professor 
v. Amira strengte wegen dieser beiden Artikel 
eine Beleidigungsklage an, die heute vor dem 
Münchener Schoffengericht zur Verhandlung 
kam. 

In ausführlicher Weise wurde dabei die Frage 
erörtert, ob Dr. Salvisberg berechtigt sei, sich 
das Adelsprädikat beizulegen. Auch wurde auf 
den Prozeß Salvisberg-Bulle vom Jahre 1909 
zurückgegriffen, in dem Dr. Salvisberg nachge- 
wiesen wurde, daß redaktionelle Artikel seiner 
Monatsschrift durch Insertionsaufträge nicht un- 
beeinflußt blieben. Dr. Salvisberg bestritt 
heute, eine kritische Stellungnahme gegen 
v. Amira wegen dieses Gutachtens eingenommen 
zu haben. Mit dem Ausdruck „Sachverstän- 
digengutachten‘‘ habe er vielmehr einen Artikel 
von Amira zum Falle Wahrmund in den „Mün- 
chener Neuesten Nachrichten‘ vom Oktober 1909 
im Auge gehabt. Maßgebend für seine Stellung- 
nahme sei das Auftreten des Klägers in der 
Oeffentlichkeit und seine fortgesetzte Kampfes- 
weise gewesen, durch die er der Hochschul- 
lehrerorganisation mehr geschadet, als genutzt 
habe. Die als Zeugen vernommenen Münchener 
Universitätsprofessoren Dr. Lujo Brentano 
und Sigmund Hellmann können in dem Ver- 
halten Prof. v. Amiras gegen Althoff nichts An- 
stößiges finden. Eine beleidigende oder aggres- 
sive Form habe dessen Kritik gegen Althoff nie 

ehabt. Die Haltung Amiras gegen die Bureau- 
ratisierung der Universitäten sei zu Lebzeiten 
Althoffs die gleiche gewesen, wie jetzt. Althoff 
habe Prof. Brentano gegenitber nach dem StraB- 
burger Hochschullchrertag sogar den Wunsch 
geäußert, Prof. v. Amira kennen zu lernen, da 
er mit ihm doch in vielen Punkten überein- 
stimme. Professor Hellmann verlas einen Brief 
Dr. Salvisbergs, aus dem hervorging, daß sich 
dieser an die Münchener Handelshochschule 
zwecks Erteilung von Druckaufträgen gewandt 
hat unter dem ausgesprochenen Hinweis auf 
eine eventuclle Gegenleistung im redaktionellen 
Teil seines Blattes. 

Nach längeren Auseinandersetzungen zwischen 
Kläger und Beklagtem wurde das Urteil da- 
hin verkündet, daß Dr. Salvisberg wegen einer 
fortzesetzten Beleidigung Prof. v. Amiras zu 
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einer Geldstrafe von 500 M. und Tragung sämt- 
licher Kosten verurteilt wird. Die Urteilsbegrün- 
dung betont, daß Dr. Salvisberg nicht in Wah- 
rung berechtigter Interessen gehandelt habe, 
sondern aus Feindseligkeit wegen des gegen 
ihn von Prof. v. Amira erstatteten ungünstigen 
Gutachtens. Das Gericht hält es nicht für er- 
wiesen, daß der Kläger an der Persönlichkeit 
Althoffs etwas als schmachvoll bezeichnet hat. 
Sollte das Wort gefallen sein in bezug auf Zu- 
stände zu Althoff Zeiten, so konnte man das 
Recht hierzu Prof. v. Amira keinesfalls streitig 
machen. Der Beklagte hat sich im Laufe der 
Jahre so sehr in einen Zorn gegen gewisse Hoch- 
schulkreise verrannt, daß er nicht mehr zwischen 
Wahrheit und Unwahrheit zu unterscheiden ver- 
mag. Das Gericht ist im übrigen zu der Ueber- 
zeugung gekommen, daß der Beklagte nicht 
berechtigt ist, das Adelsprädikat zu 
führen und daß er sich dessen auch voll be- 
wußt ist.“ 


„München, 3. März. (Priv.-Tel.) Herr 
Dr. Paul Salvisberg widerspricht im gestri- 
gen Abendblatt der „Frankf. Zeitung‘ angeblich 
unrichtigen Behauptungen, die in unserem Be- 
richt über den Hochschulprozeß, bei dem 
er wegen fortgesetzter Beleidigung des Prof. 
v. Amira zu einer Geldstrafe von 500 Mark ver- 
urteilt wurde, enthalten gewesen sein sollen. 
Gleich die ersten Sätze dieser Berichtigung kenn- 
zeichnen den Wert seiner Zuschrift. Herr Dr. 
Salvisberg sagt, es sei nicht wahr, daß im Pro- 
zeß der „Hochschulnachrichten‘‘ von 1909 nach- 
gewiesen wurde, daß redaktionelle Ar- 
tikel durch Inseratenaufträge beein- 
flußt worden seien. Wahr sei bloß, daß damals 
der Versuch gemacht worden sei, einen Indizien- 
beweis für ein tatsächlich nicht bestehendes Ab- 
hangigkeitsverhaltnis der „Hochschulnachrich- 
tent von gewissen Regierungen zu konstruieren. 
Wir stellen demgegenüber fest, daß der Tenor 
des Urteils in jenem Prozesse, bei dem der 
Kläger Dr. Salvisberg arg unter die Räder 
geriet, u. a. folgende Konstatierung enthält: 


„Der Gedankengang jener Hochschullehrer, 
die annehmen, daß Dr. Salvisberg in einem 
finanziellen Abhangigkeitsverhalt- 
nis von einzelnen Unterrichtsversaltungen stehe 
und deshalb ein Interesse habe, ihre Wünsche 
zu fördern, hat in der Beweiserhebung aber 
auch noch eine wesentliche Stütze durch das 
gefunden, was über die Bemühungen des Privat- 
klägers im Inseratenwesen festgestellt wurde. 
Hier wurde dargetan, daß Dr. Salvisberg in 
der Tat über dem Eifer, die wertvollen Vor- 
lesungsinserate oder andere Annoncen sich zu 
sichern, mehr als einmal in bedenklicher Weise 
jene Zurückhaltung überschritten hat, die an 
sich im geschäftlichen Leben geboten und von 
dem Leiter eines Organs um so mehr gefordert 
werden muß, das eine vornehme Haltung vor- 
aussetzt und beansprucht.“ 


In der weiteren eingehenden Darlegung der 


von Dr. Salvisberg geübten Geschaftspraxis 
kommt das Gerichtsurteil zu folgendem Er- 
gebnis: 

„Eine derartige Handlungsweise erscheint 


unwürdig. Der von ihm selbst angerufene 
Sachverständige aus dem Insertionsfache, Pro- 
kurist Gabler der Firma Mosse, hier, erklärte 
sie für nicht anständig.“ 

Die Begründung des Urteils, durch das der 
Prozeßgegner des Herrn Dr. Salvisberg frei- 
gesprochen wurde und diesem die Kosten des 
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Rechtsstreites auferlegt wurden, schließt mit fol- 
gender Feststellung: 


„Dieses würdelose Werben um Inserate mußte 
in den Kreisen, denen der Autor des beanstan- 
deten Artikels und Dr. Bulle angehört, die Mei- 
nung erwecken, daß Dr. Salvisberg auf finan- 
zielle Unterstützungen im Inseratenteile zu einem 
weitgehenden Entgegenkommen in der redaktio- 
nel!en Tätigkeit bereit sei. Daraus ergab sich 
für die Vertreter dieser Anschauung im Zu- 
sammenhang mit der Beobachtung einzelner 
Fälle die in dem beanstandeten Satze vertretene 
Folgerung über die Verwendbarkeit der „Hoch- 
schulnachrichten‘‘ zu bestimmten Zwecken.“ 


Wie Herr Dr. Salvisberg gegenüber diesem 
Wortlaut des Gerichtsurteils davon reden kann, 
daß in der Verhandlung nur der Versuch ge- 
macht worden sei, einen Indizienbeweis für ein 
tatsächlich nicht bestehendes Abhängigkeitsver- 
haltnis zu konstruieren, ist unerfindlich.‘ 


* + * 


Diesen Berichten ist nichts hinzuzufügen, 
höchstens verdient noch die Tatsache hervor- 
ehoben zu werden, daß die Angriffe des Herrn 
r. Salvisberg ungefähr seit der Zeit herrühren, 
zu welcher der Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure es endgültig ablehnte, den ,,Hochschul- 
nachrichten‘ Inseratenaufträge zu erteilen. Da- 
mit dürften die Akten über Herrn Dr. Salvis- 
berg geschlossen sein. Jetzt bleibt abzuwarten, 
wie lange noch deutsche Behörden es für ange- 
zeigt erachten werden, die Hochschulnach- 
richten zu ihrem offiziellen Verkündigungsblatt 
zu machen. . B. 


Hochschulnachrichten. 
Technische Hochschule Berlin. 


Rektor und Senat der Berliner Technischen 
Hochschule haben auf einstimmigen Antrag des 
Kollegiums der Abteilung für Maschinen-Inge- 
nieurwesen dem ordentlichen Professor an der 
Königl. Techn. Hochschule in Dresden, Ge- 
heimen Hofrat Johannes Görges, die Würde 
eines Doktor-Ingenieurs ehrenhalber verliehen. 
Die Auszeichnung erfolgte in Anerkennung 
seiner hervorragenden Verdienste auf dem Ge- 


biete der wissenschaftlichen und praktischen 
Elektrotechnik. 
* 2 
xæ 
Im Chemiegebäude der Techn. Hochschule 


hielt am 9. März 14 Geheimrat Prof. Dr. Tr.- 
Ing. C. Liebermann seine Abschiedsvor- 
lesung. Sie gestaltete sich zu einer eindrucks- 
vollen Kundgebung für den scheidenden (ie- 
lehrten, der 40 Jahre lang der Chemie-Abtei- 
lung der Technischen Hochschule Berlin ange- 
hörte und jetzt in den wohlverdienten Ruhe- 
stand tritt. Angehörige des organischen Labo- 
ratorıums, seine Zuhörer und Freunde nahmen 
an der Feier teil. Nachdem Geheimrat Lieber- 
mann den mit Blumen und Lorbeerbäumen ge- 
schmückten Hörsaal betreten hatte, hielt Privat- 
dozent Dr. Simonis eine Ansprache. Gerührt 
dankte der Scheidende. Zum dauernden Ge- 
dächtnis an die Wirksamkeit des Gelehrten soll 
eine lebensgroße, von Felderhoff geschaffene 
Bronzeplakette einen Platz neben Adolf 
von Baeyers Büste im Hörsaal finden. 


* * * 
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Professor Richard Petersen, der bekannte 
Schneltbahningenieur und jetzige Honorarpro- 
fessor für Schnellbahnwesen an der Technischen 
Hochschule Charlottenburg, ist als ordentlicher 
Professor für Eisenbahnwesen an die Technische 
Hochschule Danzig berufen worden und wird 
diesem ehrenvollen Ruf demnächst Folge leisten. 
Damit scheidet eine der bekanntesten Persön- 
lichkeiten im Verkehrsleben Groß-Berlins aus 
der Reichshauptstadt. Professor Petersen wurde 
in Berlin zuerst durch sein entschiedenes Ein- 
treten für den Plan der Schwebebahn Gesund- 
brunnen—Neukölin bekannt, der jedoch nicht 
die Zustimmung der städtischen Behörden 
Berlins erhielt und schließlich dem Plan der 
A.E.G.-Schnellbahn weichen mußte. Mehrere 
Jahre wirkte Petersen als Oberingenieur in dem 
für das Schwebebahnprojekt eingerichteten Ber- 
liner Bureau der Continentalen Gesellschaft für 
elektrische Unternehmungen. An dem Wett- 
bewerb Groß-Berlin beteiligte er sich mit einer 
vielfach geschätzten Lösung der Groß-Berliner 
Verkehrsfragen an der Arbeit von Professor 
Eberstadt und Bruno Möhring; ihr gemein- 
samer Entwurf erhielt den dritten Preis. Wei- 
teren Kreisen wurde Professor Petersen durch 
seine eingehenden Untersuchungen über den Zu- 
sammenhang zwischen Bevölkerungsdichtigkeit 
und Schnellbahnverkehr bekannt, die wertvolle 
Grundlagen für die Aufstellung von Groß-Ber- 
liner Verkehrsplänen gebildet haben. 


Der Privatdozent der Chemie, Professor Dr. 
phil. Siegfried Hilpert, erhielt eine Berufung 
als Abteilungsvorstcher an das Kaiser-Wilhelm- 
Institut für Kohleforschung in Mülheim (Ruhr) 
und nahm sie an. 


. * 
3 


Mit Genehmigung des Ministeriums wird 
künftig der etatsm. Professor W. Wedding 
eine zweistündige Sondervorlesung über Elektro- 
ae für Chemiker im Sommerhalbjahr ab- 
alten. 


x * * 


Der Kustos des Chemischen Museums der 
Technischen Hochschule Berlin, Dr. phil. Richard 
Loewenherz, wurde als. Privatdozent für 
das Lehrfach Warenkunde im Anschluß an die 
Sammlungen des Chemischen Museums bei der 
Eu une für Chemie und Hüttenkunde zuge- 
assen. 


Technische Hochschule Breslau. 


Der Professor der chemischen Technologie an 
der Techn. Hochschule Breslau, Fritz Lüty, 
starb am 5. März 1914 im 57. Lebensjahre. Bis 
zu seiner Berufung nach Breslau im Jahre 1911 
war er Direktor des Vereins chemischer Fa- 
briken in Mannheim. Um das Gedeihen des 
Vereins Deutscher Chemiker hat er sich große 
Verdienste erworben. 


Technische Hochschule Danzig. 


Der Kieler Privatdozent Dr. jur. Adolf 
Hasenkamp hat einen Ruf auf den Lehr- 
stuhl der Nationalökonomie an der Technischen 
Hochschule zu Danzig als etatsmäßiger Pro- 
fessor und Nachfolger von Professor K. Thich 
erhalten und angenommen. Dr. Hasenkamp, der 
seit 1909 dem Lehrkörper der Kieler Hoch- 
schule angehört, war bereits vertretungsweise 
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mit Abhaltung von Vorlesungen in Münster und 
Breslau beauftragt. 


Technische Hochschule Hannover. 


Rektor und Senat der Kgl. Technischen Hoch- 
schule zu Hannover haben auf einstimmigen 
Beschluß der Abteilung für Maschinen-Ingenieur- 
wesen dem Fabrikbesitzer C.OttoGehrckens 
in Hamburg in Anerkennung seiner ausge- 
zeichneten fachmännischen Leistungen auf dem 
Gebiete des Riementriebes, die der praktischen 
Anwendung und wissenschaftlichen Forschung 
neue Wege zeigten, die akademische Würde 
Doktor-Ingenieur „ehrenhalber‘‘ verliehen. 


2 * * 


Fir das Fach der Hygiene und Bakteriologie 
habilitierte sich an der Techn. Hochschule zu 
Hannover der Oberstabsarzt Dr. med. Hetsch. 


è * 
+ 


Doktor - Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 


Untersuchungen an einem 15-pferdigen 
Dieselmotor der Maschinenfabrik Augs- 


burg-Nürnberg. Von Dipl.-Ing. Friedrich 
Münzinger, 1914. - 
Ueber die Volumen- und Form- 


änderungen des Stahles beim Härten. 
Von Dipl.«Gng. E. Hermann Schulz, 1914. 


Ueber den Einfluß von Gasen auf 
hochprozentigen Nickelstahl. Von Dipl.- 
Sng. Wilhelm Froehlich, 1913. 


Die norwegischen Eisenerze und ihre 
wirtschaftliche Bedeutung. Von Dipl.-Ing. 
und Bergreferendar Gerhard Nicolai. Max Krahmann, 
Berlin 1913. 


Geologisch-petrographische Be- 
schreibung einiger süd-norwegischer 
Schwefelkiesvorkommen mit besonderer 
Berücksichtigung ihrer Genesis. Von 
Dipl.» Zug. Otto Falkenberg, Christiania. Max Krah- 
mann, Berlin 1913. 


Versuche über gelöstes Acetylen 
unter besonderer Berücksichtigung 
seiner Verwendung für die Beleuch- 
tung von Eisenbahnwagen. Von Dipl.-Ing. 
W. Siller, Cöln-Deutz. Gerhard Stalling, Oldenburg 
i. Gr. 1914. 


Ueber das Bernsteinöl. Von Dipl.-Ing. 
Alexander Karoly. Emil Ebering, Berlin 1913. 


Technische Hochschule Dresden. 

Gubbio und seine mittelalterlichen 
Bauten. Von Dipl.-Ing. Robert Schulze, Neustadt 
a. T. Ernst Wasmuth A.-G, Berlin 1914. 


Ueber das elektromotorische Ver- 
halten der Eisenoxyde in Kalilauge. 
Von Dipl.-Yng. Oswald Pattenhausen, Braunschweig. 
Robert Noske, Borna-Leipzig 1914. 


Titrimetrische Bestimmung des Fluors. 
Von Dipl.-Zng. Alfred Greeff, Frankfurt a. M. Robert 
Noske, Borna-Leipzig 1914. 


Technische Hochschule Karlsruhe i. B. 


Die Berechnung der frei aufliegenden, 
rechteckigen Platten. Von Heinrich Leitz. 
Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin 1914. 


Bau und Besprechung gewölbter 
Brücken und ihrer Lehrgerüste. Drei 
Beispiele von der badischen Murgtalbalın. Von Ernst 
Gaber. Jul. Springer, Berlin 1913. 


Literatur — Verbandsnachrichten 


Technische Hochschule München. 


Ueber die Laven der kleineren Izu- 
Inseln. Ein Beitrag zur Petrographie Japans. Von 
Dr. Carl Bacher. Dr. C. Wolf & Sohn, München 1914. 


Ueber die Bromierung des Cincho- 
toxins. Von Dipl. “Ing. Thadeus Vrany. E. Janich, 
München 1913. 


Ueber die Elektrolyse der Ester- 
kaliumsalze der Homophtalsäure mit 
fettsauren Salzen. Von Otto Kurz. 


Ueber die Elektrolyse alkoholischer 
Lösungen von Manganchlorid und seine 
Verwendung bei der Chlorierung or- 
ganischer Körper Von Dipl.-Ing. Gottlieb 
von Grundherr, Nürnberg. J. Fuller, München 1914. 


Literatur. 
Buchbesprechung. 


Der Eisenbau, eine volkswirtschaft- 
liche Studie, von Dipl.-3ng. Dr. rer. pol. 
Gustav Stöckle. 152 S. mit 5 Tabellen und 
6 Tafeln. Preis 4,50 M. Gießen, Selbstverlag. 
Durch den Verfasser zu beziehen. 

Das vorliegende Buch ist eine Monographie 
des Eisenhoch- und Brückenbaues. Der Inhalt 
zerfällt in 5 Teile. Der erste Teil bringt die 
Entwicklung der Brücken- und Eisenkonstruk- 
tionen nebst einem geschichtlichen Ueberblick. 
Der zweite Teil behandelt die Marktverhält- 
nisse (Submissionswesen, Stahlwerksverband, 
Trägerhändlervereinigungen und Einkauf des 
Rohmaterials; Absatzverhaltnisse; Eisenbau- 
Betonbau). Der dritte Teil bringt Mitteilungen 
über Arbeiterverhaltnisse (Arbeiterschaft und 
Lohnverhältnisse; Arbeitszeit; Wohlfahrtsein- 
richtungen). Der vierte und fünfte Teil geht 
auf die Arbeitsteilung und die Orientierung, 
der Standorte der Eisen- und Brückenbauwerk- 
stätten, näher ein. Eingehendere Besprechung 
folgt in einem der nächsten Hefte. 


Verbandsnachrichten. 


Zahlung der Verbandsbeiträge. 


Nach § 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1, Abs. 3 
der Geschäftsordnung des Verbandes ist der Jahres- 
beitrag, in welchem zugleich der Bezirksvereinsbeitrag 
enthalten ist und Mark 12.— bis Mark 15.— beträgt, 
an die Geschäftsstelle des Verbandes, Berlin W. 15 
(Konto Nr. 7527 Postscheckamt Berlin NW. 7) ein- 


zusenden. 


Wir gestatten uns, die Mitglieder auf unseren 
Stellenanzeiger, der jede Woche zweimal, und 
zwar am ittwoch und Sonnabend erscheint, 
aufmerksam zu machen. 

Die Geschäftsstelle. 


* x 
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Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 
Tipl-\ng. Dunaj, Karl, Ing. der Deutschen 

Mineralöl-Industrie A.-G., ietze; Wietze bei 

Celle (Prov. Hannover). 

Feucht, Walter, Reg.-Baumeister, Elektro-In- 
genieur beim Kaiserl. Ministerium des Innern, 
Abt. f. Straßen- und Wasserbau, Stuttgart, 
Gymnasiumstr. 37,1. 

ViplL-jng. GraB, Heinrich, Ing. bei den stadt. 
Bahnen in Köln, Köln-Nippes, Niehler Str. 32, I. 

Viplegng. Helsig, Kurt, nenn Vorstand 
des Patentbüros der Fried. Krupp A.-G., Ger- 
maniawerft Kiel, Kiel, Feldstr. 118. 

DTipl-\ng. Hitzemeyer, Johannes, Betriebs- 
dirigent auf der Kaiserl. Werft, Danzig, Heu- 
markt 8, II. 

Dipl.-Ing. Hollaender, Hans, Assistent a.d. 
Techn. Hochschule, Breslau, Uferstr. 18. 

Dipl.-Ing. Holzhausen, Kurt, Betriebsdiri- 
gent a. d. Kaiserl. Werft, Wilhelmshaven, 
Brommystr. 1. 

Dipl.-Ing. Hovestadt, Karl, Ing. beim 
Dampikessel-Ueberwachungs-Verein, Hannover, 
Bodenstedtstr. 9. 

Dipledtng. Jeltsch, Max, Oberingenieur, Leiter 
des Schles. Filialbüros v. L. & C. Steinmüller, 
Gummersbach, Breslau, Palmstr. 35. 

Dipl.-Ing. Käfer, Erich, Assistent, 
Tiergartenstr. 31 p. 

DQDipl.»-Sng. Kratz, Paul, Ing. im Verwertungs- 
büro f. Oelmotoren bei Professor Junkers, 
Aachen, Augustastr. 55, I. 

Dr.-Ing. Kruschwitz, Hans, Regierungsbau- 
meister, Geschäftsführer der Zentralstelle für 
Wohnungsfürsorge im Königr. Sachsen, Leub- 
nitz-Neuostra bei Dresden, Schulstr. 18. 

Dipl.-Ang. Lorz, Xaver, Ing. bei den Reichs- 
eisenbahnen, Diedenhofen, Schillerstr. 14/2. 
Dipl.-Ing. Platz, Wilhelm, Berging. und Hilfs- 
arb. in der Hauptverwaltung der A. Riebeck- 
schen Montanwerke, Halle a.S., Prinzenstr. 8. 

Tipl.-üng. Schanz, Paul, Berlin NW. 5, Rathe- 
nower Str. 64. 

Schleicher, F., Regierungsbauführer, 
Antwerpener Str. 20. 

Tipl=-Ang. Seim, Paul, Stettin, Schillerstr. 1, III. 

Dipl.-ing. Widenmeyer, Oskar, Berlin w. 35, 
Kurfürstenstr. 137. 

Dipl.-Ing. Zoepifel, Albert, Mitglied des 
Direktoriums der Ver. Köln- Rottw eiler Pulver- 
fabriken, Zweigniederlassung Düneberg, Düne- 


Breslau, 


Köln, 


berg, Bez. Hamburg. 
5 2 = 
In die Liste der FOrderer wurden einge- 
tragen: 
Flohr, Pr.-Sng. h.c., Geheimer Baurat, Vor- 


sitzender des Direktoriums der Vulkanwerft, 
Hamburg 9, Vulkanwerft. 

Kramer, Ferdinand, Ingenieur, 
Tempelstr. 29. 

Dipl.-3ng. Razen, Julius (Luxemburger), Be- 
triebsassistent b. Georgs-Marien-Bergwerks- 
und Hüttenverein, Osnabrück, Georgsmarien- 
hütte. 

Siemens, Carl, Friedrich von, Vorsitzender 
des Direktoriums der Siemens- Schuckertwerke, 
Berlin-Nonnendamm. 

Wessely, Alfred, Bauingenieur (Oesterreicher), 
Wiesbaden, Adelheidstr. 65, H. 


Cöln-Deutz, 
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Adressen-Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis. 


B.-V. Aachen. 
Tipl.cgng. W. Franken, Eschweiler, Bahnhofsplatz 22. 


B.-V. Barmen-Elberfeld. 
Dipl.Ing. F. Foedisch, Regierungsbaumeister, Barmen- U., 
Hesselnbergstr. 84. Ab 1. April 1914 Elberfeld, 
Gartenstr. 115. 


B.-V. Berlin. 
Dipl.Ing. F. Gaede, Berlin NO. 55, Elbinger Str. 42. 
P. Hahn, Regierungsbaumeister, Magdeburg, Augusta- 


straße 21, bleibt auf Wunsch vorläufig Mitglied 
des B.-V. Berlin. 

» » E. Kempinski, Regierungsbauführer, Charlottenburg 2, 
Bleibtreustr. 9, Gh. hpt. 

° » F. Meyenburg, Berlin- Friedenau, Ringstr. 27, ab 
1. 4. 1914 Hamburg, Wandsbecker Chaussee 46, I. 

” » ©. Mies, Hamburg, Lohhof 13. 

» » K. Neumann, Charlottenburg 1, Eosanderstr. 11. 

n » W. Regerbis, Charlottenburg 9, Kaiserdamm 83. 

Dr. 3ng. G. Schlesinger, Professor a. d. Kgl. Techn. Hochschule 


Berlin, Berlin-Westend, Pommern - Allee (Karo- 
lingerplatz). 
Dipl. Jng. F. Zapf, Ludwigshafen a. Rh., Gartenweg 41c. 


B.-V. Braunschweig. 
Dipl.-Ing. O. Lange, Braunschweig, Heinrichstr. 56, HI. 


B.-V. Bremen. 
Dipl.sJng. V. Ambronn, Bremen, Lobbendorfer Str. 9. 


» « Schele, W., Freiherr v., Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Wien XIII, Prinzenstr. 16. 

” ~ C. Spetzler, Essen (Ruhr)-Bredeney, Waldeck 3. 

. » NH. Storath, Bremen, Utbremer Str. 54d. 

e »„ W. Zitelmann, Bremen, Düsseldorfer Str. 19. 


B.-V. Breslau. 
Dipl. Jng. G. Mertens, Oppeln, Moltkestr. 21. 


B.-V. Danzig. 
Dipl sYng. G. Lenkeit, Grünberg i. Schl., Bahnhofs-Hotel. 


B.-V. Darmstadt. 
Dipl.sYng. F. Grandpierre, Eberstadt-Darmstadt. 


B.-V. Duisburg. 
Dr. oec. publ. Th. Schuchart, Berlin W. 62, Wich- 
mannstr. 16, I r. 


B.-V. Essen - Ruhr. 
Dipl.s3ng. A. Näscher, Essen, Friedenstr. 26. 


B.-V. Frankfurt a. M. 
Dipl.Ing. R. Häusler, Frankfurt a. M., Gartenstr. 79. 
H. Jeschke, Kassel, Schlangenweg 15. 


tpl. Jng. 


B.-V. Hamburg-Altona. 
Dipl.Ing. J. Schowalter, Hamburg, Schlüterstr. 22, III 1. 
W. Thein, Hamburg, Saling 1, I. 


d a 


B.-V. Hannover. 
Dipl.ejng. A. Fritze, Wilhelmshaven, Friedrichstr. 7. 
W. Kuphal, Hannover, Uhlandstr. 12, Il r. 
C. Rades, Hamburg, Finkenau 17. 


Adressenanderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


B.-V. Kiel. 
Dipl.-Ing. P. Gläßner, Bremervörde, Osterende 9, I. 
F. Müller, Kiel, Fleethörn 67, 11. 


B.-V. Königsberg i. Pr. 
Dipl.»Ing. C. Aron, unbekannt verzogen. 
P. Franck, Königsberg i. Pr., Tragheimer Pulver- 
straße 35, I. 
G. Frisch, Oberingenieur des Ostpreuß. Revisions- 
Vereins, Königsberg i. Pr., Neue Dammgasse 10, Il. 
. » W. Kiefer, Berlin-Neukölln, Schönstedtstr. 9, II. 
Professor Dtpl.sIng. C. Wagner, Dr. phil., Kommissarischer 
Direktor, Königsberg i. Pr., Hintertragheim 66, 
ab 1. 4. 1914 Posen, Wittelsbacher Str. 2; bleibt 
auf Wunsch Mitglied des B.-V. Königsberg i. Pr. 


B.-V. Leipzig. 
Dipl. Ing. E. Fichtner, Leipzig, Zeitzer Str. 39. 
G. Sickinger, Leipzig, Inselstr. 3. 


B.-V. Magdeburg. 
Dipl.-Ing. Fr. Elste, Halberstadt, Sedanstr. 32; 
Westendorf 5, Eingang Plantage. 
F. Rudeloff, Charlottenburg, Fritschestr. 37, I. 


B.-V. Mainz-Wiesbaden. 
Dipl.»Ing. G. v. Rauschenplat, Berlin-Steglitz, Liliencronstr. 


B.-V. Miinchen. 
Dipl. Jng. E. Philippi, München, Hermann-Schmidt-Str. 3, Il 1. 


B.-V. Münster i. W. 
Dipl.Ing. Th. MaaBen, Gelsenkirchen, Schalkerstr. 145, H. 


B.-V. Niirnberg. 
DiplsSng. F. Herrmann, Regierungsbaumeister, Windhuk 
(Deutsch-Südwest-Afrika). 


B.-V. Oberschlesien. 
Dipl.Ing. A. Grzeschik, Regierungsbaumeister, Gleiwitz (O.-S.), 
Rohrstr. 07. 
F. Klein, Oberingenieur der Fa. Karl Brandt, Düssel- 
dorf, Bochum, Bülowstr. 20. 


B.-V. Straßburg i. Els. 
Dipl.-Ing. E. Faller, Essen (Ruhr), Bertoldstr. 8. 


ab 1. 4. 1914 


Unbekannt verzogen gewesen: 


Dipl.Ing. K. Fest, Regierungsbauführer, Cöln-Klettenberg, Peters- 
bergstraße 132. 

A. Guckes, Konstanz a. B. 

F. Köhler, Monfulcona-Oriest, Villa Anna. 

W. Röver, Berchem-Antwerpen, Grande Chaussee 448. 

R. Schenck, Kattowitz (O.-S.), Beatenstr. 7. 

R. Stahr, Venus Tiefbau, Brüx (Böhmen). 

P. Toepffer, Stettin-Grabow, GieBereistr. 2. 


* 
* xæ 


Berichtigung. 
In Heft 4 ist auf Seite 113 veröffentlicht: 


` Dtpl.»Ing. H. Janßen, unbekannt verzogen ; 


es muß nach wie vor heißen: 
Dipl sng. H. JanBen, Essen (Ruhr)-West, Altendorf-Platz 12. 


Beim Ausbleiben oder bei verspäteter Lieferung einer Nummer wende man sich stets an den 


Briefträger oder die zuständige Bestell- Postanstalt. 


Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht 


in angemessener Frist erfolgen, schreibe man unter Angabe der bereits unternommenen Schritte an 


den Verlag unserer Zeitung. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Jahresbericht 1913. 


Erstattet auf der ordentlichen Ausschuß-Sitzung am 1. 


März 1914 


von Dipl.-4ng. Dr. Alexander Lang, Berlin. 


Das vergangene Geschäftsjahr läßt an Reich- 
haltigkeit und Wichtigkeit der bearbeiteten Auf- 
gaben alle früheren Geschäftsjahre weit hinter 
sich. Nicht weniger als 33 Vorlagen ergingen 
seitens der Verbandsleitung an die Bezirksver- 
eine zur Bearbeitung. Hierunter waren Aufgaben 
zu bearbeiten, deren Lösung bestimmend ist 
für die Zukunft des Standes, an die deshalb mit 
der größten Hingabe und Gewissenhaftigkeit 
herangetreten werden mußte. Mit besonderer 
Genugtuung kann hervorgehoben werden, daß 
sich der Verband in einigen Bezirksvereinen 
hervorragender Mitarbeiter erfreut, die sich mit 
Eifer und Sachkunde den Verbandsgeschäften 
hingeben und damit an ihrem Teile dazu bei- 
getragen haben, der Verbandsleitung die so 
notwendige Entlastung zu bieten. Rein äußer- 
lich kommt die Verbandsarbeit dadurch zum 
Ausdruck, daß die Zahl der Ein- und Ausgänge 
auf rund 6000 inı Berichtsjahre angewachsen ist. 
Zu einer ansehnlichen Höhe ist diese Zahl in 
den beiden ersten Monaten 1914 gewachsen, 
und zwar betrugen die Ein- und Ausgänge 
in dieser Zeit bereits über 2000. In den. 
Zahlen pro 1913 sind nicht enthalten: die 
33 Rundschreiben an die Bezirksvereine, die 
viermalige Mahnung der Mitglieder um Bezah- 
lung der Beiträge, die Aufnahmebestätigungen 
der neuen Mitglieder und Förderer, die 
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Adressenänderungen und die Ueberweisungen an 
die Bezirksvereine, die Absendung des Stellen- 
anzeigers und die redaktionellen Notizen für 
die 280 Tageszeitungen, mit denen der Ver- 
band in Verbindung steht. Während in frühe- 
ren Jahren der Verband gezwungen war, sich 
vielfach mit den Organisationen der unteren 
und mittleren Techniker zu beschäftigen, da 
diese ihre Taktik und ihre Anschauungen auch 
den Akademikern aufdrängen und sie für die 
Gewerkschaft gewinnen wollten, haben diese 


sich inzwischen an die Verhältnisse ge- 
wöhnt und mit den vorerst nicht veränder- 
baren Zuständen abgefunden. Nur gelegent- 


lich erfolgen noch Angriffe, die naturgemäß un- 
beantwortet bleiben. Demgegenüber galt es aber 
im verlassenen Jahre, innerhalb des Standes der 
akademisch gebildeten Techniker selbst eine 
Neuorientierung vorzunehmen und die Frage zu 
erörtern, nach welchen Gesichtspunkten hier die 
weitere Entwicklung vor sich gehen solle; die 
Stellung der Diplom-Ingenieure unter sich, ins- 
besondere gegenüber denen mit Staatsbeamten- 
qualifikation, mußte geklärt werden. Gelegen- 
heit hierzu gab die Frage der Regelung des 
Baumeistertitels durch den Bundesrat 
und die Frage des numerus clausus bei 
der Zulassung der Diplom-Ingenieure zur Vor- 
bereitung für den Staatsdienst; erstere Frage 
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ist für den Verband vorerst erledigt; letztere 
Angelegenheit befindet sich in vollem Flusse. 
Von den übrigen Fragen, die den Verband 
im verflossenen Geschäftsjahre beschäftigten, 
sind zu nennen: der Ausbau der Sachverstän- 
digen-Liste des Hauptverbandes und der Be- 
zirksvereine zum Zwecke des Nachweises 
von Sachverständigen auf den verschiedensten 
Gebieten der Technik, die Ausarbeitung der 
Bezirksvereins-Satzungen auf Grund der neuen 
Verbands-Satzung, die Frage der Regelung des 
Zivil-Ingenieur-Berufes, die Herausgabe eines 
neuen Verbandsaufrufes, die Frage der Ehren- 
gerichtsbarkeit für die Verbandsmitglieder, die 
Einrichtungen zur Herausgabe eines alljährlichen 
Mitglieder - Verzeichnisses, die Stellung der 
Diplom-Ingenieure in den Kommunalverwaltun- 
gen, die Stellung des Verbandes zum sogenann- 
ten „Technischen Komitee‘ und zur Vereinigung 
der höheren Kommunalbaubeamten Preußens, 
der Entwurf zu einem neuen Patent-, Gebrauchs- 
muster- und Warenzeichengesetz, der Gesetz- 
entwurf betreffend Aenderung der Gebühren- 
ordnung für Zeugen und Sachverständige, das 
Prozeßverfahren gegen den Verein der Diplom- 
Braucrei-Ingenieure, die örtliche Abgrenzung der 
Bezirksvereine, die Frage der Verleihung des 
national-ökonomischen Doktorgrades durch die 
Technischen Hochschulen, die Mitarbeit im Deut- 
schen Ausschuß für Technisches Schulwesen, die 
Mitarbeit an der Kommission zur Einführung 
des Schiedsgerichtswesens, die Aufstellung einer 
Gebührenordnung des Verbandes, die Mitarbeit 
an den Bestrebungen zur Schaffung von Be- 
rufsvertretungen für die akademisch-technischen 
Berater. Dazu kommt die Ausgestaltung des 
Stellennachweises und die Führung der laufen- 
den Verbandsgeschäfte, wie Rechtsauskunft, 
Stellenvermittlung, Wahrnehmung des Rechts- 
schutzes der Berufsbezeichnung ,,Diplom-Inge- 
nieur“, Abwehr unlauterer Manöver seitens 
nicht akademisch gebildeter Techniker, sowie die 
Durchführung der auf der letzten ordentlichen 
Ausschuß-Sitzung gefaßten Verbandsbeschlüsse. 


Im einzelnen ist folgendes zu berichten: 


Mitgliederzahl. 


Bekanntlich wurde vor zwei Jahren die neuc 
Satzung eingeführt, auf Grund welcher jedes 
Mitglied einem Bezirksverein zugehören muß, 
wenn sich ein Bezirksverein in dessen Wohn- 
bereich befindet. Im Anschluß an diese satzungs- 
mäßige Bestimmung wurde auf der letzten Aus- 
schuß-Sitzung ein Antrag angenommen, wonach 
jedes in Deutschland wohnende Mitglied einem 
Bezirksverein angehören müsse. Dadurch war 
die Verbandsleitung in die Lage versetzt, fortab 
darauf zu bestehen, daß jedes innerhalb Deutsch- 
lands wohnende Verbandsmitglied einem Be- 
zirksverein angehört. Die strikte Durchführung 
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dieses Grundsatzes, mit der naturgemäß eine 
generelle Beitragserhöhung verbunden war, hat 
in der Tat zu mehreren Austritten geführt. 
Anderseits sind aber gerade in letzter Zeit, 
insbesondere am Jahresschluß außerordentlich 
viele Beitrittserklärungen erfolgt, so daß die 
Zahl der Mitglieder und Förderer heute nahezu 
4000 beträgt. 

Leider beklagt der Verband den Tod einer 
Anzahl Kollegen und Förderer. Unter den ver- 
storbenen Förderern sind zu nennen: Geheim- 
rat Prof. Dr. A. Slaby und Tr.-ug. h.c. Ru- 
dolf Diesel. Es würde zu weit führen, die 
großen Verdienste dieser beiden hervorragenden 
deutschen Techniker hier zu würdigen. Beide 
Namen erfreuen sich Weltrufes und beide Män- 
ner haben die Bestrebungen des Verbandes auf 
das Nachhaltigste unterstützt. 


Die Bezirksvereine. 


Der Verband zählte nach Genehmigung der 
Bezirksvereine Magdeburg, Metz - Diedenhofen 
und Bernburg-Dessau durch die letzte ordent- 
liche Ausschuß-Sitzung insgesamt 38 Bezirksver- 
eine. Dazu kommt die Londoner Vereinigung von 
Mitgliedern des Verbandes Deutscher Diplom-In- 
genieure. Im Laufe des Jahres hat sich in Wil- 
helmshaven eine neue Ortsgruppe gebildet, 
und die diesjährige ordentliche Ausschuß-Sitzung 
wird über die Anerkennung dieser Ortsgruppe 
als „Bezirksverein“ des Verbandes zu be- 
schließen haben, evtl. wird auch über die An- 
erkennung der Ortsgruppe Halle zu beschließen 
sein. — 

Auf der letzten ordentlichen Ausschuß- 
Sitzung wurde der Beschluß gefaßt, auf die Mit- 
glieder bezüglich der Wahl ihres Bezirksvereins 
einen Zwang nicht auszuüben. Es kann so- 
nach ein beispielsweise in Darmstadt wohnen- 
des Mitglied auch Mitglied des Berliner Be- 
zirksvereins sein und braucht dem Bezirksver- 
ein seines Ortes nicht anzugehören. Anderseits 
kann dem Wunsch nicht entgegengetreten 
werden, gleichzeitig mehreren Bezirksvereinen 


zuzugcehören. Da das Vereinsrecht bestimmt, 
daß jedes Mitglied nur eine Stimme haben darf, 
so mußte in den Bezirksvereinen — als reine 
Angelegenheit der Bezirksvereine — die Insti- 


tution solcher nicht stimmberechtigter Mitglie- 
der geschaffen werden. Die Bezirksvereine 
nennen diese Art von zahlenden, nicht stimm- 
berechtigten Bezirksvereinsmitglieder „Außer- 
ordentliche Mitglieder“. Die Verbands- 
satzung nimmt von dieser Art von Mitgliedern 
keinerlei Notiz, da sie ja vereinsrechtlich nicht 
existieren, umgekehrt konnten die Bezirksver- 
einssatzungen das Institut der außerordentlichen 
Mitglieder unbesorgt einführen, da hierdurch ein 
Widerspruch mit der Verbands-Satzung nicht 
herbeigeführt wird. Die bisherigen Erfahrungen 
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haben gezeigt, daß die Bezirksvereine mit ihren 
außerordentlichen Mitgliedern ganz gute Erfah- 
rungen gemacht haben, denn es ist auf diese 
Weise ein Weg geschaffen worden, der es den 
Bezirksvereinen ermöglicht, in dauernder Fühlung 
mit verdienten Mitgliedern zu bleiben. 


Im Laufe des Geschäftsjahres hat sich nun 
gezeigt, daß der Beschluß des Ausschusses, wo- 
nach der Zwang, einen bestimmten Bezirksver- 
cin anzugehören, nicht ausgeübt werden dürfe, 
zur Folge hatte, daß eine große Anzahl Mit- 
glieder dem Wirkungsbereiche des Bezirksver- 
eins entzogen wurde. So ergab es sich, daß 
beispielsweise im Bereich des B.-V. Oberschlesien 
eine außerordentlich große Anzahl von Mitgliedern 
der B.-V. Breslau, Berlin, Bremen usw. wohnten, 
während Mitglieder des Oberschlesischen Be- 
zirksvereins ihren Wohnsitz in Oberbayern, Pro- 
vinz Brandenburg, Braunschweig usw. hatten. 
Hierdurch ergaben sich große Schwierigkeiten 
bei der Führung der Adressen-Listen. Es muß 
weiterhin berücksichtigt werden, daß der Zu- 
sammenhang der Bezirksvereine wesentlich ge- 
fördert wird, wenn alle in ihrem Bereiche woh- 
nenden Verbandsmitglieder ihr Stimmrecht in 
den Bezirksvereinen ausüben können. Zweifellos 
war die Absicht der Satzungsbestimmung, daß 
jedes Verbandsmitglied einem Bezirksverein an- 
gehören müsse, die, den Zusammenhang des Ver- 
bandes als Ganzes zu fördern. Schließlich war 
noch zu berücksichtigen, daß die letzte Aus- 
schuß-Sitzung im Prinzip die Einführung einer 
Ehrengerichtsbarkeit ausgesprochen hat. Die 
Einführung der Ehrengerichtsbarkeit hat aber 
zur unbedingten Voraussetzung, daß sämtliche 
im Bezirk wohnende Verbandsmitglieder auch 
einer gewissen Aufsicht unterstehen. Alle diese 
Gründe sprechen zweifellos für das Zwangs- 
prinzip, d. h. für die strikte Durchführung des 
Grundsatzes, daß jedes Verbandsmitglied dem 
Bezirksverein anzugehören habe, der seinem 
Wohnsitz entspricht. Anderseits sprechen aber 
gegen das Zwangsprinzip alle diejenigen Gründe, 
die auf der letzten ordentlichen Ausschuß- 
Sitzung geltend gemacht wurden und die als- 
dann zu dem Beschlusse führten, daß das Selbst- 
bestimmungsrecht in bezug auf die Zugehörig- 
keit zu einem Bezirksverein unbedingt gewahrt 
werden müsse. 


Aus all dem ergab sich für die Verbands- 
leitung die Aufgabe, eine Lösung zu finden, 
auf Grund der unter voller Respektierung des 
Ausschuß-Beschlusses die angeführten Vorteile 
des Zwangsprinzips erzielt und die Nachteile 
des Selbstbestimmungsprinzips ausgeschaltet 
werden. Es wurde folgende Lösung gefunden: 
Es wird die Annahme gemacht, daß jedes Mit- 
glied, das nach einem anderen Wohnort verzieht, 
auch dem neuen Bezirksverein überwiesen sein 
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wolle. Danach ergehen beim Verzug eines Mit- 
gliedes seitens der Geschäftsstelle drei Mitteilun- 
gen: 1. an das verziehende Mitglied. selbst, 
worin mitgeteilt wird, daß, wenn ein Wider- 
spruch seinerseits nicht erfolgt, es dem Be- 
zirksverein seines neuen Wohnorts zugeteilt 
sei; 2. dem Bezirksverein des neuen Wohnorts 
durch Uebersendung der Kartothek - Karte; 
3. dem bisherigen Bezirksverein durch Ver- 
öffentlichung in der Verbandszeitschrift am 1. 
und 15. eines jeden Monats. Sollte der Ver- 
ziehende gegen die Zuweisung zum neuen Be- 
zirksverein Widerspruch erheben, so wird dem 
früheren Bezirksvercin und dem Bezirksverein 
des neuen Wohnortes von dem Wunsche Mit- 
teilung gemacht, da gemäß dem Beschluß der 
letzten ordentlichen Ausschuß -Sitzung ein 
Zwang, einem bestimmten Bezirksverein anzu- 
gehören, auf ein Mitglied nicht ausgeübt wer- 
den darf. 

Es ergibt sich ohne weiteres, daß dieses 
Verfahren die denkbar beste Lösung bedeutet, 
denn es entspricht einerseits dem Selbstbestim- 
mungsprinzip im Sinne des letzten Ausschuß- 
beschlusses, anderseits dem Zwangsprinzip, in- 
dem es alle Forderungen erfüllt, die die Be- 
fürworter des Zwangsprinzips anführen. Aller- 
dings läßt sich eine gewisse Abgrenzung der 
Bezirksvereinsbereiche nicht umgehen; allein 
eine solche Abgrenzung war ohnehin notwendig, 
denn zur Durchführung eines Zasatzantrages der 
letzten ordentlichen Ausschuß-Sitzung, wonach 
neue Mitglieder, die Wünsche bezüglich der Zu- 
gehörigkeit zu einem bestimmten Bezirksvercin 
nicht äußern, vom Vorstande des Verbandes 
einem Bezirksverein, d. h. dem Bezirksverein 
ihres Wohnbereiches zugewiesen werden, besteht 
eine solche Abgrenzung als unbedingte Vor- 
aussetzung. Einer Anregung des B.-V. Ober- 
schlesien gemäß wurden die Bezirksvereine er- 
sucht, ihre gegenseitige Abgrenzung mit den 
benachbarten Bezirksvereinen durchzuführen und 
der Verbandsleitung ihren Bereich mitzuteilen. 
Die bisherigen Erfahrungen haben jedoch er- 
geben, daß hierdurch endlose Schreibereien ent- 
stehen. Inzwischen ist es einem Mitglied des 
B.-V. Mainz-Wiesbaden gelungen, eine Methode 
der Abgrenzung der einzelnen Bezirksvereine 
zu geben, die im Referat der diesjährigen ordent- 
lichen Ausschuß-Sitzung betreffend Abgrenzung 
der Bezirksvereine im einzelnen vorgeführt wer- 
den soll. 

Entsprechend dem Grundsatz, daß jedes Ver- 
bandsmitglied einem Bezirksverein angehören 
muß, ist inzwischen auch die entsprechende 
Ueberweisung der Beiträge an die einzelnen Be- 
zirksvereine einer praktischen Regelung unter- 
worfen worden. Maßgebend für die Höhe des 
an den Bezirksverein zu überweisenden Bei- 
trags für das kommende Jahr ist jeweils die 
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Bezirksvereinszugehörigkeit am 1. November, 
d. h. der Mitgliederbestand eines Bezirksvereins 
am 1. November ist maßgebend für die Bei- 
tragssumme, die jedem Bezirksverein seitens der 
Verbandsleitung überwiesen wird. Der von 
dieser Summe bis Ende Februar bei der Ver- 
bandsleitung eingegangene Beitrag wird den 
Bezirksvereinen laut Nr. 1 Abs. 2 der Ge- 
schaftsordnung Ende Februar durch den Ver- 
band überwiesen. Auf diese Weise ist eine 
klare Regelung der finanziellen Verhältnisse 
zwischen dem Verband und den Bezirksver- 
einen gewährleistet. 


Die Vermögenslage. 


Die Vermögenslage ergibt sich aus dem an 
die Ausschußmitglieder versandten Bericht des 
Kassenführers. Es genügt, an dieser Stelle auf 
diesen Bericht hinzuweisen. Mit Befriedigung 
kann festgestellt werden, daß es auch im ver- 
gangenen Jahre trotz der Vermehrung des Per- 
sonals in der Geschäftsstelle und trotz zahl- 
reicher unvorhergesehener Ausgaben gelungen 
ist, ohne Unterbilanz auszukommen. 


Die Wohlfahrtseinrichtungen. 


Bezüglich der Wohlfahrtseinrichtungen ist zu 
erwähnen, daß die Satzung für die Rechts- 
auskunftsstelle auf der letzten ordent- 
lichen Ausschuß-Sitzung genehmigt wurde und 
unmittelbar darauf in Kraft getreten ist. Die 
Satzung hat sich bisehr bestens bewährt. 


Der Stellennachweis ist inzwischen 
unter Mithilfe der Kommission betreffend 
Stellenvermittlung zu einem Institut entwickelt 
worden, das heute wohl als das beste seiner 
Art bezeichnet werden kann. Bekanntlich wur- 
den durch die Hauptversammlung vom Jahre 
1912 die Bezirksvereine Mainz-Wiesbaden, Ham- 
burg-Altona und Dresden beauftragt, die Stellen- 
nachweis-Kommission zu bilden. Diese Kom- 
mission hat ihre Vorschläge in Leitsätzen dem 
Vorstande vorgelegt und der Vorstand hat 
diese Leitsätze beim Stellennachweis inzwischen 
in die Praxis umgesetzt. Die von der Ver- 
bandsleitung aufgestellte Geschäftsordnung wird 
der diesjährigen Ausschuß-Sitzung zur Ge- 
nehmigung vorgelegt. Die Geschäftsordnung 
wurde der Kommission betreffend Stellenver- 
mittlung nochmals vor ihrer Vorlage an den 
Ausschuß unterbreitet, und sie hat dieselbe, mit 
geringen Abänderungen versehen, für richtig be- 
funden. Die Kommission hat sich daraufhin auf- 
gelöst. Im Anschluß an die Geschäftsordnung 
tür den Stellennachweis sei hervorgehoben, daß 
in dem Verbandsorgan ein ständig wiederkehren- 
der Hinweis auf den Stellenanzeiger erscheint 
und daß von Zeit zu Zeit die mabecbenden Fir- 
men des Reiches durch Rundschreiben auf die 
bestehende Einrichtung des Verbandes aufmerk- 
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sam gemacht werden. Der Stellennachweis er- 
scheint seit dem Herbst des verflossenen Jahres 
zweimal pro Woche und enthält neben den 
Stellenangeboten, die in den maßgebenden Fach- 
und Tagesblättern erscheinen, auch alle jene recht 
zahlreichen Stellenangebote, die dem Verband von 
den Kollegen der einzelnen Firmen oder von 
den Firmen selbst brieflich und telephonisch mit- 
geteilt werden. Der Stellennachweis erfreut sich 
allgemeiner Beliebtheit und wird vielfach auch 
von solchen Mitgliedern in Anspruch genom- 
men, die sich in ungekündigter Stellung befin- 
den und sich demgemäß auf eine Stellenaus- 
schreibung nicht selbst melden wollen; in diesem 
Falle bedienen sie sich der Vermittlung des 
Verbandsstellennachweises. Der Kommission be- 
treffend Stellenvermittlung spricht die Verbands- 
leitung für ihre rege Mitarbeit den verbind- 
lichsten Dank aus. 


Die Hilfskasse wurde auch im vergan- 
genen Geschäftsjahre stark in Anspruch ge- 
nommen. Der Abschluß derselben ist gesondert 
an die Ausschuß-Vertreter gesandt worden, so 
daB an dieser Stelle darauf verwiesen werden 
kann. 


Im einzelnen ist zur Hilfskasse zu bemer- 
ken: 

Während im ersten halben Jakre die Ein- 
nahmen auf Zuwendungskonto ganz gute waren, 
gingen sie im zweiten halben Jahre auf 317,50 
Mark zurück, und bei den gegenwärtigen Zei- 
ten dürfte auf eine erhebliche Besserung nicht 
zu rechnen sein. Von den früher gezeichneten, 
noch nicht eingegangenen Beiträgen mußten 
130,— M. abgeschrieben werden, weil die Zeich- 
ner teils ausgetreten sind, teils nicht auffindbar 
waren. Es konnte daher ein Vortrag auf Zu- 
wendungskonto in der Bilanz nicht aufgenom- 
men werden. Bei den Effekten ist durch Kurs- 
rückgang ein Verlust von 277,50 M. entstanden. 
Von den gewährten Darlehen mußten ein Dar- 
lehen im Betrage von 100 M. und eine Unter- 
stützung im Betrage von 10 M. gänzlich ab- 
geschrieben werden. Auf die verbleibenden 
750 M. machte sich eine Abschreibung von 20% 
nötig, da nicht zu hoffen ist, daß diese Dar- 
lehen voll zur Rückzahlung gelangen werden. 
Die allgemeinen Unkosten der Hilfskasse sind 
äußerst niedrig; es ist aber unmöglich, mit 
den bisher aufgewendeten Beträgen für die Zu- 
kunft auszukommen, da in den Unkosten keiner- 
lei Aufwendungen für Micte, Schreib- und Ver- 
waltungsgebühren enthalten sind, Aufwendungen, 
die auf die Dauer nicht vermieden werden kön- 
nen. Die bisherigen Unkosten bestehen fast aus- 
schließlich aus den Postscheckgebühren und den 
Kosten für den Bücherabschluß. Es ergibt sich 
für das zweite Halbjahr ein Verlust von 153,18 
Mark, so daß mit der Erhöhung des Vermögens. 
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in absehbarer Zeit kaum gerechnet werden 
kann. Das Kuratorium nimmt Gelegenheit, allen 
Mitgliedern und Förderern, welche durch Bei- 
träge die Hilfskasse bisher unterstützt haben, 
seinen Dank auszusprechen, und es bittet sic, 
der Hilfskasse auch in Zukunft ihr Wohlwollen 
zu bewahren. | 


Die literarischen Unternehmungen des 
Verbandes. 


Von den literarischen Unternehmungen des 
Verbandes steht die Verbandszeitschrift an erster 
Stelle. | 

In ıhrem 4. Jahrgange hat die Verbands- 
zeitschrift konsequent das Ziel weiter verfolgt, 
in ihren Spalten ein getreues Spiegelbild der 
Verbandsarbeit, ihrer Aufgaben und: ihrer Er- 
folge, zu geben. Nach wie vor wurde es ver- 
mieden, das Blatt zum Tummelplatze von Son- 
derströmungen und Einzelwünschen zu machen, 
vielmehr war die Schriftleitung stets bestrebt, 
in engster Fühlung mit der Verbandsleitung 
und der Geschäftsführung die Stetigkeit der 
Verbandsarbeit, ihr zielbewußtes und sicheres 
Vorgehen, weitesten Kreisen zur Kenntnis zu 
bringen. In Einzeliragen, wenn die Angriffe von 
gegnerischer Seite bösartig und unbegründet 
waren, wurde in der Zeitschrift, wenn ange- 
zeigt, gebührend geantwortet; der Boden ruhiger 
Sachlichkeit ist niemals verlassen worden. und 
so war auch die Verbandszeitschrift dauernd 
bestrebt, das Ansehen zu kräftigen, das sich der 
Verband durch seine Zurückhaltung und Mäßi- 
gung errungen hat. 

Der Materialeingang während des Berichts- 
jahres war befriedigend. Mangel an guten Auf- 
sätzen hat nicht geherrscht. Nach wie vor 
sind es jedoch nur wenige, die der Verbands- 
zeitschrift wirkliches Interesse entgegen bringen, 
die tatkraftigé Mitarbeit aller und ihre Unter- 
stützung beim Ausbau des Unternehmens läßt 
immer noch zu wünschen übrig. 

Mit dem 4. Jahrgange wurde das ständig 
bearbeitete Gebiet durch die Einführung der 
wirtschaftlichen Rundschau erweitert, um bei den 
Kollegen Verständnis und Interesse auch für 
die wirtschaftliche Seite der Industrie und des 
Gewerbes zu erwecken. Wegen der geeignetsten 
Form, in der diese Handelsnachrichten zweck- 
mäßig zu bringen sind, schweben noch stän- 
dig Verhandlungen zwischen der Schriftleitung 
und ihren Mitarbeitern, und es kann mit 
Sicherheit erwartet werden, daß in absehbarer 
Zeit auch für diesen redaktionellen Teil eine 
feststehende Form gefunden werden wird. 

Für den 5. Jahrgang hatte die Schriftleitung 
eine abermalige Erweiterung in Form einer 
„Technischen Rundschau‘ geplant. Die dieserhalb 
geptlogenen umfangreichen Verhandlungen be- 
stätigten jedoch die von manchen Seiten ge- 
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hegten Befürchtungen, daß es mit den zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln nicht möglich sein 
würde, wirklich etwas Gutes und Nutzbringen- 
des zu leisten. Da von sachkundiger Seite die 
schwersten Bedenken erhoben wurden, nahm die 
Schriftleitung von der geplanten Erweiterung 
vorläufig Abstand; sie hofft jedoch bei weıterer 
Entwicklung des Verbandes den Ausbau der 
Zeitschrift in diesem Sinne späterhin einmal vor- 
nehmen zu können. 

Daß es die Verbandszeitschrift trotz der 
geringen ihr zur Verfügung stehenden Mittel 
und trotzdem die Mitarbeit der einzelnen Ver- 
bandsmitglieder immer noch zu wünschen übrig 
läßt, es verstanden hat, sich ein gewisses An- 
schen zu verschaffen, zeigt die Beachtung, 
welche ihre Veröffentlichungen in weitesten 
Kreisen erfahren, und dies beweist auch die 
Tatsache, daß ausländische technische Standes- 
organisationen sich mit der Schriftleitung in 
Verbindung gesetzt haben, um ihr Verbands- 
organ nach dem Muster unscrer Zeitschrift aus- 
zubauen. 


Bezüglich der , Schriften des Verbandes“ 


ist zu berichten: Während im Jahre 1912 
diese Sammlung keine Bereicherung er- 
fahren hatte, sind im Jahre 1913 zwei 
neue Hefte erschienen, die sich in jeder Be- 


ziehung den früher veröffentlichten Arbeiten wür- 
dig anreihen. Heft 9 der Sammlung behandelt: 
„Die Baumwoll-Spinnerei und -Weberei in ihrer 
bautechnischen und maschinellen Entwicklung“ 
von Tr.-\ug. Gustav Baum und ist die Frucht 
jahrelanger Studienreisen, die der Verfasser im 
In- und Auslande unternommen hat. Heft 10 
ist betitelt „Die Seehafenentwicklung“ 
und hat Herrn Trug. Martin Arndt zum 
Verfasser. Für die grundlegende Bedeutung 
dieser Arbeit zeugt am besten die Tatsache, 
daß sofort nach Erscheinen des Heftes die Ver- 
waltungen unserer deutschen Seestädte einige 
hundert Exemplare bezogen haben. Auf diese 
Weise wird auch durch die Sammlung der 
Schriften des Verbandes das Ansehen der 
Diplom-Ingenieure gestärkt und für die An- 
erkennung ihrer Leistungen in weitesten Krei- 
sen Sorge getragen. 

Zu Anfang des Jahres 1914 werden zwei 
weitere Hefte erscheinen, und zwar von Patent- 
anwalt Dipl. dug. Karl Weihe „Die akademisch- 
technischen Berufe“, ein wertvoller Beitrag zur 
Berufsberatung, und von Tipl.-3ng. Ernst Wer- 
ner „Das praktische Jahr‘, das Ergebnis einer 
hierüber angestellten umfangreichen Rundfrage 
im Verband Deutscher Diplom-Ingenicure. 


Praktische Verbandsarbeit. 


Die praktische Verbandsarbeit erstreckte 
sich auf die Fortsetzung der bereits früher 
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genannten Arbeiten, ferner auf zahlreiche neue 
Arbeiten, die das vergangene Jahr dem Ver- 
band brachte. 


Die Hochschulverhältnisse in Karlsruhe und 


Darmstadt. 
Ueber die an diesen beiden Hochschulen 
neben den Diplom-Ingenieur-Prüfungen be- 


stehenden Fach- und Schlußprüfungen für Im- 
mature hat sich der Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure schon vor Jahren beklagt. Leider 
haben beide Hochschulen diese Einrichtungen 
bis heute nicht beseitigt. Neuerdings ist der 
Verbandsleitung sogar eine Beurkundung einer 
derartigen Prüfung für Immature bekannt ge- 
worden, bei deren Lektüre man sich unwill- 
kürlich fragen muß, ob es überhaupt noch ge- 
boten sei, das Abiturientenexamen und die 
Diplom-Ingenieur-Prüfung abzulegen. Diese Be- 
urkundung lautet: 


„Großherzogl. Badische Technische 
Hochschule Friedericiana. 


Karlsruhe, den 


Herrn N. N. wird hierdurch bescheinigt, 
daß er an der Technischen Hochschule hier 
im Juli 1910 die akademische Fachprüfung 
als Bauingenieur bestanden hat. Diese ist 
inhaltlich gleichwertig mit der 
Diplom-Prüfung und zerfällt wie jene 
in eine Vorprüfung und in eine Haupt- 
prüfung; letztere setzt sich aus der Fach- 
arbeit und der Schlußprüfung zusammen. 

Die Prüfung soll den Nachweis liefern, 
daß der Kandidat durch akademisches Stu- 
dium diejenige Ausbildung in seinem Fache 
erworben hat, die eine ausreichende Grund- 
lage für eine selbständige, von wissenschaft- 
lichen Gesichtspunkten geleitete fachliche 
Tätigkeit gewährt. 


Der Rektor.“ 


Hier wird also von seiten einer akademi- 
schen Behörde festgestellt, daß eine Prüfung, 
die von Personen von fast beliebiger Vorbil- 
dung abgelegt werden kann, der Diplom-Inge- 
nieur-Prüfung, die nur auf Grund des Abituri- 
entenexamens ablegbar ist, ‚inhaltlich gleich- 
wertig“ ist. Hierin dürfte zweifellos eine Her- 
abwürdigung der Diplom-Ingenieur-Prüfung und 
eine Geringschätzung der allgemeinen Vorbil- 
dung zu erblicken sein; es muß deshalb pro- 
testiert werden gegen die in dieser Beurkun- 
dung enthaltene Wendung. 


Polytechnikum Cöthen. 


In den Verhältnissen des Polytechnikums 
Cöthen ist im verflossenen Jahre eine wesent- 
liche Aenderung nicht eingetreten. Bekannt- 
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geworden ist jedoch, daß ein Professor der 
Technischen Hochschule Berlin mit der Erstat- 
tung eines Gutachtens über diese Anstalt be- 
traut worden ist. Die Zukunft wird lehren, 
ob sich der Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure mit dieser Anstalt weiter wird beschäftigen 
müssen. 


Deutscher Ausschuß für Technisches Schulwesen. 


Die Arbeiten dieses Ausschusses, in dem der 
Verband durch zwei Mitglieder vertreten ist, 
wurden auch im Berichtsjahre eingehend ver- 
folgt, um so mehr, als sich der Ausschuß ge- 
rade im Berichtsjahre mit den Ausbildungs- 
stätten der Diplom-Ingenieure, den Technischen 
Hochschulen, beschäftigte. Bezüglich der Ziele, 
die sich die Technischen Hochschulen nach der 
im Ausschuß wohı am häufigsten geäußerten An- 
schauung zu stellen haben, steht die Ausbil- 
dung von Persönlichkeiten in allererster 
Linie; anderseits wurde die Auffassung ver- 
treten, daß auch der Diplom-Ingenieur, insbe- 
sondere im Hinblick auf die Konkurrenz der 
Fachschultechniker, zu Anfang seiner Laufbahn 
eines gewissen Maßes positiver Kenntnisse nicht 
entraten könne. Diese Auffassung, die im Aus- 
schuß zum Ausdruck kam, entspricht im großen 
und ganzen der Auffassung des Verbandes, so 
daß den weiteren Arbeiten des Ausschusses auf 
diesem Gebiete mit Genugtuung entgegen- 
gesehen werden kann. 


Die allgemeine Rechtsstellung der 
Diplom-Ingenieure. 


Noch vor wenigen Jahren betrachtete man 
die Schaffung eines einheitlichen Angestellten- 
rechts als eine Illusion. Man glaubte, daß die 
verbündeten Regierungen der Schaffung eines 
solchen Rechts den allergrößten Widerstand 
entgegensetzen würden. Und dies mit Recht; 
denn die Regierungen müssen einschen, daß 
es sich bei den Verfechtern des cinhcit- 
lichen Rechtes gar nicht um eine rechts- 
technische Frage handelt, bei der die ver- 
schiedenen Gesetze, die heute für die einzelnen 
Gruppen von Angestellten gelten, zu einem ein- 
heitlichen Ganzen zusammengeworfen werden 
sollen, sondern daß es sich hier um cine poli- 
tische Frage handelt. Im letztjährigen Jahres- 
bericht sind diese klassenpolitischen, den neuen 
Mittelstand radikalisierenden Ziele 
der Verfechter des einheitlichen Angestellten- 
rechts bereits dargelegt worden. Inzwischen 
hat Johannes Buschmann in einem 
interessanten Aufsatz: „Die Demokratisierung 
des neuen Mittelstandes durch das einheitliche 
Angestelltenrecht‘‘ in der Zeitschrift „Das neue 
Deutschland‘, Heft 9, vom 29. November 1913, 
in dieser Beziehung weiteres Material zur Ver- 
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fügung gestellt. Buschmann schließt seinen 
interessanten Aufsatz, nachdem er dargelegt 
hat, wie die Verfechter des einheitlichen An- 
gestelltenrechts an Stelle der berufsständischen 
Aufteilung der Gesellschaft die klassenpolitische 
setzen wollen und an Stelle des Berufszusam- 
menhanges das Klassenbewußtsein der „aller 


im Dienstvertrag Lebenden“ setzen 
möchten, folgendermaßen: „Aber das wollen 
die Verfechter des einheitlichen Rechtes ja 


letzten Endes auch. Die ganze Frage ist für 
sie gar nicht cine rechtstechnische, sondern 
eine politische. Sie wollen die geschlossene 
einheitliche Phalanx aller Privatangestellten, 
wenn es sein kann, aller Arbeitnehmer, weil 
sie wissen, daß der nur im Gefühl wirtschaft- 
licher Abhängigkeit Lebende, vom Nährboden 
der Berufsindividualität losgelöste Mensch der 
politischen Demokratie unrettbar verfallen ist. 
Er ist leicht zu radikalisieren, nachdem man 
ihn vorher in seinem sozialen Bewußtsein prole- 
tarısiert hat.“ 

Der Umstand, daß die in Betracht kommen- 
den sozialradikalen Verbände der mittleren und 
unteren Techniker einen Arbeitsausschuß zur 
Propagierung des cinheitlichen Angestellten- 
rechts geschaffen haben, daß anderseits durch 
die Mitteilungen des Bundesrates über seine 
Arbeiten im letzten Jahre bekannt wurde, daß 
der Bundesrat Erwägungen bezüglich eines ein- 
heitlichen Angestelltenrechts anstelle, hat die 
Verbandsleitung aufs neue veranlaßt, die An- 
gelegenheit im Auge zu behalten. Es wurde 
auch Gelegenheit genommen, auf die Gefahren, 
die den Diplom-Ingenieuren in rechtlicher und 
sozialer Beziehung bei Einreihung in cin solches 
Angestelltenrecht erwachsen, hinzuweisen. So 
wurde die Frage, die Diplom-Ingenieure und 
die Vereinheitlichung des Arbeitsrechtes, in einem 
Gutachten behandelt, die der Verband Deut- 
scher Gewerbe- und Kaufmannsgerichte an die 
Vertreter und Geschäftsführer der deutschen 
Industrie, der Arbeiterschaft, der Angestellten- 
und paritätischen Verbände gerichtet hat. Dieses 
Gutachten wurde in Nr. 11 der Monatsschrift 
„Die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte‘“ (her- 
ausgegeben von Dr. Baum) abgedruckt und auch 
in der Verbandszeitschrift zum Abdruck ge- 
bracht; ferner in den Deutschen Volkswirt- 
schaftlichen Blättern, dem Organ des Deutschen 
Volkswirtschaftlichen Verbandes, dessen maß- 
gebende Führer bekanntlich in dieser Frage 
einen Standpunkt einnehmen, der dem Stand- 
punkt der Diplom-Ingenieure entspricht. Ganz 
allgemein kann gesagt werden, daß die bisheri- 
gen Erfahrungen ergeben haben, daß die un- 
teren Angestelltengruppen für ein einheitliches 
Arbeitsrecht eintreten, daß dagegen die Grup- 
pen der akademisch Gebildeten von einer der- 
artigen Regelung nichts wissen wollen. 
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Die widerrechtliche Führung der Bezeichnung 
Diplom-Ingenieur. 


Auch im verflossenen Jahre war der Ver- 
band leider gezwungen, wiederum gegen solche 
Personen vorzugehen, die, ohne Diplom-Ingenieur 
zu sein, sich diesen Titel widerrechtlich bei- 
legten. Die im letzten sowie vorletzten Jahres- 
bericht bereits erwähnte Einleitung des Ver- 
fahrens gegen den Verein Deutscher Diplom- 
Brauerei-Ingenieure hat inzwischen durch Reichs- 
gerichtsurteil seinen Abschluß gefunden. Die 
ganze Frage ist kürzlich in der Verbands- 
zeitschrift, Jahrgang 1914, zur Veröffentlichung 
gelangt, so daß an dieser Stelle auf diese Ab- 
handlung verwiesen werden kann. Im An- 
schluß an das Kammergerichtsurteil, in welchem 
die Verwechselbarkeit des Titels „Diplom-Inge- 
nieur‘ und der sprachüblichen Feststellung des 
Besitzes eines Diploms als „Brauerei-Ingenieur‘ 
festgestellt wurde, sind an den Landwirtschafts- 
minister und den Unterrichtsminister ent- 
sprechende Eingaben unter Einsendung der 
Kammergerichtsentscheidung gerichtet worden, 
und im Anschluß an das Reichsgerichtsurteil 
wurden diese Eingaben ergänzt und wieder- 
holt. Die Angelegenheit schwebt zurzeit, und 
es unterliegt keinem Zweifel, daß die maßgeben- 
den Behörden Veranlassung nehmen werden, 
Prüfungsordnungen zurückzuziehen, durch die 
den Absolventen von Anstalten, die nicht Tech- 
nische Hochschulen sind, in den technischen 
Wissenschaften ein Diplom erteilt wird. Erfolgt 
die Regelung nicht in dem Sinne, d. h. in einer 
Weise, daß die Führung des Titels ,,Diplom- 
Ingenieur‘ oder ähnlicher Bezeichnungen ledig- 
lich den Hochschul - Absolventen vorbehalten 
bleibt, so wird der Verband weitere Schritte 
unternehmen müssen. 


Diplom-Ingenieure beim Reichsmarineamt. 


Bereits seit mehreren Jahren ist der Ver- 
band bestrebt, dafür zu sorgen, daß die beim 
Reichsmarineamt als Beamte, und zwar als 
Reichsbeamte beschäftigten Diplom-Ingenicure in 
etatsmäßige Stellungen übergeführt werden. 
Nach einer Reihe von Jahren eifriger Arbeit 
ist es gelungen, den Staatssekretär des Reichs- 
marineamts in der Budgetkommission des Reichs- 
tages zu der Erklärung zu veranlassen, daß die 
Hälfte der Diplom-Ingenieure ctatsmaBig ange- 
stellt werden solle. Damit hatte der Ver- 
band einerseits einen großen Erfolg erzielt. 
Anderseits stellten sich diesem Erfolg sofort 
wieder Schwierigkeiten entgegen, indem man 
sich weigerte, die beabsichtigten etatsmäßigen 
Stellen als höhere Beamtenstellen zu schaffen. 
Tatsächlich ist denn auch die Erklärung des 
Staatssekretärs des Reichsmarineamts in der 
Budgetkommission des Reichstages inzwischen 
noch nicht in die Tat umgesetzt worden, und 
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dieser Umstand gab der Verbandsleitung Ver- 
anlassung, sich erneut an die Budgetkommission 
des Reichstages und an die maßgebenden Stellen 
des Reichsmarineamtes mit Eingaben zu wenden. 


Die soziale Stellung der Diplom-Ingenieure. 


Bereits im vorigen Jahresbericht wurde auf 
den Schriftwechsel des Verbandes mit der Uni- 
versität Berlin hingewiesen, die sich be- 
kanntlich weigerte, in ihren Immatrikulations- 
urkunden den Grad Diplom-Ingenieur anzuer- 
kennen. Da mit der Universitätsbehörde eine 
Finigung nicht erzielt werden konnte, wandte 
sich der Verband an das vorgesetzte Mini- 
sterium, und die diesbezügliche Eingabe hatte 
dann den erwünschten Erfolg (vgl. Heft 7 und 
Hett 9, Jhrg. 1913 d. Ztschr.). 

Auch bei vielen sonstigen Stellen, bei denen 
die akademischen Grade der Technischen Hoch- 
schule anders behandelt wurden, wie die Uni- 
versitätsgrade, ist der Verband für die Aner- 
kennung der akademisch-technischen Grade ein- 
getreten, und mit vollem Recht, denn der Ver- 
band will nicht, daß ein legitim erworbener 
Titel nachher nicht geführt wird; das wäre 
richt nur eine Geringschätzung der landesherr- 
lichen Erlasse, durch den diese Titel geschaffen 
worden sind — und die doch Gnadenerlasse 
sind —, sondern auch eine Degradierung der 
akademisch-technischen Titel und der Techni- 
schen Hochschule selbst. Die Führung dieser 
Titel ist ein Akt der Ehrerbietung gegenüber 
dem Stifter und der Wissenschaft, und 
diese Auffassung gilt auch dann, wenn es sich 
beispielsweise um „Regierungsbauführer‘ und 
„Regierungsbaumeister‘ handelt, bei denen der 
Titel „Diplom-Ingenieur“ selbstverständlich ist. 
Wenn demgegenüber von gewisser Seite neuer- 
dings allen Ernstes verlangt wurde, für diese 
Personen die Führung des Diplom-Ingenicur- 
Titels zu verbieten, so ist dies eine Ent- 
gleisung, auf die nicht weiter eingegangen wer- 
den kann. Es sei nur beiläufig erwähnt, daß 
mit manchen höheren geistlichen Acmtern bei- 
spielsweise die Verleihung des Doktortitels durch 
die betreffende Landesuniversität verbunden 
ist. Der Doktortitel ist deshalb für einen 
Bischof quasi ein „Selbstverständlichkeits-Titel“; 
trotzdem betrachtet es jeder Bischof als selbst- 
verständlich, diesen Titel an geeigneter Stelle 
zu führen. Das gleiche gilt bezüglich unserer 
Universitätsichrer, für die der Doktortitel durch- 
weg „Selbstverständlichkeits-Titel“ ist. 


Die Enquête über die soziale Lage der 
Diplom-Ingenieure. 
Bereits vor drei Jahren hatte der Verband 


in Aussicht genommen, Erhebungen über die 
materielle Lage bzw. Einkommensverhältnisse 


der Diplom-Ingenieure zu veranstalten. Leider} 


w 
we 
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gestatteten es die finanziellen Verhältnisse des 
Verbandes nicht, diese große Aufgabe damals 
in Angriff zu nehmen. Auf der letzten ordent- 
lichen Ausschuß-Sitzung wurde die Frage er- 
neut aufgeworfen, und dies gab der Verbands- 
leitung abermals Veranlassung, sich mit dieser 
wichtigen Aufgabe zu beschäftigen. Es wurden 
Beziehungen angeknüpft zu einem Berufs- 
statistiker, und es wurde ein genauer Frage- 
bogen und Arbeitsplan aufgestellt. Desgleichen 
ein Kostenvoranschlag. Aber auch unter 
äußerster Beschränkung in der Anlage und im 
Umfang der zu veranstaltenden Enquéte sind 
die Kosten des Unternehmens so hohe, daß es 
fraglich erscheint, ob der Verband gut tut, 
wenn er diese Enquete jetzt schon durchführt. 
Da der Gegenstand auf der Tagesordnung der 
diesjährigen ordentlichen Ausschuß-Sitzung steht 
und hierüber noch ein ausführliches Referat cr- 
stattet werden wird, so kann an dieser Stelle 
von einer weiteren Erörterung abgesehen wer- 
den. 


Die Diplom-Ingenieure und der national- 

ökonomische Doktorgrad. 

Vor einigen Jahren beklagten sich bei der 
Verbandsleitung Diplom-Ingenieure, die an einer 
deutschen Universität den nationalökonomischen 
Doktorgrad erwerben wollten, darüber, daß 
ihnen von ihren Semestern an der Technischen 
Hochschule nicht ein einziges für die Promo- 
tion angerechnet würde. Dies veranlaßte die 
Verbandsleitung eine Erhebung zu veranstal- 
ten über die Erfordernisse, die nach den Satzun- 
gen der einzelnen Fakultäten für die Erlangung 
des nationalökonomischen Doktorgrades gestellt 
werden. Die einzelnen Fakultäten übersandten 
ihre von den zuständigen Ministerien gench- 
migten Promotionsbestimmungen und erteilten 
der Verbandsleitung auch sonst jede gewünschte 


Auskunft. Die Erhebung ist inzwischen in der 
Verbandszeitschrift veröffentlicht worden und 


hatte zum Resultat, daß die Bedingungen für 
die Diplom-Ingenieure fast durchweg sehr un- 
günstig sind, indem nur ganz ausnahmsweise 
mit dem Bildungsstoff der Technischen Hoch- 
schule der nationalökonomische Doktorgrad ar 
der Universität erworben werden kann. Der 
Umstand, daß eine grundlegende Aenderung in 
den Promotionsbestimmungen der Universitäten 
so gut wie ausgeschlossen ist, führte den Refe- 
renten dahin, der Verbandsleitung vorzuschlagen, 
bei den maßgebenden Stellen dahingehend vor- 
stellig zu werden, die Landesherren der ein- 
zelnen Bundesstaaten möchten den Allgemeinen 
Abteilungen ihrer Technischen Hochschulen das 
Recht erteilen, den nationalökonomischen Dok- 
torgrad zu verleihen. Auf Einzelheiten dieser 
Frage soll hier nicht eingegangen werden, da 
sie Gegenstand eines besonderen Referates auf 
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der diesjährigen ordentlichen Auschuß-Sitzung 
ist. 
Ehrengerichtsfrage. 

Auf der letzten ordentlichen Ausschuß- 
Sitzung wurde folgender Antrag zum Beschluß 
erhoben: „Die Ausschuß-Sitzung beschließt im 
Prinzip die Einführung der Ehrengerichtsbar- 
keit. Der Frankfurter Entwurf soll allen Be- 
zirksvereinen zugesandt und von ihnen noch 
einmal durchberaten werden. Auf Grund der 
eventuell einlaufenden Abänderungsvorschläge 
soll in der Frankfurter Kommission eine Neu- 
bearbeitung vorgenommen werden.“ 

Im Anschluß daran wurde noch folgender 
Zusatzantrag angenommen: „Der Frankfurter 
Entwurf der Ausführungsbestimmungen soll als 
Grundlage an die Bezirksvereine versandt und 
durchberaten werden. Die endgültige Beschluß- 
fassung über die Fassung der Bestimmungen 
bleibt der Ausschuß-Sitzung 1914 vorbehalten.“ 

Auf Grund dieser Rechtslage wurden die 
Frankfurter Ehrengerichtsbestimmungen, die im 
Frankfurter Bezirksverein schon seit langem in 
Gebrauch waren und sich bestens bewährt 
hatten, den Bezirksvereinen zur gutachtlichen 
Aeußerung und zu Abänderungsvorschlägen 
unterbreitet und das Resultat dieser Vorschläge 
bzw. AeuBerungen der Ehrengerichtskommission 
zur Verarbeitung überwiesen. Die Ehren- 
gerichtskommission entledigte sich dieser Arbeit 
in prompter Weise, und der definitive Entwurf 
der Ehrengerichtsbestimmungen für den Ver- 
band wurde im zweiten Februarheft der Ver- 
bandszeitschrift zur Veröffentlichung gebracht. 
Die diesjährige ordentliche Ausschuß-Sitzung 
wird sich mit der Verabschiedung dieses Ent- 
wurfes zu beschäftigen haben. 


Eisenbahn-Diplom-Ingenieure. 

Bereits in der ersten Hauptversammlung des 
Verbandes im Jahre 1910 beschäftigte man sich 
mit der Frage derjenigen Diplom-Ingenieure, 
die, ohne Regierungsbaumeister zu sein, bei 
den Eisenbahndirektionen tätig sind. Diese 
Herren hatten damals am Tage der Haupt- 
versammlung, ohne daß dies dem Verbande ange- 
zeigt worden war, einen besonderen Verband 
gegründet. Das nachträgliche Verlangen dieses 
Verbandes, als Unterverband des Verbandes 
Deutscher Diplom - Ingenieure anerkannt zu 
werden, wurde abgelehnt. Es wurde da- 
gegen seitens des Verbandes eine Arbeitskom- 
mission zur Bearbeitung der einschlägigen Fragen 
eingesetzt mit Prof. Obergethmann an der Spitze. 
Durch diese Arbeitskommission wurden dem 
Verband mehrere Eingaben an den Eisenbahn- 
minister unterbreitet, die alsdann auch abgin- 
gen. Dem Wunsch dieser Herren, eine besondere 
Laufbahn diesen Diplom-Ingenieuren bei der 
Eisenbahn zu eröffnen, konnte seitens der Be- 


173 


hörde nicht entsprochen werden. Die dagegen 
geltend gemachten Gründe sind durchaus stich- 
haltig. Anderseits erkannte die Behörde immer- 
mehr, anscheinend veranlaßt durch die Eingaben 
des Verbandes, daß für die Diplom-Ingenieure, 
ohne Regierungsbaumeister-Examen, kein rechter 
Platz in der Eisenbahnverwaltung sei. Und so ging 
die Entwicklung dahin, die schwierigeren Ar- 
beiten der Eisenbahnverwaltung, die eine spezial- 
wissenschaftliche Vor- und Ausbildung verlangen, 
immermehr an selbständige Zivil-Ingenieure zu 
übertragen und die minder bedeutenden Auf- 
gaben den seinerzeit geschaffenen Eisenbahn- 
Ingenieuren, den bekannten ‚„Halbakademikern‘‘, 
zuzuweisen. Diese Erledigung der sogenannten 
Eisenbahn-Diplom-Ingenieur-Frage liegt ganz im 
Sinne des Verbandes, denn auf der einen Seite 
bedeutet es eine Stärkung der selbständigen 
Diplom-Ingenieure und auf der anderen Seite 
wird die Schaffung einer zweiten Klasse von 
Diplom-Ingenieuren bei der Bauverwaltung ver- 
mieden, die nach Lage der Sache doch nicht zur 
Zufriedenheit der Beteiligten durchgeführt wer- 
den kann. In der Tat sind im Berichtsjahre 
eine ganze Anzahl Stellenausschreibungen seitens 
Eisenbahndirektionen ergangen, in denen aus- 
drücklich bemerkt wurde, daß sich Diplom-In- 
genieure nicht melden möchten. 


Der gewerkschaftliche Klassenkampf. 


In immer weiteren Kreisen greift die Er- 
kenntnis um sich, daß das Prinzip des gewerk- 
schaftlichen Klassenkampfes im Technikerberuf, 
insbesondere im akademischen Technikerberuf, 
gänzlich verfehlt ist. Die Zukunft gehört den 
sogenannten „alten“ Verbänden, den ,,Harmo- 
nie‘“‘-Verbänden, also Verbänden von der Art 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure oder 
des Deutschen Werkmeister-Verbandes und früher 
auch des _Deutschen Techniker-Verbandes. In 
der Tat hat die Entwicklung gerade der letzten 
zwei Jahre gezeigt, daß für die Diplom-Inge- 
nieure durch die gewerkschaftliche Politik nicht 
das Geringste erreicht, wohl aber so gut wie 
alles preisgegeben wird. Heute ist unter allen 
Diplom-Ingenieuren, deren Namen einen auch 
nur einigermaßen guten Klang besitzt, die Er- 
kenntnis allgemein, daß die Anwendung des 
Klassenkampfgedankens für die Angehörigen 
dieser Berufsgruppe gleichbedeutend ist mit 
Selbstmord, denn sie würden sich damit den 
Weg zur industriellen Führung, zu der sie kraft 
ihrer Herkunft, akademischen Vorbildung und 
ihrer Verbindungen berufen sind, gewaltsam ab- 
schneiden. Die Mittel zur materiellen Hebung 
erblicken diese Berufstreibenden in der Herausent- 
wicklung eines starken Standesbewußtseins und 
in der Ausgestaltung eines Instituts, das bei der 
Gewerkschaft der Natur nach ausgeschlossen 
ist, nämlich der Organisation eines rationellen 
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Stellennachweises, das jeden Mann möglichst an 
die richtige Stelle bringt. Da die Höhe des 
Lohnes gerade bei industrieller Arbeit sich nicht 
nur nach Angebot und Nachfrage regelt, son- 
dern auch Sitte und Herkommen hierfür maß- 
gebend sind, so sind entwickeltes Standes- 
bewuBtsein und gesellschaftliche Hebung durch 
die Pflege der Kollegialität wertvolle Mittel 
zur Hebung auch der materiellen Lage der 
Standesgenossen. Auf diese Weise hat man 
heute schon erreicht, daß es in immer weiteren 
Kreisen als der Sitte widersprechend empfun- 
den wird, dem jungen Diplom-Ingenieur ein Ge- 
halt anzubieten, das nicht dem entspricht, was 
den Angehörigen anderer Berufsstände derselben 
Vorbildung und sozialen Stellung bereitwilligst 
angeboten wird. Mit dieser Politik hat der 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure bisher 
die besten Erfolge erzielt, nicht aber mit den 
Mitteln des gewerkschaftlichen Klassenkampfes, 
der für alle höheren Berufsgruppen, weil sinn- 
widrig, überhaupt abzulehnen ist. Was diese 
Bevölkerungsgruppen — soweit sie Angestellten- 
bewußtsein besitzen — erstreben, sind lange 
Kündigungsfristen, Fortzahlung des Gehalts im 
Falle der Behinderung durch Krankheit, Unfall 
oder militärische Uebungen, genügenden Urlaub 
und eventuell Altersvorsorgung; sie erstreben 
„beamtenmäßige‘ Stellungen. Gerade das Ent- 
gegengesetzte verlangt der gewerkschaftliche 
Klassenkampf; er verlangt für den Angestellten 
die Rechtsstellung des Arbeiters, nämlich kür- 
zeste Kündigungsfristen und volle Ungebunden- 
heit während der Dauer des Arbeitsverhält- 
nisses, um jederzeit frei zu sein für die ge- 
werkschaftliche Aktion, den Streik. Wenn 
also die Gewerkschaft vorgibt, ein ,,beamten- 
mäßiges‘‘ Dasein der Angestellten zu erstreben, 
so stellt sie sich theoretisch und praktisch in 
Gegensatz zu den unerläßlichen Voraussetzun- 
gen des gewerkschaftlichen Klassenkampfes, der 
unbekümmert um ctwa erzielte Einzelerfolge 
ein „Kampf als Selbstzweck“ sein will. „Be- 
amtenmäßige‘ Stellungen und Gewerkschafts- 
politik schließen sich ihrer Natur nach gegen- 
seitig aus. So „blühend‘“ zurzeit auch die so- 
genannte Angestelltengewerkschaft wenigstens 
nach außen erscheint, so sicher ist ihr Zer- 
fall; die entwickelteren Elemente werden in 
paritätischen Verbänden ihre Vertretung suchen, 
die große Masse der ungelernten Angestellten 
wird über kurz oder lang in der Arbeiter- 
bewegung aufgehen, von der diese Angestellten 
weder getrennt sind durch ihre Herkunft, noch 
durch ihren Bildungsgang, noch ihre beruflichen 
Funktionen. Daß die Angestelltengewerkschaft 
unter den technischen Gehilfen überhaupt den 
Zulauf erzielen konnte, den sie tatsächlich er- 
langt hat, ist zurückzuführen auf die Unwissen- 
heit dieser Leute gerade in sozialen Dingen; 


sie ist weiterhin zurückzuführen auf die un- 
geheuere Ueberfillung im technischen Gehilfen- 
beruf. 

Die Kommunaltechnikerfrage. 


Bekanntlich hatte der B.-V. Berlin im Jahre 
1912 zur Bearbeitung der aktuellen Standesfra- 
gen der im Kommunaldienst tätigen Diplom- 
Ingenieure eine Zentralstelle für Kommunalaus- 
schüsse mit dem Sitz in Berlin errichtet, und 
der Verband hat zur Unterstützung dieser 
Zentralstelle auf Grund eines Dringlichkeits-An- 
trages in seiner letzten Ausschuß-Sitzung den 
Betrag von 600 M. bewilligt. Im Laufe des 
Berichtsjahres hat die Zentralstelle für Kom- 
munalausschüsse in fast allen Bezirksvereinen 
lokale Ausschüsse gegründet, die mit der Zen- 
tralstelle in Arbeitsaustausch stehen. Der Be- 
richt über den Stand der Arbeiten der Zentral- 
stelle für Kommunal-Ausschüsse steht auf der 
Tagesordnung, und es kann deshalb an dieser 
Stelle darauf verwiesen werden. Neben der 
Zentralstelle hat die Verbandsleitung ihrerseits 
wie früher so auch im vergangenen Geschäfts- 
jahre die Stellenausschreibung der Kommunal- 
verwaltungen verfolgt, und sie ist überall da- 
für eingetreten, daß im Kommunaldienst erfah- 
rene Diplom-Ingenieure auch dann für alle 
höheren Stellen beigezogen werden, wenn sie 
die Staatsbeamten-Qualifikation nicht erlangt 
haben. Die Verfolgung der Stellenausschrei- 
bungen, wie auch die tatsächliche Besetzung der 
Stellen an verschiedenen Orten zeigt mit aller 
Deutlichkeit, daß die Bestrebungen des Ver- 
bandes in immer weiteren Kreisen Anerkennung 
finden; in verschiedenen größeren Städten sind 
im Laufe des Berichtsjahres höhere Baubeamten- 
stellen mit Diplom-Ingenieuren besetzt worden, 
und in vielen Ausschreibungen werden im 
Gegensatz zu früher Diplom-Ingenieure mit und 
ohne Staatsbeamten - Qualifikation als gleich- 
berechtigte Bewerber zugelassen. 


Selbständige Diplom-Ingenieure. 


Von jeher war es das Bestreben des Ver- 
bandes, den selbständigen Diplom-Ingenieuren 
möglichst umfassende Entwicklungsmöglichkei- 
ten zu bieten. In diesem Sinne hat er sich 
seinerzeit bei der Frage der Kraftfahr- 
sachverständigen betätigt, hat er sich mit 
der Angelegenheit des technischen Notariats 
beschäftigt, und ist er aus Anlaß der 
seinerzeit bevorstehenden Veröffentlichung der 
Polizeiverordnung betreffend Einrichtung, Be- 
trieb und Ueberwachung elektrischer Stark- 
stromanlagen an den Minister für Handel 
und Gewerbe herangetreten. Neuerdings war 
es dem Verband vergönnt, den selbständigen 
Diplom-Ingenieuren ein neues Arbeitsgebiet zu 
erschließen, nämlich die alljährliche Revision der 


elektrischen und maschinellen Einrichtungen in 
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Theatern und sonstigen größeren Versamm- 
lungslokalen, wie dies in Preußen die soge- 
nannten „Theater-Vorschriften‘‘ verlangen. Die 
Revision dieser Anlagen wurde bislang meist 
von Nicht-Akademikern vorgenommen, was zu 
Mißständen führte. Der Umstand, daß eine der- 
artige Revision eine gewisse wissenschaftliche 
und moralische Garantie verlangt, gab dem Ver- 
band Veranlassung, sich an die maßgebenden 
Polizeibehörden zu wenden und diese zu bitten, 
fortab nur noch empfohlene Diplom-Ingenieure 
als sachverständig anzuerkennen. 

Im Interesse der selbständigen Diplom-Inge- 
nicure hat der Verband es auch unternommen, 
in der Frage der gesetzlichen Regelung der 
Prüfung von Flugzeugen tätig zu sein. Aus 
den Kreisen der Verbandsmitglieder wurde be- 
kannt, daß die Frage der gesetzlichen Regelung 
der Prüfung von Flugzeugen an maßgebender 
Stelle erwogen werde. Da es für viele der 
Verbandsmitglieder von Interesse ist, an einem 
derartigen Gesetzentwurf auf Grund ihrer prak- 
tischen Erfahrungen mitzuwirken, so hat der 
Verband es unternommen, an maßgebender 
Stelle der Reichsverwaltung anzuregen, daß bei 
der gesetzlichen Regelung dieser Frage der Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure gehört werde. 
Es wurde ihm daraufhin geantwortet, daß man 
seinerzeit gern von dem Anerbieten des Ver- 
bandes Gebrauch machen werde. 


Das praktische Jahr der Diplom-Ingenieure. 


Bekanntlich hat der Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure im Laufe des Jahres 1912 
an sämtliche Bezirksvereine einen Fragebogen 
verschickt, durch den festgestellt werden sollte, 
in welcher Weise das „praktische Jahr“ am 
zweckmäßigsten eingerichtet wird. Diese Fra- 
gen sind, wie auf der letzten Ausschuß-Sitzung 
berichtet wurde, von den Bezirksvereinen ein- 
gehend beantwortet worden, und die Verbands- 
leitung hat mit der Sichtung und Bearbeitung 
des eingegangenen Materials Herrn Tipf.- ng. 
Ernst Werner, Berlin, betraut. Das Resultat der 
Erhebungen ist inzwischen von Herrn Pivi. ug. 
Werner verarbeitet und in einer Broschüre zu- 
sammengestellt worden. Da dieses Thema auf 
der Tagesordnung der diesjährigen Ausschuß- 
Sitzung steht, so kann an dieser Stelle dar- 
auf verwiesen werden. 


Berg-Dipliom-Ingenieure. 


Der Anschluß des Berg-Diplom-Ingenieur-Ver- 
eins an den Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure ist im Berichtsjahre um einen Schritt 
weiter gedichen. Der genannte Verein hat sich 
mit großer Mehrheit in seiner gelegentlich des 
Breslauer Bergmannstages abgehaltenen Haupt- 
versammlung für einen Anschluß an den Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure ausge- 
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sprochen. Eine formelle Auflösung dieses Ver- 
eins war in der genannten Hauptversammlung 
noch nicht möglich, da dieser Punkt nicht auf 
der Tagesordnung stand, was satzungsgemäß er- 
forderlich ist. Es wurde deshalb beschlossen, 
es solle eine neue Hauptversammlung nach Berlin 
berufen werden zum Zwecke der Auflösung des 
Vereins Deutscher Berg-Diplom-Ingenieure. Alle 
Mitglieder des Vereins sollen verständigt wer- 
den, daß es im Interesse der Gesamtheit liege, 
sich dem Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
anzuschließen. 

Inzwischen ist aus den Kreisen der Berg- 
Diplom-Ingenieure angeregt worden, den An- 
schluß nicht jedem einzelnen Mitglied zu über- 
lassen, sondern, um den geschaffenen Zusammen- 
schluß nicht zu gefährden, alle Mitglieder insge- 
samt beim Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
anzumelden und so zu verhüten, daß eine An- 
zahi ausfalle. Auch hierüber soll die einzube- 
rufende Hauptversammlung beschließen. Der 
Termin ist noch nicht festgelegt, kann aber nicht 
mehr allzulange ausstehen. 


Die Reform der gewerblichen Rechtsschutz- 

gesetze. 

Die im Laufe des Berichtjahres veröffent- 
lichten Entwürfe zu einem Patent-, Gebrauchs- 
muster- und Warenzcichen-Gesetz gaben dem 
Verbande Veranlassung, diese Entwiirfe den Be- 
zirksvercinen zur gutachtlichen Aeußerung vor- 
zulegen. Die Entwürfe sind von vielen Bezirks- 
vereinen eingehend beantwortet worden, und die 
Verbandsleitung hat beschlossen, die gutacht- 
lichen Aeußerungen der Bezirksvereine Herrn 
Patentanwalt Tipf.- ng. Berthold Wassermann 
zur Verarbeitung zu übergeben. Herr Wasser- 
mann wird auf der diesjährigen ordentlichen 
Ausschuß-Sitzung über diese Frage referieren, so 
daß es sich erübrigt, an dieser Stelle näher dar- 
auf einzugehen. 


Die Befreiung der Patentanwaltsanwärter von 
der Angestelltenversicherung. 

Nach dem Versicherungsgesetz für Angestellte 
ist dem Bundesrat die Möglichkeit gegeben, zu 
bestimmen, wie weit vorübergehende Dienst- 
leistungen versicherungsfrei bleiben (§ 8). Da 
die Personen, welche vorübergehend bei Patent- 
anwälten zum Zwecke der Ausbildung als Patent- 
anwalt tätig sind, nie in den Besitz der Leistun- 
gen der Versicherung gelangen können, trotz- 
dem aber zur Beitragszahlung verpflichtet sind, 
so bedeuten die Beitragsleistungen für diese Per- 
sonen verlorenes Geld. Aus diesem Grunde hat 
der Verband Veranlassung genommen, sich an 
den Deutschen Reichstag zu wenden mit der 
Bitte, dieser möge beschließen, daß Personen, 
die als Patentanwaltsanwärter im Sinne des 
Patentanwaltsgesetzes vom 21. Mai 1900 bei 
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Patentanwälten ihre zweijährige Dienstzeit absol- 
vieren, von der Beitragspflicht zur Angestellten- 
versicherung befreit sind. 


Die Gebührenordnung für Zeugen und 
Sachverständige. 

Im Berichtsjahre wurde im Reichsanzeiger die 
schon längst von den Fachverbänden gewünschte 
Aenderung der Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverständige im Entwurf veröffentlicht. 
Dies gab dem Verbande Veranlassung, diese 
Gesetzentwürfe seinen Bezirksvereinen zur gut- 
achtlichen Aeußerung vorzulegen. Das Resultat 
dieser gutachtlichen AeuBerungen ist verarbeitet 
in einer Eingabe am den Deutschen Reichstag. 
Diese Eingabe ist in der Verbandszeitschrift 
seinerzeit zur Veröffentlichung gelangt, so dal} 
an dieser Stelle darauf verwiesen werden kann. 
Grundsätzlich nimmt der Verband den Stand- 
punkt ein, daß die Gebühren für Zeugen einer- 
seits und für Sachverständige anderseits von ein- 
ander getrennt werden müssen, da es sich im 
ersteren Falle um die Erfüllung einer staats- 
bürgerlichen Pflicht handle, die gelegentlich aus- 
zuüben sei, während es sich im anderen Falle 
gerade für die selbständigen Diplom-Ingenieure 
um immer wiederkehrende Akte ihrer Berufs- 
ausübung handle, so daß hier die Grundsätze, 
die im Berufsleben der Diplom-Ingenicure maß- 
gebend sind, Geltung haben müßten. 


Gebührenordnung für Diplom-Ingenieure. 


Aut der letzten ordentlichen Ausschuß-Sitzung 
wurde beschlossen, die vom Verband Deutscher 
Architekten- und Ingenieur-Vereine usw. aufge- 
stellte Gebührenordnung zu akzeptieren, und es 
moge sich der Verband zu diesem Zwecke mit 
den in Betracht kommenden Stellen ins Einver- 
nehmen setzen. 

In Ausführung dieses Beschlusses ergab sich, 
daß die genannten Vereine mit der Neubcarbei- 
tung der „Gebührenordnung für Architekten und 
Ingenieure‘‘ beschäftigt sind, und daß zu diesem 
Zwecke ein Ausschuß bestellt sei. Infolgedessen 
hat sich der Verband an den vorsitzenden Ver- 
band dieser Kommission gewandt, mit der Bitte, 
seinerseits darauf hinzuweisen, daß auch der Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure zu der Neu- 
regelung der Gebührenordnung beigezogen 
werde. Dieser Brief wurde bereits am 2. April 
1913 an die maßgebende Stelle gerichtet, und 
es erging darauf die Antwort, daß der Ausschuß 
zur Abänderung der Gebührenordnung seine 
Vorarbeiten noch nicht abgeschlossen hätte, und 
daß man gerne anregen werde, den Verband 
zur Mitarbeit heranzuziehen. Da dem Verband 
eine Einladung zur Mitarbeit späterhin nicht 
zugegangen ist — auch heute nicht — hielt 
es die Verbandsleitung für geboten, die in Aus- 
sicht gestellte Beiziehung zur Mitarbeit in dem 


genannten Ausschuß nicht abzuwarten, sondern 
zunächst eine eigene Gebührenordnung für 
Diplom-Ingenieure aufzustellen. 

Herr Dipl.-Gug. HeBler, Leipzig, hat sich der 
Aufgabe unterzogen, eine Gebührenordnung zu 
entwerfen, und dieser Entwurf ist den Bezirks- 
vereinen vorgelegt worden. Die Aeußerungen 
der Bezirksvereine liegen vor, und es wird in 
einem besonderen Referat auf der diesjährigen 
ordentlichen Ausschuß-Sitzung hierüber berich- 
tet werden. 


Die Regelung des Zivil-Ingenieur-Berufes. 


Die Mißstände, die sich auf dem Gebiete der 
technischen Beratung und Vertretung in der 
Architektur und im Ingenieurwesen und nicht 
zuletzt auch in der Chemie "ergeben haben, 
gaben Veranlassung nach Mittel und Wege zu 
sinnen, diese Mißstände zu beseitigen. Auf der 
letzten ordentlichen Ausschuß-Sitzung gab der 
Referent eine Lösung dieser Frage an, die 
sich im wesentlichen auf der Regelung aufbaut, 
die bei der Beratung und Vertretung in allge- 


meinen Rechtssachen und in Patentsachen ge- 


funden wurde. Danach sollte dem technischen 
Rat suchenden Publikum ein gesetzlich sanktio- 
nierter Stand von Bausachverständigen ge- 
schaffen werden, etwa Bauanwälte genannt. 
Diese Bausachverständigen hätten ihrer wissen- 
schaftlichen Qualifikation, ihrer praktischen Er- 
fahrung und ihrer moralischen Führung gemäß 
gewisse Garantien abzugeben für die ordnungs- 
mäßige Erledigung der ihnen anvertrauten Auf- 
träge. An Hand des Referates, das als Privat- 
arbeit des Referenten erschienen ist, wurden die 
Bezirksvereine zur gutachtlichen Acußerung über 
die Frage aufgefordert, und das Resultat dieser 
Acußerungen ergibt im großen ganzen eine 
grundsätzliche Uebercinstimmung mit der Auf- 
fassung des Referenten. Ganz allgemein war 
man sich darüber einig, daß solche Bausachver- 
ständige eine Technische Hochschule absolviert 
haben müßten und eine mehrjährige Bewährung 
in der Praxis nachzuweisen hätten; naturgemäß 
auch einen vorzüglichen Leumund. Personen 
dieser Art sollten auf Grund dieser ihrer Zeug- 
nisse, die von einem sachverständigen Beirate 
zu prulen wären, in eine beim Reichsamt des 
Innern geführte Liste eingetragen werden, und 
solange sie selbständig sind, die Bezeichnung 
„Bauanwalt‘ oder „Beratender Diplom-Ingenieur“ 
oder sonst eine Öffentlich rechtlich geschützte 
Bezeichnung führen. Eine namentlich von 
führenden selbständigen Chemikern veranstaltete 
Beratung, an der auch der Referent teilgenom- 
men hat, schlug die Bezeichnung ,,Wardein‘‘ 
vor, um auf diese Weise auch die Berater auf 
dem Gebiete der reinen Naturwissenschaft einbe- 
ziehen zu können. Naturgemäß ist die Bezeich- 
nung, die gewählt wird, an sich gleichgültig; 
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maßgebend ist nur der Gesichtspunkt, daß die 
einmal gewählte Berufsbezeichnung die Art und 
den Charakter der Tätigkeit klar zum Ausdruck 
Bringt, und daß die in einer gemeinsamen Be- 
rufskammer zusammengebrachten technisch- 
naturwissenschaftlichen Berater auch genügende 
gemeinsame wissenschaftliche und praktische In- 
teressen besitzen. Ein nochmaliges Examen nach 
der Diplom-Ingenieur-Prüfung wurde fast ein- 
stimmig abgelehnt, und zwar im wesentlichen 
mit der Begründung, daß eine derartige Prüfung 
die freie Entfaltung des einzelnen Technikers 
hindere, und daß ein selbständiger Berater in 
technischen bzw. naturwissenschaftlichen Ange- 
lerenheiten nur die Qualifikationen nachzuweisen 
hätte, die ein in der Industrie tätiger Diplom- 
Ingenieur alltäglich nachweisen müsse. 


Zur Frage des Baumeistertitels. 


Eng zusammen mit der vorgenannten Frage 
hängt die Frage der Regelung des Baumcister- 
titels. Im Laufe des Berichtjahres ist dem Ver- 
band bekannt geworden, daß der Bundesrat 
einen selbständigen Stand von Bausachverstän- 
digen schaffen wolle zum Zwecke der Beratung 
und Vertretung des Publikums in den Fragen des 
Bauwesens, also einen „Bauanwaltsstand‘“ oder 
„Wardeinsstand“ für Hochbau und Tiefbau. 
Diese Bausachverständigen sollen den Titel „Bau- 
meister“ führen, dessen Führung im Baugewerbe 
gemäß $ 133 Abs. II der Gewerbeordnung zur- 
zeit verboten ‘ist (mit Ausnahme in Sachsen), 
und über den der Bundesrat Bestimmungen er- 
lassen kann. Da aber der Bundesrat lediglich 
befugt ist, den Meistertitel innerhalb des ,,Bau- 
gewerbes“ zu regeln, so scheint es nicht wahr- 
scheinlich, daß dieser Titel „Baumeister“ für 
alle Abteilungen der Technischer Hochschule zur 
Einführung gelangt; er wird sich deshalb auf 
die selbständigen Ingenieure der Elektrotechnik, 
des Hüttenwesens oder der chemischen Technik 
voraussichtlich nicht erstrecken, so daß die Zivil- 
ingenieurirare durch die Regelung des Bau- 
meistertitels alleın Anscheine nach eine generelle 
Regelung nicht findet. Es bleibt abzuwarten, auf 
welche Fakultäten der Bundesrat den Baumeister- 
titel ausdehnen wird. Erst nach Erlaß der ein- 
schlägigen Bestimmungen wird man der Frage 
näher treten können, auf welche Fakultäten der 
Baumeistertitel eventucll noch weiterhin auszu- 
dehnen sei. Der Verband hat seine Stel- 
lung zur Frage des Baumeistertitels in einer 
Eingabe an den Bundesrat niedergelegt. Diese 
Eingabe wurde in der Verbandszeitschrift abge- 
druckt, so daß an dieser Stelle darauf verwiesen 
werden kann. Die Eingabe ist von mancher 
Seite bekämpft worden, aber die erhobenen Ein- 
wände entbehren alle ohne Ausnahme der sach- 
lichen Voraussetzung; sie müssen deshalb unbe- 
achtet bleiben. Unabhängig davon ist hier zu be- 
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tonen, daß es sich bei der Regelung des Bau- 
meistertitels im Sinne des Bundesrats nicht um 
die Regelung der Titelfrage der akademisch ge- 
bildeten Techniker handelt, auch nicht um die 
Errichtung von Privilegien für Regierungsbau- 
meister, die der Minister nicht brauchen konnte, 
noch weniger um die soziale Differenzierung der 
höheren Techniker, derart, daß die nicht doppelt 
geprüften Diplom-Ingenieure gesetzlich zu einer 
Art „Handlanger‘ der Doppeltgeprüften werden, 
daß es sich bei der Baumeistertitelfrage vielmehr 
nur um die eine Frage handelt: wie bietet man 
dem Publikum einen einwandfreien Stand von Bau- 
sachverständigen. Für die Beantwortung dieser 
Frage sind nicht die Bedürfnisse eimiger Regie- 
rungsbaumeister maßgebend, sondern das volks- 
wirtschaftliche Interesse, das der Verband Deut- 
scher Diplom-Ingenieure allein im Auge hatte 
und er allein auch nur zum Ausdruck gebracht 


hat. Beilaufig sei noch erwähnt, daß der Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure -— wie dies 
eigentlich selbstverstandlich ist — bei seinem 


Vorgehen auf den geltenden Rechtszustand auf- 
gebaut und sich hierüber seitens eines namhaften 
Juristen ein Rechtsguthaben eingeholt hat. 
Hätten gewisse Kreise sich vor ihren „Resolu- 
tionen‘ die Frage vorgelegt, was soll und kann 
der Bundesrat in der genannten Frage tun, so 
wären Verirrungen, wie sie zum Schaden der 
akademisch gebildeten Techniker tatsächlich ein- 
getreten sind, unterblieben. Was nützt cs, 
wenn Regierungsbaumeister immer und immer 
wieder beteuern, daß sie sich eines hohen Maßes 
von Rechtskenntnissen den gewöhnlichen Diplom- 
Ingenieuren gegenüber crfreuen, oder wenn 
glaubhaft zu machen versucht wird, die Tech- 
niker seien im Gegensatz zum Juristen gewöhnt, 
mit den tatsächlichen realen Verhältnissen zu 
rechnen, und wenn alsdann in einem praktischen 
Falle alle Tatsachen der Leidenschaft ausgeliefert 
werden! Es kann darauf verzichtet werden, Bei- 
spiele zu geben; denn es ist nicht Aufgabe des 
Verbandes, diese Kreise etwa bloßzustellen; aber 
es muß festgestellt werden, daß die Art, wie die 
Baumeistertitelfrage seitens gewisser Kreise be- 
handelt worden ist, geeignet erscheint, das An- 
sehen des akademischen Technikerstandes er- 
heblich zu schädigen. 


Die Regierungsbaumeisterfrage. 


Nicht zu verwechseln mit der Frage des 
Baumeistertitels ist die sogenannte Regierungs- 
baumeisterfrage. Die Regierungsbaumeisterfrage 
wurzelt in dem Umstand, daß in vielen deutschen 
Bundesstaaten die betreffenden Bautenminister 
weit über ihren eigenen Bedarf hinaus Diplom- 
Ingenieure zu Regierungsbaumeistern ausbilden. 
Dieses Ausbilden von Diplom-Ingenieuren für 
eine bestimmte Berufstätigkeit, in die sie niemals 
eintreten, hat erhebliche Mißstände zur Folge 
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gehabt. Zunächst werden der Volkswirtschaft 
auf mehrere Jahre hindurch vielfach höchst wert- 
‚volle Kräfte entzogen; ja noch mehr, diese 
Kräfte werden nicht nur auf mehrere Jahre lahm- 
gelegt, sondern sie werden der Volkswirtschaft 
vielfach für immer entzogen. Es ist dabei zu 
erinnern an die Tatsache, die jeder Diplom-Inge- 
nieur am eigenen Leibe erfahren hat, daß die 
ersten Jahre der Praxis des jungen Diplom- 
Ingenieurs die entwicklungsfahigsten sind, daß 
sie vielfach entscheidend werden fürs Leben. Ver- 
saumt der junge Diplom-Ingenieur, diesen wich- 
tigsten Abschnitt seines Lebens erfolgreich auszu- 
nützen, bereitet er sich vielmehr in dieser wich- 
tigsten Periode seines Lebens für einen Beruf 
vor, in den er niemals eintreten kann, so besteht 
die Gefahr, daß er den Anschluß überhaupt 
verpaßt. Der Regierungsbaumeister, der über 
die Erlangung seines Titels 30 und mehr 
Jahre alt wird, bringt es nicht immer 
fertig, in der Privatindustrie von vorne anzu- 
fangen, und die Stellen, in denen er seine 
spezifischen, in der Regierungsbauführerzeit ge- 
wonnenen Kenntnisse mit einigem Nutzen ver- 
werten kann, sind wenig zahlreich. Prak- 
tisch liegen die Verhältnisse allgemein so, 
daß der junge Regierungsbaumeister beim Ein- 
tritt in die Industrie da anfängt, wo sein 
gleichaltriger Kollege, d. h. der Dipiom- 
Ingenieur, der eine Staatsdiener - (Qualifikation 
nicht gesucht, bereits mehrere Jahre vor- 
her begonnen hat. Erst jetzt wird er, um mit 
Wortführern zu reden, „als eine Nummer 
unter so und so vielen an einen großen Tisch 
gesetzt und muß projektieren“, — wird er zum 
„Spezialisten“, wird er als „billige Arbeitskraft‘ 
mit einem „Trinkgeld“ bezahlt, über das sein 
gleichaltriger Kollege normalerweise längst hin- 
aus ist. Er wird dann in dem meisten Fällen 
nicht einmal das Anfangsgehalt zugebilligt er- 
halten, das man dem jungen Diplom-Ingenieur, 
der direkt von der Hochschule kommt, bereit- 
willigst zuwendet, aus dem einfachen Grunde, 
weil man sich sagt, der junge Diplom-Ingenieur 
ist noch elastisch und entwicklungsfähig genug, 
sich einzuarbeiten, dem weit älteren Regierungs- 
baumeister jedoch gehen diese Eigenschaften ab, 
er ist bereits ein entwickeltes Individium, das 
sich nicht mehr von der ,,Pique auf“ einarbeitet 
und deshalb vermöge seiner Ausbildung in 
keine Organisation mehr recht hineinpaßt. So 
kommt es denn, daß die Lave des jungen Regie- 


rungsbaumeisters äußerst prekär ist, weit schlim- 
mer, als die aller übrigen Diplom-Ingenieure; 
wäre er in jungen Jahren, d. h. direkt nach 
der Hochschule, in seinen eigentlichen Beruf 
eingetreten, so hätte er ein nützliches Glicd der 
Gesellschaft werden können; so läuft er in der 
Welt umher; niemand will ihn haben; manch 
einer muß sich mit Adressenschreiben sein 
Dasein fristen, wie auf dem Verbandstag 
in Bromberg festgestellt wurde. 

Aus volkswirtschaftlichen Gründen sowohl, 
als auch im Hinblick auf die Opfer, die 
die Jagd nach einem bloßen Titel all- 
jährlich zur Strecke bringt, hat man bei 
der Neuordnung der akademischen Techniker- 
ausbildung zu Anfang des Jahrhunderts das 
Institut des Tipl.-\ng. eingeführt, und es ist 
durchaus widersinnig, daß der Staat auf der 
einen Seite ein Institut schafft und auf der 
anderen Seite dieses Institut wieder ausschaltet. 
Deshalb ist es erforderlich, daß die Parlamente 
derjenigen deutschen Bundesstaaten, deren Bau- 
verwaltungen den numerus clausus für Regie- 
rungsbaumeister nicht besitzen, ihre Regierungen 
veranlassen, von diesem System endlich abzu- 
lassen, und daß diese Regierungen die mit den 
Mitteln der Steuerzahler geschaffenen Einrich- 
tungen zur Ausbildung von Staatsbeamten nur 
für jene benutzten, die auch tatsächlich Staats- 
beamte werden können. Da das Thema des 
numerus clausus für Regicrungshaumeister auf 
der Tagesordnung der Ausschuß-Sitzung steht, 
kann auf die weitere Erörterung dieses Problems 
verzichtet werden. 


Ausblicke. 


Im vorstehenden sind in großen Zügen die 
Arbeiten des Verbandes im Laufe des Berichts- 
jahres vorgeführt worden. Sie könnten noch 
beliebig vermehrt werden, doch soll auf diese 
weiteren, vielfach nicht weniger wichtigen Auf- 
gaben nicht eingegangen werden, zumal wichtige 
Aufgaben und Probleme, die den Verband sonst 
noch beschäftigt haben, Gegenstand von Refe- 
raten der Tagesordnung sind. Die Kommunal- 
technikerfrage, die Ucberfüllung der Privatwirt- 
schaft mit Regierungsbaumeistern, die Frage 
der Regelung des Zivilingenieur-Berufs und die 
Frage des einheitlichen Arbeitsrechtes sind einige 
der wichtigen Fragen, die der Verband mit in 
das neue Jahr hinübernimmt. 


eee En ss ee 
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Von ®Bipl.:{$ng. N. 


Man nimmt im allgemeinen zwischen Ma- 
schine und Moral keinen Zusammenhang an, 
oder nur eine Wechselwirkung in ungünstigem 
Sinne. Man findet Maschinen und Maschinen- 
zeitalter demoralisierend und ergeht sich immer 
wieder in Betrachtungen, nach denen der Mensch 
durch die Maschine herabgedrückt, niederge- 
drückt, unterdrückt wird. Schon hat man sich 
vielfach damit als einer „notwendigen Begleit- 
erscheinung unserer Entwicklung“ abgefunden. 
„Die Maschine entgeistigt‘“ heißt es immer wie- 
der und vorzugsweise bei denen, die noch nicht 
in einem „Arbeitsverhältnis“ zu ihr standen. Sie 
rechnen oft falsch, weil sie die Reihe herunter-, 
anstatt hinaufgehen. Ein Mensch, der eben rein 
geistige Arbeit verrichtet hat, verliert an 
Arbeitswürde, wenn man ihn zum Maschinen- 
arbeiter macht, etwa wie ein Offizier, den man 
wieder als „Gemeinen‘“ in Reih und Glied stellen 
würde. Aber jeder Unteroffizier und Offizier, 
jeder „gediente Mann‘ weiß, was oft für den 
Bauernburschen und Städter der Gleichgang des 
Dienstjahres mit seiner straffen Disziplin an un- 
veräußerlichen Erziehungswerten im Nebenamt 
bietet. Es ist ein ähnliches Bild wie bei der 
Maschine. Der Gebildete, der über dem Niveau 
Stehende, der überlegene Geist verliert und 
opfert von seiner Menschenwürde in Reih und 
Glied, obgleich auch diese Schäden durch posi- 
tive Gewinne zum Teil ausgeglichen werden. 
Der einfache Bursche aus dem Volke gewinnt 
durch die gewaltsame Strenge. 

Wir müssen also vor allem bedenken, daß 
die, die zu den Maschinen aufsteigen, als die 
unterste Stufe der Maschinenarbeiter, die Leute 
kulturell niedriger Tatigkeit sind, die einen har- 
ten Beruf als Lastträger oder Flandlanger ver- 
lassen, um zum Maschinenarbeiter hinaufzukom- 
men. Und da nimmt sie die Maschine mit 
eiserner Gewalt in ihre Erziehung. 

Man glaubt im großen Publikum gar nicht, 
welchen Wert heute die Arbeitsmaschine als 
Uebergang zu besserer Berufstätigkeit hat, 
welche Gelegenheit zum menschlichen Aufstieg 
darin liegt. Der Mangel an gelernten Arbeitern 
wird allerorts in der Industrie immer größer, 
der Nachwuchs ersetzt keineswegs auch nur 
einen Bruchteil der Nachfrage, so daß es förm- 
lich in allen Industrien zur zwingenden Not- 
wendigkeit wurde, die Arbeit für gelernte Ar- 
beiter auf das Mindestmaß zu beschränken und 
die große Masse Arbeit zur Maschinenarbeit um- 
zubilden. Und hierzu hat man Maschinen, die 
gerade auf dem Prinzip beruhen und bestehen, 
mit geringsten Voraussetzungen bedient zu wer- 
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den. Sie sind das Sprungbrett für den werden- 
den Industriearbeiter. Hier erhält er 
die Grundbegriffe, hier prägt er sich den Rhyth- 
mus der Arbeit ein, hier lernt er in Tritt und 
Richtung gehen, die Erwartung des Befehls- 
momentes, das Weiter und das Halt. Hier 
drängt sich eine Ordnung in sein Leben und 
seine Verrichtungen, die er nie gekannt hat. 
Hier eilt etwas vor ihm her, dem er mit An- 
spannung aller seiner Sinne nachkommen muß, 
hier gewinnt ein eiserner Wille Macht über ihn, 
wie er ihn nie gefühlt hat. Ein Muß, das nicht 
herabdrückt, wie vielleicht vorher das Schimpf- 
wort des Befehlers, ein Muß, das mitreißt und 
ein Mitgehen erfordert, das Freude macht. 

Wer einmal die Verwandlung mit offenen 
Augen gesehen hat, die die Maschinenarbeit mit 
einem von schwerer Handianger-Arbeit stumpfen 
Arbeiter bewirkt, der glaubt an ihre er- 
hebende Kraft. In ländlichen Bezirken, wo 
die Maschinenfremdheit einen in der Stadt kaum 
mehr gekannten Grad hat, ergeben sich solche 
Eindrücke in ursprünglichster Form. Da sieht 
man, was an Intelekt, an Umsicht und Rührig- 
keit die Erstlingsarbeit an solchen Menschen 
wachrüttelt. Es brächte kein überredendes Wort 
auch nur einen Bruchteil davon in diese unemp- 
fängliche Seele. Das Wort fände auch nicht das 
Gehör. Die Maschine aber weckt Staunen und 
Furcht, sie hat eine Kraft in sich, die bezwingt. 

Wo ist der Lehrer, der solchen, schon über 
die Schwelle der Lehrzeit Geschrittenen seine 
Schulung gibt? Wo ist der Pädagoge, der in 
diesen, meist schon abgeschlossenen Menschen 
noch Interessenkeime befruchtet ? 

Diese Arbeit leistet die Schule des Lebens 
und in ihr ist die Maschine einer ihr erfolg- 
reichster Erzieher! Mit den so zur Maschinen- 
arbeit herangezogenen Fremdlingen erlebt man 
manches Wunder. Man sieht sie oft förmlich 
wachsen. In Reih und Glied der hastenden Ma- 
schinenkompanie gestellt, wird das Schritthalten 
bald zum ersehntesten Ziel. Der Ehrgeiz des 
vorher vielleicht gleichgültigen Arbeiters erhält 
einen Ansporn, wie er durch keine anderen 
Mittel denkbar wäre, und er ruht nicht cher, 
bis er in gleichem Schritt und Tritt mitgehen 
kann. Er ruht vielleicht auch dann nicht, denn 
nichts hindert ihn, in freiem Wettbewerb durch 
eine größere Geschicklichkeit Vorsprünge zu er- 
zielen, mehr zu tun als die andern. Fast alle 
derartigen sogenannten automatischen Maschi- 


1) Vergl. die Aufsätze in Nr. 8, 9 u. 10 Jahrg. 1911 d. Zeitschr. 
Sämtliche Arbeiten sind zuerst in der „Frankfurter Zeitung“ er- 
schienen. 
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nen, deren Bedienung den Neulingen übertragen 
wird, lassen der persönlichen Geschicklichkeit 
noch einen gewissen Spielraum. Sie machen ihre 
Diener und Bediener rasch zum Spezialisten, 
der ihre innersten Verrichtungen kennt und 
leicht kleine Vorteile dabei entdeckt. 

Es ist einer jener oft gemachten Fehler, wenn 
man sagt, daß die Gleichheit solcher Verrichtung 
abstumpft. Die Gleichheit ist Folge eines 
äußerst komplizierten Arbeitsvorganges, dessen 
kleine Schwächen und Fehler den Arbeiter 
immer wieder ansprechen und nicht selten zu 
fruchtbarer Ueberlegung reizen. Das beweisen 
die Erfindungsprämien, die heute alle modern 
denkenden Fabriken für Vorschläge aus der 
Praxis für die Praxis bezahlen. 

Wenn man daher die Stumpfheit der Ma- 
schinenbedienung oft in abseitsstehenden Krei- 
sen verkennt, geschieht es auch deshalb, weil 
man die Maschinenarbeit überhaupt unter- 
schätzt. Man erhält immer die überraschendsten 
Zugestandnisse, wenn man einem dieser Ab- 
seitsstehenden oder doch abfallig Urteilenden 
selbst einmal die Gelegenheit gibt, eine Maschine 
zu bedienen. Fast die einfachste Metallbearbei- 
tung ist das Bohren eines Loches. Wenn man 
es einen auch intellektuell hochstehenden, 
manuell gewandten Menschen machen läßt, wird 
er doch erkennen, daß es eine ihn überraschende 
Menge von zu bedenkenden Umständen dabei 
gibt. 

Diese Unterschätzung der Maschinenarbeit 
rührt vielleicht daher, weil man doch noch das 
Maschinelle überschätzt, weil man nicht 
weiß, daß alle Selbsttätigkeit doch nicht absolut 
ist und alles zur Erhaltung seines automatischer 
Fortgangs stets wieder einer denkenden Hilfe 
bedarf, die den Weg für den Kreislauf frei- 
macht. Je schneller und automatischer solche 
maschinellen Verrichtungen sind, um so größer 
muß das Sicherungssystem sein, das den Lauf 
umgibt, um so schärfer die Wachsamkeit des 
Wärters. Im Blockhaus des Signal- und Siche- 
rungswesens steht immer wieder als letzte In- 
stanz der mit Verantwortung beladene Mensch. 
Keine Zeit vor der unsrigen kannte dieses Ueber- 
maß von Schicksalsgewalt, das wir einer Per- 
son in die Hände legem. Was hat das Eisen- 
bahnwesen der Welt in dem acht Jahrzehnten 
seiner Entwicklung am menschlicher Verant- 
tungswürde geschaffen. Wo ist der Erzieher, 
der sich eines solchen Stabes zahlloser ge- 
wissensstarker Schüler rühmen könnte, wie sie 
die Dampfmaschine hier gefordert und gebil- 
det hat? 

Aber noch eines vergißt man bei der Unter- 
schätzung der Maschinenarbeit. Die äußerst ge- 
steigerten Genauigkeitsansprüche. Die 
Austauschbarkeit der Teile der modernen 
Massenfabrikation bedingt Genauigkeiten von 


hundertstel Millimetern. Diese Forderung gibt 
sich an jeden einzelmen weiter als der Parade- 
schritt der Fabrik. Wer ab- oder ausfällt, ver- 
dirbt den Zug. So beherrscht die Genauig- 
keitsdisziplin heute alle und alles. Sie 
ist das moralische Programm, das alle erfülien 
müssen. Ein Loch bohren, ist nicht schwierig, 
ein genaues Loch bohren, ist eime Kunst! Die 
Genauigkeit bringt in die Maschinenarbeit und 
in die Industriearbeit überhaupt einen cigenen 
Zug. Sie ist die feine, stille Kraft, die mit ihrem 
unbesiegbaren Einfluß alles beherrscht. Die Ge- 
nauigkeit ist weiblicher Natur, sie ist im groben 
Gewoge der Fabrik das zarte, herrschende und 
— Rechthaberische! Unsere besten und reifster 
Arbeiter haben Genauigkeitsliebe! 

So tritt ein neuer Wert in die Reihe der 
„Maschinenforderungen“ hinzu, ein Wert, der 
geistiger Natur ist, der in der hier geforderten 
Differenziertheit und Steigerung eine geistige 
Errungenschaft als Lebenswert bedeutet. Auch 
diese Aneignung fordert die industrielle Armee, 
wenn ihr ein Rekrut den Fahneneid leistet. Nur 
unter unverbrüchlicher Wahrung dieser Treue 
kann er weiterkommen. 

Ueber das Weiterkommen der Maschinen- 
arbeiter herrschen oft seltsame Anschauungen. 
Man meint, es gäbe für sie nur diese Stufe der 
industriellen Betätigung. Es ist noch wenig be- 
kannt, daß auch bei uns im Deutschland dia 
Vorurteilslosigkeit für das Avancement außer- 
ordentlich zunimmt. Der heute an die Maschine 
gestellte Arbeiter gibt schon nach kurzer Zeit 
ein Bild seiner Brauchbarkeit. Bei dem Gleich- 
gang des Maschinenparks zeigt es sich dem 
geübten Betriebsmann sehr schnell, wenn sich 


einer aus dem Niveau heraushebt. Nach solchen 


Leuten ist man geradezu stets auf dem Aus- 
guck. So findet es sich nicht selten, daß der 
begabte, auch ungelernte Mann sich bemerkbar 
macht, man gibt ihm eine andere, schwieriger 
zu handhabende Maschine, man gibt ihm 
mehrere, und schon nach kurzer Zeit ist er 
Gruppenführer oder ,,Einrichter“, d. h. ein Vor- 
arbeiter, der dem ungeübten Fremdling die Ma- 
schine bei jeder beginnenden Neubearbeitung so 
einstellt, daß er nur noch die regelmäßigen Be- 
dienungsgriffe zu machen braucht und keinen 
Einfluß auf Größe und Ausführung hat. Zeigt 
der Betreffende größeres Verständnis für Aus- 
führung und Genauigkeit, so blüht ihm vielleicht 
die Tätigkeit eines Kontrolleurs. Immer aber, 
das ist die Hauptsache, steht ein Weg zum 
Aufstieg offen. Gewiß ist das nicht die 
Regel, sondern ihre Ausnahme. Das Verdienst- 
volle und Erfreuliche besteht aber darin, daß die 
Industrie einem ganz von unten Kommenden 
überhaupt eine solche Möglichkeit gewährt, die 
ihm sonst gar nicht geboten würde. Wäre die 
Maschinenarbeit nur auf die mechanische Ver- 
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richtung gestellt, so könnte sie diese volkswirt- 
schaftlich so wertvolle Sondier- und Sortier- 
arbeit überhaupt nicht leisten. 

Es ist die erfreulichste Erscheinung eines in 
richtiser Weise gelciteten Betricbes, daß ein 
starker Aufstieg für bessere Posten stattfindet. 
Die Kapitulierung beweist die wahre Gesinnung 
der Kompanie. Bei ciniger geistiger Ueberlegen- 
heit fällt heute der Arbeiter auch in Groß- 
betrieben auf, und wenn er erst aus innerem 
Antrieb an den Bildungsmöglichkeiten teilnimmt, 
die heute in fachlicher und allgemeiner Richtung 
schon in so hohem Maße geboten werden, so 
kann er manche Lücke, die ihm der praktische 
Betrieb nicht ausfüllt, bei einigem Fleiß ergän- 
zen. Die so vom gelernten Arbeiter zum Meister 
und weiter aufsteigenden Kräfte sind von großer 
Bedeutung. Sie haben vor allem viel vor den 
geschulten Kräften voraus: die innige Fühlung 
mit der Arbeit und den Arbeitern. Was sie aber 
ferner besonders auszeichnet, das ist ihre köst- 
liche, durch keine Verbildung eingeschränkte Un- 
befangenheit, ihr praktischer, in seiner Gesund- 
heit robuster Verstand und daraus resultierend 
eine große geistige Frische und ein Wagemut, 
der, wenn auch zum Teil auf Unbefangenheit be- 
ruhend, doch etwas erreicht. 

In unserer schweren, im Erwerbsleben ge- 
wif anspruchsvollen Zeit wird oft gesagt: man 
kann nicht zuviel lernen. Das ist nur bedingt 
richtig. Man kann doch zuviel lernen, und des- 
halb bedeuten die praktisch erzogenen Arbeits- 
kräfte, die nach amerikanischem Muster in 
unserer Industrie notgedrungen an Boden ge- 
winnen, eine erfreuliche Besserung unserer 
industriellen Wehrkrait. 

Sie bedeuten aber auch eine Mahnung an alle 
die, welche das akademische Element in ihrer 
Richtung zu sehr betonen und deshalb gefähr- 


den. Gewiß braucht unser zur Organisation 
drängender Großbetrieb geschulte Leiter, sie 


dürfen aber nicht den aufsteigenden Kräften an 
Frische, Wagemut und Fachnähe nachstehen. 
Dazu gehört neben Vermeidung einer „Ueber- 
schulung‘“ innige Berührung, „Tuchfühlung‘“ mit 
der Arbeiterschaft und ihren Aufgaben. 

Ich habe schon früher einmal auf einen wei- 
ter "erzieherischen Punkt hingewiesen, dessen 
Wirkung noch wenig beachtet wurde. Wir 
müssen ihn jetzt, wo wir die erzieherischen 
Wirkungen der Maschinenarbeit betrachten, 
wieder hervorheben. Es ist die Steigerung des 
Verantwortlichkeitsgefühls, die aus der Wieder- 
holung des Arbeitsvorganges entsteht dadurch, 
daß nicht ein Stück, sondern mit einemmal eine 
Vielzahl von Teilen geschaffen wird, denen alle 
die gleichen Artmerkmale anhaften. Ich habe 
es als Moral der Masse bezeichnet, weil der 
Gedanke, daß die Masse einen eventuellen Fehler 
sofort vertausendfacht, jede Verrichtung unge- 
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heuer verschärft. Der Imperativ Nietzsches von 
der Wiederkunft der Dinge kann keine treffen- 


dere praktische Bestätigung finden. Hier liegt 
auch die Grenze, wo sich der moderne, auf 
Massenfabrikation gestellte Maschinenbau von 


dem alten Maschinenbau der Einzelanfertigung 
unterscheidet, dem man wie fast jeder vergan- 
genen Epoche größere moralische (Qualitäten 
nachsagte. Der Arbeiter sah noch das End- 
ziel der Arbeit, schuf in geistiger Fühlung da- 
mit dieses oder jenes Stück. Heute aber macht 
er cinen Teil in tausendfacher Wiederholung 
und weiß ott nicht, welcher maschinellen Ge- 
selligkeit es sich einmal anschließt. Aber das 
Stück, das dieser Spezialist macht, ist mit sol- 
chen Forderungen nach anderer Richtung um- 
geben, daß es das vollständige Zurückgehen 
auf das vokale Element, auf das elementare 
verlangt, um diese Forderung erfüllen zu kön- 
nen. So heißt die wichtige zur Lebensfähig- 
keit der modernen Technik gegebene Ciesetz- 
mäßigkeit: Vereinfachung und Steigerung der 
Einzeltätickeit oder besser, der „Originalarbeit“ 
zur Erzielung der Produktionsreife. 


Es ist unverkennbar, daß der stets für die 
Vervielfältigung Arbeitende bald unbewußt alles 
durch dieses Mikroskop sieht, daß diese Be- 
trachtungsweise ihm zur Natur wird. Der große 
Künstler steht vor Hunderten von Zuhörern. 
Dies Bewußtsein steigert seine Leistung. Der 
Künstler, der für das Pianola, das Kino, das 
Grammophon spielt, steht vor zahllosen Zu- 
hörern auf zahllose Jahre. Seine momentane 
Leistung ist unverwischbar. Das „Schwarz 
auf Weiß“, das wir bisher als Inbegriff der 
festochaltenen Verantwortung angesehen haben, 
hat hier eine Üecbertragung auf künstlerische 
Leistungen erfahren, die unbedingt das Ver- 
antwortlichkeitsgefühl außerordentlich verschär- 
fen muß. Heute ist die Steigerung der Ver- 
antwortlichkeit noch kaum in ihrer wirklichen 
Größe erkannt. Das juristische Gefühl ist noch 
nicht dafür entwickelt. Welche Meisterleistuny 
wird aber dieser Umstand zeitigen, wenn er 
in voller Schwere seiner fast endlosen Trag- 
weite wirkt! 


Das alles aber malınt und bezweckt in 
wunderbarer Weise Vorsicht und Zurückhaltung, 
setzt reifliche Ueberlegung vor schnellfertige 
Uebereilung, Wägen vor Wagen. Das Großartige 
und Verkannte aber bleibt dabei, daß Ord- 
nung und moralische Empfindung der Grundton 
cines gewaltigen maschinellen Apparates gce- 
worden ist, in dessen Gleichgang und Gleich- 
klang diese moralische Note kaum vermutet 
wurde. Gewiß konnten die Menschen beschau- 
licher Zeiten alles mit Ruhe bedenken. Hier 
schleicht sich aber unbemerkt die scharfe Moral 
in das hastende Treiben der Arbeit, sie ist das 
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Haarbreit des lenkenden Automobilisten, der 
Handgriff des Lokomotivführers. 

Natürlich ruft diese Last der Verantwortung 
nach Entlastung. Sie ist schon begonnen durch 
die Spezialisierung und Vokalisierung des Ar- 
beitsvorganges, sie setzt sich aber weiter fort 
in dem Prinzip der Einzel- und Zwischen- 
kontrolle. Das sieht praktisch folgender- 
maßen aus: kein Stück wird vollständig fertig 
gemacht und dann festgestellt, ob es richtig, 
fehlerfrei und brauchbar ist. Es wird in seiner 
Anfertigung in eine Reihe von Arbeitsvorgängen 
zerlegt, und schon der erste vollendete Arbeits- 
vorgang führt es zwangsweise zur Kontrolle, 
die es weitergibt, wenn cs einwandfrei ist, die 
es sofort ausscheidet, wenn bereits dieser An- 
fang verfehlt und verdorben ist. Der Vorteil 
dieser, man möchte sagen, „spartanischen Zucht- 
wahl“ des Gesunden und Lebensfahigen zur 
Weiterentwicklung ist einleuchtend. Es wird 
nie auf falscher Grundlage weitergebaut; der 
durch jeden Fehler entstandene Schaden ist auf 
ein Minimum reduziert. Das Auge des Gesetzes 
wacht über jeden Fehltritt, um ihn möglichst 
im Entstehungsstadium noch zu unterdrücken, 
um aber sicher seine schädlichen Folgen sofort 
auszumerzen. Mit dieser klaren Unterteilung 
erreicht man aber auch, daß die Beanstandung 
stets an die richtige Adresse zurückgeht, und 
schiebt jenen so beliebten Abwälzungen auf 
Vorder- und Hintermänner wirksam den Riegel 
vor. Zugleich ist aber dadurch gleichsam ein 
moralischer Gerichtshof geschaffen, der nur auf 
sachlicher Entscheidung beruht und dem alles 
untersteht. Von hier .gcht im Großbetrieb das 
Niveau des ‚„Rechtsempfindens‘“ aus, hier ist 
das „Normalmaß der Qualität“ festgelegt. Die 
Gesetzmäßigkeit dieser Entscheidung ist für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleich bindend. 
Hier findet jeder sein Strafregister; vor der 
„Kontrolle oder Revision‘, wie man diese Ab- 
teilung bezeichnet, hütet sich jeder, der auf 
seinen Ruf hält! 

Nur diese strenge Ueberwachung, nur diese 
einheitliche Beurteilung macht es möglich, daß 
die von tausend Stellen zusammenflutenden 
Einzelorgane schließlich am Ende, das der ein- 
zelne nicht mehr sieht, richtig zusammenpassen. 
Diese Verbindungsröhre läßt alles kommuni- 
zieren, stellt den ganzen Betrieb auf ein Niveau 
ein. 

Wie wir gesehen haben, auf ein gcho- 
benes Niveau. Wie wir geschen haben, 
zwingt es den einzelnen zu dieser Höhe. Die 
Einzelleistung geht nicht, wie es oft gedeutet 
wird, in dieser Masse unter, im Gegenteil, die 
Masse hebt die Einzelleistung. 

Durch die besprochene Teilung wird die 
Gleichheit der Arbeitsqualität, das Zusammen- 
wirken vieler Grundbedingung. Die Einzel- 
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leistungen wachsen wieder zu einer höheren 
Einheit zusammen. Das große Endziel, das 
wir stets brauchen, wenn Massen zusammen wir- 
ken. Dieser Arbeitsgang ist nun nicht die Er- 
rungenschaft cines Betriebes, er ist das „All- 
gemeinprogramm“ fast aller Werke mit einer 
nahezu internationalen Gültigkeit. Ucberall 
drängt die Entwicklung von selbst in dieses 
System, fordert es zu ihrer eigenen Erhaltung 
und Lebensfähigkeit. Gerade dieser Umstand 
hat für den Arbeiter eine sehr wichtige Be- 
deutung. Er bedingt im Gegensatz zu seiner 
sonstigen wirtschaftlichen Abhängigkeit erst die 
Grundlage seiner persönlichen Freiheit. Das 
Exerzier-Reglement ist dasselbe, einerlei in wel- 
ches Regiment er eintritt. So bleibt ihm stets 
der Uebergang zum besseren Regiment offen, 
so entsteht der Wettbewerb der Arbeitgeber 
und eine entsprechende Einstellung des Lohn- 
niveaus. Hierin liegt ein oft unterschätzter 
Vorzug des Spezialistensystems. Durch die 
Spezialisierung wird die bestimmte Tätigkeit 
schärfer umgrenzt und der Stellenwechsel, der 
für jeden wirtschaftlichen Aufsticg so wichtig 
ist, ungemein erleichtert. Es gibt heute keine 
unfreieren Posten als jene, die gerade auf das 
bestimmte Geschäft zugeschnitten sind, den Be- 
treffenden dafür höchst wertvoll machen. Beim 
Austritt aus dieser Umgebung tritt eine völlige 
Entwertung dieser so wichtig erschienenen 
Spezialerfahrungen ein. Das ganze Verkcirs- 
netz des Arbeiterverkehrs ist heute mehr als 
je auf eine gemeinsame Spurweite gestellt. Das 
Fahrzeug mit anderer Spurweite ist auf seinen 
einzigen lokalen Wirkungskreis angewiesen und 
verschließt sich das große ausgedehnte Ver- 


kehrsfeld. Deshalb bedeutet überall im Be- 
anıtentum Spezialisierung auch Erhöhung der 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit. Ohne diese 


Momente wäre die Freiheit des gegenwärtigen 
Arbeitsvertrags gar nicht so lange denkbar ge- 
wesen. Hier liegt die Milderung: die Leichtig- 
keit des Wechselns verringert seine Gefahr. So 
bekommt von selbst jeder Stand seine schär- 
fere Begrenzung, wodurch die Interessengleich- 
heit und der Zusammenschluß sozial gefördert 
und ermöglicht wird. Es ist dazu zwingend 
notwendig, daß die einzelnen zu gleicher Lei- 
stungsvollkommenheit entwickelt werden, wenn 
die Gesamt- und Endleistung überhaupt mög- 
lich werden soll. Das ist alles wie das Abbild 
einer Hauptverkehrsader einer Millionenstadt. 
Alle die sich in diesem Verkehrstrubel anein- 
ander vorbeidrängen, sind in gleicher Weise auf- 
einander eingestellt, sonst ware ein Aneinander- 
vorbeikommen bei dieser Kapazität und Ge- 
schwindigkeit nicht möglich. Auch dieses ge- 
steigerte Treiben entwickelt Geschicklichkeit, 
Wachsamkeit, Genauigkeit, Umsicht und über- 
trägt es auf alle Träger des Verkehrs. 


Das Fragerecht des Aktionärs in der Generalversammlung 


Der Rhythmus dieses Treibens erfaßt alle, 
wie sich die Menschen dazu stellen, das macht 
ihr Schicksal. 

Eines aber ist klar. Es muß Leiter, es 
muß dabei neue Tonangeber geben. Es muß 
Kräfte geben, die die gewaltige Welle aufhalten, 
wenn es not tut, die sie in andere Bahnen 
leiten, die sie noch mehr beschleunigen. Auf 
welche Energie-Anhäufungen gewinnt hier das 
Machtwort Einfluß! Welche ungeheure ,,Ver- 
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antwortungskapazitat ist damit ver- 
bunden. So steigen mit der Leistung der Masse 
Einzelleistungen zu nie gekannter Größe. Hier 
stehen als Beschleuniger und Neutöner die 
„Ersten“, als Leiter und Umleiter der Energie- 
ströme in bekannte Bahnen die „Zweiten“. Sie 
alle aber, die mit geistigem Machtspruch in das 
gewaltige Maschinengetriebe hineinfassen, um es 
zu führen und zu lenken, sie leisten stolze, 
beste ,Ingenieurarbeit! 


Das Fragerecht des Aktionärs in der Generalversammlung. 


Von einem praktischen Juristen. 


Der $ 260 des Handelsgesetzbuchs enthält für 
die Aktiengesellschaften folgende Vorschrift: 


„Die Generalversammlung beschließt über 
die Genehmigung der Jahresbilanz und die 
Gewinnverteilung sowie über die Entlastung 
des Vorstands und des Aufsichtsrats. Der 
Vorstand hat in den ersten drei Monaten 
des Geschäftsjahrs für das verflossene Ge- 
schäftsjahr eine Bilanz, eine Gewinn- und Ver- 
lustrechnung sowie einen den Vermögensstand 
und die Verhältnisse der Gesellschaft ent- 
wickelnden Bericht dem Aufsichtsrat und mit 
dessen Bemerkungen der Gencralversaminlung 
vorzulegen. Im Gesellschaftsvertrage kann 
eine andere Frist, jedoch nicht über die Dauer 
von sechs Monaten hinaus, bestimmt werden.“ 


Während hiernach der Absatz 1 der Gesetzes- 
bestimmung angibt, über welche Gegenstände 
die Generalversammlung zu beschließen hat, 
wird im Absatz 2 bestimmt, in welcher Weise 
die Bilanzprüfung vorzubereiten ist, und ins- 
besondere zu diesem Zwecke angeordnet, daß 
der Geschäftsbericht des Vorstands die Bilanz 
und die Gewinn- und Verlustrechnung erläutern 
soll. Erreicht wird dieser Zweck aber selbst- 
redend nur dann, wenn die Erläuterung in einem 
solchen Umfange erfolgt, daß die Aktionäre Bi- 
lanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung im 
allgemeinen prüfen und die im Interesse der 
Gesellschaft erforderlichen Beschlüsse fassen 
können. 

Es kann nun vorkommen, daß die von dem 
Vorstande zur Vorbereitung der Beschlußfassung 
ausgearbeiteten und vorgelegten Schriftstücke 
Lücken aufweisen oder undeutlich sind, so daß 
der Aktionär nicht in der Lage ist, sich ohne 
weiteres darüber schlüssig zu werden, in welcher 
Weise er das ihm durch § 252 des Handelsge- 
setzbuchs eingeräumte Stimmrecht ausüben soll. 
Daß das Gesetz dem Aktionär überhaupt die 
Möglichkeit gewähren will, sich vor der Aus- 
übung seines Stimmrechts genügend zu unter- 


richten, ergibt sich schon zur Genüge aus den 
Bestimmungen der §§ 256 und 263 des Handels- 
gesetzbuchs, von denen der erstere Vorschriften 
über die vorherige Publikation der Tagesord- 
nung, der letztere Vorschriften über die Ein- 
sicht und Abschriftsverteilung der Jahresrech- 
nungen usw. zu Gunsten der Aktionäre gibt. 
Kann sich aber der Aktionär weder hieraus 
noch aus den von dem Vorstande vorgelegten 
weiteren Schriftstücken ein genügend klares Bild 
verschaffen, dann muß ihm unbedingt ein 
Fragerecht in der Generalversammlung zu- 
gestanden werden, um hinreichende Gewißheit 
über die ihm noch zweifelhaft erscheinenden 
Punkte zu erhalten. Dieses Fragerecht hat sich 
selbstverständlich innerhalb bestimmter Grenzen 
zu halten. Es darf nur insoweit ausgeübt und 
gestattet werden, als es sich mit dem Inter- 
esse der Gesellschaft selbst in Einklang bringen 
läßt. Andernfalls darf die Beantwortung solcher 
Fragen abgelehnt werden. 


Dem Fragerecht des Aktionärs in dem bce- 
zeichneten Umfange entspricht die Pflicht des 
Vorstands in der Generalversammlung, den 
Aktionär aufzuklären. Kommt er dieser Pflicht 
nicht nach, und beeinträchtigt er auf diese Weise 
das Recht des Aktionärs, indem er ihm die 
Grundlage für seine EntschlieBung vorenthält, 
so kann der Aktionär sein Prüfungsrecht nicht 
ausüben. Ein unter diesen Umständen zustande- 
gekommener Beschluß der Generalversammlung 
ist aber alsdann anfechtbar; er kann nach § 271 
des Handelsgesetzbuchs im Wege der Klage 
binnen einem Monat von dem betreffenden 
Aktionär angefochten werden, sofern der Aktio- 
nar in der Generalversammiung selbst gegen 
den Beschluß Widerspruch zum Protokoll ge- 
geben hat. 


Nach der Auffassung des Reichsgerichts (Ur- 
teil des 2. Zivilsenats vom 22. April 1913, ab- 
gedruckt im Rhein. Arch. f. Ziv.- und Straf- 
recht, Bd. 111 [neue Folge Bd. 9], Abs. 2, 
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S. 9fg.) genügt es nun zur Begründung einer 
solchen Anfechtungsklage nicht, daß der Vorstand 
der Aktiengesellschaft in der Generalversamm- 
lung dem anfragenden Aktionär die Auskunft 
verweigert hat. ,,Der- Aktionär hat sich viel- 
mehr‘‘ — so folgert das Reichsgericht aus dem 
Grundwesen der Aktiengesellschaft als solcher — 
„an die Hauptversammlung zu wenden und zu 
beantragen, daß sie die Stellung der Frage 
beschließt. Wird diesem Antrage entsprochen, so 
tritt die Antwortpflicht der Verwaltung, die 
Unschädlichkeit der Frage vorausgesetzt, aus 
dem Kreise der Pflichten des Anstands und der 
geschäftlichen Kulanz heraus und gewinnt nun- 
mehr den Charakter einer Rechtspflicht. Der 
Generalversammiung, als dem übergeordneten 
Organ der Aktiengesellschaft, hat der Vorstand 
von Rechts wegen Auskunft zu erteilen. Daß 
er sich grundlos weigern würde, ist auch nicht 
zu befürchten. Hat es doch die Generalversamm- 
lung in der Hand, die Ernennung der Vorstands- 
mitglieder jederzeit zu widerrufen und gefü- 
gigere Personen an deren Stelle zu setzen (vgl. 
HGB. § 231 Abs. 3). Wird beschlossen, die be- 
antragte Frage nicht zu stellen, so hat sich der 
Aktionär in aller Regel damit zu bescheiden. 
Allerdings ist es möglich, daß ein solcher Be- 
schluß eine Rechtsverletzung enthält, wenn näm- 
lich die Auskunftspflicht schon ohne Rücksicht 


Wirtschaftliche Rundschau. 


Die Maschinen-Ein- und Ausfuhr Deutschlands. 
Von Dipl.-Ing. Ernst Werner. 


Die Ausfuhr von Maschinen aus Deutschland 
hat in den letzten Jahren mehr und mehr an 
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auf den Wunsch der Generalversammlung als 
Rechtspflicht besteht. In einem solchen Falle 
kann der Beschluß, der die Stellung der Frage 
verweigert, nach $ 271 HGB. angefochten wer- 
den. Es mag auch sein, daß eine Anfechtungs- 
klage in besonderen Ausnahmefällen mit der 
Darlegung begründet werden kann, die Verwei- 
gerung der Fragestellung enthalte einen Miß- 
brauch des Majoritätsrechts und verstoße gegen 
die guten Sitten (vgl. BGB. 8 138).“ 

Es läßt sich nicht leugnen, daß das Reichs- 
gericht in seiner Entscheidung, die in den be- 
teiligten Kreisen wenig Anklang gefunden hat, 
einen recht formalen Standpunkt einnimmt. Ob 
es damit den Invidualrechten der Aktionäre 
gegenüber den Mehrheitsrechten in der Haupt- 
versammlung genügende Berücksichtigung 
schenkt, erscheint mehr als fraglich. Wenn der 
Aktionär, wie es in der Begründung des Urteils 
heißt, sich im Falle der Ablehnung der Frage- 
stellung durch Beschluß der Hauptversammlung 
in der Regel damit zu bescheiden hat, so 
ist er doch in der Ausübung seines Individual- 
rechts unter Umständen sehr beschränkt und 
dem Majoritatsrechte der Hauptversammlung 
schlechthin unterworfen. Den Beweis dafür, daß 
ein Mißbrauch des Majoritätsrechts vorliegt, der 
gegen die guten Sitten verstößt, wird er wohl 
nur selten erbringen können. 


sich die Ausfuhrwerte der drei genannten Länder 
außerordentlich stark. 
Der zahlenmäßige Vergleich der Ausfuhrwerte 
in bezug auf das Jahr 1913 zum Jahre 1912 
für die drei hauptsächlichsten Wettbewerbs- 
länder geht aus der Zusammenstellung 1 hervor. 
Der bedeutendste Abnehmer von deutschen 
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Abb. 1. 


Bedeutung gewonnen. Deutschland steht zwar, 
wie Abb. 1 zeigt, hinsichtlich des Vergleiches mit 
Amerika und England an 3. Stelle, jedoch nähern 


Maschinen ist Rußland (rund 19%), dann folgen 
als hauptsächlichste Abnehmer Oesterreich-Ungarn 
(rund 11%), Frankreich (rund 10%), Groß-Bri- 
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Zusammenstellung 1. 
Ausfuhr von Maschinen in Millionen M. 


Amerika England | Deutschland 

1913 | 1912| 1913 1912| 1913 1912 
Januar 74| 59| 73| 62] 63 | 48 
Februar . 74) 71| 6| 57] 68| 63 
März . 85 | 78| 66! 64| 72° 65 
April. . 85 | 76| 79! 59] 75! 64 
Mai . 84| 78| 78! 63] 75; 63 
uni . 69) 600] 75| 58] 78, 61 
jul 63! 63| 74. 63] 9 65 
August . . 67' 68] 68 63] 6l) 64 
September ‘ 61 66] 71 68| 67 79 
Oktober. . 69. 72] 77 | 80 72' 69 
November . 59! 78| 76. 69 67 71 
Dezember 65: 75| 69| 64] 99: 86 
Jan./Dez. . | 855 844 | 872 | 770 | 866 798 
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schaftliche Maschinen in Betracht. Abb. 2 zeigt 
in übersichtlicher Weise den Verlauf der Aus- 
fuhrkurven für die genannten Maschinenarten 
für das Jahr 1913. 


Die Einfuhr von Maschinen nach Deutschland 
hat im Jahre 1913 gegenüber 1912 etwas zuge- 
nommen. Im Jahre 1913 war die Einfuhr von 
Maschinen rund 110 Millionen Mark, während sie 
im Jahre 1912 rund 106 Millionen Mark war. 
Insbesondere ist die Einfuhr landwirtschaftlicher 
Maschinen gegenüber 1912 nicht unbeträchtlich 

ewachsen.- Dagegen ist erfreulicherweise die 
infuhr von Werkzeug-, Textil- und Nähmaschi- 
nen — das sind die Zweige der Maschinenindustrie, 
die außerdem für die Einfuhr in erster Linie 
in Betracht kommen zurückgegangen. In 
Abb. 3 sind die Einfuhrwerte für einige wichtige 
Maschinenarten für das Jahr 1913 graphisch dar- 
gestellt. 


Landwirtschaftliche 


Maschinen wurden zu 
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tanien (rund 700), Belgien (rund 5%0o), Nieder- 
lande (rund 5%) und Italien (rund 500). 


rund 70°. aus den Vereinigten Staaten, Automo- 
bile zu je rund 30% aus Frankreich und Amerika, 
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Abb. 3. 


Für die Ausfuhr wichtiger Maschinenarten aus 
Deutschland kommen in erster Linie Werkzeug- 
maschinen, Automobile, Nähmaschinen, elek- 
trische Maschinen, Textilmaschinen und landwirt- 


Textilmaschinen zu rund 820, aus Groß-Britanien 
und zu rund 10¢> aus der Schweiz eingeführt. 
Werkzeug- und Nähmaschinen kommen in erster 
Linie aus Amerika. 
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Zusammenstellung 2 gibt in zahlenmäßiger 
Darstellung über die Ein- und Ausfuhrwerte aller 
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die Maschinenindustrie betreffenden Maschinen- 


arten Auskunft. 


Zusammenstellung 2. 
Ein- und Ausfuhr nach Maschinenarten in 1000 M. 


Maschinenarten 


1. Dampflokomotiven usw. 
2. Andere Kraftmaschinen (außer Lokomotiven usw.) 
3. p e ken pmascnine À oR ee E 


4. Kra 

5. Landwirtschaftliche Maschinen 

6. Textilmaschinen 

7. Schreibmaschinen 

8. Nähmaschinen . 

9. Automobile. . 

10. Kraftrider . . . See Su oe EN 
11. Elektrische Maschinen FE vee es: ie’ te 
. Luftfahrzeuge i ae er ot. 2 
. Alle anderen Maschinen 


Zusammen 


Nachdem die Geschäftsbe- 
Berliner und Provinz- 
seien die Ergebnisse 
in der nachstehenden 


Bankabschlüsse. 
richte aller größeren 
Banken erschienen sind, 
dieser Unternehmungen 


Tabelle zusammengestellt, die einen interessanten 
Ueberblick über ihre finanzielle Situation gibt. 
Die darin aufgeführten Ziffern bedeuten Milli- 
onen Mark. 


Deutsche Bank . . . . 1200 [112,5) 56,2 | 34,3 | 35,7112,5| 12,5 
Dresdner Bank . . . . 1200 161 | 30,5 [24,3| 24,6] 8,5) 8,5 
Diskonto-Ges. . . . . . 200 | 81,3: 40,6 | 25,4 | 25,5110 |10 

Darmstädter Bank . . . 1160 |32 į 20 J11,1| 11,28 6,5! 6,5 
Schaaffhausen . . . . . 145 5 24,8 17,1 ] 8,7; 5,515 | 3 

Berliner Handels-Ges. . 110 | 34,5) 31,4 113 | 11,71 9,5) 8,5 
Nationalbank für Deutschl. | 90 | 16 17,71 8,8| 7,11 7 | 6 

Mitteldeutsche Creditbank . | 60 9,1! 15,3] 4,9| 4,51 6,5) 6,5 
Allg. Deutsche Kreditanstalt 110 § 46,7: 42,4 1 10,9 | 11,01 8,5| 8,5 
Rh.-Westf. Diskonto-Oes. . | 95 | 18,4) 19.3] 7,9| 7,31 7 | 6,5 
Barmer Bankverein . . . | 92,31 16,1; 17,31 6,8| 7,21 6,5; 6,5 
Essener Kreditanstalt . 9, | 26,1) 29,1 | 7,7) 9,8] 8,5| 8,5 
Bergisch-Märkische Bank SO 1 26,4) 32,9 | 7,4! 7,81 7,5, 7,5 
Mitteldeutsche Privatbank . 60 82 13,6] 45| 4,517 | 7 


Es zeigt sich also, daß sämtliche Banken bis 
auf drei die vorjährige Dividende aufrecht er- 
halten haben. Die Reichsbank hat eine bedeu- 
tende Steigerung ihrer Gewinne erzielt. Der 
Bruttogewinn beträgt 83,4 (i. V. 69,7) Mill. M., 
der Nettogewinn 50,6 (i. V. 37,4) Millionen M. 
und die ividende 3.43 i. V. 6,95) %. Der 
Reichskasse flieBen 31 (i. 21,7) Millionen M. 
zu. Die Bergisch-Märkische "Bank ist inzwischen 
bereits in die Deutsche Bank aufgegangen, und 
nach umlaufenden Gerüchten stehen noch ähn- 
liche Transaktionen bevor. Es vollzieht sich also 
selbst unter den Großbanken noch eine weitere 
Konzentration. 


Von den Schiffahrtsgesellschaften. Das ver- 
gangene Geschäftsjahr ist im allgemeinen für die 
tiroßschiffahrt recht günstig gewesen, und der 
drohende Konflikt zu Beginn dieses Jahres ist 


Ausfuhr 


Einfuhr 
Januar/Dezember Januar/Dezember 
1913 | 1912 1913 | 1912 


986 77 154 | 


1 806 | 61 766 
4 994 5 768 94 709 102 908 
9 666 11 329 98 294 84 012 
299 320 7457 5 831 

31 076 21118 37 684 36 752 
14 958 16 187 51 050 48 780 
3 502 4 530 8517 7577 
5 220 7098 62 513 66 420 
14 121 14 192 85 113 72 829 
391 229 2 664 2 492 
3811 2944 64 403 59 042 
261 292 1 337 934 
20 070 20 970 276 516 248 923 
110 175 105 963 866 411 | 798 250 


noch rechtzeitig genug beigelegt worden, um mit 
dem günstigen Ausgang in dem Geschäftsbericht 
zum Ausdruck zu kommen. Der Norddeutsche 
Lloyd, dessen Aktienkapital 125 Millionen M. be- 
trägt, wozu noch 67,65 Millionen M. Anleihen 
kommen, hat infolgedessen sogar eine Steigerung 
seiner Dividende von 7 auf 8% vorgenommen. 
Es war ihm gelungen, seinen Bruttoüberschuß 
aut 61 Millionen M. (im Vorjahr 52 Millionen M.) 
zu steigern. Nach wesentlich verstärkten Ab- 
schreibungen ergibt sich ein Reingewinn von 
M. 16 271 985 gegenüber M. 14686644 i.V. Der 
Lloyd ist nunmehr wieder nach kräftiger Stär- 
kung seiner Finanzlage auf der Höhe seiner 
früheren Rentabilität angelangt, nachdem er in 
den Jahren 1908 und 1909 von der Ausschüttung 
jeglicher Dividende absehen mußte und diese 
dann allmählich wieder auf 3, 5, 7 und 80% 
brachte. — Die Hamburg-Amerika- -Linie besitzt 
ein Aktienkapital von 180 Millionen M., von dem 
an der diesmaligen Dividende jedoch nur 157,50 
Millionen M. teilnehmen, sowie Anleihen in Höhe 
von rd. 69 Millionen M. Der Bruttogewinn hat 
von 53 auf 60 Millionen M. zugenommen und 
der Reingewinn von rd. 14 auf 15 Millionen M. 
Abschreibungen und Rückstellungen machen dies- 
mal 43 gegenüber 38 Millionen M. aus. Die Divi- 
dende wird wieder mit 10% bemessen. — Die 
Deutsche Levantelinie vermochte ihren Be- 
triebsgewinn von rd. 5 auf 6 Millionen M. zu 
steigern, so daß sie in der Lage ist, 10 statt 
7% Dividende wie im Vorjahr zu verteilen. — 
Die Deutsche Dampfschiffahrts-Ges. Hansa in 
Bremen (Aktienkapital 25 Millionen M.) erzielte 
einen Bruttogewinn von 10,9 (i.V. 9,9) und 
einen Reingewinn von 8,8 (i. V. 8,2) Millionen 
Mark, aus dem nach reichlichen Dotierungen der 
Reserven wieder 20% Dividende ausgeschüttet 
werden. — Bei der Deutschen Dampfschiffahrts- 
Ges. Kosmos stellt sich der Bruttogewinn auf 
7,8 (i. V. 6,0) Millionen M. und der Reingewinn 
auf 8,2 (i. V. 6,3) Millionen M. Die Dividende 
wird daher um 2% auf 16% erhöht. — Die 
Deutsch-Australische Dampfschiffahrtsvesellschaft 
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Grosshandelspreise. 
a Fe etme 
Waren | Platz | Einheit ; a 
' 1914 | 1913 
Bestes deutsches A el 1 ` 66,00 69,00 
n ießereieisen . f 75,50 | 77,50 
Luxemburgisches Gießereieisen Nr.3 . í en \ 1000 kg , 61,00 i i 
j Thomaseisen . . | f ae ee = 
Deutsches Bessemer. . . ; | 79,50 | 81,50 
Blei, rhein., dopp. raffin. a ae ia | | | 398,75 | 33,00 
Kupfer, deutsch, dopp. raff., ‘in Platten. l Frankfurt N ldz | 137,00 , 142,00 
Zink, raff., Galmei- . ET SAR | a.M. 46,00 | 53,00 
Zinn, Banka- | j | 374,00 | 458,00 
Steinkohle i | 
a) Flamm- | ! 11,75 11,25 
b) Fett-. Essen l 1000 ko 12,37 11,03 
c) Mager- . 'f ab Werk | & 12,00 11,25 
d) Gas-. | | 13,50 | 13,00 


Hamburg verteilt auf ihr 16 Millionen M. betra- 
gendes Aktienkapital eine Dividende von wieder 
lèo, nachdem sie einen Ueberschuß von rd. 9 
gegenüber 8,1 Millionen M. erbracht hat. — In 
Berlin ist die Konferenz zusaminengetreten 
zwecks Erneuerung des nordatlantischen Schiff- 
fahrtspools. Die Verhandlungen gestalten sich 
insoiern schwicrig, als die kontinentalen Linien 
verlangen, daß die neu hinzutretenden kana- 
dischen Linien ihren Anteil von dem der eng- 
lischen erhalten sollen, zumal diese bisher noch 
nicht einmal die volle Quote erreichen konnten. 
Die englischen Linien nehmen jedoch den gegen- 
teiligen Standpunkt ein. 


Maschinen- und Metallwarenindustrie. Die 
Deutschen Waffen- und Munitionstabriken beab- 
sichtigen die Erhöhung ihres 15 Millionen M. be- 
tragenden Aktienkapitales um 10 Millionen M. 
Aus der Generalversammlung der Adlerwerke, 
vorm. Heinrich Klever, Frankfurt, ist eine Mit- 
teilung von besonderem Interesse. Die Firma 
hatte bekanntlich s.Z. auch den Flugzeugbau 
aufgenommen, den sie, wie jetzt erklärt wird, 
aber infolre von Patentschwierigkeiten aufgibt. 


Bergbau und Hüttenwesen. Die Rombacher 
Hütte hat mit der Bergbaugesellschaft Concordia 
einen Pachtvertrag abgeschlossen, der später zur 
vollen Fusion führen soll. Der Zweck dieser 
Transaktion ist, daß die beiden Werke nunmehr 
eine Hüttenzeche darstellen und bei Erneuerung 
des Kohlensvndikates für sich günstigere Bedin- 
gungen erlangen werden. — Als bedeutungsvoll 
ist der Abschluß der Gelsenkirchener Bergwerks- 
gesellschaft hervorzuheben, die ihren Brutto- 
gewinn von rd. 58 auf 67 Millionen M. zu 
steigern vermochte, so daß sie auf thr 180 Milli- 
onen M. betragendes Aktienkapital eine Divi- 
dende von 11 (i. V. 10) % zur Verteilung bringt. 
— Ein interessanter Vorgang hat sich in der 
Walzdrahtindustrie abgespielt. Es ist nämlich 
zwischen fünf großen gemischten Werken des 
Walzdrahtverbandes und dreißig Drahtverieine- 
rungswerken ein Interessengemeinschaftsvertrag 
abgeschlossen worden. Damit dürfte das 
Ende des Walzdrahtverbandes besiegelt sein, 
dessen Vertrag am 30. Juni dieses Jahres 
abläuft, nachdem ihm so die bedeutend- 
sten Abnehmer entzogen sind. — Infolge 
der durch das Hochwasser z. T. unmöglich ge- 
machten Verschichtung von Kohlen mußten im 
Ruhrkohlenbergbau zahlreiche Feierschichten ein- 
gelegt werden. — An der Montanbörse in 


Düsseldorf machte sich ein Nachlassen der Eisen- 
preise bemerkbar. — Schon seit langem macht 
sich die Erscheinung bemerkbar, daß sich Zechen 
Reedereifirmen anghedern: Jetzt ist wieder über 
einen neuen Fall zu berichten. Der Essener 
Bergwerksverein König Wilhelm, der bereits 
Ende vorigen Jahres zusammen mit anderen 
Zechen die Reederei und Kohlenhandlung Wün- 
schermann & Co. in Mühlheim-Rhein erwarb, 
hat jetzt wieder die Reederei und Kohlenhaud- 
lung Julius de Gruyter in Duisburg übernommen, 
die auch noch eine Zweignicderlassung in Mann- 
hein hat. Hierdurch verschafft sich die Zeche 
auch eine stärkere Stellung im Kohlenkontor. — 
Das u Walzwerk A.-G., Barop, (Aktien- 
kapital 2 Millionen M.), das bereits schon einmal 
reorganisiert ist, bereitet seinen Aktionären eine 
Enttäuschung, indem es von der Verteilung einer 
Dividende Abstand nimmt. — Das Blechwalzwerk 
Schulz-Knaudt, von dem man ein ähnliches Er- 
gebnis erwartet hatte, reduziert jedoch seine 
Dividende nur um die Hälfte, von 8 auf 40%. — 
Nach dem neuesten Stand der Kohlensyndikats- 
verhandlungen erscheinen die Aussichten für das 
Zustandekommen wieder günstiger. 


Diamantenregie. Die Differenzen zwischen 
der Kolonialverwaltung und den Förderern sind 
beigelegt und haben zu einer Neugestaltung der 
Regie geführt. Hierbei hat allerdings die Regie- 
rung ihre Absicht, die Regie ganz zu verstaat- 
lichen, aufgegeben. Die Regieanteile werden je 
zur Hälfte von den Förderern und dem Staat 
übernommen. Die Förderer erhalten auch eine 
entsprechende Vertretung im Aufsichtsrat, in den 
außerdem noch mit der Materie vertraute Per- 
sönlichkeiten berufen werden sollen. Vom Auf- 
sichtsrat ist inzwischen eine neue Submission auf 
Diamanten zur Ausschreibung gelangt. 


Verschiedenes. Auergesellschaft. Wie verlau- 
tet, soll ein Tochterunternehmen, die franzosische 
Osramlampengesellschaft, deren Aktien ganz im 
Besitz der Auergesellschaft sind, ihr Kapital um 


5 auf 8 Millionen M. erhohen, wovon diese 
3 Millionen M. Aktien gratis erhalt. Bisher sind 
stets hohe Gewinne erzielt worden. — Der 


Kampf gegen den amerikanischen Tabaktrust 
scheint für die zu ihm gehörige Firma Georg 
A. Jasmatzi A.-G., Dresden, doch einschneidende 
Folgen zu haben, ‘da deren Reingewinn im ver- 
gangenen Jahre von 3,15 auf 2,45 Millionen M. 
zurückgegangen ist, trotzdem sich der Absatz 
an Zigaretten ganz bedeutend gehoben hat. 


188 Berufs-, Bildungs- und Standesfragen 


Berufs-, Bildungs- und Standesfragen. 


Allerlei Akademisches 


Stiftung für das Berliner Dozentenhaus — An- 
waltskammer und Standesbewußtsein der Rechts- 
anwälte — Rechtsanwälte in Bayern und die 
Anwartschaft für den Staatsdienst — Museen für 
Hochschulwesen — Technologische Museen 


Für das Dozentenhaus an der Universi- 
tät Berlin, über dessen Gründung auf S. 158 
berichtet wurde, bereitet ein Ausschuß ange- 
sehener Gelehrter, dem auch der Bürgermeister 
von Berlin, G. Reicke, angehört, zum 70. Ge- 
burtstare von Geheimrat Professor Alois Riehl 
eine Stiftung vor. Am 27. April soll dem Philo- 
sophen eine Ehrengabe überreicht werden, deren 
Verwendung im Dienste der Wissenschaft dem 
Jubilar anheimgestellt wird. Der Ausschuß denkt 
dabei in erster Linie an den von Riehl schon 
in seiner Kaiser-Geburtstags-Rede im Jahre 1910 
angeregten Plan zur Gründung des Dozenten- 
hauses. Die Mitteldeutsche Kreditbank in Berlin 
W.50, Tauentzienstraße 12, nimmt auf das Konto 
„Riehl-Stiftung‘‘!) Beiträge zu dieser Ehrengabe 
entgegen. 


Die Anwaltskammer zu Berlin teilte 
dem Bunde der Berliner Haus- und Grund- 
besitzervereine mit, daß es sich mit dem Stan- 
desbewußtsein der Rechtsanwälte 
nicht vertrage, wenn die bei diesen Vereinen 
als Syndici tätigen Rechtsanwälte den Vereins- 
mitgliedern kostenfreien juristischen Rat erteilen. 
Die Kammer bat auch die Vereine, sie möchten 
in ihren Veröffentlichungen die betreffenden An- 
wälte nicht ausdrücklich als ihre Syndici be- 
zeichnen und nicht deren Wohnungen besonders 
nennen. Darauf bat der genannte Bund die An- 
waltskammer, die betreffenden Bestimmungen zu- 
rückzunehmen. Die Kammer teilte jedoch dem 
Bunde mit, sie könne seinen Wünschen nicht 
nachkommen. 


Auch in Bavern bemüht man sich um den 
Schutz des Berufes der Anwälte. Das 
beweist eine vor kurzem von etwa 740 Anwälten 
an das Justizministerium zu München gerichtete 
Eingabe, in der diese bitten, es solle jeder, der 
sich als selbständiger Rechtsanwalt nicccrlasse, 
aus der Liste der Anwärter für den Staatsdienst 
gestrichen werden. Nur, wenn die betreffenden 
Anwärter in d\n Dienst eines anderen Rechts- 
anwaltes treten, also keine eigene Kanzlei er- 
richten, soll die Streichung nicht geschehen. So 
soll verhindert werden, daß die ständigen Rechts- 
anwälte durch die Gründung zahlreicher, nur 
vorübergehender Anwaltsbureaus geschädigt 
werden. 


Für die Gründung emes Universitäts- 
Muscums zu Berlin tritt ein Akademiker 
(M.-J.)?) ein. Er schlägt vor, alles auf die Uni- 
versität Bezügliche dort zu vereinigen und er- 
innert, wie schön es z.B. gewesen wäre, hätte 
man den idyllischen Universitatsgarten, der kürz- 
lich dem Erweiterungsbau der Universität trotz 
aller Bitten und Spenden weichen mußte, wenig- 
stens im Bilde durch einen Künstler für die Zu- 
kunft erhalten lassen. Der Verfasser erwähnt 
auch, daß die Universität eine, freilich unvoll- 
ständige, Bildnis-Sammlung ihrer Lehrer besitzen 


1) Soeben wird bekannt, daß eine hochbetagte Dame aus 
Frankfurt am Main der Stiftung 10000 Mark vermachte. 


2) Vossische Zeitung Nr. 148, 10. Beilage, 22. März 1914. 


solle. Bei dieser Gelegenheit möchte ich er- 
wähnen, daß in der Bibliothek der Technischen 
Hochschule zu Berlin früher in Rahmen unter 
Glas auch die Lichtbilder einer Reihe von Pro- 
fessoren der Hochschule hingen. Schon damals 
waren diese (wenn ich nicht irre) nach Ab- 
teilungen geordnet, nicht vollständig, und jetzt 
sind sie leider zum Teil aus dem Lesesaal der 
Bibliothek fortgenommen. Wie leicht wäre es, 
durch eifriges Sammeln hier ein wenig Personal- 
geschichte der Technik zu treiben! Die studie- 
rende Jugend sollte die Lehrer früherer Zeit 
wenigstens aus dem Bilde kennen lernen können! 


Der Rektor der Universität zu Wien, Pro- 
fessor R. v. Wettstein, regt in einem Auf- 
rufe soeben an, dort ein Museum für Hoch- 
schulwesen und Studentenleben zu 
errichten. Die von Oesterreich in der Sonder- 
abteilung „Der Student‘ auf der Internationalen 
Buchgewerbe-Ausstellung vorgefthrten Sammlun- 
gen sollen den Grundstock dieses Museums 
bilden. 


Technologische Muscen, nicht etwa 
für die Technischen Hochschulen, nein, für die 
Handelshochschulen, als cinen Bestandteil der 
den Handelshochschulen anzurliedernden „Aus- 
landsinstitute" wünscht Dr. A. Binz), 
Professor der Chemie an der Handelshochschule 
zu Berlin. Als Muster schwebt ihm das „Im- 
perial Institute of the united Kingdom, the 
Colonies and India“ in London vor, zu dem auch 
ein warenkundliches Untersuchunesamt gehört. 
Binz sagt, „wir haben in Deutschland nur 
eine große öffentliche Warenprüfungsstelle, 
das Königliche Matcrialprüfungsamt in Lichter- 
felde .. .“. Er übersieht, daß neben zahlreichen 
öffentlichen anderen Warenprutstellen, wie der 
Technischen Hochschule Berlin das 
Amt in Lichterfelde, so auch den Technischen 
Hochschulen zu Dresden und Stuttgart, 
Materialprüfämter angegliedert sind. Deshalb 
dürften weitere solche Aemter nicht gerade 
dringend notwendig sein. Auch die Gründung 
neuer technologischer Museen ist kaum wün- 
schenswert. Statt durch solche Neuerrichtungen 
die Öffentlichen oder privaten Mittel zu zer- 
splittern, sollte man, wenn die bisher vorhan- 
denen Sammlungen für Warenkunde nicht aus- 
reichen oder in anderer Weise ausgestaltet wer- 
den müßten, das Geld zu dem weiteren Ausbau 
und zur Vervollkommnung der z.B. bei der 
Technischen Hochschule, der Bergakademie und 
der Geologischen Landesanstalt in Berlin in deren 
verschiedenen Instituten vorhandenen Sammlun- 
gen verwenden und diese vielleicht an einer 
Stelle vereinigen, zumal durch das in allernächster 
Zeit erfoleende Aufgehen der Bergakademie in 
der Technischen Hochschule Berlin deren 
Sammlungen in Charlottenburg leicht zugänglich 
werden. Wir haben schon heute in Deutschland 
viel zu viel Sonder-Sammlungen. Befinden sich 
doch z. B. zur Geschichte der Technik in 
Berlin mehrere (Verkehrs- und Baumuseum, 
Postmuseum, Technische Hochschule u. a.), 
weitere in Nürnberg (Verkehrsnuseum, Ger- 
manisches Museum) und in München (Nationai- 
museum, Deutsches Museum) und anderwärts. 


Dr- Gug. Martin W. Neufeld 


3) Technologische Museen, Vossische Zeitung Nr. 122, S. März 
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Hochschulnachrichten 


Die Baumeister-Titel-Frage im Preußischen 
Abgeordnetenhause !) und in der Budget- 
kommission °). 


Bei der Beratung über den Bauetat schnitt 
der etatsmäßige Professor für Städtebau an der 
Technischen Hochschule Danzig, Geh. Baurat 
Friedrich Gerlach, die Frage des Baumeister- 
Titels im Sinne des Ärchitekten-Vereins zu Berlin 
an, der bekanntlich durchaus nicht die Ansicht 
aller zum Verbande der Architekten- und Inge- 
nicur-Vereine gehörisen Vereine hinter sich hat. 
Er sagte: „man würde, soweit ich unterrichtet 
bin, vud ich g@iaube recht gut unterrichte. 
sein, auch für die Verleihung des Titels „Bau- 
assessor“, wie er in Bavern schon seit vielen 
Jahren besteht, an alle diejenigen, welche die 
srobe Staatsprüfung bestanden haben, 
sehr dankbar sein“, wenn die Anträre des 
Berliner Architekten-Vereines beim Bundesrat auf 
Schwierigkeiten stoßen würden. Daher bat er 
den Minister von Breitenbach, beim Bun- 


desrate wärmstens dafür eintreten zu wollen, 
dab diese Wünsche, deren Dolmetsch er sei, 
recht bald erfüllt würden. Der Herr Minister 


„wird sich, das bin ich sichert, sagte Professor 
Gerlach, „den aufrichtieen Dank der höheren 
Techniker, besonders aber auch der ihm = untet- 
stellten höheren Staatsbaubeamten, erwerben‘. 

Der Abgeordnete Justizrat Lippmann 
äuberte sich wie folgt: ,,. selbstverständlich 
stehen auch wir (tortschrittl. Volkspartei) aut 
dem Standpunkt, daß der Titel Baumeister‘ (so! 
nicht Regterungsbaumeister!), „der durch lang- 
janriges Studium erworben wird, auch geschützi 
wird“. Dem Herrn Abgeordneten scheint also 
nicht bekannt zu sein, daß der „Baumeistertitel“ 
als solcher in Preußen überhaupt nicht geführt 
werden darf, und daß sein Gebrauch strafbar 
ist (vergl. Landmann, GewO. 2. A. H, S. 536 
und die zahlreichen, von Dr. P. Siméon’) auf 
Seite 25r zitierten Belege). 

Besonders bemerkenswert scheinen die Worte 
des Herrn Ministers der Öffentlichen Arbeiten, 
v. Breitenbach: „Was die Frage der Reser- 
vierung des Baumeistertitels für die höheren 
Baubeamten betrifft, so kann ich mich den Aus- 
fuhrungen des Herrn Abgeordneten Gerlach 
im wesentlichen anschließen. Ich muß mir cine 
gewisse Reserve auferlegen, da es eine Ange- 
lexenheit ist, die auf Grund der Gewerbeordnung 
im Bundesrat ihre Erledigung findet. Der Streit 
echt hoch. Auf der einen Seite stehen die 
Diplom-Invenicure, die auf Grund der Ablegung 
des Diplomexamens den PBaumeistertitel bean- 
spruchen, auf der anderen Seite stehen die 
höheren Techniker, die ihre Staatsprüfung abge- 
legt haben, die dem mit alier Entschiedenheit 
widersprechen. Ich darf wohl aussprechen, daß 
ich für die letzte Auffassung Sympathien habe.“ 

Erwähnt sei, daß in der 13. Sitzung der 
Buisetkommission Geh. Reg.-Rat und Landesrat 
Schmedding und der Herr Minister einen 
ähnlichen Standpunkt vertraten. In diesem Sinne 
erstattete dann auch der Abgeordnete Geh. Reg.- 
Rat und Landrat Brütt sein Referat als Bericht- 
erstatter der Kommission. 


Dr.-Ing. Martin W. Neufeld 
1) Verh. Haus. Abg. 22. Legisl. II. Sess. 1914, 2978-79, 
2993-98, 3097 - 09, 3022, 3051, Nachträge 3001 - 3016c. 
=} Verh. Budgetkomm , 13. Sitz., pg. 2. 
*) P. Simeon, Baumeistertitel und Bundesrat. Zur Auslegung 
des 133 Abs. 2 Gewerbe-Oidnung, Z. Verb. D. Dipl.-Ing. 5 (1914) 
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Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Aachen. 


Der Privatdozent für physikalische Chemie, 
besonders theoretische Metallurgie, an der Tech- 
nischen Hochschule zu Aachen, Prof. Dr. Kart 
Bornemann, wurde zum etatsmabigen Pro- 
fessor und Vorsteher des metallhüttenmännischen 
Instituts an der Technischen Hochschule zu 
Breslau als Nachtoiger des ausscheidenden Prof. 
Friedrich berufen. Er übernimmt sein neues 
Lehramt mit Beginn des bevorstehenden Sommer- 
halbjahres. | 


Technische Hochschule Berlin. 


Geh. Baurat Fritz Laske, etatsmäßiger 
Professor in der Abteilung für Architektur an 
der Technischen Hochschule zu Beriin, vollendete 
am 25. März sein 60. Lebensjahr. Laske, einer 
der verdienstvollsten Lehrer der jungen Archi- 
tekten besonders auf dem Gebiete der Orna- 
mentik, ist Königsberger von Geburt. 


* + 
* 


Das Stipendium der an der Technischen Hoch- 
schule zu Berlin bestehenden Louis Boissonnet- 
Stiftung für Architekten und Bauingenieure für 
das Jahr 1914 ist mit Genehmigung des Herrn 
Ministers der geistlichen und Unterrichts-Angce- 
legenheiten an den Regierungs-Bauführer Tivt.= 
sua. Bernhard Fischer in Fürstenau ver- 
liehen worden. 


Nach der festgestellten Aufgabe soll der 
Stipendiat in deutschen, niederländischen und 


englischen Häfen die Betriebseinrichtungen für 
den Umschlagverkehr der Kohle studieren, nach 
Systemen ordnen und nach technischen und wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten kritisch beleuchten. 


+ 
s * 


Kaiser-Jubilaumstafel. Die Gedenktafel, die 
zur Erinnerung an das Regierungsjubilium des 
Kaisers vom Lehrkörper der Technischen Hoch- 
schule Charlottenburg gestiftet wurde, hat so- 
eben auf dem östlich vom Erdgeschoß nach dem 


ersten Stock führenden Treppenaufgange im 
Hauptgebäude der Hochschule, gegenüber der 


groBen Halle, ihren Standort gefunden. Sie ist 
eine kleine Bronzetafel, die in lateinischer Schrift 
folgende Worte trägt: „Zum Gedächtnis des 
15. Juni 1913, an dem Kaiser Wilhelm II. das 
25. Jahr seiner Regierung vollendet. Gestiftet 
vom Lehrkörper der Technischen Hochschule.“ 
Die Tafel ist von dem Bildhauer Sautter-Kassel 
modelliert und von Oskar Gladenbeck herge- 
stellt. 


Technische Hochschule Darmstadt. 


Der Großherzogliche ordentliche Professor der 
Mathematik. Herr Dr. J. Horn, erhielt einen 
ehrenvollen Ruf an die Universitat Jena. Es 
ist aber gelungen, die bewährte Kraft der Darm- 
stidter Technischen Hochschule zu erhalten und 
den ihr drohenden schweren Verlust abzuwenden. 


$ $ 
+ 


Dem Dr. Friedrich Behn zu Mainz 
wurde die venia legendi für Altertumskunde an 
der Großherzoglichen Technischen Hochschule zu 
Darmstadt erteilt. 


Technische Hochschule Hannover. 
Für das Fach der Kunstwissenschaft habili- 
tierte sich an der Technischen Hochschule zu 
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Hannover Dr. phil. Viktor Kurt Habicht, 


wissenschaftlicher Hilfsarbeiter am Kestner- 
museum. 
Technische Hochschule Karlsruhe. 


Professor Dr. Fritz Schwangart, Pri- 
vatdozent für Zoologie an der Technischen Hoch- 
schule zu Karlsruhe und Leiter der zoologischen 
Abteilung an der königl. Versuchsanstalt für 
Wein- und Obstbau in Neustadt a.H., hat den 
Ruf als ordentlicher Professor der Zoologie (für 
allgemeine und forstliche Zoologie) und Mitglied 
der königl. Versuchsanstalt an der königl. 
sächsischen Forstakademie zu Tharandt zum 
April dieses Jahres angenommen. Er tritt hier 
an Stelle von Prof. Dr. Karl Escherich. Schwan- 
gart ist 1874 zu München geboren. Er hat in 

ünchen und Berlin zuerst Medizin, dann Natur- 
wissenschaften und Philosophie studiert und Zoo- 
logie als Hauptfach gewählt. Seine Hauptlehrer 
waren R. Hertwig und Br. Hofer in München. 


& ş * 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 


Die unmittelbare Umsteuerung der 
Verbrennungskraftmaschinen. Von Dipl.- 
Qng. Christian Pöhlmann aus Schwarzenbach a. S. 
Leonhard Simion Nf., Berlin 1914. - 


Technische Hochschule Breslau. 


Die Wirtschaftlichkeit des Maschinen 
betriebes einer oberschlesischenStein 
kohlengrube. Von MDipl.-Qng. Karl Schultze, 
Breslau. Gebrüder Böhm, Kattowitz O.-S. 1913. 


Technische Hochschule Danzig. 


Ueber dasSystem Wolfram-Kohlen- 
stoff. Von Ingenieur Rudolf Wunsch, Wien. Leo- 
pold Voss in Leipzig und Hamburg 1914. 


Technische Hochschule Darmstadt. 


Zersetzungsspannungen geschmol- 
zener Salze und deren Aenderung mit 
der Temperatur. Von Dipl..Qng. Einar Bergve. 
Joh. Conr. Herbert’sche Hofbuchdruckerei Nachfolger 
Dr. Adolf Koch, Darmstadt 1914. 


Technische Hochschule Hannover. 
Beiträge zur Frage der günstigsten 
VerhältnisseimErregerstromkreis der 
Wienschen Hochfrequenzsirene Von 
Dipl.-Ing. Erich Behne. 1914. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 


Die Anpassung der Fernsprechan- 
lagen an die Verkehrsschwankungen. 
Von Fritz Lubberger. Jul. Springer, Berlin 1914. 


Technische Hochschule München. 


Die Kathedrale von Paros und die 
verwandten kirchlichen Baudenkmäler. 
Von Dipl.-Ing. Manfeld Bühlmann aus München. 
Carl Winters Universitatsbuchhandlung, Heidelberg 
1914. 


Beitrag zur Kenntnis der geologi- 
schen Verhältnisse des Alz- und Sal- 
zachgebietes. Von Dipl.-Qng. Emil Habermehl. 
Thiemesche Druckereien G. m. b. H., Kaiserslautern 
1913. 
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Buchbesprechung. 


Der Dieselmythus. 


In Nr. 1 dieser Zeitschrift hat Herr 
Sug. R. Barkow sich mit meiner Schrift 
Dieselmythus‘“ beschäftigt. Ich gehe aut 
Aeußerungen nur ein, weil sie an diesem Orte 
gemacht sind und bemerke, daß ich ihnen nicht 
sofort entgegengetreten bin, weil ich abwarten 
wollte, ob meiner Schrift irgendwelche sach- 
liche Kritik zuteil werden würde. Dieses ist 
nun nicht geschehen, und das, was erfolgt ist 
und überhaupt Berücksichtigung verdient, habe 
ich in der Zeitschrift „Der Oelmotor‘“, Nr. 11, 
S. 795 ff., zurückgewiesen. Was die Quellen 
meiner Schrift betrifft, so sind es Diesels eigene 
Aeußerungen: die Patentschriften zu seinen Pa- 
tenten Nr. 67207 vom 28 Febr. 1802 und 
Nr. 82168 vom 11. Nov. 1893, und seine Broschüre: 
„Der rationelle Warmemotor usw.“ von Anfang 
1893. Ferner der Vortrag, den er im Juni 1807 
aut der Casseler Hauptversammlung des Vereins 
Deutscher Ingenieure über seinen neuen Motor 
hielt. Endlich der Vortrag über die „Entstehung 
des Dieselmotors‘“, den er infolge einer Aut- 
forderung des Vorstandes auf der Hauptver- 
sammlung der Schiffbautechnischen Gesellschaft 
in Berlin gehalten hat und der in dem „Jahr- 
der Gesellschaft veröffentlicht worden 
ist. Ich konnte endlich noch das im Spätherbst 
vor. Jahres erschienene Buch Diesels: „Die Ent- 
stehung des Dieselmotors‘“ kurz berücksichtigen, 
das übrigens, soweit sein Inhalt hier in Betracht 
kommt, abgeschen von einigen kurzen .,Rand- 
bemerkungen‘ nichts als em neuer Abdruck 
des Berliner Vortrages ist. Alle diese Schriften 
Diesels sind jedermann zugänglich, ebenso wie 
die wenigen von mir benutzten, hier nicht auf- 
geführten Aeußerungen anderer, die alle aus 
den Jahren 1887--1898 stammen. 


Herr Barkow verdammt meine Schrift in 
Bausch und Bogen und behauptet, daß sie civent- 
lich nur aus persönlichen Angriffen auf Diesel 
bestände. Das ist gewissermaßen richtig, aber 
es konnte der Sachlage halber nicht anders sein. 
Ich habe alles, was Diesel über die Entstehung 
des sog. Dieselmotors selbst berichtet hat, 
gleichfalls berichtet, und ich weise dann nach, 
wie sich bei seinen Versuchen der von ihm ur- 
sprünglich vorgeschlagene, unausfuhrbare Motor 
in den heutigen Oelmotor umwandelte, ohne 
daß er dabei eine erfinderische Tätigkeit aus- 
geübt hätte. Ich weise ferner nach, daß Diesel 
weder theoretisch noch praktisch der von thm 
zu lösenden Aufgabe gewachsen war, und daß 
seine fortwahrenden Mißgriffe der Grund waren, 
daß jene ganz naheliegende Umwandlung sich 
über fast vier Jahre hinzog und enorme Sum- 
imen verschlang. Endlich weise ich noch nach, 
daß Diesels Darstellung der betreffenden Vor- 
gänge schr stark gefärbt ist und Hochwich- 
tiges verschweigt und dafür nicht Geschehenes 
erdichtet. Ich konnte also nur tadeln und an- 
greifen. 

Meine Beweisführung auch nur in einem ein- 
zigen Punkte zu widerlegen, hat Herr Barkow 
unterlassen. Sie hier zu wiederholen, ist natür- 
lich nicht möglich, und ich muß mich daher da- 
mit begnügen, auf sie zu verweisen und um 
thre Prüiung zu bitten. Worauf dann der Leser 
vor allem achten müßte, ergibt sich aus fol- 
genden Worten Herrn Barkows: 


Tipl.- 
„Der 


seine 
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„Lüders sagt (L., S. 8)1): „Es müssen nicht 
allein die Deutungen, welche Diesel den von 
ihm berichteten Tatsachen gibt, in weitgehen- 
dem Maße angegriffen werden, sondern es zeigt 
sich auch, daß gewisse, unzweifelhaft vorhan- 
dene Tatsachen von ihm verschwiegen werden, 
und daß andere angebliche Tatsachen nicht vor- 
handen gewesen sein können.“ Weshalb diese 
Notwendigkeit besteht, sagt der Verfasser 
nicht. Ich habe mich auch vergeblich bemüht, 
aus dem Inhalte des Buches eine Unterlage da- 
für zu finden, daß der angezogene Satz rich- 
tig ist.“ 

Herr Barkow greift hier nicht nur meine 
Intelligenz an, sondern auch meine Wahrhaftig- 
keit, was allein für mich Bedeutung hat, und 
was ich auf das entschiedenste zurückweise. 
Ich halte alles von mir Gesagte aufrecht und 
bitte deshalb die folgenden drei Sätze zu wider- 
legen, um die es sich hauptsächlich handeln 
würde: ü 
1. Diesel hat in dem zweiten, im vor- 

jährigen Jahrbuche der Schiffbautechnischen 

Gesellschaft enthaltenen Abdrucke (L., S. 28 

unter Nr. 10) seines am 21. November 1912 

in der Hauptversammlung der genannten 

Gesellschaft gehaltenen Vortrages gewisse, 

von ihm in dem ersten, in der Versamm- 

lung verteilten Abdrucke dieses Vortrages 
vorhandene Aeußerungen nachträglich fort- 
gelassen, und hat dann, auf den so geän- 
derten Text gestützt, den Professor Nägel- 

Dresden in ungerechtfertigter Weise ange- 

griffen (L., S. 108, 114, 115). 

2. Die plötzliche Ingangsetzung des Versuchs- 
motors Diesels, welche im Oktober 1894, anı 
Anfange der vierten Periode der schon über 
ein Jahr dauernden und noch in der dritten 
Periode völlig mißlungenen Versuche, plötz- 
lich eintrat, ist erfolgt, ohne daß damals 
eine Aenderung der Form, Lage und Größe 
des Verdichtungsraumes des Motors gemacht 
worden wäre (L., S. 136—140, 163), was 
Diesel wiederholt als die Basis seines Er- 
folges hingestellt hat. 

3. Diesel hat die ihm plötzlich gelingende In- 
gangsetzung seines Versuchsmotors durch 
Abkühlung des Zylinders des Mo- 
tors erreicht (L., S. 163), was er aber stets 
verschwiegen hat. Es trat nämlich, wie 
ich beiläufig bemerken will, in den gekuhl- 
ten Zylinder dichtere und also mehr Luft 
ein, so daß in ihm mehr Petroleum ver- 
brannt werden konnte. Demgemäß wurden 
größere Diagramme und also größere Ar- 
beitsleistungen erzielt, worauf der Motor 
in Gang kam, der bis dahin von der Trans- 
mission der Fabrik hatte getrieben wer- 
den müssen. 


Der erste der vorstehenden drei Sätze ent- 
hält die Anklage, daß Diesel eine Fälschung 
begangen hat, und zwar deshalb, um den Pro- 
fessor Nägel angreifen zu können. 


Der zweite Satz enthält die Anklage, daß 
Dicsel wissentlich die Wahrheit durch falsche 
Argaben verletzt hat. 


Der dritte Satz konstatiert, daß Diesel die 
Wahrheit wissentlich verschwiegen hat. Dieser 
dritte und der zweite Satz bilden den Angel- 
punkt, um den die Beurteilung der Wahrhaftig- 
keit Diesels sich dreht. 


1) Ich bezeichne in Zitaten meine Schrift durch „L®. 
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Herr Barkow bespricht außer meiner Schrift 
auch das im Herbste des vorigen Jahres er- 
schienene Buch Diesels: „Die Entstehung des 


Dieselmotors“. Diesel sagt in der Vorrede des 
Buches von demselben: 
„Diese Schrift entstand aus einem am 


21. November 1912 in der Schiffsbautechnischen 
Gesellschaft zu Berlin... gehaltenen Vortrage. 

Dieser Vortrag war nur ein auf kurze Zeit 
bemessener, daher sehr lückenhafter und ins- 
besondere ganz unvollständiger Auszug aus der 
hier vorliegenden Arbeit, die gegenüber dem 
Vortrage etwa den dreifachen Umfang hat und 
viele Kapitel und Ergänzungen hat, die der Vor- 
trag nicht einmal berühren konnte. Nur diese 
Ausgabe (!) darf daher als eine erschöpfendere 


Behandlung des Gegenstandes angesehen wer- 
den usw.‘ 

Der wahre Sachverhalt ist folgender (L., 
S. 229ff.): Das Buch Diesels ist in seinem 


wesentlichen Teile nichts anderes, als ein neuer 
(N.B. der dritte), so gut wie unveränderter 
Abdruck seines in der genannten Versammlung 
schon gedruckt auflicegenden Vortrages. Der 
Vortrag ist dann zum zweiten Male in dem vor- 
jährigen Jahrbuche der Schiffbautechnischen Ge- 
sellschaft abgedruckt worden und jetzt zum 
dritten Male in dem „Buche‘. Verändert bzw. 
entfernt sind im zweiten Abdrucke einige sehr 
bedenkliche AeuBerungen, die sich hauptsäch- 
lich in dem ersten Teile des Vortrages, der 
„Entstehung der Idee“ befanden, und diese 
Purifizierung, bei der übrigens gelegentlich auch 
etwas neues Unrichtiges eingeschoben wurde, ist 
dann in der dritten „Ausgabe“ noch weiter 
durchgeführt worden. Der größere Umfang des 
» Buches“, 158 Seiten gegen 88 Seiten des Ab- 
druckes im Jahrbuche, ist nun nur durch die 
Hinzufügung eines neuen Abschnittes, S. 90 bis 
150, über ,,weitere Laboratoriumsarbeiten nach 
der Entstehungszeit des Motors von der zweiten 
Hälfte 1897 bis Ende 1899“, an welchen Ar- 
beiten Diesel, wie er selbst sagt, nur durch 
seine „Oberleitung‘ derselben beteiligt gewesen 
ist und die mit dem Vortrage nichts zu schaffen 


haben, herbeigeführt worden. An diesen Ab- 
schnitt schließen sich dann noch auf S. 151—-158 
„Randbemerkungen“ zum Vortrage an, von 


denen die Nummer 3 und 5 von erheblicher 
Wichtigkeit für die Beurteilung Diesels sind. 

Es geht aus dem Gesagten hervor, daß das, 
was Diesel über das Verhältnis der dritten 
„Ausgabe“ seines Vortrages zu den früheren 
Ausgaben gesagt hat, unwahr und zweifellos 
deshalb vorgebracht ist, um alle auf die früheren 
Ausgaben fußenden Kritiken seiner Tätigkeit, 
einschließlich der ihm, wie er wußte, von meiner 
Seite drohenden, als nichtig hinzustellen. 


Herr Barkow sagt nun von Diesels Buche: 
„Diesels letzte Schrift! Man möchte wünschen, 
daß er länger gelebt hätte, um die Wirkung 
dieses Buches zu sehen und Stellung zu den 
Angriffen nehmen zu können, die es erneut 
hervorgerufen hat. Die Angriffe, die etwa seit 
1908 geruht hatten, begannen von neuem bei 
der Diskussion des Dieselschen Vortrages auf 
der Versammlung der Schiffbautechnischen (ie- 
sellschaft im November 1912 usw.“ 

Die früheren Angriffe, von denen Herr Bar- 
kow spricht, sind hauptsächlich von mir in den 
Jahren 1893 und 1898 gemacht worden (L., 
S. 89 ff., 217); sie sind aber ganz anderer Art, 
als die in der Berliner Versammlung von den 
Herren Riedler und Nägel ausgegangenen. Aut 
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diese Angriffe, die Herr Barkow als den Grund 
der Veröffentlichung des „Buches‘ ansieht, hatte 
Diesel sogleich in der Versammlung unter fre- 
netischem Beifalle seiner Zuhörer geantwortet, 
und seine Aeußerungen, vermehrt durch eine 
„Zuschrift‘, waren dann im „Jahrbuche‘‘ ab- 
gedruckt worden. Um der Herren Riedler und 
Nägel willen brauchte Diesel also seinen Vor- 
trag nicht noch einmal abdrucken zu lassen. 
Der Zweck des Neudruckes war nur der, seinen 
Ruhm auch außerhalb der Schiffbautechnischen 
Gesellschaft urbi et orbi zu verkünden. Bei 
dieser Gelegenheit konnte er dann einem An- 
griffe entgegentreten, den er nicht, und 
ebensowenig Herr Barkow, er- 
wäahnt, nämlich den von Professor P. Mever 
in Delft ausgegangenen. Herr Meyer hat im 
Frühjanre 1913 eine Broschüre „Beiträge zur 
Geschichte des Dieselmotors“ (L., S. 28 unter 
Nr. 14) verctientlicht, in der er darlegt, daß 
Diesel insofern kein Erfinder sei, als die Ver- 
wandlung des von ihm vorgeschlagenen unmög- 
lichen isothermisch arbeitenden Motors ohne 
Kühlung in den heutigen gekühlten Gleichdruck- 
motor sich „rein automatisch“ (L. S.19 
unten) vollzogen habe. Gegen diese. und ein 
paar andere Behauptungen Mevers richten sich 
nun die „Randbemerkungen“ 3 und 5 im Buche 
Diesels. Was er in ihnen sagt, muß aber ent- 
schieden zurückgewiesen werden; leider ist hier 
nicht der Platz, diese Dinge noch eingehender zu 
-ercrtern, als ich in meiner Schrift getan habe 
(L., S. 231--234). | 

Das, was Herr P. Mever behauptet, bildet 
den Hauptteil dessen, was ich in meiner Schrift 
bewiesen habe. Indem Dieselsich gegen 
Mever wandte, wandte er sich auch 
gegen mich. Er hat also auf das, was 
ich ihm vorwerfe, tatsächlich ant- 
worten können und geantwortet, so 
wie ich meinerseits glücklicherweise noch im- 
stande gewesen bin, seine Randbemerkungen in 
meiner Schritt zu besprechen. 

Herr Barkow, der mir tatsächlich aus Diesels 
Verottentlichungen nichts entgegenzuhalten ver- 
mag, verweist auf die Enthüllungen, die sich 
in den von Diesel hinterlassenen Papieren finden 
würden. Ich sehe dieser Untersuchung ruhig 
eutgegen. Diesel hat in den „Randbemerkungen“ 
ganz pewif alles vorgebracht, was er aus seinen 
Papieren als Beweisstücke dafür vorbringen zu 
können glaubte, daß eigenes Nachdenken (und 
nicht zwingende Notwendigkeit und außerdem 
die ihn belehrenden Stimmen der Kritik) ihn zur 
\urgabe seines isothermischen Motors gebracht 
aaben. 

Aut die zweite Seite der Entstehung des Oel- 
motors, die rein konstruktive, ist Diesel in den 
„Randbemerkungen‘ nicht eingegangen, aber er 
hat sie in seinem Vortrage so eingehend behan- 
delt, dab nichts zu sagen übrig geblicben ist. 
Allerdings hat er, um nur dies anzuführen, nicht 
angegeben, wie der mißglückte Regulator, den er 
“iferst anzuwenden versuchte (L., S. 187), cigent- 
lich arbeiten sollte, würde dieses nun aus seinen 
Papieren aufgeklärt, so dürfte er doch dadurch 
kaum entlastet werden. 

Herr Barkow sagt von mir: 

„Es wird dem Konstrukteur des Dieselmotors 
(und das bleibt Diesel trotz allem) nichts Ge- 
ringcres vorgeworfen, als absolute Ignoranz auf 
tast allen Gebieten des Kraftmaschinenbaues, 
absichtliche Täuschung der beteiligten Firmen 
und Personen über die Ursachen der im Laufe 
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der Entwicklung aufgetretenen Erscheinungen, 
schließlich Unwahrheit in höchster Potenz bis 
in die letzten Jahre hinein.“ 


Daß bei Diesels Versuchen schließlich im 
Jahre 1897 ein einigermaßen betriebsfähiger 
Motor entstanden war, ist natürlich unbestreit- 
bar, und insofern ist Diesel als Konstrukteur des- 
selben anzusehen. Welche Fänigkeiten und 
welches Wissen er aber dabei gezcigt hat, ist 
eine Frage für sich. „Absolute Ignoranz“ habe 
ich ihm nicht vorgeworfen und überhaupt solche 
allgemeinen Schlagwörter nicht gebraucht. Da- 
gegen habe ich ihm allerdings sehr geringe theo- 
retische und praktische Kenntnisse auf Grund 
des von mir Nachgewiesenen zugeschrieben. 
Schließlich ist dieses cin Streit um Worte. 
Anders liegt die Sache bezüglich der Behaup- 
tung, ich hätte bei Diesel absichtliche Täuschung 
seiner Auftraggeber angenommen. Dieses ist un- 
richtige! Was ich Diesel vorgeworfen habe, ist ein 
höchst leichtfertiger Optimismus. Wenn er nun 
auf gutes Glück hin etwas unternahm, zu dessen 
Durchführung er, wie er sich selbst sagen mußte, 
nicht befähigt war, so war er allerdings eine Art 
Schwindler, aber er war kein Betrüger. Wie 
konnte er überhaupt scine Auftraggeber über die 
„Ursachen der auftretenden Erscheinungen“ 
täuschen, da er dieselben selbst nicht kannte? 
Hätte er geahnt, daß in den ungekühlten Zvlin- 
der hocherhitzte Luft und daher eine nicht ge- 
nüpende Menge ciutrat, so hätte er ihn sofort 
gekühlt. So wenig habe ich ihn der Täuschung 
beschuldigt, daß ich (L., S. 135) seine „blinde 
Zuversicht“ als das aufführe, was ihn moralisch 
wenigstens teilweise entschuldigt. Allerdings 
wird er die Sachlage gelegentlich wohl etwas 
günstiger geschildert haben als sie war, aber 
daraus habe ich ihm kein Verbrechen gemacht. 
Herr Barkow hat aber Recht in seinem dritten 
Punkte: es ist richtig. daß ich Diesel entschieden 
verurteile wegen seines Auftretens im Jahre 1897, 
als er auf der Casseler Hauptversammlung des 
Vereins Deutscher Ingenieure den neuen Motor 
zuerst Öffentlich besprach. Noch entschiedener 
verurteile ich ihn aber wegen seines Berliner 
Vortrages vom November 1912, und habe ihm 
dementsprechend wenigstens tatsächlich „Un- 
wahrheiten in höchster Potenz“ vorgeworfen. 
Möge man mir beweisen, daß ich Unrecht habe! 


Herr Barkow sagt schließlich, daß er. mein 
Buch nur „im Interesse des guten Tones“ be- 
sprochen habe. Ich kenne nur einen schlechten 
Ton, und das ist der der Unwahrheit. Auf die 
rauhe Schale kommt es nicht an, wenn nur der 
Kern gesund ist. Und wenn früher der Scharf- 
richter im Ciesellschaftsanzuge seines Amtes wal- 
tete, so war dies doch gewiß eine für den 
Delinquenten sehr pleichgültire Aufmerksamkeit. 
Herr P. Mever hat höflicherweise von „Jong- 
leurkunststücken“ Diesels gesprochen; bleiben 
wir ruhig beim Deutschen, wenn es auch „eine 
grobe Sprak* ist! 


Wenn ich dem lebenden Diesel, der nach dem 
Tage von Berlin als Triumphator durch die Welt 
zog, mitunter mit scharfem Spotte entgegen- 
petreten bin, so war dies damals das taktisch 
Beste. Nach seinem Tode etwas zu ändern, hielt 
ich schließlich für unnötig, denn ich hätte den 
Spott durch unumwundene Verurteilung ersetzen 
müssen. Wo Ernst am Platze war, bin ich ernst 
gewesen und bitte z.B. das zu lesen, was ich 
anschließend über Diesels Auftreten in Berlin ge- 
sagt habe (L., S. 220 unten), und nun daraus 
die „Verrohung“ nachzuweisen, die Herr Barkow 
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bei mir entdeckt hat. Ich tröste mich übrigens 
über mein Schicksal damit, daß ein solcher Vor- 
wurf auch einem der Größten gemacht worden 
ist. Lessing hat es sich gefallen lassen müssen, 
daß ihm der Pastor Götze cine gemeine Aus- 
drucksweise vorwarf. Was er darauf erwiderte, 
mag Herr Barkow im „Antigötze* nachlesen. 
Ich wiederhole es hier nicht, weil Herr Barkow 
mich nicht im eigenen Interesse, sondern in dem 
eines Freundes angegriffen hat. 

Schließlich sei bemerkt, daß es mir vor allem 
daraut ankommt, wie die maßgebenden Instanzen 
sich zu meinen Ansichten stellen. Nun habe 
ich schon im Anfange des vorigen Jahres die 
Redaktion der Zeitschrift des Vereines Deutscher 
Ingenieure und den Vorstand der Schiffbautech- 
nischen Gesellschaft von meiner Absicht, Diesel 
anzugreifen, und von den Hauptpunkten meiner 
Anklagen unterrichtet (L., S. 22, 23). Die Zeit- 
schrift des Vereines Deutscher Ingenieure hat 
dann in ihrer Nummer 42 vom 16. Oktober 1913 


einen Nachruf für Diesel gebracht, in dem tat-. 


sächlich nur von den Verdiensten gesprochen 
wird, die die Maschinenfabrik Augsburg sich um 
die Herstellung des Oelmotors erworben hat 


(L., S. 235). 
Zur Zeit, als der Nachruf veröffentlicht 


wurde, war mein Buch noch nicht erschienen, 
aber es lag bereits vor, als die letzte Haupt- 
versammlung der Schiffbautechnischen Gesell- 
schaft am 21. u. 22. November 1913 stattfand. 
Auf ihr ist nun Diesels Name bzw. sein Ableben 
mit keinem Worte erwähnt worden, wie aus den 
Berichten über die Versammlung (Z.V.D.Ing. 
Nr. 47, S. 1961 ff.) hervorgeht. Aber aut der 
Versammlung von 1912 war Diesels Vortrag mit 
„minutenlang anhaltendem und sich immer wieder 
erneuerndem brausendem Beifalle‘“ aufgenommen 
worden! 


J. Lüders, Professor a. D. 


* * * 


„techniker und Kauimann‘. Zeitschrift für 
Werkstatt und Fabrikkontor mit dem Beiblatt: 
Patentwesen. Herausgeber und Verleger: Inge- 
nieur Otto Schulz-Mehrin. 


„Techniker und Kaufmann“ ist eine mehr 
den praktischen und nicht den wissenschaftlichen 
Bedürfnissen entsprechende Zeitschrift. Nach der 
eigenen Anpreisung wendet sie sich an den 
Fabrikanten, den Betriebs-Ingenieur und Werk- 
meister, an den kaufmännisch tatizen Techniker 
und den technischen Kaufmann. Sie sucht ihre 
Leser aufzuklären über Gesetzgebung und Recht- 
sprechung, Versicherungs-, Verkehrs-, Ausstel- 
lungs- und Patentwesen. Die Zeitschrift ist eine 
Sammelstelle hierfür, und es wird in ihr in erster 
Linie über diese Gegenstände, die in den hierfür 
bestimmten Fachblättern ausführlicher und als 
Originalarbeiten erscheinen, im Auszuge be- 
richtet. 

Die Zeitschrift selbst ist in den letzten Jahren 
in stärkerer Entwicklung begriifen gewesen, sie 
hat sich sowohl in Farbe wie in Format als auch 
hinsichtlich dem Titel und dem Verlage in kurzer 
Zeit verändert. Seit dem Jahre 1913 erscheint 
sie in dem sorenannten Weltformat. Hinsicht- 
lich des Inhaltes ist eine Abweichung gegen- 
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über den früheren Jahrgängen nicht zu be- 
merken. Für alle in der Industrie stehenden 
Beamten, welche sich schnell und in großen 
Zügen über die oben erwähnten Gebiete unter- 
richten wollen, dürfte die Zeitschrift von Nutzen 


sein. E. W. 


Hinweis. 


Der in Nr. 3 dieses Jahrgangs veröffent- 
lichte Aufsatz: Technische Bildungs- 
und Hochschulfragen im Württem- 
bergischen Landtag ist die verkürzte 
Wiedergabe eines ausführlichen Berichtes aus 
dem „Gewerbeblatt aus Wirttem- 
berg, Jahrg. 1913, Seite 348 ff. 
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Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 


Dipl-sng. Boye, Erich, 
straße 38, HI. 

Dipl.-Ing. Bürklin, Adolf, Eschweiler (Rhld.), 
Rosenallee 20. Ä 

Dipl-3ng. Dubois, Leo, Abteilungsvorsteher 
bei der Deutschen Maschinenfabrik A.-G. 
Duisburg, Duisburg, Josefsplatz 2. 

Dipl-Jrng. Fömmel, Georg, Regierungsbau- 
meister a.D., z.Zt. Frankfurt a. Main, Gut- 
leutstr. 112. 

Tipl-\ng. Förster, Erhard, Zwickau i. Sa... 
Lessingstr. 4. | 

Zipl-ing. Geitlinger, Fritz, Abteilungsvor- 
stand b. d. A.E.G. Fabrik, Frankfurt a.M., 
Frankfurt a.M., Frankenallee 177, I. 

Dipl-ing. Hensel, Bruno, Ing. beim Tiefbau- 
-amt des Magistrats Berlin (Nordsüdbahn), 
Berlin NW. 87, Solinger Str. 8, IV. 

Dipl.-3ng. Kuhlmann, Karl, Maschinening. bei 
der Dampikessel-Inspektion, Darmstadt, Saal- 
baustr. 12. 

Tipl.- ng. Lauer, Eugen, Regierungsbaumeister- 
a.D., Geschäftsführer d. Fa. Friedr. Schmaltz,. 
G.m.b.H., Offenbach a. Main., Isenburgring 24. 

Tipl-sug. Loch, Oskar, Saarbrücken 3., Nau- 
wieserstr. 1,1. 

Dipl-Qng. Martin, 
Goethestr. 58, III. 

Dipl.-Ing. Martini, Arnold, Mitinh. d. Firma 
Nest & Martini, Ingenieurbüro, Saarbrücken III, 
Nassauer Str. 15. 


Bremen, Faulen- 


Hans, Charlottenburg, 


Pipl.-ing. Müller, Paul Walter, Architekt, 
Mittweida, Sandweg 2. 
ring Tzschachmann, Walther, Stryj,. 
Galizien. 
Tipl.- ng. Voß, Moritz, Cöln, Humboldtstr. 43.. 
* 
In die Liste der Förderer wurde ein- 
getragen: 
Rolin, Otto, Direktor des Ostpreußischen: 
Revisionsvereins, Königsberg i. Pr, Weiden- 
damm 33,1 
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Adressenänderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Hilfskasse 


Adressen- Aenderungen Im Mitglieder -Verzeichnis, 


Dipl.sIng. 


Dipl. 3ng. 
Div leSng. 
Dipl.Ing. 
Dipl. sng. 
Dipl. Jng. 
Dipl.Ing. 
Dipl.-Ing. 
Dipl.Ing. 
Dipl.» ing. 
Dr.-Ing. 

Dipl.-Ing. 
Dipl «Ing. 
tpl. Ing. 
Dipl. sng. 


B.-V. Barmen-Elberfeld. 


A. Sauermann, Mülheim (Ruhr), Ruhrstr. 1. 
G. Soll, Kgl. Oberlehrer a d. Baugewerkschule, Barmen, 
Falkenstr. 7. 


B.-V. Berlin. 

E. Baumann, Regierungsbaumeister, Charlottenburg, 
Goethestr. 21, II r. 

K. Braune, Berlin- Wilmersdorf, Spessartstr. 5, 1. 

Th. Graß, Societe Francaise pour la Fabrication des 
Tubes, Louvrvil (Nord). 

A. Kaufmann, Berlin-Pankow, Kissingenstr. 46 bei 
Tusche. 

G Lenkeit, Grünberg i. Schles., Hatzfeldstr. 35, 1. 

C. W. Müller, Berlin NW. 6, Charitéstr. 5. 

K. Schmidtmann, unbekannt verzogen. 

R. Scholz, Berlin-Wilmersdorf, Joachim - Friedrich- 
Straße 3. 

R. Stich, Technischer Anwalt, Berlin C. 25, Wallstr. 1. 

F. Tannert, Charlottenburg, Grolmanstr. 59. 

W. Weigel, Kaiserl. Regierungsbaumeister, 
NW. 87, Eyke-von-Repkow-Platz 3. 


Berlin 


B.-V. Bernburg-Dessau. 
Goetze, Hamburg, Große Allee 6. 
B.-V. Bochum. 
Hartmann, Wanne i. W., Königstr. 16, II. 
B.-V. Braineshweli: 

Brüser, Nordhausen a. H., Thüringer Str. 4. 
Westerkamp, Braunschweig, An der Pauli- 
kirche 4, III. 

W. Wurm, Braunschweig, Roonstr. 2. 


A. 
G. 


B.-V. Bremen. 
E. Harms, Direktor des Betriebsaintes der Stadt 
Riistringen, Riistringen i. Oldenbg., Hegelstr. 62. 


B.-V. Cöln. 
F. Röcke, Griesheim b. Frankfurt a. M., Chem. Fabr. 
Elektron. 
H. Ulrici, Cöln a Rh.- Deutz, Mülheimer Str. 3, II. 


B.-V. Darmstadt. 

F. Grandpierre, Regierungsbaufiihrer, Olpe i W, 
Westfalische Str. 43, bleibt auf Wunsch Mitglied 
des B.-V. Darmstadt. 

W. Loos, Altlandsberg i. Mark. 

Dr. phil. Fr. Mayer, Grube Messel b. Darmstadt. 

H. Müller, Mannheim, Kirchenstr. 7. 

H. Plügge, Düsseldorf, Parkstr. 30. 

O. RayB, Darmstadt, Stirnweg 26, II. 


B.-V. Dresden. 
W. Schützel, Dresden-I.aubegast, Biemarekplita t I. 


B.: V. Frankfurt a. M. 
E. Koch, Frankfurt a. M. 1, Scharnhorststr. 19, IIT. 
K. Paland, Frankfurt a. M. 1, Blumenstr. 18. 
R. Prenzel, Recke i. W. (Kreis Tecklenburg). 
P. Teige, Frankfurt a. M. 1, Hohenstaufenstr. 3, I. 
F. Thomas, Schwanheim a. M., Alte Frankfurter Str. 49. 
E. Vogelsang, Freiburg i. Br., Reichsgrafenstr. 18, I. 


B.-V. Hamburg-Altona. 
E. Appel, Hamburg, Hoheluftchaussee 92, II b. Ann- 
ecker. 
E. Zimmermann, Wilhelmshaven, Kaiserstr. 7 


B.-V. Hannover. 
E. Dreves, Mülheim a. Rh., Dammstr. 21. 


B.-V. Kiel. 
W. Dahlmann, Kiel, Brunswiterstr. 42, I. 
R. Moeller, Kiel, Hasselkamp. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, 


Dipl.-Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.-Ing. 


Dipl.» Ing. 


Dipl.Ing. 


Dr: s Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.s\ing. 


Dr. s Sing. 
Dipl. Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl. «Sng. 


Dipl.-Ing. 
Dr.» Sng. 


Dipl.-Ing. 


Dipl.Ing. 


B.-V. Leipzig. 
E. Burckas, Wiesbaden, Adelheidstr. 28. 
B.-V. Magdeburg. 

P. Knoll, Regierungsbauführer, Magdeburg, Oarten- 

straße 3. 
P. Wieyand, Magdeburg, Gneisenaustr. 2. 

B.-V. Mainz-Wiesbaden. 
E. Bundschuh, Mainz, K. Wilh. R. 52, IT 1. 
W. Milbe, Mainz, Zeybachstr. 9, II. 
B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 

A. Charlier, Berlin-Friedenau, Mainauer Str. 2, II. 
E. Gotthold, Ludwigshafen a Rh., Luisenstr. 6, IH 
E. Schaefer, Betriebsassistent der Berliner Maschinen- 

bau-A.-G , vorm. L. Schwarzkopff, Wildau. 


B.-V. Münch en. 


F. Döring, Kgl. Bez.-Ingenieur, Danzig, Hansa- 
platz 7, II. 

O. Föppl, Wilhelmshaven, Kaiserl. Werft, Torpedo- 
ressort. 


B.-V. Manster i. W. 

R. Wagner, Schorndorf i. Wiirtt. 
B.-V. Nürnberg. 

H. Wohlfarth, Kiel, Muhliusstr. 22, I 1. 

B.-V. Oberschiesien. 
P. Kalisch, Berlin-Halensee, Georg-Wilhelm-Str. 18 19. 
W. Kupfer, Kattowitz (O.-S.), Wilhelmsplatz 6. 

B.-V. Saarbrücken. © 
F. Schulte, Saarbrücken, Oraf-Simon-Str. 8, I. 

B.-V. Stettin. 
W. Stein, Prof. a.d. Kgl. Baugewerkschule, Cölna. Rh., 
Lothringer Str. 25, II. 


B.-V. Straßburg I. Els. 


.F. Schnürer (Förderer, Oesterreicher), Straßburg i. E., 


Bezay Marhesiastaden 5. 


Ausland. 


A. Dyckerhoff, unbekannt verzogen. 


Fr. Gebers, Wien XX, Brigittenauerlände 256 (Schiff- 
bautechnische Versuchsanstalt). 


F. W. Jordan, Charlottenburg, Leibnizstr. 17. 

E. Kretschmar, Luxemburg, Hollericher-Ring 48. 
G. Kuntze, Venedig-Galazzo, Conduliner Golentini. 
K. Spohn, Aachen, Bismarckstr. 119 


Unbekannt verzogen gewesen: 


H. Horstmann, Wilhelmshaven, Deichstr. 6. 
C. Koch, Regierungsbauführer, Magdeburg, Beaumont- 
straße 19, 1. 


Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgende 


Beiträge: 


Dr» Jung. Martin Neufeld, Charlottenburg Mk. 5,— 
B.-V. Leipzig, ET einer Büchsen- 


sammlung . . ee 


20,12 


Wir bitten diejenigen Herren Skog welche die 


von 


ihnen gezeichneten Zuwendungen noch nicht 


gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmöglichste Einsendung der betreffenden Bei- 


rage. 


Das Kuratorium 
1. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 


Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 
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Das Wohnungsamt, 
ein neuer Berufszweig für den Diplom-Ingenieur. 


Von ®ipl.:Äng. 


Der Entwurf des preußischen Wohnungs- 
gesetzes vom 25. Januar 1913, der demnächst 
den Landtag beschäftigen wird, bestimmt, daß 
in allen Gemeinden von mehr als 100000 Ein- 
wohnern Wohnungsämter errichtet. wer- 
den müssen. Die Vorschriften hierüber sind in 
Artikel 4 des Entwurtes, der von der Woh- 
nungsaufsicht handelt, enthalten und lauten aus- 
zugsweise etwa wie folgt: 

„Die Wohnungsaufsicht liegt dem Gemeinde- 
vorstand ob. 

Für Gemeinden mit mehr als 100000 Ein- 
wohnern ist zur Durchführung der Wohnungs- 
aufsicht ein Wohnungsamt zu errichten, das 
mit dem erforderlichen, in geeigneter Weise vor- 
gebildeten Personal, insbesondere mit einer ge- 
nügenden Anzahl beamteter Wohnungsaufseher 
besetzt sein muß. 

Für kleinere Gemeinden kann durch An- 
ordnung der Aufsichtsbehörde die Errichtung 
eines Wohnungsamtes oder die Anstellung be- 
sonderer, in geeigneter Weise vorgebildeter 
Wohnungsaufseher vorgeschrieben werden. 

Mehrere Gemeinden können sich zu einem 
gemeinsamen Wohnungsamt zusammenschließen, 
auch Kommunalverbände können ein gemein- 
sames Wohnungsamt errichten. 

Dem Wohnungsamt können von dem Ver- 
bande, für den es geschaffen ist, weitere ver- 
wandte Aufgaben übertragen werden. 

Auf Anordnung des Regierungs-Präsidenten 
ist die Tätigkeit des Wohnungsamtes auch auf 
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die Nachweisung kleinerer Wohnungen zu er- 
strecken.“ 

Was hier gesetzlich den Gemeinden aufer- 
legt werden soll, ist nicht etwas ganz Neues. 

Schon eine größere Anzahl Städte hat die 
Wohnungsaufsicht eingeführt. Die Organisation 
und die Ausdehnung ist allerdings ganz ver- 
schieden. Bekannt ist, daß Berlin damit be- 
schäftigt ist, die Wohnungsaufsicht im großen 
Maßstabe durchzuführen und vor kurzem durch 
Ausschreibungen nach dem gecigneten Personal 
suchte. 

Wohnungsinspektionen, die meistens mit 
mittleren Beamten, hauptsächlich wohl Tech- 
nikern besetzt sind, befinden sich in vielen grö- 
Beren und mittleren Städten. 

Da es bislang der Wohnungsaufsicht an der 
gesetzlichen Grundlage fehlte, so mußte sich 
ihre Tätigkeit rein auf Beratung und Anleitung 
beschränken; nur selten boten große Mißstände 
Anlaß zum polizeilichen Einschreiten. Ueberall, 
wo die Wohnungsaufsicht eingeführt ist, kann 
sie auf gute Erfolge zurückblicken; es liegt 
aber auf der Hand, daß sie in Zukunft von viel 
größerer Bedeutung sein wird, wenn sie erst 
weiter ausgebaut, mit genügendem Personal be- 
setzt und gesetzlich sanktioniert ist. 

Bei der großen Anzahl der Verbände, die 
nach dem Entwurfe Wohnungsämter errichten 
müssen, werden natürlich auch zahlreiche neue 
Beamtenstellen geschaffen werden, und es dürfte 
an der Zeit sein, rechtzeitig auf die große Be- 
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deutung dieser Frage für den Diplom-Ingenieur 
hinzuweisen. 

Die Aufgabe des Wohnungsamtes ist in erster 
Linie de Durchführung der Bestim- 
mungen der Wohnungsordnungen, 
die nach den Vorschriften des neuen Gesetzes 
von allen Gemeinden mit mehr als 10000 Ein- 
wohnern erlassen werden müssen. 

Die Wohnungsordnungen sollen Vorschriften 
treffen über Beschaffenheit und Instandhaltung 
“ der Wohn- und Schlafräume, über Zahl und Be- 
schaffenheit der erforderlichen Kochstellen, Ab- 
orte, Wasserentnahmestellen, über die in gesund- 
heitlichem und sittlichem Interesse zulässige Be- 
legung der Wohn- und Schlafräume, die Be- 
schaffenheit der den Dienstboten, Gewerbe- 
gehilfen usw. zugewiesenen Schlafräume, über 
Schlafgängerwesen, über die Unterkunftsräume 
der Arbeiter an den Arbeitsstellen und vieles 
andere mehr. 

Es wird natürlich unmöglich sein, in der 
Wohnungsordnung für alle vorkommenden Fälle 
erschöpfende Bestimmungen zu treffen; es wird 
sich vielmehr um die Festsetzung von Gesichts- 
punkten handeln; das weitere wird in jedem 
einzelnen Falle dem Takt des betreffenden Be- 
amten überlassen bleiben müssen, der stets die 
richtige Mitte halten soll zwischen den unbe- 
dingt notwendigen Forderungen der Hygiene 
einerseits und der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit des Hausbesitzers und des Mieters 
anderseits. 

Schon die bisherigen Erfahrungen in der 
Wohnungspflege haben gezeigt, daß der Stand 
des Wohnungsaufsehers, besser des Wohnungs- 
ptlegers, durchaus kein leichter ist. Mieter und 
Vermieter stehen ihm gleich feindlich gegen- 
über, wenn er nicht in der richtigen Weise 
seine Aufgabe auffaßt und zu lösen sucht, und 
der Erfolg ist dementsprechend unbefriedigend. 

Es sind deswegen auch schon Stimmen laut 
geworden, die möglichst weit vorgebildete, 
höhere Beamte zur Ausübung der Wohnungs- 
pflege fordern. Dieses Verlangen geht aber 
zweifellos zu weit; einmal würde die Anstel- 
lung höherer Beamter mit entsprechendem Ge- 
halte den Haushaltungsplan der Gemeinden er- 
heblich belasten, dann würde auch die Auf- 
gabe selbst wissenschaftlich durchgebildete 
Personen auf die Dauer kaum befriedigen. 

Die geeignetste Vorbildung der Wohnungs- 
pflege ergibt sich aus der Natur der Aufgabe. 
Notwendig sind neben wirtschaftlichen, sozialen 
und hygienischen Kenntnissen die Kenntnisse der 
Grundlagen des Bauwesens; es düriten des- 
wegen in erster Linie Techniker in Frage 
kommen. 

Liegt somit fest, daß für die Wohnungs- 
pflege in erster Linie mittlere Beamte in Frage 
kommen, so ist mit um so größerer Berechti- 
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gung für die Leitung des Wohnungsamtes ein 
höherer Beamter zu fordern. 

Ihm werden alle schwierigen Fälle zur letzten 
Entscheidung vorgelegt, in seiner Hand laufen 
alle Fäden zusammen, er muß deswegen über 
ein weit höheres Maß an wirtschaftlichen, sozi- 
alen und technischen Kenntnissen verfügen als 
seine Wohnungspfleger; er muß überall da ein- 
treten, wo sie die Verhältnisse nicht klar genug 
mehr durchschauen und beherrschen. 

Doch damit allein ist seine Tätigkeit bei 
weitem nicht erschöpft; es ist mit Sicherheit 
anzunehmen, daß man auch die Wohnungsnach- 
weise, wie der Gesetzentwurf schon andeutet, 
dem Wohnungsamt angliedern wird. Daher 
muß der leitende Beamte eine ständige Ueber- 
sicht über den Wohnungsmarkt behalten, er 
muß die Erfahrungen der Wohnungsaufsicht 
statistisch behandeln, Folgerungen daraus ziehen, 
Verbesserungen vorschlagen und die Wohnungs- 
ordnung in ständiger enger Fühlung mit den 
Forderungen der Gegenwart halten können. Er 
muß auch den Ursachen der Wohnungsnot nach- 
forschen, muß das Kredit- und Hypothekenwesen 
kennen und gegen ihre Auswüchse ankampfen. 
Den öffentlichen und privaten Wohlfahrtsein- 
richtungen zur Besserung der Wohnverhältnisse 
muß er seine Aufmerksamkeit widmen. Auch 
die rechtlichen Verhältnisse des gesamten Bau- 
und Wohnungswesens müssen ihm bekannt sein. 

Ebensowenig kann der verantwortliche Leiter 
ohne die Kenntnis allgemein medizinischer und 
hygienischer Fragen durchkommen. Bekämpfung 
ansteckender Krankheiten, insbesondere der 
Tuberkulose, der Kindersterblichkeit gehen mit 
Verbesserung der Wohnverhältnisse Hand in 
Hand. 

Die Wohnungspflege sollte sich aber nicht 
auf die Verbesserung der vorhandenen Wohnun- 
gen beschränken, sondern auch den neuerstchen- 
den Wohnungen ihr Augenmerk widmen. 

Es muß deswegen von dem Vorsteher des 
Wohnungsamtes die Kenntnis bautechnischer und 
städtebaulicher Fragen unbedingt verlangt wer- 
den. Kleinwohnungswesen, die neueren Bestrebun- 
gen im Städtebau, Blockaufteilung, Kinderspiel- 
plätze, das alles sind Faktoren, die zur Gesun- 
dung unserer Wohnverhältnisse wesentlich bei- 
tragen; das Wohnungsamt kann deswegen nicht 
achtlos daran vorbeigehen, es muß alles kennen 
und verfolgen. 

Wer ist nun in erster Linie zur Leitung des 
Wohnungsamtes berufen? 

Aus vorstehenden Ausführungen ergibt sich, 
daß bautechnische, städtebauliche, volkswirt- 
schaftliche, juristische und allgemein medizinische 
Vorkenntnisse verlangt werden. Ohne die Wich- 
tigkeit der hygienischen Gesichtspunkte zu ver- 
kennen, wird man zugeben müssen, daß der 
Arzt im großen ganzen ausscheidet. Ihm liegen 
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die anderen Gebiete so fern, daß eine ersprieß- 
liche Giesamtwirkung von ihm kaum erwartet 
werden kann. 

Auch die rein juristische Tätigkeit ist bei 
dem Gesamtwirken eines Wohnungsamtes von 
untergeordneter Bedeutung, so daß auch der 
Jurist nicht ernsthaft in Frage kommen kann. 

Es bleiben also noch der Volkswirtschaftler 
und der Diplom-Ingenieur ? 

Die Volkswirtschaftler glauben natürlich, daß 
sie in erster Linie zur Leitung der Wohnungs- 
ämter berufen seien. So berichtet Dr. C. Sandert), 
Hannover, in der Zeitschrift für Wohnungswesen 


vom 10. Oktober 1913 nachdem er von den 
Medizinern gesprochen: 

„Immerhin erscheinen sie (die Mediziner) 
noch eher geeignet zu Wohnungspflegern als 
der reine Bautechniker, denn, das sei aus- 
drücklich bemerkt, nicht die Wohnung allein, 


sondern vor allem das Wohnen darin soll Gegen- 
stand der Wohnungsaufsicht sein. Tatsächlich 
zeigt sich auch nach den Berichten vieler Woh- 
nungsinspektoren, daß nur etwa ein Drittel aller 
Beanstandungen bautechnische Mängel zur Ur- 
sache haben, zwei Drittel beziehen sich auf 
sittliche und gesundheitliche Mängel.“ 

Wenn das tatsächlich der Fall ist, so folgert 


daraus ganz gewiß nicht, wie der Verfasser ese 


tut, daß deswegen die praktischen Volkswirte, 
„wie sie jetzt in großer Zahl unsere Universitäten 
verlassen“, zu diesem Amte in erster Linic be- 
rufen sind, denn Pflege der Sittlichkeit und 
Gesundheit ist ein Gebiet, das die Volkswirte 
auf der Universität nicht im höheren Maße er- 
lernen als die Jünger anderer Fakultäten. Immer- 
hin ist aber, wie Dr. Sander an anderer Stelle 
ganz richtig ausführt und wie auch hier skizziert 
worden ist, volkswirtschaftliche Bildung für den 
Leiter des Wohnungsamtes nicht entbehrlich. 
Der weiteren Folgerung, daß deswegen die 
Wohnungsämter den Volkswirten anzuvertrauen 
seien, daß technische Fragen von technischen 
Sachverständigen, die jeder Gemeinde in aus- 
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reichender Zahl zur Verfügung ständen, gelöst 
werden könnten, kann man sich nicht an- 
schließen. Das würde etwa dasselbe verzerrte 
Bild abgeben, wie die Baupolizeiämter, an deren 
Spitze ein Jurist steht, und dem ein Techniker 
sachverstandig zur Seite steht, oder wie die 
Bauämter, die durch einen Juristen vertreten 
werden. 

Die bautechnischen und verwandten Fragen 
ragen tatsächlich derart hervor, daß ein Volks- 
wirt sich nur in den seltensten Fällen die not- 
wendige Sachkenntnis wird aneignen können; es 
muß deswegen mit allem Nachdruck gefordert 
und erstrebt werden, daß bei der Besetzung der 
Wohnungsämter in erster Linie die Diplom-Inge- 
nieure in Betracht gezogen werden. 

Allerdings ist es mit dem Nur-Techniker 
auch nicht getan; aber schon jetzt ist es für 
den Diplom-Ingenieur nicht schwer, sich die 
nötigen volkswirtschaftlichen Kenntnisse auf der 
Hochschule und in der Praxis anzueignen, und 
diese Verhältnisse werden sich weiter bessern, 
je mehr der Forderung der Diplom-Ingenieure 
auf weitere Durchsetzung des technischen Stu- 
diums mit volkswirtschaftlichen  Lehrstühlen 
Rechnung getragen wird. 

Berücksichtigung verdienen in erster Linie die 
städtebaulich durchrebildeten Diplom-Ingenicure, 
die gleichzeitig, wie das für den Städtebau un- 
bedingt notwendig ist, den volkswirtschaftlichen 
Studien Interesse entgerengebracht haben, oder 
ähnlich vorgebildete Verwaltungsingenieure. Prak- 
tische Tätigkeit auf einem Stadterweiterungsamt, 
in einem statistischen Büro, im Kleinwohnungs- 
wesen ist für den zukünftigen Leiter eines 
Wohnungsamtes auf alle Fälle zu empfehlen. 

Arbeiten wir mit allem Nachdruck und mit 
allen Mitteln dahin, das wichtige Gebiet der 
Wohnungspflege den Technikern zu erobern, aber 
sorgen wir auch dafür, daß das notwendige, gut- 
vorgebildete Angebot zur Verfügung steht, wenn 
in nicht allzu langer Zeit die Nachfrage an uns 
herantritt. 


Die Initiative in der Verwaltungstätigkeit. 
Von Professor Dr. Max Kraft, Wien. 


Die Verwaltung ist, nicht strenge definiert, 
die dauernde Verursachung des Lebens einer 
vom Menschen bewußt gewollten Organgemein- 
schaft. Sie verfolgt mit dieser Verursachung 
einen ganz bestimmten Zweck, den Endzweck, 
den Schlußerfolg, wenn wir den höchsten Zweck 
aller Verwaltung hier noch vorläufig außeracht 


1) Dr. Sander hält es für zweckmäßig, daß auch die Wohnungs- 
pflege von höheren Beamten durchgeführt wird. 


lassen wollen. Der Schlußerfolg, dessen ein- 
gehende Besprechung einer Erfolglehre zuzu- 
weisen wäre, ist immer ein zweifacher: ein sach- 
licher und wirtschaftlicher, entsprechend der sach- 
lichen und wirtschaftlichen Vollkommenheit, wo- 
bei wir nur zu erwähnen haben, daß der wirt- 
schaftliche Schlußerfolg nahezu immer in einen 
finanziellen Schlußerfolg umgewandelt, zum 
klaren Ausdrucke gebracht wird, weil im letzteren 
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alle wirtschaftlichen Erfolge in Geld umgerech- 
net, gewissermaßen auf einen gemeinschaftlichen 
Nenner gebracht erscheinen. 

Der Schlußerfolg kann entweder in kontinu- 
ierlichem Flusse oder in einzelnen Tatsachen 
wiederkehrend in die Erscheinung, 
Wiederkehr in gleichmäßigen oder ungleich- 
mäßigen Zeitabständen eintreten. Der sachliche 
Schlußerfolg eines Wasserleitungs-, eines Eisen- 
bahnorganismus ist ein kontinuierlicher, derjenige 
einer Schule regelmäßig wiederkehrend, derjenige 
einer Rechtsanwaltskanzlei tritt mit der Beendi- 
gung einer jeden anwaltlichen Aktion, jedem 
einzelnen abgeschlossenen Rechtsfall, derjenige 
eines Öffentlichen Amtes mit dem Abschlusse 
eines jeden einzelnen Aktenfalles, also unregel- 
mäßig wiederkehrend ein, während der wirt- 
schaftliche Schlußerfolg nahezu durchwegs in 
jeder Verwaltungstätigkeit im regelmäßigen Inter- 
walle eines Jahres zur Darstellung gelangt. 

Dieser, durch die Verwaltungstätigkeit un- 
unterbrochen oder auch manchmal periodisch ver- 
ursachte, immer bewußt gewollte, vorausgesehene 
Schlußerfolg, Endzweck, kann nur in bestimmten 
Fällen für alle Zeiten, in alle Zukunft der gleiche 
bleiben, er ist meist veränderlich, denn er ist 
Menschenwerk und Bedürfnisbefriedigung. Jeder 
Verwaltungsorganismus, welcher Gattung immer, 
ist Bestandteil einer Menschengemeinschaft, eines 
Volkes, Staates, der Menschheit; sein Schluß- 
erfolg besteht aus der Befriedigung irgend eines 
Bedürfnisses eines Menschen oder einer Men- 
schengemeinschaft. Diese Bedürfnisse sind aber 
einer nahezu ununterbrochenen, oft auch ruck-, 
stoßweise auftretenden Umgestaltung, Entwick- 
lung, Evolution unterworfen, einer Entwicklung, 
die wohl gewissermaßen künstlich gefördert und 
geleitet, im großen und ganzen aber Ausdruck, 
Ergebnis des einzelnen und gemeinschaftlichen 
Menschenlebens, ein aus dem Wesen der mensch- 
lichen Natur emporwachsendes, daher ganz natür- 
liches Bedürfnis und daher ein durch keine, auch 
noch so bedeutende Macht hemmbares, weil 
einem Naturgesetze entsprechendes, mit unwider- 
stehlichem Drange sich Bahn brechendes Ge- 
schehnis ist. Diese zeitbedingte Umgestaltung, 
Entwicklung, die man oft als die Wirkung jenes 
schwer definierbaren Faktors ansieht, den man 
Geist der Zeit zu nennen pflegt, besteht aus gerade- 
zu unzählbaren kleinsten und kleinlichsten, aber 
auch großen und großzügigsten Elementen materi- 
eller und geistiger Natur, die nach dem Prinzipe, 
kleine Ursachen und große Wirkungen, oder um- 
gekehrt, das Leben und Werden des einzelnen 
Menschen und der Menschengemeinschaften mit 
absoluter Notwendigkeit beherrschen, und die 
sich schließlich zu demjenigen Gesamtergebnisse 
zusammensetzen, das wir als Kultur, kulturelle 
Entwicklung, Kulturstufe anzusprechen uns ge- 
wöhnt haben. 


und diese 
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Die wichtigste Eigenschaft dieses Ergebnisses 
ist das absolute seiner Notwendigkeit, das un- 
abwendbare und in keiner Weise aufhaltbare Um- 
bilden, Fortschreiten im Wirken dieser Elemente 
und ein Verwaltungsorganismus, dem die Er- 
kenntnis dieser Eigenschaft, die sich ja längst 
aus dem historischen Völker- und Menschheits- 
leben herauskristallisierte, nicht ins Bewußtsein 
gedrungen, ist dem verhältnismäßigen Stillstande, 
und da alles ringsherum fortschreitet, dem Rück- 
schritte und so durch das Verlieren des Zu- 
sammenhanges mit der. Umgebung, dem Siech- 
tum, dem Untergange verfallen. Ein solch rück- 
schreitender oder stillstehender Verwaltungs- 
organismus verschwendet nutzlos die ungeheuer- 
lichsten Energiemassen und ist unrettbar dem 
Tode verfallen, wenn ihm nicht, wie etwa einem 
absolut oder mit Hilfe eines unfähigen Parla- 
mentes regierten Staatsverwaltungs-Organismus 
immer wieder frische Energiemassen zur Verfü- 
gung stehen. Die Erreichung der sachlichen und 
daher auch wirtschaftlichen Vollkommenheit 
ihres Schlußerfolges ist selbstverständlich auch 
in diesem Falle mit naturgesetzlicher Notwendig- 
keit ausgeschlossen. 

Eine Verwaltungstätigkeit also, die sich 
diesem lebensvollen, mehr oder weniger unge- 
etiimen, immer unaufhaltbaren, oft alle Schranken 
niederreißenden Drange der Menschen-, Völker-, 
Staats-, Menschheits-Entwicklung nicht anzu- 
schmiegen, einzupassen vermag, die nicht im- 
stande ist, sich selbst den Geist einer neuen, 
immer neue Bedürfnisse gebärenden Zeit einzu- 
hauchen, ist mit der Notwendigkeit eines Natur- 
gesetzes dem Siechtum anheimgegeben. 

Daraus ergibt sich die ganz selbstverständ- 
liche, aus dem Wesen des menschlichen, des 
Völker-, Staatslebens entspringende Pflicht der 
leitenden Verwaltungstätigkeit, sich dieser Ent- 
wicklungsänderung der Bedürfnisse durch Aende- 
rung, Um-, Neugestaltung, Erweiterung, Ergän- 
zung des bisherigen Schlußerfolges, Endzweckes, 
durch die Verursachung bewußt gewollter, neuer, 
bisher unbekannter Endzwecke anzupassen, das 
heißt also, im vollen, klaren Bewußtsein ihrer 
Verantwortung, die Initiative zu ergreifen, ein 
nimmermüdes, lebensvolles Neuerungs-, Entwick- 
lungsstreben zu betätigen. Ja, die Forderung an 
eine leitende Verwaltungstätigkeit, deren objek- 
tives Verantwortungsfeld sich nicht nur über die 
einfache Verursachung des Schlußerfolges, son- 
dern auch über den jeweils möglichen, höchsten 
Vollkommenheitsgrad desselben, in sachlicher und 
wirtschaftlicher Richtung erstreckt, geht noch 
weiter. Sie geht soweit, daß sie es als ganz 
selbstverständlich ansieht, daß dieselbe unent- 
wegt vorausblickend, die in ihre Interessensphäre 
fallenden Entwicklungsänderungen vorausahnt, 
die Wahrscheinlichkeit ihres Eintrittes richtig zu 
beurteilen versteht und sich schon im Umbil- 
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dungsprozesse befindet, wenn das Auftauchen 
der betrefienden Entwicklungs-, Aenderungsnot- 
wendirkeit ein allgemeines zu werden beginnt. 


Man hat schon oft als wichtigste, am schärf- 
sten kennzeichnende Eigenschaft des Regierens, 
der leitenden Verwaltungstatigkeit, das Voraus- 
sehen bezeichnet, und sie ist zweifellos kenn- 
zeichnend für alle leitende Verwaltungstätigkeit, 
von derjenigen, die die Geschicke eines ganzen 
Volkes bewußt zu lenken sucht bis zum Re- 
gieren, Leiten einer einzelnen Familie herab. 
So wie ein Familienvater nur dann dem groß- 
zürig erfaßten Begriffe eines solchen entspricht, 
wenn er stets voraussehend, -ahnend, -tastend 
die ihrer Eigenart entsprechende Entwicklung 
seiner Kinder und die der Familie sachlich und 
wirtschaftlich zu leiten sucht, so ist jedes oberste 
Verwaltungssubjekt nur dann ein wirklich leiten- 
des, wenn es den Entwicklungsweg der ihm 
anvertrauten ausführenden Verwaltungstätigkeit 
nicht nur auf die fünf ersten Zeitmeter, sondern 
soweit zu übersehen vermag, bis sich derselbe 
in naturgemäße Entfernungsschleier hüllt. Ein 
oberstes, leitendes Verwaltungssubjekt, das dem 
ja gewiß bequemen, fatalistischen Prinzipe hul- 
digt, jeder Entwicklungsprozeß bestimme sich 
selbst, sei in keiner Weise zu beeinflussen, weder 
fördernd, noch hemmend, treibt einfachste Kata- 
strophenpolitik, die bis zum Eintritte der Kata- 
strophe als freundlich-gemütliche Politik des 
„Fortwurstelns, Fortfrettens‘‘ bezeichnet werden 
kann und der der nächste beste Taglöhner voll- 
kommen gewachsen ist. 


In der Hauptrichtung einer lebensvollen Ini- 
tiative liegt die natur- und zeitgemäße Um- und 
Ausgestaltung des Endzweckes, des Schlußerfol- 
ges der Verwaltungstätigkeit, seines Wesens, 
seiner Wesenseigenschaften. Sie hat sich daher 
zu bemühen, aus der bisherigen, selbstverständ- 
lich bis ins Kleinste bekannt sein sollenden, ge- 
schichtlichen Entwicklung und aus den unzähli- 
gen, da und dort auftauchenden, zu dieser Ent- 
wicklung in Beziehung stehenden, oder eine 
solche Beziehung gewinnen könnenden Kultur-, 
Fortschrittselementen ein tunlichst klares, dem 
größten Wahrscheinlichkeitsgrad nahe kommen- 
des Bild der zukünftigen Entwicklung dieses End- 
zweckes zu schaffen. Sie hat dabei selbstver- 
ständlich oft mit einer großen Anzahl der ver- 
schiedensten Möglichkeiten, nahezu nie mit Ge- 
wißheiten zu rechnen und ihre höchste Kunst 
besteht darin, einen dabei so leicht eintretenden 
Irrtum mit einem hohen Wahrscheinlichkeitsgrad 
auszuschalten. 


Diese Hauptrichtung der Initiative wird aber 
in vielen Fällen auf die Erreichung höherer sach- 
licher und wirtschaftlicher Vollkommenheitsgrade 
des Schlußeriolges abgelenkt. Es gibt eben eine 
große Anzahl von Verwaltungspattunsen, deren 
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Endzweck in seinen Wesenseipenschaften, für alle 
Zukunft festgelegt und nur in dessen Vollkom- 
menheitsgraden veränderlich ist. Der Endzweck 
z.B. eines Krankenhauses ist für alle Zeiten die 
Erreichung der geistigen und körperlichen Ge- 
sundheit der in demselben aufgenommenen Men- 
schen, und es kann einer diesbezüglichen Ini- 
tiative nur darum zu tun sein, die Vollkommen- 
heitsgrade dieses Schlußerfolges zu erhöhen. Da- 
gegen gibt es wieder Verwaltungsorganismen, 
deren Endzweck selbst, nicht nur dessen Voll- 
kommenheitsgrade, veränderlich ist. Der End- 
zweck z.B. einer Staatsverwaltungstätigkeit ist 
die immer mehr vervollkommnete Befriedigung 
der’ gemeinsamen Bedürfnisse des diesen Staat 
bildenden Volkes sowie die tunlichste Sicherung 
dieser Bedürfnisbefriedigung. Eines dieser Be- 
dürfnisse ist das nach politischer Freiheit und 
autonomer Selbstregierung. Die Geschichte er- 
weist, daß dieses Bedürfnis schon in den frühe- 
sten Zeiten des geschichtlichen Lebens ein sehr 
reges war, und es wäre daher ein Fall ganz 
selbstverständlicher Initiative gewesen, wenn die 
Staatsverwaltungen diese Richtung ihres End- 
zweckes konsequent verfolgt, den von ihr in 
so vielen Fällen angestrebten Endzweck einer 
autoritativen in den einer autonomen Regierung 
umgewandelt hätten. Wie viele Katastrophen 
mußten hereinbrechen, weil den Staatsverwal- 
tungen diese Initiative fehlte. Ein richtiges Be- 
greifen und Auftassen der Entwicklungsmöglich- 
keiten der Volksbedürfnisse und die Initiative, 
diesbezüglich allmähliche Umwandlung des End- 
zweckes hätte wahrscheinlich einen katastrophen- 
freicren Weg gewiesen und auch die ruck-, stoß- 
weise Umwandlung, wie sie oft eingetreten, um- 
gehen lassen. Dieser unruhigen, man möchte 
beinahe sagen, unnatürlichen Entwicklung ist es 
wohl zuzuschreiben, daß in Oesterreich und 
Deutschland die Meinung auftaucht, der Parla- 
mentarismus habe sich heute schon, nach kaum 
einem halben Jahrhundert, überlebt, während er 
doch erst in den ersten Kinderschuhen steckt, da 
man ein Volks- nicht so wie ein Menschenleben 
nach Jahren, sondern nach Jahrhunderten zu 
messen und zu beurteilen hat. 

Die vorausspähende, vorausdenkende, vor- 
eilende Verwaltungstätigkeit hat daher dort, wo 
eine vollkommene Umwandlung des Endzweckes 
möglich ist und als eine nicht zu umgehende, 
zwingend auftretende Bedürfnisentwicklung er- 
kannt wird, diese Neu- oder Ausgestaltung, auch 
eine Zufügung eines ganz neuen Endzweckes, 
dort, wo dies nicht möglich ist, eine Erhöhung 
der Vollkommenheitsgrade des, oder der End- 
zwecke ins Auge zu fassen. Wir könnten die 
erstere vielleicht als die Initiative des End- 
zweckes, die letztere als die Initiative des Voll- 
kommenheitsgrades bezeichnen. Da der End- 
zweck jeder Verwaltungstätiskeit durch dessen 
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Eigenart, durch sein Wesen gekennzeichnet 
ist, könnten vielleicht beide der obenerwähn- 
ten Gattungen der Initiative als Wesens-Initia- 
tive angesprochen werden. 


Hat nun die vorausblickende Verwaltungs- 
tätigkeit durch ihren nimmermüden Spürsinn, 
durch wachsame Beobachtung der das Wesen 
ihres Endzweckes berührenden Entwicklungsele- 
mente die Ueberzeugung gewonnen, daß sich die 
Entwicklung des von ihr geleiteten Organismus 
nur auf dem von ihr vorausgesehenen Wege voll- 
ziehen könne, daß dieser Weg dem Wesen des 
Endzweckes entspricht, ein naturgemäßer ist, die 
Wahrscheinlichkeit einer Höherentwicklung für 
sich hat, dann hat sie sofort denjenigen aus- 
führenden Arbeitsvorgang und diejenigen Hilfs- 
mittel des letzteren in Erwägung zu ziehen, die 
zur Verursachung des sich ändernden, um-, neu- 
gestalteten Endzweckes und der Erreichung des- 
selben in höchster Vollkommenheit notwendig 
sind. Das ist nur durch Ausübung der den rich- 
tigen Arbeitsprozeß und die dazu notwendigen 
Hilfsmittel suchenden Initiative möglich, die wir 
sohin als Prozeß- und Hilfsmittel-Initiative be- 
zeichnen könnten. Da nun das Gehen neuer 
Wege, die Verursachung neuer Schlußerfolge, ge- 
staltende, organisatorische Tätigkeit verlangt, 
schlebt sich eine durch die Initiative erzwungene 
Organisation in die Verwaltungstätigkeit, und es 
ergibt sich daraus die Tatsache, daß alle lebens- 
volle, frisch pulsierende Verwaltungstätigkeit un- 
unterbrochen oder periodisch mit organisatori- 
scher Tätigkeit verbunden sein muß. 


Während die Wesens-Initiative stets auch die 
Prozeß- und Hilfsmittel-Initiative im Gefolge hat, 
von oben nach abwärts wirkt, können die beiden 
letzteren, von unten nach aufwärts wirkend, in 
die Erscheinung treten, dort, wo derselbe Zweck, 
derselbe Schlußerfolg durch geänderten Arbeits- 
vorgang und geänderte Hilfsmittel zu erreichen 
gesucht, d.h. wo auf eine Erhöhung des sach- 
lichen und wirtschaftlichen Vollkommenheits- 
grades hingearbeitet wird. Dieser letztere Fall 
ist der weit häufigere, weil es eine große Anzahl 
von Verwaltungszweigen gibt, deren Endzweck 
ein veränderlicher ist. 


Da nun schließlich jeder Arbeitsvorgang eine 
Reihenfolge von Wechselwirkungen der Energie 
und Materie in Zeit und Raum ist, kann in dem- 
se!ben eine Aenderung jedes einzelnen Elementes 
platzgreifen. Es kann in demselben Vorgang an 
die Stelle einer Energiegattung eine andere, ein 
materieller Stoff oder eine Verbindung verschie- 
dener derselben an die Stelle der bisher ge- 
brauchten gesetzt, andere Aggregatzustände ver- 
wendet, es können an der Zeitdauer und an den 
Zeitintervallen, am Raume und dessen Füllung 
die verschiedensten Aenderungen in Anwendung 
gebracht werden. Wir können daher von einer 
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Energie-, Materie-, Zeit- und Raum-lInitiative 


sprechen. 

Da sich die Initiative auf den ganzen Umfang 
der Verwaltungstätigkeit zu erstrecken hat, um- 
faßt sie ganz selbstverständlich alle Gattungen 
derselben. Sie muß also sowohl auf dem Gebiete 
der Wesens-, der Form-, der finanziellen und 
Wohlfahrts-Tätigkeiten geübt werden und wird 
nur in diesem Falle einen Gesamtschlußerfolg 
geben, von dem behauptet werden kann, daß er 
dem jeweils herrschenden Zeitgeiste, dem jeweils 
möglichen, höchsten Vollkommenheitsgrade sei- 
ner Entwicklung, den Lebensmöglichkeiten des 
verwalteten Organismus entspricht. Die Vorbe- 
dingungen einer solch lebensvollen Initiative sind 
daher: 


1. eine tunlichst eingehende Kenntnis der 
Wesenseigenschaften des bisher angestrebten 
Endzweckes, also der Lebensvergangenheit des 
verwalteten Organismus; 


2. eine noch eingehendere Kenntnis der 
Lebensgegenwart desselben, der durch die 
gegenwärtige Verwaltungstätigkeit angestrebten 
Wesenseigenschaften des Schlußerfolges; 

3. die Urteilsfahigkeit für die gegenwärtig 
höchsten Grade der sachlichen und wirtschaft- 
lichen Vollkommenheit desselben; 


4. die bis zu den tiefsten Atomen eindrin- 
gende und auch den vollen Umfang mit wissen- 
schaftlicher und praktischer Klarheit beherr- 
schende Kenntnis der die Wesenseigenschaften 
und deren Vollkommenheitsgrade verursachenden 
Arbeitsvorgänge und deren Hilfsmittel, daher 


5. wissenschaftliche und praktische Klarheit 
über die diese Arbeitsvorgänge bildenden Wech- 
selwirkungen von Energie und Materie in Zeit 
und Raum, also der in der Gegenwart in Anwen- 
dung stehenden Elemente der betreffenden Ver- 
waltungstätigkeit. 

Das sind nur die Bedingungen einer Verwal- 
tungstätigkeit in der Gegenwart, daher erst die 
Vorbedingungen einer lebensvollen Initiative. 
Diese verlangt als unerläßliche Bedingungen noch 
weit höher stehende Fähigkeiten, so: 


1. die wissenschaftlich und erfahrungsmäßig 
klare Beherrschung der Veränderungs- und Ver- 
bindungsmöglichkeiten der oben erwähnten Eie- 
mente und ihrer Wechselwirkungen; 


2. die phantasievolle Erfassung aller auf ganz 
fremden Verwaltungsgebieten in die Erscheinung 
tretenden, in der eigenen Verwaltungstätigkeit 
verwendbaren Wechselwirkungen, Arbeitsvor- 
gänge, Hilfsmittel; 

3. die aus wissenschaftlicher Schärfe, prak- 
tischer Erfahrung und lebendiger Phantasie sich 
gestaltende Fähigkeit, den Weg für die Höher- 
entwicklung der Vollkommenheitsgrade des 
Schlußerfolges vorauszusehen; 
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4. die Fähigkeit, aus den immer wieder auf- 
tauchenden und in ununterbrochener Umwand- 
lung befindlichen kleinsten und größten speziellen 
Kulturerscheinungen auf die wahrscheinliche 
Aenderung der durch die eigene Verwaltungs- 
tätigkeit befriedigten Bedürfnisse der Menschen 
und Menschengemeinschaften einen klaren, hoher 
Wahrscheinlichkeit entsprechenden Schluß zu 
ziehen und daraus die Aus- und Umgestaltung, 
Ergänzung, völlige Neugestaltung des bisherigen 
Endzweckes oder dessen Vollkommenheitsgrades 
zu folgern. 

Aus dieser Darstellung ergibt sich, daß, wenn 
wir die Verwaltungstätigkeit der Gegenwart als 
Statik derselben bezeichnen können, wir die 
Initiative in derselben, die zukünftige Entwick- 
lung als Dynamik derselben ansprechen müssen, 
und da diese letztere immer und überall die weit 
verworreneren, in allen Schwierigkeiten und 
Hemmungen gesteigerten Tätigkeiten umfaßt, ist 
der Schluß unanfechtbar, daß zur leitenden Ini- 
tiative nur die höchst gesteigerten Fähigkeiten, 
eine lebensvolle Verbindung von tiefster wissen- 
schaftlicher Erfassung, langer, gründlicher Er- 
fahrung und ruhiger, klar gestaltender Phanta- 
sie unbedingte Notwendigkeiten sind. Aber da- 
mit nicht genug, müssen wir klar erkennen, daß 
sich diesen Fähigkeiten noch weitere gesellen 
müssen, so die klare, tief wurzelnde Erkenntnis, 
daß jede Umwandlung eines Elementes, eines 
Arbeitsvorganges, eines Hilfsmittels, eines End- 
zweckes meist nur allmählich, ohne Störung der 
Kontinuität des gegenwärtigen Lebens des be- 
treffenden Verwaltungsorganismus, d. h. also 
katastrophenfrei, in natürlich-organischer Ent- 
wicklung zur Durchführung gebracht werden 
soll, was aber freilich nicht dahin gedeutet werden 
darf, daß sich diese Umwandlung schlummernd 
zu vollziehen hat. Eine lebensvolle, mit den 
vorerwähnten Eigenschaften begabte Initiative 
baut und ebnet vorerst den in Zukunft zu gehen- 
den neuen Weg, das neue Bett und leitet erst 
dann das flutende Leben in dasselbe, aber sie 
ergreift, wenn sie zu einem zielbewußten Vor- 
gang befähigt ist, ohne Verzug ıhre vorbereiten- 
den Maßnahmen, da das neue Bett fertig sein 
muß, wenn der steigende Drang frisch pulsieren- 
den Lebens an seine Dämme schwillt. 

Eine weitere, ebenfalls unumgänglich notwen- 
dige Eigenschaft lebensvoller Initiative ist Ge- 
duld, Beharrungsvermogen, Ueberzeugungstreue. 
Das Schaffen, Verursachen neuer Verwaltungs- 
titigkeit, organisatorischer Arbeit, ist immer und 
überall mit dem Auftreten von Kinderkrank- 
heiten verbunden. Das Zusammenführen neuer 
Elemente, das Durchführen bisher unbekannter 
Wechselwirkungsvorgänge derselben, das Anwen- 
den unerprobter Hilfsmittel, das Gehen neuer 
Wege, führt nahezu ausnahmslos zu unvorher- 
gesehenen, ungeahnten Schwierigkeiten und Hem- 
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mungen, die immer wieder rasch erfaßt, klar 
durchschaut und lebensvoll bekämpft werden 
müssen, wenn die Initiative nicht erlahmen oder 
zu Siechtum und Verfall führen soll. 


Eine letzte, aber deshalb nicht minder wich- 
tige Eigenschaft der Initiative ist die über die 
kleinlichen Vorgänge der neu organisierten Tätig- 
keit hinausragende, großzügige Auffassung und 
Voraussicht der Wirkungen derselben auf die in 
ihrer Umgebung lebenden Menschen, auf Men- 
schengemeinschaften, auf Volk, Staat, Mensch- 
heit, welche Eigenschaft wir gewöhnlich als den 
weiten Blick bezeichnen. 


Wenn wir nun diese Vorbedingungen und Be- 
dingungen einer gesunden, lebensvollen Initia- 
tive überblicken, so ergibt sich, daß das eine 
solche Initiative ausübende Verwaltungssubjekt 
über folgende Eigenschaften verfügen muß: 


Wissenschaftlich klare Durchdringung der be- 
treffenden Verwaltungstätigkeit, insbesondere der 
in ihr wirksamen Elemente und deren Wechsel- 
wirkungen in Vergangenheit und Gegenwart; 
reiche praktische Erfahrung auf deren Gebiete; 
phantasievolles Erfassen inner- und außerhalb 
derselben sich ergebenden Aenderungs-, Anpas- 
sungs-, Anwendungsmöglichkeiten, sodann Kon- 
tinuitätsfähigkeit, Geduld, Ausdauer, weiter Blick, 
wobei uns klar sein muß, daß die letzterwähnten 
Fähigkeiten Funktionen der ersterwähnten sind, 
denn das katastrophenfreie Einfügen neuer in 
ein Gewirre alter Wege, das klare und schnelle 
Erfassen, Durchschauen, Bekämpfen neu auf- 
tauchender Schwierigkeiten, das Voraussehen der 
Folgen und Wirkungen bisher unbekannter Tätig- 
keiten auf Mensch und Menschengemeinschaft, 
setzt die ersterwähnten Fähigkeiten als absolut 
notwendig voraus, diese aber sind nichts anderes, 
als eine Verbindung der bis zu den Atomen der 
betreffenden Verwaltungstätigkeit vordringenden 
und dieselbe im vollen Umfang beherrschenden 
Sachkenntnis mit phantasievoller Auffassung 
ihrer Entwicklungsmöglichkeiten und -wahr- 
scheinlichkeiten. Das phantasievolle und doch 
ruhig sichere Voraussehen, -tasten, -fühlen ist 
auf irgend welchem Gebiete der Verwaltungs- 
tätigkeit nur bei dieser herrschenden Sachkennt- 
nis möglich. Die Erfüllung der oben erwähnten 
Vorbedingungen und Bedingungen einer lebens- 
vollen Initiative haben die um- und vorfassende 
sowie tiefdringende Sachkenntnis zur absoluten 
Voraussetzung. 


Die Sachkenntnis ist daher die erste, wesent- 
lichste, alle anderen überragende, herrschende Be- 
dingung jeder lebensvollen zielbewußten Initia- 
tive. Diese ohne der ersteren ist eine einfache ab- 
solute Unmöglichkeit, wenn dieselbe, das heißt 
ihr Schlußerfolg, dem jeweils höchsten Vollkom- 
menheitsgrade entsprechen soll. Gewiß, ohne 
Phantasie und klarer Voraussicht, Geduld und 
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weiten Blick, wird die Sachkenntnis der oben 
gekennzeichneten Initiative nicht fähig sein, aber 
noch weit weniger die ersteren ohne der letzte- 
ren. Das phantasievolle, energiedurchtränkte, 
dem schablonenmäßigen entgegengesetzte, immer 
neue Beziehungen findende und aufdeckende Den- 
ken und Kombinieren ist ein unentbehrliches 
Element lebensvoller leitender Initiative, aber es 
muß durch klare, überragende Sachkenntnis ge- 
klärt, gedämpft, in die Schranken wissenschaft- 
licher Erkenntnis eingeordnet werden, wenn es 
sich nicht in dämmerige Weiten phantasievoller 
Spielerei verlieren und das Leben gegenwärtiger 
Verwaltungstätigkeit aufs schwerste gefährden 
soll. Intensivste Erkenntnis der Elemente, Ar- 
beitsvorgänge, Hilfsmittel der durch das Wesens- 
moment gekennzeichneten Verwaltungstätigkeiten, 
kurz gesagt, Sachkenntnis beherrscht jede lebens- 
volle Initiative in solch absoluter Weise, daß 
alle anderen Eigenschaften ohne dieselbe nur 
ein unsicher schwankendes, tastendes, tappendes, 
initiatives Tun zu veranlassen vermögen, dessen 
auch nur annäherungsweises Gelingen besten- 
falls ein Zufall herbeiführen könnte, bei dem jede 
höhere Wahrscheinlichkeit eines bewußt gewoll- 
ten Erfolges als ganz ausgeschlossen anzusehen 
ist; das in den meisten Fällen zu Siechtum 
und Verfall führen muß. 

Die Kombination der oben angeführten, für 
die Ausübung einer lebensvollen Initiative unbe- 
dingt nötigen Eigenschaften ist eine solche, daß 
wir sie unmöglich bei jedem Verwaltungssubjekte 
voraussetzen können. Das unentwegte Spähen 
in die Zukunft sowie ein unentbehrlicher Bestand 
an Phantasie sind wohl meist angeborene, viel- 
leicht eher noch durch Erfahrung als durch 
Studium erwerbbare Eigenschaften und stehen 
daher der wieder hauptsächlich nur durch Stu- 
dium und Erfahrung verursachbaren Sachkenntnis 
gewissermaßen fremd gegenüber. Während man 
daher die letztere, die Sachkenntnis, als eine 
pflichteemaBe Eigenschaft der leitenden und aus- 
führenden Verwaltungssubjekte bezeichnen muß, 
ist dies bezüglich der zur Initiative neben der 
Sachkenntnis noch nötigen, eben erwähnten 
Eigenschaften nicht der Fall. Ein Verwaltungs- 
subjekt kann die ihm übertragene Tätigkeit in 
der Gegenwart vollkommen beherrschen, sie 
lebensvoll fortzubilden, initiativ zu entwickeln 
kann ihr jede Fähigkeit fehlen. Diese Fähigkeit 
kann daher auch nicht als allgemein pflicht- 
gemäß betrachtet, das Subjekt diesbezüglich 
nicht zur Verantwortung gezogen werden. 

Da nun jede Verwaltungstätigkeit ohne 
lebensvoller Initiative dem Siechtum, dem Rück- 
schritt verfallen ist, die Fähigkeit zur Initiative 
aber keine allgemein plfichtgemäße Eigenschaft 
der Verwaltungssubjekte sein kann, steht die 
Theorie der Verwaltungstätigkeit scheinbar cinem 
Widerspruch gegenüber, der sich aber sofort löst, 
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sobald wir uns klar darüber werden, daß es im 
ganzen Verwaltungsorganismus nur ein Subjekt 
gibt, das dem Willenssubjekte gegenüber für 
den ganzen Umfang der Verwaltungstätigkeit, 
also für das Leben und daher auch für die 
organische Entwicklung des von ihm geleiteten 
Organismus verantwortlich ist. Das oberste lei- 
tende Verwaltungssubjekt. Bei diesem alles über- 
ragenden, mit der primären, obersten Verant- 
wortungs- und obersten Kontrollpflicht belaste+ 
ten Verwaltungssubjekte muß auch die Fähigkeit 
zu frisch pulsierender Initiative als eine pflicht- 
gemäße Eigenschaft festgesetzt werden. Dieses 
Subjekt allein ist für die Ausübung einer solchen 
Initiative verantwortlich und darf diese Verant- 
wortung mit keinem anderen Subjekte teilen. 
Daraus könnte nun jemand folgern, daß die 
Fähigkeit zur Initiative bei den untergeordneten 
Subjekten fehlen müsse. Das wäre aber zweifel- 
los ein Fehlschluß. Im Gegenteil, je mehr dieser 
untergeordneten Subjekte mit dieser kostbaren 
Fähigkeit begnadet sind, desto impulsiver, ener- 
giegetränkter kann sich das Leben des betref- 
fenden Verwaltungsorganismus gestalten, weil 
diese mit der Leitung und Ausführung des Klein- 
krames der Verwaltungstätirkeit betrauten Sub- 
jekte, die in unmittelbarer Fühlung mit. den 
Wechselwirkungen der Elemente stehen und da- 


her die unscheinbarsten, am wenigsten leicht 
wahrnehmbaren Hemmungen, Schäden, Wider- 
stände zu beobachten, unmittelbar kennen zu 


lernen vermögen, auch diejenizen sind, die, wenn 
sie die Fähigkeit zur Initiative besitzen, diese 
in die gceheimsten Poren der Verwaltungstätig- 
keit zu leiten, namentlich die Initiative der Ele- 
mente, der Arbeitsvorgänge und Hilfsmittel aus- 
zuüben vermögen. Da sie aber für diese Initia- 
tive nicht zur Verantwortung gezogen werden 
können, dürfen sie sie auch nicht selbständig 
ausführen, sie können nur verpflichtet werden, 
Initiativantrage dem obersten, für die Initiative 
allein verantwortlichen Verwaltungssubjekte zu 
erstatten, dem es dann allein zusteht, dieselben 
zu beurteilen, über ihre Lebensfähigkeit, Anwend- 
barkeit und tatsächliche Durchführung zu ent- 
scheiden. Die Durchtränkung einer Verwaltungs- 
tätipkeit mit lebensvoller Initiative wird daher 
ganz ohne Zweifel auch von der größeren oder 
geringeren Anzahl derjenigen untergeordneten 
Verwaltungssubjekte abhängen, die die Fähig- 
keit zum Auffinden und Gehen neuer Wege, 
zur Initiative, besitzen. Es ist schon häufig dar- 
über gesprochen worden, ob zum Beispiel den 
Vorständen der politischen Behörden erster In- 
stanz in Oesterreich, den sogenannten Bezirks- 
hauptmännern, die Ausübung ciner Initiative zu- 
komme oder nicht. Da gibt es doch nur einen 
Schluß. Da diese Verwaltungssubjekte in un- 
mittelbarer Fühlung mit der Bevölkerung stehen 
oder wenigstens stehen sollen, daher allein die 
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Gelegenheit haben, die sich ändernden Bedürf- 
nisse dieser Bevölkerung aus unmittelbarer An- 
schauung kennen zu lernen, so kann die unter 
der Kontrolle des obersten Verantwortungssub- 
jektes stehende Fähigkeit derselben zur Initia- 
tive nur günstig wirken. Es ist ganz selbst- 
verständlich, daß der ganze diesbezügliche Ver- 
waltungsorganismus um so leichter wird mit 
lebensvoller Initiative durchdrungen werden kön- 
nen, je mehr dieser Verwaltungsorgane erster 
Instanz Sinn und Fähigkeit für die Initiative 
besitzen. Eine Pflicht zur Initiative kann ihnen 
nicht aufigebürdet werden, höchstens diejenige 
zur Erstattung von Initiativantragen, falls ihnen 
neue Wege gangbar erscheinen sollten. Erst 
dann, wenn diese Anträge vom obersten Ver- 
waltungssubjekt geprüft, für richtig befunden 
und ihnen zur Ausführung übertragen wurden, 
tritt bei ihnen die Verantwortungspflicht für 
diese Ausführung ins Leben. Daß untergeordnete 
Verwaltungssubjekte dieser Gattung einen 
höheren Wert besitzen, braucht wohl nicht erst 
bewiesen zu werden, denn die Fähigkeit zur 
Initiative setzt immer schon neben der Sach- 
kenntnis die Fähigkeit schärferer Beobachtung, 
ernsterer Berufsauffassung, lebensvollerer Durch- 
dringung der demselben anvertrauten Tätig- 
keiten voraus. Ein Verwaltungssubjekt, dem die 
Eigenschaft zur Initiative gänzlich fehlt, 
fällt allzu leicht träger, schablonisierender Tätig- 
keit, dem Arbeitsschlummer. 


Während daher die Pflicht zur Verantwortung 
für die fortlaufende Verwaltungstätigkeit der 
Gegenwart und der Vollkommenheitsgrade ihrer 
Schlußerfolge eine ganz allgemeine ist, ganz 
ausnahmslos jedes untergeordnete Subjekt, soweit 
dessen objektives Verantwortungsfeld reicht, 
trifft, ist die Verantwortung für die zukünftige 
Entwicklung des Verwaltungsorganismus eine 
ganz spezielle. Sie trifft nur das oberste, mit 
der primären Verantwortung gegenüber dem 
Willenssubjekt belastete, leitende Verwaltungs- 
subjekt. Die untergeordneten Subjekte nur von 
Fall zu Fall der ihnen etwa übertragenen Aus- 
führung initiativer Tätigkeit. 


Daß ein Zuviel an dieser lebenerhaltenden 
Initiative, daß eine überstürzte tumultuarische 
Anwendung, Ausführung derselben den ganzen 
Verwaltungsorganismus dauernd oder periodisch 
aufs Krankenlager zu werfen vermag, braucht 
wohl bloß erwähnt zu werden. Hier wie über- 
all ist das Einhalten richtigen Maßes der einzig 
richtige Weg. Der Gang einer lebensvollen Ini- 
tiative darf selbstverstandlich nie dem Gange 
natürlicher Entwicklung im großen und ganzen 
widersprechen. 


Man sieht klar, daß die Pflicht zur Initiative 


ebenso organisch und untrennbar mit der Pflicht 


.in deren oberstem, 


ver- 
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zur obersten Verantwortung verbunden ist, wie 
dies bezüglich der obersten Kontrollpflicht in 
dieser Zeitschrift nachgewiesen wurde. Es kann 
nicht genug oft und niemals genug scharf betont 
werden, daß nur jene Verwaltungstätigkeit die 
jeweils möglichen höchsten Vollkommenheits- 
grade ihrer Schlußerfolge zu erreichen vermag, 
leitendem Verwaltungssub- 
jekte die Pflicht zur Verantwortung, zur Kon- 
trolle und zur Initiative untrennbar vereinigt 
sind. Jede diesbezügliche Trennung ist ein un- 
heilbarer Riß in das organische Gefüge, von dem 
aus ununterbrochen zersetzende verseuchende 
Einflüsse den ganzen Organismus durchdringen 
werden. 

Wird die Pflicht zur obersten Verantwortung 
von derjenigen zur Initiative getrennt, auf zwei 
Subjekte verteilt, etwa weil dem obersten die 
zur Initiative absolut notwendige Sachkenntnis 
fehlt, so entsteht neben dem obersten Verant- 
wortungs- ein untergeordnetes Initiativsubjekt, 
und da die oberste Leitung immer mit der 
obersten Verantwortung verbunden bleiben muß, 
erhalten wir nun ein Subjekt, das eine Tätigkeit 
verantworten muß, die es nicht auszuüben und 
daher auch nicht zu kontrollieren vermag und 
ein zweites Subjekt, das eine Tätigkeit durch- 
zuführen hat, ohne sie verantworten zu müssen, 
da Verantwortung nur durch Kontrolle, d. h. 
Sachkenntnis geweckt wird; ein Zustand, der 
jeder vernünftigen Organisation in schärfster 
Weise widerspricht und die Erreichung auch nur 
annähernd höherer Vollkommenheitsgrade ganz 
unmöglich macht. Dieser Zustand wird noch 
durch zwei Momente verschärft: einmal dadurch, 
daß das Verantwortungssubjekt einer regen Ini- 
tiative des Initiativsubjektes im eigenen Inter- 
esse hemmend entgegentreten wird, da es um 
so mehr zu verantworten hat, je reger diese 
ihm unverstandliche Initiative ist, und dann da- 
durch, daß das Initiativsubjekt genau weiß, daß 
die durch seine rege Initiativtätigkeit geschaffe- 
nen und von ihm gar nicht zu verantwortenden 
Zustande in letzter Linie gar nicht ihm, sondern 
dem Verantwortungssubjekte zugeschrieben wer- 
den, das alle diesbeziiglichen Ehren und Vorteile 
einzuhcimsen vermag. Ein geistig hochstehender 
und sich seiner Fähigkeiten bewußter Ingenieur: 
zum Beispiel, dem neben einem unsachverstän- 


digen Eisenbahnminister die Wesensinitiative 
übertragen wird und der ganz genau weiß, 
daß in der Geschichte des Eisenbahnwesens 


die von ihm in heißer Arbeit errungenen Erfolge 
nicht ihm, sondern dem anderen zugeschrieben 
werden, ist eine wohl kaum auffindbare Pflanze, 
und sie wird um so unauffindbarer, je höher 
die Intelligenz dieses Initiativsubjektes ist. Ein 
schwachköpfiges Subjekt wird sich mit dieser 
handgreiflichen Ungerechtigkeit gewiß leichter 
abfinden. Wo wäre der geistig hoch- 
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stehende, mit den seltenen, von der Ini- 
tiative geforderten Eigenschaften begabte Arzt 
zu finden, der etwa neben einem unsachverstän- 
digen Gesundheitsminister die Wesensinitiative 
ausüben würde, mit der vollen Ueberzeugung, 
daß die Früchte seiner Arbeit nicht ihm, sondern 
dem anderen zufallen müssen. 


Eine lebensvolle Initiative ist die typische 
Eigenschaft leitender Tätigkeit, die ohne dieses 
erneuernde schöpferische Moment versumpfen, 
dem Schlummer verfallen muß; sie ist spezifisch 
leitende Tätigkeit, die zu ihrer Ausübung die 
vornehmsten, geistig höchststehenden Eigen- 
schaften, eine gewiß nicht häufig vorkommende 
Verbindung verschiedener, einander nur wenig 
verwandter Fähigkeiten als unbedingt notwen- 
dig verlangt. Sie ist eine der wichtigsten, wenn 
nicht geradezu die wichtigste Tätigkeit aller 
Verwaltung, sie ist der Nerv, der den Lebens- 
pulsschlag jedes Verwaltungsorganismus regelt. 


Wenn wir nun nach dem Wertverhältnis der 
einzelnen Initiativgattungen fragen, so braucht 
wohl nicht erst bewiesen zu werden, daß der 
erste Rang, der höchste Wert der Wesensinitia- 
tive, und zwar innerhalb dieser der Initiative 
des Endzweckes und erst dann derjenigen der 
Elemente, der Arbeitsvorgänge und deren Hilfs- 
mittel zukommt, da die erstere ganz neues Leben 
dem schon Bestehenden anzugliedern vermag. 
Aber auch die Wesensinitiative auf dem Gebiete 
der Vollkommenheitsgrade, der Arbeitsvorgänge 
und Hilfsmittel kann oft von außergewöhnlichen 
Folgen begleitet sein. 


An zweiter Stelle steht die finanzielle Ini- 
tiative, die der ersterwähnten meist in der Aus- 
führung vorauszugehen hat; ebenso auch die 
Forminitiative, welch beiden aber nur die Eigen- 
schaft der absoluten, während der Wesens- 
initiative neben dieser auch die der qualitativen 
Notwendigkeit zukommt. Die Wohlfahrtsinitia- 
tive nimmt wegen ihrer ethischen Grundlage 
eine ganz außergewöhnliche Stellung ein. 


Es ergeben sich folgende Leitsätze: 


1. Die Initiative ist ein absolutes Erfordernis 
aller menschlichen Tätigkeitsentwicklung, sie 
rückt die beherrschbaren Teile derselben in den 
Bereich - bewußt gewollter Tätigkeit des 
Menschen. 


2. Sie soll vorausblickend der organischen 
Entwicklung vorauseilen, sich von dieser nie 
überraschen lassen. 


3. Sie kann sich auf den Endzweck, Schluß- 
erfolg und dessen Vollkommenheitsgrade, sie 
kann sich auf die durch das Wesens-, das Form-, 
das finanzielle, das Wohlfahrtsmoment gekenn- 
zeichneten Tätigkeiten, sie kann sich auf die 
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Arbeitsvorgänge und deren Hilfsmittel und 
schließlich auf die Elemente der Verwaltungs- 
tätigkeit beziehen und daraus ihre Nomenklatur 
gestalten. 


4. Sie erfordert eine Verbindung von tiefdrin- 
gender und umfassender Erkenntnis der durch 
das Wesensmoment charakterisierten Tätigkeiten 
mit phantasievoller Erfassung ihrer Verände- 
rungs-, Umbildungsmöglichkeiten, mit Geduld, 
Ausdauer und weitem Blick. 


5. Das wichtigste Erfordernis für eine energie- 
durchtränkte Initiative ist bis zu den Atomen 
vordringende, das ganze Gebiet der betreffenden 
Verwaltungstätigkeit, namentlich aber deren 
Elemente und Wechselwirkungen beherrschende 
Sachkenntnis, ohne welche ein phantasievolles 
Erfassen der Veränderungsmöglichkeiten nur ge- 
fährlich werden kann. 


6. Die Initiative kann niemals eine allgemein 
pflichtgemäße Eigenschaft untergeordneter Ver- 
waltungssubjekte sein. 


7. Sie ist die spezielle Fähigkeit des obersten, 
leitenden, mit der primären Verantwortung und 
der obersten Kontrolle belasteten Verwaltungs- 
subjektes und kann nur allein bei diesem als 
pflichtgemäß vorausgesetzt und verantwortungs- 
pflichtig gefordert werden. 


8. Die wichtigste Eigenschaft dieses obersten 
leitenden Verwaltungssubjektes ist daher seine, 
die ihm anvertraute Verwaltungstätigkeit inten- 
sivst beherrschende, alles überragende Sachkennt- 


nis, insbesondere hinsichtlich der durch das 
Wesensmoment gekennzeichneten Tätigkeiten 
derselben und namentlich ihrer elementaren 
Grundlagen. 


9. Eine Verwaltungstätigkeit, deren oberstes 
leitendes Verwaltungssubjekt dieser Forderung 
nicht entspricht, ist mit der Notwendigkeit eines 
Naturgesetzes dem dauernden Siechtum, meist 
dem Tode verfallen und kann nur durch Momente 
des Zufalls diesen Gefahren entgehen. 


10. Die Pflicht zur Initiative muß mit der- 
jenigen zur primären Verantwortung und ober- 
sten Kontrolle in einem, dem obersten leitenden 
Verwaltungssubjekte, vereinigt sein, wenn ein 
frisch pulsierendes Leben und Entwickeln in der 
Verwaltungstätigkeit herrschen, wenn der jeweils 
mögliche höchste Vollkommenheitsgrad des 
Schlußerfolges und seiner Entwicklung auch nur 
annähernd erreicht werden soll. 


11. Je mehr untergeordnete Verwaltungssub- 
jekte die Fähigkeit zur Initiative besitzen, desto 
leichter wird der ganze Verwaltungsorganismus 


in lebensvoller Entwicklung erhalten werden 
können. 
12, Den untergeordneten Verwaltungssub- 
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jekten steht jedoch diesbezüglich nur das Recht, 
beziehungsweise die Pflicht zur Stellung von 
Initiativanträgen zu, deren Anordnung nur in 
den Bereich des objektiven Verantwortungsfeldes 
des obersten leitenden Verwaltungssubjektes fällt. 


13. Der höchste Wert, die größte Wichtigkeit 
kommt ganz selbstverständlich der auf dem vom 


Wesensmoment beherrschten Gebiete der Ver- 
waltungstätigkeit ausgeübten Initiative zu. 


14. Die Initiative, das heißt die neue Wege 
suchende, findende, ebnende, gehende, schöpfe- 
rische Tätigkeit ist die typische kennzeichnend- 
ste Fähigkeit oberster leitender Tätigkeit, sie ist 
gewissermaßen die Leitung der Leitung. 


Arbeitsteilung zwischen Technikern und Juristen 


in Patentrechtsangelegenheiten. 
Von Pipl.:Sng. Karl Wentzel, Frankfurt a. M. . 


Die größten Schwächen in der Regierungs- 
vorlage zum neuen Patentgesetz weisen offen- 
sichtlich diejenigen Vorschläge der Regierung 
aut, die sich aut die weitere Ausgestaltung des 
Patentamtes beziehen. Hier sind es insbesondere 
die Stellen, an denen es die Regierungsvorlage 
für technisch unmöglich bezeichnet, dem Patent- 
amt weitere Arbeitsgebiete zuzuweisen, auch 
dann, wenn die vorhandenen, von der Industrie 
gemachten Vorschläge hierzu an sich durchaus 
berechtigt und beachtlich seien. Wollte man 
durch entsprechende Personenvermehrung Ab- 
hilfe schaffen — so führt die Vorlage aus —, so 
würde der Beamtenkörper ungefüge Abmessun- 
gen annehmen, einer straffen Leitung immer 
größere Schwierigkeiten bereiten und sich dau- 
ernd im Zustande der Unfertigkeit befinden, da 
ein Abschluß der Entwicklung nicht abzusehen 
wäre. Aber die fortgesetzte Einstellung neuer 
Kräfte erweise sich auch als tatsächlich unmög- 
lich. Geeignete Persönlichkeiten ständen nicht 
in unbegrenzter Zahl zur Verfügung. Diese 
Ausführungen scheinen von weltfremder und be- 
fangener Seite zu stammen, wie sich durch 
Prüfung der tatsächlichen Verhältnisse ergibt. 
Das Patentamt besitzt 220 Mitglieder und 753 
Beamte in sonstigen Stellungen. Für die Frage 
des Ersatzes und die Gefahr des Verlustes einer 
straften Disziplinierung kann sicherlich doch nur 
die Zahl der 220 Mitglieder in Betracht kommen. 
Wenn es nun wirklich berechtigt wäre, die Mög- 
lichkeit einer Vergrößerung dieses Beamten- 
chores durch brauchbare Elemente zu bestreiten, 
so hätten jedenfalls die anderen mittleren und 
größeren deutschen Unternehmungen allen 
Grund, an ihrer weiteren Ausbaufähigkeit und 
Lebensfähigkeit zu verzweifeln. Es ist hier nur 
daran zu erinnern, daß die Firma Krupp 80 000 
Personen, davon 900 im Beamtenverhältnis, be- 
schäftigt, die A. E.G. 70 000 Personen, die Ham- 
burg-Amerika Linie 23500, der Norddeutsche 
Lloyd 22000 Personen, die Farbenfabriken Frie- 
drich Beyer & Co. 10 290 Personen, die Hochster 


Farbwerke 10000 Personen, die Deutsche Bank 
6500 Personen, unter denen sich ein ganz erheb- 
licher Prozentsatz voll akademisch vorgebildeter 
Personen befinden. Beispielsweise besitzen die 
Farbwerke von Friedrich Beyer & Co. ca. 600 
akademisch vorgebildete Beamte, die Höchster 
Farbwerke 400 Beamte usw. Daß es sich hier 
nur um eine kleine Auswahl von deutschen 
Unternehmungen handelt, ist ersichtlich. Wenn 
es diesen Fabrikanten möglich ist, noch einen 
geeigneten Ersatz zu finden, so muß es auch 
möglich sein, die 220 Mitglieder des Patentamtes 
zu vermehren, falls es erwünscht erscheinen 
sollte, denselben Aufgaben zuzuweisen, für die 
sie auch nach Ansicht der Regierung am besten 
geeignet sind. Gleich ungünstig fällt die Be- 
trachtung dieser Frage aus, wenn man die 
Zahlen betrachtet, die sich aus dem Geschäfts- 
bericht der Patentämter der anderen auslän- 
dischen Kulturstaaten ergeben. Ebenso ergibt 
sich, daß diejenigen Behauptungen unhaltbar 
sind, die von einer Gefährdung der straffen 
Disziplinierung im Beamtenkörper sprechen. 
Was bedeutet die Zahl von 220 Mitgliedern 
bzw. die Zahl von 1000 Patentamtsbediensteten 
gegenüber den 100000 enden von Beamten, die 
in der Justizbenörde, in der Eisenbahnverwal- 
tung, in der Postverwaltung und bei der Militär- 
behörde straft diszipliniert sind? Diese kurze 
Betrachtung beweist zur Evidenz, daß der Gut- 
achter für diese Unterlagen der Regierungs- 
vorlage entweder niemals die Ergebnisse des 
frisch pulsierenden Lebens in unserer Industrie 
beachtet hat oder aber bei seiner Begründung 
von dem befangen war, was ihm zu beweisen 
am Herzen lag. 


Leider hat sich die Regierungsvorlage von 
dieser schwachen Beweisführung derart einfangen 
lassen, daß sie auf eine sonstige Beweisfithrung: 
für die sehr schwerwiegenden Entschließungen 
bezüglich des Kapitels „Patentamt“ verzichtet 
hat. Statt dem Patentamt die Möglichkeit zu 
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geben, sich organisch in seim Arbeitsgebiet hin- 
einzuwachsen, das ihm nach dem Willen der In- 
dustrie so breit als möglich zugewiesen werden 
soll, glaubt die Regierungsvorlage aut Grund 
ihrer Beweisführung berechtigt zu sein, dem 
Patentamt nicht nur keine weiteren Arbeits- 
gebiete mehr zuzuweisen, sondern ihm auch noch 
Arbeitsgebiete zu nehmen, aut denen es segens- 
reich gewirkt hat. Wenn der Gesetzgeber bei 
den ersten gesetzgeberischen Versuchen zur 
Regelung des Patentrechtes dem Patentamt eine 
ganze Reihe von Fragen privatrechtlicher Natur, 
wie insbesondere die Festsetzung von Zwangs- 
lizenzen, die Erledigung von Zurücknahmeklagen, 
die Feststellung des Erfinderrechtes bei wider- 
rechtlicher Entnahme, die Nichtigkeitsklagen, die 
Obergutachtertätigkeit in Patentverletzungspro- 
zessen usw. zur Regelung übertrug, so geschah 
dies oftensichtlich zu dem Zwecke, das Patent- 
amt nach und nach zu einer Zentralbehörde für 
alle Fragen auszugestalten, die mit der Erteilung, 
Verfechtung und Aufrechterhaltung des Patentes 
zusammenhängen. Wenn eine Reihe von Patent- 
angelegenheiten privatrechtlicher Art, insbeson- 
dere bezüglich der Erklärung der Abhängigkeit, 
der Auslegung von Patenten usw., heute aus- 
schließlich von den ordentlichen Gerichten er- 
ledigt werden müssen bzw. im Patentgesetz hier- 
über nähere Bestimmungen fehlen, so erklärt 
sich dies aus dem Umstande, daß die Schwierig- 
keiten dieser Angelegenheiten erst nach dem 
Jahre 1891, d. h. nach dem Inkrafttreten des 
bestehenden Patentgesetzes sich ergeben haben. 
Es ist anzunehmen, daß der Gesetzgeber andern- 
talls auch für diese Fragen dem Patentamt ein 
fakultatives aber rechtsverbindliches Regelungs- 
recht übertragen hätte, da sonst die heute wahl- 
los erscheinende Arbeitsteilung zwischen ordent- 
lichen Gerichten und Patentamt unverständlich 
wäre. Es erhebt sich nun die Frage, warum die 
Regierungsvorlage diesen Weg gänzlich verlassen 
hat und ob tatsächlich die durchaus unsach- 
gemäße Begründung bezüglich der Erweiterungs- 
möglichkeit des Patentamtes der einzige Anlaß 
gewesen ist, vorzuschlagen, dem Patentamt nur 
die Erledigung aller Fragen zu belassen, die 
unmittelbar mit der Erteilung oder der Vernich- 
tung eines Patentes zusammenhängen. Die Re- 
gierung kann sich unmöglich den wuchtigen Be- 
gründungen entziehen, die in der Literatur be- 
züglich der Leistung der ordentlichen Gerichte 
in dieser Beziehung abgehandelt worden sind. 
Die unbehebbare Kalamität bezüglich des Sach- 
verständigenwesens, die Rechtsunsicherheit in- 
folge des Parteiverfahrens vor den ordentlichen 
Gerichten gegenüber dem Offizialverfahren vor 
dem Patentamt, die hohen Kosten des Verfahrens 
vor den ordentlichen Gerichten, insbesondere 
auch durch die nötige Vertretung durch einen, 
die Materie nicht beherrschenden Rechtsanwalt, 


die enorme Verschleppung der Verfahren in- 
folge der großen Ueberlastung der ordentlichen 
Gerichte und der Schwierigkeiten, geeignete Sach- 
verständige zu finden, sowie ferner die Er- 
wägungen, daß die Feststellungen in Patent- 
prozessen zum allergeringsten Teil tatsächlicher 
Art sind und in den allermeisten Fällen ein 
Werturteil erfordern, das nur voneinem in langen 
Jahren in derartigen Fragen geschulten Fach- 
mann abgegeben werden kann, sind alles Tat- 
sachen, die es ohne alle Fragen erwünscht 
machen, solche Bestimmungen in das Patent- 
gesetz hineinzunehmen, die es der Industrie 
möglich machen, ähnlich wie dies in Oesterreich 
in außerordentlich segensreicher Weise der Fall 
ist, fakultativ dem Patentamt Feststellungs- 
anträge, sei es bezüglich eines Eingriffes oder 
der Abhängigkeit oder solcher, bei denen wegen 
widerrechtlicher Entnahme Erfinderrechte cer- 
mittelt werden müssen, zu übertragen. Eime 
solche fakultative Beauftragung des Patentamtes 
empfiehlt sich schon aus dem einen Grunde, 
weil es auf gewissen Spezialgebieten vor den 
ordentlichen Gerichten tatsächlich außerordent- 
lich schwer ist, auch nur ein einigermaßen zu- 
treffendes Urteil zu erlangen. Die Beschäftigung 
des Patentamtes mit rechtlichen Fragen dieser 
Art muß aber unbedingt auch einen segensreichen 
Einfluß ausüben, und muß dazu beitragen, daß 
die Anschauungen für die Erteilung und für 
die Vernichtung des Patentes geläutert und die 
Techniker des Patentamtes dahin geführt wer- 
den, die vielfach beanstandete formalistische und 
übertriebene begriffliche Betrachtungsweise auf- 
zugeben und sich mehr mit den Erfordernissen 
des praktischen Lebens in Kontakt zu bringen. 
Eine Behörde, die nicht nur Patente zu erteilen 
hat, sondern auch gezwungen ist, die Wirkung 
dieser Patente im praktischen Leben zu beurteilen 
und zu prüfen, muß zwangläufig zu lebens- 
wahreren Grundsätzen geführt werden. Ob es 
in absehbarer Zeit möglich ist, die technische 
und juristische Intelligenz des Patentamtes zu 
verschweißen, wofür leider trotz des 40 jährigen 
Bestandes des Patentamtes noch sehr wenig An- 
zeichen vorhanden sind, und ob es möglich ist, 
daß das Patentamt auch in rein privatrechtlichen 
Fragen mit der Zeit Qualitätsarbeit zu leisten 
imstande sein wird, ist sicherlich eine Frage, 
über die man streiten kann. Daß das Patent- 
amt aber sich auch in dieser Beziehung nicht 
etwa ebenfalls vorwärts entwickelt hätte, und 
daß die Möglichkeit zu einer weiteren gedeih- 
lichen Entwicklung nicht vorhanden sein soll, 
wird wohl niemand ernstlich bestreiter wollen. 
Der Modus, der in Oesterreich weitgehendst 
eingeführten und im Deutschland ebenfalls be- 
nutzten fakultativen Uebertragung von Patent- 
rechtsfragen privatrechtlicher Art sollte unbe- 
dingt in Deutschland ebenfalls weiter ausgebaut 
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werden, denn es kann daraus ein Schaden für 
die Industrie nicht erwachsen, ebensowenig wie 
für die Rechtssicherheit irgendwelche Bedenken 
bestehen können. Die kleine Vermehrung des 
patentamtlichen Personalbestandes ist nicht nur 
ohne weiteres möglich, sondern auch bezüglich 
des Aufwandes ohne Belang. Der hierdurch er- 
zeugte Wettbewerb zwischen Patentamt und 
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ordentlichen Gerichten kann aber ebenfalls nur 
einen wohltatigen Dualismus hervorbringen, 
während dem Reichsgericht als letzte Instanz 
für beide Rechtswege hierdurch sicherlich bei 
dem Abgleichen der mehr technisch und der 
mehr juristisch gefärbten Anschauungen für die 
Vertiefungen der eigenen Rechtsprechung nur 


nützliche Anregungen gegeben werden können. 


Die Bibliographie der Doktor-Ingenieur-Dissertationen 
von 1900 bis 1910 


Von Tr.:{gng. Martin W. Neufeld, Berlin-Charlottenburg. 


Seit einiger Zeit besitzen wir ein ausführ- 
liches Verzeichnis aller Dr.-Ing.-Dissertationen. 
Diese Tatsache scheint bisher auffallender Weise 
fast unbekannt geblieben zu sein, obgleich sich 
das Bedürfnis nach einer zuverlässigen Zusam- 
menstellung der von den Technischen Hoch- 
schulen?) ausgegangenen und als Dr.-Ing.- 
Dissertationen veröffentlichten wissenschaftlichen 
Arbeiten schon lange in allen Instituten, in den 
Literatur-Büros und Auskunfteien der Indu- 
strie, in den Bibliotheken und bei den einzelnen 
Forschern geltend machte. 


Carl Walther unterzog sich der unge- 
heueren Mühe, jede einzelne der in den Jahren 
1900-10 erschienenen 1274 Dissertationen genau 
auf Grund der Vorlage nach bibliographischen 
Gesichtspunkten aufzunehmen. Er ordnete den 
vorhandenen Stoff systematisch in 19 Haupt- 
gruppen ein, die hier wiederzugeben leider der 
Platz mangelt. Dabei bestehen viele Gruppen aus 
mehreren Unterabteilungen, die zum Teil noch- 
mals gegliedert sind. Besonders die Gruppen 
Chemie und Elektrotechnik sind vielfältig unter- 
teilt. Das erleichtert das Auffinden bestimmter 
Arbeiten natürlich ganz bedeutend. Die Beschaf- 
fung der Dissertationen ist bekanntlich beson- 
ders schwer 3), da einige Technische Hochschulen 


1) Bibliographie der an den deutschen Technischen Hoch- 
schulen erschienenen Doktor- Ingenieur-Dissertationen in sachlicher 
Anordnung. 1900 bis 1910. Bearbeitet von Carl Walther. Berlin 
1913, Kommissionsverlag von Julius Springer; 19:26 cm, II + 
131 Seiten, 2 Tafeln, 1 Blatt Berichtigungen, 2,00 M, für Mit- 
glieder des Vereins deutscher Ingenieure, Lehrer, Studierende und 
Schüler der Technischen Hoch- und Mittel-Schulen 1,20 M. 


®) Die Universitäten besitzen seit langen Jahren eine ähnliche 
Veröffentlichung, die als „Jahres-Verzeichnis der an den deutschen 
Universitäten erschienenen Schriften« bei Behrend & Co. in Berlin 
erscheint. Die Oeffentliche Bibliothek der Universität Basel gibt 
für die Universitäten der Schweiz und die TH Zürich das „Jahres- 
verzeichnis der Schweizerischen Hochschulschriften“ heraus; Basel, 
Schweighauserische Buchdruckerei. 


2) Der Oberbibliothekar, Professor Dr. phil. H. Simon 
(TH Berlin) begründete daher im Jahre 1913 die Sammlung von 


grundsätzlich gar keine Abdrucke aus ihren 
überzähligen Beständen, andere sie nur unter 
gewissen Bedingungen abgeben, obgleich an 
manchen Hochschulen den Lehrern jeden Faches 
auf alle Fälle alle Dissertationen aller Abtei- 
lungen von den Sekretariaten zugestellt werden, 
so daß z.B. ein Professor der Chemie auch alle 
Dissertationen aus dem Gebicte der Architektur 
erhält. Deshalb sind, besonders an Hochschulen 
mit großem Lehrkörper, häufig für Interessenten 
keine Abdrucke mehr zur Verfügung, denn 
manche unaufgefordert erhaltene Doktor-Arbeit 
findet wegen Platzmangels bei dem betreffenden 
Hochschullehrer dann ein unrühmliches Ende im 
Papierkorb. Es darf vielleicht hier mitgeteilt 
werden, daß an der TH Berlin, um dem vorzu- 
beugen, jeder Professor nur die Arbeiten seiner 
Abteilung ohne weiteres erhält, daß er vom 
Erscheinen solcher anderer Fachrichtungen be- 
nachrichtigt wird, und daß diese, wenn er an 
ihnen Interesse hat, ihm vier Wochen lang zum 
Abholen auf dem Sekretariate zur Verfügung 
stehen. 

Nur cin kleiner Teil aller Dissertationen er- 
scheint im Buchhandel) Deshalb muß man dem 
Bearbeiter besonderen Dank dafür wissen, daß 
er sich die Mühe machte, soweit es irgend mög- 
lich war, zu ermitteln, wo etwa als ganzer Ab- 
druck, als Teildruck, oder in Bearbeitung der 
Gegenstand jeder Dissertation noch in einer Zeit- 
schrift, als Sonderausgabe, als Buch oder in 
anderer Form erschien. Wer einige Erfahrung 
hat, was es heißt, solche Feststellungen zu 


Dr.-Ing. - Dissertationen: „Technische Studien“ im Verlage von 
Stalling in Oldenburg und machte die Dissertationen so durch den. 
Buchhandel Jedermann zugänglich, worauf hier empfehlend hin- 
gewiesen sei. 


4) Das beklagte auch der Rektor der TH Berlin, E. Josse, 
er sagt in: Ueber Forschung, Technik und Kultur; Rede zur Feier 
.....am 25. Januar 1913 in der Halle der TH Berlin; München 
1913, Seite 15: „Es ist zu bedauern, daß diese Arbeiten zu wenig 
weiteren Kreisen bekannt werden; man vermutet nicht, welch her- 
vorragende Leistungen in ihnen oft enthalten sind.“ 
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machen, und wie schwierig sie sind, der wird 
sich des Gebotenen herzlich freuen und wird es 
gern entschuldigen, wenn vielleicht noch hier 
und dort eine solche verborgene Quelle übersehen 
wurde oder eine Angabe ungenau ausfiel. 


Die Technischen Hochschulen könnten übri- 
gens diese Arbeit für die Zukunft erleichtern 
durch einen Zusatz zu den Ausführungsanwei- 
sungen der Promotionsordnung, daß in jeder 
gedruckten Dissertation an bestimmter Stelle an- 
zugeben sei, ob und wo etwa schon Teile der 
vorliegenden Arbeit wörtlich oder bearbeitet, 
unter des Verfassers oder eines anderen5) Namen 
erschienen seien oder demnächst abgedruckt wer- 
den sollen. 


Ein Wunsch bleibt noch zu erfüllen: Drin- 
gend nötig ist ein Stichwortverzeichnis wenig- 
stens für die Dissertationen aus der Chemie, 
der Hüttenkunde und dem Bergbau. Umfassen 
diese doch 50,6 v H aller Doktorarbeiten über- 
haupt, wobei die rund 320 Untersuchungen aus 
der Organischen Chemie allein etwa 18 Druck- 
seiten umfassen, die man heute durchstudieren 
muß, wenn man eine Arbeit über einen be- 
stimmten Gegenstand sucht. Dem Verfasser der 
Bibliographie sind ebenso wie dem Bericht- 
erstatter mancherlei Ergänzungen und Verände- 
rungen bekannt, durch die sich die Gebrauchs- 


Wirtschaftliche Rundschau. 


März-Börsenbericht. 


War im vorangegangenen Monat fast durchweg und 
überwiegende Neigung zum Steigen vorhanden, so 


Tabelle 1. 


Kursdifferenz gegen 


Bezeichnung den Vormonat 
Bergbau-Gesellschaften . . 0,62 
Eisenhüttenindustrie. .. . — 4,50 
Maschinenfabriken. .... 3,11 
Automobil-, Fahrrad- und 

Nähmaschinenfabriken . — 5,03 
Metallindustrie... .... — 2,43 
Elektroindustrie ...... — 1,44 
Waggonfabriken...... -+ 0,79 
Chemische Industrie .. . + 9,39 
Textilindustrie ....... — 0,80 
Zementindustrie....... + 0,76 
Papier- u. Zellulosefabriken + 1,88 
Glas- u. Porzellanfabriken — 8,93 
Zuckerfabriken....... — 41,33 
Gas- und Wasserwerke . . — 0,48 
Elektrizitätswerke ..... — 0,14 
Verschiedene........ -+ 1,58 
Alle Industriewerte .... | -- 1,01 


6) Das erscheint besonders wichtig, da nicht selten der Gegen- 
stand einer Dissertation nicht unter des Doktoranden Namen in 
Zeitschriften veröffentlicht wird. 


Wirtschaftliche Rundschau 


fähigkeit der Bibliographie bei einer zweiten 
Auflage noch erhöhen ließe. 

Im Interesse der Sache und der alma mater 
eines jeden von uns sei daher hiermit angeregt, 
daß jeder Diplom-Ingenieur, der nur irgendwie 
wissenschaftlich tätig ist, das treffliche Unter- 
nehmen und die uneigennützigen Bemühungen 
des Herausgebers fördere, indem er die wahr- 
haftig wohlfeile Bibliographie erwirbt. 

Der Bibliographie ist ein allgemeines und ein 
nach Hochschulen geordnetes Namenverzeichnis 
aller Dr.-Ing. vorausgeschickt. Der Anhang 
bietet in seinem reichen Zahlenstoff viele Unter- 
lagen für die Entwicklungsgeschichte der Hoch- 
schulen und enthält sehr interessante verglei- 
chende statistische Uebersichten über die Zeit- 
folge der ersten Promotionen bei den einzelnen 
und Angaben über die Zahl der Promotionen an 
den verschiedenen Hochschulen, Mitteilungen 
über das Alter der Doktoranden, über ihre Mittel- 
schulbildung und eine Reihe anderer Zusammen- 
stellungen, die erkennen lassen, in welchen 
Fächern diese oder jene Hochschule bevorzugt 
wird. Für die Ermittlung und Wiedergabe der 
sonst kaum zugänglichen Zahlen gebührt 
C. Walther besonderer Dank. Am Schlusse 
ist noch eine Uebersicht der Promotions-Ord- 
nungen mit ihren verschiedenen Abweichungen 
gegeben. 


ist für den Monat März fast überall ein Fallen der 
Kurse zu bemerken. Bei einigen Industrien ist die 
Kurseinbusse sogar ziemlich erheblich, so z. B. bei den 
Glas- und Porzellanfabriken rund 9/,, bei den Auto- 
mobil-, Fahrrad- und Nähmaschinenfabriken rund 5°/,, 
bei der Eisenhüttenindustrie rund 41/,°/, und bei den 
Maschinenfabriken rund 3°). Aufwärts gerichtete 


Tabelle 2. 
Kapital- Aenderungen: 


Firma | Gruppe | M, 


Börsenzulassungen : | 
Chem. Fabrik vorm. M. Milch 


EC bo u Be wg Chemische Industrie . . 1500000 
Bachmann & Ladewig . .; Textilindustrie 1 750 000 
Stärkezuckerfbk. Koehlmann | Verschiedene . . . . . 900 000 


Gebr. Schondorff . . . . EEE de 28 ‚3 000 000 
Zuwachs im März 1914 |7 150000 


| 
Notizeinstellungen : | 


Hagener GuBstahlfabrik Vor- Eisenhüttenindustrie 
zugs-A. oe. | M. 804500 ] | 
Chem. Fabrik Oranienburg, ' Chemische Industrie | 
St.-Pr. a 3 SA M. 1440 000 1 | 2244 500 
Bestand im März 1914 4 905 500 
Bestand am 31. Dezember 1913 167 874.000 
Zuwachs im Januar 1914 8850000 
" » März 1914 7150 000 
183 874 000 
Kapitaleinbuße im Februar 1914 4 099 S00 
Gesamtbestand am 31. Marz 1914 179774 200 


Aus der Rechtsprechung 


Kurstendenz weisen in erster Linie die Chemische 
Industrie mit rund 9°/, auf. Weiterhin sind noch in 
geringerem Maße gestiegen die Durchschnittskurse de- 
Bergbau-Gesellschaften, der Waggonfabriken, der Zer 
mentindustrie, der Papier- und Zellulosefabriken und 
der „Verschiedenen Gesellschaften“. Der Durchschnitts- 
kurs aller Industriewerte hat sich gegenüber dem 
Vormonat um 1,01°/, gesenkt. 

In Bezug auf die Kapitalzufuhr ist zu bemerken, 
dal} im März 1914 7,15 Millionen Mark neu aufgelegt 
wurden. Hingegen haben ihre Notiz eingestellt: 
Hagener Gußstahlfabrik mit M. 804500 und die 
chemische Fabrik Oranienburg mit M. 1440000. Der 
Gesamtbestand am 31. März 1914 der an der Börse 
zugelassenen Kapitalien betrug M. 179 774 200. 


E.W. 


Aus der Rechtsprechung. 
Schädigung durch abirrende elektrische Ströme. 


Die ‚Elektrische Kleinbahn-Gesellschaft im 
Bergrevier M.‘ betreibt seit Jahren auf der im 
Eigentum der Kupferschiefer-Gewerkschaft M. 
stehenden Landstraße eine Kleinbahn. Die Be- 
nutzung des Straßenkörpers ist ihr mietweise 
von der Eigentümerin der Straße eingeräumt. 
Einige Jahre nach Fertigstellung und Inbetricbs- 
setzung der Kleinbahn hat die Eigentümerin der 
Straße auch der Gasanstalt M. die Benutzung 
des Straßenkörpers zur Einlagerung ihrer Gas- 
rohre mietweise gestattet. Durch abirrende 
elektrische Ströme aus der Leitung der Klein- 
bahn sind nun die Gasrohre der Gasanstalt be- 
schädigt und undicht geworden, und die Gasan- 
stalt nimmt die Kleinbahngesellschaft wegen des 
ihr infolge Gasverlustes und erheblicher Aus- 
besserungskosten entstandenen Schadens in An- 
spruch. 


Sie ist mit ihrer Klage abgewiesen worden. 
Das Reichsgericht hat diese Entscheidung ge- 
billigt (vergl. Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Zivilsachen, Band 81, Seite 216fg.). Es führt 
u. a. aus: 

Die Schadenersatzpflicht aus unerlaubter 
Handlung setzt Rechtswidrigkeit der verletzen- 
den Handlung voraus. 


Von einer — sei es auch nur objektiven — 
Widerrechtlichkeit der Bahnanlage und ihres 
Betriebs an sich kann natürlich nicht die Rede 
sein; und auch die Art und Weise der Betriebs- 
ausführung enthielt keinesfalls solange etwas 
Rechtswidriges, als sie nicht mit schädigender 
Wirkung in fremde Rechte eingriff. Die mit 
Genehmigung der zuständigen Behörde erfolgte 
Herstellung und Betriebseinrichtung entsprach 
den von den Behörden erteilten Vorschriften. 
Danach war die Kleinbahngesellschaft zum Be- 


triebe der Bahn mit Schienenrückleitung des. 


Stroms nicht nur berechtigt, sondern sogar ver- 
pflichtet. Eine natürliche Folge der Schienen- 
ruckleitung ist nun das Abirren elektrischer 
Ströme in den Erdkörper. Dadurch kann die 
Rohranlage einer Gasanstalt, wenn sie sich in 
der Nähe der Schienen befindet, gefährdet und 
beschädigt werden. Allein eine solche Röhren- 
leitung, namentlich die der klagenden Gas- 
anstalt, war zur Zeit der Herstellung und In- 
betriebsetzung der Kleinbahn der beklagten Ge- 
sellschaft noch nicht vorhanden. Sie stand da- 
mals noch nicht einmal in naher Aussicht. Auf 
die bloße Möglichkeit eines solchen später ein- 
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zulegenden Rohrnetzes brauchte die Kleinbahn- 
gesellschaft keine Rücksicht zu nehmen. 

Aber auch die unveränderte Fortsetzung des 
Betriebs der Kleinbahn nach Einlagerung des 
Gasrohrnetzes stellt keineswegs ohne weiteres 
eine rechtswidrige Handlung der Kleinbahn- 
gesellschaft dar. Dem wohlerworbenen Rechte 
dieser Gesellschaft war jetzt ein später erwor- 
benes Benutzungsrecht der Gasanstalt gegen- 
übergetreten. Bei einem Widerstreite der beider- 
seitigen Anlagen und Betriebe war es zunächst 
richt Sache der Kleinbahngesellschaft, der Gas- 
anstalt zuliebe ihre Betriebseinrichtungen ein- 
zuschränken oder zu ändern, zumal dies mit 
Kosten und Störungen des Bahnbctriebs ver- 
bunden war. Waren — wie die Gasanstalt gel- 
tend macht — die schädlichen Einflüsse vagabon- 
dierender Ströme und die technischen Abhilfs- 
mittel dagegen bereits seit Jahren in sachkun- 
digen Kreisen erörtert worden, so hatte doch 
ohne Zweifel die Gasanstalt, der sicherlich sach- 
verständige Techniker zur Seite stehen, jene 
Gefährlichkeit der Schienenleitung, als sie das 
Rohrnetz anlegte, selbst gekannt. Sie hätte 
danach mit dieser Anlage, angesichts des ihr 
gleichfalls bekannten enutzungsrechts der 
Kleinbahngesellschaft an der Straße, auf ihre 
eigene Gefahr gehandelt. 

Nach jetzigem Rechte muß zwar jeder für 
Beschädigung von Sachen soweit aufkommen, 
als er sie bei billiger Rücksichtnahme auf die 
Interessen des anderen hätte verhüten sollen. 
Allein die Frage, inwieweit eine solche Rück- 
sichtnahme zu betätigen sei, ist stets nach MaB- 
gabe der im Verkehre erforderlichen Sorgfalt 
zu beurteilen. Jener Gesichtspunkt könnte dann 
für die Annahme eines rechtswidrigen Verhaltens 
der Kleinbahngesellschaft zu verwerten sein, 
wenn der Straßengrund für die Gasleitung der 
Gasanstalt unumgänglich notwendig war und 
die Gasanstalt selbst nicht in der Lage war, 
sich gegen die abirrenden Ströme zu schützen, 
während anderseits die Gasanstalt ohne Be- 
schwerung ihres Betriebs und ohne erhebliche 
Kosten das Abirren solcher Ströme verhindern 
oder unschädlich machen konnte. Aber so liegt 
die Sache hier nicht. 

Ein Fall, in dem ohne schuldhaftes Handeln 
Schadenersatz zu leisten ist, liegt hier nicht 
vor. Der Gesichtspunkt, daß dem Eigentümer 
ein Schadenersatzanspruch zu gewähren sei, 
wenn er durch das Gesetz oder durch behörd- 
liche Genehmigung eines Gewerbe- oder Eisen- 
bahnbetriebs daran verhindert ist, die Beseiti- 
ung der Einwirkungen durchzusetzen, greift 
ier nicht Platz. Eine Zivilklage auf Herstel- 
lung von Schutzvorrichtungen wäre hier durch 
die staatliche Genehmigung der Kleinbahn an 
sich nicht ausgeschlossen. 

Die nachbarrechtlichen Vorschriften sind 
ebensowenig auf den vorliegenden Fall anwend- 
bar, wo gleichzeitig mehrere zur Benutzung von 
Anlagen berechtigt sind, die sich auf oder in 
demselben Grundstücke befinden. Auch können 
die Parteien nicht als Grundstückseigentümer 
in Betracht kommen. Ebensowenig würde es 
sich hier um eine ungewöhnliche oder über- 
mäßige Benutzung handeln, zu deren Abhilfe 
der Gasanstalt ein Rechtsanspruch eingeräumt 
werden könnte. Denn die Zuführung elektri- 
scher Ströme ist nur ein natürlicher Ausfluß 
des normalen elektrischen Betriebs von der Art, 
wie ihn die Kleinbahngesellschaft erlaubterweise 
eingerichtet hat. 
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Verschiedenes. 


Zum Entwurf des neuen Patentgesetzes. 


Nach einem Vortrag von Justizrat Dr. Wald- 
schmidt, Berlin. 


Zur Beratung der neuen, von der Reichs- 
regierung veröffentlichten Entwürfe betreffend 
die Umgestaltung der gewerblichen Schutz- 
rechte, nämlich des Patent-, Gebrauchsmuster- 
und Warenzeichengesetzes, hatte der Bund der 
Industriellen am 10. 11. 1913 seinen Ausschuß 
für gewerblichen Rechtsschutz zusammen be- 


rufen, der sich aus Vertretern aller an der 
Patentgesetzgebung interessierten Industrie- 
zweige zusammensetzte. Ueber den Patent- 


gesetzentwurf, der im folgenden allein behandelt 
werden soll, da er von weitaus größerem Inter- 
esse als die übrigen Entwürfe für die Leser 
dieser Zeitschrift ist, sprach Herr Justizrat 
Dr. Waldschmidt, Vorstandsmitglied der 
Firma Ludwig Loewe A.-G., Berlin. 

Von den wesentlichen Aenderungen, die der 
Entwurf bringt, stimmte der Vortragende fol- 
genden zu: Der Berechnung der 15 jährigen 
Lebensdauer eines deutschen Patents vom Tage 
der Verotfentlichung der Anmeldung im Reichs- 
anzeiger an, statt wie bisher vom Anmeldetage. 
Ferner der Ermäßigung der Jahresgebühren und 
der Einrichtung des sogenannten Einzelprüfers, 
das heißt, daß der Vorprüfer, der auch bisher 
schon den wesentlichen Teil des Prüfungs- 
geschäftes erledigt, als erste Instanz über An- 
nahme oder Ablehnung eines Patentgesuches zu 
entscheiden hat. Auch der Einführung des Be- 
reicherungsanspruchs bei 
stimmte er zu. 

Der Vortragende wünscht entgegen den Be- 
stimmungen des Entwurfes die Beibehaltung der 


Patentverletzungen 


bisherigen Sätze für die Anmelde- und Be- 
schwerdegebühr, die obligatorische Zurück- 


erstattung der Einspruchsgebühr an den obsie- 
genden Einsprechenden und die Einführung 
dreier Instanzen für das Prüfungsverfahren der- 
estalt, daß in keiner Instanz ein Mitglied des 
Jatentamtes als Richter mitwirken darf, falls 
es schon in einer unteren Instanz tätig gewesen 
ist. Die geplante Einführung einer Berufungs- 
gebühr in Nichtigkeltesachen wünscht der Vor- 
tragende nicht. Außerdem soll die 5 jährige 
Praklusivfrist für die Nichtigkeitsklage gegen- 
über demjenigen nicht wirksam sein, welcher 
den Nachweis führt, daß er die Erfindung vor 
Beginn des 5. Jahres im Inlande offenkundig 
benutzt hat, ohne daß innerhalb der 5 jährigen 
Frist so rechtzeitig ein Einspruch des Patent- 
inhabers erfolgt ist, daß noch Nichtigkeitsklage 
möglich war. Mit Rücksicht auf die Einführung 
des Bereicherungsanspruchs wünscht der Vor- 
tragende die Beibehaltung der Forderung nach 
nn. Fahrlässigkeit bei Patentverletzungen als 
egründung für einen Schadenersatz entgegen 
den Bestimmungen des Entwurfes, wonach hier- 
für schon einfache Fahrlässigkeit genügt. Außer- 
dem vermißt Dr. Waldschmidt im Entwurf eine 
genaue Regelung der Lizenzfrage, insbesondere 
des Rechtes, das der Lizenznehmer gegenüber 
Dritten hat. 

Zu einer völligen Ablehnung kommt der 
Vortragende aber hinsichtlich der dem neuen 
Entwurf zugrunde liegenden Umgestaltung des 
bisherigen öffentlich-rechtlichen Patentrechtes 
zu einem privat-rechtlichen Urheberrecht, und 
der weitaus größte Teil seiner Ausführungen 
beschäftigt sich mit dieser Frage. Dr. Wald- 


Verschiedenes 


schmidt geht davon aus, daß sich das bis- 
herige deutsche Patentgesetz auf volkswirt- 
schaftlichem Grunde aufbaut, indem es seiner 
anzen Ausgestaltung nach dem Prinzip zum 
Parnou verhilft, den Erfinder einer tech- 
nischen Neuerung zu einer möglichst schnellen 
Bekanntgabe seiner Erfindung an die Oeffent- 
lichkeit zu veranlassen, nach dem von Damme 
aufgestellten Grundsatz, daß der Erfinder der 
Lehrer der Nation ist. Der Allgemeinheit soll 
also möglichst bald Kenntnis des von dem Ein- 
zelnen erzielten technischen Fortschritts ver- 
mittelt werden, um auf ihm fußend in der 
Entwicklung der Technik weiterschreiten zu 
können. Maßgebend ist also lediglich das Inter- 
esse der Allgemeinheit; das dem Erfinder für 
die Bekanntgabe seiner Erfindung gewährte 
Ausschlußrecht von 15° Jahren stellt nur einen 
Anreiz und eine Belohnung dafür dar, daß er 
durch die Bekanntgabe des von ihm erzielten 
technischen Fortschritts einen neuen Weg für 
weiteren technischen Ausbau gewiesen hat. Aus 
diesem Gesichtspunkte heraus kam das geltende 
deutsche Patentgesetz zur völligen Ausschal- 
tung des Begriffs Erfinder, es beschäftigte sich 
lediglich mit der Person des ersten Anmelders, 
da nur dieser die oben gekennzeichnete, ein 
Ausschließungsrecht begründende Voraussetzung 
erfüllte. Der eigentliche Erfinder bzw. dessen 
Rechtsnachfolger wurde im geltenden Patent- 
gesetz nur durch den § 3 Absatz 2 geschützt, 
der sein besseres Recht für den Fall wahrte, 
daß ihm die Erfindung vom Anmelder wider- 
rechtlich entnommen war. 

Die Gründe, die der Vortragende im eın- 
zelnen für seinen Standpunkt anführte, waren 
folgende: 

Zunächst stellt das eigentliche Machen der 
Erfindung nur einen Teil derjenigen Merkmale 
dar, die zu einer wirtschaftlich wirklich ver- 
wertbaren Erfindung gehören. Es muß die gute 
technische Durcharbeitung des eigentlichen Er- 
findungsgedankens, dann aber vor allen Dingen 
auch die kaufmännische Verwertung hinzutreten. 
Um zu zeigen, wie weit dasjenige, was schließ- 
lich als wirklich verwertbare Erfindung in die 
Erscheinung tritt, von demjenigen abweicht, was 
ursprünglich als Erfindung in den Patentunter- 
lagen dargestellt und beschrieben war, ver- 
weist der Vortragende auf die Geburtsgeschichte 
des Dieselmotors, wobei der Vortragende auf 
Heft 21, Jahrgang 1913, dieser Zeitschrift Be- 
zug nimmt. Es ist eben ein prinzipieller Unter- 
schied zwischen einer technischen Erfindung und 
den Phantasieschöpfungen eines Schriftstellers, 
Komponisten, Malers oder Bildhauers, so daß 
die Grundsätze, die sonst im Urheberrecht gel- 
ten, nicht einfach auf die Verhältnisse des tech- 
nischen Erfindungsrechtes übertragen werden 
können. Die Schöpfungen auf ästhetischem- 
künstlerischem Gebiet haben eine in sich ab- 
geschlossene, fertige Form, ein Musikwerk, eine 
Statue, ein Roman sind von jedem anderen 
entsprechenden Kunstwerk genau zu unter- 
scheiden, über ihre Originalität kann kein Zweifel 
bestehen. Anders ist es bei technischen Erfindun- 
gen. Hier ist es möglich und auch schon prak- 
tisch geworden, daß ein und dieselbe technische 
Erfindung gleichzeitig oder zu verschiedenen 
Zeiten von mehreren unabhängig voneinander 
arbeitenden Erfindern gemacht wurde. Dieser 
Tatsache muß auch das Patentgesetz Rechnung 
tragen und tut es, indem es lediglich dem erst 
anmeldenden Erfinder das Recht auf das Patent 
zugesteht. Das Prinzip, daß der Urheber 
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schlechthin geschützt sein soll, ist hier also 
bereits durchbrochen. Eine weitere Abwei- 
chung für den Grundgedanken des reinen Ur- 
heberrechtes stellt das konstitutive Prinzip im 
Patentgesetz dar. Das Patentrecht entsteht 
erst mit der Anerkennung der Erfindung durch 
das Patentamt, mit der Verleihung des Patent- 
anspruchs. Das Urheberrecht, wie es für 
künstlerische und schriftstellerische Werke be- 
steht, ist ein reines Privatrecht, geschaffen im 
Interesse des Urhebers. Das Patentrecht ist 
dagegen gegeben im Interesse der gesamten 
Technik, im Interesse der Volkswirtschaft. 

Diese Gedanken weiter spinnend, kommit 
Dr. Waldschmidt zu denjenigen Anschauungen 
über die Auslegung von Patentrechten, die er 
bereits gelegentlich eines Vortrages im Ver- 
ein zur Beförderung des Gewerbefleißes kund- 
gegeben hat, vgl. Heft 18 dieser Zeitschrift 
vom 15. 9. 1913. 

Der Vortragende geht dann zur Frage 
der Angestelltenerfindung über und 
spricht die Vermutung aus, daß die Möglichkeit, 
die Bestimmungen hierüber organisch in das 
Patentgesetz cinzufügen, überhaupt die Ver- 
anlassung zur Abwehr von dem jetzt geltenden 
Anmelderrecht und zur Einführung des Erfinder- 
rechts gewesen ist. Dr. Waldschmidt steht auf 
dem Standpunkt, daß die Regelung der Ange- 
stelltenerfindung überhaupt nicht Sache des 
Patentgesetzes, sondern cine Angelegenheit ist, 
die unter die Bestimmung über den Dienstver- 
trag in das B.G.B. oder in die Gewerbeordnung 
gehört. Zu dieser Auffassung kommt der Vor- 
tragende im wesentlichen deshalb, weil das Er- 
finden heutzutage mehr ein Erarbeiten als cin 
Finden auf Grund eines Geistesblitzes ist. Er 
verweist hierbei auf die Acußerung von Max 
Eyth: Erfinden läßt sich lernen. Ein erfreu- 
liches Gegengewicht gegenüber den Schädigun- 
gen, die nach Meinung des Vortrarenden aus 
der beabsichtigten Neuregelung resultieren wür- 


den, erblickt er in der Beibehaltung vollkom- . 


von 
und 


mener Vertragsfreiheit, die es 
vornherein die gegenseitigen 
Rechte zu regeln. 

Zum Schluß seiner Ausführungen äußert der 
Vortragende dann noch den Wunsch einer ein- 
heitlichen Kodifizierung des Patent- und Ge- 
brauchsmusterrechts. 

Als Ergebnis‘ des Vortrages des Herrn 
Dr. Waldschmidt wurde vom Ausschuß für ge- 
werblichen Rechtsschutz des Bundes der Indu- 
striellen beschlossen, eine die Wünsche und An- 
regungen des Referats enthaltende Erklärung 
einem der Reichsregierung zu erstattenden Gut- 
achten des Bundes der Industriellen über den 
Patentgesetzentwurf zugrunde zu legen. 


Tipl.-Ang. Hans Caminer, Patentanwalt. 


gestattet, 
Pflichten 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Aachen. 


Dem Dozenten für Elektrochemie und analytische 
Chemie an der Technischen Hochschule zu Aachen 
Dr.-Ing. Arthur Fischer ist der Professortitel ver- 
liehen worden. 


Technische Hochschule Berlin. 


Im 72, Lebensjahre starb am 25. März 1914 der 
Bildhauer und Professor an der Technischen Hoch- 
schule Berlin Otto Geyer nach langem Leiden. 
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Geyer, der in Charlottenburg geboren war, hatte 
seine künstlerische Ausbildung auf der Berliner Aka- 
demie empfangen. Von seinen zahlreichen Werken 
sind zu nennen: der figurenreiche Fries an der Haupt- 
front unseres Rathauses, die allegorischen Figuren auf 
der Belle-Alliance-Brücke, der Fries im Lichthofe des 
Kunstgewerbe- Museums, die Statue Melanchthons in 
der Schlofkirche in Wittenberg, die Kaiser-Wilhelms- 
Denkmäler in Iserlohn und Soest usw. Auch lite- 
rarisch hat sich der Dahingeschiedene betätigt. 
* * 


Zum dauernden Gedächtnis an die 42 jährige erfolg- 
reiche Wirksamkeit von Prof. Dr. phil. Dr.-Ing. Carl 
Liebermann, der kürzlich seine Abschiedsvor- 
lesung im Hörsaal des Chemiegebäudes der Tech- 
nischen Hochschule Berlin hielt, soll eine lebensgroße, 
von der Meisterhand Felderhoffs geschaffene Bronze- 
plakette einen Platz neben Adolplı von Baeyers Büste 
im Hörsaal finden. 


Technische Hochschule Breslau 
Direktor a. D. W. Tafel ist zum ordentlichen 


“Professor für Hütten- und Maschinenkunde an der 


Technischen Hochschule in Breslau ernannt worden. 


Technische Hochschule Hannover. 


Dem Privatdozenten der Chemie an der Tech- 
nischen Hochschule in Hannover Dr. Ernst Laves 
ist das Prädikat Professor verliehen worden. 


$ & 
» 


Die königl. Technische Hochschule 
zu Hannover und die Sportpflege. 


Man schreibt der Täglichen Rundschau: Das er- 
freuliche allgemeine Auflebden des Jugendsportes zeitigt 
weitere Folgen. Der deutsche Pennäler träumt sich 
nicht mehr, wie ehedem, bei verbotenen Kneipereien, 
mit Nachahmung studentischer Bräuche, die spätere 
Studentenzeit vor. Der deutsche Pennäler tummelt 
sich heute in freien Stunden auf dem Sportplatz, er 
wandert mit Rucksack und Laute durchs Land! Kein 
Wunder, wenn daher im Studententum das Korpo- 
rationsleben diesen Gepflogenheiten der Jugend eben- 
falls Rechnung tragen will. Von Uebertreibung freie 
Sportbetätigung in den Mußestunden und Maßhalten 
im Alkoholgenul}, das ist es, was den deutschen Stu- 
denten allein in den Stand setzt, den sich stetig stei- 
gernden Anforderungen der Lehrpläne durch Arbeits- 
frische gewachsen zu sein. In Hannover hat soeben 
die älteste Korporation der Technischen Hochschule, 
die im Jatue 1848 als P. G. V. (Polytechniker-Gesang- 
Verein) gegründete heutige „Hansea" die Pflege des 
Sports offiziell auf ihre Fahne geschrieben. Je nach 
den Jahreszeiten sollen Tennis, Hockey und jene Sport- 
arten, welche man mit „Leichtathletik“ bezeichnet, 
gepflegt werden. Das Fechten wird als Stähler des 
Mannesmutes, der Gesang als froher Begleiter bei 
Wanderfahrten weitergepflegt. Dieses Bekenntnis zum 
Sport setzt dem Alkoliolgenuß von selbst maßvolle 
Grenzen Wer die Zeichen der Zeit zu deuten ver- 
steht, erkennt, daß sich ein allgemeiner Wandel im 
Leben des deutschen Korporationsstudenten anbahnt, 
worauf auch vorstehend bericlitetes Ereignis hindeutet. 
Ueberall wird man das mit Freuden begrüßen und 
derartige Bestrebungen zu fördern suchen. So ist 
auch beispielsweise die Leitung der Technischen Hoch- 
schule zu Hannover zurzeit damit beschäftigt, den 
malerisch gelegenen Spiel- und Sportplatz der Stu- 
dentenschaft neuzeitlich zu verbessern und auszubauen. 


Technische Hochschule München. 


Der frühere Generalsekretär des bayerischen Land- 
wirtschaftsrats Hofrat May ist im Alter von 81 Jahren 
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gestorben. Der Verblichene hat bis zu seinem Tode 
das Amt eines Honorarprofessors an der Technischen 
Hochschule in München ausgeübt. 


* * * 


Die Technische Hochschule München hat dem 
Direktor der Farbwerke vorm. Meister Lucius & Brüning 
in Höchst, Justizrat Dr. phil. h. c. Adolf Häuser, 
„dem tatkräftigen Organisator auf dem Gebiete der 
chemischen Industrie, dem ausgezeichneten Ratgeber 
auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes«, 
die Würde eines Doktors der technischen Wissen- 
schaften ehrenhalber verliehen. 


Technische Hochschule Stuttgart. 


Der Professor der Literaturgeschichte an- der Tech- 
nischen Hochschule Stuttgart Dr. phil. Otto Har- 
nack, starb im 57. Lebensjahre. 


» 
x * 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Karlsruhe i. B. 


Beitrage zur Chemie der Radio- 
elemente. Von Paul Beer. J. Langs Buch- 
druckerei, Karlsruhe 1914. 


Technische Hochschule Miinchen. 


Ueber die elektrolytische Oxydation 
von Cerosalzen in saurer Lösung und 
elektrolytische Chlorierungsversuche 
bei Gegenwart von Cerochlorid. Mit 
einem Anhang: Elektrolyse von alkali- 
scher Cerosalzlösung. Von Albert Hengsten- 
berg. 

Ueber die elektrolytische Reduk- 
tıon von Uranylsalzen und Darstellung 
vonreinem Uranylperchlorat. Von Dipl.- 
Sng. Karl Eyrainer aus München. Emil Ebering, 
berlin 1914. 
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Vrejng. Fritz Edler von Emperger, 
k.k. Oberbaurat, Versuche mit einge- 
spannten Balken. Heft 4 der Mitteilungen über 
Versuche, ausgeführt vom Eisenbetonausschuß 
des Oesterreichischen Ingenieur- und Archi- 
tekten-Vereins. Mit über 250 Abbildungen und 
zahlreichen Plänen und Tabellen. Leipzig und 
Wien, Franz Deutieke, 1913. Preis 10 M. = 12K. 

Mit dem vorliegenden, ausführlichen Bericht 
übergibt der bekannte, verdienstvolle Forscher 
der Fachwelt eine bedeutungsvolle Arbeit, deren 
Ergebnisse die lang bestehende Unklarheit über 
Wesen und Grad der Einspannung eingemauerter 
oder einbetonierter Eisenbetonbalken im wesent- 
lichen beheben, vielerlei neue Tatsachen zutage 
bringen und der Praxis den richtigen Weg 
weisen zur Umgehung unsicherer oder unwirt- 
schaftlicher Konstruktionen. Der Verfasser be- 
richtet in objektiver, knapper und klarer Weise 
nach dem Wahlspruch „Facts — not theory“ 
über die außerordentlich umfangreiche Ver- 
suchsarbeit, die sich über vier Jahre er- 
streckte und der, im begründeten Gegensatz 
zu den meisten bisherigen Versuchsanordnun- 


Literatur 


gen, Objekte dienten, deren Konstruktion und 
Stützung der Praxis vollkommen entsprechen. 

Die Reichhaltigkeit des Stoffes und die 
Gleichwertigkeit aller Versuche verbieten es, in 
einem kurzen Referate auf Einzelheiten einzu- 
gehen; der Referent beschränkt sich auf eine . 
kurze Uebersicht der Versuchsanordnungen und 
Herausschälung der für die Praxis wichtigsten 
Schlußfolgerungen, die auch am Schlusse des 
Berichtes zusammengefaßt sind. Im übrigen 
muß das eingehende Studium des Werkes jedem 
Eisenbetonfachmann, dem es um Klarsicht in 
der Beurteilung ihm täglich vorkommender Bau- 
teile zu tun ist, aufs angelegentlichste emp- 
fohlen werden. 

Als Grundlage für die erforderliche Ver- 
gleichung der freien Lagerung von Balkenträ- 
gern mit ganzer oder teilweiser Einspannung 
werden zunächst 17 Versuche mit frei gestütz- 
ten Balken durchgeführt; daran schließen sich 
10 Versuche mit Trägern, auf deren Auflagern 
eine Belastung aufgebracht wurde; dann folgen 
26 Versuche mit eingemauerten Balken; in 
jeder Gruppe wird der Einfluß von Vouten be- 
sonders sorgfältig studiert. 

Von besonderem Interesse ist das einleitende 
Kapitel, das die Frage der Einspannung und 
die daraufbezüglichen Vorschriften behandelt. 

In eingehendster Weise werden dann sämt- 
liche 53 Versuche durch Zeichnungen, Photos, 
Graphikons, Tabellen und textlich beschrieben. 


Die in 10 Sätzen zusammengefaßten Schluß- 
folgerungen aus den Ergebnissen sind kurz fol- 
gende: 

1. Jeder Eisenbetonbalkenträger ist als ganz 
oder teilweise eingespannt zu betrachten und 
entsprechend zu bewehren, wenn nicht durch 
besondere Vorkehrungen seine freie Lagerung 
gesichert wird; das gilt auch für die obersten 
Geschosse (dies ist eine interessante Umkeh- 
rung des Satzes $ 14,4 der preußischen Vor- 
schriften: „Bei Balken darf ein Einspannungs- 
moment an den Enden nur dann in Rechnung 
gestellt werden, wenn besondere bauliche Vor- 
kehrungen eine sichere Einspannung nachweislich 
gewährleisten“). 

2. Bei der Berechnung der Widerlager ist 
das Einspannungsmoment zu berücksichtigen; 
bei Widerlagern, die den Balkenmomenten nicht 
mit Sicherheit gewachsen erscheinen, empfiehlt 
es sich, das Widerstandsmoment der Balken- 
mitte zu erhöhen, um dem etwaigen Nachgeben 
der Widerlager zu begegnen. 

3. Dem nach 2. festgestellten Verlauf der 
Momente hat die Bewehrung des ganzen Bal- 
kens zu entsprechen. 

4. Bei Widerlagern, die Einspannungs- 
momente aufzunehmen vermögen, und bei ent- 
sprechender Verbindung des Balkens mit dem 
Widerlager kann mit voller Einspannung 
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ae ne 
(m= jz bzw. 44 gerechnet werden. Als 


Widerlager ist nicht nur der hinter dem Balken 
liegende Widerlagerstreifen von Balkenbreite zu 
betrachten, sondern eine größere Breite, deren 
Maß von der Güte des Mauerwerks abhängt — 
vorausgesetzt, daß hier nicht anderweite Be- 
anspruchung vorhanden ist. 

5. Ist die Aufnahme von Einspannungs- 
momenten durch das Widerlager nicht völlig 
sicher, wie z. B. bei weniger verläßlichem Ma- 
terial, so kann ein verminderter Einspannungs- 
grad angenommen werden, welchem die Mo- 
menten- und Bewehrungsverteilung zu ent- 
sprechen hat. 

6. Bedingung für volle Einspannung ist eine 
dauernd und unter allen Umständen sicher wir- 
kende Verbindung von Balken und Mauerwerk, 
die am vollkommensten durch Einbinden von 
Balkeneisen in das Widerlager (rahmenartige 
Verbindung) erzielt wird. Mitwirkend sind die 
Adhäsion zwischen Balkenkopf und Widerlager, 
Vouten, Widerlagerbelastung und Vorkehrungen 
gegen Setzung und Verdrehung des Widerlarrer- 
mauerwerks. 

Unter 7. gibt der Verfasser eine Beziehung 
zur Ermittlung des Momentes, das an der Ver- 
bindungsstelle vom Widerlagermauerwerk auf- 
genommen werden kann. 


pl? l 
MW, 142 Jo oH 
3 J, | 
(hierin Jo = Trägheitsmoment des Balkens, 
Ji = n » Widerlager- 
mauerwerks, 


H = wirksame Höhe des Widerlagermauerwerks, 
= Stützweite des Balkens). 


8 Bei sich stark setzendem Mauerwerk, 
Ziegel in Kalkmörtel, ist der Balken sowohl für 


M nr in der Mitte als auch durch Auf- 


8 
biegen einer entsprechenden Anzahl von Zug- 
eisen am Ende — zur Aufnahme einer gewissen 


Einspannung zu bewehren. 

9. Bei Kalkmörtelmauerwerk ist der Balken- 
kopf in eine Bank aus Zementbeton oder Ziegel- 
mauerwerk in Zementmörtel zu verlegen; in der 
Längsrichtung soll diese Bank bewehrt werden 
und bei Vorhandensein von Vouten ist sie ent- 
sprechend hoch anzulegen; geschieht dies, so 
ist auf das Widerlager die Formel nach 7. an- 
wendbar. 

10. Vouten sind zur Sicherung der Einspan- 
nung stets vorteilhaft, so auch zur Verminde- 
rung des an der Einspannstelle erforderlichen 
Eisenquerschnitts, zur Vergrößerung der Ad- 
häsionsfläche; Vouten wirken konsolartig und 
erhöhen die Einspannleistung des Widerlagers 
über den durch die Formel nach 7. errechen- 
baren Betrag hinaus. 

Dr.-Ing. H. Nitzsche. 
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Der Widerstand und Antrieb von Schiffen. 
Von Trejug. Rothe. Mit 150 Abbildungen. 
Verlag von M. Krayn, Berlin W. 1912. 

Das vorliegende Werk stellt sich als Er- 
gebnis der Durcharbeitung der deutschen Ver- 
suche sowie der einschlägigen neueren Arbci- 
ten von Ausländern auf dem Gebiete des 
Schiffswiderstandes dar. Bisher waren auf 
diesem Gebicte fast ausschließlich englische 
Werke vorhanden; deutsche Versuche sind erst 
in neuerer Zeit angestellt worden. Es ist da- 
her anzuerkennen, daß der Verfasser mit großem 
Fleiße und großer Sachkenntnis die verschie- 
denen Theorien des Widerstandes einer kriti- 
schen Untersuchung unterzogen und zusammen- 
gestellt hat. 

Das Buch gliedert sich, wie schon der Titel 
sagt, in zwei Hauptteile; Teil I: Der Wider- 
stand von Schiffen, Teil Il: Der Antrieb von 
Schiffen. Der erste Teil des ersten Haupt- 
teiles behandelt zunächst das Wesen des Wider- 
standes bei untergetauchten und bei austauchen- 
den Körpern. Bei untergetauchten Körpern 
wird der Widerstand in den Kraftlinien-, Wirbel-, 
Luftraumbildungs- und Elastizitätswiderstand, 
bei austauchenden Körpern in den Wellen-, Ka- 
pillarwellen- und Luftraumbildungswiderstand 
zerlegt und diese Teilwiderstände in ihrer Ent- 
stehung und in ihrem Einflusse auf den Ge- 
samtwiderstand, der sich aus ihnen zusammen- 
setzt, untersucht. 

Dann geht der Verfasser auf die Bestim- 
mung des Schiffswiderstandes ein und unter- 
zieht die verschiedenen vorhandenen Theorien 
und die sich daraus ergebenden Formeln einer 
Besprechung, deren Ergebnis ziemlich negativ 
ausfällt. Dies findet darin seine Erklärung, daß 
der Schiffswiderstand sich eben nicht in eine 
einfache, genaue mathematische Formel brin- 
gen läßt; es können daher auch die vorhan- 
denen Theorien und Formeln nur wenig brauch- 
bare Ergebnisse liefern. Den Modellversuchen 
ergeht es auch nicht viel besser; sie stellen 
auch nur eine Methode dar wie die Formeln 
und geben auch keine absolut gültigen Resul- 
tate. 

Nach dieser zerstörenden Arbeit gibt 
Dr. Rothe dann ein Verfahren zur Widerstands- 
bestimmung ohne Formeln und Modellversucne 
an, indem er den Einfluß der Formverhältnisse 
des Schiffes auf den Widerstand untersucht. 
Außer den Abmessungen und den Völligkeits- 
graden des Schiffes in ihrem Einflusse auf den 
Widerstand ist auch den Anhängen, die sonst 
meist recht nachlässig behandelt werden, eine 
eingehende Untersuchung zuteil geworden. Ein 
Beispiel zeigt, daß man den voraussichtlichen 
Widerstand eines Entwurfes nach dem eines un- 
gefahr gleich großen Schiffes mit Hilfe des 
mechanischen Aehnlichkeitsgesetzes hinlänglich 
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genau bestimmen kann, wenn man die voraus- 
sichtlichen Abweichungen des Stromverlaufes bei 
dem Entwurfe genügend berücksichtigt. 


Ein letzter Abschnitt dieses 1. Hauptteiles 
befaßt sich mit dem Einflusse der Tauchtiefe 
und Trimlage des Schiffes auf den Widerstand. 


Im 2. Hauptteile werden die Treibmittel be- 
sprochen. Diese unterteilt der Verfasser in 
1. Strahltreibmittel, 2. Schaufelrader, 3. Schraube. 
Die Strahltreibmittel werden ihrer geringen 
Brauchbarkeit wegen nur ganz kurz behandelt, 
während die beiden anderen sehr ausführlich 
erläutert und untersucht werden. Auch hier, 
bei der Bestimmung des Wirkungsgrades der 
Treibmittel, zunächst der Schaufelräder, kommt 
Rothe zu dem Schlusse, daß diese Bestimmung 
auf die bisherige Art und Weise mit Hilfe ein- 
facher Formeln nicht möglich ist, sondern daß 
man sich über die tatsächlichen Widerstands- 
verhältnisse, die sich nicht durch genaue For- 
meln erfassen lassen, klar werden muß, um sich 
über die Eigenart des Rades ein Bild machen 
zu können. 


Den Hauptraum in diesem Teile nimmt natur- 
gemäß die Schraube ein, als das am häufigsten 
angewendete Treibmittel. Die Bauarten der 
Schrauben, die Strömungsverhältnisse an ihnen, 
die erst in letzter Zeit durch die Untersuchun- 
gen deutscher Forscher geklärt sind, die Kraft- 
wirkungen an der Schraube, der Einfluß der 
Abmessungen auf die Wirksamkeit, die Berech- 
nung der Schrauben und die Bestimmung der 
Schraubenabmessungen ohne Benutzung von 
Schraubentheorien und Modellschraubenergeb- 
nissen sind die einzelnen Unterabteilungen. Von 
diesen sind die Teile über den Einfluß der Ab- 
messungen und die Berechnung der Schrauben 
wieder sehr eingehend behandelt. In dem Teile 
über die Berechnung der Schrauben bespricht 
Verfasser die verschiedenen Theorien und die 
Methode der Modellversuche, und kommt zu 
dem Schlusse, daß alle bisherigen Theorien mei- 
stens wichtige Wasserbewegungen übersehen 
und daher versagen. Für die Schraubenmodell- 
versuche gilt noch mehr als für die Modellver- 
suche zur Bestimmung des Schitfswiderstandes, 
daß bei Anwendung ihrer Ergebnisse auf große 
Schiffe Vorsicht am Platze ist, zumal da die 
Gültigkeit des mechanischen Aehnlichkeitsgesetzes 
für Schrauben noch nicht bewiesen ist. Nach- 
dem auch noch die Unzulänglichkeit von Ver- 
suchen mit Modellbooten besprochen ist, gibt 
Rothe im letzten Teile an einigen Beispielen ein 
Berechnungsverfahren ohne Schraubentheorien 
und Modellversuche, indem er von Ergebnissen 
ähnlicher Ausführungen ungefähr gleicher Größe 
auf die zu entwerfende Schraube schließt, wo- 
bei das mechanische Aehnlichkeitsgesetz mit 
Vorteil Anwendung findet. 
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Zum Schlusse spricht dann Verfasser noch 
den Wunsch aus, es möchten in Zukunft mehr 
Aufwendungen für wissenschaftliche Unter- 
suchungen, wie sie von Prof. Ahlborn, Geh. 
Reg.-Rat Prof. Flamm, Tr.-{ng. Kempf, Tr. Nıg. 
Gebers, Dr. phil. Wagner angestellt sind, ge- 
macht werden, als für die vielen, meist wenig 
brauchbaren aber kostspieligen Modellversuche. 

Ein Anhang bringt verschiedene, zur Be- 
rechnung des Widerstandes der Schiffe und der 
Räder und Schrauben wichtige Tabellen. 


Tipl.»-Ang. Dressel, Berlin. 
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Friedrich Meyenberg: Einführung in 
die Organisation von Maschinenfabriken mit be- 
sonderer Berücksichtigung der Selbstkosten- 
berechnung. Verlag Julius Springer. 205 Seiten. 
Preis gebunden 5,— M. 


Der Verfasser versucht einen anderen Weg 
cinzuschlagen als bisher üblich; er will den 
technisch gebildeten, in die Praxis eintretenden 
Neuling mit den prinzipiellen Fragen der Fabrik- 
organisation bekanntmachen, die nur durch ihren 
Zusammenhang mit der Selbstkostenberechnung 
eine richtige Würdigung finden können. In 
seiner Eigenschaft als Dozent an der Techni- 
schen Hochschule in Braunschweig wird der 
Verfasser bald Klarheit darüber erlangt haben, 
was den Studierenden fehlt, wenn sie die Hoch- 
schule verlassen und in der Praxis Erfolge er- 
ringen wollen. Nicht das starre Festhalten an 
der rein theoretischen Technik, sondern gerade 


ein umfassendes Allgemeinwissen — wozu ins- 
besondere kaufmännische und wirtschaftswissen- 
schaftliche Fächer zu rechnen sind — wird dem 


jungen Ingenieur ermöglichen, rasch einen wei- 
teren Wirkungskreis zu finden. 

Mevenberg bespricht nun vom Augenblick 
des Hereinholens von Aufträgen bis zum Ex- 
pedieren der Fertigprodukte die lange Kette der 
Betriebs- und Geschäftsvorfälle, die erforderlich 
sind, um aus diversen Rohmaterialien ein 
verkaufsfähiges Fabrikat entstehen zu lassen; 
ohne irgendwelche Formulare oder Vordrucke 
wiederzugeben, erklärt er mit knappen Worten 
die wichtigsten Organisationsdetails, wobei er 
aber immer strenge Kritik an den verschiedenen 
Ausführungsmöglichkeiten übt und dadurch den 
Leser einen guten Ueberblick über die in der 
Praxis angewendeten Methoden erlangen läßt. 

Wenn auch manche gerade in letzter Zeit 
wichtige Kapitel fehlen, wie die Lohnverrech- 
nung bei Bedienung mehrerer Maschinen durch 
einen Mann oder eine Gruppe von Arbeitern, 
die Tarifverträge und das Kontrollwesen, so 
sind das Mängel, die bei einer späteren Auf- 
lage leicht behoben werden können; ebenso 
fehlt die besonders für den Anfänger wichtige 
Besprechung der Frage der Ermittlung der Ma- 
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schinenkosten (Platzkosten) für jede einzelne 
Werkstelle einer Werkstatt. 

Eine reichhaltige Literaturübersichtt von 
über 9 Seiten Umfang stellt die bekannten 
guten Bücher über Fabrikorganisation und -ver- 
waltung zusammen, während daran anschließend 
die besten Artikel aus ersten technischen Zei- 
tungen aufgeführt erscheinen. Es wäre noch 
zu erwägen, ob später nicht auch noch die 
handelswissenschaftlichen Blätter mit aufzuneh- 
men wären, wie z. B. die Zeitschrift für 
Handelswissenschaft und Handelspraxis (Verlag 
Karl Ernst Poeschel in Leipzig), die wiederholt 
vorzüglich geschriebene Artikel aus diesen auch 
für Handelshochschüler sehr wichtigen Grenz- 
gebieten zwischen Technik und Wirtschaft 
bringt. Ein reichhaltiges Sachverzeichnis bildet 


den Schluß des gut ausgestatteten Buches, das’ 


für jeden Anfänger ein vorzüglicher Behelf ist, 
sich in das recht schwierige Gebiet der Organi- 
sationsfragen industrieller Unternehmungen 
rasch und ohne viel Zeitverlust einzuarbeiten. 
C. M. Lewin. 
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Berichtigung. 
In Heft 6 ist auf Seite 163 unter eingetragene 
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Kramer, Ferdinand, Ingenieur, Cöln-Deutz, Tempel- 
strasse 29. 
es muß heißen: 
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Fr. Mercker, Cöln, Hohenzollernring 16, III. 


Schebitz, 


» » F Modersohn, Bergisch-Gladbach, Gronauer Wald 98. 
“ » L. Plagge, Dresden-A., Striesener Str. 49. 


B.-V. Danzig. 
Dipl. «Ing. E. Doeinck, Oliva i. Westpr., Delbrückstr. 
K. Thieß, Dr. Professor a.d Handelshochschule Coin (Förderer), 
Coln Rh., Volksgartenstr. 18. 

B.-V. Darmstadt. 
Burschenschaft „Germania“, 
Wiesenstr. 9. 

B.-V. Dresden. 
Dipl.Ing. L. F. Schlegel, Dresien-A., Schnorrstr. 62, 1. 
B.-V. Duisburg. 


Dipl.Ing. P. Berghoff, Duisburg, Mälheimerstr. 146. 
` W. Hahn, Riistringen-Wilhelmshaven, Stadtbauamt. 


Darmstadter Darınstadt, 


Ld d 
n » W. Montigel, Herrenwyk b. Lübeck, Hochofenwerk 
B.-V. Düsseldorf. 
Dipl.Ing. B. Weißenberg, Düsseldorf, Prinz Georgstr. 53. 
” » F. Winnicki, Wiesbaden, Dotzheimer Str. 60. 


B.-V. Essen (Ruhr). 
Dipl. Jng. R. Weimann, Essen, Julienstr. 98, am Heymannsplatz. 


B.-V. Frankfurt a. M. 


Dipl.s Jng. H. Barth, Berlin N. 65, Antwerpener Str. 5. i 
" » P, Otto, Kommissarischer Direktor der Kgl. Höheren 
Maschinenbauschule Aachen, Aachen, Goethestr. 3. 
” » P. Teige, Frankfurt a. M., Niedenau 46, I. 


B.-V. Hamburg-Altona. 
C. Ciesle, Schiffbau-Ing. (Förderer), Hamburg, Barthst. 32, II. 
Dipl.s3ng. P. Griesenberg, verstorben. 
F. Hennig, Hamburg 20, Edgar-Roß-Str. 21, NI. 
G. Zeyß, Hamburg 23, Eilbecktal 2, hpt. 


B.-V. Hannover. 
Dipl.6Sng. K. E. Brochier, Zwickau, Innere Schneebergerstr. 13, HI. 


B.-V. Karlsruhe i. B. 
Ph. Lüll, Karlsruhe, Kriegstr. 36. 
B.-V. Kiel. 
Dipl. Jng. C. Aberle, Heikendorf b. Kiel, Friedrichstr. 173. 
Th. Bauscher, Oberlehrer a. d. Kgl. Baugewerkschule 


Dipl.Ing. 


d 4 
Deutsch-Krone. 
» » P, Küchler, Wilhelmshaven, Luisenstr. 9, I. 1. 
B.-V. Königsberg i.Pr. 
Dipl.Ing. O. P. Oertel, Großenhain Sa. 
» » G.Schmoll gen. Eisenwerth, Königsberg, Scharnhorst- 


str. 16, II. 
B.-V. Leipzig. 
Dipl.-Ing. C. Weidlich, Regierungsbauführer, Hildesheim, Vion- 
ville-Str. 10, 
B.-V. München. 
Dipl.»Ing. E. L. Eppner, München, Karlsplatz 17, II. 


B.-V. Nürnberg. 
Dipl.»Ing. H. Frühinsfeld, Charlottenburg, Tegeler Weg 99. 
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. . BV. Oberschlesien. 
B. Ritter, Deutsch-Krone, Königstr. 109. 
O. Röyne, Stadtbauinspektor, Kattowitz O/S., Direk- 
tionsstr. 4, IIT. 
B.-V. Saarbrücken. 
R. Schad, Sterkrade, Bahnhofstr. 5, III. 


B.-V. Stettin. 


Dipl. sQng. 


Dipl Jng. 


Dipl.Ing. U. Pudor, Berlin-Steglitz, Schloßstr. 56, I r. 
» =» A. Schaal, Berlin W.50, Ansbacher Str. 7. 
» » R. Scholz, Stettin, Deutschestr. 49, I. 
B.-V. Stuttgart. 
Dipl.Ing. K. Burger, Regierungsbaumeister, Dornstetten b. Freu- 
denstadt i. Württemberg. 
» » E. Epple, Regierungsbaumeister, Rottweil a. Neckar, 
Schillerstr. 1. 
° » H. Friese, Stuttgart, Reinsburgstr. 118. 
a e E. Schmid, Regierungsbaumeister, Gleiwitz O;S., 
Wilhelmsplatz 18. 
` » G. Zinser, Regierungsbaumeister, Dornstetten i. Würt- 
temberg. 
. Ausland. 
Dipl. ng. M. Lanio (Russe, Förderer), unbekannt verzogen. 
Dr.s Img. R. Rossin (Oesterreicher, Förderer), Leipzig, Roscher- 
str. 25. 
Unbekannt verzogen gewesen: 
Dipl.s 3ng. K. Doering, Karlsruhe i. B., Bahnpostlagernd. 
” » R. Poensgen, St. Ingbert (Pfalz), Hochstr. 57. 


` 
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Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgerde 
Beiträge: 
Dipl.Ing. Max Vogelsang, Frankfurt a. M. Mk. 20,— 
» n» €. Delliehausen, Zormagara 
(Türkei) nn ee Sy RA a apren e ~ n 24,— 
B.-V. Hamburg-Altona, Büchsensamm- i 
lung s a OE Se ee ee T 5,33 
Wir bitten diejenigen Herren Kollegen, welche die 
von ihnen gezeichneten Zuwendungen noch nicht 
gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmöglichste Einsendung der betreffenden Bei- 
träge. 
Das Kuratorium 
1. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 


Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Fe Ba a EN ee Be en 


Personalia. 


Der Vorsteher des Baupolizeiamtes und des Tief- 
bauamtes der Stadt Kattowitz (O.-S.), Dipl.-Ing. Olaf 
Röyne, ist zum Stadtbauinspektor ernannt worden. 

e s 


Am 4. März d. J. verstarb das Mitglied des B.-V. 
Hamburg-Altona, 
Dipl.-Ing. Pant Griesenberg, 


Ingenieur der Baudeputation, Sekt. für Strom- und 
Hafenbau, Hamburg. 


Am 5. d. M. verstarb das Mitglied des B.-V. Berlin» 
Dipl.-3ng. Carl Boldt, Berlin-Oberschöneweide. 


Die Verbandsmitglieder werden ihren Kollegen 


ein dauerndes Andenken bewahren. 


Beim Ausbleiben oder bei verspäteter Lieferung einer Nummer wende man sich stets an den 


Briefträger oder die zuständige Bestell- Postanstalt. 


Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht 


in angemessener Frist erfolgen, schreibe man unter Angabe der bereits unternommenen Schritte an 


den Verlag unserer Zeitung. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apəstel. Paulus -Str,o17. 
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Technische Beistände im ZivilprozeB. 


Von Patentanwalt Dipl.-Gng. 


Unter obigem Titel ist vor einigen Tagen 
cine Schrift von Patentanwalt Arndt erschienen, 
in der dieser einen GerichtsbeschluB des Ober- 
landesgerichts Braunschweig namhaft macht, 
durch welchen dem technischen Sachverstandi- 
gen der einen Partei auf Antrag des Vertreters 
der anderen das Wort mit der Begriindung ver- 
sagt wurde, daß es der Senat für unzulässig 
ansahe, anderen als der Partci und den Prozeß- 
bevollmachtigten das Wort zu gestatten. Wenn 
auch dieser Standpunkt genau wie ein gleicher 
Fall vor mehreren Jahren lebhaften Widerspruch 
in gelehrten, wie in interessierten Kreisen her- 
vorgerufen hat und von vielen Seiten!) fest- 
gestellt wird, daß nach deutschem Recht das 
Wort an den technischen Parteisachverständigen 
nicht lediglich wegen des Einspruchs des Pro- 
zeßgegners versagt werden darf, so erscheint 
es doch wertvoll, die Stellung und Bedeutung 
des technischen Parteisachverständigen in un- 
serem Rechtsleben einmal von anderen Ge- 
sichtspunkten als denjenigen seiner formalen 
Daseinsberechtigung zu betrachten. 

Auf das Drängen der Industrie erging von 
Seiten des preußischen Justizministers im Jahre 
1907 ein Runderlaß, in dem empfohlen wurde, 
die Sachverständigen weitgehendst heranzu- 
ziehen. Eine ganze Reihe von Gerichten sind 
diesem Erlaß mehr oder weniger gefolgt, doch 
kann man nur davon sprechen, daß heute dem 
technischen Sachverständigen zur Unterstützung 


1) Vergleiche hierzu auch den Aufsatz von Prof. Dr. J. Koll- 
‚mann in „Technik und Wirtschaft« 1914, Seite 181. 


K. Wentzel, 


Frankfurt a. M. 


des vertretenden Anwalts, zur Vorführung von 
Modellen oder sonstigen Aufklärungen der 
Sache das Wort gestattet wird, sofern das Ge- 
richt nicht erklärt, ohnehin schon genügend 
orientiert zu sein, von welchem Einwand weit- 
gcehendst Gebrauch gemacht wird. Auch die 
Begründung, daß die Gegenseite ohne geeig- 
neten derartigen Beistand sei, wird zur Zurück- 
weisung des Sachverständigen benutzt. Rühm- 
liche Ausnahmen bilden zwar das Reichsgericht 
und das Kammergericht ın Berlin. Diese Ge- 
richte, die ständig technische Klagen zu behan- 
deln haben, wollen den Parteisachverständigen 
nicht missen und bedienen sich seiner Hilfe 
zur Klarstellung des Tatbestandes in weit- 
gehendstem Umfang. 

Es erscheint nun erwünscht, die inneren 
Gründe dieses eigentümlichen Verfahrens ein- 
mal zu betrachten, denn nicht nur auf Seiten 
der deutschen Richter und der Parteivertreter, 
sondern auch auf Seiten der Technikerschaft 
zeigt sich eine immermehr sich vertiefende Ab- 
neigung gegen das Parteisachverständigenwesen. 
Besonders das verminderte Interesse der letzteren 
aber dürfte die Ursache sein, daß die vorhandenen 
tief bedauerlichen, die Industrie außerordentlich 
schädigenden Zustände in dieser Beziehung mit 
vermindertem Nachdruck in der Oeffentlichkeit 
verfochten worden sind. Der mit den gleichen 
Beschwerlichkeiten wie die Zeugenschaft be- 
lasteten Sachverständigentätigkeit will sich 
offensichtlich die Technikerschaft nicht unter- 
ziehen. Der Parteisachverständige hat aber 
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auch heute so ziemlich an allen Gerichten 


einen außerordentlich schweren, und man darf | 


sogar sagen, wenig würdigen Stand. Sachver- 
ständige von Bedeutung oder gesellschaftlicher 
Stellung kann man heute nur noch schwer da- 
zu bewegen, als Parteisachverständige mit vor 
das Forum zu gehen. Einesteils ist es in vielen 
Fällen nutzlos, weil das Gericht entgegen der 
Ansicht der Partei die Ausführungen des Fach- 
mannes als unnötig bezeichnet und andern- 
teils muß dieser sich ständig darauf gefaßt 
machen, von dem Parteivertreter oder gar dem 
Richter hart angefaßt zu werden, wenn seine 
Ausführungen irgendwie nicht erwünscht oder 
für den Laien unverständlich sind. Während der 
Parteivertreter nach § 180 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes wegen Ungebühr : vor Gericht 
nur zu einer Geldstrafe bis 100M. verurteilt wer- 
den kann und seine sofortige Beschwerde gemäß 
§ 183 Abs. 2 dieses Gesetzes aufschiebende Wir- 
kung besitzt, kann der Sachverständige nach 
§ 179 des genannten Gesetzes bei gleichem 
Tatbestand nicht nur zu einer Geldstrafe, son- 
dernbis zu 3 Tagen Haft verurteilt 
und auf Beschluß des Gerichts sofort ab- 
geführt werden, da seine Beschwerde nach 
§ 183 Abs. 2 keine aufschiebende Wir- 
kung besitzt. Der Parteisachverständige weiß 
daher nicht, ob er nicht im nächsten Augenblick 
vielleicht infolge einer temperamentvollen Vertre- 
tung seiner Ueberzeugung oder in Verteidigung 
seiner persönlichen oder wissenschaftlichen 
Ehre eine beschämende Haftstrafe wegen Un- 
gebühr vor Gericht wird antreten müssen. 
Der innere Grund aber, warum der deutsche 
Richter dem Parteisachverständigen Widerstand 
entgegensetzt, ist die Furcht vor dem Schwin- 
den der falsch verstandenen Würde des Gerichts- 
hofes. Der deutsche Durchschnittsrichter kann 
sich nur schwer zu der Auffassung durchrin- 
gen, daß außer dem gerichtsbekannten Partei- 
vertreter und dem Zeugen noch irgendein an- 
derer imstande wäre, die Würde des Gerichts 
in erfreulichem Maße zu wahren. Ganz ähn- 
liche Gefühle trifft man auf Seiten der Rechts- 


anwaltschaft. Der Hauptwiderstand ist aber 
auf Seiten der deutschen Richter zu suchen. Es 
ist selbstverstandlich, daß dem Richter der 


technische Parteisachverständige wenig bequem 
ist. Die technischen Wissenschaften haben so 
enorme Fortschritte auf allen Gebieten gemacht, 
daß es einer monatelangen energischen Vor- 
bereitung bedürfen würde, um dem Richter als 
Laien in technischen Dingen auch nur einiges 
Verständnis für die Errungenschaften des be- 
treffenden Industriezweiges zu vermitteln. Daß 
der Richter für seine. Würde fürchtet, wenn 
er als Lernender ohne physikalische Unterlagen 
und ohne Fertigkeit in räumlichen Anschauungen 
nach dem Vortrag des Sachverständigen Fragen 


» 


Patentanwalt Tipl. 3ng. Wentzel, Technische Beistände im Zivilprozeß 


stellt, die diesem die Nutzlosigkeit aller seiner 
vorausgegangenen heißen Bemühungen dartun, 
und er dann unwillkürlich Anzeichen eines Ohn- 
machtsempfindens erkennen läßt, ist begreiflich. 

Da nun nach der ZPO. nur das zur Grund- 
lage des Urteils gemacht werden kann, was 
mündlich vorgetragen worden ist, und der 
Richter sein Urteil nur nach dem zu richten hat, 
was mündlich beantragt worden ist, er aber ferner 
das, was der Rechtsanwalt von der Sache ver- 
steht, meist ebenfalls erfassen kann, so läßt er 
am liebsten nur diesem das Wort, bzw. versagt 
es dem technischen Parteisachverständigen. 

Man darf sich aber doch wohl mit Recht fragen: 
Leidet die Würde und das Ansehen der deut- 
schen Gerichte nicht viel mehr, wenn dort Dinge 
beurteilt werden, für welche der rechtsprechende 
Richter kein ausreichendes Verständnis besitzen 
kann, und ist es unter diesen Umständen nicht 
eine bedenkliche Sache, die Vollstreckung von 
Urteilen im Namen des Landesherrn zu bewirken, 
über deren Richtigkeit und Tragweite ein aus- 
schließlich juristisch gebildeter Richter sich nicht 
im vollen Umfange Rechenschaft zu geben ver- 
mag? Kann es das Ansehen und die Würde des 
deutschen Gerichtes erhöhen, wenn alte, ehr- 
würdige Richter bei Vorführungsterminen vor 
Gericht und besonders in den Fabrikräumen, . 
ohne daß sie es merken, so gröblich hinter das 
Licht geführt werden? Genau ebenso ist das 
Bild, das sich vor dem Richtertisch abspielt, wo 
der Rechtsanwalt schlecht und recht auswendig 
gelernte Fachausdrücke vielfach falsch und ver- 
stümmelt, grundsätzliche Unterschiede verwech- 
selnd, wesentliches vergessend, vorträgt, während 
der dahinterstehende beklagte oder klagende 
Fabrikherr, Patentinhaber oder dgl. in heller 
Verzweiflung ist. Sobald er sich aber dem 
Richtertisch nähert, mit der Bitte, ihm zum 
Wort zu verstatten, wird ihm von Seiten des 
Vorsitzenden erklärt, seinem Anwalt das Er- 
forderliche vortragen zu lassen. Ebenso kann 
es auf die Dauer nicht erträglich sein, daß der 
Rechtsanwalt in seinen Schriftsätzen Dinge be- 
haupten muß, über deren Bedeutung er im 
Dunkeln tappt, gelehrte technische Abhandlungen 
zu unterschreiben gezwungen sein soll, deren 
Wissenschaft ihm gänzlich unbekannt ist. Bei 
Fortdauer solcher Verhältnisse müßte das vor- 
handene hohe Ansehen der Beteiligten unbedingt 
zurückgehen. Die Erläuterung schwieriger tech- 
nischer Probleme, bei denen es sich entweder um 
verworrene Mechanismen oder gar um mathe- 
matische, physikalische, statische, dynamische, 
kinematische, elektrische oder chemische Bezie- 
hungen handelt, die doch in den meisten Fällen 
die Grundlage des Streites bilden, ist weder 
einem ausschließlich juristisch gebildeten Rechts- 
anwalt möglich, noch einem ausschließlich aus 
Juristen bestehenden Richterkollegium aus- 
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reichend verständlich zu machen. Daß sich die 
jugendliche Stoßkraft unserer deutschen Indu- 
strie von. solchen zähen, zermürbenden Wider- 
 ständen aufhalten lassen muß, ist ohne alle 
Frage bedenklich, und es ist zwar ein Glück, 
aber kein Abhaltungsgrund für Deutschland, daß 
es im übrigen Ausland nicht viel besser steht. 
Die erste zu stellende Forderung ist unbe- 
dingt die nach technischen Sondergerichten, d.h. 
Gerichtsbehörden, die aus Technikern und Ju- 
risten ähnlich zusammengesetzt sind, wie die- 
jenigen Abteilungen des Patentamtes, welche die 
Nichtigkeitsklagen, Zurücknahmeklagen und dgl. 
zu erledigen haben. Auch hier sträubt sich der 
deutsche Fachjurist gegen die allergeringsten Zu- 
geständnisse. Gegen die technischen Sonder- 
gerichte wird mit allen den Mitteln angekämpft, 
die auch vergeblich gegen die inzwischen durch- 
gesetzten anderen Sondergerichte benutzt worden 
sind. Das einzige Zugeständnis ist die Auswahl 


von besonderen geeigneten Gerichtshöfen, die in 


größeren Bezirken ausfindig gemacht und für 
die technischen Streitigkeiten als zuständig er- 
klärt werden sollen. Dem Vorschlag des preußi- 
schen Justizministers vom Jahre 1907 ist jetzt 
in den Entwürfen zum Patentgesetz ein schüch- 
terner Versuch gefolgt, um durch gesetzliche 
Regelung einzelne Oberlandesgerichte für zustän- 
dig in technischen Prozessen zu erklären. Die- 


ser Versuch scheint ungeeignet und auch unzu- - 


reichend. Zur Beurteilung technischer Probleme 
ist nur der Techniker geeignet und berufen. 
Nur er kann den Tatbestand würdigen und ein 
Werturteil in Patentsachen abgeben. Einen 
Staımnı geschulter juristisch gebildeter Techniker 
besitzt das Patentamt, so daß es keine großen 
Schwierigkeiten bereiten könnte, Techniker zu 
finden, die in langen Jahren in ähnlichen Ar- 
beiten geübt sind, und die dazu benutzt werden 
könnten, in die Senate einer Reihe zuständig 
erklärter Land- und Oberlandesgerichte versetzt 
zu werden. | 

Um die Würde des deutschen Gerichtes aber 
auch fernerhin im richtigen Sinn wirkungsvoll zu 
wahren, ist es unerläßlichh daß der Techniker 
hinter die Barre kommt. 

Die zweite Forderung ist die nach weit- 
gehendster und obligatorischer Zulassung der 
technischen Parteisachverständigen. Nur der von 
der Partei interessierte Sachverständige wird 
alle die Momente aufsuchen und vorbringen, die 
für die Beurteilung der Sachlage erforderlich 
oder erwünscht sind. Alle die Gründe, die für 
die obligatorische Zulassung des Parteivertreters 
und für den Rechtsanwaltszwang im Zivilprozeß 
mit Erfolg in das Feld geführt worden sind, 
gelten auch für die obligatorische Zulassung der 
technischen Parteisachverständigen. 

Als dritte Forderung aber muß die gericht- 
liche Zubilligung einer ausreichenden Vergütung 


für den technischen Parteisachverständigen auf- 
gestellt werden, ganz ebenso, wie sie für den 
vertretenden Rechtsanwalt gewährt wird. Schon 
heute haben die Parteien besonders in Patent- 
prozessen nicht nur ein Extrahonorar für den 
Rechtsanwalt zu zahlen, das ihnen nur in den 
allerseltensten Fällen in den gerichtlich fest- 
gestellten Kosten zurückerstattet wird, sondern 
sie haben auch in den meisten Fällen einen 
Patentanwalt nötig, dessen Kosten vom Gericht 
ebenfalls nur zum Teil zurückvergütet werden. 
Infolgedessen ist selbst für den Fall des Ob- 
siegens mit einem Verlust zu rechnen, der bei 
dem Durchführen des Verfahrens durch alle In- 
stanzen mit ungefähr M. 2000,— zu beziffern ist. 
Daß diese Tatsache die Rechtssicherheit in ganz 
erheblichem Maße vermindert und den minder- 
bemittelten Patentinhaber ganz wesentlich ent- 
rechtet, ist ohne weiteres zu erkennen. 

Unbedingt nötig ist es aber ferner, daß 
die Bestrafung wegen Ungebühr vor Gericht für 
den technischen Parteisachverständigen durch 
ähnliche zeitgemäße Bestimmungen geregelt 
wird, die auch für den Klagevertreter gelten, 
denn alles das, was für dessen Ausnahmestel- 
lung in das Feld zu führen ist, gilt auch für 
diesen. Sollte man einem wissenschaftlich ge- 
bildeten Techniker nicht ebenfalls so viel 
Lebensart zutrauen dürfen, daß er die Würde 
des Gerichts zu wahren weiß? 

Nur nach Einführung dieser Neuerung kann 
die deutsche Industrie die erforderliche Rechts- 
sicherheit erhoffen. Lediglich eine Folge der 
mangelnden Benutzung des Parteisachverständi- 
gen und auch des gerichtlichen Sachverständi- 
gen ist es, daß sich heute die ordentlichen Ge- 
richte jahrelang abquälen, schließlich schiefe Ur- 
teile erzeugen und die Tatkraft der deutschen 
Industrie in ganz bedenklicher Weise lähmen. 
Daß das auf Grund des Vortrages des Rechts- 
anwalts gebildete Urteil keine ausreichende 
Würdigung des Tatbestandes darstellen kann, 
ist für jeden Techniker ohne weiteres selbst- 
verständlich. Nur der Umstand, daß in den 
Urteilen die meist von den Parteien verfaßten 
Schriftsätze mit technischen Darstellungen ent- 
halten, und die dort vorhandenen Fachaus- 
drücke verwandt sind, gibt den Urteilen in 
vielen Fällen den Anstrich eines tief gegrün- 
deten technischen Verständnisses, der aber in 
den meisten Fällen sofort verfliegt, wenn man 
den richtigen Tatbestand kennt und die ganzen 
Phasen des Verfahrens von Anfang bis zu 
Ende mit durchgekämpft hat. In zahlreichen 
Fällen ist das Urteil nur ein Schwertstreich 
durch den gordischen Knoten und stellt einen 
gerichtlichen Zwangsvergleich dar, in welchem 
der einen Partei auf Kosten der anderen etwas 
gegeben und etwas genommen wird, nachdem 
die zahlreichen Aufforderungen des Gerichts- 
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vorsitzenden an die Parteien, sich zu ver- 
gleichen, gescheitert sind. In einem schwie- 
rigen Falle, wo nur drei wirkliche Sachver- 
ständige in ganz Deutschland vorhanden waren, 
wurden dann ohne gerichtliche Sachverständige 
durch die beiden unteren Instanzen hindurch 
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Urteile geschaffen. Es braucht daher nicht 
Wunder zu nehmen, daß den Parteien heute viel- 
fach daran gelegen ist, möglichst schnell durch 
die beiden unteren Instanzen hindurchzukom- 
men, um dann ein Urteil vom Reichsgericht zu 
erhalten. 


Ueber preußisches Baupolizeirecht und die Notwendigkeit 


einer Landesbauordnung für Preußen. `) 
Von Regierungsrat Otto Goldschmidt, Allenstein. 


Dreifacher Druck lastet heute auf dem 
Grundbesitz und dem Baugewerbe in Preußen: 
Neben der Steuergesetzgebung und 
der Realkreditnot sind es baupolizei- 
liche Vorschriften, die zum Schaden der 
Allgemeinheit lähmend auf beide wirken, und 
zwar so, daß der Druck, den Steuergesetz- 
gebung und Realkreditnot ausüben, durch den- 
jenigen des Baupolizeirechts verschärft wird. 
Ursächlich hängen der steuerliche und der bau- 
polizeiliche Hemmschuh, die dem Grundbesitz 
und dem Baugewerbe die Bewegungsfreiheit rau- 
ben, eng zusammen, während die Kreditnot zum 
großen Teil die Folge der Tätigkeit von Steuer- 


schraube und Polizei ist, gewissermaßen deren . 


Werk vollendet. Wie auf die Steuergesetz- 
gebung haben auf das Baurecht, mehr noch 
auf die Boden- und Baupolitik in Staat und 
‘Gemeinde weltfremde Ansichten über die Bil- 
dung des Bodenpreises, die Ueberschatzung 
seiner Bedeutung für die Höhe der Wohnungs- 
mieten, die Unterschätzung der privaten Bau- 
unternehmung und ihrer Arbeit, die blinde Vor- 
liebe für offene Bauweise und Flachbau, auf die 
Entwicklung des Baupolizeirechts in Preußen 
abgefärbt. Aber dieser Zusammenhang liegt 
heute selbst für die Nächstbeteiligten nicht 
offen zutage, und das so tief in das wirt- 
schaftliche Leben einschneidende Baupolizei- 
recht selbst ist für die weitesten Kreise, nicht 
zuletzt für die Bauwelt, in seinen Grundlagen 
noch dunkel. Und doch ist eine Verbreitung 
der Kenntnis der Baurechtsgrundlagen erforder- 
lich, wenn anders der bisher nur vereinzelt, 
und zwar von technischer Seite unter dem Ein- 
druck baupolizeilicher Sonderbarkeiten erhobene 
Ruf nach einem einheitlichen Baupolizeirecht 
für Preußen Widerhall finden soll. Daß dieser 
mehr aus dem instinktiven Verlangen nach Klar- 
heit und Helligkeit an Stelle der chaotischen 
Finsternis im geltenden preußischen Baurecht 
geborene Wunsch das Richtige trifft, daß ein 
einheitliches Baupolizeirecht für Preußen eine 
Notwendigkeit ist, sollen die folgenden Aus- 
führungen zeigen. 


I. 

Im preußischen Baupolizeirecht herrscht zur- 
zeit Verwirrung. Niemand weiß gegenwärtig 
genau, was durch die Bauordnung rechtswirk- 
sam vorgeschrieben oder verboten werden kann 
und was nicht. Da ist es nicht überflüssig, 
sich die Rechtslage ins Gedächtnis zu rufen, 
die sich aus den gesetzlichen Vorschriften und 
ihrer Auslegung durch Wissenschaft und Recht- 
sprechung ergibt: 

1. Das formelle und materielle Baupolizei- 
recht ist in Preußen, in Ermangelung eines 
Landesbaugesetzes, niedergelegt in zahlreichen 
Einzelbauordnungen, d. h. in Polizeiverordnun- 
gen, die teils für ganze Provinzen, teils für 
Regierungsbezirke oder einzelne Kreise (Stadt- 
oder Landkreise), für einzelne Städte, auch 
wenn sie keinen Stadtkreis bilden, für eine 
Mehrheit von größeren, mittleren und kleinen 
Städten oder für das platte Land, erlassen 
sind. Diese Polizeiverordnungen, so verschie- 
den ihr Inhalt nach ihrer Entstehungszeit, nach 
ihrem räumlichen Anwendungsgebiet, nach den 
bautechnischen und baupolitischen Gesichtspunk- 
ten sind, die in ihnen zum Ausdruck kom- 
men, haben inhaltlich ihre gemeinsame Rechts- 
grundlage in dem berühmten § 10 Teil Il 
Titel 17 des Allgemeinen Landrechts. Hier- 
nach hat „die Polizei die nötigen Anstalten zur 
Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung und zur Abwendung der dem Publiko 
oder einzelnen Mitgliedern desselben bevor- 
stehenden Gefahr“ zu treffen. „Ordnung‘‘ be- 
deutet hier die staatliche und gesellschaftliche 
äußere Ordnung als solche, nicht aber ,,Wohl- 
fahrt‘. Diese Vorschrift bildet nicht nur im 
Geltungsbereich des Allgemeinen Landrechts, 
sondern (als Landesgesetz) in der ganzen Mon- 
archie den Rahmen für jede polizeiliche Tätig- 
keit; ein Rahmen, der auch durch § 6a-—i des 
Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 


1) Mit Erlaubnis der Schriftleitung entnehmen wir diesen wich- 
tigen Aufsatz der soeben neu erschienenen bedeutsamen „Zeit- 
schrift für Kommunalwissenschaft: (Verlag Deutsche Verlags- 
Anstalt Stuttgart-Berlin). Die Schriftl. 
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11. März 1850 nicht erweitert worden ist. Ob 
dem Schöpfer des Allgemeinen Landrechts der 
Gedanke, der polizeilichen Tätigkeit durch den 
§ 10, H, 17 Rechtsschranken zu ziehen, inne- 
gewohnt hat, kann dahingestellt bleiben. Jeden- 
falls hat die Wissenschaft in ihren bedeu- 
tendsten Vertretern, die Rechtsprechung des 
Oberverwaltungsgerichts in gleichbleibender 
Uebung (vergl. Entscheidungen Bd. 9 S. 353, 
Bd. 32 S. 341, Bd. 33 S. 404, Bd. 7 S. 389, 
Bd.15 S.434, Bd.30 S.213, 896, Bd.39 S. 396) 
und seit dem Jahre 1901 die Rechtsprechung 
des Kammergerichts (Entscheidung vom 4. 2. 
1901) grundsätzlich den Standpunkt festge- 
halten: 


Polizeiliche Vorschriften sind — beim 
Fehlen sondergesetzlicher Grundlagen, die für 
gewisse Rechtsgebiete bestehen — nur gültig, 
wenn sie sich in den durch § 10, II, 17 des 
Landrechts gezogenen Grenzen halten. 


Der Polizei ist somit das Gebiet der allge- 
meinen Wohlfahrtspflege, insbesondere auf wirt- 
schaftlichem Gebiete, gesetzlich verschlossen. 
Die Obhut ästhetischer Interessen ist allerdings 
der Polizei insoweit nicht mehr entzogen, als 
die sog. „Verunstaltungsgesetze‘“ vom 2. Juni 
1902 und vom 25. Juli 1907 ihr die sonder- 
gesetzliche Grundlage für eine genau abge- 
grenzte Tätigkeit geschaffen haben. Darüber 
hinaus ist nach wie vor jede Pflege ästhetischer 
wie jede Pflege wirtschaftlicher Interessen aus 
dem Bereich der Polizei in dasjenige staat- 
licher oder kommunaler Wohlfahrtspflege ver- 
wiesen. 


Es folgt hieraus für das Baupolizeirecht, 
daß die Bauordnungen, wie die Baupolizeiver- 
ordnungen kurz auch im folgenden genannt 
werden, lediglich Bestimmungen treffen dür- 
fen zur Verhütung von Gefahren, die sich 
aus mangelhafter Standiestigkeit, unzureichender 
Feuersicherheit oder aus ungenügender Beach- 
tung hygienischer Rücksichten ergeben. 


Nur diese drei Gesichtspunkte berechtigen 
die Baupolizeibehörden zur Beschränkung der 
Baufreiheit des Einzelnen nach öffentlichem 
Recht. Dem Polizeibegriff des modernen Rechts- 
staats ist der Gedanke, unter dem Deckmantel 
einer Baupolizeiverordnung Wirtschaftspolitik zu 
treiben, durch Baubeschränkungen die Boden- 
preise zu drücken oder niedrig zu halten, ebenso 
fremd wie der Gedanke, durch die Baupolizei- 
verordnung ` gewisse Baustile oder Bauformen 
zu fördern, andere aus Gründen architektoni- 
scher Schönheit zu bekämpfen. Der Beschrän- 
kung polizeilicher Tätigkeit auf das durch § 10, 
Il, 17 des Landrechts scharf abgegrenzte Feld 
entspricht die Achtung vor der nur durch drin- 
gende öffentliche Interessen beschränkbaren 
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verfassungsmäßig gewährleisteten Freiheit des 
Privateigentums. | 

Ist somit die Baupolizeiverordnung rechtlich 
zur Verfolgung irgendwie gearteter wirtschaft- 
licher Ziele nicht geeignet, so kann sie folge- 
richtig auch nicht wohnungspolitisch be- 
stimmte Tendenzen verfolgen. Sie hat sich, 
ihrem Rechtsgrunde gemäß, damit zu begnügen, 
die Mindestansprüche festzulegen, denen nach 
Stand- und Feuersicherheit sowie gesundheitlich 
jede bauliche Anlage entsprechen muß. Sie 
darf in der Beschränkung der Baufreiheit (§ 65 
Teil I Titel 8 des Allg. Landrechts und $ 903 
des BGB.) über das Maß des nach den herr- 
schenden technischen Grundsätzen Notwendigen 
nicht um einen Schritt hinausgehen. Mag die 
Bauordnung indirekt das Kleinhaus gegenüber 
dem hohen Stockwerkshaus bevorzugen, wenn 
nach dem Stande der technischen Wissenschaft 
für jenes weniger strenge Anforderungen an 
Umfassungswände, Treppen, lichte Höhe ein- 
zelner Räume zu stellen sind als für dieses. 
Eine direkte Bevorzugung der einen Bauform 
vor der anderen, etwa die Einführung schärferer 
Baubeschränkungen für die „Mietskaserne‘‘ mit 
der Absicht, den Kleinhausbau dadurch zu för- 
dern, gestattet das geltende preußische Recht 
der Bauordnung nicht. 


2. Wirtschaftliche Ziele verfolgt dagegen der 
nach dem Baufluchtliniengesetz vom 2. Juli 1875 
autzustellende Bebauungsplan. Er dient dem 
doppelten wirtschaftlichen Zwecke, für be- 
stimmte Grundflächen die Straßen- und Bau- 
fluchtlinien bei neu anzulegenden oder zu ver- 
ändernden Straßen und Plätzen unter den Ge- 
sichtspunkten des Verkehrs und des Anbaus 
nach dem öffentlichen Bedürfnis zu bestimmen. 
Dic polizeilichen Gesichtspunkte der Verkehrs- 
leichtigkeit, der Feuersicherheit und der öffent- 
lichen Gesundheit kommen zwar auch zu der 
ihnen gebührenden Geltung (§ 3f des Gesetzes), 
auch sind ‚grobe Verunstaltungen‘“, d. h. im 
Sinne von §§ 65, 66, 71 Teil I Titel 8 des 
Allg. Landrechts die Schaffung „positiv häß- 
licher, jedes offene Auge verletzender Zu- 
stände‘‘, bei Aufstellung eines Bebauungsplanes 
zu vermeiden. Sinn und Wesen des Bebau- 
ungsplans ist aber wirtschaftlicher Natur. Das 
Gesetz sagt nicht, was unter dem „Bedürfnis“ 
zu verstehen ist, das die Richtschnur bei der 
Schaffung eines Straßennetzes nach einheitlichem 
Plane bilden soll, weil dieses Bedürfnis nach 
der Eigenart der Gemeinden (Industriestadt, 
Villenort, Badeort, Landstadt) und dem Grade 
ihrer baulichen Entwicklung verschieden ist. 
Daß in erster Linie das Wohnbedürfnis — ob 
es nun gilt, Kleinwohnungsbauten oder herr- 
schaftliche Etagenhäuser oder Landhäuser zu 
schaffen — den Bebauungsplan zu bestimmen 
hat, ist nach dem Gesetze nicht zweifelhaft. Die 
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Gemeindekörperschaften, denen gesetzlich die 
Aufstellung des Bebauungsplanes obliegt, haben 
es in der Hand, in welcher Form sie das 
„Wohnbedürfnis“ im Gegensatz zum Verkehrs- 
oder dem Bedürfnis gewerblicher Entwicklung 
ihrer Gemeinde befriedigen wollen. Ist sich die 
Gemeindeverwaltung über die für sie geeignete 
bauliche Entwicklung in näherer Zukunft klar, 
so hat sie im Bebauungsplan, dem stets ein 
sachverständiger Entwurf vorangehen sollte, 
das geeignete Mittel zur Verwirklichung 
der wirtschaftlichen, verkehrstechnischen und 
ästhetischen Anregungen, wie sie die heu- 
tige Wissenschaft des Städtebaus, teilweise 
aus den Fundgruben mittelalterlicher Ge- 
schichte (Anlage von Straßen, Plätzen), teil- 
weise aus den genialen Vorbildern jenseits des 
Weltmeeres (Grünflächen im Stadtinnern, Aus- 
fallstraßen) schöpfend, in reichem Maße bietet. 
Von wirtschaftlichen Gesichtspunkten ausgehend, 
soll ein solcher Entwurf zunächst einen Ver- 
kehrsplan enthalten, in dem das Netz bestehen- 
der Straßen unter Betonung ihrer Bedeutung 
als Durchgangsverkehrsstraßen, Innenverkehrs- 
straßen, Geschäfts- und Wohnstraßen ersicht- 
lich wird. Unter Berücksichtigung ihres Zweckes 
werden dann die Breiten bestehender oder neu 
anzulegender Straßen verschieden zu bestimmen 
sein (Ministerialerlaß über Aufstellung von Be- 
bauungsplinen vom 6. Dezember 1906). Die 
Höhenkurven und Steigungsverhältnisse sind zu 
beachten. Für Plätze und gärtnerische Frei- 
flächen ist zu sorgen. Ein solcher Bebauungs- 
plan ist der entscheidende Ausdruck der von 
der Gemeinde in dem betroffenen Gebiet für 
richtig gehaltenen Wohnpolitik. Will die Ge- 
meinde beispielsweise den von ihr bevorzugten 
Kleinhausbau fördern, so schließt sie das hier- 
für bestimmte Wohnviertel durch schmale Stra- 
Ben (8—10 m breit) mit oder ohne Vorgärten 
auf, zwischen denen so flache Baublöcke ge- 
schnitten sind, daß zwar kleine Gartenflächen 
hinter jedem Hause bleiben, die Errichtung von 
Hinterhäusern oder gewerblichen Anlagen aber 
nicht in Frage kommen kann. Auch wenn die 
Bodenpreise nicht besonders niedrig sind (10 bis 
20 M. für den Quadratmeter), können dann an 
solchen Straßen bei einer Blocktiefe von 20 
bis 30 m Reihenhäuser, die etwa in je einem 
Erdgeschoß und zwei Obergeschossen drei mitt- 
lere Wohnungen zu billigen Mietpreisen enthal- 
ten, hergestellt werden. Beschließt die Ge- 
meinde wiederum, eine 20, 24 oder gar 30 m 
breite, dem Kraftwagenverkehr dienende, gut 
befestigte Straße anzulegen, so wird sie ver- 
nünftigerweise dafür zu sorgen haben, daß 
tiefere Baublöcke geschnitten werden, damit 
hohe Etagenhäuser mit den erforderlichen Hof- 
räumen entstehen können, wie sie die hohen 
Straßenbaukosten und der hierdurch und durch 
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die Verkehrslage beeinflußte, im übrigen aus 
Angebot und Nachfrage entstehende Boden- 
preis im Einklang mit öffentlichen Interessen 
notwendig machen. Soll das Innere einer Groß- 
stadt von einer großzügig denkenden und finan- 
ziell kräftigen Stadtverwaltung weiträumiger ge- 
staltet, die Licht- und Luftzufuhr zu den Ge- 
bäuden, aber auch die bequeme Erreichbarkeit 
von Spiel- und Erholungsplätzen gefördert wer- 
den, so kann sie unter Entschädigung der 
Grundbesitzer ganze Häuserblöcke niederlegen 
und an ihrer Stelle Rasenflächen, Pflanzungen 
und Schmuckplätze oder Turn- und Spielanlagen 
schaffen, daneben durch rückwärtige Fluchtlinien 
die Hofräume der verbleibenden Baublöcke (für 
die Zukunft) erweitern. Radiale breite Ver- 
kehrsstraßen als Ausfallstraßen, wie sie jede 
Großstadt nach allen Richtungen braucht, wer- 
den zur Durchlüftung des Stadtinnern beitra- 
gen können. Fehlt es nun bei einer von der 
Gemeindeverwaltung richtig bewirkten Auf- 
schließung von Neuland (Baugelände im Er- 
weiterungsgebiet, in Außenbezirken) meist an 
Stoff zu Interessengegensätzen zwischen Ge- 
meinde und privatem Grundbesitz oder Bau- 
unternehmertum, so ist solcher Stoff reichlicher 
vorhanden bei der Abänderung von bereits fest- 
gesetzten Fluchtlinien- oder Bebauungsplänen. 
Hier kann unter Umständen die Aufstellung 
eines neuen Bebauungsplanes in die Privatrechts- 
sphäre der Grundeigentümer wirtschaftlich ein- 
schneiden, sie schwer schädigen, ohne daß ihnen 
ein Entschädigungsanspruch erwächst. (Nur für 
drei besonders krasse Fälle derartiger Eingriffe 
kennt bekanntlich das Gesetz (§§ 13, 14) eine 
Entschädigungspflicht der Gemeinde.) Daraus 
folgt, daß die Gemeinde nur in dringenden Not- 
fällen nach reiflicher Ueberlegung bereits fest- 
gestellte Fluchtlinien zu ändern und vor allem 
Fluchtlinien- oder Bebauungspläne, zur Vermei- 
dung späterer Abänderungen und damit ver- 
bundener Schädigungen der Grundeigentümer, 
nicht für die fernste, sondern nur für die nähere 
Zukunft aufzustellen hat. Der Bebauungsplan 
bleibt jedenfalls das Feld, auf dem die Ge- 
meindeverwaltung im Rahmen des Fluchtlinien- 
gesetzes den Kampf zwischen öffentlichen und 
widerstreitenden Einzelinteressen zum Austrag 
zu bringen hat, einen Kampf, in dem auch die 
Privatinteressen eine kräftige Waffe gegen et- 
waige Gemeindewillkür in Gestalt eines gesetz- 
lich geordneten Einspruchsverfahrens (§§ 7, 8 
des Gesetzes) erhalten haben. Den Beschluß- 
behörden fällt hierbei die Rolle zu, die Gegen- 
sätze zwischen Öffentlichen und privaten Inter- 
essen (z. B. bei übermäßiger Beschränkung der 
Bautiefe) auszugleichen. Der Gesetzgeber hat 
ausdrücklich nicht gewollt, daß etwa auf Kosten 
der Anlieger Entwürfe durchgeführt werden, die 
in ihrer Besonderheit und Ausdehnung (Straßen- 
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breite, Tiefe der Vorgärten usw.) von der Ge- 
meinde auf öffentliche Kosten nie ausgeführt 
werden würden. 


3. Verwandt der Aufgabe des Bebauungs- 
planes und doch von ihr verschieden ist die- 
jenige des Ortsstatuts gemäß § 4 des Gesetzes 
gegen Verunstaltung vom 15. Juli 1907. Auch 
hier ist eine Handhabe geschaffen zur Beein- 
flussung der Bauweise (offen, halboffen, reihen- 
mäßig) und der Bauform (Höhe der Häuser, 
Gestaltung der Fassaden, Vorgärten, Einfriedi- 
gungen) in bestimmt abgegrenzten Gebieten 
(z. B. Landhausvierteln, Badeorten, Pracht- 
straßen), die mitunter, wenn die gesetzlichen 
Voraussetzungen zutreffen, sich sogar mit dem 
Gebiet der ganzen Gemeinde decken können. 
Die Beschränkungen der Baufreiheit, die auf 
solcher Grundlage getroffen werden, dürfen aber 
Icdiglich ästhetische Zwecke verfolgen. Wenn 
auch wirtschaftliche Folgen eintreten, die sich 
auf die Ausnutzbarkeit des Baulandes oder auf 
Ausschluß des hohen Etagenhauses von gewissen 
Vierteln erstrecken, so sind dies Nebenwirkun- 
gen. Wirtschafts- oder wohnungspolitische Ten- 
denzen sind dem Gesetze vom 15. Juli 1907 
fremd. Aus diesem Grunde. hat die Recht- 
sprechung des Oberverwaltungsgerichts orts- 
statutarische Vorschriften, die gemäß § 4 des 
Gesetzes Hinterhäuser verbieten wollten, ob- 
wohl sie von der Straße aus nicht sichtbar 
waren, für ungültig erklärt, ebenso ein orts- 
statutarisches Verbot von Fabriken in einem 
Wohnviertel. Nur solche bauliche Maßnahmen, 
die störend auf das Auge wirken, können durch 


Statuten gemäß § 4 des Gesetzes bekämpft 
werden. 
Wir sehen also, um es kurz zusammenzu- 


fassen, daß die Bauordnung nur die Interessen 
der Feuersicherheit, der Verhütung von Un- 
glücksfällen infolge mangelnder Standfestigkeit, 
der Verhütung von Gesundheitsgefahren wahr- 
zunehmen hat, mit der Maßgabe, daß sie auf 
Schönheit Rücksichten nur nebenbei nehmen 
darf, insoweit es sich nämlich um die Bekäm- 
pfung eines „positiv häßlichen Zustandes‘, 
einer groben Verunstaltung (ein durch die 
Rechtsprechung aufs engste begrenzter Begriff) 
handelt. Wirtschaftliche Momente scheiden aus. 
Die Aufgabe des Bebauungsplanes ist es, das 
Bauwesen einer Gemeinde in die ihrer wirt- 
schaftlichen Entwicklung und ihrem Wohnbe- 
dürfnis entsprechenden Bahnen zu lenken. Nur 
sind nebenher die im Fluchtliniengesetz bezeich- 
neten polizeilichen Gesichtspunkte zu beachten 
und außerdem Verunstaltungen des Städtebildes 
zu vermeiden. Lediglich ästhetische Ziele hat 
endlich das Ortsstatut gegen Verunstaltung einer 
Gemeinde innerhalb des durch das Gesetz vom 
15. Juli 1907 gesteckten Rahmens zu verfolgen. 
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Il. 

Es war notig, daB wir uns die voneinander 
so verschiedenen Aufgaben der drei für das 
Bauwesen wichtigsten Gruppen von öffentlich- 
rechtlichen Vorschriften aus ihren Rechtsgrund- 
lagen klar machten, um die Frage nach ihren 
Wechselbeziehungen zu beantworten. Die Ant- 
wort ergibt sich aus dem vorher Gesagten: 
Bauordnung, Bebauungsplan und Verunstal- 
tungsstatut haben sich sinngemäß zu ergänzen. 
In welcher Weise dies aber zu geschehen habe, 
darüber herrschen bei den Organen der Staats- 
und der Gemeindeverwaltung, bei Technikern 
und Verwaltungsbeamten die buntesten Vor- 
stellungen, nicht zum Vorteil des Publikums. 


In ihrer Anwendbarkeit auf bebaute Grund- 
stücke, auf bestehende Bauten sind alle drei 
Gruppen von Vorschriften geich beschränkt. Die 
Bauordnung muß sich damit begnügen, drin- 
gende Mißstände abzustellen und gelegentlich 
etwaiger baulicher Aenderungen und Abbrüche 
die ihr anvertrauten Interessen geltend zu 
machen. Ebenso gering und von etwa eintreten- 
den baulichen Aenderungen abhängig ist die 
Wirksamkeit eines Fluchtlinienplanes und regel- 
mäßig auch eines Verunstaltungsstatuts auf be- 
stehende Bauten. 

Wichtig wird die Frage nach den Wechsel- 
beziehungen erst, sobald es sich um die Auf- 
schließung von Baugelände oder um die Bebau- 
ung von bereits aufgeschlossenem Gelände, von 
Grundstücken an fertig hergestellten Straßen 
handelt. Nehmen wir zunächst an, daß eine 
baldige Inanspruchnahme des aufzuschließenden 
Gebietes nach dem Tempo der Entwicklung 
einer Gemeinde nicht zu erwarten ist. Es 
würde also verfrüht sein, nur für die ‚nähere 
Zukunft geeignete wirtschaftliche, wohnungs- 
oder verkehrspolitische Pläne zu schmieden. 
Dennoch steht fest, etwa nach der Höhenlage, 
der Lage an der Gemarkungsgrenze, der Him- 
melsrichtung, der gegebenen Verbindung mit 
einem vorhandenen Wohnviertel der Stadt, daß 
das Gelände der Bebauung mit Landhäusern 
vorbehalten werden muß, und daß wegen dieses 
Zukunftsplans Fabriken und störende Anlagen 
ferngehalten werden müssen. In diesem Falle 
ist das Gegebene, daß die Gemeindekörper- 
schaften gemäß § 4 des Verunstaltungsgesetzes 
beschließen, es solle das Gelände innerhalb be- 
stimmter Grenzen zur Erhaltung seiner Eigen- 
art als Landhaus- oder vornehmes Wohnviertel 
mit Häusern bebaut werden, die nicht höher 
als z. B. 12 m sein dürfen, einen Bauwich von 
z. B. 10 m von der Nachbargrenze halten 
müssen, Vorgärten von 5 m Mindesttiefe, keine 
von der Straße sichtbaren Hinterhäuser, künstle- 
risch ausgebildete Fassaden, harmonische Ein- 
friedigungen haben. Ein solches Ortsstatut tut 
den Interessenten, den Grundeigentümern, kund, 
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in welcher Richtung sie die zukünftige Ver- 
wertung ihres Landes zu erwarten haben. Sie 
wissen, woran sie sind. Die Gemeindeverwal- 
tung hat, ohne vorzeitig kostspielige Ver- 
messungsarbeiten ausführen, ohne Fluchtlinien- 
plane aufstellen zu müssen, die in vielen Einzel- 
heiten mit neuen Kosten später abgeändert wer- 
den würden, die großen Richtlinien für die Zu- 
kunft gezogen. Sie hat sich einen Rechtsschutz 
gegen eine ihren Zielen zuwiderlaufende bau- 
liche Entwicklung wie gegen wildes Bauen ge- 
schaffen, ohne wohlerworbene Privatrechte zu 
verletzen. Ist dann die „nähere Zukunft‘ da, 
so wird der nunmehr zur Erschließung not- 
wendige Bebauungsplan die Wohnstraßen zu be- 
stimmen, die Baublöcke entsprechend zu schnei- 
den und rückwärtige Fluchtlinien zu zichen 
haben, kurz, den ursprünglich im Ortsstatut 
gegen Verunstaltung skizzierten Gedanken aus- 
führen, wiederum mit dem Erfolg, daß es zu 
keinen schweren wirtschaftlichen Schädigungen 
der Grundbesitzer kommt. 

Und die Baupolizei? Die Bauordnung ent- 
hält die Vorschriften über Zugänglichkeit des 
Baugrundstücks, zulässige Gebäudchöhe, Entfer- 
nung des Hauses von der Nachbargrenze, Stärke 
der Umfassungswande, lichte Höhe der Wohn- 
räume und alle Anforderungen, denen Bauten 
nach dem derzeitigen Stande der Baukunst, der 
Hygiene, des Feuerlöschwesens und der Ver- 
kehrstechnik mindestens zu genügen haben. Er- 
gibt sich aus den fachwissenschaftlichen Erfah- 
rungen die Möglichkeit, an Kleinbauten (,,Flach- 
bauten“) in bezug auf Zulassung niedriger Hin- 
terhäuser, auf Größe des Hofraums, auf Stärke 
der Umfassungswände, auf Ausbau der Treppen, 
lichte Höhe einzelner Räume, und in einer der 
anderen polizeilich zu beachtenden Beziehungen, 
die Mindestanforderungen herabzusetzen, so hat 
die Baupolizei dem Rechnung zu tragen. Tritt 
aber infolge eines technischen Fortschritts, etwa 
der Erfindung eines neuen Baustoffs, die Mög- 
lichkeit ein, eine geringere Mauerstärke als bis- 
her auch bei hohen Häusern zu gestatten, so 
muß die Baupolizet auch dem vielstockigen 
Mietshause gegenüber die Folgerung aus dem 
veränderten Stande der Technik ziehen. Ist durch 
Ortsstatut gegen Verunstaltung und durch den 
Bebauungsplan der Grad der auf dem Gelände 
ruhenden Baubeschränkungen nach Gebaudehohe, 
Bauwich, Hofraum usw. festgelegt, so hat sich 
die der Bauerlaubnis vorhergehende Prüfung des 
Baupesuchs seitens der Genehmigungsbehörde 
(die anbaufertige Herstellung der Straße voraus- 
gesetzt) darauf zu beschränken, ob der gerade 
geplante Bau den allgemeinen und den für seine 
Bauform besonders in der Bauordnung und sonst 
polizeilich getroffenen Vorschriften genügt, ob 
er bedingt oder unbedingt zu genehmigen oder 
seine Untersagung nötig ist. So wenig die prü- 
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fende Polizeibehörde, die nur das geltende Recht 
anzuwenden hat, wie die Polizeibehörde, von der 
die Bauordnung erlassen ist, hat, wie wir oben 
sahen, nach geltendem preußischen Recht wirt- 
schafts- oder wohnungspolitischen Erwägungen 
Raum zu geben, etwa sich einzumischen in den 
alten Streit „Kleinhaus oder Mietskaserne‘“, durch 
schärfere Betonung bauverteuernder Maßnahmen 
gegenüber dem mehrstöckigen Mietshaus ciner- 
seits und Hervorhebung von Ausnahmeerleichte- 
rungen für das Kleinhaus anderseits eine Ein- 
wirkung zu versuchen auf die Gestaltung des 
Bodenpreises. In dem vorher gegebenen Beispiele 
nun war, da Verunstaltungsstatut und Bebau- 
ungsplan das Ihre getan hatten, die der Bau- 
polizei zugeteilte Rolle gegeben: ist die anbau- 
fahige Wohnstraße 10 m breit hergestellt, ist 
ferner die zulässige Gebäudehöhe durch Verun- 
staltungsstatut auf 12 m festgesetzt, so würde, 
wenn die geltende Bauordnung den Grundsatz 
„Gebäudehöhe gleich Straßenbreite‘‘ ohne Maß- 
gaben enthält, nicht höher als 10 m gebaut 
werden dürfen. Denn das ästhetische Ortsstatut 
darf nicht milder sein als die polizeiliche Min- 
destforderungen wicedergebende Bauordnung. 
Schreibt diese vor: „Gebäudehöhe gleich Straßen- 
breite zuzüglich einer Vorgartentiefe‘, und ist 
diese im Bebauungsplan mit 5 m vorgesehen, so 
kann doch nicht 15 m, sondern nur 12 m hoch 
gebaut werden. Denn Beschränkungen, die über 
das Maß polizeilicher Mindestforderungen hinaus- 
gehen, kann das ästhetische Statut treffen. Das 
wesentliche aber ist, daß bei unserem Beispiele 
der Bebauungsplan dafür gesorgt hat, daß das 
wirtschaftliche Ziel, die Errichtung von Klein- 
häusern (Villen), gesichert ist dadurch, daß die 
Straße nur 10 m breit angelegt ist. Und zwar 
war dies möglich, weil eben die Bauordnung an 
schmalen Straßen nur niedrige Häuser gestattet. 
Hier gehen also Bebauungsplan und Bauordnung 
Hand in Hand, harmonisch ergänzt durch das 
Verunstaltungsstatut. 

Bleiben wir bei dem Beispiele, und nehmen 
wir an, cin Ortsstatut gegen Verunstaltung fehle, 
sei mindestens bis zur Feststellung des Bebau- 
ungsplanes nicht erlassen. Dann wird es um 
so mehr dessen Aufgabe sein, die Straßen so 
schmal anzulegen, daß die Gieebäudehöhe nach der 
geltenden Bauordnung nicht zweckwidrig werden 
kann, und die Blöcke so zuzuschneiden, daß hohe 
Hinterhäuser wenn möglich ausgeschlossen wer- 
den. Allerdings würden bei einem Grundsatze: 
„Gebäudehöhe gleich Straßenbreite zuzüglich 
einer Vorgartentiefe‘‘ 15 m hohe Gebäude sich 
nicht vermeiden lassen, wenn die Straße 10 m 
breit, der Vorgarten 5 m tief ist. 

Das Verhältnis von Bauordnung und Bebau- 
ungsplan ändert sich folgerichtig auch nicht, 
wenn dieser, in älterer Zeit aufgestellt, den 
wohnungspolitischen Ansichten der gegenwär- 
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tigen Gemeindeverwaltung nicht mehr entspricht, 
vielleicht schon zu unerwünschter Bauentwick- 
lung in cinem Viertel geführt hat. Ein typischer 
Fall ist der, daß der Plan zwischen Verkehrs- 
und Wohnstraßen nicht unterschieden hat, daß 
ein zum Wohnen bestimmtes Gelände von einem 
Netz gleich breiter und gleich stark befestigter 
Straßen tberzoven ist, und daß nun bereits 
einige 20 m hohe Etayenhauser ihre kahlen 
Brandgiebel in die Lüfte ragen lassen, andere 
demnächst errichtet werden sollen. Das Gelände 
ist, nchmen wir an, weder landschaftlich reizvoll, 
noch die bereits entstandene Bebauung derart, 
daß cine ortsstatutarisch nach dem Verunstal- 
tungsgesetz zu schützende! Eigenart“ erkennbar 
wäre. Kann die Bauordnung dann, z. B. mit 
einer Herabsetzung der Geschoßzahl oder Ge- 
bäudehöhe, cingreifen, um die Fehler des Be- 
bauungsplanes zu verbessern, um seine Unter- 
lassungssünden gutzumachen? Nach geltendem 
Recht muß die Frage zweifellos verneint werden. 
Liegen nicht schwerwiegende polizeiliche Gründe 
vor, so ist eine Baupolizeiverordnung überhaupt 
nicht abzuandern. Zu schwer trifft jede Ver- 
schärfung baupolizeilicher Vorschriften den 
Grundbesitz. Niemals aber ist eine Abänderung, 
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oben Gesagten zulässir, lediglich um eine be- 
stimmte Bauweise zu bekämpfen, eine andere 
zu fördern. 

Klar wie die materiellen sind auch die for- 
mellen Wechselbeziehungen von Bauordnung, Be- 
bauungsplan und Verunstaltungsstatut nach gel- 
tendem preußischen Recht, ist auch die Zustän- 
digkeit der beim Zustandekommen und bei der 
Handhabung dieser Vorschriften betciligten Be- 
hörden geregelt. Und doch ist auch auf diesem 
Gebiet eine Fülle von Irrtümern verbreitet, und 
man findet sie nicht nur bei Laien, nein, auch 
bei verdienstvollen Fachleuten, in bedeutenden 
Schriften über Bauwesen, sogar bei hervorragen- 
den städtischen Verwaltungsbeamten! Man liest 
besonders häufig von der Zweckmäßigkeit der 
„Gemeindebauordnungen‘“ und deren Vorzügen 
gegenüber „staatlichen Bauordnungen‘“, von der 
Notwendigkeit, denjenigen Städten, die sie noch 
nicht haben, „die Baupolizei zu übertragen, da- 
mit die Bauordnung den örtlichen Verhältnissen 
besser gerecht werde“. Unerortert kann hier 
die Streitfrage bleiben, ob die Baupolizei einen 
Zweig der „Sicherheitspolizei“ oder der ,,Wohl- 
fahrtspolizei im modernen Sinne‘ bildet, eine 
Frage, die heute noch für diejenigen Städte 
von Groß-Berlin und einige andere praktisch ist, 
in denen die Baupolizei noch nicht wie die son- 
stigen Zweige der „Wohlfahrtspolizei‘‘ städtisch, 
sondern in denen sie wie die '„Sicherheits- 
polizei“ besonderen staatlichen Polizeibehorden 
übertragen ist. Denn daß auch die Wohlfahrts- 
polizei im Gegensatz zu sonstigen auf ,,Wohl- 
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fahrt“ gerichteten Aeußerungen Öffentlicher Ge- 
meinwesen nicht minder als die Sicherheits- 
polizei die gesetzlichen Grenzen des § 10, Il, 
17 des Landrechts, des § 6 des Polizeiverwal- 
tungsgesetzes und sonstiger Sondergesetze poli- 
zeilichen Inhalts innezuhalten hat, ist nicht zu 
bestreiten. In jedem Falle wird die Baupolizei 
in Preußen gehandhabt von Polizeibehörden. Ob 
die Polizeibehörde, die die Baupolizei handhabt, 
nun ein Landrat, ein königlicher Polizeipräsident 
oder -direktor, ein Bürgermeister oder ein son-. 
stiges Magistratsmitglied, ein Amtsvorsteher, 
Amtmann oder Landbürgermeister ist, stets übt 
sie ihr Amt als ein staatliches aus. Die Tätig- 
keit der Polizei ist ein Ausfluß der Staatshoheit. 
Der städtische Polizeiverwalter ist nach preußi- 
schem Recht ebensosehr staatliches Organ wie 
der staatliche Polizeiverwalter. Das Anweisungs- 
recht und das Recht auf Berichterstattung hat 
die Polizeiaufsichtsbehörde (Landrat, Regierungs- 
präsident, Oberpräsident, Minister) dem städti- 
schen wie dem staatlichen Polizeiverwalter gegen- 
über. Dieselben Rechtsmittel gibt das Landes- 
verwaltungsgesetz gegen die Verfügungen des 
einen wie des anderen. Auch die Handhabung 
der Baupolizei geschieht folglich nach gleichen, 
für beide geltenden Grundsätzen und Vorschrii- 
ten. Die entsprechende Rechtslage besteht hin- 
sichtlich des Erlasses von Bauordnungen. Zwar 
ist die Baupolizeiverordnung für eine Stadt von 
der Stadtpolizeiverwaltung unter Zustimmung des 
Magistrats zu erlassen. Es hat aber die Stadt 
nicht etwa ein Recht auf eine besondere örtliche 
Bauordnung. Will z.B. der Oberpräsident für 
die Städte der Provinz, der Regierungspräsident 
für die Städte des Bezirks Bauordnungen er- 
lassen, so kann die einzelne Stadt nicht ihrer- 
seits noch eine „eigene“ Bauordnung erhalten. 
Aber selbst wenn ihre Zuständigkeit begründet, 
selbst wenn die Polizeiaufsichtsbehörde — der 
der Entwurf zur Genehmigung hinsichtlich einer 
ausreichend hohen Strafandrohung gegen Ueber- 
tretungen der Bauordnung nach gesetzlicher Vor- 
schrift vorzulegen ist, die aber auch im übrigen 
ein Prüfungsrecht hat — den Entwurf der Bau- 
ordnung billigt, ist der Einfluß des Magistrats 
bei Erteilung seiner Zustimmung beschränkt. 
Denn der Regierungspräsident ist gesetzlich be- 
fugt, kreis- wie ortspolizeiliche Verordnungen 
außer Kraft zu setzen. Er wird mit Zustimmung 
des Bezirksausschusses von diesem Recht Ge- 
brauch machen, falls etwa der Magistrat der 
mit Einverständnis der Aufsichtsbehörde von der 
Stadtpolizeiverwaltung vorgelegten Bauordnung 
nur mit Abänderungen zugestimmt hat, die ıhm 
unzweckmäßig erscheinen. Außerdem hat der 
Minister des Innern das Recht, jede Polizeiver- 
ordnung außer Kraft zu setzen, ohne der Mit- 
wirkung eines Kollegiums zu bedürfen. Will 
endlich der Magistrat einer auf Anweisung des. | 
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Regierungspräsidenten von der Stadtpolizeiver- 
waltung erlassenen Ortsbauordnung nicht zu- 
stimmen, so kann diese Zustimmung nach gesetz- 
licher Vorschrift durch den Bezirksausschuß er- 
gänzt werden. 

Hiernach beruht die Annahme, als ständen 
beim Erlaß städtischer Ortsbauordnungen, also 
der vielfach in Schrift und Wort als ,,modern“ 
lobend hervorgehobenen „Gemeindebauordnun- 
gen“ im Gegensatz zu den „staatlichen Bau- 
ordnungen‘ städtebauliche Gesichtspunkte mehr 
im Vordergrunde, polizeilich träten dagegen zu- 
rück, sowie die Auffassung, als sei dieser Vor- 
zug der „Gemeindebauordnungen‘“ auf die Mit- 
wirkung der städtischen Selbstverwaltung zurück- 
zuführen, auf unrichtigen rechtlichen Voraus- 
setzungen. Sie geht deshalb ebenso fehl wie die 
Meinung, als könne die Uebertragung der Bau- 
polizei an diejenigen Städte mit königlicher Poli- 
zeiverwaltung, die jene bisher noch nicht haben, 
eine grundsätzliche Aenderung der polizei- 
lichen Gesichtspunkte für den Erlaß von Bau- 
ordnungen für diese Städte bedeuten, abgesehen 
davon, daß, wie gesagt, Uebertragung der Bau- 
polizei nicht gleichbedeutend ist mit Ermächti- 
gung zum Erlaß einer Bauordnung. 

Im Gegensatz zur Bauordnung ist ent- 
sprechend seinem Wesen und seiner Aufgabe 
der Bebauungsplan seit dem Fluchtliniengesetz 
von 1875 lediglich ein Werk der Selbstverwal- 
tung, der Gemeindekörperschaften. Die Zustim- 
mung der Ortspolizeibehörde zu den Gemeinde- 
beschlüssen ist zwar gesetzlich erforderlich. Sie 
kann aber nur zur Wahrung polizeilicher Inter- 
essen versagt und kann durch Beschluß des Kreis- 
oder Bezirksausschusses ergänzt werden. Diese 
Beschlußbehörden entscheiden auch, wenn die 
gesetzlich zulässige Anregung der Ortspolizei- 
behörde, einen Fluchtlinien- oder Bebauungsplan 
aufzustellen, bei den Gemeindebehörden keinen 
Erfolg hat, darüber, ob ein Bedürfnis für einen 
solchen Plan besteht. Wird die Frage bejaht, so 
ist er aufzustellen. 

Ebenso kommt ein Ortsstatut gegen Verun- 
staltung allein durch Beschluß der Gemeinde- 
körperschaften ohne Mitwirkung der Polizei zu- 
stande. Die Baupolizeibehörde aber hat das 
rechtsgültige Ortsstatut ebenso wie die Bau- 
ordnung zu handhaben, und sie pflegt deshalb 
das Ortsstatut unter den Schutz einer besonderen 
Polizeiverordnung zu stellen, da ohne solche 
etwaige Verstöße gegen das Ortsstatut nicht be- 
straft werden könnten. 


III. 


Betrachten wir nun kurz, wie sich unter der 
Herrschaft der oben wiedergegebenen klaren Ge- 
setzesvorschriften das öffentliche Baurecht in 
Preußen bis heute entwickelt hat. 

Nach dem Geltungsbereich sind die in Preußen 
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bestehenden Bauordnungen nicht weniger ver- 
schieden als nach dem Inhalt. Wir finden Pro- 
vinzial-, Bezirks-, Kreis- und Ortsbauordnungen 
in den verschiedenen Landesteilen. Bald ist eine 
Bauordnung erlassen für sämtliche Städte eines 
Regierungsbezirks, bald hat in einem Regierungs- 
bezirk jede Stadt ihre eigene Bauordnung. Die 
Regierung hat bei Gelegenheit stets betont, , die 
großen Unterschiede in den Baugewohnheiten, 
den klimatischen Verhältnissen, der Bodenbeschaf- 
fenheit, dem Wirtschaftsbetriebe und dem durch- 
schnittlichen Wohlstande der Bevölkerung“ er- 
forderten den Erlaß von Bauordnungen für Pro- 
vinzen, Regierungsbezirke usw., „je nach Be- 
dürfnis und Zweckmäßigkeit“. 

Die materiellen Vorschriften der Bauordnun- 
gen geben nun ein überaus buntfarbiges Bild. 
Die Konstruktionsvorschriften (Standfestigkeit), 
die Bestimmungen über Zulässigkeit von Dach- 
wohnungen, über Mauerstärken, Treppenbreiten, 
Abstände zwischen Feuerstätten und Holzwerk, 
Ueberdachführung von Brandmauern (Feuer- 
sicherheit), diejenigen über die Zufuhr von Licht 
und Luft, lichte Höhe der Wohnräume, Fenster- 
fläche, über Kellerwohnungen, Hinterhäuser, Ge- 
bäudeabstände, insbesondere über Gebäudehöhe, 
Geschoßzahl, Hofraum (Gesundheitsschutz) sind 
in hohem Grade abwechslungsreich. 

Beispielsweise darf in Königsberg die Ge- 
bäudehöhe in Straßen unter 7 m Breite 7 m, 
sonst höchstens gleich der Straßenbreite sein, 
jedoch nie mehr als 21 m. In Danzig dürfen 
Gebäude an Straßen von 2,50 m bis 8 m Breite 
11 m Fronthöhe haben, an 8 m bis 12 m breiten 
Straßen darf die Fronthöhe gleich der Straßen- 
breite + 3 m, an breiteren Straßen gleich 11/, 
der Straßenbreite, insgesamt nie mehr als 20 m 
sein. In Hannover kann schon bei einer Straßen- 
breite bis zu 10 m die Gebäudehöhe das 
1!/, fache der Straßenbreite ausmachen, an 
breiteren Straßen darf die Gebäudehöhe die 
Straßenbreite, mindestens aber 12!/, m und 
höchstens 20 m erreichen. In Osnabrück darf 
die Gebäudchöhe an Straßen bis einschließlich 
8 m Breite das 1'/,fache der Straßenbreite, an 
Straßen von 8—16 m Breite darf sie 12—18 m, 
nie mehr als IS m betragen. Die Zahl der zu- 
lässigen Wohngeschosse ist in zahlreichen 
Städten auf fünf, in anderen auf vier festgesetzt, 
doch sind Dach- und Kellergeschoß bald mitge- 
zählt, bald nicht. Die Höhe der Hintergebäude 
ist in Mapdeburg und in Hagen auf ein bestimm- 
tes Maß festgesetzt, in Frankfurt am Main, 
Cassel, Düsseldorf von der Ausdehnung des Hof- 
raums abhängig gemacht. In manchen Städten 
dürfen sie gleich dem Hofraum -- 6 m hoch 
sein (Berlin, Danzig u.a. mehr), in anderen 
gleich dem Hofraum — 5 m (Spandau, Branden- 
burg, Frankfurt a.O.), wieder in anderen gleich 
dem Hofraum -+ 3 m (Breslau, Görlitz). 
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Die Bebaubarkeit der Grundfläche ist bald 
auf 3/,, bald auf °/,, bald auf 7/iọ festgesetzt. In 
anderen städtischen Bauordnungen ist die be- 
baubare Fläche streifenweise für das einzelne 
Grundstück derart bestimmt, daß der erste Strei- 
fen, von der Baufluchtlinie ab bis zu einer Tiefe 
von 6 m als voll bebaubar, der zweite Streifen 
bis zu 32 m Tiefe als zu ‘/,, (Berlin) oder 
zu 6/00 in Rechnung gestellt wird. Das gleiche 
Prinzip bei anderen Maßen haben Cassel, Osna- 
brück, Wiesbaden. Wieder in anderen Städten 
ist eine Mindesthofgröße bestimmt, und zwar 
von 40 qm (Danzig, Stettin, Dortmund, Aachen), 
30—36 qm (Posen, Harburg, Bielefeld), 50 qm 
(Potsdam, Halle, Remscheid). Berlin fordert 


80 qm Hofraum bei 6 m geringster Abmessung, 


Magdeburg einen freien Hofraum von 10X10 m 
Mindestabmessung. 

Die lichte Höhe der Wohnräume ist bald 
auf 3 m, bald auf 280 m, bald auf 2,50 m 
Mindestmaß bestimmt! 

Die Beispiele lassen sich beliebig vermehren. 
Erwähnt sei noch, daß einige Bauordnungen 
Kellerwohnungen überhaupt nicht zulassen, 
andere sie unter besonders strengen Bedingun- 
gen gestatten, wieder andere nur verlangen, daß 
der Fußboden in gewisser Höhe über dem höch- 
sten Grundwasserstand liege. Verschieden wie 
der Inhalt der Vorschriften, ist auch überall 
die Dispenspraxis der Behörden! 

Schwerlich wird man den bisher auch noch 
nicht versuchten Beweis erbringen können, daß 
bei diesen Mannigfaltigkeiten klimatische oder 
örtliche Gewohnheiten mitsprechen. Klimatische 
Verschiedenheiten zwischen Königsberg und Dan- 
zig, zwischen Hannover und Cassel, zwischen 
Halle und Magdeburg!  ,,Oertliche Gewohn- 
heiten“ spielen wohl auf dem Lande und in 
kleinen Landstädten bei der Bedachung, bei der 
Anlage von Dachtraufen, bei der Unterbringung 
von Stallungen im Wohnhause eine gewisse 
Rolle. Die gemeinsame Brandmauer kann ferner 
in einzelnen Landesteilen beliebt, in anderen 
unbeliebt sein. Daß aber unter dem gleich- 
machenden Einfluß von Handel, Verkehr und 
Freizügigkeit, insbesondere aber unter dem- 
jenigen des gemeinsamen Landesrechts, auf den 
meisten Gebieten auch des Polizeirechts, gerade 
die Grundsätze der Konstruktionslehre, der Hy- 
giene, der Feuerlöschtechnik im Bauwesen der 
einen preußischen Stadt eine andere Anwendung 
zur Schaffung einwandfreier Wohn- und Arbeits- 
stätten erfahren müssen als in einer anderen 
Stadt mit nahezu gleichen wirtschaftlichen, 
Größen- und Bevölkerungsverhältnissen, ist nicht 
einzusehen. Tatsächlich liegt hier eine Ver- 
wechslung vor derjenigen Rücksichten, die auf 
die örtlichen Bedürfnisse der Bebauungsplan und 
ein etwaiges Ortsstatut gegen Verunstaltung zu 
nehmen hat und der polizeilichen Rücksichten, 
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die eine Bauordnung allein wahren darf. Jene 
müssen individualisieren, diese muß normieren! 

Die notwendigen Vorkehrungen gegen Decken- 
einstürze sind in Memel die gleichen wie in 
Aachen. Wenn in Cassel feuerpolizeilich ein Bau- 
wich von 2,50 m von der Nachbargrenze genügt, 
so genügt er auch in Allenstein. Ist die lichte 
Mindesthöhe der Wohnräume in Danzig 2,80 m, 
so ist nicht zu verstehen, weshalb in Frank- 
furt a.O. die Erfordernisse der Hygiene schon 
bei einer Mindesthöhe von 2,50 m erfüllt sein 
sollen. 

Der Spielraum, der im Baupolizeirecht dem 
Ermessen des jeweiligen Verfassers einer Bau- 
ordnung gelassen ist, erklärt sich nur aus der 
bereits oben behandelten Verwischung der Gren- 
zen, die nach preußischem Recht die Gebiete der 
Polizeiordnung von den beiden Nachbargebieten 
trennen. Die subjektiven Ansichten des Stadt- 
baurats oder Bürgermeisters, des Regierungs- 
und Baurats oder des Verwaltungsdezernenten 
oder auch des zuständigen Verwaltungschefs ent- 
scheiden heute mit einem Federstrich über die 
einschneidendsten Fragen der baulichen Entwick- 
lung der Städte. Ob eine Bauausführung den 
Aufwand an Kapital und Arbeit angemessen ver- 
zinst, kann davon abhängen, ob das Grundstück 
zu 5/; oder 3/, der Grundfläche bebaubar ist. 
In Ermangelung allgemein verbindlicher Normen 
richtet sich die Entscheidung darüber, ob das 
eine oder das andere Maß in die Bauordnung 
einer Stadt aufgenommen wird, nicht selten 
danach, ob die „Musterbauordnung‘“, von der 
abgeschrieben ist, diese oder jene Vorschrift ent- 
hält. Wer will dem Verfasser der Bauordnung 
einen Vorwurf daraus machen, wenn er den 
ihm gewährten Spielraum benutzt, wenn sein 
„pflichtmäßiges Ermessen“ ihm nach seinen 
bodenpolitischen Ansichten stets die geringste 
Ausnutzung des Bodens als wünschenswert er- 
scheinen läßt! Und hier kommen wir zur Er- 
örterung derjenigen Blüte des heutigen Bau- 
polizeirechts, die für den gegenwärtigen kriti- 
schen Rechtszustand bezeichnend ist, zur ,,abge- 
stuften Bauordnung“. 

Die „abgestufte Bauordnung‘, die zunächst 
meist als Zonenbauordnung, jetzt mehr als 
Staffelbauordnung erscheint, ist das Ende der 
achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts von 
hervorragenden Technikern und Hygienikern des 
Städtebaus gefundene Mittel zur Bekämpfung 
der sattsaın bekannten und bis zum Ueberdruß 
in der Fachliteratur behandelten Mißstände im 
städtischen Wohnungswesen. Das gesamte, für 
die städtische Bebauung in Betracht kommende 
Gelände wird in Flächenabschnitte eingeteilt. Es 
werden entweder regelmäßige konzentrische 
Ringzonen oder Abschnitte von unregelmäßiger 
Form gebildet. Nach Ortsteilen und Straßen- 
klassen werden dann die baupolizeilichen Bestim- 
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mungen derart „gestaffelt‘, daß für die Indu- 
strie- und Geschäftsviertel eine größere Wohn- 
dichtigkeit zugelassen wird als für die Wohn- 
gegenden und das vom Innenkern der Stadt 
entfernte Neuland. Gegenwärtig wird im Städte- 
bauwesen das „Radialsystem‘ in der abgestuften 
Bauordnung bevorzugt. Für die festgesetzten 
Flächenab- oder -ausschnitte wird nun die be- 
baubare Fläche, der Bauwich, die zulässige Ge- 
bäudehöhe, Geschoßzahl verschieden bestimmt. 
„Die Umgrenzung der Bezirke für verschiedene 
Bauklassen ist in der Folgezeit immer verschie- 
dener nach den lokalen Verhältnissen, insbeson- 
dere nach den wirtschaftlichen Möglichkeiten und 
den sozialen Bedürfnissen der Einwohnerschaft 
festgesetzt worden Die Abstufung der 
Bauordnungen geschicht zudem seit einiger Zeit 
nicht mehr bloß nach örtlichen Bezirken, son- 
dern zugleich nach Gebäudegattungen, indem 
das große und das kleine Haus, das Familienhaus 
und das Massenmiethaus verschiedenartig behan- 
delt und hierdurch die sozialen Wohnbedürfnisse 
besonders berücksichtigt werden.‘ So schildert 
Stübben anerkennend die tatsächliche Entwick- 
lung, die sich im Baupolizeirecht vollzogen hat. 
Mit dem mehr oder minder deutlich ausge- 
sprochenen Zwecke, die Fehler des Bebauungs- 
plans gutzumachen, die Mietskaserne zu bekämp- 
fen, die „Rückehr zur Natur“ aus politischen, 
sozialen, ethischen, ästhetischen Gründen durch 
Wiedergewöhnung der städtischen Bevölkerung 
an Flachbau und Eigenheim zu fördern, sind für 
sämtliche großen und mittleren, aber auch für 
zahlreiche kleine Städte Preußens Staffelbauord- 
nungen erlassen worden. Nahezu jede Stadt von 
20 000 Einwohnern hat eine Polizeiverordnung, 
durch die irgendwo offene oder Landhausbebau- 
ung vorgeschrieben wird. Mit Rücksicht auf 
den Rahmen dieser Arbeit muß der Verlockung 
widerstanden werden, zu verfolgen, wie die offen- 
baren Mißerfolge der mit der abgestuften Bau- 
ordnung begonnenen Bau- und Bodenpolitik, 
durch polizeiliche Beschränkungen statt durch 
Revision der Bebauungspläne die Mißstände im 
Wohnungswesen zu bekämpfen, allmählich zu 
einer Milderung der bodenreformerischen An- 
schauungen und Forderungen geführt haben. Der 
Praktiker weiß, daß die Staffelbauordnung regel- 
mäßig ungeeignet ist, die Wohnungskosten, den 
Mangel an Kleinwohnungen, die Uebereinander- 
schichtung in vielen Geschossen, die starke Be- 
legung der Wohnungen zu beseitigen, die Wohn- 
dichtigkeit und die Höhe der Behausungsziffer 
zu mindern. Ist es so schwer zu begreifen, 
daß die, wie auf dem letzten preußischen Städte- 
tage mit Stolz betont wurde, meist gegen den 
Wunsch der staatlichen Aufsichtsbehörde, 
der Stadtverwaltung „durchgesetzte‘“ Beschrän- 
kung der bebaubaren Fläche, der Geschoßzahl, 
der Gebäudehöhe an breiten, fertig ausgebauten 
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Straßen wohnungspolitisch grundialsch ist? Der 
Bauunternehmer baut nicht, wenn die geringe 
Ausnutzbarkeit des Bodens und die polizeilichen 
Beschränkungen einerseits, die hohen Anlieger- 
beiträge anderseits das Bauen von vornherdin 
unrentabel machen. Ergibt seine Kalkulation, 
daß er bei Verwendung des schlechtesten zu- 
lässigen Materials und der billigsten Arbeits- 
kräfte noch gerade herauskommt, so baut er 
vielleicht: das Ergebnis ist alsdann wenig er- 
freulich. Andernfalls bleibt eben das mit Be- 
schränkungen bedachte Gelände an baufertigen 
Straßen unbebaut. Es wird so die Bauordnung 
zu einer Ordnung gegen das Bauen. Das Ange- 
bot an Wohnungen verringert sich, der Preis 
der Mietswohnungen und damit ihre Belegungs- 
ziffer steigt. In diesem typischen Falle wird 
also der Grundbesitzer durch die Herabsetzung 
der Ertragsfähigkeit seines Baulandes geschä- 
digt (nicht nur durch entgangenen Gewinn, son- 
dern wegen der von ihm häufig verauslagten 
Straßenkosten durch tatsächlichen Verlust). aber 
diesem Nachteil steht doch kein Nutzen für die 
Allgemeinheit gegenüber. Selbst wenn aber die 
Baubeschränkung ein noch nicht durch Straßen 
aufgeteiltes Gelände treffen, der Schaden für 
den Grundbesitzer also oft noch erträglich ist, 
tritt die beabsichtigte Vermehrung des Angebots 
von Kleinwohnungen in Flachbauten nur ein, 
wenn gleichzeitig ein entsprechender Bebauungs- 
plan (mit schmalen Straßen, nicht tiefen 
Blöcken, rückwärtircn Fluchtlinien) entsteht 
und der Straßenbau außerdem schnell getördert 
wird. Die in doktrinärer Hartnäckigkeit in 
Deutschland zäh festgehaltene Vorstellung, als 
sei die in angelsächsischen Ländern bei anderen 
Verkehrsverhältnissen (Dezentralisation, Schnell- 
bahnen) geschichtlich durch Wohnsitte begrün- 
dete Bauform des von allen Seiten freistehenden 
Einfamilienhauses die einzige sozial, politisch, 
gesundheitlich befriedigende und wirtschaftlich 
mögliche Lösung der Wohnungsfrage, beherrscht, 
so oft sie inzwischen widerlegt ist, die Köpfe 
unserer staatlichen und insbesondere unserer 
städtischen Beamtenkörperschaft fast durchweg. 
Zwar ist in den Kreisen der Städtebauer und 
Hygieniker die Erkenntnis bereits durchgedrun- 
gen, daß den Forderungen der Innenhygiene auch 
in hohen Mictskasernen genügt werden kann, 
daß nicht nur aus wirtschaftlichen Gründen die 
Kleinwohnung im fünften Stock oft erheblich 
besser und deshalb auch erheblich begehrter ist 
als die gleich teure in einer Kleinhaussiedlung 
der Außenstadt. Zwar wird nicht mehr be- 
stritten, daß durch Freihaltung des Blockinnern 
und Anlage von Grünflächen und Spielplätzen 
in Hofgemeinschaften auch die Ansprüche der 
Außenhygiene erfüllt werden. Zwar gibt es zu 
denken, daß in großen Städten wohlhabende und 
gebildete Kreise der Bevölkerung den bequem 
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gelegenen, gesund und komfortabel ausgestat- 
teten Wohnungen in den obersten Stockwerken 
der von 30 Parteien bewohnten Mietshäuser 
selbst dann den Vorzug vor Landhäusern in 
Gartenstadtsiedlungen geben, wenn diese billiger 
zu haben und durch gute Verbindung mit der 
Innenstadt ausgezeichnet sind. Zwar ist in den 
Kreisen der gemeinnützigen Baugenossenschaf- 
ten längst das Reihenhaus als die für den Klein- 
wohnungsbau allein geeignete Bauform erkannt 
worden. Trotzdem ist man in den Kreisen der 
Staatsregierung und der städtischen Verwaltung 
von der Heilsamkeit der polizcilich erzwing- 
baren Landhauszone überzeugt und weiter als 
je von der Erkenntnis entfernt, daß nicht die 
Bauordnung, sondern nur der Bebauungsplan 
wohnungspolitisch wirken darf und kann, daß 
sobald als möglich die schiefe Ebene verlassen 
werden sollte, die mit der Zonen- oder Staffel- 
bauordnung betreten worden ist. Selbst bei den 
maßvollsten Vorkämpfern für baupolizeiliche Be- 
schränkungen findet sich nirgends eine Andeu- 
tung darüber, daß der Grundfchler in der Rech- 
nung des heutigen öffentlichen Rechts die Ver- 
wechslung der Aufgaben von Bauordnung und 
Bebauungsplan ist, daß, solange die Baupolizei 
und der vornehmste Ausdruck ihres Wirkens, 
die Bauordnung, sich zum Knecht wirtschaft- 
licher Tendenzen macht, statt sich auf die Ver- 
hütung von Gefahren für Leben und Gesundheit 
zu beschränken, wohl die Grundbesitzer schwer 
geschädigt, die gewünschten Ziele aber nie er- 
reicht werden. Wenn das kapitalkräftige Publi- 
kum, das vom Baugeldmarkt unabhängig und zur 
baren Bezahlung des Baulandes wie des Ge- 
bäudes in der Lage ist, von der ihm gebotenen 
Gelegenheit zur Errichtung von Eigenhäusern 
wenig Gebrauch macht, wenn das Kapital ferner 
sich auch von der gewerbsmäßigen Herstellung 
von Mietshäusern verstimmt zurückhält, und da- 
durch wieder das Bauen riskanter und teurer 
wird, so trägt daran der Dilettantismus, der 
sich ohne Respekt vor dem Privateigentum in 
unserem Baupolizeiwesen zurzeit breit macht, 
sein volles Maß von Schuld. Mit plumper Hand 
greift die Bauordnung, anstatt sich auf ihre 
segensreiche Aufgabe zu beschränken, in das 
feine Netz der wirtschaftlichen Zusammenhänge 
von Wohnsitte, Wohnbedürfnis, Bodenpreisbil- 
dung hinein, lähmt die Privatunternehmung, die 
allein fähig ist, Hand in Hand mit der Boden- 
spekulation im großen die Wohnungsherstellung 
zu betreiben, weil sie deren geschäftliche Technik 
zu meistern weiß. Um halbverstandener Theorien 
willen wird in einer Mittelstadt für ein viel zu 
großes, bereits von Verkehrsstraßen durch- 
zogenes Gelände ,,Landhausbebauung“ verordnet, 
wird in vierstöckig bebauten Geschäftsstraßen 
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wird auf tiefen Blöcken die Errichtung von 
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Hintergebäuden unmöglich gemacht, die weder 
Licht- noch Luftzufuhr erschweren. 

Auch auf ästhetischem Gebiet sind oft zu- 
nächst in eine Bauordnung und von dieser durch 
„Abschrift“ oder „Uebernahme‘‘ in andere Bau- 
ordnungen viele Vorschriften von städtebautech- 
nischer Seite eingeschmuggelt worden, die poli- 
zeirechtlich zu begründen nicht möglich ist. Der 
Kürze halber sei nur ein Beispiel erwähnt: „Alle 
von öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen 
aus sichtbaren Einfriedigungen, Gebäude oder 
Gebäudeteile, gleichviel, ob sie zum Vorderhaus 
oder zu Seiten- oder Hintergebäuden gehören, 
müssen in Form und Ausstattung ein gefälliges, 
ansprechendes Aeußcre erhalten“ (Essen). In 
welchen Zusammenhang diese Bestimmung mit 
der Aufgabe der Polizei nach preußischem Recht 
stehen soll, ist dunkel. 


IV. 

Wie sich die völlige Verwischung der vom 
geltenden Recht der Baupolizei, dem Bebauungs- 
plan, dem Verunstaltungsstatut gesetzten scharfen 
Grenzen psychologisch erklärt, haben wir ge- 
sehen. Wie aber kommt es, daß rechtlich die 
Zonen- und Stadtbauordnungen sich in Preußen 
nicht nur behaupten, sondern sich unausgesetzt 
vermehren können? 

Den rechtlichen Daseinsgrund für die Bau- 
beschränkungen in der wichtigsten unter den 
ersten abgestuften Bauordnungen, derjenigen für 
die Berliner Vororte vom 5. Dezember 1892, hat 
das Oberverwaltungsgericht darin erblickt, daß 
sie erkennbar aus der Fürsorge für die Beseiti- 
gung hygienischer Gefahren hervorgegangen 
seien. Diese Gefahren ergäben sich aus dem ge- 
drängten Zusammenbauen, aus dem hierdurch 
verursachten Mangel an Luft und Licht sowie aus 
der gesundheitsschädlichen Einwirkung zahl- 
reicher gewerblicher Einrichtungen und Betriebe 
für viele Bewohner. ,,Die Behörden standen vor 
der Tatsache, daß die Häusermassen vom Mittel- 
punkte der Stadt aus immer weiter in die Um- 
gebungen hinaus vorgeschoben werden, und es 
mußte ihnen die Erwägung naheliegen, daß bei 
der Freigabe der Bebauung nach den für Berlin 
selbst geltenden Normen in den gesamten Um- 
gebungen immer größere Menschenmengen eng 
zusammengedrängt werden müssen, und daß die 
mit solcher Zusammenhäufung für die Gesundheit 
der Bewohner verbundenen Gefahren nicht nur 
in der Stadt Berlin selbst, sondern auch für die 
Vororte wachsen mußten‘ (Entscheidung Bd. 26, 
S. 330 vom 13. Januar 1894). Es betont diese 
Entscheidung ausdrücklich, daß nur die Rücksicht 
auf die bezeichnete — inzwischen längst wider- 
legte — Gesundheitsgefährdung die polizeilichen 
Eingriffe in die Baufreiheit rechtfertigen. Das 
Oberverwaltungsgericht hat auch fernerhin an 
diesem Grundsatze festgehalten und gelegentlich 
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Bestimmungen über Landhausviertel, über den 
Ausschluß anderer als Wohnbauten, über die 
alleinige Zulassung bestimmter Wohnhaustypen 
für ungültig erklärt, wenn diese Vorschriften 
offenbar nur wirtschaftliche oder ästhetische 
Ziele verfolgten. Nun ist aber die Frage der 
Angemessenheit, Zweckmäßigkeit und Notwen- 
digkeit der einzelnen baupolizeilichen Beschrän- 
kungen der richterlichen und verwaltungsrichter- 
lichen Nachprüfung entzogen! Die Prüfung darf 
sich vielmehr nur auf die Gesetzmäßigkeit der 
Anordnung erstrecken. Diese wiederum ist schon 
dann vorhanden, wenn nur „unter anderem“ 
auch einer der Gesichtspunkte bei Erlaß der 
Vorschrift beachtet ist, die $ 10, II, 17 des 
Landrechts und § 6a—i des Polizeiverwaltungs- 
gesetzes bezeichnen. 


Der Hauptgrund aber dafür, daß zahlreiche, 
offenbar nur wirtschaftlichen und ästhetischen 
Zwecken dienende Baubeschränkungen — man 
denke an die Vorschriften für offene Bebauung in 
Badeorten, in Außenvierteln kleiner oder mitt- 
lerer Städte, an den Ausschluß von Werkstätten, 
Läden, nicht störenden gewerblichen Anlagen 
(wie Zigarrenfabriken, Nadelfabriken usw.) von 
Wohnvierteln — ohne Rechtsgrund zum Schaden 
des Grundbesitzers und ohne Wert für die Allge- 
meinheit in Preußen bestehen können, liegt am 
Verhalten der „Interessenten“. Das Publikum 
ist gewöhnt, die Bauordnung als eine ,,Schik- 
kung“ hinzunehmen. Es kennt die Rechtsmittel 
gegen polizeiliche Verfügungen meist nicht, und 
auch seinem zivilrechtlich geschulten Rechtsbei- 
stand fehlt regelmäßig die zum Ankämpfen gegen 
die Gültigkeit einer Bauordnung erforderliche 
genaue Kenntnis des öffentlichen Rechts. 


Um so mehr wird es die Pflicht der Wissen- 
schaft sein, dafür einzutreten, daß der Wider- 
spruch zwischen den bestehenden Bauordnungen 
und dem Sinn derjenigen Vorschriften, auf denen 
ihre Rechtsgültigkeit beruht, aufhöre.. Noch 
wichtiger aber ist ihre Pflicht, den Widerspruch 
zu beseitigen, der durch die Verwechslung des 
Begriffs und der Aufgaben der Bauordnung mit 
denjenigen des Bebauungsplanes zum Schaden 
der Allgemeinheit zwischen dem geltenden Bau- 
polizeirecht und den wohlverstandenen Bedürf- 
nissen des wirtschaftlichen Lebens entstanden ist. 


Gerade jetzt droht die Gefahr, daß den Staf- 
felbauordnungen mit ihrer falschen Tendenz eine 
„unzweifelhaftte Rechtsgrundlage‘ geschaffen 
werde, und zwar durch den Art. 2 des Woh- 
nungsgesetzentwurfs, der gegenwärtig dem Land- 
tage vorliegt. Völlig im Banne von Gedanken, 
die in ihren Endzielen dem staatlich geschützten 
Privateigentum an Grund und Boden feindlich 
sind, hält der Regierungsentwurf es für richtig, 
zu einem Zeitpunkte, da in gemäßigten Kreisen 
der gleichen Richtung bereits Bedenken gegen 
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die Zweckmäßigkeit weitgehender Baubeschrän- 
kungen auftauchen, ausdrücklich die Abstufung 
der baulichen Ausnutzbarkeit der Grundstücke 
und die Ausscheidung störender Betriebe von 
gewissen Vierteln durch die Bauordnung als zu- 
lässig zu bezeichnen. Die Kritik dieser Vor- 
schriften, die eine dem Bebauungsplan zufallende 
Aufgabe der Bauordnung zuweist, ergibt sich 
aus dem oben Gesagten. 


Wenn der Entwurf ferner die Regelung der 
äußeren Fassadengesaltung an Wohngebäuden 
und an sonstigen Bauten, die an Straßen und 
Plätzen liegen, durch die Bauordnung zuläßt, so 
wäre es zweckmäßiger gewesen, diese Bestim- 
mung, soweit sie überhaupt erforderlich scheint, 
als Ergänzung des Verunstaltungsgesetzes vom 
15. Juli 1907 in Form einer Novelle zu bringen. 


Eines beweist jedenfalls der Gesetzentwurf 
schlagend, soweit es noch eines Beweises be- 
dürfte: die Notwendigkeit einer Klärung der 
Begriffe „Bauordnung“ und „Bebauungsplan‘‘ 
und die Notwendigkeit eines einheitlichen Bau- 
polizeirechts für die Monarchie. Die Schaffung 
einheitlicher Normen für Standfestigkeit, Feuer- 
sicherheit, Gesundheit ist heute für die ganze 
Monarchie erforderlich, um dem gemeinschäd- 
lichen Dilettantismus, der ungerechtfertigten 
und kurzsichtigen ‚„Individualisierung‘“‘ der Bau- 
ordutungen ein Ende zu machen. Ueber die Ab- 
stufung der Vorschriften für Gebäudegattungen 
(Kleinhaus, Einfamilienhaus, hohes Stockwerks- 
haus mit entsprechenden Begriffsbestimmungen), 
die bisher schon zulässig ist, sind allgemein- 
gültige Normen notwendig. Ebenso bedarf es 
einer Regelung der Vorschriften über den für 
Luft- und Lichtzufuhr nötigen Hofraum und 
seine Bebaubarkeit, je nach der Höhe (nicht 
Geschoßzahl) der Gebäude und ihrer Stellung. 
Daß bei Hofgemeinschaften und Freilassung des 
Blockinnern die Außengebäude höher sein dürfen 
als bei Einzelhöfen, ist zu berücksichtigen. Im 
übrigen muß sich die zulässige Gebäudehöhe 
wie natürlich aus der Straßenbreite ergeben 
unter Bestimmung einer stets zulässigen Höhe, 
einer größeren Höhe beim Vorhandensein von 
Vorgärten,. einer Höchsthöhe nur für Wohn- 
häuser. Vorschriften über Mauerstärken, Innen- 
wände und Treppenanlagen werden keine Schwie- 
rigkeiten machen, ebensowenig solche über lichte 
Mindesthöhe von Wohnraumen, Kellerwohnungen, 
Dachwohnungen, Nebenräumen. 


Es kann der nötige Spielraum gelassen werden 
für Dispense und Ausnahmen und für örtliche 
Regelung der nicht zahlreichen Punkte, die einer 
solchen polizeilich bedürfen (z.B. Lage von 
Dungstätten in eng gebauten Städten). Jede un- 
nötige Spezialisierung ist zu vermeiden. Wenn 
z.B. die lichte Mindesthöhe von Wohnräumen 
und die zulässige Gebäudehöhe bestimmt ist, 
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bedarf es keiner Vorschrift über die höchste 
zulässige Geschoßzahl mehr. 


Diese Andeutungen müssen hier genügen. 
Eine derartige Landesbauordnung für Preußen 
würde den am Bauwesen Beteiligten, Behörden 
wie Interessenten, die Rechtssicherheit schaffen, 
die sie jetzt entbehren. Sie würde das Offent- 
liche Baurecht dem Einfluß wirtschaftlicher und 
ästhetischer, stets wechselnder Moden entziehen, 
dem es jetzt unterliegt. Beispielsweise ist die in 
den meisten Bauordnungen für weite Gebiete 
angeordnete „offene Bauweise“ eine solche 
„Modesache‘. Hätte man schon früher erkannt, 
daß sie nur bei ländlichen Siedlungen, in Stadt- 
bezirken nur da, wo sich Wohlhabende in 
Häusern mit höchstens zwei Hauptgeschossen 
anbauen, am Platze ist, es wären dem Grund- 
besitze viele unnötige Verluste erspart geblieben. 


Daß eine Landesbauordnung die klimatischen 
Verschiedenheiten überwinden kann, beweisen die 
Beispiele von Sachsen und Württemberg. Die 
Tendenz der Gesetzgebung muß in einem moder- 
nen Rechtsstaate auf Vereinheitlichung des 
Öffentlichen Rechts gehen. Ansätze dazu sind 
im Baurecht Preußens bereits vorhanden. Man 
braucht nur an die ministeriellen Grundsätze 
von 1880 für die Aufstellung von Bauordnungen 
und an den MinisterialerlaB von 1909 über die 
Vereinfachung ländlicher Bauordnungen zu den- 
ken. Auf einzelnen Sondergebieten ist es sogar 
zu einem einheitlichen Baupolizeirecht schon ge- 
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Die Bewertung der Aktien der Maschinen- und 
Elektro-Industrie durch die Berliner Börse im 
Jahre 1913. 


Von Bipl.-Ing. Ernst Werner, Berlin. 
Die Kurse der an der Berliner Börse zugelassenen 


Aktien sind im Jahre 1913 im wesentlichen durch 
zwei besonders hervortretende Merkmale beeinflußt 


kommen: die Vorschriften über die bauliche An- 
lage von "Theatern, Zirkusbauten, größeren Ver- 
sammlungsräumen sind nach einem vom Minister 
vorgeschriebenen Muster vom Jahre 1909 in der 
ganzen Monarchie gleichmäßig erlassen. Aehn- 
lich verhält es sich bereits mit den Bestimmun- 
gen über bauliche Anforderungen an Waren- 
häuser, an Gastwirtschaften, an Privatkranken- 
häuser und ähnliche Anstalten. 

Eine Landesbauordnung für Preußen, die sich 
an die obigen Grundsätze hält, würde, auf dem 
sicheren Boden des allgemeinen Polizeirechts 
fuBend, eine zeitgemäße Fortentwicklung des gel- 
tenden Rechts sein, nicht ein Bruch mit be- 
währten Grundsätzen aus der großen Zeit preu- 
Bischer Gesetzgebung, wie ihn der Art. II des 
Wohnungsgesetzentwurfs bedeutet. Nach Erlaß 
einer Landesbauordnung wird der Schwerpunkt 
der baulichen Entwicklung in den Städten, wie 
es natürlich ist, im Bebauungsplan liegen. Aus 
früheren Fehlern werden die Lehren gezogen 
werden. Bei aller Rücksichtnahme auf Wohn- 
sitte, Wohnbedirfnis, Wirtschaftsleben und Ver- 
kehr wird den Interessen des Grundbesitzes die 
für sein Gedeihen unentbehrliche und seinen 
wohlerworbenen Rechten gebührende Achtung 
zuteil werden. Die Bauordnung aber erhält 
wieder die würdige Rolle zugeteilt, die einer 
Polizeinorm im Rechtsstaate entspricht — an- 
statt derjenigen einer Dienerin jeweilig herr- 
schender wirtschaftspolitischer Ansichten und 
Moden, die ihr gegenwärtig zugedacht ist. 


worden, und zwar in den ersten sieben Monaten durch 
den Balkankrieg und in den Monaten Oktober und 
November durch die auftretenden Gerüchte einer 
niedergehenden Wirtschaftslage. Diese Merkmale haben 
ihre Wırkung auf alle Industrien in fast gleicher Weise 
ausgeübt, nur ist bei den Industrien, die einen sehr 
hohen Kursstand aufweisen, dieser Einfluß, wie Abb. 1 
zeigt, stärker zum Ausdruck gekommen, und bei ei- 
nigen Industrien hat die Wirkung eine geringe zeitliche 
Verschiebung aufzuweisen. Bemerkenswert ist, daß 
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die meisten der in Abb. 1 eingetragenen Industrie- 
kurven vom Monat Februar an einen annähernd 
parallelen Verlauf zeigen. Der Kurvenzweig vom Januar 
zum Februar weist bei den Maschinenfabriken, beim 
Bergbau und bei den Waggonfabriken eine ansteigende 
Richtung auf, während bei allen anderen Kurven 
bereits ım Anfang des Jahres die Neigung der Kurve 
zum Fallen deutlich hervortritt. Erheblich von dem 
Durchschnittsverlaufe der Kurve sticht ab der Linien- 
zug der Kraftwagen-, Fahrrad- und Nähmaschinen- 
fabriken; bei dieser Kurve tritt die vorübergehende 
Neigung zum Steigen vom März zum Mai nicht ein, 
sie ıst hier vom Januar ab bis zum Juli andauerna 
stark abwärts gerichtet. 


Die Kurve der Maschinenfabriken gleicht — mit 
Ausnahme des Linienzuges vom Januar zum Februar — 
im Gesamtverlaufe der Kurve für „alle Industriewerte«. 
Wie im Vorjahr, liegt die Kurskurve der Maschinen- 
fabriken wiederum unter den in Abb. 1 eingetragenen 
Kurven der chemischen Industrie, Kraftwagenfabriken, 
Waggonfabriken, des Bergbaues, der Elektroindustrie, 
Metallindustrie und Eisenhüttenwerke. Niedriger noch 
sind nur die Kurven der Textilindustrie, der Zement- 
industrie, der Zuckerfabriken und der Elektrizitätswerke, 
vorübergehend auch die Kurve der Papierfabriken. 


Ein Vergleich über den Verlauf der Kurskurve der 
Maschinenfabriken des Jalıres 1913 mit dem Jahre 1912 
an Hand der Abb. 2 ergibt, daß die Kurve für das 
Jahr 1913 noch erheblich tiefer liegt, als diejenige für 
das Jahr 1912. Das gleiche trifft zu für die Kurve der 
mit der Maschinenindustrie nahe verwandten Elektro- 
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industrie sowie für die Kurve aller Industriewerte. Ein 
ganz anderes Bild bieten die Kraftwagen-, Fahrrad- 
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Zahlentafel 1. 
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Janiak 1913 |50 601,893 64 | 1 069,524 ' 82 | 305,891 114 | 45,675 |13 278,400: 68 267,856 | 36 ; 289,020 ; 578 | 3 898,854 
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epruar + }1912 ,491502,230 57, 974,310 | 83 a 43,420 |14 256,940 | 68 | 259,530 | 35 282,220 | 553 | 3 547,660 
Mär 1913 so 604,043 | 64 1 069,524 | 84 | 383,641 114 45,675 |13 278,400 68 | 269,156 | 36 | 290,020 | 581 | 3 928,954 
ane 1912 49 | 507,870 58 | 975,810 | 83 | 328,310 14 | 44,920 | 14 256,940 | 69 | 260,780 | 35 | 282,220 | 550 | 3 561,700 
April 1913 | 50 611,543 | 64 | 1 086,477 | 83 | 381,141 | 14 | 47,175 | 13 | 279,900 ! 68 | 269,156 | 36 | 295,020 ' 581 3 961,007 
p 1912 |49 509,870 158 | 979,610 83 | 329,800 14 | 44,920 |14 Se 260,780 | 35 | 282,220 | 557 | 3 575,050 
Mai 1913 50 | 612,543 | 64 | 1 092,477 | 83 383,491 |14 | 47,175 | 13 283,900! 68 | 269,656 | 36 | 296,020 581 | 3 982,057 
11912 49 | 512,570 a 986,710 en 14 | 44,920 |14 256,940 | 69 | 260,780 | 36 | 283,520 ' 562 | 3 616,520 
Juni 1913 50 | 612,543 | 64 ' 1 092,477 | 83 383,491 |14) 47,175 | 13. 290,650 68 269,656 | 36 | 296,020 580 | 4 007,702 
1912 49 | 513,570] 58! 986,710, 85. | 14: 44,920 | 14 256,940, 71 | 269,280 | 36 283,520 503, 3 633,670 
Juli 1913 49} 606,743 | 64 1 002,477 | 83 393,491 14 | 47,175 | 14 303,900 | 68 ' 270,906 37 | 298,020,581 4 022,662 
1912 49 | 513,570 | 58 | 1 007,410 | 85 357,030 | 14° 45,670 !14 257,840: 75 | 281,180 | 36 | 283,520! 569' 3 671,050 
August. . $1913  |49)611,243|64 | 1 092,477 | 83 | 303,491 :14| 47,175 14 ` 303.900 | 68 270,906 | 37 ` 298,020 581 | 4 027,162 
4 1912 49 | 523,270 | 59 | 1 031,410 | 85 | 360,560 | | 45,070 |14 257,840 | 75 | 283,680 | 36 | 283,520 ; 570 | 3 706,830 
Senieniber 1913 49 | 617,243 | 64! 1 092,477 83 | 303,491 '14! 52,175 |14 | 303,900 | 68 | 272,706 | 37 | 208,020 ' 582 ı 4 044,728 
P 1912 49 | 523,270 | 60 1 033,410! 85 | 360,560 14, 45,670 | 14 257,840 | 75 | 283,680 | 36 ' 285,020 | 571 | 3 717,030 
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Berufs-, Bildungs- und Standesfragen 


und Nähmaschinenfabriken; hier liegt nur der Kurven- 
zweig vom Mai bis zum Ende des Jahres 1913 unter- 
halb des zeitlich gleich gelegenen Kurvenzweiges für 
das Jahr 1912. Der Spannungsunterschied zwischen 
1913 und 1912 ist hier für die erwähnte Zeit außer- 
ordentlich groß und beträgt an verschiedenen Punkten 
etwa 50 vH., während bei den Maschinenfabriken nur 
ein Spannungsunterschied von etwa 25 vH. im Maxi- 
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mum vorkommt. Die Kursverhältnisse der Maschinen- 
fabriken des Jahres 1913 zum Jahre 1912 ähneln den 
Verhältnissen der Kurve für die Elektroindustrie, be- 
sonders auch in bezug auf den Spannungsunterschied. 
Die Spannungsunterschiede der Linienziige fiir alle 
Industrieen sind in allen Fallen geringer als bei der 
Kurve der Maschinenindustrie. Die Zahlentafel 1 ent- 
halt die entsprechenden Wertziffern der in Abb. 2 
eingetragenen Kurven. 

In Zahlentafel 2 sind fiir die in Abb. 1 behandel- 
ten Industrien die Kapitalbetrage und die Anzahl der 
zur Börse zugelassenen Aktiengesellschaften vermerkt. 


Berufs-, Bildungs- und Standesfragen. 


Die Zunahme der Abiturienten an den 
preußischen Mittelschulen (höheren Lehranstalten) 
vom Jahre 1900/01 zum Jahre 1911/12 


Professor Dr. H. Wermbter veröffentlichte 
kürzlich eine Arbeit!) über die Verschiebungen 
im Besuche der verschiedenen Arten der preu- 
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Bischen höheren Schulen. Aus ihr sei einiges 


mitgeteilt. In der unten abgedruckten Zahlen- 
übersicht ist: G = Gymnasien einschließlich 
Progymnasien, Rg = Realgvmnasien einschl. 


Realprogymnasien, OR = Oberrealschulen einschl. 
Realschulen. 

Verglichen sind die beiden Schuljahre 1900:01 
und 1911/12 und zwar so, dal die absoluten 
Zahlen und auch ihre prozentuale Verteilung 
auf die verschiedenen Anstalten angegeben sind. 
Die prozentuale Zunahme vom Jahre 1900:01 
zum Jahre 1911/12 ist nur für die Gesamt- 
zahlen berechnet. 

Wermbter verhehlt sich nicht, daß die 
Einfügung der Untersekunden in diese Ueber- 
sichten deshalb vielleicht bedenklich ist, weil 
bei diesen gymnasialen Klassen die Angaben 
darüber fehlen, wie viele Schüler sich etwaigem 
realen Ersatzunterricht später zuwendeten, so 
daß die Angaben für diese Klasse für die Gym- 
nasien günstiger scheinen, als sie tatsächlich 
sind. Aber er brachte diese Zahlen doch, um 
wenigstens ein ungefähres Bild auch von der 
Schülerverteilung auf der Stufe geben zu kön- 
nen, von der ein erheblicher Abgang von der 
Schule in das praktische Leben stattfindet. 


Aus der Uebersicht ergibt sich: Der Abgang 
auf den mittleren und oberen Klassen wird gegen 
die frühere Zeit immer geringer. Es dringen 
immer mehr Schüler, absolut und auch ver- 
haltnismabig, bis in die oberen Klassen und 
bis zur Reifeprüfung vor. In den oberen Klassen 
verteilt sich die Gesamtzunahme fast gleichmäßig 
auf die drei Arten von Anstalten, doch läßt 
sich hier sogar schon ein Ueberwiegen bei den 
G und ein Zurückbleiben bei den OR erkennen. 
Das wird noch deutlicher bei der Verteilung 
der Gesamtzunahme der Abiturienten; denn auf 
die OR kommt nur etwas über cin Vicrtel 
(26,3 vH), auf die Rg annähernd ein Drittel 
(32,6 vH), während den G stark zwei Fünftel 
41,4 vH) zufallen. „Die Gesamtzunahme 

er Abiturienten stammt also durch- 
aus nicht, wie man wohl anzunehmen ge-. 
neigt sein möchte, auch nur vornehmlich, ge- 
geschweige denn ausschließlich von den Rg 
und OR her, seitdem diesen im wesentlichen 
die Gleichberechtigung mit den G verliehen ist, 


vielmehr stammt der Hauptteil 
der Gesamtzunahme von den G 
her, bei denen das Verbleiben der 


Schüler von Untersekunda durch die oberen 
Klassen hindurch bis zur Reifeprüfung viel um- 
fangreicher ist als bei den beiden andern Schul- 


Untersekunda G Rg OR ‚Insgesamt 
1900/01 10471 = 605 vH 2719 = 15,7 vH 4121 = 238 vH 17 311 
1911/12 12008 = 46,7 vH 5612 = 21,8 vH 8104 = 31,5 vH - 25 724 
Zunahme, absolut und = 9902 __ = ; 
in Vereine y H | 1537 = 183 vH 2893 = 34,4 vH 3983 == 473 vH 8413 
= 43,6 v H 
Oberklassen 
1900/01 17925 = 79,0 vH 3146 = 139 vH 1623 = 7,1 vH 22 694 
1911/12 23119 = 61,7 vH 8108 = 21,6 vH 6 230 = 16,6 vH 37 457 
Zunahme, absolut und | 5194 — 352 vH 4962 == 33,6 vH 4607 = 31,2 vH 14 763 
in Verteilung vH 
= 65,1 v H 
Abiturienten 
1900/01 4539 = 81,8 vH 703 = 12,7 vH 310 = 56 vH 5 552 
1911/12 6117 = 65,1 vH 1957 == 20,8 vH 1321 = 14,1 vH 9 395 
Zunahme, absolut und Bie = = 
E T | 1578 = 41,1 vH 1254 = 32,6 vH 1011 = 263 vH Elie 


1) Deutsches Philologen-Blatt 22 (1914) 165-66. 
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arten, una zwar ganz besonders als bei den 
rein realen Anstalten.‘ 

Wermbter schließt mit den Worten: „Es 
eigenen sich also die führenden 
Kreise unseres Volkes ihre Allge- 
meinbildung nach wie vor in weit 
überwiegendem Maße auf gymnasia- 


lem Wege an.“ 
M. W. Neufeld 


* r * 
Die Vertreter technischer Berufe im Preußischen 
Abgeordnetenhause 
In der jetzigen 22. Legislaturperiode des 


Preußischen Abgeordnetenhauses ist unter den 
im Verzeichnis der Mitglieder des Hauses auf- 
gezählten 442 Abgeordneten die Technik im 
weiteren Sinne durch 11 Abgeordnete vertreten. 
Das Bergfach durch 5 Abgeordnete und zwar 
durch 1 Bergassessor, 2 Bergwerksdirektoren, 
von denen einer Bergassessor a. D. ist, weiter 
durch 1 Berginspektor und 1 Bergrat. — Die 
übrige Technik ist vertreten durch 2 Ge- 
heime Bauräte, von denen einer Hochschulpro- 
fessor für Städtebau ist, ferner durch 1 Bau- 
rat, der Landesbauinspektor ist, 1 Architekten, 
1 Ingenieur, der Besitzer einer Maschinenfabrik 
ist, und durch 1 Dr.-Ing. E. h., dessen Berufs- 
bezeichnung im amtlichen Verzeichnis Ingenieur 


lautet. 
M. W. Neuteld 


Ein Techniker zum Bürgermeister gewählt. 


Wir hatten seinerzeit auf die Ausschreibung einer 
Bürgermeisterstelle in Heidelberg aufmerksam gemacht, 
in der die Bewerbung von Technikern ausdrücklich 
erbeten war. Jetzt ist der Bürgermeisterposten auch 
tatsächlich durch einen Techniker besetzt worden, und 
zwar wurde anı 20. April Regierungsbaumeister a. D. 
Dr.-gng. Richard Drach auf Jahre zum Il. Bürger- 
meister von Heidelberg gewählt. 


Verschiedenes. 


Eine „Deutsche Begutachtungsstelle für Technik 
und chemische Technologie“ 


ist in Hamburg unter Mitwirkung erster Finanz- 
kreise ins Leben gerufen worden. Schon lange 
war die Errichtung einer solchen neutralen 
Stelle. die über Fragen des maschinellen und 
chemisch-technischen Gebiets ın objektiver Weise 
ihr Urteil fällen will, geplant. Die Deutsche 
Begutachtungsstelle hat sich nun jetzt gleich 
mitten hinein in ihren beabsichtigten Wirkungs- 
kreis begeben durch Schaffung eines großen 
technischen Zentralarchivs, das die Kataloge der 
allerverschiedensten Industriefirmen, ferner Plan- 
zeichnungen, Kostenanschlage für Projekte usw. 
enthalten wird und den Interessenten zur kosten 
losen Benutzung zur Verfügung steht, wobei 
Fachingenieure jedwede gewünschte Auskunft er- 
teilen. Die definitive Eröffnung dieses Archivs 
erfolgt am 1. Oktober 1914. Nähere Auskünfte 
gibt die Leitung der „Deutschen Begutachtungs- 
stelle für Technik und chemische Technologie“, 
Hamburg, Mönkebergstraße 7. 


x * * 


Stiftung des Kaisers fiir die Herausgabe der 
iilustrierten technischen Wörterbücher. 


Der Kaiser hat jetzt zur Deckung der Kosten 
für die Fortsetzung des Werkes ‚‚Illustriertes 


Verschiedenes 


Technisches Wörterbuch in sechs Sprachen“ jähr- 
lich je 10000 Mark für die Rechnungsjahre 
1913 bis einschließlich 1917 aus dem Allerhöch- 
sten Dispositionsfonds bewilligt. Für dieses Jahr 
und die folgenden sind auch weitere erhebliche 
Zuschüsse von den Bundesregierungen zu er- 
warten. So erscheint das große Unternehmen, 
für das vor drei Jahren von zahlreichen Ver- 
tretern deutscher Reichs- und Staatsbehörden, 
Akademien, Technischen Hochschulen, Tech- 
nischen Vereinen und Verbänden ein Förderungs- 
ausschuß gewählt wurde, nunmehr sichergestellt. 


* 
bi * 


Gegen die Ueberfüllung des Rechtsanwaltstandes. 


Der Vorstand der aus etwa 400 Anwälten 
bestehenden Märkischen Vereinigung zur Ab- 
wehr der Ueberfüllung des Anwaltstandes hat 
unter Vorsitz des Justizrats Kolsen-Berlin be- 
schlossen, eine Eingabe um Einführung einer 
Wartezeit von drei Jahren (bei guten Examen- 
noten zwei bezw. ein Jahr) zu machen, zur 
Abwehr der Ueberfüllung und Gleichstellung mit 
den Richtern. 


* * 
* 


Patentagenten-Unwesen. 


In Nr. 192 des „Berliner Tageblatt“ 
17. April 1914 wird Folgendes berichtet: 


„Ein internationaler Patent- 
schwindler verhaftet. Der Patent- 
schwindler Klostermann, ein in Paris an- 
sdssiger Deutscher, der unter verschiedenen 
Firmen deutsche Erfinder geschädigt hat, ist, 
wie ein Telegramm meldet, in England 
verhaftet worden. Seine Schwindeleien 
wurden durch die amtliche Patentstelle der 
königlichen Zentralstelle für Handel und Ge- 
werbe in Stuttgart aufgedeckt. Klostermann 
dürfte zuerst in England abgeur- 
teilt werden, ehe er an Frankreich, 
Deutschland und andere Länder, in denen 
er seit einiger Zeit steckbrieflich verfolgt wird, 
ausgeliefert werden wird. Der Schwindel geht 
in die Millionen.“ 

Aller Voraussicht nach wird der Prozeß gegen 
diesen internationalen Patentagenten in Deutsch- 
land zu einem Sensationsprozeß allerersten Ran- 

es werden. Bekanntlich ist das Patentagenten- 
ureau Klostermann über die ganze Welt ver- 
breitet, und zwar unter den verschiedensten viel- 
fach wohlklingenden Namen; beispielsweise 
nannte es sich früher in Essen „Krupp & Co.“ 
Der Aufenthaltsort des Inhabers wechselte fort- 
gesetzt. Er wohnte bald in der Schweiz, bald 
in Frankreich, bald in Amerika, und die Ab- 
machungen mit seinen Büros waren in der 
Regel so, daß beschwindelte Erfinder gegen 
Klostermann selbst nicht vorgehen konnten. Hof- 
fentlich führen die Strafverfahren gegen Kloster- 
mann dahin, daß der Staat das Patentagenten- 
Wesen fortab energisch überwacht. 
* ¢ 


vom 


* 
Mannheimer Kunstkommission. 


Freitag, den 17. April, fand im Hotel „National« 
zu Mannneim die den Architekten- und In- 
genieurvereinen zustehende Wahl eines Kunst- 
sachverständigen in die neugeschaffene Kunst- 
kommission statt. \Wahlberechtigt waren folgende 
Vereine: Bad. Architekten- und Ingenieurverein, Unter- 
rheinischer Bezirk Mannheim, Architekten- und Inge- 
nieurverein Mannheim-Ludwigshafen, Verband Deut- 
scher Diplom-Ingenieure, Bezirksverein Mannheim- 


Hochschulnachrichten 


Ludwigshafen, Bund deutscher Architekten, Ortsgruppe 
Nordbaden-Pfalz, und Deutsche freie Architektenschaft, 
Ortsgruppe Mannheim. Gewählt wurde Architekt 
Dipl.-Ing. Detert, Kandidat des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure, Bezirksverein Mannheim- 
Ludwigshafen, und als dessen Stellvertreter Architekt 
Tilessen. 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Berlin. 
Preisaufgaben für das Jahr 1914/15. 
1. Aufgabe der Abteilung für Architektur. 


Auf einem Grundstück soll ein Museum für die 
Kunstsammlungen des Besitzers, dessen Wohnhaus in 
angegebener Lage mit Rücksicht auf den Bau des 
Museums errichtet ist, erbaut werden. 

Das Museum soll nach der angegebenen, mit dem 
Wohnhaus gemeinsamen Hauptachse orientiert werden, 
seinen Haupteingang von der Hauptstraße erhalten 
und im Erdgeschoß durch einen Wintergarten in Ver- 
bindung mit dem Wohnhaus gebracht werden (dessen 
Erdgeschoßfußboden 1 m über Oberkante des Bürger- 
steigs liegt) Das Museum soll als Zentralbau ge- 
gestaltet werden und im Erdgeschoß einen Mittelraum 
von 150-160 qm enthalten, der durch eine große 
Oeffnung in seiner Decke durch einen darüberliegen- 
den Oberlichtraum von gleicher Größe belichtet wird. 
Vor diesem Mittelraum sollen im Erdgeschoß nach 
der Straße eine bedeckte Unterfahrt und ein kleiner 
als Windfang dienender Vorraum liegen, an den sich 
seitlich ein Raum für den Pförtner, Kleiderablagen 
und Toiletten anschließen. 

In beiden Geschossen, die durch eine bequeme 
und gut beleuchtete Treppe miteinander zu verbinden 
sind, soll an die Mittelräume je eine Reihe von Räumen 
in möglichst abwechslungsreicher Gestaltung an- 
schließen, die Gemälde, plastische Bildwerke und 
kunstgewerbliche Gegenstände in harmonischer An- 
ordnung enthalten, und in jedem Geschoß einen vom 
Treppenhaus ausgehenden und dahin zurückkehrenden 
Rundgang gestatten sollen. Die Gesamtgrundflache 
dieser Räume in beiden Geschossen soll etwa 750 bis 
800 qm groß sein. 


Es werden verlangt: 


2 Grundrisse | 
2 Schnitte 
2 Ansichten 
1 Lageplan 1: 300, 
die Darstellung eines wichtigen Teiles der 
äußeren oder inneren Architektur 1:25, 
1 perspektivische Skizze sowie 
1 kurzer Erläuterungsbericht. 


1: 100, 


2. Aufgabe der Abteilung für Bau-Ingenieurwesen. 


Es sind die verschiedenen Arten der Befestigungen 
der Schienen mit Holz-, Eisen- und Betoneisen- 
schwellen mit und ohne Zwischenanordnungen (Unter- 
lagsplatten und Stühle) kritisch zu beleuchten und 
hiernach zweckmäßige Befestigungen für eine Voll- 
bahn mit sehr starkem Güter- und Schnellzugsverkehr 
für alle drei Schwellenarten vorzuschlagen und zeich- 
nerisch darzustellen, 


3. Aufgabe der Abteilung für Maschinen -Ingenieur- 
wesen. 


Gegeben: 
1. Aufriß- und Grundrißskizzen einer größeren Ma- 
‘schinenfabrik im Maßstabe 1:500 bzw. 1: 1000. 
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Alle Abmessungen einschließlich der Fenster 
und Oberlichte sind den maBstabrichtigen Zeich- 
nungen!) zu entnehmen, untergeordnete Einzel- 
heiten gewöhnlichen Bauverhältnissen ent- 
sprechend anzunehmen. 

2. Der Kraftbedarf des eigenen Betriebes zu 800 PS. 
3. Der Lichtbedarf des eigenen Betriebes zu 100 KW. 
4. Die Innentemperaturen und zwar: 
im Verwaltungs- und Wohlfahrtsgebäude sowie 
im Speisesaal zu +18°, in allen übrigen Räumen 
zu +120, 
5. Die tiefste Außentemperatur zu — 20°, 
6. Die Brennstofipreise, und zwar: 


| Mittlerer 
i Heizwert 


Bezeichnung 
lin WE/kg 


Verwendungsstelle 


| 


| 
Oberschlesische Steinkohlen ! 7300 | 3,0 
Hüttenkoks . . . . . . 7000 4,5 
Dieselmotorenöl . . . . | 10000 9,0 


7. Literaturnachweis }). 


Aufgabe: Es sollen die jahrlichen Gesamtkosten 
der Heizung unter der Annahme ermittelt werden, 
daB einmal Frischdampf, das andere Mal Abdampf 
benutzt werde, wobei in jedem Falle zunächst ein- 
fache, dann doppelte Fenster bzw. Oberlichte vor- 
auszusetzen sind. 


Verlangt wird: Skizze des Kessel- und Ma- 
schinenhauses im Maßstab 1: 100, Zeichnung des 
Zentralbedienungsraumes im Maßstabe 1:50, Plan 
der gesamten Rohrleitungen für die Heizungsanlage 
im Mafistabe 1:200, schematische Darstellung der 
Heizflächenanordnung in der Gießerei, der Wellen- 
dreherei und der mechanischen Werkstatt sowie 
sämtliche Berechnungen. 


4. Aufgabe der Abteilung für Schiff- und Schiffs- 
maschinenbau. 


Es ist eingehend darzulegen, welche Gesichtspunkte 
für die zweckmäßigste Bauart wasserdichter Schotte 
an Bord von Kriegsschiffen maßgebend sind. 


Die Erörterungen sollen sich im besonderen auf 
etwa folgende Punkte erstrecken: 


a) Zulässige Höhe der Beanspruchungen durch den 
Wasserdruck. 

b) Dicke der Beplattungen. Warum müssen die Be- 
plattungen versteift werden? 

c) Grundsätze für die Anordnung von Versteifungen 
mit Rücksicht auf die günstigste Materialaus- 
nutzung. \Wagerechte oder senkrechte Anord- 
nung? Gleichmäßig starke Versteifungen oder 
schwere Versteifungen in Verbindung mit leichten 
Versteifungen? Lage der Versteifungen zur Be- 
plattung, einseitig oder doppelseitig? Form der 
Versteifungen (Querschnitt der Versteifungsstahle; 
zusammengebaute Querschnitte; Höhe der Ver- 
steifungen bei sehr knappen Räumen). 

d) Grundsätze für die Endbefestigung der Ver- 
steifungen, eingespannt oder frei aufliegend. Ver- 
bindung der leichten Versteifungen mit den 
schweren (Abschneiden oder Durchlaufen). Ver- 
bindung der Versteifungen mit der Beplattung. 
Zusammenbau und Nietverbindung schwerer ge- 
bauter Versteifungen. 

e) Versteifungen bei Nischen. 


1) Zeichnungen und Literaturnachweis sind für diejenigen 
Studierenden, die diese Aufgabe bearbeiten wollen, in der Re- 
gistratur erhältlich. 
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Bei den Erörterungen ist zu beachten, daß die 
wasserdichten Wandungen nicht nur das Wasser ab- 
halten, sondern gleichzeitig als Haupt-, Längs- und 
Querverband des Schiffes dienen sollen. sind 
daraus die entsprechenden Folgerungen für die Be- 
messung der Plattendicken und des Abstandes der 
Versteifungen abzuleiten. 


Die allgemeinen Erörterungen sind durch folgende 
Beispiele näher zu erläutern: 


1. Schutzbunkerquerschott zwischen einem gepanzerten 
Längsschott und einem Wallganglängsschott. Breite 
2 m, Höhe 8m. Wasserdruckhöhe 10 m über der 
Unterkante des Schottes. 

2. Querschott zwischen zwei Längsschotten. Breite 
10 m, Höhe 5m. Wasserdruckhöhe 6 m über der 
Unterkante des Schottes. 

3. Querschott zwischen zwei Längsschotten. Breite 
7 m, Höhe 85 m. Wasserdruckhohe 9 m über der 
Unterkante des Schottes. 

4. Längsschott. Länge 14,4 m, Höhe 8,5 m. Wasser- 
druckhöhe 9 m über der Unterkante des Schottes. 


Zeichnungen und übersichtliche Berechnungen für 
die einzelnen Beispiele sind beizufügen. 
Die benutzte Literatur ist anzugeben. 


5. Aufgabe der Abteilung für Chemie 
und Hüttenkunde?). 


Es ist eine Zusammenstellung zu fertigen, in welcher 
für die verschiedenen Sulfosäuren des Naphthalins, 
der Naphthole und Naphthylamine die Säuren selbst 
sowie möglichst viele verschiedene Salze nach ihren 
Eigenschaften sorgfältig beschrieben werden. 

Die vorstehend genannten Sulfosäuren, deren Zahl 
bekanntlich sehr groß ist, gehören fast ohne Ausnahme 
zu den wichtigen Zwischenprodukten der Farben- 
industrie. Obgleich nun für die weitere Untersuchung 
dieser Körper sie selbst in ihren Eigenschaften sowie 
auch die Salze, welche sie mit Ammoniak, Kalium, 
Natrium, Kalzium, Magnesium, Baryum und wohl auch 
einigen Schwermetallen bilden, genau bekannt sein 
sollten, finden sich in der Literatur so gut wie gar 
keine nähere Angaben über dieselben. Es wäre daher 
eine verdienstliche Arbeit, diese Säuren in reinem Zu- 
stande sowie möglichst viele der hier vorgesehenen 
Salze herzustellen, ihre Erscheinung und Kristallform 
und ihre Löslichkeit in Wasser, Alkohol und vielleicht 
auch anderen Lösungsmitteln zu bestimmen. Eine 
Zusammenstellung dieser Daten würde ein wichtiges 
Nachschlagewerk für Arbeiten aus dem Gebiete der 
Farbenindustrie bilden. 

Der größte Teil der verlangten Daten müßte von 
dem Bewerber experimentell ermittelt werden. Soweit 
dieselben der Literatur entnommen werden können, 
müßte die genaue Quelle angeführt sein, auch wird 
in einzelnen Fällen, wo die Angaben wenig wahr- 
scheinlich erscheinen, eine experimentelle Nachprüfung 
derselben sich empfehlen. 

Das erforderliche Material würde in seiner Haupt- 
menge von der beteiligten Industrie zweifellos bereit- 
willigst zur Verfügung gestellt werden, so daß der 
Bearbeiter der Aufgabe lediglich das erhaltene Material 
auf seine Einheitlichkeit zu prüfen und aus den ver- 
mutlich meistens vorliegenden Natriumsalzen auch 
noch die anderen Salze herzustellen hätte. 


6. Aufgabe der Abteilung für Allgemeine 
Wissenschaften. 


Die bei windigem Wetter auftretende Erscheinung 
der Schallverwehung soll theoretisch behandelt werden. 

2) Die Abteilung sieht sich veranlaßt, darauf hinzuweisen, daß 
die Beteiligung an der Lösung der von ihr gestellten Preisaufgabe 
nur Diplom-Ingenieuren empfohlen werden kann. 


Hochschulnachrichten 


Bedingungen für die Preisbewerbung?). 


1. Nur die Studierenden (nicht Hörer) der Tech- 
nischen Hochschule zu Berlin sind zur Preisbewer- 
bung berechtigt. 

Die Lösungen müssen eigene Ausarbeitungen der ` 

Verfasser sein. 

Die Lösungen müssen bis zum 1. Mai 1915 unter 

den Adressen der Abteilungsvo'steher, versiegelt 

und mit einem Kennwort versehen, in dem Se- 
kretariat der Hochschule eingeliefert werden. 

4, Der Lösung ist in versiegeltem Umschlage, der 
außen dasselbe Kennwort aufweisen muß, welches 
die Ausarbeitung trägt, ein Zettel beizufügen, 
auf welchem der Name des Verfassers, die Be- 
zeichnung als Studierender der Technischen Hoch- 
schule sowie die eidesstattliche Versicherung steht, 
daß die eS ewe der Arbeit selbständig und 
ohne fremde Beihilfe erfolgt ist. Die genannte 
Versicherung ist außerdem dem Text der Arbeit 
sowie jeder dazugehörigen Beilage (Zeichnung) 
beizufügen, wobei an Stelle des Namens „der Be- 
werber“ zu setzen ist. 

Die Verkündigung der Preise findet am 1. Juli 

1915 statt. n ä 
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Die Preisaufgaben der Königlichen 
Technischen Hochschule Berlin seit 
dem 1. Juli 1889 bis zum 30. Juni 1913 
Eine Uebersicht über den Erfolg ihrer Bearbeitung 
zusammengestellt!) von Dr.-Ing. Martin W. Neufeld, 

| Charlottenburg 


Rektorats-; Archi-| Bau- Masch.- Schiff-/Chemie |Allgem. 


jahr ‚tekten Ing., Ing. | bau); Hütt. | Wiss. 


“oO 


1889 — 90 | 
1890 — 91 
1891-92 
1892 —93 | 
1893 - 94 | 
1894 - 95 | 
1895 — 96 
1896 — 97 
1897 — 98 
1898-99 © 
1899 — 00 
1900 - 01 
1901 — 02 
1902 — 03 
1903 - 04 
1904 — 05 
1905 — 06 
1906 -- 07 
1907 - 08 | 
1908 - 09 | 
1909 - 10 . 
1910-11 ; 
1911-12 | | | = ? 
1912-13 | + | +o =- (=) 
Zeichenerklärung: -+ = bearbeitet und preisgekrönt, 
(+) = bearbeitet und lobend erwähnt, 
(—) =- bearbeitet, doch ohne Erfolg, 
— = gar nicht bearbeitet, 
? = ım Programm oder Bericht finden sich keine näheren An- 
gaben. In diesen Fällen ist wohl anzunehmen, daß die Preis- 
aufgabe gar nicht, oder höchstens erfolglos bearbeitet wurde. 
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3) Die Bestimmungen über die alljährlich für die Studierenden 
der Königlichen Technischen Hochschule zu Berlin zu stellenden 
Preisaufgaben sind im Sekretariat unentgeltlich zu erhalten. 

1) aus dem „Programm“ der KTH Berlin bis zum Rektorats- 
jahre vom 1. VII. 1909 bis 30. VI. 1910; von dann ab aus dem 
„Bericht« der KTH Berlin. 

2) Die Angaben beziehen sich bis 1893-94 einschl. auf die 
Sektion für Schiffbau, die erst von 1894-95 ab eine selbständige 
Abteilung wurde. 


Literatur 


Professor Dr. phil. Dr.-$ng. Carl Liebermann, 
der fast ein Menschenalter dem Laboratorium für 
organische Chemie in der Berliner Technichen Hoch- 
schule vorstand, ist, trotzdem er seiner Lehrtätigkeit 
entsagt hat, der chemischen Wissenschaft treu ge- 
blieben. Er tritt demnächst in das Kaiser- Wilhelm- 
Institut für Chemie in Dahlem ein, wo ihm in dem 
Stockwerk des Geheimrats Prof. Beckmann ein be- 
sonderes Laboratorıum eingerichtet wird. 


Physikalisch-Technische Reichsanstalt. 


Der Kaiser hat das Mitglied Geheimen Regie- 
rungsrat Profesor Dr. Ludwig Holborn zum 
Direktor bei der Physikalisch-Technischen Reichsan- 
stalt sowie die kommissarischen Hilfsarbeiter Dr. 
Willy Wagner und Dr. Hans Geiger zu Pro- 
fessoren und Mitgliedern der Physikalisch-Technischen 
Reichsanstalt ernannt. 


Doktor - Dissertationen. 


Technische Hochschule Aachen. 


Ueber die Kulissensteuerung der 
Walzenzugmaschinen. Von Dipl.-Ing. Wil- 
helm Jung. B. G. Teubner, Leipzig 1913. 


Studien und Versuche zur Konstruk- 
tioneineranpassungsfähigen Schräm- 
‘ maschine für den Abbau unter Berück- 
sichtigung der Flözverhältnisse des 
deutschen Steinkohlenbergbaues. Von 
Bergassessor Ignatz Beißel. Hofbuchdruckerei Peter 
Urlichs, Aachen 1913. 


Der Uebergang zum Automobilbe- 
triebe bei den Feuerwehren, seine Be- 
grindung, Durchführung und Ziele. 
Von Dipl. - Jng. Wilhelm Scholz. La Ruelle’sche 
Akzidenzdruckerei, Aachen 1914. 


Die Asphalt- und Erdöllagerstätten 
im Unter-Elsaß (nach dem Stande der Auf- 
schlüsse im Jahre 1912). Von Dipl.-$ng. Walther 
Tzschachmann. Verlag für Fachliteratur G. m. b. H., 
Berlin 1914. 


Die Bedeutung der Mangan- und 
Manganeisenerze für die deutsche In- 
dustrie. Von Bergassessor Scheffer. W. Gebhardt, 
Essen (Ruhr) 1913. 


Die Frage des Sptilversatzes fir Kali- 
bergwerke. Von Bergassessor G. Rodatz. Wil- 
helm Knapp, Halle a. S. 1913. 


Die elektrische Leitfahigkeit der 
Metallegierungen im fltissigen Zu- 
stande. Von Dipl.-Qng. Karl Wagenmann. Wil- 
helm Knapp, Halle a. S. 1913. 


Die Mechanik der bleibenden Form- 
anderung in kristallinisch aufgebauten 
Körpern. Von Dipl.-$ng. Robert Böker, Berlin 1914. 


Untersuchungen über die thermische 
Ausdehnung und die Lösungsgeschwin- 
digkeit von Kohlenstoffstählen. Von 
Dipl.-Ing. Joh. Driesen. Wilhelm Knapp, Halle a. S. 
1913. 


Ueber den Einfluß des Titans auf 
Kupferund auf einige seiner praktisch 
wichtigen Legierungen. Von ®Pipl.« Sng. 
Friedrich Otto Bensel. Wilhelm Knapp, Halle a.S. 1913. 

Das System Eisen— Kupfer Von 
Dipl.-Ing. Karl Fick. Wilhelm Knapp, Halle a. S. 19135. 

Zur Kenntnis der Legierungen des 
Kobalts mit Nickel und mit Eisen. Von 
Klosuke Kaneko. Wilhelm Knapp, Halle a. S. 1913. 
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Ueber den EinfluB von Mangan auf 
die mechanischen Eigenschaften des 
grauen Gußeisens. Von ®ipfl.-Qnq. Hans 
Meißner. Wilhelm Knapp. Halle a. S. 1914. 


Ueber den Einfluß von Kohlenstoff 
und Silizium auf die Festigkeit und 
Härte des grauen Gußeisens. Von Dipl.- 
Sng. Karl Kettenbach. Wilhelm Knapp, Halle a. S. 1913. 


Technische Hochschule Berlin. 


Michael Willmann: Ein Beitrag zur 
Barockkunst Schlesiens. Von Sipl.«Qng. 
Dietrich Maul. J. H. Ed. Heitz, Straßburg 1914. 


Der Einfluß der Konstruktion des 
Eisenbetonbaues auf die künstlerische 
Raumgestaltung. Von Regierungsbaumeister 
a. D. Peter Hans Riepert. 


Die experimentelle Bestimmung des 
Ungleichförmigkeitsgrades. Von Dipl- 
Sng. Hermann Bonin. A. W. Schade, Berlin 1914. 

Cumarine aus Propionylessigester. 
Von Dipl.-Ing. Emmerich Perci. A. W. Schade, 
Berlin 1914. 

Beiträge zur Chemie 
und Mangans. Von Dipl.-3ng. Otto Hanf. 
Schade, Berlın 1914. 


Technische Hochschule München. 


Ueber das Stickstoffaluminium. 
Dipl.-Ing. Wilhelm Koblenzer, 1914. 


des Chroms 
A.W. 


Von 


Literatur. 
Buchbesprechungen. 


Der Eisenbau, eine volkswirtschaft- 
liche Studie. Von Dipl.-3ng. Dr. rer. pol. 
Gustav Stöckle. Verlag Heedt & Ganf, 
Darmstadt. 

Der Zweck der vorliegenden Schrift besteht 
in der Hauptsache darin, eine Darstellung der 
Entwicklungs-, Arbeiter- und Marktverhaltnisse 
zu geben, wie sie im Eisenbau bzw. in den 
Eisenkonstruktionswerkstätten vorhanden sind. 

Der erste Teil umfaßt die Entwicklung 
der Brücken- und Eisenkonstruk- 
tionen nebst einem geschichtlichen 
Ueberblick. 

Hauptsächlich waren es nach dem Verfasser 
drei Faktoren, die für die erfolgreiche Entwick- 
lung des Eisenbaues von grundlegender Bedeu- 
tung gewesen sind. Der Prozeß der Eisenerzeu- 
gung wurde verbessert und erleichtert durch die 
Einführung des Steinkohlenkoks an Stelle der 
Holzkohle; die Maschinen und besonders die 
Dampfmaschine machten den Hüttenbetrieb un- 
abhängig von Naturkräften und gestatteten eine 
Verlegung der Hochöfen; die Wissenschaft hielt 
mit den technischen Erfindungen ebenfalls Schritt, 
und besonders die Statik wurde fester begründet 
und ausgebaut. 

Während der Verfasser sich über diese ein- 
zelnen Punkte eingehend äußert, scheint er 
anderen Momenten, die aber grade volkswirt- 
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schaftlich von der größten Bedeutung geworden 
sind, nur ganz unbedeutenden Wert beizumessen. 
Ich nenne nur das Bessemer- und besonders das 
Thomas-Verfahren, den Siemens-Martin-ProzeB, 
diese umwälzenden Erfindungen werden bedauer- 
licherweise mit wenigen Worten abgetan. 


Die Geschichte der Eisenkonstruktionen, ins- - 


besondere die des Brückenbaues ist eng mit der 
Entwicklung des Verkehrs verknüpft. Während 
die Brücken aus Holz und später aus Stein bis 
gegen Ende des 18. Jahrhunderts vollkommen 
den Bedürfnissen des Güteraustausches und den 
Anforderungen des Militärs genügten, forderte 
der zunehmende Verkehr auch eine Ueberbrük- 
kung größerer Flüsse und führte zu einer stetigen 
Vergrößerung der Spannweiten; die Einführung 
der Eisenbahnen endlich stellte noch nie gekannte 
Ansprüche an die Tragfähigkeit der Konstruk- 
tionen. 


Das Holz wurde abgelöst zuerst durch das 
Gußeisen, diesem folgte das Schmiedeeisen und 
später das Flußeisen. Auf die Bedeutung des 
Nickelstahls und der anderen Qualitätsstähle, die 
neuerdings für den Brückenbau schon verschie- 
dentlich zur Verwendung gekommen sind, geht 
der Verfasser auch kurz ein. Eine Tabelle über 
bemerkenswerte eiserne Briickenbauten aller 
Systeme soll dann das gewonnene Bild vervoll- 
ständigen, doch ist es sehr zu bedauern, daß 
diese Uebersicht mit dem Jahre 1904 abschließt 
und das für den Brückenbau so bedeutsame 
letzte Jahrzehnt nicht umfaßt! Auch der Eisen- 
hochbau hätte vom Verfasser im Rahmen dieses 
Kapitels eingehender behandelt werden müssen. 


Der zweite Teil umfaßt die Marktver- 
hältnisse und als ersten Abschnitt das Sub- 
missionswesen. Die Submission ist an und 
für sich schon sehr alt, die Auswüchse dieser 
Art der Arbeitsvergebung nahmen jedoch erst 
mit zunehmendem Bedarf und mit zunehmender 
Entwicklung der Industrie zu. Sie sind als die 
Folge von Kalkulationen anzusehen, die durch- 
zuführen von kleinen und mittleren Betrieben 
nicht verstanden wird. Dem Verein Deut- 
scher Brücken- und Eisenbau-Fabri- 
ken, dessen Mitglieder schätzungsweise 750% 
der Gesamtherstellung an Eisenkonstruktionen in 
Deutschland aufbringen, gebührt unzweifelhaft 
das Verdienst, die ersten energischen Schritte 
zur Verbesserung der Submissionsbedingungen 
unternommen zu haben. Eingehend werden dann 
das Wesen und die verschiedenen Arten der 
Submissionen, ihre Vor- und Nachteile erörtert. 
Die Verdingung der Kölner Hohenzollernbrücke 
im Jahre 1907 sowie der Wettbewerb für diese 
drei Brücken werden ausführlich besprochen; an 
diesen Beispielen wird auch dargelegt, welch ein 
Mißverhältnis meist zwischen den zur Verteilung 
kommenden Preisen und der aufgewendeten 
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Mühe Arbeit und Zeit bei solchen Wettbewerben 
besteht. 


Den zweiten Abschnitt füllen die Angaben 
über den Stahlwerks-Verband und 
die Trägerhändlervereinigungen, 
die für den Einkaufdes Rohmaterials 
in Betracht kommen. Für die eisenverarbeitende 
Industrie war das Zustandekommen des Stahl- 
werksverbandes von größtem Segen, da 
hierdurch in dem Einkaufspreis eine Gleich- 
mäßigkeit erzielt wird, die zur kräftigen Ent- 
wicklung der weiterverarbeitenden Werke wesent- 
lich beigetragen hat. Die vor der Gründung des 
Verbandes immer auftretenden Preisschwankun- 
gen hinderten die Industrie, Preise für Projekte 
abzugeben, deren Verwirklichung vielleicht erst 
nach einem Jahre oder noch später zu erhoffen 
war. Wenn auch größere, kapitalkräftigere Fir- 
men durch langfristige Preisabmachungen gegen 
derartige wechselnde Preisfestsetzungen der Walz- 
werke geschützt waren, so war doch die größere 
Zahl der Eisenbaufabriken gezwungen, in etwa 
den stark variierenden Preis in der Kalkulation 
zu berücksichtigen: die unglaublichsten Preis- 
differenzen bei den Submissionen waren die 
Folge. 


DieEntstehung, Zusammensetzung 
und Organisation des Stahlwerks-, 
Verbandes, ferner die Handelsorgani- 
sationen, die als Trägerhändler-Vereinigurigen 
über ganz Deutschland verbreitet sind, werden 
eingehend behandelt und in ihrer Bedeutung für 
den Einkauf des Rohmaterials und die Preisbe- 
stimmung gewürdigt. Bei den letzten Punkten 
begnügt sich der Verfasser jedoch nur mit dem 
Nachdruck der allerdings der größeren Oeffent- 
lichkeit nicht bekannt gewesenen Verträge und 
Verkaufsbedingungen. Der dritte Abschnitt gibt 


einen Ueberblick über die Absatzverhalt- 


nisse und die Maßnahmen der interessierten 
Verbände zu einer möglichst erfolgreichen wirt- 
schaftlichen Betätigung. Maßnahmen von privat- 
korporativer und staatlicher Seite sind bestrebt, 
der Eisenbauindustrie neue Absatzgebiete zu er- 
schließen. Diesen Bestrebungen stehen aber oft 
die hohen Zölle einzelner Länder entgegen, 
außerdem die gegenseitigen politischen Bezie- 
hungen und vor allem die fremde Konkurrenz. 
Angaben über unsere Hauptabsatzgebiete und 
die Höhe des Exportes nach den einzelnen 
Staaten bilden den Schluß dieses Abschnittes. 


Selbstverständlich konnte der Verfasser nicht 
den großen Wirtschaftskampf unerwähnt lassen, 
der seit langem zwischen Eisen- und Be- 
tonbau sich abspielt. Er geht ausführlich im 
4. Abschnitt auf die Vor- und Nachteile jeder 
der beiden Bauweisen ein; an Hand von ihm 
gewordenen Auskünften und interessanten amt- 
lichen Statistiken glaubt er ein Zurückdrängen 
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des Eisenbaues durch den neuen Konkurrenten 
feststellen zu können. 


Unter der Ueberschrift Arbeiterver- 
hältnisse des dritten Hauptteiles werden zu- 
nächst Arbeiterschaft und Lohnver- 
hältnisse in ihren wechselseitigen Bezie- 
hungen klargelegt. Wenn auch manche Zahlen 
dem heutigen Stand nicht mehr entsprechen, so 
gewähren sie doch einen guten Ueberblick und 
AutschluB. 

Der folgende Abschnitt Arbeitszeit gibt 
die Erhebungen wieder, die der Metallarbeiter- 
Verband in seinen einzelnen Bezirken darüber hat 
anstellen lassen, und bringt nähere Angaben über 
die Bewegung zur Herabsetzung der Arbeitszeit. 
Wenn aber der Verfasser als Tatsache hervor- 
hebt, daß die Wirkung der Verkürzung der 
Arbeitszeit, also die Einführung eines Maximal- 
arbeitstages, auf die Industrie von günstigem 
Einfluß sein wird und die „nationale Produktiv- 
kraft‘ damit gesteigert werden soll, so wird 
er mit seiner Behauptung grade in den Kreisen 
der Industrie wohl sehr wenig Gefolgschaft 
finden! | 


Ein letzter Abschnitt handelt dann noch kurz 
von den in den einzelnen Werken mehr oder 
minder bedeutend ausgebildeten Wohlfahrts- 
einrichtungen. | 


Bei dem großen Bedarf an Eisenkonstruktionen 
und der großen Konkurrenz sucht heute jedes Werk 
möglichst wirtschaftlich zu arbeiten; man sieht 
sich gezwungen, eine weitgehende Arbeits- 
teilungim Eisenbau vorzunehmen, darüber 
berichtet der vierte Hauptteil. Es werden die den 
verschiedensten Gruppen im Büro, in der Werk- 
statt und bei der Montage zufallenden Arbeiten 
besprochen und der mancherlei Maschinengattun- 


gen Erwähnung getan. Neues bringt dieser Teil 
nicht. 


Im letzten Hauptteil Orientierung wer- 
den nun die theoretischen Grundlagen des von 
Professor Weber in Heidelberg herausgegebenen 
Werkes: „Ueber den Standort der Industrien“ 
auf den Eisenbau angewandt. Da die Lohnhöhen 
innerhalb Deutschlands für Arbeiter in Eisen- 
konstruktionswerkstätten nicht sehr großen Span- 
nungen unterworfen sind, so wird die Höhe der 
Arbeitslöhne kaum einen Einfluß auf die Wahl 
des Standortes ausüben können. Die Eisenbau- 
betriebe werden vielmehr auf Frachtersparnis zu 
sehen haben und daher an den Eisenmaterial- 
lagern oder den Konsumorten zu gründen sein 
bezw. zwischen beiden. Ferner wird sich inner- 
halb dieser ersten Grundorientierungen eine Häu- 
fung der Betriebe vorfinden, die sich die viel- 
fachen Vorzüge eines Zusammenschlusses gleicher 
Werke zu einem einzigen Großbetrieb zunutze 
gemacht haben. Daß diese theoretischen Be- 
trachtungen mit der Wirklichkeit übereinstim- 


Tabellen ergänzen die 


239 


zer 
men, beweist def Verfasser durch Eingehen auf 
die deutschen Verhältnisse. 

Viele Zahlenangaben und mehrere graphische 
im ganzen 152 Seiten 
umfassenden Ausführungen. 

Wenn auch nach der volkswirtschaftlichen 
Seite hin sehr wenig Neues zu finden ist, so 
kann man doch dem Verfasser Dank wissen, 
daß er in seiner Studie das in vielen Zeit- 
schriften und Büchern verstreute Material über 
das Thema gesammelt und gesichtet und nach 
Hauptpunkten geordnet hat. Von diesem Ge- 
sichtspunkte aus ist die Studie des Verfassers 


als ein gut und nützlich zu lesendes Buch zu 
empfehlen. 


Tiple\ng. Bösenberg, Düsseldorf. 


Bücherschau. 
Bei der Schriftleitung eingegangene Bücher. 


(Besprechung vorbehalten.) 


Die Baumaschinen, von Ingenieur Johannes Körting in 
Düsseldorf. Mit 130 Abbild. (Sammlung Göschen Nr. 702). 
G. J. Göschen’sche Verlagshandlung G m b. H. in Berlin und 
Leipzig. Preis in Leinwand gebunden Mk. 0,90. 


Elektrische Oefen, von Dr. Hans Goerges in Berlin-Süd- 
ende. Mit 68 Abbildungen. (Sammlung Göschen Nr. 704 ) 
G. J. Göschen’sche Verlagshandlung G.m.b.H. in Berlin und 
Leipzig. Preis in Leinwand gebunden Mk. 0,90. 


Photogrammetrie und Stereophotogrammetrie, von Pro- 
fessor Dr. Hans Dock in Mähr.-Weißkirchen. Mit 59 Abb. 
(Sammlung Goschen Nr. 699.) G. J. Göschen’sche Verlags- 
handlung Q. m. b. H. in Berlin und Leipzig. Preis in Lein- 
wand gebunden Mk. 0,90. 


Englisch für Techniker. Ein Lese- und Uebungsbuch für 
Ingenieure und zum Gebrauch an Technischen Lehranstalten. 
Unter Mitarbeit von Albany Featherstonhaugh, Do- 
zent an der militärtechnischen Akademie in Charlottenburg, 
herausgegeben von Ingenieur Carl Volk, l.irektor der Beuth- 
Schule in Perlin. I. Teil. (Maschinenteile, Kraftmaschinen, 
Kessel und Pumpen.) Mit 25 Figuren. (Sammlung Göschen 
Nr. 705) G J. Göschen’sche Verlagshandlung GQ. m. b. H. in 
Berlin und Leipzig. Preis in Leinwand gebunden Mk. 0,90. 


Modellflugzeuge, ceren Konstruktion und Bau, von Kurt 
Hanfland Preis Mk. 2,—. Verlag von Otto Maier, Ravens- 
burg. 


Güldners Kalender für Betriebsleltung und praktischen 
Maschinenbau. XXII. Jahrgang 1914. Herausgegeben von 
Ingenieur Alfred Freund, Leipzig. 2 Teile — mit zahl- 
reichen Abbildungen und Tabellen in zwei Bänden — oder in 
einen Band gebunden In Leinen Mk. 3,- ; in Brieftaschen- 
lederband Mk. 5, -. H. A. Ludwig Degener, Leipzig. 


P. Stühlens Ingenieur-Kalender für Maschinen- und Hütten- 
Techniker. 49. Jahrgang 1914. Neubearbeitet und heraus- 
gegeben von C. Franzen, Zivil-Ingenieur in Köln, und 
Prof. E. Ch. Karch, Diol.-Jng., Laboratoriumsvorstand der 
Kgl. ver. Maschinenbauschulen in Köln. I. Teil: (Brieftaschen- 
form) in 3 Abschnitten; I. Abschnitt: Rein technischer Teil, 
fest eingebunden in die Brieftasche, Il. und Ill. Abschnitt: 
Terminkalender nebst Notizblock als 2 Einsteckheftchen, aus- 
führlichem Eisenbahnkärtchen und Faberstift; II. Teil: (für 
den Arbeitstisch) mit dem Gewerblichen und Literarischen 
Anzeiger und dem Bezugsquellen- und Adressen-Verzeichnis. 
Preis beider Teile zusammen Mk. 4,—. G. D. Baedeker, 
Verlagsbuchhandlung, Essen. 
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Verbandsnachrichten. 


Damit der Geschäftsstelle unnötige Schreib- 
arbeiten erspart bleiben, werden die Herren Mit- 
glieder bei Angabe von Adressen- bzw. Wohnungs- 
iinderungen ersucht, anzugeben, ob die Veränderung 
als dauernd oder nur vorübergehend zu betrachten 
ist. Die Geschäftsstelle. 


Herr C. M. Lewin, beratender Fachmann für Fabrik- 
organisation, welcher vielen unseren Mitgliedern durch 
seine zahlreichen Veröffentlichungen, insbesondere 
durch seine bekannten Bücher: „Werkstättenbuch- 
führung für moderne Fabrikbetriebe* und „Der 
Fabrikbetrieb“« wohl bekannt ist, hat für die Hilfskasse 
100 Exemplare seiner Broschüre: „Die Inventarisierung 
von Industrie- und Gewerbebetrieben« gespendet. 
Dieses kleine Werk behandelt die hochwichtige Ab- 
schreibungsfragefür Maschinen, Gebäuden, Werkzeugen 
etc. und kann von unseren Mitgliedern zum Vorzugs- 
preise von Mk. 1,50 (Ladenpreis Mk. 2,50) bei freier 
Zustellung von unserer Geschäftsstelle bezogen werden. 


Die Geschäftsstelle. 


e 4 
+ 


Zahlung der Verbandsbeiträge. 


Nach § 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1, Abs. 3 
‘der: Geschäftsordnung des Verbandes ist der Jahres- 
beitrag, in welchem zugleich der Bezirksvereinsbeitrag 
enthalten ist und Mark 12.— bis Mark 15.— beträgt, 
an die Geschäftsstelle des Verbandes, Berlin W. 15 
(Konto Nr. 7527 Postscheckamt Berlin NW. 7) ein- 
zusenden. 


Wir gestatten uns, die Mitglieder auf unseren 


Stellenanzeiger, der jede Woche zweimal, und 
zwar am ittwoch und Sonnabend erscheint, 


aufmerksam zu machen. 
Die Geschäftsstelle. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis. 


B.-V. Aachen. 
Dipl. Jng. J. Lührs, unbekannt verzogen. 
K. Urban, Essen-Ruhr, Bismarckstr. 32, II. 
B.-V. Barmen-Elberfeld. 
MaBkow, Karl, Professor, Direktor der Kgl. höheren Maschinen- 
bauschule (Förderer), Hagen/Westf. 


B.-V. Berlin. 


Dipl Ing. C. Boldt, verstorben. 

» » Q. Helfrich, (Spandau), unbekannt verzogen. 

» » P. Papsdorf, Potsdam, Waisenstr. 55, II. 

B.-V. Bernburg- Dessau. 
Dipl»Sng. J. Ihlefeldt, Obering, Konstruktionschef der Fa. Q. 
Polysius, Dessau, Medicusstr. 15. 
B.-V. Bremen. 

Dipl. Jng. Erich Merkle, Emden (Ostfriesld.), Vogelsangzwinger 2. 


B.-V. Breslau. 
DtyploGng. E. Bieber, Obering. der Maschinenfabrik L.A.Riedinger, 
Augsburg, Rugendasstr. 14, I, bleibt auf Wunsch 
Mitglied des B.-V. Breslau. 
» `` » E. Käfer,. unbekannt verzogen. 


Verbandsnachrichten — Adressenänderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Personalia 


B.-V. Chemnitz. 
Fr. Bülz, unbekannt verzogen. 
B.-V. Danzig. 
K. Grastorf, (Bromberg), Leipzig, Weststr. 8ib, I. 
B.-V. Dortmund. 
O. Ermert, (Paderborn), unbekannt verzogen. 
Fr. Gaebel, (Soest), Essen-Ruhr, Hofstr. 1(0. 
B.-V. Dresden. 
E. Genzmer, Professor Oeh. Baurat, Dresden- Radebeul, Riesestr.6. 
Dipl. Jng. Fr. Schiitzmannsky,Reg.- Baumeister, Frankfurta./M., 
Lenaustr. 80, III. 
B.-V. Düsseldorf. 
C. Diefenthäler, unbekannt verzogen. 
B.-V. Frankfurt a. M. 
L. Holly, unbekannt verzogen. 


B.-V. Hamburg-Altona. 


Dr. s Ing. 
Dipl. ong. 


Dipl.-Ing. 


DiylsIng. 


Dipl.Ing. 


Dipl.»Ing. Chr. Jürgensen, Altona, Marktstr. 61. 
» » C. Meyer, (Hamburg), unbekannt verzogen. 
» » W. Rambeau, Hamburg, Fruchtallee 24, Il. 


B.-V. Hannover. 
Hansea, (Polytechniker-Gesang-Verein), Hannover, Königsworther 
Strasse 7. 


B.-V. Karlsruhe |. B. 
S. B&r, Karlsruhe, Westendstr. 16, pt. 
M. Händel, Karlsruhe, Friedrichsplatz 8, lI. 
G. Roth, Stadtbauinspektor, Elberfeld, Sadowastr. 25. 


Dipl.Ing. 
De. Jng. 


Dipl.cing. R. Woernle, Karlsruhe, Lachnerstr. 283. 
B.-V. Leipzig. 
Dipl.»Zung. W. Clemens, (Bibra/Laucha) unbekannt verzogen. 

» =- H. Froitzheim, (Gotha) unbekannt verzogen. 

e » Q., Sickinger, Leiter des ungarischen Hauses der 
Eisenbetonfirma Kell & Löser, Budapest V, Erz- 
sébet-tér, Pension Moderne, bleibt auf Wunsch 
Mitglied des B.-V. Leipzig. 

B.-V. Mainz-Wiesbaden. 
Dipl.-Ing. H. Meyer, Frankfurt a. M., Erlenstr, 11. 
B.-V. München. 
Dipl. gmg. H. Bruckmayer, Essen-Ruhr, Huyssensallee 88. 
B.-V. Oberschlesien. 
Dipl.»Ing. E. Bender, Königshütte, Oneisenaustr. 40, III. 
" e A. Held, (Beuthen), unbekannt verzogen. 
B.-V. Stuttgart. 
Dipl.. Jng. W. Dischinger, (Brasilianer Förderer), Hamburg 25, 
Claus-Groth-Str. 18 pt. 
B.-V. Withelmshaven. 
Dipl.» Ing. W. Anhegger, Wilhelmshaven, Kieler Str. 10, H. 
Ausland. 
Dipl.-Ing. F. Köhler, unbekannt verzogen. 
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Personalia. 


Professor Dipl.-Ing. C. E. Bö h m (Mitglied des V. 
D. D.-I.), bislang Direktor der Kgl. Baugewerkschule 
Posen, wurde an die Kgl. Regierung zu Potsdam 
versetzt und mit der Wahrnehmung der Geschäfte 
eines Regierungs- und Gewerbeschulrats betraut. 
$ $ 


Todesanzeige. i 
Das Mitglied des B.-V. Stettin 
Regierungsbaumeister a. D. Dipl.-Ing. Otto Wendt 


Oberlehrer an der Königlich höheren Maschinenbau- 
schule Stettin, Stettin, Deutsche Straße 43, ist am 
17. 3. 1914 nach langem schweren Leiden verschieden. 


Beim Ausbleiben oder bei verspäteter Lieferung einer Nummer wende man sich stets an den 


Briefträger oder die zuständige Bestell- Postanstalt. 


Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht 


in angemessener Frist erfolgen, schreibe man unter Angabe der bereits unternommenen Schritte an 


den Verlag unserer Zeitung. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Zur Baumeistertitelfrage. 


Vortrag, gehalten dem Architekten- und Ingenieur-Verein zu Hamburg, 
in der Versammlung vom 27. Februar 1914 
von Wasserbaudirektor Geh. Brt. Professor Bubendey. 


Meine Herren! 


Nach den glänzenden Vorträgen mit den 
schönsten Lichtbildern, die hier im Vereine ge- 
halten worden sind, ist es einigermaßen schwierig, 
über eine nüchterne Frage zu berichten, selbst 
wenn sie die Techniker besonders angeht. Doch 
muß unser Verein zu dieser sozialen Frage Stel- 
lung nehmen, die dadurch charakterisiert ist, 


daß ein Krieg aller gegen alle entfacht ist. Die 
eine Partei bilden die Handwerker und 
Techniker, die andere die Akademiker ohne 


Diplom - Prüfung, die Diplom -Ingenieure und 
die Regierungsbaumeister. Ich habe die Zeit- 
schrift des Verbandes Deutscher Architekten- 
und Ingenieur - Vereine, als Mitglied des Ber- 
liner Architekten-Vereins auch dessen Wochen- 
schrift, ferner die Zeitschrift des Verbands Deut- 
scher Diplom-Ingenieure auf ihre Aeußerungen 
zu der zu behandelnden Frage durchgesehen; 
auch die vielen politischen Zeitungen, in denen 
das Schlagwort „Mittelstandspolitik‘ hier wie 
immer eine große Rolle spielt, haben ihr die 
Spalten geöffnet. 

Der Tatsachenstand ist zurzeit folgender: 
Nach § 133 Abs. 1 der Gewerbeordnung (GO.) 
war nur demjenigen das Recht, den Meistertitel 
in Verbindung mit der Bezeichnung eines be- 
stimmten Handwerks zu führen, gestattet, der 
eine Meisterprüfung vor einer zuständigen Prü- 
fungskommission bestanden hat. Die Titel Bau- 
gewerksmeister und Baumeister waren vogel- 


frei; durch gerichtliche Entscheidung wurde 
festgestellt, daß nur Bezeichnungen wie Maurer- 
meister und ähnliche geschützt waren. So konnte 
es kommen, daß der Titel Baumeister von Speku- 
lanten und anderen mißbraucht wird. Die No- 
velle zur GO. vom 30. Mai 1908 bestimmt nun- 
mehr in Abs. 2: 

„Die Befugnisse zur Führung des Meister- 
titels in Verbindung mit einer anderen Be- 
zeichnung, die auf eine Tätigkeit im Bau- 
gewerbe hinweist, insbesondere des Titels 
„Baumeister“ und „Baugewerksmeister‘“, wird 
durch den Bundesrat geregelt. Bis zum In- 
krafttreten des Bundesratsbeschlusses darf ein 
solcher Titel nur dann geführt werden, wenn 
die Landesregierung zu seiner Führung Vor- 
schriften erlassen hat, und nur von den Per- 
sonen, die diesen Vorschriften entsprechen.“ 


In Hamburg bestehen keine Vorschriften; 
den Titel Baumeister führen nur die Inhaber der 
durch Gesetz geschaffenen Stellen der bautech- 
nischen Beamten des höheren Verwaltungs- 
dienstes. Nach den von unserem Verein in 
Uebereinstimmung mit der Gewerbekammer ge- 
faßten Beschlüssen, denen die Baugewerbe zuge- 
stimmt haben, soll der Baumeistertitel den Aka- 
demikern gehören. Während man im Berliner 
Adreßbuch beispielsweise eine große Schar von 
Baumeistern findet, ist im Hamburger eine 
solche Berufsgruppe tatsächlich nicht aufgeführt. 
Preußen hat ebenfalls keine besonderen Be- 


‘meisters. . 


stimmungen, erlassen, den Titel Baumeister. führen 


:.*, dort Persontn;; ie" Bip ; von Amts wegen tragen: 


Regierungsbaumeister; ferner für die Amtsdauer: 
Stadt; SGemejndé-, :Land- und Kreisbaumeister. 
Diefenigeh: die ‘die broße Staatsprüfung im Bau- 
fach abgelegt haben, ohne zu Regierungsbau- 
meistern ernannt zu sein, heißen staatlich geprüfte 
Baumeister, doch kommt dieser Fall kaum vor. 
In Bayern ist die Handhabung wie in Preußen. 
In Sachsen kann nach einer Verordnung vom 
12. Februar 1903 jedermann zu einem Bau- 
meister-Examen zugelassen werden, der die 


Lehre eines Handwerks und eine Baugewerk- 


schule absolviert hat. Für die Zulassung wird 


‚das Einjährigen-Zeugnis nicht gefordert, dagegen 
‚können Diplom-Ingenieure den Titel ohne Prü- 


fung führen.. Die Prüfungskommission steht unter 
dem Vorsitz. eines juristischen oder technischen 
Mitglieds des Stadtrates, an dessen Sitz die Prü- 
fung stattfindet, und erfordert die Teilnahme 
eines wissenschaftlich gebildeten Architekten so- 
wie zweier Meister des Maurer- oder Zimmer- 
gewerbes. Die Einrichtung ist ein vollkommener 
Einzelfall 
stück nur in Oesterreich. In Württemberg 
hießen die Absolventen. der ` Baugewerkschule 
früher „Werkmeister“, dann „Bauwerkmeister“, 
doch konnten sich diese Titel nichtr echt einbür- 
gern, so daß an ihre Stelle der ,,Baumeister“ 
gewünscht .wurde. Die Regierung hat jedoch 
solchen Wünschen mit Rücksicht auf die Regie- 
rungsbaumeister nicht nachgegeben. 

Werfen wir einen Blick auf die AeuBerungen 
mittelstandsfreundlicher Tageszeitungen, so for- 
dert die „Tägliche Rundschau‘ im Interesse des 
JInnungsverbandes Deutscher Baugewerksmeister 


‚und des Techniker-Verbands vom Bundesrat eine 


Nachahmung des sächsischen Vorbildes, demnach 
den Titel Baumeister an Stelle.des Baugewerks- 
Der Baumeistertitel sei dem Mittel- 
‚stande zu erhalten. Nach der ,,Post ist der 
‚Baumeister seiner .geschichtlichen Entwicklung 


‚nach ein Titel für Baufachleute. Nach ihr werde 
.ein besonderer Beschluß des Reichstages erfor- 


derlich, wenn der Baumeistertitel aus der Reihe 
der Meistertitel für das Baugewerbe ge- 
strichen werden sollte. Sie fordert besondere 
Prüfungskommissionen, um auch Nichtakademi- 
kern die Ablegung der Baumeisterprüfung zu er- 
möglichen: die große Zahl der Mittelschul- 
techniker, die auf ‚der Technischen Hoch- 


‚schule ihre Studien ergänzen, würde sonst von 


der Ablegung der Prüfung ausgeschlossen sein. 
„Kreuzzeitung‘“ und „Germania“ äußern sich 
ähnlich; nach letzterer hat der Reichstag 1908 
den Baumeistertitel ausdrücklich als Meistertitel 
im Baugewerbe in die GO. hineingebrachit. 
Gegenüber der Behauptung, daß der deutsche 
Baumeister im Mittelalter Handwerker gewesen 
wäre, hebt Reg.- u. Baurat Hasak hervor, d28 im 


in- Deutschland und hat ein Gegen- 


Wasserbaudirektor Geh. Brt. Professor Bubendey, Zur Baumeistertitelfrage 


gotischen Mittelalter die Baumeister sich magistri 
operis gegenüber dem magister carpentarius und 
magister faber nannten. Im Dom zu Prag standen 
die Büsten der Baumeister neben den Büsten 
Kaiser Karls IV. 


Aus der bloßen Definition heraus wird 
man nicht beweisen können, daß der Titel 
Baumeister den Handwerkern oder ahder- 


seits den Akademikern gehört. Herr -Geh. Bt. 
Frentzen vom Bund Deutscher Architekten 
definiert Meister im „Bauen“, nicht in einem 
zum Bauen gehörenden Handwerk. Demgegen- 
über ist in der Zeitschrift des Verbands Deut- 
scher Diplom-Ingenieure zu lesen, das Volksemp- 
finden verstehe unter Baumeister einen Farh- 
mann des Baugewerbes, der unter Ausschluß der 
künstlerischen Gestaltung Bauten durchführt. Die 
Bezeichnung Architekt gehe über den Baumeister 
hinaus. Der Meister im Bauen wird sogar persi- 
fliert: es würden auch Getreide und Rüben „ge- 
baut‘; in manchen Gegenden Siiddeutschlands 


` hieBe der Großknecht des landwirtschaftlichen Be- 


triebs „Baumeister“. In die Schriftsprache dürfte 
das kaum übergegangen sein, denn das Grimm- 
sche Wörterbuch weiß nichts davon. Der Name 
selbst kann also nicht entscheidend sein; wir 
haben ähnliche Bezeichnungen, wie Professor = 
Bekenner, Chauffeur = Heizer, deren buchstäb- 
liche Bedeutung mit dem Sinne als Titel oder 
Amts- und ENPIDENZEI NUN: nichts zu tun 
hat. 

Dem Verlangen der Akademiker, ihnen den 
Baumeistertitel vorzubehalten, steht das Begehren 
der Bauhandwerker nach demselben gegenüber. 
So hat der Ausschuß des Deutschen Handwerks- 
und Gewerbekammertages 1911 den Baugewerks- 
meister abgelehnt, der Baumeister fasse her- 
kömmlich- mehrere Zweige des Bauwerks zu- 
sammen; er fordert vom Baumeister ausreichende 
Sachkunde im Maurer- und Zimmerergewerbe 
und in der Leitung von Bauten, nachzuweisen 
vor einer gemischten Kommission von Meistern 
beider Gewerbe. Zur Prüfung sollen zugelassen 
werden: Baugewerkschulabsolventen, Lehrlings- 
meister, Gesellen von wenigstens 4-jahriger 


Tätigkeit, Poliere oder Bauführer in einem ge- 


werbsmäßigen Betriebe. Vom Reifezeugnis einer 
Baugewerkschule soll sogar unter Umständen 
abgesehen werden. Solche Ausnahmebestimmun- 
gen sind außerordentlich gefährlich, weil sie zu 
häufig zum Schaden der Sache angewendet 


werder können. 


. Sehen wir auf der einen Seite mittlere Tech- 
niker, Innungsmeister und Baugewerker einig, 
so berührt der scharfe Kampf der Akademiker 
unter sich besonders peinlich. Der Verband 
Deutscher Diplom-Ingenieure hat ausgangs 1913 
an den Bundesrat eine Eingabe gerichtet und 
Abschriften dem Ministerium der öffentlichen 
Arbeiten und den Direktoren der Technischen 


Wasserbaudirektor Geh. Brt. Professor Bubendey, Zur Baumeistertitelfrage 


Hochschulen gesandt. Aus dem Inhalt derselben 
gebe ich wieder: 


„Durch § 133 Abs. II der GO. ist für die 
Handwerksmeister die unlautere Konkurrenz 
beseitigt, und es wird auch dem Wunsche der 
Reg.-Baumeister entsprochen, daß Bauspeku- 

‘Janten und sonstige ungelernte Leute den Bau- 
meistertitel nicht führen dürfen. 

Antrag: Der Bundesrat möge von der ihm 
gemäß § 133 Abs. II der GO. zustehenden Be- 
fugnis keinen Gebrauch machen. 

Es dürfte keine Schwierigkeiten haben, die 
Kgl. Sächs. Landesregierung, die bisher allein 
bestimmte Vorschriften gemacht hat, zu ver- 
anlassen, diese aufzuheben. Der Umstand, daß 
im Baugewerbe ein gesetzlich sanktionierter 
Baumeisterstand fehlt, hat bisher nicht zu 
Klagen geführt.“ 


Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
hätte hier schließen können. Es wäre das jeden- 
falls auch das beste gewesen. Die Ursache zu 
weiterem Vorgehen ist indessen in der außer- 
ordentlich leidenschaftlichen Stellungnahme zu 
suchen, die bei den Regierungsbaumeistern 
namentlich bei der Regierungsbaumeister-Gruppe 
des B.A.V. zutage getreten ist. 

Das Wochenblatt des A.V. zu Berlin ist im 
letzten Vierteljahre angefüllt gewesen von den 
weniger oder mehr erregten Aeußerungen der Mit- 
glieder dieser Gruppe, die nichts geringeres for- 
dert, als daß bei Gelegenheit der Ordnung der 
Baumeistertitelfrage der Klasse der Regierungs- 
baumeister durch Reichsgesetz eine für den 
Staats, den Gemeinde- und den Privatdienst 
geltende, für alle anderen Techniker einschlieB- 
lich der Diplom-Ingenieure unnahbare Monopol- 
stellung bereitet werde. 

Ich muß zur Kennzeichnung dieser Bewegung 
auf einige Aeußerungen, die im Kampfe der 
Meinungen gefallen sind, eingehen. 


Regierungsbaumeister Streit, der in der ent- 
scheidenden Sitzung des B.A.V. vom 15. 12. 13. 
das Referat erstattet hat und auch sonst sehr 
lebhaft im Streite vorgegangen ist, schreibt: 


„Zwingende Notwendigkeit ist es, daß dem 
deutschen Volke für seine Bauangelegenheiten 
staatlich anerkannte Berater geschaffen werden, 
die nicht nur praktisch vorgebildet sind, son- 
dern auch mit dem ganzen Rüstzeug der tech- 
nischen Wissenschaft ausgerüstet, gründliche 
juristische und volkswirtschaftliche Kenntnisse 
besitzen und auch in der Verwaltungspraxis 
durchaus erfahren sind. 

Als Bauberater im modernen Sinne kann der 
handwerkmäßig vorgebildete Techniker mit ab- 
geschlossener Baugewerkschulbildung nicht in 
Betracht kommen. - Eine gründliche abge- 
schlossene akademische Vorbildung ist unbe- 
dingt erforderlich.‘ 
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Soweit werden wir Herrn Streit alle folgen. 
Wenn er dann aber von Diplom-Ingenieuren 
spricht, die nach abgeschlossenem Hochschul- 
studium ihren Bildungsgang als beendet ansehen, 
so spricht er doch von Ausnahmen und nicht 
von der Regel. Ist es zu billigen, wenn St. sagt, 
daß der Diplom-Ingenieur in seinem Sonderfach 
ein tüchtiger Konstrukteur, aber kein Bauberater. 
werden kann? Kann er gegenüber so vielen 
unserer mitten in lebendiger Tätigkeit stehenden 
Kollegen — Ingenieuren und Architekten — be- 
haupten, daß sie keine Bauberater seien? Er 
streitet es aber allen denen ab, die nicht durch 
eine weitere, mindestens dreijährige staatlich ge- 
regelte und überwachte Ausbildungszeit mit dar- 
auffolgender Abschlußprüfung vor einem staat- 
lichen Oberprüfungsamt den Nachweis erbracht 
haben. | 

Meine Herren! Liegt in diesen Worten nicht 
eine große Ueberhebung ? 


Intendentur- und Baurat @Zr-Qug. Weiß 
schreibt: 
„Unser wirtschaftlicher Aufschwung, das 


Ueberholen aller Kulturländer ist hauptsächlich 
in den Errungenschaften der Technik zu 
suchen. Die wesentlichen Fortschritte sind da- 
bei nicht Autodidakten zu danken, sondern in 
weit überwiegendem Teil den Technikern, die 
mit dem ganzen Rüstzeuge einer vollen abge- 
schlossenen, für den Staat vorgeschriebenen 
akademischen Ausbildung ausgestattet waren, 
den Idealisten, die vielfach nicht wegen des 
klingenden Lohnes, sondern aus reinem Wis- 
sensdrang der Allgemeinheit, dem Vateriande 
die Quellen des Emporblühens öffneten. 

Diese Pioniere sind uns unentbehrlich. 

Wird jetzt der Baumeistertitel für vogelfrei 
erklärt, werden die nach Hunderten zählenden, 
auf staatliche Anstellung vergebens wartenden 
Kollegen durch Entwertung ihres Titels sowie 
auch ihrer ganzen Stellung geschädigt, dann 
wird zweifelsohne im technischen akademischen 
Studium ein Rückschlag eintreten, wie er 
stärker kaum jemals zu verzeichnen gewesen 
ist.‘ 

Herr Weiß will den „Kollegen, die sich aus 
irgend welchen Gründen zum zweiten Exanıen 
nicht aufgerafft haben“, nicht zu nahe treten, 
und sagt dann weiter: 

„Ich möchte aber doch behaupten, daß beim 
Beginn des Studiums, namentlich bei der Er- 
reichung der Zustimmung des das Geld zum 
teuren Studium spendenden Vaters bisher nicht 
der Dipl.-Ing.-, sondern der Regierungsbau- 
meistertitel der Angelpunkt war, und so wird 
es nach menschlichem Ermessen auch fernerhin 
bestimmt bleiben.“ 

Herr Weiß wettert dann noch gegen 
die Beschränkung des Bildungs- und Examen- 
dranges unseres Volkes und meint: 
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„Unsere ganze Volkswirtschaft kann durch 
eine Vermehrung der Zahl der Personen, die 
über das vom Staat verlangte höchste Maß von 
Wissen verfügen, nur gewinnen.“ 


Meine Herren! Wie seltsam malt in diesem 
Kopfe sich die Welt! Wir sind alle stolz auf die 
Leistungen der Baubeamten des preußischen 
Staates; wir denken mit Verehrung der Männer, 
die das deutsche Eisenbahnwesen geschaffen 
haben und wissen, daß unter ihnen die Staats- 
eisenbahnbeamten eine gute Rolle gespielt haben; 
wir wissen auch, daß die Verstaatlichung der 
preußischen Eisenbahnen glänzend durchgeführt 
worden ist, und daß unser Staatseisenbahnsystem 
die größte Verkehrsverwaltung der Welt und zu- 
gleich ein vorzüglich geleitetes Unternehmen ist; 
wir schätzen die Leistungen der preußischen 
Wasserbauer nicht minder hoch, und wir er- 
freuen uns ebenso der Leistungen des preußischen 
Hochbauwesens: aber wir vermögen doch nicht 
einzustimmen, wenn Herr Weiß behauptet, daß 
der ganze wirtschaftliche Aufschwung des 
Deutschen Reiches im Grunde den Regierungsbau- 
meistern zu danken sei. Das wäre denn doch 
ungerecht gegen die Männer, die die gewaltige 
Entwicklung unserer Maschinen-Industrie, unse- 


rer Eisenerzeugung, unserer chemischen Indu- 
strie gefördert haben, ganz zu schweigen 
von der Befruchtung, die unsere wirtschaft- 


liche Entwicklung durch die Vertreter der ande- 
ren Wissenschaften und der Künste empfangen 
hat. 

Ist es wirklich ein Zeichen des höchsten 
Idealismus, wenn man auf die Hochschule zieht 
mit dem Bewußtsein, daß nun bis zur Beendigung 
des Regierungsbaumeisterexamens eine 8 bis 10- 
jährige Zeit vor einem liegt, in der man unter 
sorgfältiger Leitung einem bestimmten Ziele ent- 
gegengeht ? 

Ist nicht der gleiche Idealismus dem zuzu- 
schreiben, der das 4jährige Studium mit dem 
Bewußtsein zurücklegt, gleich nachdem er in 
der Diplomprüfung den Nachweis des Erfolges 
seiner Arbeit geführt hat, frei in den Wettbe- 
werb des Lebens eintreten und seine Haut zu 
Markte tragen zu müssen? 


Weshalb hat denn der Staat die II. Prü- 


fung eingerichtet? Einmal aus allgemein 
menschlichen Gründen, um dem Protek- 
tionswesen die Spitze abzubrechen. Die Söhne 


und Neffen tüchtiger Beamten sind nun einmal 
nicht mit Sicherheit wiederum tüchtige Beamte, 
ebensowenig ist das ohne weiteres von den Ange- 
hörigen sonstiger im großen Staate mächtiger 
Personen zu erwarten. 


Die Baumeisterprüfung und die ihr vorher- 
gehende mehrjährige sorgfältige Ausbildung 
haben aber noch einen weiteren ganz sachlichen 
Grund. Die Anwärter sollen in die verschie- 
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denen Zweige der ganz bestimmt geordneten 
staatlichen Verwaltung eingeführt und mit deren 
im großen und ganzen sich gleichbleibenden Be- 
dürfnissen vertraut gemacht werden. Ursprüng- 
lich hat es im preußischen Staate nur eine tech- 
nische Laufbahn gegeben, nach und nach ist der 
sich ausbildenden Verschiedenheit der Ziele ent- 
sprechend unterschieden worden; das ganze Ge- 
biet der Technik war eben so groß geworden, 
daß ein Jünger der Baukunst alle zu stellenden 
Anforderungen nicht mehr zu erfüllen vermochte. 
Wir haben jetzt die vier Zweige: Hochbau, 
Wasserbau, Eisenbahnbau und Maschinenbau. 
Vielleicht bringt die Zukunft noch weitere Unter- 
scheidungen. Die Staatsverwaltung muß ver- 
langen, daß der von ihr anzustellende Regie- 
rungsbaumeister auf allen Gebieten seines Zwei- 
ges sattelfest ist, und das erfordert Zeit. Wenn 
es möglich gewesen ist und auch heute noch 
möglich ist, daß der Anwärter den größten Teil 
der Ausbildungszeit unbesoldet seinen Verpflich- 
tungen nachkommt, so ist das nicht als eine 
harte Notwendigkeit anzusehen, sondern es ist 
aus dem Gesetz von Angebot und Nachfrage her- 
vorgegangen. Die Aussicht auf eine gesicherte 
Stellung in einem angesehenen und einflußreichen 
Amt, in dem technische, künstlerische oder sozial- 
politische Aufgaben von oft weittragender Be- 
deutung zu lösen sein werden, übt eine solche 
Anziehungskraft aus, daß auch die Schwierig- 
keiten langer, unbesoldeter Tätigkeit überwunden 
werden, von dem einen leichter, von dem anderen 
schwerer. Ich habe manche sehr tüchtige und 
strebsame Regierungsbauführer kennen gelernt, 
die sich durch diese Zeit redlich durchgehungert 
haben. 

Soll nun aber jeder akademisch gebildete 
Techniker durch diese harte Probezeit hindurch- 
gehen? 

Der Architekten- und Ingenieur-Verein zu 
Hamburg hat im vorigen Jahre, als es sich 
um die Beantwortung der Verbandsfrage 
wegen Ausbildung der Architekten und Inge- 
nieure handelte, diese Frage entschieden ver- 
neint. Sie haben der Antwort, die der aus vier 
Regierungsbaumeistern und einem. Nichtregie- 
rungsbaumeister bestehende Ausschuß Ihnen ein- 
stimmig vorgeschlagen hatte, zugestimmt. 

Sie lautete: 


„Jeder Staat sollte nur sovielen Diplom- 
Ingenieuren Gelegenheit zur Ausbildung geben, 
daß seine Bedürfnisse an Beamten unter Be- 
rücksichtigung des erfahrungsmäßig eintreten- 
den Abganges mit Sicherheit gedeckt werden. 
Ueber diese Grenze sollten die staatlichen Ver- 
waltungen aber nicht hinausgehen, namentlich 
sollte die Einstellung solcher Diplom-Ingenieure, 
die von vornherein auf jede Anstellung im 
Staatsdienste zu verzichten haben, ganz unter- 
bleiben. 
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Die staatliche Ausbildung von Diplom-In- 
genieuren, die nicht für die Verwendung im 
Staatsdienst in Frage kommen, schädigt so- 


wohl den Staat als auch den Diplom-Ingenieur. - 


Eine gute Ausbildung der Diplom-Ingenieure 
kann nur dann erzielt werden, wenn die An- 
zahl der den verschiedenen Dienststellen zur 
Ausbildung zugewiesenen Diplom-Ingenieure 
sich in mäßigen Grenzen hält. — Für den 
Diplom-Ingenieur, der auf die regelmäßig vor- 
gezeichnete Beamtenlaufbahn verzichten muß, 
und der sich deshalb seine zukünftige Stel- 
lung in freiem Wettbewerb zu erkämpfen hat, 
ist es das beste, daß er in diesen Wettbewerb 
so früh wie möglich eintritt. Er muß von 
vornherein sein Augenmerk darauf richten, 
eine solche Tätigkeit zu ergreifen, in der er 
sein Wirken und sein Können bestmöglich zu 
verwerten vermag. 

Regierungsbaumeister, die gezwungener- 
maßen aus dem Staatsdienst scheiden, können 
unter Umständen sehr leistungsfähig sein. Sie 
sind aber immerhin als Regierungsbaumeister 
2. Klasse gekennzeichnet worden. Es liegt kein 
Bedürfnis vor (neben den Diplom-Ingenieuren), 
eine solche Klasse von akademisch gebildeten 
Technikern zu schaffen.“ 


Wir stehen mit diesem Ausspruche keineswegs 
allein. Daß wir die Diplom-Ingenieure der Mehr- 
zahl nach auf unserer Seite haben, ist selbst- 
verständlich. Wir haben aber auch in Kreisen 
des Verbandes viele Zustimmung gefunden. Sehr 
beachtenswert ist ferner die Aeußerung, die der 
damalige Minister der öffentlichen Arbeiten von 
Budde im Jahre 1903 im preußischen Abge- 
ordnetenhause gemacht hat: 


„Die Diplomprüfung setzt in Zukunft den- 
jenigen, der sie bestanden hat, in die Lage, mit 
seinen Kenntnissen, die er auch gleichzeitig 
durch seine praktische Arbeit betätigt hat, in 
das Leben zu treten, um seinem Berufe nach- 
zugehen. — Wir hoffen nun, daß diese Diplom- 
prüfungen immer mehr im Lande die Aner- 
kennung finden werden, die hineingelegt wer- 
den sollte, und daß es auf die Dauer nicht 
notwendig sein wird, sich als tüchtiger Mann 
lediglich dadurch vorzustellen, daß man den 
streng vorgeschriebenen, vielleicht aus Rück- 
sicht auf die Regierungslaufbahn etwas schema- 
tischen Weg beschreiten muß. Es ist ganz 
natürlich, daß die Staatsregierung für ihre Be- 
amten ein ganz bestimmtes Schema der Aus- 
bildung vorschreiben muß.‘ 


Im weiteren Verlaufe seiner Rede sagte der 
Minister dann: 


„Ich glaube, daß die Praxis nachher dazu 
führen wird, daß das Diplomexamen allseitig, 
im Inlande wie im Auslande, mehr zur Aner- 
kennung kommt, und eine ganze Menge Leute 
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darauf verzichten werden, in den staatlichen 

Ausbildungsschematismus einzutreten.“ 

Sie sehen daraus, daß zur Zeit der Einfüh- 
rung der an die Stelle der Regierungsbauführer- 
Prüfung tretenden neuen Diplom-Prüfung an 
amtlicher Stelle des preußischen Ministeriums der 
öffentlichen Arbeiten dieselbe Anschauung über 
die Diplomprüfung geherrscht hat, die auch im 
Kultusministerium und an den in erster Linie 
beteiligten Stellen der Technischen Hochschulen 
geherrscht hat. Es handelte sich darum, die 
in ihrer Ausgestaltung ungenügende alte Diplom- 
prüfung, die häufiger von Ausländern, dagegen 
nur von sehr wenigen Inländern abgelegt 
wurde, derart umzugestalten, daß sie die Re- 
gierungsbauführerprüfung ersetzen, anderseits 
aber auch als selbständiger Abschluß des Stu- 
diums gelten und als solcher von allen denen 
benutzt werden könne, die sich nicht dem Staats- © 
dienst widmen wollten. 

Wenn die Sache sich, wenigstens in Preußen, 
vorläufig doch anders gestaltet hat, so ist 
daran nicht zum wenigsten die Auffassung 
schuld, die in den maßgebenden Kreisen des Ver- 
bandes d. A. u. I. V. in den folgenden Jahren ge- 
herrscht hat, und die im Jahre 1909 dazu ge- 
führt hat, eine Eingabe an den preußischen Mi- 
nister der öffentlichen Arbeiten zu richten, in 
der dieser ersucht wurde, allen Diplom-Inge- 
nieuren, die einen dahingerichteten Antrag 
stellten, Gelegenheit zur Ausbildung für den 
Staatsdienst und zur Ablegung der großen 
Staatsprüfung zu geben. So ist das als unheil- 
voll anzusehende Ergebnis zustande gekommen, 
daß beispielsweise in dem Jahre vom 1. April 
1912 bis 1. April 1913 geprüft worden sind: 

276 Reg.-Baumeister, 
von 681 diätar. besch. Reg.-Bau- 

meistern sind in dem Jahr 


aber nur. . 2.222.107 u n 

angestellt, gestorben sind . 3 u " 
Der überwiegende Teil der im Laufe des Jahres 
geprüften Regierungsbaumeister konnte also 


nicht in den Staatsdienst gestellt werden. 

Die Unzweckmäßigkeit des jetzigen Systems 
wird übrigens schlagend nachgewiesen durch eine 
Aeußerung, die der Regierungsbaumeister Wehl, 
im Kampfe gegen den Architekten Rich. Ziegler 
getan hat: 

„Die Architektenschaft kämpft überdies bei 
weitem nicht so schwer, als z.B. die nicht 
im Staatsdienst übernommenen Regierungsbau- 
meister. Diesen Kollegen ist gerade in ihren 
vorgeschriebenen Ausbildungsabschnitten viel 
von dem verloren gegangen, was in der 
Privatpraxis verlangt wird. Das sei besonders 
zugegeben und betont.“ 

Herr Wehl gibt also zu, daß die staatliche 
Ausbildung sich für die in der Privatpraxis 
Unterkunft suchenden Architekten nicht eignet. 
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Also fort mit den Regierungsbaumeistern, die 
von Anfang an auf die Anstellung im Staats- 
dienst verzichten müssen! Die vorhandenen Re- 
gierungsbaumeister dieser Art müssen natürlich 
aufgebraucht werden. Ungeachtet des Um- 
standes, daß sie schon beim ersten Sieben für 
den Staatsdienst als nicht geeignet befunden 
worden sind, werden natürlich manche sehr tüch- 
tige Kräfte unter ihnen sein; das Mittelgut wird 
im übrigen die Hauptsache bilden. Daß aber 
infolge der unzweckmäßigen Ordnung der Dinge 
auch einzelne Elemente unter ihnen sind, denen 
mit der Zulassung zur staatlichen Ausbildung 
ein sehr schlechter Dienst geleistet worden ist, 
ersieht man aus einer auf der Abgeordneten- 
Versammlung in Bromberg gefallenen Aeußerung, 
daß einzelne unbeschäftigte Regierungsbaumeister 
sich mit Adressenschreiben hätten erhalten 
müssen. Ich habe das Gefühl, daß diese Aeuße- 
rung besser unterblieben wäre. Handelte es sich 
um ganz besondere, durch Unglück, Krankheit 
und Sorge beeinflußte Fälle, so gehörten diese 
gewiß nicht vor die Oeffentlichkeit. Sollten es 
aber wirklich einzelne typische Fälle sein, so 
würden sie nur beweisen, daß die Betreffenden 
völlig versagt haben, sobald der Grundsatz, nach 
dem sie bis dahin hatten leben dürfen, und der 
sich ausdrückt in dem bekannten Verse: 

Süße, heilige Natur, 

Leite mich auf Deiner Spur, 

Führe mich ‘an Deiner ‘Hand 

Wie ein Kind am Gängelband, 

für sie nicht mehr anwendbar war, d.h. sobald 
sie nach vollendeter an und bestandener 
großer Staatsprüfung ` "zum erstenmal’ in 
ihrem Leben ihren Weg er suchen mußten. 
“Herr Wehl nennt die Regierungsbaumeister- 
prüfung die langwierigste und ‚zeitraubendste 
aller deutschen Staatsprüfungen.. Herr. Weiß 
bringt zur Geltung, daß der Regierungsbau- 
meister in 11/, “Jahrzehnten meist das ganze 
elterliche Erbe, ja oft noch mehr verbrauche. 
Meiner Ueberzeugung nach ist die Regierungs- 
baumeisterprüfung in der Tat in einer Weise 
belastet worden, "wie es in der Sache‘ nicht 
notwendig begründet ist; ‘es gibt auch andere 
Kenner der Verhältnisse, die mir darin beistimmen. 
Die Anforderungen, die ‚an die häusliche Arbeit 
gestellt werden, gehen zu Weit, und in’der münd- 
lichen Prüfung muß auf, allen in Betracht ‘kom- 
menden Gebieten eine ‘so große Zahl ‘von ins 
einzelne gehenden Kenntnissen ' nachgewiesen 
werden, daß man glauben sollte, es handle sich 
darum, den Regierungsbaumeister ` unmittelbar 
nach der Prüfung auf eine einsame Insel zu ver- 
setzen, wo er dann, von allen technischen Hilfs- 
mitteln, wie Bibliotheken, Zeitschriften, ‘Hand- 
und Nachschlagebüchern, entblößt, auf jedem Ge- 
biete seines Faches. allen Anforderungen zu ge- 
nügen hätte. 
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Es ist das alte Lied: Die Prüfungsbehörde 
steigert die Anforderungen, um die Flut der 
Bewerber abzuschrecken — und die zu Prüfen- 
den sucher: durch Vorbereitung in Klausurvereinen 


‘usw. die Bedingungen formgerecht zu erfüllen. 


Gelingt ihnen das, so ist der Ersatz der früher 
eingetretenen Steigerung der Anforderungen 
wieder dahin. Neue Forderungen usw.! Die 
Staatsprüfung würde große Erleichterungen er- 
fahren können, sobald die Regierung sich ent- 
schließen wollte, für die Zulassung zur Prüfung 
den numerus clausus einzuführen, d. h. nur so- 
viel Diplom-Ingenieure in die staatliche Ausbil- 
dung einzustellen, als die Bedürfnisse des Staats- 
dienstes erfordern. Dann brauchte bei dem Prüf- 
ling, der durch das Bestehen der Reifeprüfung 
und der Diplomprüfung bereits sein allgemeines. 
Wissen und den Erfolg seiner Fachstudien nach- 
gewiesen hat, durch die große Staatsprüfung 
nur noch nachgewiesen zu werden, daß er seine 
Ausbildungszeit in verständiger Weise dazu be- 
nutzt hat, sich die Kenntnis der Forderungen 
der Verwaltung anzueignen und sich seiner be- 
sonderen Tätigkeit entsprechend nach einzelnen 
Richtungen seines Arbeitsgebietes technisch 
weiter ausgebildet hat. 

Meine Herren! Dieser Ausblick auf die Re- 
gierungsbaumeisterprüfung läßt erkennen, daß 
es auch für diejenigen, die sich dem Staatsdienst 
widmen wollen, vorteilhaft sein würde, wenn der 


großen Staatsprüfung nicht ferner auch solche 


Diplom-Ingenieure zugeführt werden, die gar 
keine .Aussicht haben, in den Staatsdienst ein- 
zutreten., : 

‚Diese, .. auf den Privatdienst angewiesenen 
Diplom-Ingenieure haben, wie ich oben bereits 
im allgemeinen nachgewiesen habe, keinen Nach- 
teil: davon, .daß sie zu der Regierungsbaumeister- 
prüfung. nicht zugelassen werden. Ich möchte 
aber noch auf einen Punkt, der in den Veröffent- 
lichungen der Regierungsbaumeister wiederholt 
hervorgehoben worden ist, eingehen. Es ist 
von dieser Seite oftmals betont worden, daß 
die. Diplom-Ingenieure in der Praxis nur zu 
Spezialisten a Wen die keine AUS: 
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sei. Selbstverständlich werden manche Diplom- 
Ingenieure Spezialisten. Dafür liegt aber 
auch ein Bedürfnis vor. Wir bedürfen solcher 
Techniker, die auf ihrem Sondergebiet Bedeuten- 
des leisten. Sie werden das gerade deshalb 
leisten, weil sie nachdem sie auf der 
9 klassigen Mittelschule und der Hochschule das 
allgemeine Wissen gewonnen hatten, sich auf 
ein Gebiet beschränkt haben. Ein solches Son- 
dergebiet bilden z. B. die Eisenbetonbauten. Es 
ist ganz ungerechtfertigt, wenn ein Vertreter 
der Regierungsbaumeister-Gruppe dieses Sonder- 
gebiet der großen, damit verbundenen Veraht- 
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wortung wegen der Beaufsichtigung durch Re- 
gierungsbaumeister vorbehalten will. 

Es gibt aber auch unter den Diplom-Inge- 
nieuren Leute, die sich für den praktischen Bau- 
dienst wenig oder gar nicht eignen. 
verwunderlich, wenn es anders wäre, denn Reife- 
prüfung und Diplomprüfung schützen keineswegs 
vollständig von solchen Mißerfolgen. Diese treten 
häufig erst dann zutage, wenn die Betreffenden 
zum erstenmal ganz allein auf sich selbst ange- 
wiesen sind. Wem es an Mut und Ausdauer 
fehlt, wer nicht klaren Blickes in seine Zukunft 
zu sehen vermag, wer sich darauf beschränkt, 
erhaltene Aufträge auszuführen und keine Lust 
daran empfindet, seine Arbeitskraft auch unauf- 
gefordert zur Verfügung zu stellen, wem jede 
Initiative fehlt, den kann es treffen, daß er in 
untergeordneten Stellungen haften bleibt, und 
daß er auch von Technikern mittleren Ranges, 
die ein offenes Auge haben, überholt wird. Als 
lächerlich muß es aber bezeichnet werden, 
wenn in den Schriften und Reden der Vertreter 
der Baumeistergruppe wiederholt darauf hinge- 
wiesen wird, daß die Diplom-Ingenieure in der 
Regel bei mehr oder weniger mechanischen Lei- 
stungen verblieben. 


Der Architektenverein in Berlin hat am 11. Ok- 
tober 1911 ein Schreiben an den Verbandsvorstand 
gerichtet, in dem er darauf hinweist, daß eine 
reichsgesetzliche Regelung der Berechtigung zur 
Führung des Baumeistertitels anzustreben sei: 
Grundbedingung, ein vollwertiges Studium mit 
entsprechender Abschlußprüfung. — Gleichzeitig 
hat der A. V. Berlin an den Minister des Innern 
eine Eingabe gerichtet und gebeten, die örtlichen 
Polizeiorgane darüber aufzuklären, wer zur Füh- 
rung des Baumeistertitels berechtigt sei, und sie 
anzuweisen, mißbräuchliche Führung des Titels 
zur Bestrafung zu bringen. 

Der Minister der öffentlichen Arbeiten ist da- 
durch veranlaßt worden, beim Reichsamt des 
Innern anzuregen, die Führung der Titel Bau- 


meister und Baugewerkmeister einheitlich zu 
regeln. Bundesratsbeschluß auf Grund § 133 
Abs. 2 d. GO. 


. Der Geschäftsbericht des Verbandes für das 
Jahr 1911/12 sagt hierzu (Zeitschr. d. V.D.A. 
u. 1.-V. 1912, S. 273): 

„Der Verband hat nicht nur die Interessen 
der beamteten Fachgenossen zu vertreten, son- 
dern in gleicher Weise auch die Interessen 
der nichtbeamteten, und zwar werden bei der 
Frage empfindlich berührt die Interessen der 
Regierungsbaumeister a.D., dann die Inter- 
essen der Diplom-Ingenieure, die die Regie- 
rungsbaumeisterprüfung nicht abzulegen ge- 
denken, und schließlich die Interessen der 
Privatarchitekten und Privatingenieure, die auch 
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ohne abgeschlossene Hochschulbildung ihre 
über das handwerksmäßige hinausgehende, 
künstlerische wie technische Befähigung ein- 
wandfrei bewiesen haben. Die Wünsche aller 
dieser Kreise mögen im einzelnen von einander 
abweichen, werden aber soweit zu vereinigen 
. sein, daß eine einmütige Kundgebung des Ver- 
bandes wohl möglich ist: Daß der Titel Bau- 
meister nicht den Baugewerksmeistern zuer- 
kannt oder gar für vogelfrei erklärt werde 
und von Scharwerkern, Pfuschern und Hypo- 
thekenschiebern in Anspruch genommen werde.“ 


™ Der Verbandsvorstand hat dann der Abgeord- 
neten-Versammlung zu München den Antrag vor- 
gelegt, einen Ausschuß zu bilden, in dem alle 
Interessengruppen vertreten seien. Der Antrag 
wurde mit dem Zusatz angenommen, daß die 
Hälfte der Ausschußmitglieder Privatarchitekten 
sein sollten. Gewählt wurden: Bachmann, 
Bothke, Clouth, Helm, Seil, Spindler, sammtl. in 
Berlin, Linder-München, an dessen Stelle später 
Wildenhofer-München getreten ist, Storz-Stutt- 
gart. 

Der Ausschuß hat am 4. Januar 1913 seine 
erste Sitzung in Berlin gehalten und Baurat 
Spindler zum Vorsitzenden gewählt. Zwei Zivil- 
ingenieure wurden zugezogen. Die Wahl Spind- 
lers war bereits bedeutsam. Aus Spindlers Vor- 
trag in der Vereinigung Berliner Architekten 
(Zeitschr. d. Verb. 1912, S. 332) sei das fol- 
gende angeführt. 

— — — „Baumeister müssen nicht nur 


künstlerische, sondern auch technische und 
wesentlich praktische Fähigkeiten besitzen. 
Diese werden aber hauptsächlich auf dem 


Wege der Erfahrung gewonnen, und da wird 
man wohl von einem frisch gebackenen Regie- 
rungsbaumeister kaum sagen können, daß er 
gerade auf Grund seiner praktischen Erfahrun- 
gen seinen Titel verdient hat. Habe ich das 
doch an mir selbst gesehen, als ich nach dem 
großen Staatsexamen in die Privatpraxis über- 
trat mit recht viel guter Meinung über mein 
Können, aber mit recht wenig Erfahrung, und 
mancher Regierungsbaumeister, der zu seiner 
Weiterbildung später in meinem Atelier arbei- 
tete, hat mich auch nicht eines Besseren be- 
lehrt. Gewiß wird man mit solcher Vorbildung 
sich schneller zur Entwicklung bringen kön- 
nen, aber mit der Verleihung dieses Titels _ 
hält die Meisterschaft für gewöhnlich nicht 
Schritt. Daher liegt eine gewisse Ironie in 
der Behauptung des Berliner Architekten-Ver- 
eins, daß sich Unbefugte den Baumeistertitel — 
anmaßen, um sich dem Publikum als ebenso 
wertvoll zu präsentieren, wie die staatlich ge- 
prüften Baumeister.‘ 


Spindler empfiehlt in seinem Vortrage dann, 
daß der Baumeister-Anwärter vor einem Prü- 
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fungsausschusse in: einer gauz freien und von 
engherzigen Vorschriften nicht beschränkten 
Weise je nach seiner Eigenart darlegen, soll, 
was er kann und was er leistet in Künstler- 
schaft und Praktik. Besteht er vor solchem 
Gerichtshofe, zu dem die besten und ange- 
sehensten Künstler und Praktiker als Gutachter 
gerade gut genug sind, dann wird er „Bau- 
meister‘. Die Gutachter müssen, in fortwähren- 
dem Wechsel aus allen Teilen des Reiches 
entsendet, freibleiben von aller Einseitigkeit ‚und 
Voränpenömmenheitt das bisher beliebte und 
auch notwendige Einarbeiten auf ganz be- 
stimmte Examinatoren, das auch zur Schablone 
gehört, würde wegfallen. | 


Entschließt sich dann außerdem der Staat 
noch dazu, seine Beamtentitel ausschließlich 
den beamteten Baukünstlern vorzubehalten, so 
wird auch das unter den heutigen Verhältnissen 
fast notwendig gewordene Rennen der Privat- 
architekten nach dem großen Staatsexamen und 
dein daran geknüpften Regierungsbaumeistertitel 
ein Ende haben. Man wird die Zeit, die man 
für die Vorbereitung zum Staatsexamen nötig 
hat, zweckentsprechender für seinen Beruf ver- 
wenden können. 

Der Geschäftsbericht des Verbandes d. A. 
u. I. V. für das Jahr 1912/13 brachte die Vor- 
schläge des Ausschusses. Im ersten Teil emp- 
fahlen sie eine Eingabe an den Bundesrat zur 
Regelung der Baumeistertitelfrage: 

„Die Berechtigung zur Führung des Titels 
„Baumeister“ muß in erster Linie den zweifel- 

haften Elementen des Bauspekulantentums be- 
stritten werden, die aus allen möglichen, nicht 
technischen Ständen und Gewerben hervor- 
gehen. Aber auch den Technikern mittlerer 

Vorbildung .und den Baugewerksmeistern, die 

sich nicht über das Handwerksmäßige ihres 

Berufes erheben, kann die Berechtigung zur 

Führung des Baumeistertitels nicht zugestanden 

werden. | 

Eine endgültige Regelung der Befugnis zur 
Führung des Titels Baumeister durch den Bun- 
desrat liegt im öffentlichen Interesse. 

Der Verband bittet diese Regelung bald- 
möglich in die Wege zu leiten, hält es aber 
nicht für erwünscht, daß dies auf dem Wege 
des Nachtrags zur RGO. geschieht.“ 


Auf der Abgeordneten-Versammlung in Brom- 
berg wurden dann die Vorschläge des Aus- 
schusses im Auftrage der Regierungsbaumeister- 
Gruppe d. A.-V. B. bekämpft, vom Vorstande 
warm befürwortet. Die Aussprache ergab, daß 
die Versammlung grundsätzlich den Standpunkt 
vertritt, daß der ‘Titel Baumeister auf keinen 
Fall an Handwerksmeister oder mittlere Tech- 
niker verliehen werden dürfe. Dem Verbande 
wird anheimgegeben, gemeinsam mit dem Ausi 
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schusse in eine nochmalige Prüfung wegen 
weiterer Schritte einzutreten. ; 


Die Baumeistergruppe des B. A.-V. legt beson- 


‘deren Wert darauf, daß die vom Verbandsvor- 


stand befürworteten Anträge des Verbandsaus- 
schusses sich mit der im Jahre 1909 vom V.V. 
an den Bundesrat gerichteten Eingabe nicht 
decken. Das ist richtig insofern, als die Ein- 
gabe von 1909 nicht, wie die Vorschläge von 
1913 es getan haben, unter gewissen Umständen 
den Baumeistertitel auch an Personen verteilt 
sehen wollen, die ein volles akademisches Stu- 
dium nicht zurückgelegt haben. Ob dem Aus- 
schusse von 1913 hierin zu folgen ist, wird der 
Verband der Architekten- und Ingenieur-Vereine 
zu entscheiden haben. Keineswegs ist es 
aber richtig, daß der Verband und sein 
Vorstand 1909 übereinstimmend mit der 
neuen Regierungsbaumeistergruppe sich geäußert 
hätten, also ein Monopol der Regierungsbau- 
meister angestrebt hätten. 1909 handelte es sich 
nur darum, die „Baumeister“ von den Bau- 
gewerksmeistern zu unterscheiden. 


Die Hauptsätze der damaligen Eingabe lauten: 


„Sachlich hat man unter Meister denjenigen 
zu verstehen, der in der Tat die in seinem 
Fache mögliche höchste Ausbildung genossen 
hat. Das ist nach dem heutigen Stande der 
Technik nur der Baufachmann, dessen prak- 
tische Betätigung sich aufbaut auf eine abge- 
schlossene allgemeine Bildung und auf ein 
abgeschlossenes akademisches Fachstudium. 


Der Verband Deutscher Architekten- und 
Ingenieur-Vereine bittet dementsprechend bei 
einer Regelung, geschehe sie durch den Bun- 

 desrat oder durch die Einzelstaaten, gütigst 

dafür eintreten zu wollen, daß der Titel „Bau- 
meister‘‘ den Baufachleuten mit voller aka- 
demischer Ausbildung vorbehalten bleibe und 
- den Baufachleuten mit mittlerer Fachschulbil- 
. dung der Titel „Baugewerksmeister‘‘ zuge- 
‚sprochen werde.“ 


In der vom Architekten-Verein zu Berlin am 
15. Dez. 1913 beschlossenen und am 12. Jan. 1914 
dem Bundesrat überreichten Eingabe wird ausge- 
führt, daß die Diplomprüfung für manche Zweige 
der Privatindustrie, die ein ausgesprochenes 
Spezialistentum verlangen, ausreichen mag, für 
die beratenden Architekten und Ingenieure sei 
dagegen eine geregelte weitere praktische Aus- 
bildung und eine Baumeisterprüfung unbedingtes 
Erfordernis.. 


Ist es zulässig, namentlich ist es klug ge- 
wesen, daß der B.A.-V. sich in seiner Eingabe 
vom 12. 1914 aus eigener Machtvollkommenheit 
zum Erläuterer der vom V.V. im Jahre 1909 
an den Bundesrat gerichteten Eingabe gemacht 
hat? Ich möchte diese Frage verneinen. 
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Der derzeitige Geschäftsführer des Verban- 
des, Dr. Siedler schreibt über den Unterschied 
der Auffassung des Verbandes und des B.A.-V. 
in Nr. 1 der Verbandszeitschrift vom 3. Januar 
1914: 

„Der Verbandsausschuß will die Beurteilung 
der praktischen Bewährung von einem be- 
stimmt zusammengesetzten Kollegium von Be- 
rufsgenossen, das unter dem Vorsitz eines staat- 
lichen Kommissars liegt; die Gruppe der 
Reg.-Baumeister im Arch.-V. zu Berlin ver- 
langt eine mehrjährige staatlich geregelte und 
überwachte praktische Ausbildung nach der 
Diplomprüfung, deren Erfolg in einer wei- 
teren Prüfung, entsprechend der heutigen 
Regierungsbaumeisterprüfung, nachgewiesen 
werden soll.‘ 


Angesichts dieses Gegensatzes ist es wich- 
tig, noch eine von anderer Seite in neuester 
Zeit ‘erfolgte Aeußerung zu hören. Der Ver- 
band Deutscher Dipl.-Ing. schreibt in seiner 
ebenfalls an den Bundesrat gerichteten Eingabe: 


„Bei der natürlichen Differenzierung der 
Technik gehen die Wege der jungen Tech- 
niker nach Abschluß des akademischen Stu- 
diums derart auseinander, daß von gemein- 
samen Merkmalen in fachlicher Beziehung der 
Hauptsache nach nur die wissenschaftlichen 
Gründlagen bleiben, deren Besitz bei der 
Diplomprüfung nachgewiesen worden ist. 

Die beste Ausbildung für den jungen aka- 
demischen Techniker stellt die unmittelbare 
Einführung in verantwortungsvolle Berufs- 

 tätiekeit dar. Hier legt der junge Techniker 
tagtäglich sein Examen ab, will er sich im 
freien Wettbewerb behaupten. Wenn eine 
weitere Prüfung besteht, wird der strebsame 
junge Techniker sich aus moralischen oder 
sonstigen Rücksichten verpflichtet sehen, ein 
derartiges Examen abzulegen. Auf diese 
Weise werden seine auf der Hochschule er- 
worbenen Kenntnisse zum großen Teil dadurch 
illusorisch, daß er gerade im besten und ent- 
wicklungsfähigsten Alter durch stete Rück- 


pon auf das bevorstehende weitere 
xamen von der eigentlichen Berufstätigkeit 
abgelenkt und in seiner Entwicklung ge- 


hemmt wird. Besteht ein solches Examen 
. nicht, so wird der junge Techniker Gelegen- 
heit wahrnehmen und finden, sich in den- 
jenigen Fächern der Technik zu vervollkomm- 
nen, in denen er kraft seiner individuellen 
Veranlagung besonders befähigt erscheint.‘ 


‘Die Eingabe weist dann noch darauf hin, 
daß auch der Deutsche Schulausschuß, dem her- 
vorragende Vertreter der deutschen technischen 
Wissenschaft und Praxis angehoren, sich auf 
seiner V. Gesamtsitzung am 6. und 7. Dezem- 


ber 1913 einmiitig und kategorisch gegen die 


` Verbandes D. Dipl.-Ing. 
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Einführung jeder weiteren Prüfung nach der 
Diplom-Hauptpriifung ausgesprochen habe. 

Ich habe zu meinem Bedauern dieser Sitzung 
des Schulausschusses nicht beiwohnen können. 
Es ist wohl darauf hingewiesen worden, daß dem 
Schulausschusse vorwiegend Männer aus der 
Industrie angehörten, deshalb beziehe sich der 
angeführte Beschluß in erster Linie auf die 
jungen Maschinen-Ingenieure. Das mag richtig 
sein; Bauingenieure fehlten aber nicht im Aus- 
schusse, und ich würde, wenn ich in Berlin 
anwesend gewesen wäre, auch soweit die in 
den Privatdienst gehenden Bauingenieure in Be- 


tracht kommen, dem Beschlusse zugestimmt 
haben. | 
Für die in den Staatsdienst tretenden In- 


genieure habe ich mich in Uebereinstimmung mit 
dem Antrage unseres vorigjährigen Ausschusses 
für ein vereinfachtes zweites Examen ausge- 
sprochen. Ich erinnere noch daran, daß unser 
Ausschuß für den Gemeindedienst empfohlen 
hatte, daß die deutschen Städte zur gemein- 
schaitlichen Ausbildung und Prüfung von 
höheren städtischen Baubcamten eine Zweck- 
vereinigung gründeten. 

Ich erinnere endlich noch daran, daß unser 
Ausschuß wegen der Ingenieure und Architekten 
im Privatdienst sich dahin ausgesprochen hat: 

„Die systematische Einführung der jungen 

Architekten und Ingenieure in solche Aufgaben 
der privaten Baubetriebe, mit denen die Be- 
treffenden nicht ohnehin beschäftigt sind, er- 
scheint nicht möglich. Ein Bedürfnis kann 
nicht anerkannt werden. Die jungen Archi- 
tekten und Ingenieure führen sich dadurch in 
die Verwaltungsaufgaben der privaten Bau- 
betriebe ein, daß sie das Bestreben zeigen, 
sich in kaufmännischen und rechtlichen Fra- 
gen von Hilfskräften möglichst unabhängig 
zu machen, und daß sie von allen Vorgän- 
gen dieser Art, von denen sie berührt werden, 
ihr Interesse widmen.“ 

Wenn es hiernach selbstverständlich erscheint, 
daß ich den Ausführungen, in der Eingabe des 
zustimme, so stimme 
ich damit aber.nicht dem Schlußsatze der Ein- 
gabe zu, in dem der Bundesrat gebeten wird, 
für den Fall, daß doch ein gesetzlich sanktio- 
nierter Baumeisterstand geschaffen wird, 

die Frage dahin zu regeln, daß Personen, die 

die Diplomprüfung an einer deutschen Tech- 

nischen Hochschule abgelegt haben, ohne jede 
weitere Prüfung oder auf Grund einer Be- 
währung in mehrjähriger Tätigkeit in der 

Privatpraxis den Titel Baumeister sollen führen 

können.‘ | 


Die Diplom-Ingenieure sind Hierbei aus der 
Rolle gefallen. Sie hätten sich darauf beschrän- 
ken sollen, zu erbitten, daß von jeder weiteren 
Sanktionierung des Baumeistertitels abgesehen 
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werde. Dann würde die Führung des Titels 
allgemein verboten sein, und es dürften ihn 
nur die beamteten Techniker und diejenigen 
führen, ‘die ihn durch Ablegung des Regierungs- 
baumeisterexamens erworben haben. 

Hat der Diplom-Ingenieur das Bedürfnis, sich 
auch Baumeister zu nennen, nachdem er sich 
praktisch bewährt hat? Ich sage nein, und weise 
darauf hin, daß jede Entscheidung darüber, ob 
er sich bewährt hat, im Grunde wieder zu einer 
Art Prüfung führt. Der Diplom-Ingenieur sollte 
dauernd auf seinen akademischen Grad stolz 
sein und darauf bedacht sein, tatsächlich zu be- 
weisen, daß er sich praktisch bewährt. 

Dann wird er als bewährter Diplom-Inge- 
nieur geachtet werden und als solcher zu Rate 
gezogen werden. Daß er sich Baumeister nennen 
will, hat gar keinen Sinn. Es wird auch nie- 
mals eintreten, daß der geprüfte Regierungs- 
baumeister den ungeprüften Baumeister als 
Kameraden betrachtet, während der bewährte 
Diplom-Ingenieur sich, nicht von heute auf mor- 
gen, wohl aber im Laufe der Zeit auch in den 
Augen der Regierungsbaumeister die ihm zukom- 
mende geachtete Stellung erringen wird. 

Für die Bauingenieure hat der „Baumeister“ 
gegenüber dem „Dipl.-Ing.“ schon gar keinen 
Sinn. 

Für die Architekten ist es bedauerlich, daß 
aus den bekannten Gründen bei Erlaß der Pro- 
motionsordnung für alle Techniker der gemein- 
same Titel Dipl.-Ing. geschaffen worden ist. In 
absehbarer Zeit wird sich daran nichts ändern 
lassen. Ist es denn aber gar so schlimm, auf 
seine Karte zu setzen: Architekt X., Dipl.-Ing. ? 

Es bleiben dann noch die Architekten zu be- 
sprechen, die nicht die Diplom-Prüfung abgelegt 
haben. Ist es für sie ein Bedürfnis, sich ,,Bau- 


meister‘ zu nennen, wenn gesetzlich gesichert 
ist, daß keine minderwertigen Baufachleute oder 
Scharwerker oder Spekulanten sich Baumeister 
nennen dürfen? 

Ich bin überzeugt, daß mit der Zeit mehr 
und mehr die Architekten, die das Hochschul- 
studium wählen, die Diplom-Prüfung ablegen 
werden. Die aber, welche aus irgendwelchen 
Gründen das nicht tun, und die in Ateliers aus- 
gebildeten Architekten bleiben nach wie vor, 
was sie gewesen sind: „Architekten“. 

Ich will gewiß nicht davon abraten, durch 
Einrichtung von Architektenkammern oder auf 
anderen Wegen den Stand der Architekten von 
ungeeigneten Elementen frei zu halten; diese 
Bemühungen haben aber meines Erachtens nichts 
mit der Baumeistertitelfrage zu tun. 

Ich bin zu Ende, und fasse das 
dahin zusammen: 

Es wird, ohne daß Aerger und Zank in der 
Kollegenschaft erregt wird, dadurch am besten 
klares Feld geschaffen, daß der Bundesrat von 
dem § 133 Absatz 2 d. GO. in dem Sinne Ge- 
brauch macht, daß er den mittleren Technikern 
den „Baugewerksmeister‘‘ gewährt, die Füh- 
rung des Baumeistertitels aber gänzlich verbietet, 
soweit er nicht durch Beschlüsse der Landes- 
regierungen bestimmten Beamten und denen 
beigelegt ist, welche die von den Regierungen 
eingerichtete Regierungsbaumeisterprüfung be- 
standen haben. Eine ganz unerläßliche Voraus- 
setzung ist dabei allerdings, daß zu den Regie- 
rungsbaumeister - Prüfungen nicht wesentlich 
mehr Bewerber zugelassen werden, als das Be- 
dürfnis nach fest angestellten Technikern des 
höheren Verwaltungsdienstes es fordert, mit an- 
deren Worten: Die Einführung des mumerus 
clausus. 


Gesagte 


| Die „Diplom-Brauerei-Ingenieure“ 
vor der Hauptversammlung des Vereins deutscher Chemiker. 


Anlaßlich der Hauptversammlung 1912 des 
Vereins deutscher Chemiker zu Freiburg i. B. 
wurden seitens der Fachgruppe für Gärungs- 
chemie des Vereins deutscher Chemiker die 
Wege für eine zweckmäßige Ausbildung von 
Gärungschemikern geebnet, und im Anschluß 
daran wurde am 11. Oktober 1912 eine Kom- 
mission eingesetzt, die die Frage studieren und 
positive Vorschläge machen sollte. Der Be- 
richt über diese Verhandlungen wurde auf der 
letztjährigen Hauptversammlung des Vereins 
deutscher Chemiker in Breslau in der Fach- 
gruppe für Gärungschemie vorgetragen und be- 


deutet eine vernichtende Kritik dieser am In- 
stitut für Gärungsgewerbe zurzeit bestehenden 
Einrichtung der „Diplom-Brauerei-Ingenieure“. 

Es wurde hervorgehoben, daß die irreführende 
Bezeichnung ,,Diplom-Brauerei-Ingenieur“ zwei- 
fellos zwar eine gute Reklame für das genannte 
Institut bedeute, daß aber die Einrichtung selbst 
für die wissenschaftlichen Chemiker sowohl als 
auch für die Industrie das schädlichste sei, was 
geschaffen werden konnte, denn diese sogenann- 
ten „Diplom-Brauerei-Ingenieure“ des Instituts 
für Gärungsgewerbe versperren den eigentlichen 
Diplom-Ingenieuren und promovierten Chemi- 
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kern, die allein in der Lage seien, der Brauerei- 
Industrie zum Fortschritt zu verhelfen, den Ein- 
tritt in die Industrie. 


Die Verhandlungen der Fachgruppe für 


Gärungschemie des Vereins deutscher Che- 
miker sind um so beachtenswerter und 
interessanter, als der geistige Schöpfer dieser 


„Diplom - Brauerei - Ingenieure‘, Professor Dr. 
Delbrück, den Vorsitz in dieser Kommission 
führte, und als dieser zugleich stellvertretender 
Vorsitzender des Vereins deutscher Chemiker ist, 
also eines Vereins, der sich die Förderung der 
wissenschaftlichen und sozialen Interessen des 
wissenschaftlich gebildeten Chemikerstandes zur 
Aufgabe gestellt hat. 

Der Bericht lautet nach der „Zeitschrift für 
angewandte Chemie“ (Eigentum des Vereins 
deutscher Chemiker E. V.) Nr. 77 und 78, Jahr- 
zang 1913, wie folgt: 

Den Bericht über die Verhandlungen der in 
der Sitzung vom 11./10. 1912 eingesetzten Kom- 
mission für Organisation des Ausbildungsganges 
der Gärungschemiker erstattet Dr. Holzmann, 
Posen. 

Meine Herren! Bei meinem Bericht kann ich 
mich kurz fassen, da Ihnen ja alles bereits schrift- 
lich bekanntgegeben ist. Vorausschicken möchte 
ich, daß sich einige Mitglieder darüber beklagt 
haben, daß sie aus dem Protokoll der Kom- 
missions- sowie der vorjährigen gemeinsamen 
Sitzung so gut wie nichts über den Gang der 
Verhandlungen haben entnehmen können, wes- 
halb eine eingehendere Führung des heutigen 
Protokolls zu empfehlen ist. 

Wie Ihnen ja bekannt, wurden die Verhand- 
lungen über die Ausbildungsfrage der Gärungs- 
chemiker durch meinen in Freiburg gehaltenen 
Vortrag eingeleitet und auf der vorjährigen ge- 
meinsamen Sitzung mit einem Referat des Herrn 
Dr. Rolle weitergeführt. Die in dieser Sitzung 
gewählte Kommission tagte am 3./4. d. J. in 
Berlin und verhandelte dabei über die in den 
beiden vorerwähnten Vorträgen gemachten Vor- 
schläge, sowie über die nachfolgenden: 

Vorschläge für eine auf alle in 
Fragekommenden bestehenden Ver- 
hältnisse nach Möglichkeit rück- 
sichtnehmende und daher auch am 
leichtesten einstimmig annehmbare 
Lösung,der Ausbildungsfrage. 

Vorerst die sämtlichen Mitglieder des Ver- 
eins deutscher Brauerei- und Mälzerei-Betriebs- 
chemiker durch Rundschreiben zur Abstimmung 
unterbreiteten und indes von denselben einstim- 
imig angenommenen Vorschläge I und Il, be- 
treffend den Gang der Ausbildung der Gärungs- 
chemiker: | 
OL Nach unserem (die 4 Vertreter d. V. d. B. 
u. M. Ch, in der Kommission f. O. d. A. d. Gä.) 
Ermessen halten wir die recht baldige Schaffung 
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nur eines solchen Ausbildungsganges für uns 
Betriebschemiker der Gärungsindustrie allein in 
Frage kommend, der den jungen Chemiker be- 
fähigt, später in die ersten leitenden Positionen 
dieser Industrien zu gelangen. | 

ll. Wir halten daher, unter Wahrung der 
Interessen der Gärungsindustrien selbst, sowie 
der ihrer Betriebschemiker, folgende Anforde- 
rungen für nicht unterschreitbar 


A. Zu verlangen ohne Ausnahm.: 
1. Abiturientenexamen. 


2. 1 Jahr praktizieren (anschieben) ih einem 
Betriebe der Gärungsindustrien. Die erste Hälfte 
der Praktikantenzeit muß vor Eintritt in die 
nach der Vorprüfung folgenden Semester zu- 
rückgelegt sein, um bei den gärungswissen- 
schaftlichen und betriebstechnischen Vorlesungen 
und Uebungen auch folgen zu können; die zweite 
Hälfte derselben kann auch während der Hoch- 
schulferien absolviert werden. 


3. 8semestriges Chemiestudium mit Vor- und 
Hauptprüfung; 

a) bis zur Vorprufung sind auch physikauische 
und botanische Vorlesungen und Uebun- 
gen, sowie Konstruktionszeichnen zu be- 
legen; 

b) Vorprüfung; 

c) nach bestandener Vorprüfung sind außer 
den üblichen Vorlesungen alle einschlägi- 
gen Fächer, wie Bakteriologie, Heferein- 
zucht, Garungswissenschaft, Betriebslehre, 
Maschinen- und Feuerungskunde, Volks- 
wirtschaft, Buchführung und Verwaltungs- 
technik zu belegen; 

d) die Diplomarbeit muß ein Thema der Gä- 
rungstechnik betreffen; 

e) Diplom-Ingenieurexamen. 


B. Dringend zu empfehlen: 


4. Kaufmännischarbeiten 
Bankgeschaft und !/, Jahr 
gärungstechnischen Betriebes. 


C. Dringend erwünscht: 


1/, Jahr in einem 
im Kontor eines 


5. Ein für das Vorwärtskommen in den Gä- 
rungsindustrien, besonders geeigneter Ausweis 
erfolgreicher Absolvierung vorgenannten Ausbil- 
dungsganges. 

Wir schlagen daher für die Lösung der Aus- 
bildungsfrage folgendes zur Annahme vor. 

1. Auf einstimmigen Beschluß des Vereins 
Deutscher Brauerei- und Mälzerei-Betriebs- 


chemiker den von uns empfohlenen Ausbildungs- 


gang mit Abschlußexamen als Diplom-Ingenieur 
und den geeigneten Ausweis erfolgreicher Ab- 
solvierung aller vorbezeichneten Anforderungen. 

2a. Für das Studium bis zur Vorprüfung jede 
Universität oder hierfür geeignete Hochschule. 


b. Für das Studium nach der Vorprüfung 
als hierfür in Frage kommende Ausbildungs- 


i) We 
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stätten, die Technischen Hochschulen Braun- 
Schweip und München, sowie die Landwirtschaft- 
lichen Hochschulen ‘Berlin und Weihenstephan. 
Diesen beiden Landwirtschaftlichen Hochschulen 
wäre nahezulegen, daß sie diesen Studiengang 
analog dem an den beiden vorstehenden Tech- 
nischen Hochschulen einrichten möchten, also mit 
Vor- und Hauptprüfung als Diplom-Ingenieur. 
Solange denselben diese Examina nicht möglich 
sein sollten, möchten sie diesen Studiengang mit 
den Technischen Hochschulen Charlottenburg 
bzw. "iünchen sicherstellen, wie z. B. die Land- 
wir.schaftliche Hochschule in Berlin bisher Pro- 
motionen auf diesem Gebiet im Konnex mit der 
Universität daselbst. ermöglicht hat. 

3. .Die Landwirtschaftliche Hochschule Berlin 
möchte, da sie nach Einführung eines solchen 
Studienganges zwei ähnliche hätte, nämlich den 
für Diplom-Ingenieure und den für diplomierte 
Ingenieure der Gärungsindustrie, dann den bis- 
herigen für Brauerei-Ingenieure, Brennerei-Inge- 
nieure usw. aufheben, indem der neue Studien- 
gang ja gewissermaßen als die höher geschraubte 
Form des bisherigen zu betrachten ist. Hier- 
gegen dürften auch kaum Bedenken bestehen, 
da die Brauerei-Ingenicure sich sowieso schon 
mit dem Gedanken tragen, als Vorbildung das 
Abiturium zu fordern. 

4. Unter Voraussetzung, daß 1, 2 und 3 im 
vorstehenden Sinne angenommen werden, und 
daß die Chemiker der übrigen landwirtschaft- 
lich-technischen Gewerbe auch hierfür zu haben 
sein sollten, lägen unserseits keine Bedenken vor, 
daß dieser Studiengang mit der Zeit auch auf 
die übrigen landwirtschaftlich-technischen Ge- 
werbe ausgedehnt würde, also außer auf Brauerei 
und Brennerei auch für Molkerei, Zucker- und 
Starkeindustrie. Der Studiengang könnte in die- 
sem Falle entweder als vollständig einheitlicher 
oder ein solcher mit Abzweigungen für die ein- 
zelnen Industrien durchgeführt werden. 

Die Idee des Herrn Dr. Rolle, den Studien- 
gang, aus Rücksicht auf die Nahrungsmittel- 
chemiker, mehr zu cinem solchen für die Labora- 
toriumstätigkeit vorbereitenden gestalten zu 
wollen, möchte aber aufs entschiedenste abge- 
lehnt werden. Es sollte bei der Schaffung dieses 
Studienganges vollständig unberücksichtigt blei- 
ben, inwieweit die Nahrungsmittelchemiker von 
demselben später Gebrauch machen wollen oder 
nicht. | 

Die Tagesordnung lautete: 

1. Soll ein Ausbildungsgang nur für Gärungs- 
chemiker (Vorschlag Holzmann) oder für 
Physiochemiker (Vorschlag Rolle) ent- 
-worfen werden? 

Für welche Art der Betätigung des Che- 

mikers in den Gärungsindustrien soll 

= der zu schaffende Ausbildungsgang ge- 
eignet sein? 


to 


a) Reicht ein solcher aus, der nur für 
Heranbildung von späteren Labora- 
toriumsleitern geeignet ist? ` 

b) Oder muß verlangt werden, ‘daß der 
Ausbildungsgang den jungen Chemiker 
später zur technischen und bei gleich- 
zeitiger kaufmännischer Ausbildung 
auch zur Gesamtleitung befähigt? 

3. Soll das Studium nur an Technischen Hoch- 
schulen absolviert werden dürfen und über 
das staatliche Diplomexamen hinweg zum 
- Diplom - Ingenieur für Garungstechnik 
führen (Vorschlag Holzmann), oder soll 
es nach Wahl an landwirtschaftlichen oder 


Technischen Hochschulen oder Universi- 
täten durchgeführt werden und das 
Doktorexamen mit einer Arbeit aus dem 
gewählten Spezialgebiet zum Abschluß 


haben (Vorschlag Rolle)? 

4. Welche Maßnahmen sind zur praktischen 
Verwirklichung des Studienganges zu. 
treffen? 


Die Besprechung und Abstimmung über die 
einzelnen Punkte der Tagesordnung zeitigte fol- 
gende Ergebnisse: 


I. Es soll ein Ausbildungsgang nur für Ga- 
rungschemiker geschaffen werden. 


II. Der neue Ausbildungsgang soll den Chemi- 
ker später zur technischen und bei gleichzeitiger 
kaufmännischer Ausbildung auch zur Gesamt- 
leitung befähigen. 


Hla. Für das Studium bis zum Vorexamen 
ist jede Universitat oder Hochschule geeignet. 

b. Für das Studium nach dem Vorexamen 
kommen als hierfür geeignete Bildungsstätten in 
Betracht die Technischen Hochschulen zu Braun- 
schweig und München sowie die Landwirtschaft- 
lichen Hochschulen zu Berlin und Weihenstephan. 
Diesen beiden Hochschulen ist vorzuschlagen, 
daß sie Vorexamen und Diplom-Ingenieurexamen 
einführen. 

c. Ein praktisches Jahr, von dem !/, Jahr 
vor Eintritt in die Fachvorlesungen abzuleisten 
ist, wird dringend empfohlen. 


IV. Ueber die Beschlüsse gemäß I—III soll 
auf der gelegentlich der Hauptversammlung des 
Vereins deutscher Chemiker zu Breslau im Sep- 
tember stattfindenden gemeinsamen Sitzung des 
Vereins der Deutschen Brauerei- und Mälzerei- 
Betriebschemiker und der Fachgruppe für Gä- 
rungschemie ein Beschluß herbeigeführt und der 
Verein deutscher Chemiker um seine Unter- 
stützung angegangen werden. | 

Diesem Beschlusse traten die Kommissions- 
mitglieder, Herr Prof. Dr. Lintner und Herr 
Dir. Dr. Kickelhayn, die an der Sitzung nicht 
hatten teilnehmen können, nachträglich bei, und 
zwar schrieb mir Herr Prof. Dr. Lintner unter 
dem 5. August unter anderem folgendes: 
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„Herr Dir. Kickelhayn hat mir heute Ihr 
wertes Schreiben mit den Zusätzen der Herren 
Dinklage und Dr. Barth übergeben, und ich 
beeile mich, Ihnen mitzuteilen, daß ich Ihrem 
Kommissionsbeschluß, den Sie am 3. 4. 1913 
bezüglich des Ausbildungsganges der Gärungs- 
chemiker gefaßt haben, gern zustimme. Bezüg- 
lich der Durchführbarkeit des praktischen Jahres 
vor Beginn der Hochschulstudien habe ich zwar 
meine Bedenken, doch das wird sich finden. 

Darin stimme ich völlig mit Ihnen überein, 
daß die Aufhebung der Brauerei-In- 
genieurprüfung anzustreben ist. 

Nun, ich hoffe, daß wir in Breslau zu einer 
allseitig befriedigenden Verständigung gelangen 
werden.“ 

Der Zweck der heutigen Sitzung ist die Rege- 
Jung der Ausbildungsfrage der Garungschemiker, 
für deren Notwendigkeit den besten Kommentar 
der die wirkliche Sachlage so treffend schildernde 
Vortrag des Vorredners, Herrn Dr. Bauer, ab- 
gibt. 

Bevor wir nun in die Diskussion und Be- 
schlußfassung über das Ergebnis der Verhand- 
lungen der Kommission eintreten, habe ich noch 
folgendes bekanntzugeben: 

Die Gesamtheit der Mitglieder des Vereins 
Deutscher Brauerei- und Mälzerei - Betriebs- 
chemiker steht bis auf drei noch schwankende 
Stimmen vollständig auf dem Standpunkt des 
Koinmissionsbeschlusses, sowie der vorhin aus- 
geführten Vorschläge. 

Der Verein rechnet mit Bestimmtheit auf die 
Unterstützung der Fachgruppe für Garungs- 
chemie, der ja auch eine große Anzahl unserer 
Mitglieder angehört, und bittet die Fachgruppe 
um ihre Unterstützung hierbei. 

Herr Gehbeimrat Prof. Dr. Reinke, 
der leider am Erscheinen verhindert ist, beauf- 
tragte mich, folgendes zur Verlesung zu bringen: 

1. Esistzubedauern, daß Preußen 
resp.die Landwirtschaftliche Hoch- 
schule Berlin durch die Einführung 
des Diplomexamens für Brauerei-, 
Brennerei- und Zuckerfabrik-Inge- 
nieure Verwirrung gebracht hat in 
die Bewertung der Diplom-Inge- 
nieurexamina an den deutschen 
Technischen Hochschulen. 

2. Wenn auch durch diese Examina für die 
Entwicklung der Schule an dem Institut für 
Gärungsgewerbe und Starkeindustrie erfolg- 
reiche Reklame gemacht wird und den betref- 
fenden Industrien billigere Kräfte zugeführt wer- 
den, so ist doch zu bedauern, daß hierdurch der 
Weg in diese Industrien den ebenso ernst und 
praktisch denkenden und geschulten, aber über- 
wiegend höher gebildeten Diplom-Ingenieuren, 
Doktor-Ingenieuren der Technischen Hochschulen 
und Doktoren der Universitäten erschwert wird. 


3. Es ist anzustreben, daß den letztgenannten 
geeignete Vorschläge für ihre besondere Aus- 
bildung‘ für die Gärungsgewerbe unterbreitet 
werden, und daß den Industrien von der Zweck- 
mäßigkeit dieser Ausbildung Kenntnis gegeben 
wird, sowie daß die Landwirtschaftliche Hoch- 
schule Berlin das Examen für Diplom-Ingenieure 
gleich den Technischen Hochschulen einführt 
unter Aufhebung des Diplomexamens mit dem 
irreführenden Namen für Brauerei-Ingenicure, 
Brennerei -Ingenieure und Zuckerfabrik - Inge- 
nieure. 

Zum Schlusse kommend, möchte ich nur noch 
bemerken, daß ich zu den von mir gemachten 
Vorschlägen nichts hinzuzusetzen noch hinweg7u- 
nehmen habe. 


Es wurden in der Abstimmung folgende Be- 
schlüsse gefaßt: 


I. Es soll ein Ausbildungsgang nur für Gä- 
rungschemiker geschaffen werden. 


ll. Der neue Ausbildungsgang soll den 
Chemiker später zur technischen und bei gleich- 
zeitiger kaufmännischer Ausbildung auch zur Ge- 
samtleitung befähigen. 


IH a. Für das Studium bis zum Vorexamen ist 
jede Universität oder Hochschule geeignet. 


b. Für das Studium nach dem Vorexamen 
kommen als hierfür geeignete Bildungsstätten in 
Betracht die Technischen Hochschulen zu Braun- 
schweig und München, sowie die Landwirtschaft- 
lichen Hochschulen zu Berlin und Weihenstephan. 
Diesen beiden Hochschulen ist vorzuschlagen, daß 
sie Vorexamen und Diplom-Ingenieurexamen ein- 
führen. 

c. Ein praktisches Jahr, von dem !/. Jahr 
vor Eintritt in die Fachvorlesung abzuleisten ist, 
wird dringend empfohlen. 


IV. Es soll der Verein deutscher Chemiker 
um seiner Unterstützung bei der Durchführung 
dieser Angelegenheit angegangen werden. 


Herr Brauakademiedirektor Prof. Dr. Vogel, 
Weihenstephan, einer der Diskussionsredner, 
führte wörtlich folgendes aus: 


„Der springende Punkt, um den sich unsere 
Aussprache in der -Kommissionssitzung in Berlin 
und die eben gehörten Ausführungen des Herrn 
Kollegen Holzmann drehten, ist der diplo- 
mierte Brauerei-Ingenieur der Ber- 
liner Versuchs- und Lehranstalt, den 


Kollege Bauer in seinem Vortrage als eine 
„Phase“ in der Entwicklung der Dinge ge- 
nannt hat. 


Darüber ist man allenthalben einig, und Sie 
haben es auch aus den vorgelesenen Briefen von 
Geheimrat Reinke und Prof. Lintner gehört, daß 
heute dem regulär auf der Universität oder auf 
der Technischen Hochschule ausgebildeten 
Chemiker der Weg nach vorwärts, d. h. über 


te 
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das Laboratorium hinaus durch cinen Berliner 
Brauerei-Ingenieur geradezu verrammelt wird. 

Wenn man von einem jungen Chemiker ge- 
fragt wird, welche Aussichten sich für ihn und 
seine Zukunft im Braugewerbe eröffnen, so muß 
man ihm offen gestehen, daß, wenn er nicht 
praktische Kenntnisse des Brauereibetriebes aus- 
weisen kann, keine Aussichten auf ein Vorwärts- 
kommen hat. 

Die Vorschläge des Herrn Kollegen Holzmann 
suchen nun die Wege vorzuzeichnen, welche für 
die Zukunft der Chemiker einschlagen soll, um 
neben der allgemeinen Ausbildung die rein fach- 
liche sich in dem Umfange zu sichern, daß er 
wieder Aussicht hat auf leitende Stellen, natür- 
lich die persönliche Tüchtigkeit vorausgesetzt. 

Ich unterlasse es, in die Details einzugehen, 
weil man darüber verschiedener Ansicht sein 
kann. Ich möchte vielmehr darauf aufmerksam 
machen, daß es ein grober Fehler wäre, über 
der fachlichen Ausbildung den enormen Wert 
einer allgemeinen, ich will sagen, naturwissen- 
schaftlichen Ausbildung zu vergessen. 

In der Kommissionssitzung in Berlin habe ich 
speziell darauf hingewiesen, daß sich der 
deutsche Chemiker die Welt vorzugsweise da- 
durch erobert hat, daß er auf Grund seiner tiefen 
allgemeinen chemischen Ausbildung gelernt hat, 
in allen Sätteln reiten zu können. | 
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Wer kanı dem jungen Chemiker, wenn er 
auch auf dem chemisch-technischen Gebiet die 
schönsten Kenntnisse besitzt, Gewähr leisten, 
daß er wirklich im Braugewerbe das findet, was 
er sich erhofft hat? 


Es kann die verschiedensten Umstände per- 
sönlicher Verhältnisse und Eigenschaften geben, 
welche ihn zwingen, dem Braugewerbe den 
Rücken zu kehren. Da muß er nun eine so 
weit vertiefte allgemeine Ausbildung haben, daß 
er noch die Möglichkeit hat, sich auch in einer 
anderen Branche seia Brot verdienen zu können, 
wenn wir nicht fürchten müssen, daß sich ein 
Proletariat von entgleisten Brauereichemikern an- 
sammelt. 

Von uns Alten, die wir neidlos den Dingen 
und Verhältnissen gegenüber stehen, erwartet 
der jüngere Nachwuchs, daß wir ihm die Wege 
ebnen helfen, die zur Höhe einer befriedigen- 
den Lebensstellung führen. 


Ich verweise und unterstreiche nocinnals die 
präzisen Aeußerungen von Reinke und Lintner 
und richte deshalb im Namen der Jungen an 
Herrn Geheimrat Delbrück die Bitte, die Ein- 
richtung der Berliner Brauerei-Ingenieure fallen 
zu lassen bzw. sie weiter auszubauen im Sinne 
unserer Anträge. Die Berliner Versuchs- und 
Lehranstalt wird dadurch nur gewinnen.“ 


Rechtsstreitigkeiten mit technischem Streitstoff. `) 
Von Tipl.:\ng. Dr. iur. Fritz Gerb, Berlin. 


Herr Professor Kollmann schneidet in der 
Märznunmer von Technik und Wirtschaft ein 
wichtiges Problem an, indem er die Stellung- 
nahme einzelner Gerichte gegenüber dem Tech- 
niker erläutert, der als technischer, von der 
Partei bevollmächtigter Beistand vor dem Pro- 
zeBgerichte zu Worte . zu kommen wünscht. 
Diese ganze Frage gabelt sich in zwei Teile, 
und zwar handelt es sich einmal darum, ob eine 
solche Mitwirkung des Technikers vor dem Pro- 
zeßgericht erwünscht ist und dann, ob sie auf 
Grund des geltenden Gesetzes zulässig ist. 

Es ist unzweifelhaft, daß eine solche Tätig- 
keit des Technikers für den Rechtssuchenden von 
hohem Werte sein würde, denn man muß da- 
mit rechnen, daß im Anwaltsprozeß weder der 
Anwalt noch der Richter den Streitstoff, soweit 
er technischer Natur ist, so von innen heraus 
in sich aufnehmen können, wie man es für die 
Grundlage eines Urteils wünschen muß. Ich will 
gar nicht so weit gehen und in richterlichen 
Kreisen eine Geringschätzung technischen Wissens 
und Könnens unterstellen, denn wenn dies auch 


hier und da einmal vorkommen mag, so haben 
wir doch in unsern Richtern Kinder unserer Zeit 
vor uns, und es würde fast unverständlich er- 
scheinen, wenn diese der Technik, die sie allent- 
halben umgibt, Geringschätzung entgegen brin- 
gen sollten. Die richtige Wertung technischer 
Arbeit von ihnen zu verlangen ist aber wiederum 
eine zu weit gehende Forderung von der an- 
deren Seite; denn zur richtigen Wertung gehört 
ticfeindringende Kenntnis und diese wird nur 
durch svstematisches Studium und langjährige 
praktische Tätigkeit, nicht aber durch gelegent- 
liche, ja auch nicht einmal durch häufige Be- 
schäftigung mit technischen Dingen im Rahmen 
eines Rechtsstreits erworben. Was von den Rich- 
tern gesagt wurde, gilt auch für die Anwälte. 
Die rechtssuchende Partei hat naturgemäß 
das dringendste Interesse daran, den ganzen Tat- 
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1) Dasselbe Thema hat bereits Patentanwalt Dipl.-Ing. Wentzel 
in seinem Aufsatze „Technische Beistinde im Zivilprozert® in der 
vorigen Nummer dieser Zeitschrift behandelt, Wegen threr Wichtig - 
keit sei diese Frage hier noch einmal von einem anderen Gesichts - 
punkte aus beleuchtet. Die Schrift 
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sachenkomplex, aus dem das Urteil erwachsen 
soll, so behandelt zu sehen, daß ein Irrtum des 
Richters nach Möglichkeit ausgeschlossen ist. 
Richter und Anwälte haben dasselbe Interesse 
wie die Partei. 

Die Mitwirkung des Technikers ist also 
sicherlich erwünscht, wobei man natürlich vor- 
aussetzen muß, daß der Ingenieur, der sich mit 
dieser Aufgabe befaßt, soviel vom materiellen 
und vom Prozeßrecht versteht, daß er die Stel- 
lung der technischen Frage im Rahmen des 
gerade vorliegenden Prozesses erkennt, denn 
sonst würde er nicht in der Lage sein, seine Er- 
klarungen in die knappe Form zu bringen, die 
nun einmal für Erläuterungen vor Gericht er- 
forderlich ist. 

Ein Techniker, der diese Voraussetzungen er- 
füllt, wird zweifellos dazu beitragen können, daß 
ein richtiges Urteil zustande kommt, und zwar 
in erhchlich kürzerer Zeit, als dies jetzt bei 
technischen Prozessen der Fall ist. 


Einen ganz besonderen Vorteil für die Rechts- 
ptlege sehe ich aber darin, daß dank der Mitwir- 
kung der technischen Beistände der Sachverstän- 
digenbeweis eine Verbesserung erfahren dürfte. 
Rathenau?) schildert die Mißstände, die 
dieser Beweisart anhaften, in anschaulicher 
Weise, und bis heute ist nichts geschehen, was 
diesen Zuständen abhelfen könnte. 

Die Schwierigkeit, den richtigen Sachver- 
ständigen herauszufinden, und wenn er benannt 
ist, von ihm in kurzer Zeit Gutachten zu erhalten, 
liegt zum Teil darin begründet, daß das Ge- 
richt nicht in der Lage ist, die Fragen an den 
- Sachverständigen scharf zu umgrenzen. Gerade 
diese Fragestellung erfordert im Grunde die 
meiste Sachkenntnis, denn sie setzt einmal das 
Verstehen der technischen Materie und dann die 
Erkenntnis ihrer Bedeutung für den Rechtsstreit 
voraus. Richter, die beide Seiten der Frage zu 
erkennen vermögen, sind selten, obwohl sie in 
Anbetracht des modernen, aus der Naturwissen- 
schaft hervorgewachsenen gewerblichen Lebens 
eine Forderung darstellen, die berechtigt er- 
scheint und die früher oder später .erfüllt wer- 
den mul. 

Die Folge ist, daß die dem Sachverständigen 
vorzulegende Frage so flüssig, so ungenau ge- 
.stellt wird, daß gerade der ernste und wissen- 
schaftlich gut durchgebildete Sachverständige in 
seinem Gutachten zu einer großen Anzahl von 
` Fragen Stellung nehmen muß, die für den Pro- 
zeB nebensächlich oder gar völlig unwesentlich 
sind, wobei immer die Gefahr vorliegt, daß der 
Richter, der ja die Wichtigkeit der Punkte nicht 
zu erkennen vermag, irgendeinen Punkt heraus- 
greift, thn sehr eingehend behandelt, bis schließ- 
lich durch endlose Verhandlungen, Schriftsatze 
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und dergleichen der Irrtum allmählich aufge- 
klärt wird. Um ein Beispiel zu nennen: 


Eine Firma hat in einem Werklieferungsver- 
trage eine Garantie dahin übernommen, daß die 
Anlage, die sie liefern werde, „erstklassig‘ und 
„zweckniäßig‘“ sein werde. Dem Sachverstän- 
digen wird diese Frage vorgelegt, ob die gelie- 
ferte Anlage dieser Garantie entspricht. Jeder 
Techniker wird mir zugeben, daß zur Beur- 
teilung einer solchen Frage eine ganz große An- 
zahl nicht technischer, sondern rein wirtschaft- 
licher Gesichtspunkte geprüft werden muß. So- 
dann wird sich herausstellen, daß ein großer Teil 
der Anlag: der Garantie vollständig entspricht, 
und daß in Wirklichkeit nur die Ausführung eines 
ganz bestimmten Teils der Anlage einen Zwei- 
fel darin läßt, ob er dem Vertrage entspricht. 
Auf diesen Teil war die Fragestellung zu be- 
grenzen. 

Oder die in Patentverletzungsprozessen so 
häufige Frage, ob das vorliegende Verfahren mit 
dem patentierten identisch sei. Die unstreitig 
identischen Teile sind auszuscheiden und das 
Gutachten des Sachverständigen auf die strei- 
tigen Teile zu beschränken. 


Das nicht präzisierte Gutachten ist für den 
Richter meist unübersichtlich, und der Sachver- 
ständige benötigt mehrere Wochen, oft Monate 
zur Anfertigung. Die präzise Frage kann er 
vielleicht in 24 Stunden beantworten, und die Ge- 
fahr einer Verschiebung des Streitstoffes auf das 
Gebiet des Unwesentlichen ist behoben. 


Wenn nun die technischen Parteibeistände zum 
Teil einander beipflichtend, zum Teil einander 
widersprechend vor dem Gericht auftreten, wird 
es diesem viel leichter sein, dem Sachverstän- 
digen das richtige Thema für sein Gutachten 
zuzuweisen, es wird sich gewissermaßen als 
Resultat dieser kontradiktorischen Verhandlung 
ergeben, und gerade in dieser Wirkung auf das 
Sachverständigenwesen erblicke ich einen ganz 
wesentlichen Fortschritt in der Einführung des 
technischen Parteibeistandes. 


Ist eine solche Tätigkeit des von der Partei 
bevollmächtigten Technikers nach geltenden 
Recht zulässig oder nicht? Wie Herr Professor 
Kollmann mitteilt, hat das Oberlandesgericht in 
Braunschweig die Frage der Zulässigkeit ver- 
neint. Ich kenne die Begründung des angezoge- 
nen Beschlusses nicht, aber ich komme auf Grund 
folgender Ueberlegung zu dem Schluß, daß das 
Braunschweiger Oberlandesgericht Recht hat. 


§ 78 ZPO. Absatz 1 lautet: 

„vor den Landgerichten und vor allen Ge- 
richten höherer Instanz müssen die Parteien 
sich durch einen bei dem Prozeßgerichte zu- 
gelassenen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten 
vertreten lassen (Anwaltsprozeß).‘“ 
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on Verbindung damit 
Absatz 4: a 


‘ „in Anwaltsprozessen: ist neben dem ‘An- 
ne auch der Partei sb auf pane das 
‘Wort zu gestatten.“ 


"Der Richter. muß also den Anwalt und die 
Partei hören. Zu der Partei kann noch gerech- 
net werden der gesetzliche Vertreter der Par- 
tei, Aber damit ‘ist der Kreis geschlossen, 
andere Personen ‘braucht der Richter zunächst 
nicht zu hören. Gefragt wird, ob er sie hören 
darf, und zwar mit der Wirkung, daß er das 
Wissen, das er auf diese Weise erlangt, zur 
Grundlage seines Urteils machen darf. 

So muß’ man die Frage ‘stellen, denn eine 
unverantwortliche Auskunftserteilung, die dem 
Richter nicht einmal die Möglichkeit gibt, sie 
beim Urteil zu berücksichtigen, besitzt weder 
für die prozeßbeteiligten Kreise noch für den 
Technikerstand ein Interesse. 

' Wie steht nun der Richter zu den Aussagen 
der Partei und zu den Beweismitteln? Es klingt 
etwas schroff, wenn Herr Professor Kollmann 
sagt, daß der Richter an bestimmte Beweisregeln 
gebunden ist. Das trifft nur zu für das Beweis- 
mittel des Eids und im gewissen Sinne der Ur- 
kunde. Im übrigen, sagt § 286 ZPO., hat 
das Gericht 

„unter. Berücksichtigung 


steht $ 137° ZPO. 


des ge- 


samten Inhalts der Verhandlung 
und des Ergebnisses einer etwai- 
een Beweisaufnahme nach freier 


Ueberzeugung zu entscheiden, ob 
cine tatsächliche Behauptung für 
wahr oder für nicht wahr zu er- 
achten sei“. 

Diese Ueberzeugung ist frei; nur hat der 
Richter die Pflicht, „in dem Urteil die 
Gründe anzugeben, welche für die 
richterliche Ueberzeugung maß- 
gebend gewesen sind“ Demnach ist 
jederzeit aus den Gründen festzustellen, auf 
wessen Aussage hin der Richter zu einer be- 
stimmten Ueberzeugung gekommen ist. Im übri- 
ven sagt § 286 Abs. 2 

„An gesetzliche Beweisregeln ist das Ge- 
richt nur in den durch dieses Gesetz bezcich- 
neten Fällen gebunden.“ 


Nun hat anderseits die Prozeßordnung die 
Personen als Typen genau festgestellt, deren 
Aussage der Richter überhaupt zur Grundlage 
seines Urteils machen darf. Diese Personen 
möchte ich in zwei Gruppen teilen: solche, die 
Tatsachen mitteilen, die dem Streit zugrunde 
liegen, und solche, die den Beweis der Wahrheit 
für eine behauptete Tatsache erbringen sollen. 
Vertreter der ersten Gruppe sind die Partei, 
ihr gesetzlicher Vertreter und der Rechtsanwalt. 
Vertreter der zweiten Gruppe sind Zeugen und 


Dipl.-Ing. Dr. iur. Gerb, Rechtsstreitigkeiten’ mit' technischem Streitstoff 


Sachverständige. Bei beiden Gruppen ist aber, 
die Partei nicht ausgenommen, der Grundsatz 
offenbar maßgebend gewesen, unverantwortliche 
Ratgeber auszuscheiden und nur solche Per- 
sonen maßgebend zu Worte kommen zu lassen, 
die gezwungen werden oder gezwungen werden 
können, damit eine Verantwortung auf sich zu 
nehmen. Beim Rechtsanwalt liegt diese Verant- 
wortung in den öffentlich rechtlichen Pflichten 
seines Berufes, die ihren Ausdruck in der Rechts- 
anwaltsordnung, insbesondere im zweiten Ab- 
schnitte, gefunden haben. Beim Zeugen und 
Sachverständigen kristallisiert sich die Verant- 
wortung im Eid. 

Ausnahmen von diesem Grundsatz nacht s S 303 
ZPO., aber genau genommen reduziert x 303 
Absatz 2 diese Ausnahmen nur auf solche Per- 
sonen, die tatsächlich oder nach Ansicht des Ge- 
setzgebers nicht fähig sind, eine solche Ver- 
antwortung zu tragen. 

In welche Gruppe gehört nun der technische 
Parteibeistand? Er ist jedenfalls nicht Zeuge. 
Auch die Aufgabe des Sachverständigen ist mit 
der seinigen nicht identisch, denn der Sachver- 
ständige soll sich zu ganz bestimmten, vom 
Richter festgelegten Fragen äußern, während der 
Beistand das ganze technische Parteivorbringen 
erörtern soll. Er wird vorzugsweise Objekt des 
richterlichen Fragerechts sein. 

Er ist also weder Zeuge noch Sachverständi- 
ger, er wird nicht vereidigt, er ist auch sicher- 
lich nicht Partei und könnte nur zufällig einmal 
gesetzlicher Vertreter sein. Er ist also gewill- 
kürter Vertreter der Partei, und das kann jm 
Anwaltsprozeß nach heutigem Recht nur cn 
Rechtsanwalt sein. 

Es ist also nicht zulässig, dab das Gericht 
einen technischen Parteibeistand in mabeehender 
Weise hört. 

Dieses auf den ersten Bliek für den Tech- 
nikerstand unerfreulich scheinende Ergebnis steht 
aber bei näherer Betrachtung mit dem Rechts- 
bewußtsein nicht im Gegensatz. Man nehme 
den Fall, daß nur eine Partei mit einem Beistand 


erscheint, und dieser in redegewandter Weise 
dem Gericht das technische Vorbringen semer 


Partei erläutert. Er teilt nicht wissenschaftliche 
Resultate mit. Sein Vorbringen ist Parteivor- 
bringen, und es lassen sich viele Fälle denken, 
wo auf Grund seiner Ausführungen der Rich- 
ter, überzeugt durch das exakte Vorbringen des 
Tatbestandes in technischer Beziehung, zu einem 
falschen Urteil kommen wird, denn es fehlt 
zunächst an der Befolgung des allerersten Pro- 
zeßgrundsatzes „audiatur et altera pars““. 


Bein: Rechtsanwalt kann das nicht vorkom- 
men, denn wenn überhaupt verhandelt wird, 
dann ist auch im Anwaltsprozeß ein "Anwalt 


der Gegenpartei anwesend, und die Anwälte bei- 
der Parteien müssen unter allen Umständen ge- 
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hört werden. Derartige Vorschriften fehlen für 
den ‘technischen Parteibeistand. | 


 Anderseits ist eine Erwiderung durch den 
gegnerischen Anwalt nicht vollwertig; das ist 
ja gerade der Ausgangspunkt der ganzen Frage. 


Was würde man dazu sagen, wenn der Richter 
den Prozeßstoff privatim einem ihm befreundeten 
Ingenieur mitteilen würde mit der Bitte, ihm 
das technische Vorbringen der Partei zu erläu- 
tern. Der betreffende Ingenieur würde bewußt 
oder unbewußt Partei ergreifen, und da auch im 
Technischen die Grenzlinie zwischen tatsächlicher 
Erklärung und Urteil flüssig sind, so kann mit 
einer solchen Erläuterung eine unkontrollierbare 
Beeinflussung des Richters zustande kommen; 
sicherlich ein wenig wünschenswerter Zustand. 


‘Wir kommen also zu dem Schluß, daß es im 
hohen Maße wünschenswert ware, wenn ent- 
sprechend vorgebildete Techniker vor dem Ge- 
richt als Parteibeistand auftreten dürften, und 
zwar mit der Folge, daß der Richter die Aus- 
sage dieses Beistandes zur Grundlage seines Ur- 
teils machen dürfte, in demselben Maße, wie dies 
mit dem übrigen Parteivorbringen der Fall ist. 
In einer solchen Maßregel sehen wir eine wesent- 
liche Verbesserung der Rechtspflege auf dem 
vorliegenden Sondergebiete, die einerseits ge- 
eignet ist, dem Wunsche nach Sondergerichten 
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Märzausweise. Die Roheisenerzeugune betrug 
nach den Ermittelungen des Vereins Deutscher 
Eisen- und Stahl-Industrieller in Deutschland 
einschl. Luxemburg 1,6 Millionen Tonnen gegen 
1,4 im Vormonat und 1,6 im Parallelmonat des 
Vorjahres. Davon entfallen auf Gichereiroheisen 
266 278 t (313575 i. Vorjahr), Bessemerroheisen 
26 489 t (29880 i. V.), Thomasroheisen 1 055 948 
Tonnen (1021 729 i. V.), Stahl und Spiegeleisen 
216197 t (217 965 i. V.), Puddelroheisen 37802 t 
(46 284 i. V.). Entsprechend der Zunahme der 
Produktion sind auch die Absatzziffern höher, 
denn der Versand des Roheisenverbandes ist von 
75,3 % der Beteiligung im Vormonat auf 80,18 % 
gestiegen. — Der Versand des Walzdrahtver- 
bandes ist auf 43850t (38863 im Vormonat) ge- 
stiegen, wobei der größere Teil, 25250 t, im 
Inland abgesetzt wurde. — Vom Stahlwerksver- 
band gelangten zum Versand 543000 t gegen- 
über 482925 t im Vormonat, davon entfallen auf 
Halbzeug 151000 t (134489 i. V.), auf Eisen- 
bahnmaterial 203000 t (214567 1. V.) und auf 
Formeisen 195000 t (133869 +. V.). — Nach den 
amtlichen Ausweisen über den deutschen Außen- 
handel betrug die Einfuhr 5-430 131 t (gegen 
5239521 t im März 1913), die Ausfuhr 6 204 913 
(gegen 6159006 t im März 1913), die Einfuhr 
für das erste Vierteljahr 15398908 t (gegen 
15946253 t im Jahre 1913), die Ausfuhr 
18 126 004 t (gegen 18087839 t im Jahre 1913). 
Die Werte erreichten in der Einfuhr 913,7 Mil- 
honen Mark an Waren und 29,5 an Gold und 
Silber (gegen 843,7 und 42,4 im Marz 1913), 
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den Boden abzugraben und anderseits die ge- 
werblichen Kreise von jener zurzeit dringenden 
Notwendigkeit befreit, die ordentlichen Ge- 
richte, die zweifellos nicht ausreichen, durch 
ein kostspieliges und in seiner Wirksamkeit zu- 
nächst noch unsicheres Schiedsgerichtssystem zu 
ersetzen. Einen Sondervorteil sehen wir in der 
Wirkung des technischen Beistandes auf das 
Sachverständigenwesen. 

Nach geltendem Recht ist das Auftreten eines 
solchen Parteibeistandes im Anwaltsprozeß un- 
zulässig und es bedarf daher einer gesetzlichen 
Regelung der Frage, für die sich meines Er- 
achtens die Techniker energisch einsetzen sollten. 
Auch heute schon wird es natürlich für die 
Partei von Vorteil sein, wenn ein Techniker, der 
den Prozeß genau kennt, im Termin als Beistand 
der Partei erscheint; vor allem, um den An- 
walt kurz zu informieren. Wesentlich stärker 
möchte ich jedoch seinen Einfluß dann ein- 
schätzen, wenn der technische Beistand in die 
ProzeBleitung und Fortführung dadurch ein- 
greift, daß er den technischen Teil der Schrift- 
sätze ausarbeitet, wobei natürlich Voraussetzung 
ist, daß er das prozessuale Vorgehen des An- 
walts versteht und seine Ausführungen einmal 
so voraussetzungslos als möglich und zweitens 
mit der entsprechenden Spitze für das Ziel des 
Prozesses abfaBt. 


in der Austuhr 9091 an Waren und 71 an 
Gold und Silber (gegen 8546 und 3,2 im Marz 
1913), im Jahre 1914 in der Einfuhr 27390,1 an 
Waren und 63,8 an Gold und Silber (gegen 
2718,7 und 77,4 im Jahre 1913), in der Ausfuhr 
2520,6 an Waren und 21,3 an Gold und Silber 
(gegen 2443, 8 und 36,2 im Jahre 1913). -- Die 
Verkehrseinnahmen der deutschen Eisenbahnen 
sind gegenüber dem Vorjahr um beinahe 8 Mil- 
lionen Mark auf 75,6 Millionen Mark gesunken. 
Die einzelnen Daten verglichen mit den vor- 
jährigen lauten: 


Aus Personenverkehr Aus Güterverkehr 


1914 1913 1914 1913 

Mk. Mk. Mk. Mk. 
AN 125980241 121361052 353455535 357713274 
Marz 75621057 83489844 190080940 187448861 
zus.: 201601298 204850896 543545525 3451602135 
Die Gesamtlänge der Bahnen ist seit dem Vor- 


jahr um 680 km auf 62874 km gestiegen. 


Die „Chemische Industrie“, die hinsichtlich 
ihrer Rentabilität bisher stest an der Spitze der 
verschiedenen Industriezweige marschierte, ‘scheint 
es auch weiter zu tun, wie aus den zuletzt ver- 
öffentlichten Geschäftsberichten hervorgeht. 
Trotzdem im vergangenen Jahre die Geschäfts- 
lage sich ım allgemeinen sehr verschlechtert 
hatte, bringen die Farbenfabriken vorm. Friedr. 
Bayer u. Co. wieder 28 % Dividende zur’ Aus- 
schuttung, nachdem der Reingewinn gcgen das 
Vorjahr noch um 3/5 Million Mark aut 16,8 Mil- 
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lionen Mark bei einem Aktienkapital von 36 Mil- 
lionen Mark gestiegen ist. Das Unternehmen hat 
bekanntlich Werke in Leverkusen bei Cöln, 
Elberfeld: und Barmen. Die Badische Anilin- und 
Sodafabrik, die über ein gleich hohes Aktien- 
kapital verfügt, verteilt auch die gleiche Divi- 
dende. Ferner hält die Aktien-Gesellschaft für 
Anilinfabrikation in Berlin, deren Aktienkapital 
14 Millionen Mark beträgt, wieder ihre vorjährige 
Dividende von 230% aufrecht. Bekanntlich be- 
steht zwischen den drei genannten Gesellschaften 
eine Interessengemeinschaft. Alle drei Gesell- 
schaften nehmen jetzt bedeutende Kapital- 
erhöhungen vor, die Farben- und die Sodafabrik 
erhöhen ihr Kapital um je 18 Millionen Mark 
und die Anilinfabrik um 5,8 Millionen Mark, so 
daß die drei Werke der Interessengemeinschaft 
danach zusammen über ein Aktienkapital von 
rund 128 Millionen M. verfügen. Die Chemische 
Fabrik auf Aktien (vorm. E. Schering), Berlin, 
erhöht ihre Dividende von 13 auf 1500 und die 
Chemische Fabrik Griesheim-Eletron bringt dic 
gleiche Dividende wie im Vorjahr zur Auszah- 
lung. Die Beschäftigung war aber so gut, dali 
die Fabrikationseinrichtungen erweitert werden 
muBten. 


Das Rheinisch-Westf&lische Zementsyndikat 
ist nach den langwierigen Verhandlungen endlich 
zustande gekommen, und es haben sich in ıhm 
33 Fabriken zusammengeschlossen, die nach- 
stehend mit ihren alten und neuen Beteiligungs- 
ziffern angeführt sind. Die Gesamtbeteiligung 
beträgt 21168500 Faß, von denen zurzeit aller- 
dings nur 400 abgesetzt werden. 

Neue Betei- Alte Betei- 
liguny Fass ligung Fass 


l. Rhein.-West. Zementindustrie 800000 340000 
2. Illigens, Ruhr u. Klasberg 758000 290000 
3. Büren 5. chen i 680000 250000 
4. Grimberg u. Rosenstein 800000 370000 
5. Finkenberg. : 324000 190000 
6. Elsa . . . 2 2 2°... 1680000 440000 
7. Lengerich ©.. 570000 270000 
8. ” Hoste 117000 — 
9. Meteor 700000 250000 
10. Mark . ue old, Saas Aa 1250000 390000 
11. Porta Union (Union) . 351000 
ie ij (Porta) 700000 670000 
12. Germania . . .. . 900000 500000 
13. Wicking Lengerich . 1207 000 750000 
$ Friedrichshorst 1093000 / 
14. Westfalia 836000 290000 
15. Colonia. . . . 704000 ? 
16. W. Seiter u. Co. 255000 165000 
17. Carl Otto f 310000 170000 
18. Höxter Eichwald 455500 290000 
19. 5 Godelheim . 610000 280000 
19a. Bestwig stillgel. . (271000) 175000 
20. Anna. . ... 546000 250000 
21. Schlenkhoff 372000 170000 
22. Rentertt . . 2... 193000 125000 
23. » für Radbach . 298 000 — 
24. Horstkötter u. Illigens . 610000 270000 
25. Zollern be gs a 000000 240000 
26. Butania . 340000 165000 
27. Roland Bea dee ch 608 000 — 
28. Romcke u. Bleckmann . 400000 — 
29. Kröner ; 595000 Sis 
30. Nord. 403500 — 
31. Anneliese 600 000 — 
32. Kalthöner . 355000 — 
33. Norddeutsche . 147000 — 
Auguste-Viktoria (noch nicht — 
in Betrieb) . 2 ee 450000 =s 


Aus der Eisenindustrie. Das Eisen- und Stahl- 
werk Hoesch A.-G. in Dortmund hat sein Aktien- 
kapital von 20 auf 28 Millionen Mark erhöht. 
Das neue Kapital dient zum Erwerb der Sieger- 
länder Erzgrube Eisenzecher-Zug, zum weiteren 
Ausbau der Hochofenanlage, der Drahtverfeine- 
rungswerke usw. — Von der Deutsch-Luxemburgi- 
schen Bergwerks- und Hütten-Akt.-Ges. wurden 
tür 25 Millionen Mark neue Obligationen zur 
Zeichnung ausgelegt. Diese Anleihe geschieht 
gleichfalls im Interesse von Werkserweiterungen. 
— Auch die Gelsenkirchener Bergwerksgesell- 
schaft plant neue Anlagen, denn auf der Adolf- 
Emil-Hütte in Esch soll das Walzwerk vergrößert 
werden. — Ueber den mitteldeutschen Braun- 
kohlenmarkt wird der K. Z. über das Geschäft 
im Monat wie folgt berichtet: „Die Lage des 
mitteldeutschen Braunkohlenbergbaues in der Be- 
richtszeit kann im allgemeinen hinsichtlich des 
Absatzes von Briketts, Rohkohle und NaßpreB- 
steinen als befriedigend bezeichnet werden. Die 
Beschäftigung war in den meisten Revieren etwas 
besser als im Vormonat und auch gegen die Be- 
richtszeit des Vorjahres. Allerdings war auch 
die Zahl der Arbeitstage größer. Wo vereinzelt 
eine Verschlechterung gegen den Vormonat ein- 
getreten ist, ist dies darauf zurückzuführen, daß 
die Abnehmer sich infolge der im April ein- 
tretenden niedrigeren Sommerpreise Zurückhal- 
tung » auferlegten. Der Versand an Kerzen, 
Paraffin, Oel und Nebenprodukten gestaltete sich 
zufriedenstellend. Einige Werke berichten wie- 
derum über Mangel an inländischen gelernten 
Arbeitern.“ 


Verschiedenes. Das dem Fürstenkonzern ge- 
hörige Warenhaus W. Wertheim in Berlin, das 
schon seit langer Zeit mit Schwierigkeiten zu 
kämpfen hatte, ist nunmehr endgültig in Konkurs 
geraten. Die Ansicht, daß es die Fürsten 
nicht zum Konkurs eines ihrer Unternehmen 
kommen lassen würden, hat sich demnach nicht 
bestätigt. Wie verlautet, haben die Fürsten an 
dem Warenhaus 25 Millionen Mark verloren und 
es danach aufgegeben, das Unternehmen zu 
stützen, um nicht noch weitere Millionen zu 
verlieren. Ueber die Konkursquote können jetzt 
naturgemäß noch keine Angaben gemacht wer- 
den, aber hoch wird sie sicherlich nicht. Die 
beiden Fürsten haben allerdings ihre bisherigen 
gemeinsamen Geschäfte getrennt, wobei das 
Warenhaus Wertheim an den Fürsten Hohenlohe 
gefallen ist. — Die Deutsche Verkaufsstelle für 
gewalzte und gepeßte Bleifabrikate ermädigte 
den Grundpreis um 1 M. für 100 kg. — Nach- 
dem die Brown, Boveri & Co., Akt.-Ges., Mann- 
heim, im vergangenen Jahre die Kupferwerke 
J. Wahlen in Koln erworben und somit im eige- 
nen Betriebe die Kabelfabrikation aufgenommen 
hatte, ist sie nunmehr auch dem Kabelkartell bei- 
getreten, dem alle bedeutenden Kabelfabriken, 
auch die Großfirmen A. E. G. und Siemens - 
Schuckert-Werke, angehören. — Zu interessan- 
ten Mitteilungen kam es gelegentlich der 
General - Versammlung der Großen Berliner 
Straßenbahn. Es ist hierbei hervorzuheben, daß 
zur Hebung der oftenbar sinkenden Rentabilität 
besonders auch auf die weitere Ausgestaltung 
der Reklame, speziell auch an der Außenseite 
der Wagen, hingewiesen wurde Man ersieht 
daraus, welche Bedeutung selbst für ein so gro- 
Bes Unternehmen derartige Nebeneinnahmen 
haben, die doch mit dem eigentlichen Betrieb 
nichts zu tun haben. 


z. x 


Berufs-, Bildungs- und Standesfragen 


April- Börsenbericht. 


Die während des Monats: April an der Berliner 
Börse: abgegebenen Stimmungsberichte lauteten fast 
durchweg ungünstig. Dies kommt auch bei den 
Durchschnittskursen für den Monat April im Ver- 
gleich zu den Durchschnittskursen im Monat März 
zum Ausdruck. Die Aprilkurse sind wiederum, nach- 
dem bereits im März fast auf der ganzen Linie 
Neigung zum Sinken bestand, erheblich gefallen. In 
erster Linie sind die Kurse der Papier- und Cellulose- 


Tabelle 1. 


Kursdifferenz gegen 


Bezeichnung 
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fabriken mit 10%/,%,, ‘weiterhin die Kurse der Auto- 
m Fahrrad- und Nähmaschinenfabriken mit 6°/,, 
desgleichen die Kurse der Bergbau-Gesellschaften ge- 
Rund.5°/, büßten die Kurse der Gas- und 
Waiserwerke ein. Gestiegen sind nur die Durch- 
schnittskurse der Zuckerfabriken um rund 1°/,. Die 
Durchschnittskurse für sämtliche Industriewerte sind 
um 3,74 0), gefallen. Hiernach scheint, daß die Börse 
die wirtschaft tliche Lage als wenig aussichtsreich be- 
trachtet 


Tabelle 2. 
Kapital- Aenderungen: 


den Vormonat Firma | Gruppe | M. 
Bergbau-Gesellschaften . . | — 5,63 AAEE 
Fisenhiittenindustrie. . . . | — 3,08 A-Q, der Gerresheimer Glas- 
an es 1,27 Here ad. “ans Glas- u. Porzellaniabriken :1 000.000 
mobil-, Fahrrad- und | : 
'Nähmaschinenfabriken . — 5,99 ZUSArH Sm Aprii 12 1000008 
Metallindustrie... ... . | — 1,86 Bestand am 31. Dezember 1913 167 874 000 
Elektroindustrie ...... | — 41,48 Zuwachs im Januar 1914 _ 8850000 
Waggonfabriken...... | — 2,58 » » März 1914 7150000 
Chemische Industrie ... | — 9,20 „ » April 1914 1.000.000 
Textilindustrie ....... | — 2,85 184 874 000 
mann . £ i . k . | ae 0 Kapitaleinbuße im Februar 1914 4099 800 
apier- u. Zellulosefabriken — 10, l 
Glas u. Porzellanfabriken | — 327 Gesamtbestand am 30. April 1914 180774 200 
Zuckerfabriken....... -+ 1,28 l 
Gas- aad Wasserwerke zo — 5,34 Auch die Kapitalzufuhr ist im April außerordent- 
Elektrizititswerke ..... — 05] lich gering gewesen. Sie beträgt laut Tabelle 2 nur 
Verschiedene........ — 293 1000000 Mark, die durch die itienwerke Hin der 
Aktien der Gerresheimer Glashüttenwerke a 
Alle Industriewerte .... — 3,74 gekommen sind. 
* * 
Grosshandelspreise. 
| Ma 
Waren | Platz | Einheit I 
1914 | 1913 
Bestes deutsches Puddeleisen | 66,00 | 69,00 
” GieBereieisen . Düsseldorf 75,50 | 77,50 
Luxemburgisches en Nr. 3 ab Werk | 1000 kg] 61,00 — 
omaseisen . _ _ 
Deutsches Bessemer. . 79,50 | 81,50 
nn ne dopp. raffin. 38,50 | 32,25 
Zin, a , deutsch, dopp. raff., in ‘Platten Frankfurt 1 dz 135,00 | 141,00 
= Galmei- . . | a. M. 46,25 a 
Bae 360,00 | 440,00 
Steinkohle 
a) Flamm- .... | 11,75 | 11,25 
b) Fett- . e o œ - œ Essen 1000 kg 12,37 11,63 
c) i ; ab Werk 12,00 | 11,25 
d) Gas- 13,50 | 13,00 
erhoben werden, wenn in dieser Kundgebung 


Bernfs-, Bildungs- und Standesiragen. 


Warnung vor dem technischen Beruf. 


Durch die Tagespresse geht eine Notiz betr. 
Warnung vor dem technischen Beruf durch den 
Architekten-Verein zu Berlin. Man wird dem Archi- 
tekten-Verein zu Berlin wohl überlassen müssen, in 
dieser Angelegenheit zu tun, was er für zweckmäßig 
halt. Es muß jedoch Verwahrung dagegen eingelegt 
werden, daß eine derartige Kundgebung zu einer 
versteckten Reklame für die als Staatsbeamte aus- 
gebildeten Diplom-Ingenieure (Regierungsbaumeister) 
mißbraucht wird. Insbesondere muß Widerspruch 


an sachlich unangebrachter Stelle aber in durch- 
sichtiger Weise behauptet wird, daß die Verhältnisse 
für den „voll ausgebildeten höheren 
Techniker“ (gemeint ist der Regierungsbau- 
meister!) besser lägen, als für diejenigen Akademiker, 
„die ihre Ausbildung mit dem Diplom-Examen abge- 
schlossen haben“. Diese Behauptung stellt die Tat- 
sachen auf den Kopf, denn wer einigermaßen in 
der Praxis der Industrie und des Baugewerbes 
steht, der weiß, daß die soziale Lage der vom 
Staate nicht übernommenen Regierungsbaumeister 
(„Regierungsbaumeister 2. Klasse“) erheblich schlech- 
ter ist, als die der übrigen Diplom-Ingenieure, 
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edie nach Abschluß ihres akademischen Studiums 
direkt in die 'Privatpraxis eintraten. Der Orund 
liegt darin, daß die’ staatliche Ausbildung für die 
meisten Stellen der Privatpraxis gänzlich unge- 
eignet ist, und daß die solcherweise „voll ausge- 
bildeten“ höheren Techniker auch meist nicht mehr 
anpassungsfähig genug sind, in der Privatpraxis von 
vorne anzufangen. Wenn unter diesen Umständen 
der Architekten-Verein zu Berlin die für die Staats- 
beamtenlaufbahn vorgebildeten Diplom-Ingenieure als 
die „voll ausgebildeten« den übrigen höheren Tech- 
nikern gegenüberstellt, so verrät dies eine Tendenz, 
die sich zur Genüge charakterisiert, denn wer nicht 
mit Weldfremdheit geschlagen ist,- der weiß, dal} 
weder diejenigen Diplom-Ingenieure, die Staats- 
beamten-Qualifikation erlangt haben, „voll ausge- 
bildet“ sind, noch daß diejenigen Diplom - Inge- 
- nieure, die eine Ausbildung zum Staatsbeamten nicht 
suchten, „ihre Ausbildung mit dem Diplom-Examen 
abgeschlossen haben“. Richtig ist vielmehr, daß der 
Diplom-Ingenieur mit Staatsbeamten- Qualifikation 
bei Nichtannahme in den Staatsdienst in der Privat- 
praxis normalerweise da anfängt, wo sein gleich- 
altriger Kollege, der direkt nach der Hochschule in 
die Privatpraxis eintrat, mehrere Jahre zuvor begonnen 
hat. Es ıst deshalb kein Zufall, wenn der verdienst- 
volle Stadtbaurat a. D. Theodor Köhn, selbst früherer 
Regierungsbaumeister, schon vor bald zwei Jahr- 
zehnten in aller Oeffentlichkeit die Beseitigung des 
Regierungsbaumeisterexamens überhaupt verlangte. 


Alexander Lang. 


Eisenbahn-Diplom-Ingenieure. 


In Heft 7 Jahrgang 1914 der Zeitschrift des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure beschäftigt Herr 
Dipl.:Qng. Dr. Lang sich im „Jahresbericht 19134 auch 
mit den „Eisenbahn-Diplom-Ingenieuren“. Es sei 
gestattet, zu den erwähnten Ausführungen einige 
Bemerkungen zu machen, die zwar persönlichen Er- 
lebnissen entspringen, jedoch auf viele der Eisenbahn- 
Diplom-Ingenieure zutreffen dürften. 

In den letzten Jahren sind von den Eisenbahn- 
Direktionen verschiedentlich in den Fachzeitschriften 
Diplom-Ingenieure als Hilfskräfte gesucht worden. 
Dabei wurde betont, daß Praxis auf bestimmten Ge- 
bieten erwünscht sei, und dementsprechend sind auch 
Herren mit in der Privatpraxis erworbenen Spezial- 
kenntnissen in diese Stellungen gekommen. 

+ Diese Herren haben trotz des Mangels sicherer 
Garantien angenommen, daß bei vorliegendem ge- 
eigneten Arbeitsfeld ein Vorwärtskommen möglich 
sei. Tritt man doch auch bei der Privatpraxis ohne 
garantierte Anwartschaft auf eine höhere Stellung ein. 
Während nun in der Privatpraxis das Vorwärtskommen 
immerhin möglich ist, stellte es sich heraus, daß den 
Eisenbahn-Diplom-Ingenieuren ein Höchstgehalt von 
300 Mark pro Monat gesetzt war, das nur dadurch 
erhöht werden kann, daß der Diplom-Ingenieur zum 
Stand der Eisenbahn-Sekretäre, einer mittleren Be- 
amtenklasse, übertritt. Dieser Uebertritt muß aber 


als des Standes der Diplom-Ingenieure unwürdig be- 


zeichnet werden und kann nur durch eine vorliegende 
Zwangslage entschuldigt werden. 


Es ist durchaus einleuchtend, daß die Eisenbahn- 


Verwaltung nicht unbedingt Diplom - Ingenieure 
braucht, es ist aber die Tatsache vorhanden, daß sie 
die Diplom-Ingenieure für gewisse Spezial- Gebiete 
gesucht und herangezogen hat. 

Da nach meiner Kenntnis der Sachlage die Be- 
troffenen der Ueberzeugung sind, dal} genügend 
technische Aufgaben für Spezial-Diplom-Ingenieure 
vorliegen und daß die Eisenbahn-Verwaltung bei Be- 
setzung dieser Stellen durch andere Kräfte schlechter 
fährt, so ist wohl verständlich, daß sie sich gegen 


Verschiedenes |, . 
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den Einwand wehren, es. sei .für Diplom-Ingenieure 
kein rechter Platz innerhalb der Eisenbahn-Verwaltung. 

Ich frage zum Schluß: Wenn der größte technische 
Betrieb im Reiche für die Diplom-Ingenieure keinen 
Platz hat, wer dann? und: Ist denn die: Frage dieses 
Standes bei der Eisenbahn-Verwaltung und beim 
Reichs-Marine-Amt wesentlich verschieden? o 

Dipl.-Ing. Hirchert. 


Verschiedenes. 


Der Begründer der Königi. MeBbildanstalt. 


Geheimer Baurat Professor Dr. phil. h. c. 
und Tr.-3ng. E. h. Albrecht Meydenbauer 
feierte am 30. April seinen 80. Geburtstag. Er 
ist im November 1909 in den Ruhestand ge- 
treten und lebt seitdem in Godesberg a. Rh. 
Der Jubilar ist 1834 in Tholey im Regierungs- 
bezirk Trier geboren und hat auch den Feldzug 
1870-71 mitgemacht. Sein literarisches Haupt- 
werk ist das „Handbuch der MeBbildkunst“, 
seine eigentliche Schöpfung aber die Königl. 
preußische Meßbildanstalt. Zu dem heute in 
allen Kulturstaaten als vorbildlich angesehenen 
Meßbildverfahren ist Meydenbauer auf sonder- 
bare Weise gekommen. Er war im Jahre 1858 
als Regierungsbauführer beauftragt, Aufnahmen 
des Domes in Wetzlar zu machen. Bei diesem 
Unternehmen verunglückte er, so: daß er auf 
den Gedanken kam, das mühsame und gefahr- 
volle Messen in oft unzugänglichen Höhen auf: 
Leitern und Gerüsten durch das Aufsuchen der 
Maße in dem zuverlässigen Abbild der Photo- 
graphie zu ersetzen. Auf seine Anregung er- 
folgte die Gründung der Königl. Meßbildanstalt 
in Berlin, sie konnte vor kurzem ihr 25 jäh- 
riges Jubiläum feiern. Lange Jahre stand Ge- 
heimrat Meydenbauer an der Spitze dieser An- 
stalt. Auch aus den Kreisen seiner Fachgenossen 
wurden ihm mannigfache Ehrungen zuteil. Die 
Universität Marburg: verlieh ihm den philosophi- 
schen Doktortitel, und die Technische Hochschule 
Hannover ernannte ihn zum Dr.=.\ing. h. c. 


MR N ` 
' * * + 


Der Kesselstein-Assessor. | 


Kürzlich kam ein Vollblutassessor, dem der, 
Ruf eines gar gestrengen und allen Nichtjuristen 
abholden errn vorausging, in eine Amtsstel-. 
lung, in der er auch Berichte über gewerbliche. 
fiskalische Unternehmungen durchzusehen hatte. 
Es handelte sich u.a. um eine Uebersicht der in: 
Betrieb befindlichen Maschinenanlagen, die an sich 
durchaus nichts Außergewöhnliches darstellten, 
sondern in der üblichen Form gehalten waren., Die 
Einzelheiten gaben denn auch dem sonst, streng 
auf Monita bedachten Herrn keine Veranlassung 
zu irgendeiner Marginalbemerkung, bis sein Blick 
auf ein fehlendes Etwas fiel. Da stand: ,,Kes- 
selstein nicht vorhanden“. Endlich fand sich 
etwas, und mit klaren, deutlichen Buchstaben 
setzte der Herr Assessor daneben: „Ist zu er- 
setzen!“ Der Bericht wanderte weiter und er- 
regte bei den Nichtjuristen und im ganzen Be- 
zirk ausgiebige Heiterkeit. Die Akten sind noch, 
wenns gefällt, in L. einzuschauen. Die unmittel- 
baren Vorgesetzten des juristischen Witzbolds 
wider Willen sollen sich dann mit Hingebung' 


einer praktischen Aufklärungsarbeit bei dem: 
Kesselstein-Assessor unterzogen haben, wobei 
aber, was noch besonders auffällig ist, dern’ 
Praktikern keine Mitwirkung gestattet war. 


Also geschehen im Zeitalter der Maschinen und: 
Technik! = 


t 


Hochschulnachrichten. — Literatur 


_ _Hockschalnachrichten. 
` © Technische. Hochschule Berlin. - 


Die Technische Hochschule Berlin verlieh 
dem auBerordentlichen Professor der Chemie an 
der Universität Berlin, Geh. Reg.-Rat Dr. phil. 
Wilhelm Will, die Würde eines Tr.:\ng. E. h. 


Technische Hochschule Breslau. 


Der Professor der Chemie an der Techn. 
Hochschule Breslau, Dr. phil. Alfred Stock, 
wurde zum Nachfolger des in den Ruhestand 
tretenden Geh. Reg.-Rat Professor Dr. phil. Hein- 
rich Salkowski an der Universität Münster er- 
nannt. 


Technische Hochschule Darmstadt. 


Der bisherige Privatdozent für Physik an der 
Technischen Hochschule zu Darmstadt, Dr. phil. 
Hans Baerwald, ist in gleicher Eigenschaft 
in den Lehrkörper der Universitat Heidelberg 
aufgenommen worden; zugleich wurde er erster 
Assistent bei Geh. Rat Lenard am phvsikalischen 
Institut der Ruperto-Carola als Nachfolger von 
Prof. A. Becker. Dr. Baerwald ist geborener 
Berliner. 


* * 
* 


Der auberetatsmabige außerordentliche Pro- 
fessor Dipt-Nng. Karl Eberhardt wurde zum 
etatsmäßigen auBerordentlichen Professor für 
Flugtechnik an der Technischen Hochschule zu 
Darmstadt ernannt. 


Bergakademie Freiberg i. S. 


An der Bergakademie zu Freiberg soll mit 
Rücksicht auf die große Ausdehnung des Braun- 
kohlen-Bergbaues im Sachsen ein zweiter en 
stuhl ‚für nergbaukunde errichtet. werden!) 


ey Se | ENS 
e r ay { 
- Technische Hochschule’ Hannover. 


Die Technische Hochschule in Hannover ver- 
heh dem Geheimen Bauwrat Professor Albrecht 
Mevdenbauer, dem Begründer der Konigl. Meß- 
bildanstalt, die Würde eines Tr. ing. E. h. 


E oa Technische‘ Hochschule München! a 


| he 
. Der Geheime "Hofrat "Joseph Bulimore 
ordentlicher Professor der Baukunst an der 
Technischen Hochschule zu München, begin ‘am 
28. April seinen 70. Geburtstag. Prof.’ Bühl- 
mann ist BEDUFLIBER Schweizer (geb. zu Groß- 
wangen). 


a Ze ra * 


Doktor - Dissertationen. 


Technische Hochschule Dresden. 


Ein Beitrag zum Bauschaffen der 
landständischen Stifte Oberöster- 
reichs im 17. und 18. Jahrhundert. Von 
Dipl.-Jng. Alfred Bretschneider. Thomas & Hubert, 
Weida i. Thr. 1914. 


Ueberstarre Paice mawecuneen 
derenAchsenflachenZylindersind. Von 
Rudolf Seidel, Reichenbach 1. Vogtl. Thomas & Hubert, 
Weida i. Thr. 1914. 


sb 
Ueber die Gewinnung von Dicyan- 
diamid aus dem wässrigenÄuszuge des 
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Kalkstickstoffes. Von ®Bipl..-ng. Johannes 
Krüger, Dresden. ' Wilhelm Engelmann, Eripe, tind 
Berlin 1914. Bees 


Technische Hochschule ‘Karlsruhe i. .B. 


Untersuchungen über den Uraani 
deroptischenAktivitat des Erdöls und 
über eine katalytische Zersetzung des 
Cholesterins. Von Hans Winternitz. I. Langs 
Buchdruckerei, Karlsruhe 1914. 


Ueberdie Beziehungenzwischendem 
Koks- und Asphaltgehalt einiger ErdGle. 
vn Hans Winternitz. I. Langs Buchdruckerei, Karls- 
ruhe 1914. 


Technische Hochschule München. 


Untersuchungen über gotische Pro: 
portionsgesetze. Von Dipl.Yng. Karl Witzel, 
Stuttgart. Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin 1914. 


Literatur. 


Die Selbstkostenberechnung industrieller Be- 
triebe. Eine Einführung. Von Friedrich 
Leitner, Professor der Handelswissenschaften 
an der Handels-Hochschule Berlin. Vierte, stark 
vermehrte Auflage, gr. 8°, VIH und 370 Seiten. 
Preis: broschiert M. 7,—, gebunden M. 7,80. 
J. D. Sauerländers Verlag in Frankfurt a.M. 

Wer die Oekonomie des inneren Betriebes 
industrieller Unternehmungen fördern und zahlen- 
mäßig ein Urteil über die Leistungsfähig- 
keit eines Fabrikunternehmens erlangen will, 
muß den Selbstkosten der in einer Unter- 
nehmung hergestellten Fabrikate sein beson- 
deres Augenmerk zuwenden; aber’ auch 
für alle in der Praxis stehenden Ingenieure ist 
dieses hochwichtige Gebiet von großem | Inter- 
esse. Für diese ist Leitners Buch die: beste 
Einführung zum Studium der Selbstkostenberech- 
nung, denn er gibt keine kritiklose‘ Schil- 
derung aus der Praxis eines bestimmten Be- 
triebes, kein angeblich ,,unfehlbares“ System, für 
einen bestimmten Industriezweig, keine allgemein 
gültigen Vorschriften. — Er versucht vielmehr 
die wichtigsten grundsätzlichen Fragen 
der Selbstkostenberechnung zu klären und die 
ganze umfangreiche Materie in prinzipicller Be- 
trachtungsweise darzustellen, wobei er auf eine 
Reihe von aus der Praxis größerer Betriebe 
stammenden Zahlenbeispielen Wert legt, die das 
Erlauterte erhärten sollen. — 

In 7 Abschnitten werden u.a. erörtert: die 
Materialkosten, die Arbeitskosten, die — ative: 
meinen Kosten des Betriebs und des Verkaufs, 
die Abschreibungen, die monatliche Gewinn- 
ermittlung oder Inventur. Die Kostenberechnung 
der einzelnen Gewerbegruppen berücksichtigt, 
abgesehen vom reinen Warenhandel: Berg-: 
bau, Brikettfabrikation, Hüttenbetrieb, Eisen- 
gießerei, Maschinenbau, Walzwerke und Metall- 
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wareniabrikation, Werkzeug- und Waggonbau, 
Möbel- und Textilindustrie, Porzellanwaren- und 
Zementfabrikation, Chemische Industrie, Bier- 
brauerei, Gaswerke, Leder- und Zuckerfabrikation 
sowie Straßenbahnbetrieb. Daran reiht sich ein 
Verzeichnis der wichtigsten Werke bekannter 
Autoren über Kalkulationswesen sowie ein Sach- 
register. — e ; 

-Leitners Buch zeichnet sich vor allem 
durch die klare Darstellungsart aus; die Grund- 
faktoren der Selbstkostenberechnung erscheinen 
durch Beispiele vorzüglich beleuchtet, und insbe- 
sondere das Kapitel „Unkosten“ trennt scharf 
Betriebs- von Handlungsunkosten, so daß in 
dieses schwierige Gebiet vollige Klarheit ge- 


bracht : ist, wenn man Leitners Darstellung 
durchgearbeitet hat. In der buchhalterischen 
Darstellung der Abschreibungsfrage vermißt 


man den Hinweis auf einen gangbaren Weg zur 
Ermittlung der richtigen Abschreibungshöhe 
und den Hinweis auf die in der Praxis sehr be- 
kannten kartothekartigen Inventarien für die 
einzelnen Anlagewerte. 

Leitners Buch kann allen Ingenieuren, die 
sich für Verwaltungstechnik _inter- 
essieren, wärmstens empfohlen werden. 

C. M. Lewin. 


+ 8 
s 


Bücherschau. 
Bei der Schriftleitung eingegangene Bücher. 
(Besprechung vorbehalten.) 


Technische Studien. Herausgegeben von Prof. Dr. H. Simon, 
Bibliothekar der Kgl. Techn. Hochschule zu Berlin. Verlag 
von Gerhard Stalling, Berlin- Oldenburg. 


Heft 3. Dr.-Jng. Henry Pfotenhauer, 
brenner als Gasinjektor. Mk. 3,50. 

Heft 4. Dr.sjng. Waldemar Kohl, Ueber die mag- 
tretischen Eigenschaften des Nickels und seiner 
Legierungen mit Kupfer und Eisen. Mk. 3,50. 

Heft 5. Dr.sjng. W. Siller, Versuche über gelöstes 
Acetylen unter besonderer Berücksichtigung 
seiner Verwendung für die Beleuchtung von 
Eisenbahnwagen. Mk. 4,50. 

Heft6. Dr. Erich Schmidt, Ueber Imino-, Oxi- 
minokohlensäureester und Hydroximsäureester. 


Der Bunsen- 


Mk. 2,50. 
Heft 7. Dr. Paul Max Wolf, Ueber die Synthese 
von 100 prozentigem Wasserstoffperoxyd mit 


Hilfe der stillen elektrischen Entiadung. Mk. 2,50. 

Heft 8. Dr.-Jng. Wilhelm Froehlich, Ueber den Ein- 
fluß von Gasen auf hochprozentigen Nickelstahl. 
Mk. 3,—. 

Statistik der Steinkohlengaswerke in Ungarn, Kroatien und 
Slawonien. Zusammengestellt von Ludwig Molnar, Di- 
rektor des Beleuchtungs- und Wasserwerks Akt.-Ges. Mit 
einem Vorwort von Ignatz Pfeifer, Professor der Techn. 
Hochschule zu Budapest. Dick Mand Kiadasa, Budapest. 
Kr. 5,—. 

Deutschlands Jugend! Was tut dir not? Ein Ratgeber für 
junge Leute, die sich den Industrie- und Handelsstand als 
Beruf wählen. 2. Aufl. Verlag Herm. Lukaschik, 
München. Mk. 1,—. 

Der Auftrieb in Talsperren, von Dr.-Ing. Paul Fillunger, 
Wien. Sonderdruck aus der „Oesterreichischen Wochenschrift 
für den öffentlichen Baudienst*, Heft 3) —34, Jahrg. 1913. Im 
Selbstverlage des Verfassers. 


Verbandsnachrichten 


Verbandsnachrichten. 

Damit der Geschiftsstelle unnétige Schreib- 
arbeiten erspart bleiben, werden die Herren Mit- 
glieder bei Angabe von Adressen- bzw. Wohnungs- 
änderungen ersucht, anzugeben, ob die Veränderung 
als dauernd oder nur vorübergehend zu betrachten 
ist. Die Geschäftsstelle. 


Herr C. M. Lewin, beratender Fachmann für Fabrik- 
organisation, welcher vielen unseren Mitgliedern durch 
seine zahlreichen Veröffentlichungen, insbesondere 
durch seine bekannten Bücher: „Werkstättenbuch- 
führung für moderne Fabrikbetriebe* und „Der 
Fabrikbetrieb“ wohl bekannt ist, hat für die Hilfskasse 
100 Exemplare seiner Broschüre: „Die Inventarisierung 
von Industrie- und Gewerbebetrieben“ gespendet. 
Dieses kleine Werk behandelt die hochwichtige Ab- 
schreibungsfrage fiir Maschinen, Gebauden, Werkzeugen 
etc. und kann von unseren Mitgliedern zum Vorzugs- 
preise von Mk. 1,50 (Ladenpreis Mk. 2,50) bei freier 
Zustellung von unserer Geschaftsstelle bezogen werden. 


Die Geschäftsstelle. 
* * 


Zahlung der Verbandsbeitrige. 


Nach § 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1, Abs. 3 
der Geschäftsordnung des Verbandes ist der Jahres- 
beitrag, in welchem zugleich der Bezirksvereinsbeitrag 


‚enthalten ist und Mark 12.— bis Mark 15.— beträgt, 


an die Geschäftsstelle des Verbandes, Berlin W. 15 
(Konto Nr. 7527 Postscheckamt Berlin NW. 7) ein- 
zusenden. 


Wir gestatten uns, die Mitglieder auf unseren 
SISLERERZEIGEN der jede Woche zweimal, und 
zwar am ittwoch und Sonnabend erscheint, 
aufmerksam zu machen. 


Die Geschäftsstelle. 


Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 


Dipl.-Ing. Adrian, Walter, Essen, Viktoriastr. 15. 

Dipl.:Qng. Berlowitz, John, Streckenbaumeister 
der Chinesischen Hankau-Szetschuan Staatsbahn, 
Hankau (China), Deutsche Post. 

Dipl.-Ing. Bernhardt, Emil, Regierungsbaumeister, 
Leiter der Dyckerhoff & Widmann A.-G., Straßburg, 
Goethestr. 21. 

Dipl.-Ing. Bruckmann, Martin, Konstrukteur der 
Walzwerk-Abt, d. Fried. Krupp A.-G., Grusonwerk, 
Magdeburg, Bismarckstr. 26, I r. 

Dipl.-Ing. Clemens, Carl, Betriebsingenieur, Bous 
a. d. Saar, Kaiserstr. 25. 

Dipl.-Ing. Fertsch, Karl, Elektroingenieur beim 
Dampfkessel-Ueberwachungs-Verein, Essen (Ruhr), 
Brunnenstr. 65, pt. 

Dipl.Ing. Hilse, Hans, Ingenieur bei dem Kgl. 
Wasserbauamt, Marienburg (Westpr.), Binnenwall 1. 

Dipl.-Ing. Hofmann, Max, Danzig -Langfuhr, 
Heiligenbrunnerweg 1, II. 

Dipl.-Ing. KalbfuBß, Ludwig, Regierungs-Bauführer, 
Städt. Oberingenieur bei der Verwaltung der Gas- 
und Wasserwerke, Villen-Kolonie Eberstadt b. Darm- 
stadt, Kaiser-Wilhelm-Str. 101. 


Adressenänderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


Dipl.-Ing. Kathol, Wilhelm, Kreisbaumeister, 
Meschede a. d. Ruhr. 

Dipl.-Ing. Kegel, Karl, ordent!. 
Bergschule, Bochum, Christstr. 29. 

Dipl.-Ing. Klinkenberg, Adolf, 
Dortmund, Hansemannstr. 5. 

Dipl.-Ing. Leifert, Karl, Assistent an der Kgl. 
Technischen Hochschule, Breslau, Hansastr. 18. 

Dipl.-Ing. Manasse, Ernst, Ingenieur bei der 
Vulkanwerft (Kriegsschiffmaschinenbau), Stettin, 
Birkenallee 11, pt. r. 

Dipl.»Ing. Mittnacht, Philipp, stadt. Baubeamter, 
Mannheim, Seckenheimer Str. 10. 

Dipl.-Ing. Müller, Hans, Alfred, Metallurge in 
der Maschinen-Bauanstalt Humboldt, Deutz, Sieg- 
burger Str. 135a. 

Tipl.-Yng. Panther, Erhard, Bauleiter der Hafen- 
betriebs-Ges. Wanne-Herne, Eickel, Göbenstr. 53. 

Dipl.-Ing. Schmidt, Georg, Montageingenieur der 
Siemens-Schuckertwerke, Bahnabtlg., Hamburg 24, 
Sechslingspforte 7, I. 

Dipl.-Ing. Schuster, Hermann, kom. Oberlehrer 
an der Kgl. Maschinenbauschule, Essen (Ruhr), 
Elisabethstr. 24, 1. 

Dr.-Ing. Seehase, Hans, Assistent an der Techn. 
Hochschule, Charlottenburg, Leibnitzstr. 42, II. 
Dipl.-Ing. Severin, Gustav, Revisionsingenieur, 

Königsberg i. Pr., Selkestr. 14 B. 

Dipl.-jng. Stelling, Ludwig, Assistent an der 
Techn. Hochschule, Aachen, Lochnerstr. 9. 

Dipl.-Ing. Tritschler, Fritz, Ingenieurpraktikant 
bei der Gr. Rheinbau-Inspektion, Oftenburg, Metzger- 
straße 5. 

Dipl.-<Gng. Uh den, Otto, vereid.Landmesser, Assistent 
an der Kgl. Technischen Hochschule, Aachen, 
Suermondtplatz 7. 

Dipl.-Ing. Unsold, Simon, Ingenieur bei Heimbach 
& Schneider, Hard b. Bregenz (Oesterreich). 

Dipl.-Ing. Vogg, Engelbert, Ingenieur der Firma 
B. Seibert, Eisenhoch- und Brückenbau, Saarbrücken, 
Gärtnerstr. 48, I. 

Dipl.-Ing. Wenzel, Martin, z. Z. Hainstadt a. Main. 

Dipl.-Ing. Wolff, Carl, Oberingenieur, Vorstand 
der Verkehrsabteilung der Hamburger Hochbahn, 
Hamburg 24, Mühlendamm 29. 


Lehrer an der 


Betriebschef, 


In die Liste der 
tragen: 


Herden, Richard, Bergingenieur, Direktionsmitglied 
der Gottmitunsgrube A.-G , für Steinkohlenbergbau, 
Mittel-Lazisk (Oberschlesien), Aufsichtsratsvorsitzen- 
der des Hessisch - Rheinischen Bergbau - Vereins, 
Paris (XVI), 4 Rue de Siam. 

Hundt, Heinrich, Ingenieur i. Fa. Carl Stöckert, 
Fabrik für Eisenbau, Dessau (Anhalt). 

Dipl«3ng. Karlen, Paul (Schweizer), Ingenieur der 
Firma Ed. Züblin & Cie., Eisenbetonunternehmung 
Straßburg, Dornach b. Mülhausen, Panoramaweg 4. 

Kück, Theodor, Oberingenieur, Betriebschef, Magde- 
burg, Augustastr. 28, hochpt. 


Förderer wurden einge- 


Berichtigung. 
In Heft 8 ist auf Seite 215 unter Neuaufnahmen 
veröffentlicht: 


Dipl.-Jng. Lahrisch, Arnold, Berlin W., Kleist- 
strasse 34, 1. 


es muß heißen: $ | 


Dipl.-Ing. Lohrisch, Arnold, Berlin W. 62, Kleist- 


straße 34, I. 
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Adressen-Aenderungen Im Mitglieder Verzeichnis. 


B.-V. Aachen. 
Dipl.»Ing. O. Bartmann, Solingen, Kurfürstenstr. 10. 
W. Lieck, Aachen, Mathiashofstr. 8, ab 1. 7. 1914 
Hamburg, Grindelallee 38, I. 
P. H. R. Nettmann, Aachen, Kaiserstr. 4, I. 


B.-V. Barmen-Elberfeld. 
Dipl. Jng. F. Bernhard, Hameln, Tietbauamt. 
R. Goeldner, Kgl. Gewerbeassessor, 


Dr. s ing. 


Schweidnitz, 


s es 
Wilhelmstraße. 

» » R.J. Langbein, Mannheim, Rheindammstr. 62, 1. 

. » K. Platt, Elberfeld, Blumenstr. 35, 1. 

B.-V. Berlin. 
Dipl.sSng. H. Barth, Kiel, Blücherstr. 20. 

. » P. Bauer, Berlin-Wilmersdorf, Tübinger Str. 4. 

” «4 A. Berger, Rechtsanwalt, Berlin SW. 11, Königgrätzer 
Straße 65, 1. 

. » S. Blumann, Charlottenburg 4, Sybelstr. 35. 

» = F. Borgstede, Berlin-Grunewald, Cunostr. 57. 

» » M.Deutrich, Baumschulenweg, Köpenicker Str. 14 bei 
Werther. 

» » G. Dotterweich, Berlin-Wilmersdorf, Hohenzollern- 
damm 18. l 

” » F. Dunkel, Halle a. S, Leipziger Str. 55, Il bei 
Bartels. 

» » R. Freiherr von Erhardt, Spandau, Neuendorfer 
Straße 17. 

" » B. Goldmann, Berlin NW. 37. Wikinger Ufer 5. 

» » Dr. rer. pol. C. Goldschmidt, Wien XIII, Missin- 
dorfer Str. 20, Telephonfabrik Lediner A.-G. 

P » R. Hartmann, Charlottenburg, Berliner Str. 144, II. 

v » M. Hausmann, Berlin-Westend, Ulmenallee 48. 

» » A. Herold, Lichtenberg-Berlin, Herzbergstr. 30. 

» » P. Herzog, Ludwigshafen a. Rh., Rohrlachstr. 115, 


bleibt auf Wunsch vorläufig Mitglied des B.-V. 
Berlin. 
Drs Jng. J. Jahn, Berlin W. 50, Nürnberger Str. 28, I r. 
Dr. jur. F. Jastrow, Berlin-Wilmersdorf, Augustastr. 7. 


Dipl. s§ng. F.W.Jordan, Berlin NW.40, Kronprinzen-Ufer 23, II. 
= >» F. Kliemchen, Charlottenburg 5, Rönnestr. 19, III, 
» „ P. Langkau, Hanau, Scharnhorststr. 20. 

»  » A. Leipold, Berlin-Treptow, Puderstr. 21. 

” » R. Loder, Charlottenburg 5, Philippistr. 9. 

» >» R. Marnitz, Hamburg, Vulkanwerke. ` 

” » C.W. Müller, Charlottenburg 9, Kaiserdamm 30. 


„` F. Müller, Berlin O. 112, Lenbachstr. 17. 
V. Neumann (Oesterreicher, Förderer), Bauingenieur, Mainz, 
l Frauenlobstr. 22. 
Dipl»Ing. K. Pöhlmann, Ohlau, Bauamt für Hochwasserschutz. 
G.N. Reinhart, Berlin-Siemensstadt. 
” » P, Römer, Mannheim 1, Uhlandstr. 36. 
Dr.s Ing. A. Sadlon, Berlin O. 27, Alexanderstr. 12a. 
Dipl.sIng. K. Schade, Berlin-Wilmersdorf, Saalfelder Str. 7. 
E. Seltmann, Charlottenburg 1, Brahestr. 2. 


» » A. Stamm, Kornwestheim (Württbg.). 
. » K. Ytting, Frankfurt a. M. - Bockenheim, Adalbert- 


straße 2. 
. B.-V. Bochum. 
Dipl.. Jng. F. Imhoff, Castrop i. W., Münsterstr. 80. 


B.-V. Braunschweig. , 
Dipl.-Ing. P. Kirchhoff, Reg.-Baupeister a. D., Hamburg 24, 
Ifflandstr. 8, pt. 
B.-V. Bremen. 
Dipl.. Jng. L. Schäfer, Bremen, Utbremer Str. 54b. 
B.-V. Breslau. 
Dipl. Jng. W. Ammann, Breslau VIII, Feldstr. 38. 
C. E. Böhm, Professor, Kgl. Baugewerkschuldirektor, 


komm. Regierungs- und Gewerbeschulrat, Potsdain, 
Burggrafenstr. 29, I. 
” » H. Dromtra, Elbing, Stadthofstr. 3/4, 1. 
. » K. Jürgens, Nürnberg 2, Vordere Sterngasse J, HI. 
» s». J. Platz, Zivilingenieur, Breslau X, Kreuzburger Str. 4. 
» » H. Weber, Breslau XIII, Schillerstr. 8, II. 


Dipl.sIng 
Dipl.s Jng. 
Dipl.-Ing. 
Dipl.s Jng. 
Dipl. Jng. 
Dr. s Ing. 
Dipl.Ing. 
Dr. Jng. 
Dipl. Ing. 
Dipl.. Jng 
Dipl. Jng. 
Dipl. Jng. 
Dipl. Jng. 
Dipl.. Jng. 
Dipl. Jng. 
Dipl.s Ing. 
Dipl.Ing. 


_ Hilfskasse des Verbandes — Personalia 


B.-V. Chemnitz. 


. Fr. C. Schubert, Schwarzenberg i. Sa. 


B.-V. Cöln. 


. ©. Illert, Ahrweiler (Ahr). 


O. Knobloch, Cöln a. Rh., Eisenbahn-Bauabteilung 2, 
Kostgasse. 

R. Kornau, unbekannt verzogen. 

W. Seegert, Cöln-Deutz, Kasemattenstr. 4, I. 


B.-V. Danzig. 


. W. Codrow, Stuhm i. Westpr. 


Fr. Lechner (Oesterreicher, Förderer), Danzig, Reit- 
bahn 4, 
G. Reichardt, Danzig, Kassubscher Markt 11. 


B.-V. Dortmund. 
A. Becker, Regierungsbaumeister, Bremen, Schließ- 
fach 91. 
E. Herzstein, Dortmund, Krappenstr. 13. 


B.-V. Dresden. 
P. Schulz, Dresden-A. 19, Wittenberger Str. 78, I. 
H. Stadler, Leipzig, Lange Str. 43, Il r. 
R. Stern, Dresden-A., Uhlandstr. 37. 
O. Stremel, Arnstadt i. Thür., a. d. n. Kirche 6. 
E. Weegmann, Meilen, Poststr. 21 bei Köhler. 


B.-V. Duisburg. 
G. Fiala, Essen (Ruhr), Ernastr. 7. 
H. O. Finken, Cöln, Schillingstr. 28. 
J. Stoll, Metz-Sablon, Hohenzollernstr. 22. 


B.-V. Düsseldorf. 
W. john, Schwelm, Bismarckstr. 10. 
W. Schulte, Hannover, Roonstr. 10, I. 


B.-V. Essen - Ruhr. 
J. W. Arlt, Friedrichshafen a. B. 
R. Chur, Essen, Brunnenstr. 68b. 
G. Kühn, Dortmund, Dresdner Str. 2, II. 
H. Ludwig, Essen, Huflandstr. 9 
B.-V. Frankfurt a. M. 
R. Häusler, Frankfurt a. M., Gartenstr. 81, pt. 
H. Lenz, Regierungsbaumeister, Berlin - Lichterfelde - 
West, Zietenstr. 1. 
L. Müller, Regierungsbauführer, Hanau a. M., Aepfel- 
allee 27. 
G. Spethmann, Paderborn, Kilianstr. 24, I. 


B.-V. Hamburg-Altona. 


. J. Koettnitz, Berlin-Lichterfelde, Kommandantenstr.10. 


G. Schmidt, Hamburg 24, Sechslingspforte 7, I. 
A. Schweitzer, Hamburg 26, Sievekingsallee 12. 
G. Weidehoff, Berlin NW’. 52, Flemmingstr. 2. 
B.-V. Karisruhe i. B. 
J. Flierl, Karlsruhe, Seminarstr. 5. 
W. Langer, Beuthen O.-S., Gymnasialstı. 15 a. 
B.-V. Kiel. 

W. Kunsemiiller, Kiel, Hospitalstr. 19. 
R. Moeller, Hasselkamp, Post Kronshagen (Holst.). 
J. Pfluegl, Kiel, Weberstr. 1/2, 1. 

B.-V. Königsberg i. Pr. 
P. Franck, Kreisbaumeister, Gumbinnen,Brauereistr.17. 

B.-V. Leipzig. 
C. Adler, Leipzig- Mückern, Eckhardtstr. 7. 
H. T. Lange, Luckenau (Teuchern). 
H. Leitner, (Oesterreicher, Förderer), Wien 7, Neue 
Stiftgasse 64. 
B.-V. Magdeburg. 

W. Edelmann, Brandmeister, Düsseldorf, Feuerwache. 
G. Flöter, Prenzlau. 

B.-V. Mainz-Wiesbaden. 
H. Kreutz, Danzig, postlagernd. 

B.-V. München. 

S. Bernhofer, Sürth, Bez. Cöln. 
W. Küntzel, Berlin - Marienfelde, Parallelstr. 9. 


B.-V. Münster i. W. 


Dipl.. Ang. A. Hennemann, Berlin NW. 2), Pritzwalker Str.1,1. 
B.-V. Oberschlesien. 
Dipl.»Ing. W. Michael, Hagen i. W., postlagernd. 
” » R. Pohle, Breslau 16, Kaiserstr. 90. 
B.-V. Saarbrücken. 
DirL»Ing. J. Gerstner, Saarbrücken, Paul-Marien-Str. 10. 
» » W. Steen, Frankfurt a. M., Brüder-Grimm-Str. 41, I. 


B.-V. Stettin. 
Dipl.s ng. O. Wendt, Regierungsbaumeister a. D., Oberlehrer 
a. d. Kgl. höh. Maschinenbauschule, verstorben. 


B.-V. Straßburg i. Els. 
A. Boehm, Regierungsbaumeister, Hagenau i. Els., 
Geyherstr. 5. 
Fr. Horning, Regierungsbaumeister, Straßburg, Stein- 
straße 34. 
H. E. Thomas, Flbing, Traubenstr. 3. 


B.-V. Stuttgart. 


Dipl.»Ing. 


_ Dipl.-Ing. A. Berrer, Weißenfels, Post Ratschach (Oberkrain). 


L. Lenz, Stuttgart, Hohenheimer Str. 1. 


B.-V. Wilhelmshaven. 
Dipl.s.ing. C. R. E. Braun, Hannover, Bädekerstr. 63, pt. 
E. Lentz, Leipzig, Kolonadenstr. 22, I. 
» » P. A. Müller, Dresden, Reichenbachstr. 23, pt. 
W. Obst, Regierungsbaumeister, Berlin W 30, Nollendorfstr. 5, Il. 


Ausland. 
Dipl.sYng. K. Bäumler, Arbon (Schweiz), Parkstr. 418. 
G. Genz (Russe, Förderer), Elwa (Russland), Nord- 
West-Bahn, Bigacent. 
Fr. Rohde, Kattowitz, Heinzelstr. 31, p. 


” ” 


” n 


Unbekannt verzogen gewesen: 
Dipl.s Jng. Fr. W. Achenbach, Regierungsbauführer, Wilhelms- 
haven, Prinz-Heinrich-Str. 45. 
H. Froitzheim, Höchst a. M., Jahnstr. 12, ab 1. 8. 1914 


d » 
Emmerich, Josefstr. 17. 
” „ A. Held, Duisburg, Elisabethstr. 26. 
” » E. Käfer, Berlin NW. 6, Luisenstr. 46, I. 
" » O. Meyer, z. Zt. Duisburg, Speicherneubau, Lehn- 


kering & Cie., A.-G., gehört auf Wunsch dem 
B.-V. Dresden als Mitglied an. 


En 


Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 
B.-V. Nürnberg . . a a. 
Dipl.-Ing. Arnold Lohrisch, Berlin „ 
Dipl.-Ing. Lorinser, Ludwigshafen . » 

Wir bitten diejenigen Herren Kollegen, welche die 
von ihnen gezeichneten Zuwendungen noch nicht 
gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmöglichste Einsendung der betreffenden Bei- 
träge. 

£ Das Kuratorium 


1. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


EEE EEE EED 


Personalia. 


Zu Oberlehrern sind ernannt worden: Dipl.-Ing. 
Ludwig Pentzlin und Dipl.«Qng. Albert Wais 
an den vereinigten Maschinenbauschulen in Köln, 
Dipl.-Ing. Wilhelm Bühner an der Maschinenbau- 
schule in Essen und Dipl.«Qng. Fritz Schönfeld 
an der Maschinenbauschule in Görlitz. 


U nm nn 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 
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Aus der Entstehungszeit der Institution des „PDipl.: Ing.“ 


Ein historischer Rückblick. 
Von Tipl-Yng. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. 


l. 

Die Erfahrungen der letzten Zeit lenken 
unsere Blicke zurück in die Epoche der Neu- 
organisation der akademisch-technischen Ausbil- 
dung, in die Zeit der Entstehung des „Dipl.- 
Ing.. Diese Institution ist nicht durch einen 
Federstrich entstanden, sondern sie ist das 
Produkt ciner langen Entwicklung und der 
Ücberwindunge zahlreicher und bisweilen hef- 
tiger Widerstände. Die Gedankengänge, die da- 
mals sich durchsetzten, sind auch heute durch 
neue Momente nicht überholt worden; um so 
nützlicher und zweckmäßiger erscheint es, sie im 
Hinb.ick auf die Vorgänge gerade der letzten 
Zeit der Vergessenheit, in die sie manchcrorts 
anscheinend geraten sind, zu entreißen. 


Der Hauptverfechter und eigentliche 
Schöpfer des modernen „Dipl-Ing.“ ist Riedler. 
Auch wenn Riedler keine weiteren Verdienste 


um die Wissenschaft hätte, würden seine unver- 
gleichlichen Arbeiten gerade auf dem Gebiete 
der Ingeniceurerziehung ausreichen, ihm in der 
Geschichte der technischen Wissenschaften und 
des akademischen Technikerstandes einen Platz 
einzuräumen, den thm wohl kein anderer Zeit- 
genosse streitig machen kann. Riedlers ein- 
schlägige Arbeiten sind klassisch! Der 
„Deutsche Ausschuß für technisches Sehul- 
wesen‘ hatte gut getan, sie an die Spitze 
seiner neueren Untersuchungen zu stellen. 


Der erste Aufsatz, in dem sich Spuren des 
„Dipl.-Ing.“ finden, ist die Arbeit Riedlers, be- 
titelt: ,ZurFragederIngenieurerzic- 
hung“ in der Zeitschrift des Vereins deutscher 
Ingenieure, 1895, S. 951 ff. Hier schreibt er 
auf Seite 956 bezüglich der Reform des Prü- 
fungswesens folgendes: 


„Eine weitere wichtige Organisationsfrage 


betrifft die Prüfungen überhaupt und die 


Rückwirkung der Anforderungen des Staats- 
dienstes auf den Unterricht an den Technischen 
Hochschulen; diese haben nicht nur technische 
Verwaltungsbeamte allein auszubilden. Von der 
vertieften Durchführung der mechanischen La- 
borstorizn und selbst von gründlicherer Aus- 
bildung von Konstrukteuren ist aber cine Besse- 
rung der ungünstigen Rückwirkung der staat- 
lichen Prüfungsvorschriften auf den Unterricht 
nicht zu erwarten. Jede Reform führt auf das 
schwierige Gebiet der Vorrechte, Vorbildung, 
Prüfungen usw. Das kann hier nicht erörtert 
werden. Die Staatsbauverwaltung würde mit 
Rücksicht auf herrschende Vorrechte und die 


von ihr zu verwendenden Juristen usw. keine 
Aenderungen in der Vorbildung, wohl aber 


solchen des Studienplanes zustimmen, z. B. den 
Laboratoriumsunterricht, wenn notwendig, selbst 
vorschreiben, und auch in die Prüfungsvorschrif- 
ten mit aufnehmen, wie dies mit der Elcktro- 


technik und anderen Fächern auch geschehen 
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ist. Die Forderungen werden einfach vermehrt 
oder entsprechend abgeändert. Hierdurch ändert 
sich in keiner Weise das Verhältnis zwischen 
den Hochschulen, dem Ingenieurstand im all- 
gemeinen und dem Staatsdienste mit seinen For- 
derungen. Die ungünstigen Rückwirkungen der 
letzteren liegen, insbesondere in Preußen, auf 
ganz anderen Gebieten: in der ausschließlichen 
Herrschaft nur einer einzigen anerkannten Prü- 
fungseinrichtung und eines langwierigen Studien- 
ganges. Da ein regelrechter Abschluß des Stu- 
diums nicht in solcher Form vorhanden ist, 
daß der Industrielle erkennen kann, was der 
Studierende gelernt hat, drängt alles zum 
Staatsexamen, um den Befähigungsnach- 
weis in beglaubigter Form zu erlangen. Die 
herrschende Erziehung schafft Tatenlosigkeit, 
und der Staatsdienst lockt sowohl die Befähig- 
sten wie die Minderwertigen an; dort winkt 
Anstellung, ein mühevoller, zeitraubender Weg, 
aber ein sicheres Ziel. 


Die Anforderungen, weiche der Staat an 
seine technischen Beamten stellen muß, sind 
aber verschieden von denjenigen, welche die 
Industrie zu stellen hat; schon deshalb, weil 
nur bestimmte Industrie- und Verwaltungs- 
zweige staatlich sind. Der Staat muß einen 
Bildungsgang und ein Examenschema fordern, 
welche nach seinem Ermessen die für iha taug- 


lichsten Beamten liefern; er muß auf gleiche 
Bildung und gleichen Rang halten, soll den 


Maschineningenieur nicht tiefer stellen als den 
Bauingenieur oder Juristen. Dies alles zwingt 
zu bestimmten Vorschriften, auch wenn dadurch 
die Begabung auf das Niveau der Mitteimäßig- 
keit herabgedrückt wird. Diese Vorschriften 
decken sich aber durchaus nicht mit dem, was 
die Praxis verlangt, und da den staatlichen 
Prüfungseinrichtungen aus Mangel an anderen 
tauglichen immer zugestrebt wird, macht sich 
hierdurch cine ungünstige Rückwirkung auf die 
Hochschule bemerkbar. Die Folge, daß nur 
für Gegenstände der Staatsprüfungen studiert 
wird, ist sehr bedauerlich, wird jedoch solange 
bestehen bleiben, bis andere Prüfungsformen 
und auch Titel geschaffen sind, durch welche 
der Studierende zu einem beglaubigten, gleich- 
wertigen und von der Industrie auch aner- 
kannten Studienabschluß gelangen kana. Auch 
hier liegt eine wichtige Organisationsfrage vor, 
die tief hineinführt in das Gebiet des Unter- 
richts, in Fragen des Ineenieurstandes, der Titel 
und Vorrechte usw. Die gegenwärtig gültige 
Diplomprüfung ist eine Nachahmung eines Teiles 
der Staatsprüfung und als solche vollständig 
wertlos, ebenso der durch sie verliehene Titel; 
um so mehr als der Staat seither selbst den 
Titel „Ingenieur“ für Unterbeamte eingeführt 
hat und die Oberbeamten den Juristentiteln zu- 
streben. Daß die Hochschulen Staatsanstalten 


Dipl.-Yng. Dr. Lang, Patentanwalt, Aus der Entstehungszeit der Institution des u Dipl. yng.“ 


sind, darf diese nicht abhalten, für ihre weit 
umfangreichere Aufgabe eine bessere Organi- 
sation und besseren Abschluß der Studien mit 
aller Kraft anzustreben; dies um so mehr, als 
die Verhältnisse gegenwärtig vollständig andere 
sind als zu der Zeit, wo die geltenden Prüfungs- 
vorschriften aufgestellt wurden. Elektrotech- 
nik, chemische Technik, städtische und industrielle 
Großbetriebe, das Maschinenwesen überhaupt, 
Gesundheitstechnik, Haftpflicht und Unfallverhü- 
tung, Erfindungsschutz usw. haben für die Indu- 
strie, für Staat, Gemeinden und Gesellschaften 
ganz andere, die modernen Verhältnisse, ge- 
schaffen. Der Bedarf insbesondere an Maschinen- 
Ingenieuren ist ein riesiger geworden, da es 
moderne Ingenieurtätigkeit unabhängig vom Ma- 
schinenwesen kaum mehr gibt, und mit fortschrei- 
tender Kultur wächst der Bedarf an Maschinen 
und Ingenieuren. StudienabschluB und herr- 
schende Prüfungen sind aber unverändert ge- 
blieben. Die Ingenieurprüfungen des Staates 
sind wesentlich für das Eisenbahnwesen zuge- 
schnitten; trotzdem sind sie die einzigen an- 
erkannten Prüfungen, welche Rechte verleihen, 
und durch die Prüfungsvorschriften ist für 
viele Studierende der ausschließliche Inhalt der 
Studien gegeben. 

Der Staatsdienst kennt aber nicht die wirt- 
schaftliche Erwerbstätigkeit unter den schwie- 
rigen Bedingungen der Privatindustrie, kennt in 
seinen Betrieben nicht Wettbewerb, Zins usw. 
Der Staat kann überhaupt nur solche Betriebe 
brauchen, die im wesentlichen auf dem Wege 
der Verwaltung und sachgemäßen Beaufsichti- 
gung durchführbar sind; seine Beamten haben 
den Verbleib jedes Pfennigs nachzuweisen, die 
schwierigen wirtschaftlichen Bedingungen der 
Privatindustrie treten an sie selten oder gar 
nicht heran. Der Schwerpunkt aller schaffen- 
den Tätigkeit liegt aber auf der wirtschaft- 
lichen Seite, und diese findet auch an den 
Hochschulen leider keine genügende Berück- 
sichtigung, abgesehen von Vorträgen über 
„Volkswirtschaft“, gelesen von Gelehrten, die 
selbst außerhalb schaffender Tätigkeit stehen 
und dem Ingenieurberuf vollständig fremd sind. 


‚ Hier ist eine dringende Reform notwendig; 
sie ist unerlablich, um die berechtigten Forde- 
rungen der Industrie zu erfüllen. Sie muß 
den wirtschaftlichen Verhältnissen im vollsten 
Maße Rechnung tragen, muß insbesondere auch 
verhüten, daß die Kandidaten das durchschnitt- 
liche menschliche Lebensalter überschreiten, be- 
vor sie die letzte Prüfung hinter sich haben; 
sie muß solche furchtbare Verschwendung gei- 
stiger Arbeitskraft und ihre schädlichen sozi- 
alen Folgen verhüten. Es ist nicht wahrschein- 
lich, daß die Staatsbauverwaltung sich zu großen 
Reformen entschließen kann, und zwar wegen 
der Vorrechte der Juristen und notwendigen 
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Gleichheit aller Staatsbeamten. Um so mehr ist 
es Aufgabe der Technischen Hochschulen, eine 
gründliche Reform anzustreben und, wenn not- 
wendig, die „Vorbereitung zu den Staatspru- 
tungen“ abzutrennen von der Ingenieur-Erzie- 
hung, damit den Hochschulen wirkliche Lern- 
und Lehrfreiheit zurückgegeben und sie befähigt 
werden, der Industrie, dem Wohle der schaffen- 
den Nation und nicat bloß der Ausbildung der 
Staatsbcamtecn zu dienen.“ 

Das sind die Worte eines genialen Mannes 
von Erfahrung und Sachkenntnis; sie habea 
heute noch ihre volle Bedeutung und verdie.aeu, 
namentlich von der jüngeren Generation, beher- 
zigt zu werden! 

Ein weiterer Beitrag zur Vorgeschichte des 
Diplom-Ingenieurs findet sich in Riediers epoche- 
machender Abhandlung betitelt: „Die Ziele 
der Technischen Hochschulen“ in der 
Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenieure, 
1895, pag. 301 ff. Hier schreibt er auf S. 345: 


„Es sind Prüfungseinrichtungen 
türdieBedürfnissetechnischer Pro- 
duktion zu schaffen. 

Die zuverlässirste Prüfung ist die Bewährung 
im schaffenden Leben; was tücatir ist, kommt 
doch unfehlbar oben auf. Ideal und zugleich 
praktisch wäre ein Studiengang ohne Prüfun- 
gen und ohne Berechtigungen auf irgendwelchem 
Gebiete, da jede Schulprüfung das individuelle 
Studium beeinträchtigt,. jede staatliche Prüfung 
zum Glauben verleitet, nun sei das Studium 
„abgeschlossen“, während das Lernen für die 
Tecanik nie aufhört. Nach abgeschlossenem 
Studitm erwartet der gequalte Kandidat auch 
die Belohnung, die „Anstellung“, die er durch 
jahrelange Befolgune des Vorgeschriebenen 
wohl erworben zu haben glaubt. 

In der technischen Erziehung sind die 
Hindernisse: das Vorurteil, daß ohne staat- 
liche Prüfungen der Ingenieurstand an Ansehen 
verliere; die moderne Jagd nach Vorrechten 
und Titein; die Angst, hinter dem Assessor und 
Leutnant zurückzustehen usw. So wird der 
Andrang nach den staatlichen Vorrechten ge- 
schaffen, weil es eine andere praktisch wert- 
voile Beglaubigung des Studienganges nicht gibt. 
Der Staat kann aber scine Beamten nicht zur 
Produktivität erziehen, sein Schematismus und 
schaffende Tätigkeit sind in wichtigen Fragen 
unvereinbar, und wer den Weg der Beamten- 
erzichung einschlägt, muß zu den ganz Be- 
vorzugten gehören, wenn er seine Fähigkeiten 
trotzdem zu entfalten vermag; die meisten 
verlieren Individualität und schaffende Kraft. 
Hierbei sind Mängel in der Handhabung der 
staatlichen Prüfungsvorschriften, die Wirkungen 
des Einpaukens usw. noch nicht in Rechnung 
gezogen. Dicse erhöhen die Ucbelstinde, wenn 
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nicht die Selbständigkeit, sondern das Wissen 
und die Menze geprüft werden. Die Prüfungs- 
einrichtungen stammen aus einer Zeit, wo 
„gleichmäßige Ausbildung‘ noch menschenmög- 
lich war. Die unhaltbare „gleichmäßige Aus- 
bildung“ läßt sich wohl am besten dadurch 
kennzeichnen, daß sämtliche Examinatoren selbst 
durchfallen würden, wenn sie den Anforderun- 
gen der „gleichmäßigen Bildung“ in einem 
Examen entsprechen müßten. 


Für Prüfungen wird meist nur „gelernt‘, 
was sich in der Prifungsstunde abfragen läßt, 
und „gezeichnet“, was die Vorschriften ver- 
langen. Der Durchschnittskandidat fragt nicht 
einmal: brauche ich das für mein künftiges 
Amt? sondern nur: brauche ich das während 
der Prüfung?” Der Bezriff des Studim; ist 
durch das Prüfungswesen völlig abhanden ge- 
kommen und dafür der Prüfungsfleiß entstan- 
den. Es wird nicht mehr studiert, sondern 
nur für die Prüfung „gearbeitet“, der ,,Refe- 
rendar gemacht“, 


Hr. Wellingten schrieb über ähnliche Ucbel- 
stande an amerikanischen technischen Lehrznstzl- 
ten: „Get knowledge, get knowledge, and if 
vou cant get knowledge, lie about it and get 
marks, if: veu can’t get marks, steal them ond 
get standing’, was sehr frei für unsere Ver- 
hältnisse etwa übersetzt werden könnte: Lernt 
das Vorgeschriebene, anderes nützt Euch nichts, 
und ist euch das zu mühsam, so ochst die Frage- 
bogen und schlängelt Euch durch die Staats- 
prülung! 


Es müssen neue Prüfungseinrich- 
tungen geschaften werden, die den For- 
derungen technischer Tätirkeit entsprechen und 
Entwicklung der ladivilualität des Studierenden 
zulassen; sie müssen den Üebergang zur Praxis 
fördern, der Individualität freien Spielraum ge- 
währen, sie dürfen nicht ein vollgestrichenes 
Maß von allerlei Wissen verlangen, das nur ober- 
flachlich sein kann, sondern müssen die selbstän- 
dige Betätigung der individuellen Fähigkeiten, 
das Können in bestimmten selbstzewählten Rich- 
tungen fördern. Hierbei ist die Mitwirkung von 
Praktikern unerläßlich. 


Mitici hierzu sind: Vereinfachung der Prü- 
fung, geringere Zahl der Gegenstände, Wahlrecht 
des Kandidaten, Berücksichtigung des individu- 
ellen Studiums, Prüfungen während des Stu- 
diums auf Grund selbständiger Arbei- 
ten; insbesondere sollte nicht wie bisher unter- 
sucht werden, ob der Kandidat sein Wissen im 
gegebenen Augenblick im Gedächtnis vorrätig 
hat und sich desselben schlagfertig entledigen 
kann. 


Eine Bestimmung für die Hauptprüfung müßte 
etwa lauten: 
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Der Kancidat kann nachweisen, daß er die 
wissenschaftlichen Grundlagen des X-Faches und 
die Anwendung bekerrscht. 


t. durch Zeugnisse über gründliche Prüfun- 
pen zu irgendeinem — innerhalb der Studien- 
zeit — zwischen dem Dozenten und dem Prüf- 
ling vereinbarten Termin, oder: 2. durch Lö- 
sung von Aufgaben unter Aufsicht, wobei dem 
Prüfling die Benutzung von Heften und Büchern 
freisteht, oder: 3. durch wiederholte Bearbei- 
tungen der in den Vorlesungen und Uebungen 
‚gestellten Aufgaben; 4. durch praktische und 
wissenschaftliche Arbeiten in Laboratorien, unter 
Vorlegung der bei den Versuchen geführten 
Aufzeichnungen und deren Ausarbeitung; 
5. curcli Konstruktionsentwürfe mit zugehörigen 
Berechnungen und Skizzen. — In den letzten 
drei Fällen ist die selbständige Bearbeitung nach- 
zuweisen. 

Diese Einzelnachweisungen und alles während 
der Studienzeit selbständig Geleistete müßten 
die Unterlage für eine Schlußprüfung 
geben, in welcher der Kandidat seine Arbeiten 
vor erfahrenen Sachverständigen zu vertreten, 
nach deren Forderungen abzuändern hat. Das 
Urteil hat nicht schulmäßig Zensuren abzuzählen, 
sondern muß den Gesamteindruck abwä- 
gen und muß sich auf die Beurteilung von Fahig- 
keiten und der Person erstrecken, nicht auf 
lückenlosen Studiengang und Wissen. 


Dazu gehören Prüfende, welche die Sache 
selbst beherrschen, nicht das Schulmäßige, scn- 
cern die Zukunft des zu Prüfenden vor Augen 
haben, seine Fähigkeiten und Entwicklungsfähig- 
keit beurteilen, nicht sein Schulwissen. Ein 
schwieriges Amt, für welches bei den Fachprü- 
fungen die ausgiebige Mitwirkung von Prakti- 
kern unerläßlich ist! | 

Es soll nicht schulmäßig geprüft, sondern 
der Eindruck, die Resultate sollen zusammen- 
gefaßt, die Person und ihre Fähigkeiten be- 
urteilt werden. Das subjektive Moment 
muß zur Geltung kommen, geradeso wie die 
Praxis nach Leistung, Fähigkeit und Persön- 


lichkeit, nicht nach Wissen und Studiengang 
urteilt. 

Dann aber muß die Industrie auf solche 
Prüfungen Wert legen, sie als Beglaubigung 


selbständiger Tätigkeit fordern, nicht wie bis- 
her den nächstbesten auch als Belegstück un- 
richtiger Hochschulbildung gläubig hinnehmen. 

Wenn es nicht möglich ist, im weiten deut- 
schen Reiche für solch verantwortliches, schwie- 
riges Amt aufoplerungsfahige Fachleute zu fin- 
den, dann mag die Schule, aber auch die Praxis, 
mit ihren Forderungen einpacken; dann ist die 
technische Erziehung dem Schematismus ver- 
fallen.“ 

Soweit Ricdler. 
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an diese bedeutsamea Aus- 
im Verein deutscher Ingenieure 
erscheint es angezeigt, die von Regierungs- 
baumeister Stadtbaurat a D. Theodor 
Köhn, dem späteren Vorsitzenden des Archi- 
tekten-Vereins zu Berlin, in der Diskussion ge- 
haltene Rede zum Abdruck zu bringen; Köhn 
verlangt darin die Abschaffung der Regierungs- 
baumeisterprüfung; Köhn führt aus (s. Zeit- 
schrift des Vereins deutscher Ingenieure, 1890, 
pag. 377 ff.): 


Im Anschluß 
fuhrungen 


„Nach meinen Erfahrungen ist es dringend 
nötig, daß die jungen Techniker, welche auf den 
Hochschulen erzogen sind, möglichst früh in die 
wirkliche Praxis kommen, und ich glaube, daß 
der beste Weg zu diesem Ziele die Beseitigung 
des zweiten Staatsexamens, des Baumceister- 
examens, sein würde. Solange wir dieses bei- 
behalten, ist es natürlich, daß die meisten jun- 
gen Leute, welche die erforderliche Vorbildung 
haben, auch die vollen staatlich verlzngten Quali- 
fikationen zu erreichen suchen. Ich bin aber fest 
davon überzeugt, daß das Baumeisterexzmen so- 
wohl für unser Fach und unseren Stand im all- 
gemeinen, als auch für den Staatsdienst entbehr- 
lich ist. Man könnte es, auch für den Staats- 
dienst, mit dem akademischen Vorexamen und 
dem jetzigen ersten Staatsexamen beweiden 
lassen und die Durchyekommenen daraufhin zu 
Baumeistern ernennen. Daß die Techniker da- 
durch im Staatsdienst gegenüber den Verwal- 
tungsbeamten zu sehr in Vorsprung kommen 
würden, ist angesichts der jetzisen Verhältnisse 
gar nicht zu befürchten. 


An dem Maße der wissenschaftlichen Durch- 
bildung auf den Technischen Hochschulen darf 
nichts gekürzt werden, aber jene ist zu vertie- 
fen, und ich glaube, ohne die Organisation der 
Technischen Hochschulen wesentlich zu ändern, 
läßt sich durch entsprechende Auswahl der Lehr- 
kräfte allmählich erreichen, was Herr Prof. 
Riedler als das Ziel gekennzeichnet hat. Unsere 
Technischen Hochschulen können den Vergleich 
mit denen anderer Nationen gut aushalten. Es 
werden ihnen aber ihre besten Früchte zum Teil 
dadurch verkümmert, daß eine große Zahl der 
jungen Leute nach Erledigung der Hochschule 
in der freien und vollen Entwicklung — gerade 
in dem hiertür schönsten Alter von 23 bis 
25 Jahren — durch das Hinstarren auf das zweite 
Staatsexamen gehindert wird. Ich habe sowohl 
in meiner amtlichen Tätigkeit als auch in der 
Industrie, in welcher ich seit einigen Jahren 
tätig bin, eine Anzahl von Regierungsbaumeistern 
beobachtet und kann nur sagen, daß es den 
Herren trotz ihrer gründlichen und sehr schätz- 
baren wissenschaftlichen Bildung doch sehr 
schwer gefallen ist — namentlich im Vergleich 
zu amerikanischen und englischen Ingenieuren 
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des gleichen Lebensalters — ihre Kenntnisse in 
der Praxis nützlich zu verwerten. Um in unter- 
geordneten Stellungen und mit engem Wirkungs- 
kreise in der Praxis zu beginnen, dazu ist der 
Regierungsbaumeister mit seinen 28 Jahren zu 
“alt und naturgemäß zu anspruchsvoll. 


Die erforderliche wissenschaftliche Durchbil- 
dung ist im ersten Staatsexamen nachzuweisen. 
Dann sollte man aber der Praxis übergeben 
werden und den weiteren Nachweis seiner 
Brauchbarkeit lediglich in der Praxis zu führen 
haben. Es würden dann die einzelnen jungen 
Leute Gelegenheit suchen und finden, sich in 
denjenigen Fächern auszubilden, zu denen sie 
sich besonders veranlagt fühlen. Das ist unter 
den heutigen Umständen sehr erschwert, wenn 
nicht unmöglich. Der Bauführer hat immer noch 
das Baumeisterexamen im Auge und muß sich 
mit allen möglichen Gebieten befassen, die ihn 
innerlich gar nicht mehr interessieren. Wenn da- 
gegen der junge Techniker im Durchschnitt mit 
23 Jahren den Druck der Examensnot ganz 
hinter sich hätte, so könnte er sich gerade 
noch im geeigneten Alter der Praxis ganz hin- 
geben, er könnte mehr als jetzt außer im Staats- 
dienst auch im Erwerbsleben Dienste suchen 
und dort das freie wirtschaftliche Schaffen und 
Ringen kennen lernen, er könnte einige Jahre ins 
Ausland gehen und dort an anderen Arbeits- 
methoden und anderen wirtschaftlichen Verhält- 
nissen Erfahrungen sammeln. Auf solche Weise 
würde die wissenschaftliche Durchbildung, welche 
unsere Technischen Hochschulen gewähren, an 
vielen tüchtigen jungen Leuten erst zur vollen 
praktischen Verwertung gelangen, und es würde 
nicht allein der Staat eine größere Auswahl 
praktisch geschulter Techniker sowohl als Lehr- 
kräfte für seine Hochschulen als auch für den 
eigentlichen Staatsdienst zur Verfügung haben, 
sondern es würde auch das deutsche wirtschaft- 
liche Leben im Wettbewerb der Nationen sehr 
wertvolle Streitkräfte gewinnen. Heutzutage 
fehlt den jungen Regierungsbaumeistern, trotz- 
dem sie Ende der Zwanziger sind, meistens noch 
das Können. Sie wissen viel, aber sie können 
noch nichts. Deshalb meine ich, wir sollten bei 
unseren Erörterungen auch als Grundlage mit 
aufstellen: die Beseitigung des Baumeister- 
examens.“ 


Diese großzügigen Worte Köhns verdienten 
„in der „Epoche“ der Regelung des Baumeister- 
titels‘“ die besondere Beachtung der bekannten 
„Gruppe‘ des Architekten-Vereins zu Berlin! 


Einen Gegner fand Riedler in dem Geh. Ober- 
Baurat Stambke, der in derselben Diskussion 


unter anderem ausführte (s. Zeitschrift des Ver-. 


eins deutscher Ingenieure, 1899, pag. 381): 


„ich stimme dem Herrn Prof. Riedler darin 
bei, daß die Technischen Hochschulen nicht ledig- 


welcher 


lich dazu da sind, Staatstechniker auszubilden, 
möchte aber auch den Satz umdrehen und be- 
tonen, daß die Technischen Hochschulen auch 
nicht lediglich dazu da sind, Ingenieure für die 
Privatindustrie auszubilden. Der Staat und die 
Staatstechniker haben berechtigte Forderungen 
an die Technischen Hochschulen zu stellen, und 
die Betonung derselben vermisse ich in dem 
Vortrage des Herrn Prof. Riedler. Der Herr 
Geh. Regierungsrat Hauck hat schon angeführt, 
daß an den Technischen Hochschulen volle 
Studienfreiheit bestehe, und ich kann aus meiner 
Erfahrung in den technischen Prüfungsämtern, 
denen ich jetzt 14 Jahre lang angehöre, kon- 
statieren, daß die Studierenden sehr weit- 
gehenden Gebrauch davon machen. Die Studien- 
pläne geben den jungen Studierenden an, in 
Reihe sie die einzelnen Vorlesungen 
hören sollen, und dieser Rat ist gleich zweck- 
mäßig für Staats- wie für Privatingenieure Es 
ist jedem unbenommen, diesen Rat zu befolgen 
ader nicht, und zur Ablegung des Staatsexamens 
wir] auch niemand gezwungen. Es ist mir aber 
bekannt, daß auf den Besitz eines Zeugnisses 
über das bestandene Staatsexamen im Inlande 
wie im Auslande großer Wert gelegt wird. Die 
Staatsexamina entsprechen auch einem langjäh- 
rigen Wunsche der betreffenden Ingenieure 
selbst und haben sich trefflich bewährt. Die 
Technischen Hochschulen haben daneben ihre 
Diplomprüfungen, die der Doktorprüfung der 
Universitäten entsprechen, leider aber meist nur 
von Ausländern abgelegt werden und keinen 
entsprechenden kurzen charakteristischen Titel 
gewähren.“ 


Darauf erwiderte Riedler (s. Zeitschrift des 
Vereins deutscher Ingenieure, 1896, pag. 381 ff.): 


„Herr Geheimrat Stambke befindet sich im 
Irrtum, wenn er annimmt, ich sei ein Gegner 
praktischer Beschäftigung und über ihren Wert 
erst zu belehren. Ganz im Gegenteil. Ich bin. 
sogar der Ansicht, daß die staatlichen Vorschrif- 
ten für praktische Ausbildung im Prinzip vorzüg- 
lich sind, daß die Staatsbauverwaltung die besten 
Absichten verfolgt und eine großartige Organi- 
sation geschaffen hat. Aber die übrigen Bedin- 
gungen praktischer Erziehung sind nicht erfüllt, 
und deshalb bleibt die beabsichtigte Wirkung 
aus, und zwar weil die Eleven schon vorher 
unpraktisch erzogen wurden und im „praktischen 
Jahr‘ nicht sehen und beobachten können, und 
weil die Staatswerkstätten selbst überhaupt keine 
geeigneten Schulen für praktische und wirtschaft- 
liche Erziehung sind. In ihnen fehlt der Ein, 
fluB von Kapital, Zins, Wettbewerb usw., und 
selbst alles Technische spielt sich innerhalb fest- 


- stehender Grenzen ab, fern von den Schwierig- 


keiten, mit welchen die Privatindustrie zu kämp- 
fen hat. Die Staatswerkstätten haben auch ganz 
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andere Arbeits- und Arbeiterverhältnisse; der 
Eleve kann auch beim besten Willen und bei 
der besten Organisation in den Staatswerkstätten 
Arbeit und Arbeiter nicht so kennen lernen 
wie in der Industrie. 


Das läßt sich als Eleve oder Volontär über- 
haupt nicht lernen, sondern nur als Arbeiter. 
Wenn der unpraktisch erzogene Eleve außerhalb 
des Gesetzes der Arbcitsorganisation gestellt ist, 
oder wie der Ausdruck lautet, nicht handwerks- 
mäßig ausgenutzt werden darf, wenn er als 
„Referendar“ in den verschiedenen Abteilungen 
„einen Blick hineinwirft“, dann kann er in den 
Wochen, die er in jeder Abteilung zubringt, 
Arbeit und Praxis erst recht nicht kennen 
lernen, wie es auch in der Industrie nicht mög- 
lich wäre. Er lernt wohl Aeußerlichkeiten ken- 
nen, er sicht Arbeiter und ihre Hanticrungen, 
übt selbst einige Handfertigkeiten, erwirbt auch 
vielerlei technische Kenntnisse, aber er lernt nicht 
Arbeit und Arbeiter kennen und nicht die Be; 
dingungen praktischen und wirtschaftlichen Be- 
triebes, nicht das Wesen schaffender Tätigkeit. 
Wenn der Eleve nachher sich „feudale Manieren“ 
angewöhnt, so ist, abgeschen vom ganzen Er- 
ziehungs- und Berechtigungswesen, daran wohl 
auch der Glaube mit schuld, durch das Eleven- 
jahr nun auch die „Praxis“ erlernt zu haben. 


Hinsichtlich der Rückwirkung der Staatsbau- 
prüfungen auf das Studium kann ich mich wohl 
auf das früher erwähnte berufen. Die Verpflich- 
tung der Technischen Hochschulen, die von der 
Staatsbauverwaltung verlangte Ausbildung zu ge- 
währen, habe ich nicht besonders erwähnt, weil 
sie nicht nur selbstverständlich ist, sondern auch 
so vollständig erfüllt wird, daß sich leider auch 
alles andere Studium in gleicher Richtung wie das 
für den Staatsbaudienst vorgeschriebene bewegt 
und die bisherigen Studienpläne viel zu einseitig 
nur auf diese Prüfungsbestimmungen Rücksicht 
nehmen. Die schädliche Rückwirkung auf das 
nicht auf den Staatsbaudienst gerichtete Studium 
ist cine Tatsache, die so lange bestehen bleiben 
wird, bis für andere Richtungen des Studiums ein 
gleichwertiser Studienabschluß und gleichwertige 
Prüfungseinrichtungen geschaffen werden. Auf 
das staatliche Prüfungszeugnis wird allerdings 
der größte Wert gelegt, weil es eben eine andere 
gleichwertige Prüfung nicht gibt. Die Diplom- 
prüfung ist in ihrer jetzigen Form wertlos; sie 
ist nichts als eine schlechte Nachahmung der 
Staatsbauprülung ohne ihre Berechtigungen. Zur 
Ablegung der Staatsprüfung wird allerdings nie- 
mand gezwungen, der Studierende hat aber keine 
Wahl: entweder die Staatsprüfung mit ihren 
Berechtigungen oder die wertlose Diplomprü- 
fung; daher drängt alles zur Staatsprüfung, 
ohne die Absicht, sich dem Staatsdienst widmen 
zu wollen, und daher auch die Rückwirkung der 


. übrigen 
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Studien selbst. Es scheint mir sehr gewagt, 
allgemein zu behaupten: die Staatsexamen haben 
sich vortrefflich bewährt; das mag für die Staats- 
bauverwaltung richtig sein und auch für die Be- 
strebungen der Staatsbaubeamten gegenüber den 
staatlichen Verwaltungsbeamten. Das 
Fehlen eines anderen gleichwertigen Studienab- 
schlusses und gleichwertiger Prüfungseinrichtun- 
gen für die Bedürfnisse der Industrie aber ist 
ein wirtschaftliches Unglück, weil die Studieren- 
den in eine einzige, für schaffende Tätigkeit 
unrichtige Bahn künstlich gedrängt werden, kost- 
bare Jahre in Prüfungsvorbereitungen zubringen 
und dann als geprüfte Baumeister, an die 30 Jahre 
alt, das Wesentlichste der Schwierigkeiten der 
Industrie noch gar nicht kennen gelernt haben.“ 


Man wird diesen Worten nichts hinzuzufügen 
haben. 


In seinem weiteren Werk „Unsere Hoch- 
schulen und die Anforderungen des 
zwanzigsten Jahrhunderts“, Berlin 
1898, setzt Riedler seine Pionierarbeit fort. In 
diesem Werke ist namentlich das Kapitel „Titel 
und Standesfragen‘‘ von besonderer Wichtigkeit 
für die vorliegende Frage. Hier diskutiert er die 
Bedingungen, unter denen eine Angliederung der 
'Technischen Hochschulen an die Universitäten 
stattfinden könnte. Im Anschluß daran schreibt 
er auf Seite 82: 


„Eine selbstverständliche Folse der Anglicde- 
rung der Technischen Hochschulen an die Uni- 
versitäten wäre, daß die technischen Fakultäten 
in die Pflichten und Rechte der übrigen Fakul- 
täten eintreten, und daß dem wissenschaftlich 
gebildeten Ingenieur, der die Bedingungen der 
Vorbildung und des akademischen Studiums er- 
füllt, auch die akademische Beglaubigung des 


Studienabschlusses, der Doktortitel zuerkannt 
wird. 
Der „Doktor der Ingenieurwissenschaften‘‘, . 


abgeschen davon, daß er an ausländischen Uni- 
versitäten schon besteht, bringt keine schwieri- 
gere Neuerung als der „Doktor der Staatswissen- 
schaften“, , Doktor der Naturwissenschaften‘ usw. 


Eingriffe in Universitätsgebicte sind nicht bloß 
im Universitätsinteresse, sondern auch wegen der 
Eigenart der Ingenieurerzichung auszuschließen. 
Dies kann dadurch mit genau bestimmter Um- 
grenzung geschehen, daß der Graduierung im 
Ingenieurwesen stets die Anwendung: die 
Arbeit in konstruktiver Richtung oder in tech- 
nischen Laboratorien, zugrunde gelegt wird, nicht 
aber abstrakt wissenschaftliche Arbeit allein. 


Die Technischen Hochschulen haben gegen- 
wärtig keinen vollwertigen Studienabschluß, son- 
dern nur eine der Staatsbauprüfung nachgeahmte 
Diplomprüfung. Es ist schwer begreiflich, wes- 
halb nicht schon längst ein der Bedeutung des 
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technischen Studiums entsprechender akade- 
mischer Studienabschluß eingeführt wurde; die 
Vereinigung mit den Universitäten bietet den An- 
laß, diese Lücke auszufüllen. 


Bei praktischen Ingenieuren wird der Doktor- 
titel allerdings wenig Anklang finden; er hat 
aber sozialen Wert. Da der Ingenieur tat- 
sächlich der höchsten und durchaus wissenschaf- 
licher Bildung bedarf, so soll er auch die Be- 
glaubigung solcher Bildung anstreben; nur die 
überlieferte Form drückt die Gleichwertigkeit 
seines wissenschaftlichen Studiums aus. 


Die Form in diesem Sinne gering zu achten, 
wäre ’unpraktisch. Weil diese Form den Tech- 
nischen Hochschulen fehlt, deshalb halten gegen- 
wärtig noch so viele, trotz der eindringlichen 
Sprache der Ingenicurwerke, das technische Stu- 
dium für minderwertig, und deshalb haben 
alberne Redensarten zugunsten des Universitäts- 
studiums und zu ungunsten des technischen Stu- 
diums noch immer Kurswert. 


Viele Ingenieure werden wenizer auf die aka- 
demische Form als auf den Schutz der Be- 
rufsbezeichnung „Ingenieur“ Wert 
legen. Allerdings wäre solcher Schutz sehr er- 
wünscht. Der gegenwartize unwirdize Zustand, 
daß der Titel „Ingenieur“ vogelfrei ist, sollte 
beseitigt werden. Dies wird aber schwer möglich 
sein, nachdem das Bautenministerium die Be- 
zeichnung „Ingenieur“ für Hilfsarbeiter von 
mittlerer Bildung eingeführt und damit 
der Berufsbezeichnune einen schweren Schlag 
versetzt hat. 


Ein schweres Hindernis besteht auch darin, 
daß die zahlreichen technischen Mittel- 
schulen ebenfalls den Titel „Ingenieur“ ver- 
leihen. Selbst wenn Preußen vorangehen und die 
Berufsbezeichnung hiergegen schützen wollte, so 
würden doch die zahlreichen kleinen Staaten 
nicht folgen. 


Gegnerschaft wird die akademische Form viel- 
leicht bei den Technikern im Staatsbau- 
dienste finden. In der Verleihung des Doktor- 
titels an Ingenieure könnten die Staatsbau- 
beamten, welche ihren Beamtentitel auch allge- 
meinen Wert beimessen, eine Störung ihrer Be- 
strebungen erblicken. 


Nachdem die oberste Baubchorde den Inge- 
nieurtitel an Unterbeamte mit bloßer Fachschul- 
bildung verlichen hat, kann es im Interesse des 
wissenschaftlich gebildeten Ingenicurs, soweit er 
nicht selbst Baubeamter wird, kein anderes Be- 
streben geben, als den akadcmischen Stu- 
dienabschluß zu möglichst hohem Ansehen 
zu bringen. Auch die Hochschulen werden wohl 
gezwungen sein, die Bezeichnung ihrer ,,Inge- 
nieur“-Abteiluneen zu ändern.“ 
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Soweit Riedler in scinem Werke, das seiner- 
zeit in den Parlamenten wie in der Ocffentlich- 
keit das größte Aufschen erregte! 


Inzwischen kam das Jahr 1899 und damit der 
denkwürdige Zeitpunkt, in welchem das lang- 
ersehnte Ziel erreicht werden sollte. Anläßlich 
der Hundertjahrfeier der Charlottenburger Hoch- 
schule erhielt diese das Recht, den Titel „Tipl.» 
Ing.“ als akademischen Studienabschluß zu er- 
teilen. Damit war die Grundlage gegeben für 
die Durchführung der Reformpläne. Zustatten 
kam den Hochschulen dabei der Umstand, daß 
die Doktorpromotion durch landesherrlichen 
Erlaß ausdrücklich an die akademische Diplom- 
prüfung gebunden war, so daß die akademi- 
schen Behörden nicht verpflichtet waren, bei der 


Promotion die Staatsprüfungen anzuerkennen. 
Damit war den akademischen Behörden gegen- 
über den Staatsbehörden eine wirksame 


Waffe in die Hand gegeben worden, insbeson- 
dere war ihnen die Möglichkeit gegeben, Zuge- 
ständnisse bei der Staatsverwaltung zu erzwin- 
gen; gab diese nicht nach, so konnten deren 
Beamte nicht in den Besitz der neuen akademi- 
schen Würden gelangen! 


Von epochemachender Bedeutung sind in be- 
zug auch hierauf die Ausführungen Riedlers auf 
dem Festakte der Technischen Hochschule 
Berlin-Charlottenburg anläßlich der Jahrhundert- 
feier am 9. Januar 1900, in welcher Riedler 
Mitteilung machte von den bedeutungsvollen 
Worten, mit denen der Kaiser wenige Wochen 
nach dem Hochschulfeste die allgemeine soziale 
Aufgabe der technischen Bildung dargelegt 
hatte. 


Im Anschluß an die Mitteilung der Worte des 
Kaisers an die drei Rektoren der preußischen 
Technischen Hochschulen führte Riedier folgen- 
des aus: 


„Gegenüber diesem großen Ziele, das durch 
den kaiserlichen Herrn gewiesen ist, mögen am 
heutigen Tage von den uns nachstlicgenden 
inneren Angelegenheiten zwei besonders berührt 
werden: die überlieferte fachliche 
Ausbildung für den Staatsbaudienst 
und die überlieferte Vorbildung für das 
technische Studium. 


Es ist eine würdige Aufgabe bei solchem 
Feste, weniger zu rühmen, was Großes erreicht 
ist, als ernst zu prüfen, was erreicht werden 
soll: der Arbeit zu gedenken, die notwendig 
ist, um fortzuschreiten, die Erwartungen des 
Kaisers zu erfüllen. 

Das Staatsbedürfnis war der Anfang der 
planmäßigen technischen Bildung; es war fast 
Zweidrittel des Jahrhunderts allein maßgebend. 

Dank gebührt den Männern der Staats- 
bautechnik, welche das Anschen der deut- 
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schen Technik und der Bauakademie zu einer 
Zeit zur Geltung brachten, als technische Bil- 
dung unbekannt oder mißachtet war, als außer- 
halb der Universitäten Wissenschaftspflege kaum 
denkbar schien. Große Männer der Staatsbau- 
technik, die sich den Berühmtheiten der auslän- 
dischen Technik würdig an die Seite stellen, 
hervorragende Lehrer kennzeichnen den Ent- 
wicklungsweg. 


Die Vertreter der Baukunst können stolz sein 
auf die alte Bauakademie, die, aus dem staat- 
lichen Bedürfnis nach „tüchtigen Baubedienten“ 
hervorgegangen, mit 10 Schülern inmitten der 
Kriegsstürme, in schicksalsschwerer Not zu wir- 
ken begann und auf märkischer Erde durch 
eigene Kraft sicben Jahrzehnte lang dem Staats- 
bedürfnisse entsprochen hat, bis neue große For- 


derungen die Organisation der umfassenden 
„Hochschule“ notwendig machten. 
Die zweite Richtung unserer Entwicklung 


ging von der gewerblichen Erziehung aus. Sie 
war noch mühsamer und galt lange als minder- 
wertig. Erst kurz vor dem Ende des Jahr- 
hunderts hat sie, scheinbar mit einem Ruck, 
ähnlich wie die deutsche Technik, volle Aner- 
kennung erreicht. Dank sei den Männern, welche 
dies erkämpft, durch deren Arbeit die Gewerbe- 
akademie cine wissenschaftliche Höhe erlangt 
hat. | 

Bau- und Gewerbeakademie sind eins ge- 
worden, neue große Aufgaben hat die Hoch- 
schule zu erfüllen; die Aufgaben der Staats- 
bautechnik bilden keinen Maßstab mehr für die 
Hochschule, sondern betreffen nur einzelne 
unter ihren zahlreichen Aufgaben. 


Die große Zahl der in der Industrie tätigen 
Ingenieure hat in schweren Kämpfen um Aner- 
kennung gerungen. Endlich, am Ende des Jahr- 
hunderts, ist aus koniglichem Munde die Gleich- 
berechtigung und Vollwertigkeit der technischen 
Wissenschaften bestätigt und damit auch die In- 
genieurtitigkeit überhaupt auf die langersehnte 
Höhe gehoben worden. In der Verleihung des 
Promotionsrechtes hat diese königliche 
Anerkennung ihre Krönung gefunden. 


Scine Majestät der Kaiser und König, der 
Schirmherr der Wissenschaften und jeder großen 
nationalen Bestrebung, der Kaiser, der selbst 
jede würdige Tradition hochhält wie keiner und 
stets die höchste Ehrung aller großen Leistun- 
gen jeder Zeit und jeder Richtung öffentlich 
bekundet, hat unsere bisherige harte Arbeit an- 
erkannt und ihr für die kommende Zeit die 
Wege gewiesen. Mit wahrhaft könig- 
lichen Ehrungen hat seine Majestät 
der Kaiser und König in der alther- 
gebrachten Form unsere neue 
Wissenschaftsrichtung als zu- 
kunftsreichstes Arbeitsfeld ge- 


"adelt. 
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Für uns ist dies der bedeut- 
samste Beginn des neuen Jahrhun- 
derts! 


Die Allerhöchsten Gnadenbeweise bilden einen 
unvergänglichen, kulturhistorisch bedeutsamen 
Markstein in der Entwicklung der Wissenschaften 
und der Technik. Diese Halle ist uns eine denk- 
würdige Stätte geworden! 


Das Promotionsrecht ist uns ein Palladium, 
ein königliches, der Hochschule verliehenes Ge- 
schenk für akademische Einrichtungen und 
Leistungen. 


Bisher hatte nur die Bauverwaltung staat- 
lich voll anerkannte, aber nur für ihre Beamten 
taugliche Prüfungsvorschriften und Titel. Gleich- 
wertige akademische Grade fehlten, und so wur- 
den die Titel der Verwaltungsbeamten irrtüm- 
lich bisher für die Grade gehalten, welche die 
Hochschule und das technische Studium kenn- 
zeichnen. Hier muß auf Grund der uns ver- 
lichenen Rechte eine Scheidung eintreten. 


Die Bauverwaltung erkennt unsere akademi- 
schen Prüfungen bisher nicht an; die Bau- 
beamten halten ihre Einrichtungen für mab- 
gebend. Das hat aber nur Sinn für den wirk- 
lichen Staatsbaudienst. Auch ist nicht zu ver- 
gessen, daß die Bauverwaltung die Bezeichnung 
„Ingenieur“, die nunmehr durch königliche 
Gnade zu akademischen Ehren gelangt ist, durch 
Verleihung an nicht akademisch Gebildete im 
eigenen, wenn auch beschränkten Wirkungskreise 
entwertet hat. 

Nun handelt es sich um akademische Ein- 
richtungen, die an Baubeamte und Studierende, 
wenn sie Prüfungen außerhalb der Hochschule 
abgelegt haben, nicht verliehen werden können. 


Eine Gegenseitigkeit ist auch nicht ohne wei- 
teres möglich, weil für die Beamtenausbildung 
und für die akademische Ausbildung ganz ver- 
schiedene Aufgaben vorliegen. Hier gilt das vom 
Kaiser ausgesprochene Dichterwort: „Gleich sei 
keiner dem anderen, doch gleich sei jeder dem 
höchsten !“ 

Diese notwendige Trennung wäre zu mildern, 
wenn die Staatsbauverwaltung die akademischen 
Prüfungen unter Beisein ihrer Kommissare an- 
erkennen und dann eine ihren Bedürfnissen ent- 


sprechende Staatsbeamtenprüfung vornehmen 
würde. 
Der jetzt herrschende schädliche Zustand, 


daß Hunderte von Studierenden den Titel eines 
„Regierungsbaumeisters‘ erwerben, ohne die Ab- 
sicht in den Staatsdienst einzutreten, würde dann 
aufhören. Aber sie beschreiten diesen Weg, weil 
eine andere staatlich anerkannte vollwertige Ab- 
schlußprüfung nicht besteht. Dabei werden sie 
bis zu ihrer letzten Staatsprüfung etwa 30 Jahre 
alt, Leben und Erfahrung bleiben ihnen fremd, 
und sie können sich dann nicht mehr entschlie- 
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Ben umzukehren und für die Industrie von vorn 
anzufangen; sie glauben vielmehr Vorrechte- er- 
worben zu haben. 

Die Staatsbauvorschrift schafft jetzt „Regie- 
rungsbaumeister‘“, die keiner Regierung ange- 
hören, noch je angehört haben, die nichts ge- 
baut haben, vielleicht auch nie etwas bauen wer- 
den und auch keine Meister sind: ein wider- 
sinniger Titel, um dessen Willen aber eine große 


Zahl unserer tüchtigsten Studierenden die 
schönsten Lebensjahre in falscher Richtung 
verbringt. | 


Das ist ein schädigender Bildungsgang, schä- 
digend gerade für die sozialen Aufgaben der 
Technik. Die Staatsbautechnik mit ihrer not- 
wendig bureaukratischen Verwaltung und die 
schaffende Tätigkeit in der Industrie, die im 
Wettbewerbe arbeiten muß, ruhen auf völlig 
verschiedenen Grundlagen; die Industrie hat mit 
Schwierigkeiten zu kämpfen, die dem Staats- 
betriebe unbekannt sind. Die Erziehung inner- 
halb der Staatsbauverwaltung kann nicht die- 
jenigen Fähigkeiten genügend ausbilden, auf 
welche es in der wirtschaftlichen und sozialen 
Tätigkeit ankommt; auf die es vor allem an- 
kommt, um die Forderungen des Kaisers zu 
erfüllen! 

Dieser Zustand, daß der Beamtentitel für 
den einzigen Nachweis technischer Studien ge- 
halten wird, soll nun aufhören. Auch das aka- 
demische Studium kann in Zukunft vollwertig 
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abgeschlossen werden. Durch den „Diplom-In- 
genieur‘“ und den „Doktor-Ingenieur‘“ müssen 
wir die technische und wirtschaftliche Bildung 
auf akademischem Boden voll zu Ehren bringen. 

Solches Streben führt zu einer notwendigen 
Ergänzung des Bisherigen. Das Ueberlieferte 
reicht für die neuen Bedürfnisse nicht mehr aus. 
Die technische Bildung, die von schaffendem, 
wirtschaftlichem Geiste durchdrungen und den 
sozialen Verhältnissen gewachsen ist, hat eine 
große Lücke der überlieferten Bildungsrichtung 
auszufüllen. 

Eine Vermengung der Interessen der Bau- 
verwaltung ist aus formellen und sachlichen 
Gründen unstatthaft und wäre Verrat an den 
höchsten Interessen der Hochschule und des 
Ingenieurberufs. Ohne diese scharfe Trennung 
würde die königliche Gabe nur das Titelunwesen 
vermehren.“ 

Die Rede hatte einen lebhaften Protest sei- 
tens des Vereins Deutscher Maschinen-Ingenieure 
hervorgerufen. Dieser Protest verdichtete sich 
zu einer Abwehr von Wichert, vorgetragen 
in der Versammlung des Vereins Deutscher Ma- 
schinen-Ingenieure am 23. Oktober 1900 und ab- 
gedruckt in „Glasers Annalen für Ge- 
werbe und Bauwesen“ vom 1. November 
1900, Seite 173ff. Es soll das Wesentliche der 
Ausführungen Wicherts im folgenden wieder- 
gegeben werden. 

(Fortsetzung folgt.) 


_ Erfinderrecht und Angestelltenerfindung 
nach dem veröffentlichten Entwurf eines neuen Patentgesetzes. 


Referat, gehalten in der Dezembersitzung des Berliner Bezirks-Vereins 


von Patentanwalt Dipl-Gng. B. Wassermann, Berlin. 


Von den Acnderungen, die der von der 
Reichsbehörde veröffentlichte Entwurf eines 
neuen . Patentgesetzes gegenüber dem bestehen- 
den Gesetz aufweist, hat den schärfsten Kampf 
der Meinungen die Umwandlung des herrschen- 
den Anmelderrechtes in das Erfinderrecht her- 
vorgerufen. 

Nach dem geltenden Gesetz, § 3 Absatz 1, 
hat auf die Erteilung des Patentes derjenige 
Anspruch, welcher die Erfindung zuerst nach 
Maßgabe des Gesetzes angemeldet hat. Eine 
spätere Anmeldung kann den Anspruch auf ein 
Patent nicht begründen, wenn die Erfindung 
Gegenstand des Patentes eines früheren An- 
melders ist. 

Im Gegensatz hierzu soll nach dem Gesetz- 
entwurf nicht der erste Anmelder, sondern der 
Erfinder Anspruch auf die Erteilung des Paten- 


tes haben; unter mehreren voneinander unab- 
hängigen Erfindern soll der Anspruch dem- 
jenigen zustehen, der die Erfindung zuerst bei 
dem Patentamt angemeldet hat. 

Der Entwurf führt also den Namen des Er- 
finders in das deutsche Patentgesctz ein, in 
welchen er bisher, so paradox dies klingen 
mag, gefehlt hat. Es mag zunächst als selbst- 
verständlich erscheinen, daß das zum Schutz der 
Erfindungen bestimmte Gesetz das Recht an der 
Erfindung in dem auf Grund derselben er- 
teilten Schutztitel dem Erfinder zuweist. Diese 
Schlußfolgerung liegt um so näher, als die 
deutschen Urheberrechte, soweit das künstle- 
rische und literarische Gebiet in Frage kommt, 
die Schöpfung ebenfalls dem Urheber ausschlieB- 
lich zuerkennen. Mit Recht lelınen jedoch schon 
die Erläuterungen zu dem Gesetzentwurf, ob- 
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gleich dieser doch das Erfinderrecht einführt, | 


diesen Vergleich ab, indem sie ausführen: 


„Die Erfahrung lehrt allerdings, daß diese 
persönliche Urheberschaft verschieden ist von 
derjenigen, welche auf künstlerischem Gebiet 
und bei literarischen Werken auftritt. Hier ist 
die einzelne Schöpfung so, wie sie der Ur- 
heber hervorgebracht hat, einzigartig. Bei 
der Erfindung ist das nicht notwendig der 
Fall. Der Erfinder steht auf den Schultern 
seiner Vorgänger, der Niederschlag aller frühe- 
ren technischen Errungenschaften wirkt auf 
andere Zeitgenossen so gut ein, wie auf ihn; 
die auf den bisher gewonnenen Ergebnissen 
beruhenden Erfahrungen, Bedürfnisse und Auf- 
gaben haben ein Eigengewicht und drängen 
aus sich selbst heraus oft zu neuer Erkennt- 
nis, so daß unter Umständen die nämliche Er- 
findung an verschiedenen Stellen auftaucht. 
Man sagt dann wohl, die Erfindung lag in 
der Luft.“ 


Die Voraussetzungen für die Ent- 
stehung einer Erfindung einerseits und einer 
Schöpfung auf literarischem oder künstlerischem 
Gebiete anderseits sind also bereits wesentlich 
abweichende. Aber auch die Art des Ent- 
stehens des Urheberrechtes und des matericllen 
Patentrechtes ist eine andere; denn das Urheber- 
recht beginnt bereits mit der Tatsache der 
Schöpfung des Werkes, während das Patentrecht 
neben der Schöpfung der Erfindung noch das 
Eintreten eines weiteren Ereignisses bedingt, 
nämlich der Patentierung auf Grund einer durch 
die Behörde vorzunchmenden Prüfung auf Neu- 
heit und gewerblichen Fortschritt. Daß das 
Alleinbenutzungsrecht oder das Ausschließungs- 
recht der Erfindungen auf technischem Gebiet 
nicht schon mit der Schöpfung der Erfindung 
eintreten darf, ist in allen Ländern unbestritten; 
denn der Schutz der Erfindungen — im Gegen- 
satz zum Urheberschutz — bezweckt, den Ge- 
werbefleiB zu fördern, baut sich also auf in 
erster Linie auf volkswirtschaftlichen Erwägun- 
gen. Daher ist es in erster Linie das Objckt 
der Schöpfung, die Erfindung selbst, die 
unter Schutz gestellt werden soll, während auf 
künstlerischem und literarischem Gebiete das 
Subjekt der Schöpfung, der Künstler 
oder Schriftsteller, geschützt wird. Aus dem 
gleichen Grunde ist der Urheberschutz nicht 
von vornherein in bestimmter Weise zeitlich 
beschränkt, sondern endigt mit dem Ablauf des 
dreißigsten Jahres nach dem Tode des Urhebers, 
während die Dauer eines Patentes unabhängig 
von der Lebenszeit des Erfinders ein für allemal 
begrenzt ist. 


Wenn nun in dem Gesetzentwurf an Stelle 
des jetzt geltenden Offentlich-rechtlichen Anmel- 
dersystems das privatrechtliche Erfindersystem 
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treten soll, so müssen gewichtige Gründe für 
diese Aenderung vorliegen. Es ist unbestritten, 
daß die herrschende Praxis des Anmeldersystems 
keinerlei Mängel gezeigt hat, es müßten denn 
vorübergehende Erscheinungen sein, die an sich 
in der Unvollkommenheit alles Menschlichen 
liegen. Die Ursachen für den Systemwechsel 
müssen also anderswo wurzeln. 


Maßgebend waren denn auch nicht etwaige 


Mängel des bisherigen Systems, sondern das Be- 


streben, den sozialen Strömungen, die sich auf 
allen Gebieten unseres Wirtschaftslebens geltend 
machen, auch auf dem Gebiete des Patentrechtes 
Rechnung zu tragen. Man ging hierbei von dem 
an sich richtigen Gesichtspunkte aus, daß ein 
großer Teil der Erfindungen von im Ange- 
stelltenverhältnis stehenden Technikern herrühre, 
welche, sei es auf Grund bestehender Verträge, 
auf Grund ihres Dienstverhältnisses, mangels 
Kapitalkraft usw. nicht in der Lage seien, sich 
die Früchte aus ihrer erfinderischen Tätigkeit 
zu sichern. 


Die Frage ist nun, ob sich die Forderungen 
der Angestellten-Erfinder nicht auch unter dem 
geltenden Anmeiderrecht in befriedigender Weise 
erfüllen lassen, mit anderen Worten: ob es not- 
wendig ist, ein seit nahezu 40 Jahren be- 
währtes System zu verlassen und an dessen 
Stelle ein neues System zu setzen, von dem man 
nicht weiß, wie es sich in dem deutschen Rechts- 
und Volkswirtschaftsleben bewährt und von dem 
sich die Befürworter des Systemwechsels eine 
wesentliche Aenderung der Rechtslage der An- 
gestellten-Erfinder versprechen. 


Wenn nach vorstehendem die Angestellten- 
Erfinder besonders hervorgehoben sind, so 
stehen auf der anderen Seite diejenigen Erfin- 
der, die in unabhängigen Stellungen leben, oder 
die auf Grund ihres Anstellungsverhaltnisses oder 
besonderer Verträge nicht gehalten sind, ihre 
Erfindung dem Dienstgeber zu überlassen. Die 
Untersuchung, ob gegenüber dieser Gruppe der 
unabhängigen Erfinder der Wechsel des An- 
meldesystems in das Erfinderrecht praktisch eine 
Aenderung bringt, ergibt, daß eine praktische 
Aenderung tatsächlich für diese an zweiter Stelle 
genannte Erfindergruppe nicht in die Erschei- 
nung tritt; denn der Gesetzentwurf spricht in 
§ 3 Absatz 2 aus: 


„In dem Verfahren vor dem Patentamt gilt 
der Anmelder als Erfinder‘. 


Es bleibt also hinsichtlich der selbständigen Er- 
finder praktisch beim alten. Neu ist lediglich 
die Theorie. 

Wie stellt sich nun der Entwurf zu der 
Frage, wenn nicht der wirkliche Erfinder der 
Anmelder ist; das geltende Recht, das den Er- 
finder als solchen nicht kennt, sondern nur den 
Patentsucher, regelt bereits diese Rechtsfrage 
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in § 3 Absatz 2, indem dem Anspruch auf Er- 
teilung eines Patentes nicht stattgegeben wird, 
wenn der wesentliche Inhalt der Anmeldung 
den Beschreibungen, Zeichnungen, Einrichtungen 
usw. eines anderen oder einem von diesem ange- 
wendeten Verfahren ohne Einwilligung des- 
selben entnommen und von dem letzteren aus 
diesem Grunde Einspruch erhoben ist. Diesem 
Schicksal der widerrechtlichen Entnahme kann 
nach geltendem Recht der Erfinder nicht aus- 
gesetzt sein, da er eben durch Hervorbringen 
der Erfindung ihr Besitzer geworden ist und 
dieses Verhältnis auch auf seinen Nachfolger 
übertragen kann. Wir haben also bereits nach 
dem geltenden Recht einen wirksamen Schutz 
des Erfinders selbst, in so weit, als, wenn cin 
anderer ihm die Früchte seiner Erfindung ent- 
wendet und zum Patent anmeldet, ihm das Ein- 
spruchsrecht im patentamtlichen Verfahren zu- 
steht. Dazu kommt noch, daß ihm auch nach 
bürgerlichem Recht ein weitgehender Schutz zu- 
gebilligt ist, indem er eine Patentanmeldung 
oder ein Patent des Entwenders auf sich über- 
tragen lassen kann. 


Anders ist die Regelung des Erfinderrechtes 
auch im Entwurf nicht. Der § 4 desselben sieht 
vor, daß der Erfinder von dem unbefugten An- 
melder die Anmeldung sich übertragen lassen 
kann oder die Zurücknahme derselben zu ver- 
langen berechtigt ist; das gleiche gilt gegenüber 
dein bereits erteilten Patent. 

Nun ist aber mit der Möglichkeit zu rechnen, 
daß derjenige, der die Erfindung entwendet hat, 
sie nicht in ihrer ganzen Tragweite zu erfassen 
verstand, so daß das dem unbefugten Anmelder 
erteilte Patent die Erfindung ungenügend 
schützt. Will nun der berechtigte Erfinder das 
dem anderen erteilte Patent sich übertragen 
lassen, so hat er nur ein mangelhaftes Schutz- 
recht. Aus diesem Grunde bestimmt der § 5 
des Entwurfes: 


„Der Anmeldung des Erfinders steht die 
Anmeldung eines anderen, der nicht Erfinder 
ist, nicht entgegen, wenn der Erfinder vor 
Ablauf eines Jahres nach der Bekanntmachung 
des Patents (§ 37) die Anmeldung bewirkt 
hat. Auch wird in diesem Falle die Neuheit 
der Erfindung nicht dadurch berührt, daß sie 
nach der früheren Anmeldung in öffentlichen 
Druckschriften beschrieben oder im Inland 
offenkundig benutzt ist.“ 


Diese Bestimmung läßt aber ciner mißbräuch- 
lichen Handhabung Tür und Tor offen, um die 
Schutzfrist nach Belieben zu verlängern. Der 
Erfinder kann z.B. unter Mißbrauch dieser Ge- 
setzesbestimmung einen dritten beauftragen, für 
ihn die Anmeldung zu bewirken. Das Anmel- 
dungsverfahren inkl. der sechsmonatlichen Aus- 
setzungsfrist kann auf zwei bis drei Jahre aus- 
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gedehnt werden. Wird alsdann das Patent er- 
teilt, so hat der tatsachliche Erfinder ein Jahr 
Zeit, um mit seinen berechtigten Ansprüchen 
hervorzutreten und selbst anzumelden. Es werden 
also hierdurch nicht weniger als etwa vier Jahre 
an Schutzdauer auf einfachste Weise gewonnen. 
Hieraus ergibt sich, daß die Regelung des § 5, 
die gerade eine unmittelbare Folge der Ein- 
führung des Erfinderrechtes ist, zu unerfreu- 
lichen Folgerungen Anlaß geben kann, die nach 
dem geltenden Recht ausgeschlossen sind. 

Noch unerfreulicher gestaltet sich aber die 
Regelung nach dem Erfindersystem, wenn es 
sich um mehrere Erfinder handelt, die unab- 
hängig voneinander die gleiche technische 
Schöpfung vollbringen. Daß diese Möglichkeiten 
gerade auf technischem Gebiete häufig sind, 
beweist die Statistik des Patentamtes und ergibt 
sich aus der einfachen Tatsache, daß von äußeren 
Tatumständen Erfindungen bestimmter Art, die 
gewissermaßen in der Luft liegen, zutage ge- 
fördert werden; es ist z.B. bekannt, daß als 
Folge eines Eisenbahnunglücks die Zahl der auf 
Signalsicherungen usw. bezüglichen Patentanmel- 
dungen sofort in die Höhe schnellt, oder daß 
bei Inkrafttreten eines einen bestimmten Ge- 
brauchsgegenstand, z.B. Zündhölzer, besteuern- 
den Gesetzes sich sofort der Erfindungsgeist 
auf die Erzeugung von Ersatzmitteln wirft, um 
das Steuergesetz zu umgehen. 

Nach dem Gesetzentwurf soll nun bei wider- 
rechtlicher Entnahme der Anspruch auf Ein- 
tragung demjenigen von mehreren Erfindern zu- 
stehen, der zuerst zur Kenntnis des Patentamtes 
bringt, daß er Klage erhoben hat. Es beginnt 
also zunächst ein Wettrennen in der Klageerhe- 
bung und dann ein Wettrennen in der Mitteilung 
an das Patentamt, um auf alle Fälle als Berech- 
tigter zu gelten. 

Die gekennzeichneten Erscheinungen recht- 
fertigen die Befürchtung, daß die Zahl der durch 
die Einführung des Erfinderrechts bedingten 
Prozesse sich in bedenklicher Weise steigert; 
dies bedingt nicht nur eine Mehrbelastung der 
Gerichte, sondern auch eine erhebliche Hem- 
mung des patentamtlichen Geschäftsganges, da 
während der Anhängigkeit derartiger Prozesse 
die nachträglichen Anmeldungen des berechtig- 
ten Erfinders in der Schwebe bleiben. 

Noch weitere rechtliche Schwierigkeiten wer- 
den sich bei Erbgang zeigen, denn nach § 9 
des Entwurfes soll nicht nur das Recht aus 
der Anmeldung, wie bisher, sondern auch der 
vor der Anmeldung bestehende Anspruch des 
Erfinders übertragbar sein und auf die Erben 
übergchen. 

Die Befürworter der Systemänderung ver- 
weisen auf die in anderen Staaten, insbesondere 
Oesterreich, England, Vereinigte Staaten, 
Schweiz und Holland bestehenden Einrichtungen, 
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Man vermißt jedoch stichhaltige Gründe dafür, 
daß das seit 40 Jahren bewährte deutsche System 
einer Aenderung bedarf. Zutreffend sagt hierzu 
Isay (Das Erfinderrecht in vorl. Entw., Berlin 
1914, Seite 13): 


„Jede Aenderung positiver Vorschriften 
kann, auch wenn der Gesetzgeber nur ge- 
willt ist, sie lediglich zum Zwecke einer Aende- 
rung der theoretischen Grundlagen vorzu- 
nehmen, praktische Konsequenzen nach sich 
ziehen, die der Gesetzgeber selber noch gar 
nicht übersieht. Ist das Gesetz erst in Kraft, 
so entfaltet es sein eigenes Leben, und die 
spätere Anwendung entnimmt ihm Folge- 


rungen, an die der Gesetzgeber gar nicht ge- 


dacht hat.“ 


Aus vorstehendem ergibt sich jedenfalls, daß, 
soweit die Gruppe der selbständigen Erfinder 
in Frage kommt, ein begründeter, geschweige 
denn ein zwingender Anlaß zu einem System- 
wechsel nicht vorliegt, daß vielmehr in diesem 
Gefahren für unser Wirtschaftsleben stecken und 
eine Mehrbelastung der Rechtspflege eintreten 
kann, die heute noch nicht zu übersehen ist. 


Soweit aber die zweite Gruppe der Erfinder, 
nämlich der Angestellten, in Frage kommt, so 
kann auch unter Beibehaltung des geltenden 
Anmeldersystems in dem neuen Patentgesetz 
eine solche Regelung erfolgen, daß die Ange- 
stelltenverbände, die in rühriger Tätigkeit für 
den Systemwechsel kämpfen, eine vollkommene 
Erfüllung ihrer materiellen Interessen finden. 
Diesem Zweck kann der § 10 des Entwurfes 
dienen, der sich in das Anmeldersystem ebenso 
einfügen läßt wie in das Erfinderrecht. Der 
§ 10 lautet: 


„Die Ansprüche des Erfinders, der in einem 
gewerblichen Unternehmen angestellt ist, 
gehen, soweit nichts anderes vereinbart ist, 
auf den Unternehmer über, wenn die Erfin- 
dung ihrer Art nach im Bereich der Aufgaben 
des Unternehmens liegt und die Tätigkeit, 
die zu der Erfindung geführt hat, zu den 
Obliegenheiten des Angestellten gehört; aus- 
genommen sind die in § 6 bezeichneten An- 
sprüche. 

Der Angestellte kann, wenn das Patent 
erteilt ist, von dem Unternehmer eine Ver- 
gütung verlangen. Ist über Art und Hohe der 
Vergütung weder durch die Bemessung des 
Gehalts oder Lohnes noch sonst eine Verein- 
barung getroffen, so bestimmt darüber der 
Unternehmer nach billigem Ermessen. Die Be- 
stimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem Angestellten; die Vorschriften des § 315 
Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden 
Anwendung. 

Ist vereinbart, daß dem Angestellten keiner- 
lei Vergütung für künftige Erfindungen zu- 
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stehen soll, die auf den Unternehmer über- 
gehen, so kann sich der Unternehmer hierauf 
nicht berufen. 

Die Betriebe, Anstalten, Anlagen und der- 
gleichen, welche unter der Verwaltung des 
Reichs, eines Bundesstaats, einer Gemeinde 
oder eines Gemeindeverbandes stehen, sind als 
gewerbliche Unternehmen im Sinne des Ab- 
satz 1 nicht anzusehen.“ 


Der Absatz 1 dieses Paragraphen kodifiziert 
diejenigen Rechtsgrundsätze, die seit langem vom 
Reichsgericht unter der Herrschaft des gelten- 
den Gesetzes ausgesprochen werden. 


Die Absätze 2 und 3 regeln die Vergütung, 
die der Angestellte zu beanspruchen hat, so- 
weit nicht in die Bemessung des Gehaltes oder 
Lohnes die Erfindertätigkeit mit eingeschlossen 
ist. Die Bestimmung hierüber wird dem Unter- 
nehmer nach billigem Ermessen überlassen, wo- 
bei jedoch die Vorschriften des $ 315 Absatz 3 
des BGB. maßgebend sein sollen, weiche lauten: 


„Soll die Bestimmung nach billigem Er- 
messen erfolgen, so ist die getroffene Bestim- 
mung für den anderen Teil nur verbindlich, 
wenn sie der Billigkeit entspricht. Entspricht 
sie nicht der Billigkeit, so wird die Bestim- 
mung durch Urteil getroffen; das gleiche gilt, 
wenn die Bestimmung verzögert wird.“ 

Es erscheint erwägenswert, gemäß dem von 
Reichsgerichtsrat Hagens (Der Entwurf eines 
Patentgesetzes 1913, J. Schweitzer Verlag 
München, Seite 7) gemachten Vorschlag, eine 
Zusatzbestimmung in § 10 aufzunehmen, welche 
lautet: Ä 


„Stellt sich später heraus, daß die veréin- 
barte oder festyesetzte Vergütung im erheb- 
lichen Mißverhältnisse steht zu der Bedeu- 
tung der Erfindung, so kann je nach Lage des 
Falles der Angestellte eine entsprechende Er- 
höhung, der Unternehmer eine entsprechende 
Herabsetzung der Vergütung verlangen.“ 


Auch die allgemeinere Fassung des Absatzes 3 
nach dem Vorschlag von Hagens ist zu be- 
grüßen, die lautet: 


„Die Bestimmungen des Abs. 2 können 
durch Vereinbarung der Parteien nicht ausge- 
schlossen werden.“ 


Durch diese Regelung sind einerseits die Inter- 
essen des Unternehmers, mit dessen technischen 
Einrichtungen und dessen Kapital die Erfindung 
vorbereitet und gefördert sowie die Anmeldung 
bewirkt worden ist, gewahrt, da diesem im 
Rahmen des § 10 Absatz 1 das Besitzrecht an 
dem Patent gesichert ist und er auch eine Be- 
stimmung über die Vergütung treffen kann; 
anderseits ist auch den Interessen der Ange- 
stellten gedient, indem ihnen eine Vergütung 
oder ein Lohn zugesichert ist, der billigem Er- 
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messen entspricht und der wirtschaftlichen Be- 
deutung der Erfindung angepaßt ist. 

Es ist erwägenswert, für den Ausgleich der 
Differenzen, die in der Beurteilung der Ange- 
messenheit des Lohnes oder der Vergütung nach 
S 10 des Patentgesetzentwurfes entstehen 
können, besondere Schiedsgerichte einzusetzen, 
um den langwierigen Instanzenzug bei den 
ordentlichen Gerichten auszuschalten. 

Weitergehende Ansprüche der Angestellten- 
kreise dahingehend, daß die von ihnen ge- 
machten Erfindungen auf alle Fälle ihnen ge- 
hören, verkennen vollständig die Bedeutung und 
die Art der Entstehung einer Erfindung. ‚Der 
Erfinder baut seine Arbeit auf dem geistigen 
Besitzstande der Nation im engeren Sinne, der 
ganzen Kulturwelt im weiteren Sinne auf. Er 
hatte seine Vorgänger in anderen Erfindern, die, 
je weiter man zurückgeht, immer weniger Er- 
fahrungen und Erfindungen zu ihrer Belehrung 
zur Verfügung hatten. Ihre Erfolge suchten 
anderseits in aufsteigender Linie einander zu 
verbessern und zu überholen, so den kultu- 
rellen Fortschritt auf einem Sondergebiet be- 
gründend und erzeugend. Dabei ist jede tech- 
nische Erfindung auf mindestens ein Naturgesetz 
zurückzuführen, dessen folgerichtige Anwendung 
zu ihrer Konzeption führte. Früher standen dem 
Erfinder nur Erfahrungen auf einer außerordent- 
lich beschränkten Zahl technischer Gebiete und 
die Kenntnisse recht weniger Naturgesetze zur 
Verfügung. Er arbeitete allein, fast ganz auf 
die Ergebnisse der eigenen Erkenntnis ange- 
wiesen. Heute dagegen greifen die vielseitigen 
Gebiete der Technik weit ineinander über, und 
dem Erfinder steht cine große Fülle von Natur- 
gesetzen in vielfach erkannter und erprobter 
Anwendungsfähigkeit zur Verfügung. Auf den 
meisten Gebieten beschränkt sich deshalb die 
Tätigkeit des Erfindens auf ein zielbewußtes 
Aufsuchen und Zusammenstellen von bekannten 
Elementen und kommt nur gelegentlich zur Her- 
vorbringung gänziich neuer Formen. Die blitz- 
artige Konzeption neuer Ideen mag dabei ab und 
zu eine gewisse Rolle spielen, besonders bei 
Erfindergenies, die aber immer Ausnahmen sind 
und meist nur eine relativ kurze Periode 
höchster Produktionsfähigkeit in ihrem Leben 
aufzuweisen haben (vergl. Edison) — doch darf 
die Möglichkeit des Vorkommens blitzartiger 
Gedankensprünge von schöpferischer Bedeutung 
nicht zu Verallgemeinerungen und damit zu 
Trugschlüssen verleiten und zu der Anschauung 
führen, daß das Erfinden doch eigentlich der 
erstgenannten Auffassung entspreche, das 
schwere Ringen um Verwirklichung melır oder 
weniger glücklicher Ideen aber nur ein kümmer- 
licher Wettbewerb von Nichterfindern mit den 
Erfindergenies sei.“ (Siehe Hermann Kändler, 
„Zur Frage eines reinen Erfinderpatentrechtes 
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in Deutschland‘, 1913, Verlag von Franz Vahlen, 
Berlin, Seite 11). 

Gelten diese Ausführungen über die soge- 
nannte Lehre vom „Geistesblitz‘‘ ganz allge- 
mein, so ist bei den Etablissementserfindungen, 
d.h. den Erfindungen mehrerer Angestellter 
eines gewerblichen Betriebes, um so mehr davon 
auszugehen, daß diese Erfindungen entstanden 
sind unter dem Einfluß des ganzen Milieus, 
unter Benutzung der dem Betriebe bereits eige- 
nen Erfahrungen und Einrichtungen, des Kapi- 
tals des Unternehmers, unter der Einwirkung der 
dem Erfinder von dem Auftraggeber gestellten 
Aufgabe, ein bestimmtes Problem zu lösen, auf 
Grund der Anregungen, die seitens der Vorge- 
setzten oder der Kollegen geyeben werden usw. 


Mit Recht bestimmt der § 3 Absatz 1 Satz 2: 


„Ist die Erfindung in einem Betriebe ge- 
macht und auf bestimmte Personen als Er- 
finder nicht zurückzuführen, so ist derjenige 
als Erfinder anzusehen, für dessen Rechnung 
der Betrieb verwaltet wird.“ 


Es ist daher bei diesen, in einem Etablisse- 
ment entstandenen Erfindungen berechtigt aus- 
zusprechen, daß hier „die Schöpfertätigkeit 
durch den Gesamtorganismus des Betriebes aus- 
geübt wird“, und daß derjenige, der, vielfach 
zufallig, den letzten Baustein für das Erfin- 
dungsgebäude liefert, nicht berechtigt sein kann, 


. die Erfindung für sich allein in Anspruch zu 


nehmen. Dieses Recht steht thm weder gegen- 
über dem Unternehmen, noch gegenüber seinen 
übergeordneten und gleichgeordneten Kollegen 
zu, auf deren Mitarbeit und Anregungen er an- 
gewiesen ist. 


Daher sind die Bestimmungen des $ 10 Ab- 
satz 1 und des § 3 des Entwurfes, die der 
herrschenden Rechtsauffassung entsprechen, aus 
volkswirtschaftlichen und sozialen Gründen ge- 
rechtiertigt. 

Während der Entwurf in $ 10 Absatz 1—3 
die Rechtsverhältnisse von in Privatbetrieben 
tatigen Erfindern regelt, sollen nach dem Ab- 
satz 4 desselben $ 10 die in staatlichen, städti- 
schen und sonstigen Öffentlichen Betrieben be- 
diensteten und beamteten Erfinder von der 
Wohltat des 8 10 Absatz 1—3 ausgeschlossen 
werden. Diese Ausnahmebestimmung kleidet der 
Entwurf in die Worte, daß die Betriebe, An- 
stalten, Anlagen und dergl., welche unter der 
Verwaltung des Reiches, eines Bundesstaats, 
einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes 
stehen, als gewerbliche Unternehmen im Sinne 
des Absatzes 1 ($ 10) nicht anzuschen seien. 
Diese Ausnahmebestimmung ist eine durch nichts 
gerechtfertigte Härte gezeniiber den im Offent- 
lichen Dienst stehenden Erfindern. Es ist ge- 
radezu verwunderlich, daß auf dem Gebiete 
sozialer Fürsorge, welches durch die Regelung 
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des § 10 Absatz 1 betreten wird, den Privat- 
betrieben allein cin gewisses Opfer auferlegt 
werden soll, während den öffentlichen Betrieben 
das Vorrecht eingeräumt wird, den beamteten 
Erfinder bei wirtschaftlich wertvollen Erfindun- 
gen unentschadigt zu lassen. Der in den Er- 
läuterungen des Entwurfes gegebene Hinweis 
darauf, daß bisher Staat und Kommune von dein 
Vorwurf ungerechter oder egoistischer Behand- 
lung der Angestellten hinsichtlich des Erfinder- 
rechts nicht getroffen worden seien, weshalb 
es an einem Anlaß des gcsetzlichen Einschreitens 
fehle, rechtfertigt keineswegs diese Ausnahme- 
bestimmung zu Ungunsten der öffentlich ange- 
stellten Erfinder. Die Ausnahmebestimmung 
wird, wenn es bisher noch nicht erfolgt sein 
sollte, gerade durch die gesetzliche Festlegung 
die Folge zeitigen, daß die Beamten in ihrem 
Erfinderrecht schlechter gestellt werden als unter 
gleichen Verhältnissen die in Privatbetrieben 
tätigen Erfinder. 


Ebenso wie die Frage der Angestellten- und 


Etablissementerfindung unabhängig ist von der _ 


Einführung des Erfinderrechtes an Stelle des 
Anmeldersystems, gilt dies auch für die Bestim- 
mung des § 6 betreffend die Erfinderehre. 
Der 8 6 lautet: 


„Der Erfinder hat Anspruch darauf, daß er 
bei Erteilung des Patents und in den Veröfient- 
lichungen des Patentamts als Erfinder genannt 
wird. Die Zustimmung dessen, dem das Recht 
aus der Anmeldung oder aus dem Patente zu- 
steht, ist erforderlich. Die Zustimmung ist dem 
Patentamt gegenüber zu erklären; sie ist 
unwiderruflich. Der Erfinder, dessen Erfindung 
ein anderer, der nicht Erfinder ist, angemeldet 
hat, kann von demjenigen, dem das Recht 
aus der Anmeldung oder aus dem Patente 
zusteht, verlangen, daß er die Zustimmung 
erteilt. Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn 
er nicht vor Ablauf eines Jahres nach der 
Bekanntmachung des Patents (§ 37) durch 
Klage geltend gemacht ist.“ 


In der Nennung des Namens des Erfinders 
erblickt man mit Recht „ein wichtiges Mittel, 
um gerade den wirtschaftlich schwächeren Er- 
findern zum Vorwärtskommen zu verhelfen. Sie 
gewinnen dadurch an Ansehen, und die Mög- 
lichkeit, ihr Können vorteilhaft zu verwenden, 
steigt. Aber auch rein ideell betrachtet, er- 
scheint der Wunsch des Erfinders, seinen Namen 
mit seiner Erfindung eng verknüpft zu sehen 
und so den Runm einer vielleicht bedeutsamen 
technischen Großtat an scine Person zu binden, 
gerechtfertigt. Der Staat wird, indem er diesem 
Wunsche entspricht, mittelbar die technische 
Arbeit fördern und dazu beitragen, daß die 
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Berufsfreudigkeit und das Streben erfinde- 
rischer Köpfe nicht erlahmt‘“ (Erläuterungen). 

Die Wohltat des § 6 soll auch den im Offent- 
lichen Dienst stehenden Erfindern zuteil wer- 
den, wie in den Erläuterungen zu dem Ge- 
setzentwurf ausdrücklich anerkannt ist. Um so 
weniger ist cinzusehen, warum der Beamte, 
dessen Namen in die Patentschrift angenommen 
werden soll, nicht auch in bezug auf die ihm 
aus Billigkeitsgründen zukommende Vergütung 
den in Privatbetricben tätigen Angestellten 
rechtlich gleichgestellt werden soll. 

Hinsichtlich der Fassung des § 6 sind viel- 
fach Wünsche dahingehend lautgeworden, daß 
der Anspruch auf Namensnennung auch nach 
Ablauf eines Jahres, gerechnet von der Bekannt- 
machung des Patentes, durch Klage geltend ge- 
macht werden darf. Dieser Forderung wird vicl- 
leicht am besten dadurch Rechnung getragen, 
daß der Satz 1 des § 6 in folgender Weise 
Ergänzung findet: 

„Der Erfinder hat Anspruch darauf, daß 
er bei Erteilung des Patents in Veröffent- 
lichungen des Patentamts als Erfinder genannt 
wird, und daß der Anmelder ihm von der An- 
meldung innerhalb eines Monats Kenntnis 
gibt.‘ 


Zusammenfassung: 


1. Da das Anmeldersystem des bisherigen 
Gesetzes sich bewährt hat, weiterhin die Rege- 
lung des Erfinderrechtes nach den §§ 4 und 5 
des Entwurfes eine unzulangliche ist und zu 
vielen Prozessen führen muß, da schließlich die 
Regelung des Rechtsverhiltnisses zwischen 
Unternehmern und Angestelltenerfindern sich 
auch auf Grund des Anmeldersystems ermög- 
lichen läßt, wird das Bedürfnis für den Ersatz 
des .Anmeldersystems durch das Erfinderrecht 
verneint. 

2. Der Anspruch des Erfinders auf Nennung 
seines Namens gemäß 8 6 des Entwurfes ist 
zu billigen. 

3. Die Regelung des Erfinderrechtes der An- 
gestellten nach § 10 Absatz 1 entspricht der 
herrschenden Rechtsprechung und ist daher 
grundsätzlich zu billigen. Die Frage der Ver- 
gütung nach Absatz 2 des § 10 bedarf einer 
Ergänzung nach der Richtung, daß, wenn die 
vereinbarte Vergütung oder das Gehalt im er- 
heblichen Mißverhältnis zu der Bedeutung der 
Erfindung steht, der Angestellte eine genügende 
Erhöhung, der Unternehmer eine entsprechende 
Herabsetzung der Vergütung verlangen kann. 

4. Die Ausnahmebestimmung des § 10 Ab- 
satz 4, betreffend die Öffentlich angestellten Er- 
finder, ist zu verwerfen. 


Wirtschaftliche Rundschau 


Wirtschaftliche Rundschau. 


Ueber Verbände und Verbandsbestrebungen. 
Die schon länger unter den Mitgliedern des 
Kalisyndikats geführten Verhandlungen, 
daß sich die einzelnen Werke verpflichten soll- 
ten, bis zum Jahre 1919 keine neuen Unter- 
nehmungen durch Felderteilung usw. zu grün- 
den, um so einer Ueberproduktion und einer Ge- 
tahrdung der Rentabilität des in der Kaliindustrie 
investierten enormen Kapitals sowie der geplan- 
ten gesetzgeberischen Masnahme durch Selbst- 
hilfe vorzubeugen, haben zu einem vorläufigen 
Erfolg geführt. Von 169 Syndikatswerken haben 
136 den Bindungsvertrag unte:zeichnet. Die noch 
fehlenden Werke dürften auch in aller Kürze 
noch die Unterschrift leisten, so daß der Ver- 
trag mit der Ende Juni stattfindenden General- 
versammlung in Kraft treten wird. Durch diese 
Selbsthilfe wird zweifellos weit mehr erreicht, 
als es durch die Kalinovelle der Fall gewesen 
wäre. Es ist als besonders erfreulich zu be- 
rüßen, daß die Industrie aus eigner Kraft und 
nitiative für Acnderung sorgt und sich nicht erst 
durch gesetzgeberische Maßnahmen bevormun- 
den läßt. — Der Gedanke nach Syndizierung 
von Stabcisen hat wieder feste und greif- 
bare Gestalt angenommen. In einer zahlreich 
besuchten Versammlung der deutschen Stab- 
eisenwerke zeigte sich eine allgemeine Geneigt- 
heit, und es wurden bereits verschiedene Kom- 
missionen gewählt, die Einzelfragen näher be- 
handeln sollten. — Auch in der Frage des 
Rohrensvadikats scheint man etwas wei- 
ter gekommen zu sein. — Zur Förderung ihrer 
Interessen hat sich ein Verein Deutscher 
Hochoienzementwerke gebildet, dem 
u. a. die Zementfabrik Alba (Gelsenkirchener 
Bergwerks-A.-G.), die Zementfabrik der Fasson- 
eisenwerke Mannstaedt, das Zementwerk Rhein- 
hausen (Krupp). die zum Kgl. Berg- und Hütten- 
amt Amberg in Bavern gehorige Zementfabrik der 
Luipoldhütte, das Zementwerk der Norddeutschen 
Hütte in Bremen usw. angehören. Ueber die zu- 
nächst geplanten Maßnahmen ist noch nichts ver- 
lautet. In Kassel fand ferner eine Zusammen- 
kunft von Vertretern deutscher Zementwerke 
sowie eine Vorstandssitzung des Vereins Deut- 
scher Portland-Zementfabriken zwecks vertrau- 
licher Besprechungen statt, die zweifellos die 
Gründung des allgemeinen deutschen Zement- 
syndikats betrafen. Vom Rheinisch-Westfälischen 
Zementverband wird gemeldet, daß er die 
Aktienmajorität der Ciescker Kalk- und Portland- 
zementwerke Monopol, deren Kapital 2,4 Millionen 
Mark beträgt, erworben hat und es mit dem an- 
deren Syndikatswerk ,,Meteor in Geseke ver- 
einigen will. — Die zwischen sechs Walzdraht- 
werken (Rombach, Witten, Burback-Eich-Düde- 
lingen, De Wendel, Röchling, Kraft) und 35 Ver- 
feinerungswerken gegründete Interessengemein- 
schaft wird unter dem Namen „Deutscher 
Drahtverband G. m. b. H.“ am 1. Juli 
ihre Tätigkeit aufnehmen, da hier die Auflösung 
des alten Walzdrahtverbandes sicher erfolgen 
wird. Die Walzwerke liefern den Draht zu 
einem bestimmten Preis an die Verfeinerungs- 
werke, und diese liefern ihre Fabrikate auch 
wieder zu einem bestimmten Preis an den Ver- 
band zum weiteren Vertrieb. Die Gewinne des 
Verbandes werden dann unter sämtliche betei- 
ligten Werke verteilt. — Info'ge der stetigen Aus- 


breitung der Großbanken durch Aufsaugung 
anderer Unternehmungen (Deutsche Bank 
— Bergische Bank- und Diskontogesellschaft 
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— Schaaffhausenscher Bankverein) schen sich 
die kleineren Privatbankiers in ihrer Existenz 
bedroht. Man ging daher in ihren Kreisen schon 
länger mit dem Gedanken um, sich zusammen- 
zuschließen und in Berlin eine große Zentral- 
bank gemeinsam zu gründen, dem sie die Ab- 
wicklung ihrer Geschäfte übertragen wollten. 
Die Ausführung dieser Idee war jedoch zu 
schwierig, um verwirklicht zu werden. Das Stre- 
ben nach Zusammenschluß hat aber in jüngster 
Zeit doch zum Erfolg geführt, denn es wurde 
unter zahlreicher Beteiligung eine „Vereini- 
gung Deutscher Privatbankiers“ pge- 
gründet. Die Vereinigung wird sich in Zukunft 
an Geschäften beteiligen, die für den einzelnen 
zu groß sind, z. B. wird sie städtische und in- 
dustrielle Anleihen übernehmen, Finanzierung 
neuer Unternehmungen durchführen, größere 
Kredite auf gemeinsames Risiko hin gewähren; 
sie wird evtl. Aktien ihrer Mitglieder vertreten 
und dadurch auch Aufsichtsratsstellen erwerben, 
sich einen guten Nachrichtendienst organisieren, 
dafür sorgen, daß sich die Mitglieder gegen- 
seitig Kunden überweisen usw. 

Durch die Vereinigung gelangen die Privat- 
bankiers jedenfalls in den Genuß einer ganzen 
Reihe von Annehmlichkeiten, deren sich bisher 
nur die Großbanken erfreuen konnten. Z. B. er- 
hielten die Großbanken durch ihre zahlreichen 
Vertretungen in anderen Aufsichtsraten vorzüg- 
liche Informationen. Die Vereinigung der Privat- 
bankiers wird ihren Mitgliedern also viele Vor- 
teile bringen. Sie stellt auch ein neuartiges Ge- 
bilde in unserem Wirtschaftsleben dar. — In 
immer größerem Umfang schließen sich Fabri- 
kanten und Händler zu Verbänden zwecks För- 
derung ihrer wirtschaftlichen Interessen zusam- 
men. So hat sich jetzt wieder ein Verband 
deutscher Bindfaden- und Seilerwarenhändler ge- 
bildet, der jedenfalls Hand in Hand mit dem Ver- 
band deutscher Hanfindustrieller zum Vorteil 
dieser Branche arbeiten wird. 


Zechenstillegungen an der Ruhr. In nächster 
Zeit sollen wieder einige Zechen in dem alten 
Bergbaugebiet an der Ruhr stilleelegt werden. 
Diese Maßnahme ist naturgemäß für das ganze 
Wirtschaftsleben der betroffenen Orte und Ge- 
biete von einschneidender Bedeutung und die 
Gemeinden versuchen dagegen vorzugehen. 

Der Kohlenbergbau hatte sich zuerst im Ruhr- 
gebiet entwickelt und eine gewaltige Ausdeh- 
nung genommen. In jüngerer Zeit breitet er 
sich jedoch immer mehr nach Norden bis zur 
Lippe und auch nach Westen bis auf das links- 
rheinische Ciebiet aus. Die alten Zechen sind zum 
Teil ausgebaut oder ihr Betrieb wird zu un- 
wirtschaftlich, so daß nichts anderes als Still- 
legung übrig bleibt. Dies verursacht bei den 
Gemeinden natürlich direkt und indirekt — durch 
Fortzug der Arbeiter und Beamten — einen 
wesentlichen Stcuerausfall; bei den Geschäfts- 
leuten sinkt der Umsatz und durch das Angebot 
von Häusern usw. tritt eine erhebliche Wert- 
minderung des Grundbesitzes cin. 

Dies sind gewiß beklagenswerte Folgen eines 
an sich jedoch unabwendbaren Vorganges. Wenn 
dabei nach gesetzgeberischen Maßnahmen gce- 
rufen wird, so fehlt hierzu jedoch die rechtliche 
Unterlage. Es müssen schon andere Maßnahmen 
zur Abhilfe erstrebt werden; die natürlichste 
ist wohl Ersatz durch Ansiedlung neuer In- 
dustric zu schaffen. Unterstützt werden diese 
Bestrebungen durch die Bewegung zur Schiifbar- 
machung der Ruhr, die den industriellen Nieder- 
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lassungen billige Transportgelegenheit bieten 
soll, sowie durch Schaffung sonstiger Verkehrs- 
erleichterungen. Man ist auch schon zwecks Er- 
richtung von Eisenbahnwerkstätten vorstellig ge- 
worden, die allerdings schon zur Genüge im 
Kohlenrevier vorhanden sind. 

Es wird immerhin nicht leicht sein, genügen- 
den Ausgleich zu schaffen. Die Zechen sind 
zum Teil allerdings sehr entgegenkommend, in- 
dem sie freiwillig noch einige Jahre die bis- 
herige Steuer an die Gemeinde weiter zahlen. 


Fusionen etc. Der von den Verwaltungen der 
Rombach-Hüttenwerke und der Concordia in Ober- 
hausen vereinbarte Pachtvertrag hat die Zustim- 
mung der beiderseitigen Generalversammlungen 
gefunden. Es geht also nunmehr der ganze Be- 
trieb der Bergbau-A.-G. Concordia auf die Hütten- 
werke über. Der Vertrag läuft 30 Jahre. Die 
Concordia-Aktionäre erhalten für die ersten fünf 
Jahre eine Dividende von 2100 und für die wei- 
teren 5 Jahre eine solche von 220%% garantiert. 
Nach Ablauf von 10 Jahren hat Rombach das 
Recht, die Aktien zu 3750, zu erwerben. — Eine 
andere interessante Transaktion ist weiter in 
der westfälischen Industrie vor sich gegangen. 
Die Mannesmann-Röhrenwerke, die in den letzten 
Jahren starke Expansionsbestrebungen gezeigt 
hatten, haben die Blechwalzwerke Schulz-Knaudt, 
A.-G., mit einem Aktienkapital von 5 Millionen 
Mark erworben. Maßgebend für die Verschmel- 
zung war, daß im Interesse einer rentableren 
Ausgestaltung der Unternehmen Mannesmann 
eine Hochofen- und Stahlwerksanlage nötig hatte, 
während sich Schulz-Knaudt umgekehrt eine 
Zeche hätte angliedern müssen, über die eben 
Mannesmann bereits verfügt. So ist durch die 
Verschmelzung beiden geholfen. Nach Durch- 
führung der Verschmelzung und der Kapitals- 
erhöhung wird sich das Aktienkapital der 
Mannesmann-Gesellschaft auf 71 Millionen Mark 
belaufen. — Der immense Verkehr im rheinisch- 
westfälischen Industrierevier und das vielfache 
Ineinandergreifen der verschiedenen Verkehrs- 
mittel hat schon früher zu Zusammenschlüssen 
von Bahnunternehmungen geführt, wovon wohl 
die Vorgänge bei den drei Bahngesellschaften in 
Barmen-Elberfeld am bekanntesten sind. Ein 
weiterer Schritt nach dieser Richtung ist der 
Abschluß einer Betriebsgemeinschaft zwischen 
der Bochum-Gelsenkirchener Straßenbahn A.-G. 
und der Westfälischen Straßenbahn-Gesellschaft 
in Bochum. Solche Maßnahmen sind nur mit 
Freude zu begrüßen, da sie in der Regel zu 
einer Verbesserung der Verkehrsverhältnisse und 
zu einer höheren Rentabilität führen, da durch 
die einheitlichere Organisation an Unkosten ge- 
spart werden. 


Aprilausweise: Der Versand des Stahlwerks- 
verbandes betrug insgesamt 512445 t (Rohstahl- 
gewicht) gegen 560527 t im Vormonat und 
566 259 t im April 1913. Hiervon entfallen auf 
Halbzeug 133841 (153171 bzw. 1383 710) t, Eisen- 
bakhnmaterial 169139 (206324 bzw. 234252) t und 
Formeisen 179465 (201 033 bzw. 193 327) t. Dem- 
nach zeigt der April einen wesentlichen Rück- 
gang sowohl gegenüber dem Vormonat als auch 
dem Parallelmonat des Vorjahres. — Bei den 
deutschen Eisenbahnen sind im Vergleich zum 
Vorjahr die Einnahmen aus dem Güterverkehr 
von 189 auf 185 Millionen Mark gesunken und 
aus dem Personenverkehr von 73 auf 90 Mil- 
lionen Mark gestiegen. Die Abnahme wie die 
Zunahme erklären sich daraus, daß das Oster- 
fest in den Berichtsmonat fiel — Nach den 
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amtlichen Veröffentlichungen über den deutschen 
Außenhandel ist die Einfuhr von 6,1 Millionen 
Tonnen im Vorjahr auf 6,0 Millionen Tonnen und 
der Wert von 978 Millionen Mark auf 952 Mil- 
lionen Mark gesunken. Auch die Ausfuhr hat 
abgenommen, nämlich von 24,5 Millionen Tonnen 
auf 24,3 Millionen Tonnen und ihr Wert von 
872 Millionen Mark auf 842 Millionen Mark. — 
Die Verhältnisse auf dem gewerblichen Arbeits- 
markt haben sich nach dem Reichsarbeitsblatt 
auch im April gegenüber dem Vormonat ge- 
bessert, zwar ist dies noch nicht erheblich und 
auch nicht allgemein in allen Zweigen des Ge- 
werbes, da hierbei auch die Saison zu berück- 
sichtigen ist. — In der Roheisenerzeugung hat 
der Berichtsmonat auch einen Rückgang wie 
beim Stahl gebracht. Sie betrug nämlich 
1534429 t gegen 1602896 t im Vormonat und 
1588701 t im Parallelmonat des Vor- 
jahres. — Die Berliner Hoch- und Untergrund- 
bahn beförderte 7578109 Personen gegenüber 
5279505 im Vorjahre, so daß die Einnahmen 
von 680345 M. auf 1013646 M. gestiegen sind. 
Bei der Großen Berliner Straßenbahn stellen 
sich die Einnahmen auf 4653977 M. gegenüber 
46235415 M. im Vorjahre. Bei der Allgemeinen 
Berliner Omnibus-Akt.-Ges. ist die Einnahme von 
1007147 M. auf 1215335 M. gestiegen. Es 
zeigt sich also auch in diesem Monat wieder, 
daß sich die Hochbahn- und die Omnibusgesell- 
schaft besser entwickeln, als die Straßenbahn- 
gesellschaft, die allerdings seit längerer Zeit erst- 


malig wieder eine geringe Steigerung aufzu- 
weisen hat. 
Verschiedenes. Das Eisenbahnzentralamt ist 


mit den Lokomotivfabriken zwecks Lieferung von 
600 Lokomotiven im Gesamtwert von 50 Mil- 
lionen Mark in Verhandlung getreten. — Das 
Rheinisch - Westfälische Elektrizitätswerk zu 
Essen hat im Kölner Braunkohlenrevier ein neues 
Großkraftwerk errichtet, das schon im ersten 
Ausbau eine Maschinenanlage mit einer Gesamt- 
leistung von 120600 P.S. erhält, so daß dies jetzt 
das größte Elektrizitätswerk Deutschlands ist. 
Bei der sich ständig ausbreitenden Elektrifizie- 
rung des ganzen Landes macht sich das Bestre- 
ben bemerkbar, den Strom in Großkrafitwerken 
zu erzeugen, da sich deren Anlagekosten relativ 
niedrig stellen. Auch pflegt man dann die Werke 
da zu errichten, wo die Rohstoffe am billigsten 
sind, um die Selbstkosten des Stromes so ge- 
ring wie möglich zu halten, damit sich Klein- 
und Großindustrie in umfangreichster Weise an 
die Werke anschließen können. So sollen ja 
z. B. im Braunkohlenrevier bei Halle Kraft- 
werke gebaut werden, die dann den Strom 
für die Berliner Elektrizitätswerke und 
für die Berliner Stadtbahn (nach Einrichtung 
des elektrischen Betriebes) liefern sollen. — 
Nachdem das eben genannte Rheinisch-West- 
fälische Elektrizitätswerk mit seiner Organi- 
sation als gemischtwirtschaftlicher Betrieb be- 
reits vielen anderen Unternehmen als Vorbild ge- 
dient hat, ist jetzt von einer neuen derartigen 
Gründung zu berichten. Straßburg hat neben 
seinem Elcktrizitätswerk und seinen Straßen- 
bahnen noch ein drittes gemischt-wirtschaftliches 
Unternehmen, die Gaswerk Straßburg Akt.-Ges. 
mit einem Kapital von 8 Millionen Mark ge- 
gründet. Gleichzeitig ist dies ein Beweis, wie 
sich die neue Organisationsform bewährt hat. 
Man kann wohl auch schon als sicher annehmen, 
daß bei den Berliner Elektrizitätswerken die 
gleiche Maßnahme getroffen werden dürfte. 


Berufs- und Standesfragen 


Berufs- und Standesfragen. 


Zur Titelfrage. 
Ein Wort zu ihrer Klärung. 


Gälte es lediglich dem Bestreben von Hinz 
und Kunz, neben dem schon selbstverständlichen 

„Hochwohlgeboren“ auch mit dem Tipl.-3ng. sich 
auf der Adresse geschmückt zu sehen: Die 
meisten, sicherlich aber die Besten, wären nicht 
unter uns. Deshalb gilt es, dies deutlich und 
klar voranzustellen: Nicht nur unserer eigenen 
Person, nicht dem Herrn X. oder Y. wollen wir 
im täglichen Verkehr und im öffentlichen Leben 
den Anspruch auf den rechtmäßig erworbenen 
Titel sichern, nein die Arbeit, die der ge- 
samte Stand der akademisch gebildeten Tech- 
niker leistet, soll anerkannt werden, die Tätig- 
keit, die es Deutschland ermöglicht hat, statt 
wie vor 50 Jahren 40 Millionen Menschen, heute 
65 Millionen zu ernähren, soll gewürdigt werden, 
die Ideen, die uns fast ein neues Zeitalter 
geboren haben, verlangen nach Anerkennung. 
Daneben kommt erst in zweiter Linie als Folge 
des zuvor Gesagten und als Ausfluß eines be- 
rechtigten Egoismus das Verlangen nach rich- 
tiger Wertung der Persönlichkeit. Gegenüber 
allzu ängstlichen Gemütern wollen wir uns 
Goethes herzhaftem Bekenntnis anschließen: 
„Nur die Lumpe sind bescheiden.“ 

Instinktiv fühlt man bei der Behandlung der 
Titelfrage, daß hier zwei Begriffe markschei- 
den: der Stolz und der Dünkel. Wenn man von 
diesen Dingen redet, kann man das, was 
Schopenhauer in seinen „Aphorismen zur Lebens- 
weisheit“ darüber gesagt hat, durch nichts 
Besseres ersetzen. Der Stolz beruht demnach 
auf der feststehenden Ueberzeugung vom eigenen 
Wert in irgendeiner Hinsicht. Ich möchte ihn das 
Zurschautragen der Freude über den erkannten 
eigenen Wert nennen. 

„Demnach ist Stolz die von innen ausgehende, 
folglich direkte Hochschätzung seiner selbst.‘ 
Und weiter: „So sehr nun auch durchgängig 
der Stolz getadelt und verschrien wird, so ver- 
mute ich doch, daß dies hauptsächlich von sol- 
chen ausgegangen ist, die nichts haben, darauf 
sie stolz sein können. Der Unverschämtheit und 
Dummdreistigkeit der meisten Menschen gegen- 
über tut jeder, der irgendwelche Vorzüge hat, 
ganz wohl, sie selbst im Auge zu behalten, um 
nicht sie gänzlich in Vergessenheit geraten zu 
lassen: Denn wer, solche gutmütig ignorierend, 
mit jenen sich geriert, als wäre er ganz ihres- 
gleichen, den werden sie treuherzig sofort da- 
für halten. 

Als den Gegensatz des Stolzes, als einer be- 
rechtigten Freude, gilt Schopenhauer die Eitel- 
keit; ich möchte ihn in unserem Falle den 
Dünkel nennen. Er verhält sich zum Stolz wie 
der Schein zum Sein. Während der Stolz aus- 
geht von der eigenen Ueberzeugung, deshalb 
auch auf einem wahren Gefühl beruht, sucht der 
Dünkel das, was ihm fehlt: den inneren Gehalt 
und die eigene Ueberzeugung davon, vorzutäu- 
schen. Wie nun der Stolz in der fremden Er- 
kenntnis die Achtung auslöst, überantwortet der 
Dünkel seinen Träger der Lächerlichkeit. 

Ist aber der Stolz der Gegensatz des Dün- 
kels, so gilt es doppelt vorsichtig sein, denn: 
les extremes se touchent. indessen sind wir 
völlig beruhigt. Der Stolz als eine Standes- 
berechtigung der akademisch gebildeten Tech- 
niker ist uns die eigene Ueberzeugung vom inne- 
ren und wahren Werte des Standes, sowohl in 
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Ansehung seiner Vertreter als seiner Leistun- 
gen. Daher es auch sicher ist, daß das Zur- 
schautragen der Freude am eigenen Werte bei 
dem erkennenden Außenstehenden nichts anderes 
als das Giefühl der Achtung abnötigen kann. Ein 
Teil dieses Zurschautragens aber ist die Führung 
des akademischen Grades. 

Hier drängt sich nun unwillkürlich die Frage 
auf: Wie kommt es, daß trotz der nicht zu 
leugnenden Fortschritte der Technik, trotz der 
Leistungen der Techniker für die Kultur, die 
Menschheit und das Vaterland die Anerkennung, 
d. h. das Erkennen der außerhalb unseres Kreises 
Stehenden Schritt für Schritt erkämpft werden 
muß? Ich glaube, daß da ein Moment von uns 
nicht genügend beachtet worden ist, auf das 
— wiewohl es nur eines der vielen ist — ich 
hinweisen möchte, und ich will, um deutlich zu 
sein, lieber etwas weitschweifig und Ichrhaft 
pedantisch werden. 

Man kann zu Zwecken der Systematik das 
Gesamtgebiet menschlicher Tätigkeit in die zwei 
großen Gruppen der rein geistigen und der rein 
körperlichen Betätigung scheiden. Dazwischen 
existieren alle "möglichen Kombinationen beider 
reinen Kategorien in allen denkbaren prozen- 
tualen Mischungsverhältnissen. Im höchsten An- 
sehen stand von alters her und steht von Rechts 
wegen die rem geistige Arbeit, weil ihr allein 
in den Formen der Vorstellung und in der Be- 
nutzung der Kausalität als Mittel zur Erreichung 
irgend möglicher Erkenntnis die prägnante Son- 
derstellung des Menschen zuzuschreiben ist. 
Die Würdigung dieser ersten Kategorie nimmt 
ab in dem Maße, als die zweite Anteil an der 
Tätigkeit erhält. So bilden rein geistige und 
rein mechanische Arbeit, d. h. die reine Assozia- 
tion der Ideen und die reine Aufwendung elemen- 
tarer Kraft, die beiden Gegensätzlichkeiten. Nach 
dem Verhältnis ihrer Anteile orientiert sich die 
Stellung, die eine Tätigkeit und weiterhin eine 
diese Tätigkeit ausübende Berufsklasse in der 
Gesamtheit einnimmt; es bemißt sich danach das 
Maß des Anschens, das einem Stand unter den 
übrigen eingeräumt wird. ; 

Wie sicht es mit der Berufstätigkeit des 
akademischen Technikers aus? Sie gilt noch 
immer als das Kind niederer Herkunft. Das 
Handwerk hat an ihrer Wiege gestanden, die 
Handarbeit war ihre Lehrmeisterin, aus der sie 


zwar in das geistige Gebiet hinein, aber nicht 
vollends hinübergewachsen sei. So lautet die 
herrschende Meinung, für die eine Differen- 


zierung technischer Tätigkeit kaum existiert. Sie 
nennt, wenngleich scherzweise, den Ingenieur 
einen besseren Schlosser, den Architekten einen 
Maurer und kleidet unbeabsichtigt in das Scherz- 
wort ihr bestes Erkennen vom Wesen des tech- 
nischen Akademikers. 

Wir alle wissen, daß dies falsch ist und wie 
falsch es ist. Wir haben unserer Tätigkeit 
Wesen erkannt, als losgelöst von jeder hand- 
werksmäßigen Ausübung, wir wissen, daß unser 
Beruf das geistire Erfassen eines Ciedankens 
und dessen Gestaltung und Weiterbildung in der 
Vorstellung erfordert, ehe nur cin körperliches 
Atom außerhalb des denkenden Gehirns an das 
andere gestoßen wird. 

Spricht denn nicht eine lange Reihe auf rein 
wissenschaftlicher Erkenntnis beruhender tech- 
nischer Erfindungen Bände gegen das Leugnen 
oder Verkennen rein geistiger Betätigung des 
technisch Erschaffenden? Oder darf die tech- 
nisch neu bildende Idee an Adel der Erscheinung, 
an Größe der Konzeption sich nicht ebenbürtig 
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messen mit derjenigen irgendeiner anderen 
Geistesrichtung ? 

Ja, wir wissen es alle aus eigenem Erlebnis, 
daß unsere Tätigkeit eine rein geistige ist, aber 
dies ist unser Kampf: die Erkenntnis davon 
verbreiten auch unter denen, welchen sie nicht 
aus eigenem Erleben quillen kann; die Er- 
kenntnis, daß all den Kräften, welche die Technik 
ins Spiel setzt und womit sie ihre Wunder voll- 
bringt, eine luftige Existenz gegeben ward im 
(jehirn eines Menschen, ehedem sie als Wirk- 
lichkeit in die Erscheinung getreten sind. 

Dieser Teil unseres Kampfes, von dem in der 
Hauptsache geredet werden sollte, bedeutet dem- 
nach Aufklärung tragen in die Reihen der 
Geistesarbeiter anderer Fachrichtungen mit allen 
Mitteln, er bedeutet auch Vorbereitung des tech- 
nischen Verständnisses durch die Verbreitung 
naturwissenschaftlicher Allgemeinbildung schon 
auf der Schule, er zeigt aber auch, an welche 
Berufsklassen wir uns mit unseren Forderun- 
gen in erster Linie zu wenden haben. 

Anders gelagert ist der Kampf, wenn der 
Techniker auf Grund seiner besseren Eignung 
einzudringen versucht in die Gebicte, die bis- 
her zur unbestrittenen Domäne anderer Fach- 
richtungen gehörten, wenn er beispielsweise Be- 
sitz ergreifen will von Teilen der Verwaltung in 
Staat oder Kommune. Da wird dann mitunter 
wohl auch die böswillige Absicht zum Vater 
der mangelnden Achtung, und die bange Furcht 
um die zu verteidigende Position mag dann das 
Dogma diktieren von der Inferiorität des Tech- 
nikers als cines reinen Geistesarbeiters. 

Gegenüber diesem Kampfe um die Gleich- 
berechtigung mit den geistigen Arbeitern an- 
derer Fachrichtungen ist die reinliche Scheidung 
nach unten von viel geringerem Werte, wenn- 
gleich sie als Entziehung einer Waffe in der 
Hand des Gegners nicht unterschätzt werden 
soll. i 

Und so stellt sich uns das Ende als die Um- 
kehrung des Anfangssatzes dar, dessen Richtig- 
keit zugleich erweisend: Es ist der Kampf um 
dit Anerkennung der geistigen Qualität unserer 
Arbeit, wenn wir die Achtung der Persönlich- 
keit als äußeres Zeichen und damit die An- 
erkennung unseres akademischen Grades fordern. 


Grube Messel. Tipl-Ing. Dr. Maver. 


Soziales. 
Dic „bedrohte“ Sozialpolitik. 
Ueber dieses Thema schreibt die „Ver- 
einigung der Deutschen Arbeit- 
geeberverbände“: Die öffentliche Kund- 


gebung, die die Gesellschaft für Soziale Reform 
in Berlin als Protest gegen den „Stillstand‘‘ der 
Sozialpolitik veranstaltete, hat in der Ocffent- 
lichkeit nicht den Widerhall gefunden, den die 
Veranstalter dieser Demonstration erwartet 
hatten. Das ist, wie Dr. Tanzler im „Arbeit- 
geber“ schreibt, verständlich, wenn man die 
maßlosen Uerbertreibungen beachtet, die die Ge- 
sellschaft für Soziale Reform anwandte, um eine 
vollvahiige Versammlung zu erhalten. Die Worte 
des Staatssekretars Delbrück, wonach dem Sub- 
jekt und dem Objext der sozialen Gesetzgebung 
mal eine Atempause zu bewilligen sei, legte die 
Gesellschaft so aus, als ob unsere gesamte so- 
ziale Fürsorge zum Stillstand kommen, ja als 
ob das große Werk unserer Sozialpolitik ver- 


Soziales 


nichtet werden solle. Solche, nur aus Agita- 
tationsinteresse verständlichen Unrichtigkeiten 
vermögen wohl einen Augenblickserfole vor 
einer an der sozialen Fürsorge interessierten 
Masse zu erzielen, dem Feuer einer ruhigen und 
sachlichen Nachprüfung halten sie nicht stand. 
Die Rede des Hauptreferenten, des Professor 
Francke, anerkannte lediglich die Arbeiterinter- 
essen und bezeichnete alle vor Ueberspannung 
der Sozialpolitik und vor einem zu hastigen 
Tempo warnenden gemäßigten Elemente als 
Kulturgegner, die den Arbeiter als den vom 
Arbeitgeber und von der Gesetzgebung Qe- 
knechteten und die anderen als die an der ge- 
deckten Tafel Sitzenden hinstellte. Ohne Wahl 
wurden von diesem Referenten, der als 2. Vor- 
sitzender in der Gesellschaft eine führende Rolle 
hat, alle von den Angestellten und Arbeitern in 
ihrem Interesse aufgestellten Wünsche und For- 
derungen akzeptiert, und nicht mit einer Silbe 
wurde auch nur erwähnt, ob derjenige, dem man 
diese Lasten auferlegen will, sie auch tragen 
kann. Solange sich die Gesellschaft für Soziale 
Reform zu solchem Tendenzprogramm bekennt, 
ist, wie es am Schlusse des Artikels heißt, für 
praktische Arbeit der Unternehmer in ihren 
Reihen kein Raum. 


* “ 
* 


Die Schaffung eines Reichseinigungsamtes. 
Wiederholt ist von Sozialpolitikern die Er- 


richtung eines Reichseinivungsamtes eefordert 
worden. Die Arbeitgeberkreise stehen der Ein- 


richtung in der Mehrzahl ablehnend gerenüber. 
Selbst Anhänger der Tarifpolitik wollen ein 
Reichsamt nur erst, wenn die vielseitigen Fragen 
der Tarifverträge durch die Praxis genügend ge- 
klärt seien. Auch die Sozialdemokratie blieb 
aus parteipolitischen Gründen re:erviert. Trotz- 
dem hatte der Reichstag einen Antrag dem 
Reichskanzler zur Berücksichtigung überwiesen, 
der als Zentralstelle für Beratung von Tarif- 
vertragen ein Reichseinigungsamt wünscht. 

Dic Reichsleitung ist nun, wie die Tärl. Rund- 
schau erfährt, in eine Prüfung der Frage ein- 
getreten und scheint geneigt zu sein, den Wün- 
schen des Reichstages zu entsprechen. Man 
gebe zu, daß die jetzt im Reichsamt des Innern 
zum Zwecke der Vermittlung zwischen Unter- 
nehmern und Arbeitern bestehende Einrichtung 
ihren Aufgaben nur unvollkommen genügen 
könne. Allerdings lägen auch Bedenken vor, die 
Wünsche des Reichstares ohne weiteres zu er- 
füllen, da durch die Schaffung einer besonderen 
Emigungsbchorde der Staat selbst sich in den 
Mittelpunkt wirtschaftlicher Kämpfe stellen 
würde. Man sei daher bestrebt, eine Form zu 
finden, die eine Verantwortung der Regierung 
ausschließt. Wenn die Vorschläge an den Reichs- 
tag gelangen würden, sei noch nicht abzuschen. 

Das Reichsamt des Innern hat genügend Er- 
fahrungen in der Vermittlung von Lohnkämpfen 
gesammelt und ıst gewarnt. Wir glauben kaum, 
daß eine zu erwartende Gesetzesvorlage den 
Wënschen der Sorialreformer entsprechen wird. 


“ s 
* 


Internationale Vereinbarungen für gesetzlichen 
Arbeiterschutz. 


Im September d. J. tritt in Bern die ,,Inter- 


nationale diplomatische Regieruneskonterenz“ 
zusammen, um den Abschluß der auf der vor- 
jährigen technischen Konferenz beschlossenen 


Grundzüge von zwei internationalen Uecberein- 


Aus der Rechtsprechung 


kommen betr. das Verbot der industri- 
ellen Nachtarbeit der jugendlichen 
Arbeiter und betr. Festsetzung einer 
Höchstarbeitszeit für die inder In- 
dustrie beschäftigten Arbeiterin- 
nen und jugendlichen Arbeiter zu 
vollzichen. Voraussichtlich wird bei dieser Ge- 
legenheit auch der vom Reichstage genchmicte 
Antrag des Grafen Posadowsky-Wehner betr. 
Heraufsetzung des Schutzalters jugendlicher Ar- 
beiter auf 13 Jahre zur Erörterung kommen, 
da sich über dieses Thema schon die technische 
Konferenz des Vorjahres in Bern eingehend 
unterhalten hat. Der diplomatischen Konferenz 
wird die 8. Generalversammlung der im Jahre 
1991 in Basel ins Leben gerufenen „Internatio- 
nalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiter- 
schutz‘“ vorhergehen. 7 

Diese Vercinigung steht im engea Zusammen- 
hang mit der „Gesellschaft für soziale Reform“, 
die die deutsche Sektion der Internationalen Ver- 
einigung bildet. 

„Der Arbeitgeber“, das Organ der Vereini- 
gung der Deutschen Arbcigeberverbiinde, for- 
dert in einem Artikel seiner Nr. 10, in der 
die Ziele und die Zusammensetzung der inter- 
nationalen Vereinigung ausführlich dargestellt 
werden, von der Reichsrepierung, daß ihre Ver- 
treter auf dea Generalversammlungen der Inter- 
nationalen Vereinigung und auf den Internatio- 
nalen staatlichen Konferenzen nicht bloß für die 
Arbeiterinteressen eintreten und die Forderun- 
gen von deren Wortführern wohlwollend prüfen, 
sondern in gleichem Maße auch die Interessen 
der deutschen Unternehmerschaft und der deut- 
schen Arbeitgeber wahrnehmen und berücksich- 
tigen und dazu rechtzeitig deren Meinung ein- 
holen. 

Zu diesem Zweck erscheint es dringend ge- 


boten, da die berufenen amtlichen Stellen bal- 
digst die Tagesordnung der bevorstehenden 
diplomatischen Konferenz und das zugehörige 


Material wie Denkschriften usw. bekanntgeben, 
damit die von den voraussichtlichen Vereinbarun- 
gen betrofienen Industriezweige rechtzeitig ihre 
Wünsche und Bedenken zum Ausdruck bringen 
und die Beschlüsse der technischen Konferenz 
soweit nötig revidiert werden können. 


Aus der Rechtsprechung. 


Vertragliches Recht des Prinzipals auf die Erfin- 
dung des Angestellten. 


Mit einer Frage, die für weite Kreise der 
Industrie und der industriellen Änge- 
stellten von großem Interesse ist, beschat- 
tigt sich ein vor kurzem ergangenes Urteil des 
Reichsgerichts ven grundlegender Bedeutung. 
Bekanntlich bedingen sich viele industrielle 
Unternchmen in den Dienstverträgen mit 


ihren technischen Angestellten das 
Recht aus, die von diesen während der Dauer 


des Dienstvertrags gemachten Erfindungen 
für sich in Anspruch zu nehmen. Solche Ver- 
träge sieht die Rechtsprechung für zulässig an. 
In der jetzt vorliegenden Entscheidung hat nun 
das Reichsgericht ausgesprochen, daß das Recht 
des Prinzipals sich nıcht nur auf solche Er- 
findungen erstreckt, die der eigenen Idee 
des Angestellten entsprungen sind, son- 
dern auch auf diejenigen Erfindungen, 
zu denen der Angestellte de Anregung von 
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einer dritten Person erhalten und mit 
deren Einwilligung die Idee zu einer schutz- 
fähigen Erfindung ausgearbeitet hat., Es han- 
delte sich im Streitfall um folgenden Sachver- 
halt: 

Der Ingenieur H. in Zwickau war von 
1907 bis Ende 1910 bei der Firma S. in Magde- 
burg als Ingenieur und später als Prokurist an- 
gestellt. Der Anstellungsvertrag enthielt die Be- 
stimmung: „Der Prinzipalin steht das Eigen- 
-tumsrecht zu, von allen während der Zeit des 
Engagements bei ihr erfundenen neuen Kon- 
struktionen oder Verbesserungen, welche in den 
Rahmen ihrer Fabrikation fallen, von anderen 
Neuerungen oder Verbesserungen bzw. Konstruk- 
tionen nur insoweit, als sie deren Erwerb etwa 
nicht ablehnen sollte.“ H. überließ während 
seiner Anstellungszeit zwei Gebrauchs- 
muster (Stopfbuchsdichtung für bewegliche In- 
jektorregulierdampidüsen und mehrteiliges In- 
jektorgehäuse) an einen Fabrikbesitzer F. Die 
Idee zu den Gebrauchsmustern hat ein Drit- 
ter, ein gewisser L., dem H. überlassen. H. war 
mit L. infolge eines dienstlichen Auftrags der 
Firma S. zusammengekommen, als er ihm In- 
jektoren in deren Namen anbot. Hierbei hat L. 
dem H. seine Idee über eine Verbesserung des 
Baues von Injektoren auf Grund des Prinzips 
der Zweiteiligkeit entwickelt, und erklärt, wenn 
H. sich einmal selbständig mache, könne er die 
Verbesserung verwerten. H. hat dann die Idee 
weiter ausgearbeitet und durchkonstruiert, als- 
dann hat er die beiden streitigen Gebrauchs- 
muster auf den Namen des F. anmelden lassen. 
Nach Beendigung seines Anstellungsverhältnisses 
verband sich H. mit F. zu einer Gesellschaft 
für Strahlapparate und nutzte in dieser Gescll- 
schaft die für F. angemeldeten und eingetragenen 
Gebrauchsmuster aus. Die Firma S. hat die 
Musterrechte auf Grund der angeführten Ver- 
tragsklausel für sich in Anspruch genommen 
und gegen H. und F. Klage erhoben. 

Landesgericht Magdeburg und Oberlandes- 
gericht Naumburg entschieden zugunsten 
der Klägerin: der Beklagte H. wurde ver- 
urteilt, anzuerkennen, daß der Klägerin das 
Eigentum an den geschützten Erfindungen zu- 
steht, F. wurde zur Uebertragung der in 
der Gebrauchsmusterrolle auf seinen Namen cim- 
getragenen Gebrauchsmuster an die Klägerin und 
und beide Beklagte zur Rechnungslegung 
und Herauszahlung des von den Apparaten 
gezogenen Gewinnes verurteilt. Die hier- 
gegen von den Beklagten eingeleste Revi- 
sion blieb erfolglos: das Reichsgericht 
hatdas Urteildes Oberlandesgerichts 
bestätigt und in scinen Entscheidungs- 
gründen ausgeführt: Zum Ausganespunkte 
der rechtlichen Beurteilung muß die Frage ge- 
nommen werden, wem dic den beiden Gebrauchs- 
mustern zugrunde liegenden Erfindungen zuge- 
fallen sind. Beide Vorinstanzen nehmen an, daß 
die Erfindungen auf Grund der angeführten Ver- 
tragsklausel der Klägerin zustanden. Dieser 
Auffassung ist zuzustimmen. Die Revision 
tritt der Aufstellung des Oberlandesgerichts ent- 
segen, die Klausel habe den Sinn, dal} jede Er- 
findung und jeder sonstige Erwerb von Mustern 
durch den Beklagten H. während seiner Anstel- 


lungszeit unmittelbar der Klägerin anfallen 
sollten. Die Revision weist darauf hin, es könne 


7. B. dem Beklagten H. nicht verboten gewesen 
sein, Erfindungen Dritter käuflich zu erwer- 
ben, um sie nach Beendigung seiner Dienstzeit 
im eigenen Wirkungskreise zu verwerten; sie 
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sucht darzulegen, daß der gegenwärtige Fall, wo 
die Idee zu den Gebrauchsmustern von einem 
Dritten, dem Zeugen L., dem Beklagten über- 
lassen worden sei, nicht wesentlich verschieden 
liege. Es ist der Revision zuzugeben, daß jene 
Aufstellung des Oberlandesgerichts dem Aus- 
drucke nach zu weit geht. Im sachlichen Er- 
gebnisse ist jedoch dem Oberlandesgericht zu- 
zustimmen. Aus dem vorliegenden Sachverhalt 
erhellt soviel ohne weiteres, daß der Inhalt der 
Gebrauchsmuster, soweit er aus der Bearbeitung 
des Beklagten H. 
klausel erfaßt wird. Der bezeichnete Inhalt hat 
sich mit der von L. stammenden, dem Beklag- 
ten H. bei seiner dienstlichen Tätigkeit zuge- 
gangenen Idee zu einer Einheit, zu einem un- 
zertrennlichen Ganzen verschmolzen. 
Das Oberlandesgericht konnte ohne Rechtsirrtum 
annehmen, daß auch für dieses Ganze die Ver- 
tragsbestimmung durchgreift, wonach der 
Klägerin „das Eigentumsrecht von allen während 
der Zeit des Engagements bei ihr erfundenen 
neuen Konstruktionen oder Verbesserungen, 
welche in den Rahmen ihrer Fabrikation fallen, 
zusteht“. Dies erscheint um so weniger be- 
denklich, als das Oberlandesgericht nicht mit 
Unrecht betont, daß die Vertragsklausel den 
Zweck habe, eine Konkurrenz des Be- 
klagten H. auf Grund seiner Betätigung im 
Dienste der Klägerin auszuschließen. In die 
gleiche Richtung zeigt ferner die Erwägung, daß 
Vertragsklauseln der hier vorliegenden Art der 
Gedanke innewohnt, der Angestellte erhalte zu 
technischen Neuerungen und Verbesserun- 
gen die Anregung vornehmlich aus dem Be- 
triebe, welchem er gegen Entgelt seine Dienste 
leiste. Der Vertragsklausel für Fälle wie den 
gegenwärtigen die Absicht unterzuschieben, die 
Klägerin hätte von allem Rechte ausgeschlossen 
sein sollen, wäre danach mit dem Grundgedanken 
der Klausel unvereinbar. Und die Meinung, der 
Klägerin könne nur ein mit ihrem Angestellten 
gemeinsames Recht an der Erfindung zuge- 
sprochen werden, muß zugleich als nicht 
sachgemäß abgelehnt werden. Daß der zur 
Entscheidung stehende Fall sich wesentlich von 
dem durch die Revision herangezogenen Bei- 
spielsfalle des Ankaufs einer Erfindung von 
einem Dritten unterscheidet, ist augenfällis. Mit 
den Vorinstanzen ist also anzunehmen, daß die 
den Gebrauchsmustern innewohnende Erfindung 
gemäß der Vertragsklausel der Klägerin zu- 
gefallen ist. Dieser Anfall vollzog sich unmittel- 
bar, der Wortlaut der Vertragsbestimmung läßt 
die darauf gerichtete Parteiabsicht besonders 
deutlich erkennen. Durch die Anmeldung der 
(iebrauchsmuster erfuhr diese Rechtslage inso- 
fern eine Veränderung, als nunmehr nach § 4 
des Gesetzes über den Schutz von Gebrauchs- 
mustern dem Beklagten F. das Gebrauchsmuster- 
recht zustand. Die Umwandlung der anmelde- 
reifen Gebrauchsmustererfindung in das Ge- 
brauchsmusterrecht kraft der Anmeldung mit 
nachfolgender Eintragung in die Rolle war ein 
Geschäft, daß die Beklagten H. und F. im Zu- 
sammenhange miteinander vorgenommen haben. 
Das Oberlandesgericht hat festgestellt, daß beide 
Beklagten wußten, die zur Anmeldung ge- 
brachten Erfindungen ständen der Klägerin zu. 
Daraus folgt, daß das Landgericht mit Recht 
die Vorschrift des § 687 Abs. 2 BGB. angewen- 
det hat. Die Beklagten haben das Geschäft 
der Anmeldung der der Klägerin zustehenden 
Erfindung als ihr eigenes behandelt, obwohl sie 
wußten, daß sie nicht berechtigt waren. Hier- 


herrührt, von der Vertrags- 


Verschiedenes — Hochschulnachrichten 


nach mußte nach den Anträgen der Klägerin er- 
kannt werden (88 687 Abs. 2, 681 Satz 2, 666, 


667 BGB.). (Aktenzeichen: I. 181/13. — 14. 1. 
14.) K. M.-L. 
Verschiedenes. 
Konkurrenzklausel und gewerblicher Rechts- 
schutz. 


Der Verein deutscher Maschinen- 
bauanstalten hat auf seiner am 8. Mai in 
Berlin abgehaltenen Hauptversammlung zur 
Konkurrenzklausel für technische 
Beamte folgenden Beschluß gefaßt: 

„Der Verein deutscher Maschinenbau-An- 
stalten bedauert unter Hinweis auf seine im 
Jahre 1913 geäußerten Wünsche, daß es nicht 
gelungen ist, bei der ncuerdings beschlossenen 
Regelung des Wettbewerbsverbotes für Hand- 
lungsgehilfen eine bessere Berücksichtigung der 
berechtigten Interessen der Arbeitgeber zu er- 
zielen. 

Zu der bevorstehenden Regelung des Wett- 
bewerbsverbotes für technische Angestellte weist 
der Verein darauf hin, daß die den technischen 
Angestellten anvertrauten Interessen ihrer Ar- 
beitgeber in bezug auf ihre zeitliche Dauer so- 
wie ihre wirtschaftliche Eigenart und Bedeu- 
tung sich von den Geheimnissen, welche bei 
kaufmännischen Angestellten in Frage kommen, 
wesentlich unterscheiden. 

Eine cinfache Ausdehnung der für Handlungs- 
gehilfen beschlossenen Vorschriften auf die tech- 
nischea Angestellten würde daher zu schweren 
Schädigungen der Industrie und auch zu schäd- 
lichen Rückwirkungen auf die Weiterbildung der 
Angestellten führen.“ 

Des weiteren hat der Verein eine ausführlich 
gehaltene Resolution über dengewerb- 
lichen Rechtsschutz aufgestellt. Einlei- 
tend wird die Notwendigkeit betont, daß die bis- 
herigen Grundlagen des deutschen Patentwesens 
bei seiner Reform erhalten bleiben. Zum Schluß 
heißt es: 

„Es ist dringend zu wünschen, daß die Ent- 


 würfe eines Patentgesetzes und eines Gebrauchs- 


mustergesetzes nicht zur Grundlage der Reform 
des gewerblichen Rechtsschutzes gemacht wer- 
den, sondern daß zunächst auf Grund der vielen 
sachlichen Bedenken, welche gegen die vorge- 
schlagenen Bedingungen aufgetreten sind, in eine 
nochmalige Prüfung der Reform eingetreten wird. 

Das deutsche Patentwesen, welches sich bis- 
lang als ein außerordentlich wirksames Mittel 
zur Förderung des heimischen Gewerbfleißes er- 
wiesen hat, darf seiner günstigen Eigenschaften 
nicht entkleidet werden; denn die deutsche In- 
dustrie hat auf dem Weltmarkte einen ständig 
sich verschärfenden Wettkampf zu führen und 
verdankt ihr bisherigen Erfolge in besonderem 
Maße der schnellen und kraftvollen Entwicklung 
technischer Neuerungen.“ 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Berlin. 


Für das Lehrfach der Versicherungswissen- 
schaften habilitierte sich an der Berliner Tech- 
nischen Hochschule der Regierungsrat Dr. Paul 
Fugen Böhmer, ständiges Mitglied des Auf- 
sichtsamts für Privatversicherung. Dr. Böhmer, 


verbandsnachrichten 


sch. 1877 zu Goschütz in Schiesien, studierte 
ın Breslau, Königsberg, Berlin und Göttingen 
Mathematik, Naturwissenschaften und Philoso- 
phie, bestand 1902 in Göttingen die Staats- 
prüfung und promovierte ebenda Mai 1903. 

* * % 

Der Begründer der Optischen Anstalt 
C. P. Goerz Aktiengeseilschaft und Vorsitzende 
des Aufsichtsrates, Herr Kommerzienrat 
C. P. Goerz, Berlin-Grunewald, ist von der 
Technischen Hochschule Charlottenburg „in 
Anerkennung seine? bedeutungsvollen Verdienste 
um die Entwicklung der deutschen optischen 
Grobindustrie, insonderheit um die Förderung 
der photographischen Optik und der Konstruk- 
tion und technischen Durchbiidung optischer Er- 
kundungs- und Meßinstrumen!e zum Tre 
aug. Eh. ernanit worden’. 


Technische Hochschule Dresden. 


Die Verlegung der Tierärztlichen Hochschule 
von Dresden nach Lein/ig, ist nunmehr be- 
schlossene Sache, da auch ‘der zuständige Ats- 
schuß der Ersten Kammer dieser Verlegune zu- 
gestimmt hat. Um der Stadt Dresden, die durch 
die Verlegung eine empfindliche Einbuße er- 
leidet, einigermaßen Ersatz zu schaffen, wurde 
ein Antrag angenommen, die Dresdener Tech- 
nische Hochschule durch Ausbau und Erweite- 
rung der neuen Institute und durch Ausge- 
staltung der allgemeinen Abteilung zu fördern. 
Die Universitätspläne, die sich an die Verle- 
gung der Tierärztlichen Hochschule anknüpften, 
werden  nichtsdestoweniger weiter verfolgt 
werden. 


Technische Hochschule München. 


Zum Nachfoiger des verstorbenen Professors 
Jummerspach auf dem Lehrstuhl für landwirt- 
schaftliches Bauwesen an der Technischen Hoch- 
schule zu München wurde der Bauamts- 
assessor am Münchener Landbauamte Hermann 
Buchert berufen. 


* x 


Doktor - Dissertationen. 


Technische Hochschule Danzig. 
Die konstruktive und künstlerische 
Entwicklung der Danziger Wohnhaus- 


giebel. Von Bipl.-Ing. Friedrich Thum, Dülken. 
Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin 1914. 


Technische Hochschule Hannover. 


Die Fachwerkbauten der Stadt Celle. 
Von Dipl.-Ing. Eduard Cordes. H.S. Hermann, Berlin 


1914. 
Technische Hochschule Karlsruhe i. B. 

Ueber Hochspannungsmessungen. 
Von William Bennet, Kouwenhoven. J. Springer, 


Berlin 1914. 


Technische Hochschule München. 


Ueber die Einwirkung verdünnter 
Lösungen von Bariumhydroxyd und 
anderer Hydroxyde auf Maltose. Von 
Dipl -Jng. Lorenz Kolb. 


Verbandsnachrichten. 


Damit der Geschäftsstelle unnötige Sehreib- 
arbeiten erspart bleiben, werden die Herren Mit- 
glieder bei Angabe von Adressen- bzw. Wohnungs- 
änderungen ersucht, anzugeben, ob die Veränderuug 
als dauernd oder nur vorübergehend zu betrachten 
ist. Die Geschäftsstelle. 


Zahlung der Verbandsbeiträge. 


Nach 8 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1, Abs. 3 
der Geschäftsordnung des Verbandes ist der Jahres- 
beitrag, in weichem zugleich der Bezirksvereinsbeitrag 
enthalten ist und Mark 12.— bis Mark 15.— beträgt, 
an die Geschäfisstelle des Verbandes, Berlin W. 15 
(Konto Nr. 7527 Postscheckamt Berlin NW. 7) ein- 


zusenden. 


Wir gestatten uns, die Mitglieder auf unseren 
Stellenanzeiger, der jede Woche zweimal, und 
zwar am Mittwoch und Sonnabend erscheint, 
aufmerksam zu machen. 

Die Geschäftsstelle. 


Neuaufnahmen. 


Scit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 


Tipl-tta. Baltrusch, Fritz, Ing. d. Fa. Wavss 
& Freytag, Danzig-Langtuhr, Friedenssteg 9. 
ipl.z\ng. Beeck, Matthias, Ing. b. d. Kgl. 
Eisenbahndirektion Saarbritckea, Saarbrücken, 
St. Johanner Str. 34. 
Trevuq. Bretschneider 
Architekt, Mittweida, Schützenstr. 10, H. 
Tıpl.= aug. Bür eel, Carl Heinrich, Konstruk- 
teur, Ing. d. Fa. A.-G. , Phönix, Ruhrort, Amts- 
gerichtsstr. 28. 


D 
coed 


Alfred Eduard, 


Tipt.:ing. Gilka, Paul, Danzig, Dominiks- 
wall 13. 
Tipl-äng. v. Haaren, Kurt, Ing. b. Städt. 


Tiefbauamt, Magdeburg, Fürstenwallstr. 15, II. 


Vipledug. Heidt mann, Heinrich Gustav, Ober- 
Ing. d. Brown, Boveri & Cie., A.-G., Zweig- 
niederlassung Saarbrücken, Saarbrücken, 
Lessingstr. 43. 

Tipl-‘ug. Jauer, Otto, Statiker u. Eisenkon- 
strukteur, Königsberg i. Pr., Französische 
Straße 2, HI. 

Trug. Liesching, Theodor, Stahlwerks- 


Ing., Metallurg. d. Deutschen Masch.-Fabr., 
Duisburg, Landgerichtstr. 16. 

Tipl-3ng. Mever, Rudolf, Masch.-Ing. d. West- 
fälischen Eisen- u. Drahtwerke, Aplerbeck 
(Kr. Hörde), Märkische Str. 20. 

Tipl- jug. Neumeister, Karl, 
Krupp, A.-G., Grusonwerk, 
Fürstenufer 18, II Iks. 

Vipleduq. Otten, Hugo, Berging., Lehrer a. d. 


Ing. b. Fried. 
Magdeburg, 


Bergschule, Bochum, Freiligrath 14. 

Tivl-‘ne. Rau, Ernst, Masch.-Ing., Darmstadt, 
Rkeinstr. 1217. 

Tipt-ing. Schlupper, Siegmund, Chemiker, 
Bochum, Ewaldstr. 7, I. 

Tipiesug. Schmidt, Hermann, Rev.-Ing. der 


Farbwerke Höchst a. M., Höchst a. M., 
straße 2a, IE Iks. 


Kasıno- 
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Tiıpl-Sug. Thürwächter, Karl, Projekteur 
elektrischer Anlagen, Charlottenburg, Tegele: 
Weg 9, Ill r 
Dipl.» ug. We g ener, Georg, 
nover, Ostermannstr. 4. 

Tipl- äng. Witt ig, Hans, Baupolizeikommissar, 
Magdeburg, Freilisratkstr. 78. 


Architekt, Han- 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder un 


B.-V. Aachen. 
Dipl. Jng. H. Krauß, Liege (Belgien), 6, rue des bonnes villes. 


B.-V. Berlin. 
Dipl.Ing. E. Baumann, Regierungsbaumcister, Görlitz, 
Kahle 18, I. 


” » Dr. rer. pol. F. C. Beyer, Berlin-Halensee, Katha: inen- 
straße 20. 

u » E. Haase, Essen (Ruhr), Andreasstr. 40. 

n » P. Hahn, Resierungsbaumeister, Ottwitz b. Breslau. 

" » L., Heyn, Berlin W. 15, Bayerische Str. 26. 

» » E. Hillerkus, Schwerin, Taubenstr. 17. 

» » G. Hollstein, Berlin-Steglitz, Goebenstr. 8, 

» e S. Kiehne, Diedenhofen (Lothr ), St. Peterstr 2, II. 

” » H. Kirchbach, Berlin NW. 6, Charités r. 3 (Persion 
Hoeven). : 

” » L. Kühn, Berlin O. 34, Boxhagener Str. $, TL 

" » K.L. Lapp, Charlottenburg t, Guerickestr. 43, HL 

° » J. May, Charlottenburg 2, Grolmanstr. 52. 

v » E.Th. Müller, Kgl. Regierungsbauführer, Bad Blanken- 
burg (Thür.), Fröbelstr, 1, bleibt auf Wunsch vor- 
lautig Mitglied des B.-V. Berlin. 

P » A. Reinshagen, [lsenborn (Itheinl.), Hotel Borgs. 

" » R. Selhausen, Charlottenburg, Knesebeckstr. 94, L 

» » R. Wittmer, Regierungsbauführer, Dusseldorf, Seyd- 
litzstr. 22, IV. l 

» œ F. Wohlgemuth, Charlottenburg 5, Pestalozzistr. 50a. 


B.-V. Bochum. 
DipleSng. A. Wencker, Regierungsbaumeister, Liepe (Mark), 
bleibt auf Wunsch Mitglied des B.-V. Bochum. 
B.-V. Braunschweig. 
E. Saleld (Förderer), Ing., Direktor der Straßen-Eisenbahn-Ge- 
sellschaft, Braunschweig, Spielmannstr. 19, 
B.-V. Bremen. 
Dipl Jng. E. Boye, Bremen, Faulenstr. 61, IH, 
B.-V. Breslau. 
Dipl. Jng. C. Eschner, Görlitz (Schles.), Zittauer Str, 34. 
B.-V. Danzig. 
Dilni. H. Kreutz, Danzig, Pretferstidt 72. 

” » O. Walzer, Rezierungsbauhihrer, Wilhelmshaven, 
Metzer Weg 10, Il, bleibt auf Wunsch Mitglied 
des B.-V. Danzig. 

B.-V. Darmstadt. 
Drs 3ng. H. Hencky, Charkow (Rußl.), Kap'unawsky perilok 
Nr. 20, Quartier 10. 
B.-V. Dortmund. 
Dipl. Jng. W. Oppermann, Madeourg, Bismarckstr. 17. 


ZreSuy. E. Steinweg, Hard: (Weti), Schildstr. 9, Il. 
B.-V. Dresden. 
Dipl3nz. K. Förster, Berlin- Frieden, Taunusstr. 8, pt r. 
» » W. Larisch, Aubig (Elbe), Austr. 10. 
" oe P, Schulz, Dresden - Striesen, Wittenberger Str. 78, IT. 
B.-V. Duisburg. 
Or.sQug. M. Pape, Berlin- Schöneberg, Neue Steinmetzstr. 6. 
B.-V. Düsseldorf. 
Dipl.s ng. H Ehrlich, Düsseldorf, Postsir. 13. 
B.-V. Essen- Ruhr. 
Dr. 3na. W. Asthöwer, Dortmund, Friedenstr. 25. 


Dipl.-Ing. G. Siemens, Essen -(Ruhr)- West, Palotys r. 65. 
J. Westhoff, unbekannt verzogen. 


Dipi Jng. 


Dipl Ing. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Hilfskasse des Verbandes 


B. V. Frankfurt a. M. 
G. W. Taeschner, Darmstadt, Heidenreichstr. 37. 
G. Zöller, Frankfurt a. M., Grüneburgweg 4). 
-° B-V. Hamburg-Altona. 
K. Bastert, Berlin S.O., Schäferstr. 5, I r, 
W. Dischinger (Brasilianer, Förderer), Altona (Elne), 
Lornsen-Platz 1, 1. 
F. Helmrich, Hamburg 19, Flemmingstr. 11. 


O. Schreier (Oesterreicher, Förderer), Overingenieur, Wien IV, 


Dipl.Ing. 


Ltpl.cSng. 


Ttol.sQng. 


” ” 


Dipl.-Ing. 


Dipl.Ing. 


Dr. s Jng. 


Dipl.sIng. 


Dir (sng. 


Dipl ong. 


Dipl.» Ira. 


Favoritenstr. 25. 
W. Thein, Hamburg 26, Auf den Blöcken 29. 
B.-V. Hannover. 
O. Bonkowski, Hannover, Gr. Aegidienstr, 2. 
H. v. Cöllen, unbekannt verzogen. 
B.-V. Leipzig. 
F. Herber, Leipziz, Kronprinzensir. 2. 
M. Stein, München, Maistr. 35, I, bleibt auf Wunsch 
Mitglied des B.-V. Le pzig. 
B.-V. Magdeburg. 
W. Söchting, Essen (Rhur), Isenbergstr. 24. 
B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
P. Kurzenberger, Hiltrup b. Münster i. W. 
B.-V. München. 
K. Röder, Mülheim (Ruhi), Goetheplatz 3. 
B.-V. Münster i. W. 
H. Pfaffenberger, Münster i. W., Heisstr. 47, pt. 
O. Sticht, Berlin S.W. 19, Lindenstr. 41. 
B.-V. Oberschlesien. 
O. Röyne, Stadtbauinspektor, Kattowitz O.-5., Scharn- 
horststraße 7, 1. 
B.-V. Stettin. 
C. Fischer, Kiel, von der Tannstr. 1b. 
B.-V. Straßburg i. Els. 
F. Luft, Straßburg i. Els., Daulinger Straße, 


H. Obrecht, Regierungsbaumeister, Oberlehrer Straßburg i. Els., 


Galerstr. 50, L 
B.-V. Stuttgart. 


Dip! sing. K. Emmerling, Gewerbelehrer, Backnang, Eckirds- 
klinge 7. 
» oo» A. Guekes, Konstanz, Tägermoosstr. 32. 
" » ©. Jüngling, Brandmeister, Düsseldorf, Behrenstr 5 
(Feuerwache). 
n » A. Otto, Freiburg i. Br. 
B.-V. Wilheimshaven. 
Dipl 3ng. W. Hahn, Rüstringen- Wilhelmshaven, Holtermann- 
strabe 15. 
Ausland. 
Diotsgng. R. Selz, co Th: Clark Tyre Company, London SW. 
103 Fulham Road. 
» » K. L. Viertel, Patentanwalt, Aachen, Theaterplatz 3 
Unbekannt verzogen gewesen: 
Dipl »Ing. W. Clemens, Leipzig, Elisenstr. 116, I. 
Hilfskasse des Verbandes. 
Wir quittieren hiermit dankend über folgende 


Beiträge: 
Dipl.-3ng. Oskar Schmitz, Charlottenburg Mk. 5, - 
Dipl.-Fny. Paui Jahr, Lichterfelde . . » 5,- 

Dipl.-Gny. Bruno Nadolny, 


5, 
Dipl.-Ing. Otto Reich, Charlottenburg S a 
Dipl- Zng. Paul Dan, 5 


~ 


Charlotten- 
burg . . oh = yi 


Charlottenburg - Pr 


Wır bitten diejenigen Herren Kollegen, welche die 


von ihnen gezeichneten Zuwendungen noch 


nicnt 


gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmözlichste Einsendung der betreffenden Bei- 


trave. 


Das Kuratorium 
,A Dipl-Ing. Rudolf Barkow 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Verantwortlich: Divl.-Yay. A. Berlowitz, 


Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Aus der Entstehungszeit der Institution des ,,Dipl.: Ing.“ 


Ein historischer Rückblick. 


(Fortsetzung.) 


Von Sipl.-Gng. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. 


Il. 

Nachdem Wichert dem Wunsche Ausdruck 
gegeben hatte, den Zwiespalt zwischen dem da- 
maligen „Regierungsbauführer“ oder 
besser „staatlich geprüften Bauführer‘ und dem 
neu geschaffenen „Diplom-Ingenieur“ 
aus der Welt zu schaffen, und festgestellt hatte, 
daß es sich nicht verhindern lasse, daß alljähr- 
lich eine Anzahl von Regierungsbaumeistern dau- 
ernd oder vorübergehend zum Privatdienst über- 
gehen müsse, fährt er fort: 

„Es muß der «Wunsch. dieser Herren sein, 
ihnen diesen Uebergang möglichst zu erleich- 
tern. Leider ist von gewisser Seite genau das 
Gegenteil geschehen. Es ist ja allgemein be- 
kannt, welche Stellung der vorjährige Rektor 
der Technischen Hochschule in Berlin, der Herr 
Geheime Regierungsrat Professor Riedler, den 
staatlich geprüften Technikern gegenüber einge- 
nommen hat und noch einnimmt. Dagegen wird 
niemand etwas einwenden können; nachdem 
Herr Professor Riedler die Ueberzeugung ge- 
wonnen hatte, daß durch die staatliche Prü- 
fung die Ausbildung der Techniker für die In- 
dustrie leide, war es nicht nur sein Recht, son- 
dern auch seine Pflicht, mit aller Kraft auf eine 
Aenderung hinzuwirken, und wohl hauptsäch- 
lich seiner Energie haben wir den großen Er- 
folg zu danken, der die Jahrhundertfeier der 
Technischen Hochschule so überaus denkwürdig 


machte. Deshalb wird man gern manches harte 
Wort vergessen, das bis dahin gegen die staat- 
lich geprüften Techniker gefallen war. Auch 
sonst bekannt gewordene, mehr private Vor- 
kommnisse würden uns hier nicht beschäftigen 
können, dagegen hat Herr Professor Riedler 
in seiner Öffentlichen Rede am 9. Januar d. J. 
zur Feier der Jahrhundertwende sich in 
einer Weise über die Regierungsbaumeister 
geäußert, daß unser Verein, zu dessen 
Mitgliedern Regierungsbaumeister in großer 
Zahl gehören, hierzu nicht schweigen kann. 
Wenn Herr Professor Riedler es auch nicht 
ausgesprochen hat, so muß ich doch nach 
dem ganzen Sinn der Rede annehmen, daß seine 
Acußerung sich auf die Baumeister des Ma- 
schinenbaufaches bezieht. Die Rede handelt von 
der Vorbildung und Ausbildung der Ingenieure, 
sie wird vielen von Ihnen wohl bekannt sein, 
und ich will deshalb nur die hier hauptsächlich 
in Betracht kommenden Sätze verlesen:“ 
Nachdem Wichert die Hauptsätze des Riedler- 
schen Vortrages zitiert hat, fährt er fort: 
„Meine Herren, ich glaube Ihrer Zustimmung 
sicher zu sein, wenn ich sage, daß Herr Pro- 
fessor Riedler hiermit weit über eine berech- 
tigte Kritik hinausgegangen ist; es dürfte nicht 
oit dagewesen sein, daß an solcher Stelle und 
aus solchem Munde über einen ganzen Stand 
der Stab gebrochen ist, und ich bedauere dies 
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um so mehr und halte eine Zurückweisung um 
so nötiger, als die Rede in der großen Fest- 
schrift über die Jubelfeier der Technischen Hoch- 
schule abgedruckt und damit in die Hände der 
technischen Welt gelangt ist. Auch ich habe 
erst auf diesem Wege Kenntnis von dem Wort- 
laut der Rede erhalten. Daß Herr Professor 
Riedler im Verlauf der Rede den Doktor-In- 
genieur herausstreicht und als die künftige 
Leuchte der Technik feiert, finde ich ganz na- 
türlich, und ich will mit ihm hoffen, daß seine 
Erwartungen sich erfüllen; aber der Doktor- 
Ingenieur wird dadurch nicht besser, daß das 
Ansehen des Regierungsbaumeisters herabgesetzt 
wird, das ist weder überzeugend noch fein.“ 

Im Anschluß daran wird an Hand von statisti- 
schem Material nachzuweisen versucht, daß gar 
nicht viele Regierungsbaumeister zur Industrie 
gingen. Dann fährt Wichert fort: 

„Herr Professor Riedler meint ferner, ‘die 
Regierungsbaumeister könnten sich nicht mehr 
entschließen, für die Industrie von vorn anzu- 
fangen, sie glauben vielmehr Vorrechte erwor- 
ben zu haben. Gewiß, das ist doch selbstver- 
ständlich; der Regierungsbaumeister hat sogar 
Vorrechte erworben, der Staat räumt sie ihm 
ein. Der Regierungsbaumeister würde mir leid 
tun, der nicht stolz auf seinen Titel wäre, aber 
das würde ihm doch alles nichts in der Industrie 
nützen, wenn er nicht auch die entsprechenden 
Leistungen mitbringen würde. Ist dies nun etwa 
nicht der Fall? Herr Professor Riedler scheint 
es zu verneinen, aber die Tatsachen beweisen 
doch gerade das Gegenteil. Die Industrie hat 
nicht nur die überschüssigen Regierungsbau- 
meister aufgenommen, sie hat ihren Bedarf so- 
gar nicht immer decken können. Das hat die 
Industrie doch nicht wegen der schönen blauen 
Augen der Regierungsbaumeister getan, sondern 
weil ihre Leistungen Anerkennung gefunden 
haben. Oder meint Herr Professor Riedler viel- 
leicht, es sei kein Wunder, daß diese Herren 
in der Industrie gut untergekommen sind, denn 
sie seien ja von Hause aus unzweifelhaft die 
tüchtigsten Kräfte; sie würden aber noch mehr 
und Besseres in der Industrie leisten und viel 
früher dazu gekommen sein, wenn sie nicht eine 
so überaus falsche Ausbildung durchgemacht 
hätten; sie seien dadurch dem Leben entfrem- 
det, hätten keine Erfahrung gewonnen und waren 
bereits stark burcaukratisch verknöchert. 

Ich glaube, Herr Professor Riedler irrt auch 
hierin; er kennt augenscheinlich weder den Aus- 
bildungsgang der Bauführer noch die Tätig- 
keit der maschinentechnischen Staatsbaubeamten. 
Solche Leute, wie Herr Professor Riedler 
sie zeichnet, würde der Staat für seine 
eigenen Zwecke auch nicht brauchen kön- 
nen. Die Staatstechniker sind durchaus 
nicht nur Verwaltungsbeamte, sie sind 
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als Leiter der Eisenbahnwerkstätten, des Ma- 
schinendienstes usw. ebensowohl in hohem 
Maße technisch, auch schaffend tätig, wie auch 
auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet hohe 
Anforderungen an sie gestellt werden. Und da- 
zu werden schon die Bauführer vom Staat er- 
zogen. Ich bin im Gegensatz zu Herrn Professor 
Riedler der Ansicht, daß diese angeblich unrich- 
tige und schädliche Ausbildung auch für den 
Regierungsbaumeister, der zur Industrie über- 
tritt, von allergrößtem Wert ist; er lernt dabei 
den Werkstättendienst nebst der Buchführung, 
das Materialien- und Beschaffungswesen, die Be- 
handlung der Arbeiter, die Verwaltung im all- 
gemeinen, die Gesetzgebung auf technischem und 
sozialem Gebiet, eine geregelte Geschäftsführung 
und das planmäßige Ineinandergreifen aller 
Zweige in dem großen Industriegebiet der Eisen- 
bahnen neben der technischen Ausbildung kennen 
und erweitert damit seinen Blick in einer Weise, 
wie es dem Ingenieur, der von der Technischen 
Hochschule unmittelbar in die Industrie, d. h. 
meistens doch in ein Konstruktionsbureau tritt, 
nur selten gelingen wird. Sollte es nicht etwa 
hiermit zusammenhängen, daß die Regierungs- 
baumeister in gar nicht zu langer Zeit höhere, 
oft sogar leitende Stellungen in der Industrie 
erlangen, selbst wenn ihnen andere ‘Ingenicure 
als Spezialisten zunächst über sind? 

Ich weiß nicht, auf welche ungünstige Er- 
fahrungen Herr Professor Riedier seine Beurtei- 
lung des Regierungsbaumeisters begründet hat, 
in ihrer Allgemeinheit ist sie unberechtigt, unge- 
recht und mit den Tatsachen im Widerspruch. 
Herr Professor Ricdler hat wohl Behauptungen 
aufgestellt, aber keine Beweise beigebracht; das 
Wortgespiele mit dem Titel kann über diesen 
Mangel nicht hinwegtäuschen. Man muß wirk- 
lich erstaunt fragen, was die Regierungsbau- 
meister denn eigentlich verbrochen haben, daß 
sie sich das Mißfallen des Herrn Professor 
Riedler in so großem Maße zugezogen haben. 
So bedauerlich es aber auch ist, daß eine solche 
Ansicht von einem so hervorragenden Manne 
vertreten wird, es braucht den Regierungsbau- 
meister nicht anzufechten, so lange er seine 
Schuldigkeit tut; auch kann er seinen wider- 
sinnigen Titel mit dem Trost weiterführen, daß 
er senst überall im Lande in bestem Ansehen 
steht. Ich habe die feste Zuversicht, daß, wie 
die jetzigen, so auch die künftigen Regierungs- 
baumeister, wenn sie zur Industrie übergehen, 
mit aller Kraft bestrebt sein werden, ihren Platz 
auszufüllen und ihrem Stande Ehre zu machen; 
daß sie Vorrechte nicht nur verlangen, sondern 
auch verdienen werden.“ | 

Die Ausführungen Wicherts gehen an den 
Kern der Frage vorbei. Daß die Regierungsbau- 
meister „Vorrechte‘ im Staatsdienst erworben 
haben, ist niemals bestritten worden. Daß die 
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Regierungsbaumeister in der Privatindustrie 
irgendwelche Vorrechte besitzen, entspricht nicht 
den Tatsachen, es sei denn, daß es sich um 
Betriebe handelt, die in bezug auf Organisation 
und Zweck den Staatsbetrieben „ähnlich‘ sind, 
oder um Positionen, wie Propagandaposten bei 
Lieferungsunternehmungen etwa für Eisenbahn- 
Material etc., die nach rein kaufmannisch speku- 
lativen Gesichtspunkten mit Regierungsbau- 
meistern besetzt werden, aus dem einfachen 
Grunde, weil manche Unternehmer als kühne 
‚Geschäftsleute glauben, auf diese Weise mit den 
staatlichen Behörden leichter in Geschäftsverkehr 
zu kommen. Die Zahl solcher Posten ist aber 
in der Industrie so gering, daß sie praktisch 
kaum in Frage kommen kann. Daß sich 
“die für den Staatsdienst zugeschnittene Tätig- 
keit des Regierungsbauführers auch in der 
Privatindustrie verwenden läßt, ist nie bestritten 
worden, nur muß nach dem „Wirkungsgrad“ 
gefragt werden, und da wird man die Tatsache 
nicht aus der Welt schaffen können, daß der- 
jenige, der niemals in die Lage kommt, die 
Funktionen auszuüben, für die er vorgebildet ist, 
doch. besser tut, sich von vornherein auf die- 
jenige Tätigkeit zu werfen, die er nachher tat- 
sächlich ausüben muß; es ist alsdann aber selbst- 
verständlich, daß er sich dieser Tätigkeit am 
vorteilhaftesten zuwendet in einem Alter, in dem 
er noch elastisch und aufnahmefähig genug ist, 
auf der untersten Stufe zu beginnen. 

Ganz abgesehen von ‘dem, was Ricdler in 
meisterhafter Weise ausgeführt hat, ist zu sagen: 
das elementare Gebot der Wirtschaftlichkeit, das 
ein Maximum von Erfolg mit cinem Minimum 
von Aufwand verlangt, beseitigt die Gedanken- 
gänge Wicherts mit einem Schlage. 

Was schließlich die von Wichert angedcutete 
Auffassung anbelangt, der junge Akademiker 
bliebe in der Industrie normalerweise im Kon- 
struktionsbureau „kleben“, so stellt das alle 
Tatsachen auf den Kopf, denn wer die ein- 
schlägigen Verhältnisse aus eigener Eriahrung 
kennt, der weiß, daß die jungen Herren viel zu 
viel wechseln. Dieses häufige Wechseln in den 
ersten Jahren der Praxis, wenn es nicht zu rasch 
erfolgt, ist gut, denn die natürliche Selektion 
kommt dabei am stärksten zur Geltung; es 
kommt der junge Akademiker schließlich an die 
Stelle, für die er am besten geeignet ist; das 
liegt in seinem Interesse und im Interesse der 
Allgemeinheit. l 
Die Stellungnahme der Regierungsbaumeister 

gegen Riedler konnte den natürlichen Gang der 
Entwicklung nicht aufhalten; der neue „Tipl.- 
Sig.“ nahm seinen Siegeszug und war auf dem 
besten Wege, die alte Regierungsbauführerprü- 
fung in Fortfall zu bringen. 

Durch die Schaffung eines vollwertigen 
akademischen Studienabschlusses in der In- 
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stitution des „?2ipl.- Ing.“ entfiel für alle 
diejenigen Techniker, die nicht beabsichtigten, 
in den Staatsdienst zu treten, das Bedürfnis, die 
Regierungsbaumeisterprüfung weiterhin abzu- 
legen; sie konnten von vornherein sich ihrem 
definitiven Beruf zuwenden. 


Dieser Auffassung gemäß, und um die 
Studierenden auf den neugeschaffenen „Tipl.> 
ug.“ hinzulenken, hatte der Herr Mi- 
nister der öffentlichen Arbeiten bereits am 
18. Juni 1901, also vor Anerkennung 
der Tipl.»Sng.-Prüfung als 1. Staatsprüfung, eine 
Verfügung erlassen, welche eine Einschränkung 
in der Annahme von Regierungsbauführern be- 
zweckte. Dieser Verfügung folgte am 5. Juli 
1901 ein gleicher Erlaß für die Regierungsbau- 


führer des Hochbaufaches bzw. Wasser- und 
Straßenbaufaches. Hiernach behielt sich der 
Minister sowohl die Bestimmung über die 


Höchstzahl der anzustellenden Bauführer als 
auch die Auswahl unter denselben vor, „wobei 
nicht allein der Zeitpunkt der Meldung, sondern 
in erster Reihe die durch die Prüfungen und 
die sonstigen Umstände dargetane Befähigung 
entscheidend sein“ soll. Der ,numerus 
clausus für die Regierungsbau- 
meister‘ war da! 


Der Zweck dieser ministeriellen Maßnahmen 
war zugleich auch der, die Zahl der Anwärter 
auf die höchsten leitenden Stellen in einem an- 
gemessenen Verhältnis zu halten. 


Die Deutsche Bauzeitung, die in ihrer Nr. 60, 
vom 27. Juli 1901 diese Erlasse bespricht, fügt 
bei, „wir wollen wünschen, daß dieser Ausgleich 
nunmehr, nachdem die äußere Grundlage dafür 
gegeben ist, auch tatsächlich durchgeführt wird. 
In diesem Falle wäre die einschneidende Maß- 
regel mit Freuden zu begrüßen“. | 


Es ist noch beizufügen, daß gemäß diesen Er- 
lassen Bewerber, deren Annahme zur prak- 
tischen Ausbildung für den Staatsdienst abge- 
lehnt wird, die Bezeichnung „staatlich ge- 
prüfte Bauführer“ führen durften. 

Die Deutsche Bauzeitung schreibt hierüber: 
„Ob sich wohl viele um diesen schönen Titel 
bemühen werden? Wir glauben nicht! Wir 
glauben vielmehr, annehmen zu dürfen, daß mit: 
dieser Maßregel dem staatlichen Bauführer- 
Examen das Todesurteil gesprochen ist, daß in 
absehbarer Zeit dass Diplomexamenallein 
den Abschluß des akademischen Studiums bilden, 
den Nachweis voller akademischer Bildung liefern‘ 
wird. Es ist doch kaum anders zu erwarten, als 
daß unter den neuen Bestimmungen die selb- 
ständigeren Naturen von vornherein auf die 
zweifelhafte Aussicht, im Staatsdienste Beschäf- 
tigung zu finden, verzichten werden. .Diese 
Kräfte, die sicherlich nicht zu den schlechtesten 
gehören, wird sich aber der Staat auf die 
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Dauer nicht entgehen lassen können. Es bleibt 
dann aber nur der Weg, die erste Staatsprüfung 
völlig fallen zu lassen, an ihre Stelle die aka- 
demische Abschlußprüfung zu setzen. Hierin 
würde keinerlei Nachteil für die Ausbildung der 
Staatsbaubeamten liegen, da in ihrer Ausbil- 
dungszeit als Bauführer und auch noch nach 
dem Baumeister-Examen genügende Zeit ver- 
bleibt, um das nachzuholen, was für die beson- 
deren Bedürfnisse des Staatsdienstes erforder- 
lich ist. Für die Leistungen der Technischen 
Hochschule selbst würde aber eine derartige 
Maßregel von ganz besonderer Bedeutung sein, 
da diese dann in vollem Maße ihre eigentliche 
Aufgabe erfüllen könnte, die lediglich darin be- 
steht, tüchtige Architekten und Ingenieure zu 
erziehen.‘ 


Die Anerkennung der neu geschaffenen 
Diplom-Ingenieur-Prüfung als Staatsprüfung ließ 
unter diesen Umständen nicht mehr lange 
auf sich warten. Nachdem die Technische 
Hochschule Charlottenburg in Uebereinstim- 
mung mit den Öberhofer Beschlüssen vom 
18. bis 20. Juli 1902 als erste preußische 
Hochschule am 4. Juli 1902 die Diplom-In- 
genieur-Prüfungs-Ordnung für ihre sämtlichen 
Abteilungen erhalten hatte, wurde diese neue 
Prüfungs-Ordnung nach einer zwischen dem 
Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medi- 
zinal-Angelegenheiten einerseits und dem Mi- 
nister der öffentlichen Arbeit anderseits ge- 
troffenen Vereinbarung vom 1. April 1902 als 
dic Staatsbauprüfung anerkannt. 


Diesem Vorgehen des preußischen Arbeits- 
ministers schlossen sich die entsprechenden 
Ministerien der anderen Bundesstaaten an. Die 
Technische Hochschule Charlottenburg war die 
erste Technische Hochschule, die ihre neue Prü- 
fungsordnung unterm 11. Juli 1902 zur Eintüh- 
rung brachte. Am spätesten erfolgte die Neu- 
ordnung der Dinge in Württemberg; hier wurde 
die neu geschaffene Diplom-Ingenieur-Prüfung 
erst mehrere Jahre später als Staatsprüfung 
anerkannt. 


Damit war die Reform des akademisch-tech- 
nischen Ausbildungswesens zum Abschluß ge- 
bracht. Sie löste auf der ganzen Linie lang- 
gehegte Wünsche und Hoffnungen der Industrie 
aus und brachte das, was seit Jahren von den 
besten Männern der Wissenschaft und Praxis er- 
strebt worden war, eine für die Privatpraxis 
bestimmte Abschlußprüfung unter Ausschaltung 
der für die Besonderheit der Staatsbauverwal- 
tung eingerichteten Staatsprüfung, wobei diese 
Abschlußprüfung zugleich — so nebenher — 
auch den wissenschaftlichen Teil der früheren 
Staatsprüfung in sich schließt. 


Nicht zufrieden mit dieser Ordnung der 
Dinge waren die höheren Kommunalbaubeamten. 


Dipl.-Ing. Dr. Lang, Patentanwalt, Aus der Entstehungszeit der Institution des „Dipl.-Ing.“ 


Diese glaubten — wie dies Riedler voraussah —, 
die gesellschaftliche Gleichstellung mit den „kon- 
kurrierenden“ Juristen der Stadtverwaltungen nur 
dann aufrecht erhalten zu können, wenn sie 
„ebensohäufig geprüft‘ seien wie diese; daneben 
wollten sie sich in den neuen Diplom-Ingenieuren 
eine Art „Handlanger“ schaffen, die ihnen 
die eigentliche wissenschaftliche und verantwort- 


liche Arbeit abnehmen sollten. Dieser wirk- 
liche Grund, der abzuweisen ist, wurde aus 
naheliegenden Gründen nicht hervorgekehrt, 


sondern es wurde geltend gemacht, die Kommu- 
nal-Verwaltungen würden auf ein weiteres 
Examen nach der Diplom-Ingenieur-Prüfung 
nicht verzichten können. Aus diesem Grunde 
sollte der eingeführte „numerus clausus“ 
für die Regierungsbaumeister beseitigt werden. 


In der Absicht, den Technikern zu nützen 
und wohl auch in Unkenntnis des eigentlichen 
Grundes nahm sich insbesondere der Landtags- 
abgeordnete Dr. Friedberg der Sache an und be- 
fürwortete bereits im Jahre 1903 sowohl in der 
Budgetkommission als auch im Plenum des Preu- 
Bischen Abgeordnetenhauses die Beseitigung des 
numerus clausus für die Regierungsbaumeister. 
Die diesbezüglichen Verhandlungen im Abgeord- 
netenhaus, die den eigentlichen Grund, der für 
den höheren Kommunalbaubeamten maßgebend 
war, nicht erkennen ließen — nur der Landtags- 
abgeordnete Regierungsbaumeister Dr. Krieger 
(selbst Kommunalbaubeamter) ließ ihn unvor- 
sichtig durchblicken — sind so interessant, daß 
sie im folgenden vorgeführt werden sollen: 


„Brütt, Berichterstatter: Bei dem Tit.11, 
„Remunerierung der Mitglieder und Beamten des 
technischen Oberprüfungsamts“, wurde durch 
die Erklärung der Königlichen Staatsregierung 
festgestellt, daß die Bauführerprüfung jetzt 
durch die Diplomprüfung ersetzt ist. Es wurde 
gegenüber erhobenen Bedenken darauf hinge- 
wiesen, daß die Staatsbauverwaltung an der 
Prüfung beteiligt sei, nicht unmittelbar, aber 
dadurch, daß Staatskommissare des Herrn 
Ministers der öffentlichen Arbeiten derselben 
beiwohnen, und daß eine genügende Sicherheit 
dafür, daß es nicht ‘eine rein theoretische Prü- 
fung sein würde, dadurch geboten sei, daß eine 
Anzahl praktischer Baubeamter als Examina- 
toren zugezogen würde. 


Das wesentlichste Bedenken, daß gegen die 
getroffene Neuordnung zur Geltung kam, be- 
stand darin, daß denjenigen, welche die Bau- 
führerprüfung bestanden hätten, nun nicht sämt- 
lich Gelegenheit gegeben würde, das Baumeister- 
examen zu machen. Ich darf auch sagen, wenn 
es in der Kommission auch zu einem Antrag 
nicht kam, daß die Gesamtansicht der Kommis- 
sion dahin ging, daß es ein Zustand sei, der 
nicht gebilligt werden könnte. Ohne deshalb 
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Gedankenleser zu sein, glaube ich, sagen zu 
können, daß der Antrag Nr. 76, unterzeichnet 
Dr. Friedberg, Dr. Krieger (Königsberg), 
v. Savigny und Wallenborn, kombiniert mit dem 
Unterantrag auf Nr. 78 der Drucksachen, unter- 
zeichnet vom Grafen zu Limburg-Stirum, die 
Auffassung der Budgetkommission wiedergibt; 
Ich bin ja nicht in der Lage, namens der Budget- 
kommission den Antrag zu stellen; aber ich kann 
feststellen, daß die Quintessenz der Auffassung 
der Budgetkommission hinsichtlich dieser Frage 
in der Kombination dieser beiden Anträge ent- 
halten ist. Im Uebrigen habe ich im Namen 
der Budgetkommission gegen die Bewilligung 
des Titels an sich Bedenken nicht zu erheben. 


Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
mann: Das Wort hat der Abgeordnete Dr. 
Friedberg. 


Dr. Friedberg, Abgeordneter: Meine 
Herren, gestatten Sie mir, mit wenigen Worten 
den Sinn der Resolution, die wir Ihnen vor- 
schlagen, zu erläutern. Bei der Verhandlung 
der Budgetkommission hatte ich angefragt, ob 
der Herr Minister der öffentlichen Arbeiten ge- 
nügenden Einfluß auf die Diplomprüfung besitze, 
die ja ursprünglich lediglich als akademische 
Prüfung gedacht war. Man hat, um eine Kon- 
kurrenz der Regierungsbauführerprüfung mit der 
Diplomprüfung zu vermeiden, diese beiden Prü- 
fungen miteinander verschmolzen. Es wurde uns 
mitgeteilt, daß genügende Garantien eines Ein- 
flusses des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
auf die Diplomprüfung gegeben sind. Dabei kam 
zur Sprache, was allerdings in einem Erlaß 
des Herrn Ministers bereits publiziert war, uns 
aber unbekannt blieb, daß von jetzt an nur eine 
beschränkte Aufnahme der Bewerber um das 
höhere Baufach in den Staatsdienst stattfindet. 
Es wird die Folge eines solchen Selektions- 
prinzips bei der Uebernahme von Regierungs- 
bauführern durch die Staatsverwaltung die sein, 
daß nun eine ganze Anzahl von Bewerbern 
überhaupt nicht mehr in der Lage sind, das 
Regierungsbaumeisterexamen, also die zweite 
höhere Staatsprüfung, abzulegen. Es scheint uns 
ein ganz unmöglicher Zustand zu sein, daß man 
Leuten, die den Wunsch haben, die zweite 
Staatsprüfung abzulegen, um nachher in die 
Privattätigkeit überzugehen, sogar die Möglich- 
keit verschränkt, sich denjenigen Qualifikations- 
nachweis zu verschaffen, den sie für die Aus- 
übung ihres Berufes nötig haben. Es erschien 
uns das gewissermaßen so, als wenn man in der 
Justiz jemanden zum Referendarexamen zwar 
zuläßt, ihm aber dann sagt: das Assesorexamen 
darfst Du unter keinen Umständen ablegen. 

Seitens der Staatsregierung wurde einge- 
wandt, daß die Maßregel nötig gewesen sei, weil 
die Möglichkeit der Beschäftigung der Anwärter 
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des höheren Baufaches nicht mehr vorliege; man 
hätte deshalb hier einen Strich machen müssen, 
und es sei eine Schädigung derjenigen, die sich 
der Privattätigkeit im höheren Baufache zu- 
wenden, deshalb nicht zu erwarten, weil diese 
Verhältnisse befriedigend geregelt seien durch 
die Möglichkeit , den Tr.-\\ng. abzulegen. Daraus 
ergeben sich aber meines Erachtens zwei Uebel- 
stände. : 

Der Tr.-ug. ist durchaus nicht geeignet, 
einen Ersatz zu bieten für das Regierungs- 
baumeisterexamen; denn das große Publikum 
wird eine Bewertung dieser beiden Examina 
nicht vornehmen. Das Regierungsbaumeister- 
examen gibt dem Betreffenden den Ausweis, 
daß er eine genügende praktische Ausbil- 
dung erhalten hat, während der Tr.-\ng. im 
wesentlichen ein akademischer Grad ist, der die 
wissenschaftliche Qualifikation dartut. 

Der zweite Uebelstand ist darin zu finden, 
daß diejenigen, die in den Staatsdienst nicht 
übernommen werden — und man darf annehmen, 
daß da die Selektion nach dem Prinzip ausge- 
führt wird, daß gerade diejenigen, die cin gutes 
Examen gemacht haben, zunächst in den Staats- 
dienst übernommen werden —, daß alle Baube- 
flissenen mit minderem Examen darauf hinge- 
wiesen werden, die Würde des Tr.=\ug. zu er- 
werben. Dadurch leidet die Würde des Tr. ng. 
ganz entschieden, die ursprünglich eine ganz 
andere Bedeutung hatte als die, die ihr jetzt bei- 
gelegt wird. Die Verleihung der Würde des Tr.» 
Sug. ist den Technischen Hochschulen deshalb 
verliehen worden, weil man sie in dieser Be- 
ziehung gleichstellen wollte mit den Universi- 
täten und dadurch eine alte berechtigte Klage 
der Technischen Hochschulen zur Erledigung 
bringen wollte. Dieser Tr.-{ng., der also die 
höchste akademische Würde ist, die die Tech- 
nischen Hochschulen zu verleihen haben, wird 
durch die in Aussicht genommene Regelung ent- 
schieden von seiner Höhe herabgezogen; er be- 
kommt eine ganz andere Bedeutung, und zwar 
nicht mehr die Bedeutung einer wissenschaft- 
lichen Qualifikation, sondern eines Ausweises 
über eine gewisse praktische Berufstüchtigkeit. 
Also ich glaube, daß weder demjenigen, der den 
Dr.-3ng. erwirbt und sich der Praxis zuwendet, 
mit dieser Würde gedient ist, noch daß das 
denjenigen Absichten entspricht, die man hatte, 
als man den Technischen Hochschulen das Ver- 
leihungsrecht des Dr.eQng. gab. Wir meinen des- 
halb, daß, wenn wir auch anerkennen, daß die 
Regierung keine Verpflichtung hat, alle Bau- 
beflissenen zur Ausbildung zu übernehmen, sie 
dennoch dafür sorgen muß, daß ihnen minde- 
stens die Möglichkeit gegeben wird, das zweite 
Examen in der bisher üblichen Weise abzu- 
legen. Wie das zu machen ist, welche Kautelen 
der Herr Minister fordern will für die praktische 
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Beschäftigung dieser Baubeflissenen, möge ihm 
überlassen bleiben; darüber können wir natürlich 
nur allgemeine Direktiven, aber keine näheren 
Vorschriften geben. 

Nun möchte ich von meinem Standpunkt 
sapen, ohne meine Herren Mitantragsteller zu 
binden, daß ich den Zusatzantrag, der vom 
Herrn Grafen Limburg-Stirum gestellt worden 
ist, durchaus akzeptiere. Es liegt in unserer 
Resolution durchaus nicht gesagt, daß wir an 
und für sich einer beschränkten Uebernahme 
der Baubeflissenen zur staatlichen Ausbildung 
widersprechen, sondern was wir wollen und 
worauf es uns lediglich ankommt, ist, daß nie- 
mand die Möglichkeit verschränkt wird, das 
zweite Examen abzulegen. 

Ich persönlich glaube, mich mit dem Antrag 
des Grafen Limburg-Stirum durchaus cinverstan- 
den erklären zu können und bitte das Hohe 
Haus, ihn im Zusammenhang mit dem von uns 
gestellten Antrag möglichst einstimmig an- 
nehmen zu wollen. 

(Bravo! bei den Nationallibcralen.) 


Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man: Das Wort hat der Abgeordnete 
v. Savigny. 


v. Savigny, Abgeordneter: Meine Herren, 
um gleich mit den Schlußausführungen des Vor- 
redners zu beginnen, so kann ich als Mit- 
antragsteller mich den Acußerungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Friedberg anschließen, wo- 
nach der Zusatzantrag auf Nr. 78 der Druck- 
sachen, gestellt von dem Herrn Abgeordneten 
Grafen Limburg-Stirum und Genossen, dahin 
gehend, daß eine Verwahrung: gewissermaßen 
eingelegt werden solle dagegen, daß durch die 
Zulassung zur zweiten Staatsprüfung ein An- 
recht auf Anstellung im Staatsdienste gegeben 
werde, durchaus im Sinne des Antrages liegt, 
also akzeptiert werden kann. Auch ich möchte 
Ihnen kurz namens meiner politischen Freunde 
die Annahme des Antrages auf Nr. 76 der 
Drucksachen empfehlen. 


Wir sind der Ansicht, daß es nicht richtig 
ist, eine Doppelkarriere zu schaffen, eine 
Karriere im Staatsdienst, vorbereitet allerdings 
auch durch die Diplomprüfung und die darauf 
folgende Ernennung zum Regierungsbauführer, 
und abgeschlossen durch die 
meisterprüfung, und die Karriere außerhalb des 
Staatsdienstes, auf dem privaten Gebiete, teil- 
weise auch für die Kommunalverwaltung, vorbe- 
reitet durch die Diplomprüfung und abgeschlossen 
durch den Tr.-3ng. Diese letztere Prüfung ist 
von dem Herrn Abgeordneten Dr. Friedberg be- 
reits richtig charakterisiert nach ihrer Bedeutung, 
auch nach der wissenschaftlichen Seite hin. Ich 
will auf diesen Punkt nicht weiter eingchen; 
was er darüber gesagt hat, ist vollkommen zu- 
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treffend. Jedenfalls entsteht durch die Art und 
Weise, wie die Sache bis jetzt gehandhabt wird, 
und wie sie weiterhin geplant ist, der Zustand, 
daß, ganz abgesehen von dem eigenen Willen 
und der Tüchtigkeit des Baubeflissenen, es ledig- 
lich von dem Willen der Bauverwaltung ab- 
hängt, ob jemand in seiner Karriere dadurch 
einen dauernden Schaden erleiden solle, daß. 
es ihm verschränkt wird, vor der Ocffentlichkeit, 
vor denjenigen, bei denen er sich demnächst 
um Anstellung und Beschäftigung bewerben 
will, einen Befähigungsnachweis in dem voll- 
kommensten zulässigen Umfange, nämlich durch 
die Regierungsbaumeisterprüfung, abzulegen. Ob 
es mit der Zeit dahin je kommen könnte in 
späteren Jahren und Jahrzehnten, daß diejenigen, 
welche den Dr.-Ing. gemacht haben, gleichge- 
stellt und gleich geachtet werden im Wissen 
und in der Befähigung mit denen, die die Re- 
gierungsbaumeisterprüfung gemacht haben, ist 
eine Prophezeihung, der ich nur wenig Glauben 
entgegenbringen kann. Es ist uns auch dieser 
Einwand in der Budgetkommission entgegen- 
gchalten worden. 

Tatsächlich aber nimmt man heute in Preußen 
an, daß diejenigen, welche die geordnete Staats- 
prüfung für die Befähigung zur Aufnahme in 
die Staatsämter abgelegt haben, in hervorragen- 
der Weise die Garantie bieten, daß sie auch 
überall, bei Privatarbeiten, bei Kommunalver- 
waltungen usw., ihre Stelle tüchtig, ausreichend 
und erfolgreich ausfüllen werden. Diese Meinung 
ist als eine Tatsache, glaube ich, anzusehen, 
und infolge dieser Meinung werden dann die- 
jenigen, welche nicht zugelassen werden zur 
Regierungsbaumeisterprüfung, einen dauernden 
Nachteil für ihr ganzes späteres Leben erleiden. 
Es liegt darin eine Ungerechtigkeit im gewissen 
Sinne gegen diejenigen, welchen es nicht gelingt, 
nach der Diplomprüfung die Ernennung zum Re- 
gierungsbauführer zu erlangen. Die Bauverwal- 
tung hat uns dargelegt, und es entspricht auch 
der bisherigen Gepflogenheit, daß es ihr nicht 
möglich ist, alle diejenigen, welche die Diplom- 
prüfung bestanden haben, in «den Staatsdienst 
zu übernehmen; es ist auch richtig, daß eine 
eroße Zahl von Architekten, von. Baubeflissenen 
und Ingenieuren in Privatbetrieben und Kom- 
munalverwaltungen notwendig ist, wenn auch 
die letzteren teilweise wiederum ihre Beamten 
aus der Zahl der staatlich geprüften Beamten 
zu entnehmen pflegen, und insofern könnte an 
diesem Zustande auch in Zukunft nichts ge- 
ändert werden. 

Das beabsichtigt auch unsere Resolution 
nicht. Es soll danach wie bisher die Aussich- 
tung der Kandidaten nach der ersten Prüfung 
stattfinden, aber es soll derjenige Teil derselben, 
welcher nicht die Zulassung zum Staatsdienst 
in Form der Ernennung zum Regierungsbau- 
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führer erlangt, in Zukunit die Möglichkeit er- 
halten, auch denselben Anschluß in wissenschaft- 
licher Richtung, in bezug auf den Nachweis ihrer 
Befähigung zu erlangen, welchen diejenigen er- 
langen, welche als Regierungsbauführer direkt 
in die staatliche praktische Vorbereitung über- 
nommen werden. Schon jetzt wird auch diesen 
nicht die Möglichkeit geboten, ausschließlich in 
staatlichen Betrieben die vorgeschriebene prak- 
tische Vorbereitungszeit zu verbringen. Wie uns 
in der Budgetkommission dargelegt worden ist, 
müssen auch jetzt schon Privatbetriebe; Kom- 
munalverwaltungen, besonders tüchtige Privat- 
baumeister usw. mit herangezogen werden, und 
es werden nach dieser Richtung hin Ausnahmen 
gestattet. Wenn das im weiteren Maße ausge- 
bildet wird, so wird sich vielleicht die Möglich- 
keit ergeben, unter der erforderlichen Aufsicht 
und durch geordnete Nachweise es denjenigen, 
die die Diplomprüfung bestanden haben und 
nicht in den Staatsdienst übergehen können, 
zu ermöglichen, daß sie die Vorbedingung für 
die Zulassung zur Regierungsbaumeisterprüfung 
erfüllen. Wenn dann noch in dem Zusatzantrag, 
den wir akzeptieren, ausgesprochen ist, daß 
mit dem Bestchen der Regierungsbaumeisterprü- 
fung durchaus kein Anspruch auf Anstellung 
im Staatsdienst verbunden sein soll, so sollte 
die Königliche Staatsregierung kein Bedenken 
mehr dagegen haben, daß der Ausbildungsgang 
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für alle diejenigen, welche sich dem höheren 
Baufach widmen wollen, in dieser Weise gleich- 
mäßig geordnet wird. 

Wir haben einen ähnlichen Fall bei der Justiz. 
Auch dort wird der Assessor, der die Assessor- 
prüfung bestanden hat, in keiner Weise mit 
einem Rechtsanspruch versehen, staatlich ange- 
stellt zu werden. Es ist aber allen denjenigen, 
die die Rechte studieren und sich der prak- 
tischen Vorbereitung unterziehen, auch von der 
Justizverwaltung die Möglichkeit gegeben, vor 
der Oeffentlichkeit ihre Fähigkeit in gleicher 
Weise nachzuweisen, wie die späteren Staats- 
diener, und damit sich die Berufe zu erschließen, 
die von dieser Voraussetzung ausgehen. Aehn- 
lich wird es sich auch hier gestalten lassen, 
und es würde dadurch eine differenzielle Be- 
handlung beseitigt werden, die jedenfalls zu 
einem großen Nachteil tür das Leben derjenigen 
führen würde, die, nach der bisherigen Praxis 
und wie die Sache jetzt geordnet ist, davon 
ausgeschlossen waren, vor der Oeffentlichkeit 
nachzuweisen, daß sie die gleiche Fähigkeit 
haben wie die anderen, die nach bestandener 
Diplomprüfung den Vorzug genießen, demnächst 
zum Regierungsbaumeisterexamen zugelassen zu 
werden. Ich emptehle Ihnen daher, die Reso- 
lution auf Nr. 76 der Drucksachen, verbunden 
mit dem Zusatzantrag auf Nr. 75, anzunehmen. 

(Fortsetzung folgt.) 


Die praktische Werkstattausbildung. `) 


Von Prof. Dr.-Xng. G. Schlesinger, Berlin. 


Dic praktische Werkstattausbildung ist die 
Grundlage für die technische Erziehung des In- 
genieurs. Je mehr Zeit er auf die praktische 
Tätigkeit legen kann, um so leichter und um 
so wirkungsvoller wird das an sie anschließende 
oder mit ihr untermischte theoretische Studium 
sein. Für den Diplom-Ingenieur, der mit etwa 
IS Jahren die Mittelschule (Oberrealschule, 
Realgymnasium, Gymnasium) verläßt, kann sie 
mit Rücksicht auf das 4jährige Studium nur 
kurz bemessen sein; ein Jahr muß für die 
weitaus meisten Fälle ausreichen (1 praktisches 
Jahr, 1 Militärjahr, 4 Jahre Studium !/, Jahr 
Diplomprüfung = 6!/, Jahre; d.h. 24—25 Jahre 
alt, bevor der Diplom-Ingenieur fertig sein 
kann). Es kommt daher darauf an, dieses wich- 
tige grundlegende Jahr so fruchtbar wie irgend 
möglich zu gestalten und die Erfahrungen aller, 
die aktiv und passiv dabei beteiligt sind, zu 
sammeln, zu sichten und dann die nutzbrin- 
genden Richtlinien aufzustellen, an deren Durch- 


führung die Industrie als Erzieherin, der Prakti- 
kant als zu Erziehender und die Technische 
Hochschule als Stätte der Durcharbeitung und 
Vertiefung des erworbenen Stoffes gleichmäßig 
mitwirken. 


Je mehr Männer gleicher oder ähnlicher Vor- 
und Ausbildung sich zu solchen Fragen äußern, 
die sämtlich als Praktikanten selbst gearbeitet, 
von denen ein erheblicher Teil dann später 
Praktikanten ausbildet und endlich — allerdings 
in geringer Zahl — als Lehrer an einer Tech- 
nischen Hochschule gewirkt haben, um so 
sicherer wird man auch aus weit auseinander- 
gehenden Anschauungen ein Ergebnis heraus- 
finden, das naturgemäß nicht alle befriedigen 


1) Diese Ausführungen bilden das Kritische Vorwort zu der 
soeben erschienenen Schrift: Dipl.-Ing. Ernst Werner, Die 
praktische Werkstattausbildung der Studierenden 
an Technischen Hochschulen unter besonderer Berücksichtigung 
der Diplom-Ingenieure. Heft XII der Schriften des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure. Verlag M. Krayn, Berlin W. 
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kann, das aber doch das Optimum dessen vor- 
stellt, was bei einer solchen Umfrage heraus- 
kommen kann. Der Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure hat mich gebeten, eine kritische 
Uebersicht über das unter seinen Mitgliedern ge- 
sammelte, reiche Material zu geben, um auf 
diese Weise denen die Einarbeit in die wichtigste 
Erziehungsfrage für den Diplom-Ingenieur zu 
erleichtern, die sie bisher nur von einem durch 
besondere Umstände beengten Gesichtskreise 
haben betrachten können. 

Als Maschineningenieur sind meine Erfahrun- 
gen naturgemäß einseitig auf das Maschinenbau- 
fach beschränkt. Die Kritik, die ich übe, kann 
nur als die persönliche Auffassung eines ein- 
zelnen gelten; vielleicht trägt sie dennoch dazu 
bei, bei den drei beteiligten Faktoren ein Zu- 
sammenwirken hervorzurufen, das für die All- 
gemeinheit nutzbar gemacht werden kann. 

Jede Schulung, erfolge sie nun auf einer 
Mittelschule, auf einer Hochschule oder in einer 
Werkstatt, muß sich auf einem bestimmten Plan 


aufbauen, der sich nicht nach den Hochbegabten, 


auch nicht den besonders Unbegabten, sondern 
immer nur nach dem Durchschnitt der Menschen, 
die auszubilden sind, richten kann. Man muß 
es mit in den Kauf nehmen, daß Begabte in 
ihrer Entwicklung gehemmt werden, wenn nur 
das Maß dessen, was man zu lehren und zu 
lernen hat, so ausgestaltet ist, daß es eine 
breite allgemeine Unterlage gibt für alle, die 
später darauf aufbauend ihre Berufsbildung 
vornehmen müssen. 

Der Eintritt in die schaffende Werkstatt 
bricht aber in allen Fällen so gründlich und 
so durchgreifend mit der in den vorangegan- 
genen 12 Jahren Schultätigkeit meistens geübten 
Lehrmethode, daß bei nur einigermaßen zweck- 
mäßiger Anleitung und Aufklärung der Prakti- 
kanten durch die verantwortlichen Be- 
triebsleiter ein sehr groBer Wirkungsgrad er- 
zielt werden kann, der nicht zuletzt dem Be- 
triebe selbst wieder zugute kommt. 

Eine schwere Verantwortung fällt auf den, 
der hier seine Unterweisungspflicht vernach- 
lässigt. Er begeht ein großes Unrecht nicht nur 
an dem einzelnen Menschen, der zu kurz kommt, 
sondern er schädigt in jedem einzelnen das ge- 
samte Guthaben seines Volkes. Er vermindert 
die StoBkraft der heimischen Industrie auf dem 
friedlichen Kampfplatze der Völker, auf dem 
Weltmarkte. 

Wie eine bewegliche Klage tönt es wieder 
und wieder aus dem Antwortenmaterial: Man 
ließ uns herumstehen; man ließ uns machen, 
was wir wollten; man hat sich nicht um uns 
gekümmert, ja in einzelnen Fällen: man be- 
trachtete uns als eine Last, eine Störung, mit 
der man sich wohl oder übel abfinden mußte 
(S. 25, 5; S. 6+ff. Antworten zu Frage VI; 
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S. 73ff. Antworten zu Frage VII, besonders 
zu Frage VIII, S. 77 ff.). 

Bevor zu den einzelnen Fragen Stellung ge- 
nommen wird, soll die formale Seite.der prak- 
tischen Dienstzeit kurz besprochen werden. 

Die Ausnutzungsmöglichkeit des praktischen 
Jahres ist von vornherein gebunden an den zeit- 
lichen, äußeren Zusammenhang zwischen Mittel- 
schule und Hochschule, der in den deutschen 
Bundesstaaten leider nicht einheitlich durchge- 
arbeitet ist, trotz der Vereinigung beider Unter- 
richtsanstalten unter dem jeweiligen Unterrichts- 
ministerium. Die Hochschulen haben Jahres- 
kurse, die durchweg im Oktober beginnen, die 
Mittelschulen enden ihre Jahreskurse meistens 
im April. Dadurch wird die Ausübung des prak- 
tischen Jahres in einem Zuge von vornherein 
zeitlich für alle Osterabiturienten unmöglich ge- 
macht. Sie müssen ihre praktische Lehrzeit in 
zwei oder mehr Teile zerteilen, und die Industrie 
muß dem Rechnung tragen. Die Oktoberabi- 
turienten dagegen sind wiederum zur einjährigen 


Durcharbeit in der Werkstatt gezwungen. 
Die wahlweise Durchführung der Werk- 
stättentätigkeit in halbjährigen oder ganz- 


jährigen Kursen wäre nur möglich bei Einrich- 
tung von Parallelkursen an den Hochschulen, 
von denen einer im Oktober und der andere 
zu Ostern beginnt, ein Wunsch, der an den 
außerordentlichen Kosten und Unterrichtsschwie- 
rigkeiten, insbesondere in den Laboratorien und 
Versuchsfeldern wohl für alle Zeiten scheitern 
wird. Immerhin zwingt dieser Mangel an ein- 
heitlicher Durcharbeit des technischen Unter- 
richtsaufbaus zu Abweichungen von dem viel- 
leicht als zweckmäßigst erkannten Ausbildungs- 
wege, ein Mangel, der nur durch Zusammen- 
arbeit mit den Ministerien beseitigt werden 
kann. Eine verhältnismäßig geringe Rolle spielt 
diese Frage für Architekten, Bauingenieure und 
Chemiker, die wahrscheinlich mit geringerer 
Zeit als einem Jahre auskommen (Frage 1), für 
die es sich daher empfehlen wird, die Mittel- 
schule zu Ostern zu verlassen. Insbesondere 
haben dann Architekten und Bauingenieure die 
Zeit regster Hoch- und Tiefbautätigkeit vor 
sich; sie werden daher auch leicht Gelegenheit 
zu geeigneter praktischer Tätigkeit finden. 

Ein Arbeitsnachweis an den Hochschulen, in 
den Industriezentren, in den großen Fachver- 
einen wird den Praktikanten aller Berufe sehr 
willkommen sein. 


Wir kommen nun zu den beiden Hauptfragen: 


Frage H: Ist ein Jahr Werkstattausbil- 
dung ausreichend ? 

Frage Illa: Wie soll das Jahr verteilt 
werden ? 


Frage Hlb: Wie soll die Ausbildung in 
diesem Jahre vor sich gehen? 
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Zu Frage Il: Ein Jahr praktischer Aus- 
bildung muß mit Rücksicht auf das Alter des 
auszubildenden Mannes ausreichend sein, weil 
die Kosten der Ausbildung zu hoch, der Nach- 
wuchs zu alt und daher nicht mehr wettbewerbs- 
fähig mit andern Nationen wird, welche die 
Schulmeisterei früher abschließen und möglichst 
schnell durch die unersetzliche Schule des 
Lebens zu ersetzen suchen. 

Mit Recht heben daher die Mehrzahl der 
Antworten (S. 21 ff.) hervor, daß es eben dar- 
auf ankommt, die gegebene Zeitspanne 
eines Jahres voll auszunutzen. 


Zu Frage Illa und b: Bei der Beantwor- 
tung dieser Frage spielen persönliche Erfahrun- 
gen aus der eigenen Ausbildungszeit naturgemäß 
eine ausschlaggebende Rolle. 


Sicher ist, daß die praktische Lehrzeit zwei 
Ziele umfaßt: 

1. das Kennenlernen der gebräuchlichen, mög- 
lichst der besten Arbeitsverfahren, 

2. eine Uebersicht über das Zusammenarbeiten 
der im Betriebe tätigen Menschen. 

Niemand — auch nicht der handgeschickteste 
und gleichzeitig intelligenteste Jüngling -- ist 
fähig, in einem Jahre vollendet feilen, drehen, 
hobeln, fräsen, formen usw. zu lernen. Daher 
wird mit Recht auf die Unvernunft hingewiesen, 
die sich im Stellen der bekannten Erstlings- 
Aufgabe: „Das Feilen eines Würfels“, zeigt. 
Sie bedeutet die alte Volontärschule, die glück- 
licherweise abstirbt. Man stelle dem Prakti- 
kanten keine Aufgaben, die er unmöglich lösen 
kann, und die an sich zwecklos sind, weil sie 
niemand mehr in der verlangten Weise löst. 

Es gilt also nicht dem Erlangen von Hand- 
fertigkeiten, sondern dem Kennenlernen 
möglichst guterund möglichst viel- 
seitiger Arbeitsverfahren. Damit muß 
mindestens das erste halbe Jahr voll ausgefüllt 
sein, und zwar am besten so, daß der Praktikant 
zuerst immer den Verwendungszweck des Teiles 
im Zusammenhang mit dem Ganzen, dann erst 
das einzelne Element für sich kennen lernt. 

Die Kenntnis der Arbeitsverfahren ist die 
Grundlage für das Verständnis der technolo- 
gischen Vorlesungen an der Hochschule, die der 
Student mitbringen muß, sonst geht ihm 
ein wesentlicher Teil des Unterrichts verloren. 
Daher ist dieser erste praktische Kursus vor 
dem Studium so wichtig. 


Pädagogisch halte ich folgende Arbeitsfolge 
für sehr zweckmäßig: 

1. Kurze Tätigkeit, gewissermaßen zur Infor- 
mation in der Kleinmontage unter der Obhut des 
Meisters, der verpflichtet sein soll, die ,,Wa- 
rums‘ zu erklären; 

2. Gründliche Ausbildung in der Gießerei, 
Formerei, Kernmacherei, Putzerei. Man muß 
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erst wissen, wie das Modell eingeformt und wie 
der Kern entfernt wird, ehe man ein zweck- 
mäßiges und richtiges Modell herstellen kann; 
3. Tischlerei; 
4. Mechanische Werkstätten und Schmiede; 
5. Längere Zeit in der Montage. 


Wenn man gefragt wird, welche Werk- 
stätten wegbleiben können, so fällt einem die 
Antwort sehr schwer; für mich steht jeden- 
falls fest, daß gründliche Gießerei- und Tisch- 
lerei-Kenntnisse in erster Linie für jeden Kon- 
strukteur unerläßlich sind. Die reine Tatsachen- 
arbeit in der Gießerei und die reine Uebung der 
Vorstellungskraft auf Grund einer noch unaus- 
geführten Zeichnung in der Tischlerei stellen 
die beiden Hauptprobleme des Maschinenbaues: 
Sinnen und Schaffen am schlagendsten 
gegeneinander (vergl. S. 30, 18; 33, 23). 

Für die anderen Berufszweige wird eine ent- 
sprechende Gliederung unschwer zu finden sein 
(vergl. S. 27, 14; 40, 47; 42, 49; 42, 50/51). 

Hand in Hand geht das Einleben in die 
Fabrikordnung, das Erfassen des Wesens der 
Disziplin, des Geldwertes der Arbeit, das viel- 
stiindige Stehen und Verharren an gebundener 
Stelle. Allein diese Gesichtspunkte bringen mich 
zur Ueberzeugung, daB eine schlechte praktische 
Tatigkeit immer noch besser ist als gar keine. 

Ein Einblick in die Organisation, Lohn- 
methoden, Arbeiterversicherung, Termin-, Malın- 
und Rechnungswesen und ähnl. ist sehr wün- 
schenswert, aber ohne sachverständige Ein- 
führung und Unterweisung unmöglich. Da nur 
leitende Persönlichkeiten in einer Fabrik die 
nötige volle Uebersicht über derlei Dinge haben, 
aber gewöhnlich zu beschäftigt sind, um selbst 
Unterricht darin zu erteilen, so sind die Prak- 
tikanten meist auf das angewiesen, was sie 
zufällig oder bei Wissensdurst auf Nachfrage hin 
erfahren. Hier liegt also noch ein besonders 
wichtiges und fruchtbares Betätigungsgebiet, das 
zurzeit nur in sehr wenigen deutschen Fabriken 
zweckentsprechend beackert wird. 

Die Hochschulen suchen denn auch die fühl- 
bare Lücke durch die Vorlesungen über Fabrik- 
betrieb zu füllen. Man vergesse aber nicht, 
daß die ganze politische und wirtschaftliche 
Denkungsart des heranwachsenden Ingenieurs 
durch wirksame Einwirkung in diesen Jugend- 
jahren stark beeinflußt werden kann. 


Zu Frage IV: Wann soll die prak- 
tische Tatigkeit erfolgen? 

Jede technische Ausbildung ist ein Kreislauf, 
der sich aus theoretischen und praktischen 
Kenntnissen und Erfahrungen zusammensetzt, 
dessen Ende man daher kennen muß, wenn man 
den Anfang verstehen will, aber auch umge- 
kehrt. Aus dieser Tatsache entspringen die zum 
Teil entgegengesetzt lautenden Ansichten über 
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die Verteilung des praktischen Jahres, ob vor, 
hinter oder zwischen die Studienzeit. 

Man muß wissen, daß und wie man Metalle 
schneiden und formen kann (Werkstatt), bevor 
man ihre Art bestimmen und ihre Größe be- 
rechnen kann (Hochschule). 

Man muß anderseits Art und Größenbemes- 
sungen festgelegt haben, bevor man die zweck- 
mäßigste Bearbeitung angeben kann. Aus 
diesem Grunde halte ich den wechselnden Aus- 
bildungsgang: Werkstatt — Hochschule -- 
Werkstatt — Hochschule für den anzustreben- 
den, d.h. der junge Ingenieur soll erst in die 
Werkstatt gehen (!‘, Jahr), weil ihm von der 
Schule her das rein geistige (abstrakte) Denken 
zur Gewohnheit geworden ist, und weil ihm 
in den meisten Fällen jede Anschauung fehlt 
(vergl. Antworten S. 44, Nr. 12 und 49). Die 
Werkstatt aber ist die Welt der Anschauung; sie 
zwingt den jungen Mann, sich aus den gegebenen 
Tatsachen ein Bild über die inneren Vorgänge 
zu machen, eine Geistestatigkeit, die auf der 
Schule gar nicht oder doch nur in ganz ge- 
ringem Maße geübt wird. Nur wer weiß, wie 
Metalle, Hölzer usw. geformt werden, kann der 
Vorlesung des Lehrers über Maschinenelemente, 
Maschinenzeichnen folgen. Man erinnere sich 
an seine eigene Jugend und den Augenblick, wo 
man zum ersten Male gesehen hat, wie eine 
Welle abgedreht wird, man erinnere sich an die 
erste Vorlesung, in der einem gezeigt wurde, 
wie man einen Eisenstab, an dem eine Last zieht, 
auf Grund der Materialprüfungszahlen zitfern- 
mäßig vorher berechnen kann, und an das Er- 
staunen und die blitzartige Aufklärung, die 
diese Vorgänge auf das jugendliche Hirn ausge- 
übt haben. 

Also nicht aus Gründen der Erholung, die 
aus dem Wechsel der körperlichen und geistigen 
Tätigkeit entspringen, sondern aus dem päda- 
gogisch so wertvollen Grunde der Wechsel- 
befruchtung zwischen schaffender und sinnender 
Tätigkeit empfchle ich die Hintereinander- 
schaltung von Werkstatt und Hochschule in zwei 
Kursen, von denen der erste den zweiten und 
umgekehrt der zweite den ersten erst voll 
fruchtbar macht. Wie auf die Vorlesung im 
Hörsaal die Uebung im Versuchsfeld folgt, so 


soll die Werkstatt den Vergleich zwischen der | 


konstruktiven Tätigkeit am Zeichen-Brett und 
der Möglichkeit einer tatsächlichen Ausführung 
vermitteln. 

Ich glaube, diese Anschauung eilt in gleicher 
Weise für Architekten, Bauingenieure, Maschinen- 
und Schiffbauer, in ciner der Eigenart des 
Berufes angepaßten Weise. 

Daß es für die Industrie, insbesondere für 
die Maschinenfabriken, iästiger und schwieriger 
ist, die Ausbildungszeit zu teilen, statt sie in 
einem Zuge zu erledigen, muß anerkannt wer- 
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den, jedoch ist eine Lösung der Aufgabe wohl 
möglich; sie wird daher kaum auf Schwierig- 
keiten stoßen, wenn man überhaupt die oben 
skizzierte Auffassung als richtig anerkennen 
will. 

Zu Frage V: Was halten Sie von 
dem Besuche einer Fortbildungs- 
oder Werkschule? 

Für die Absolventen der humanistischen, zum 
Teil auch der Real-Gvmnasien ist ein Unterricht 


im technischen Zeichnen verknüpft mit den 
Grundrissen der mechanischen Technologie 
nicht nur zu empfehlen, : sondern für eine 


fruchtbringende Ausnützung des praktischen 
Jahres nahezu unerläßlich; aber auch die Ober- 
realschüler können hier noch sehr viel lernen. 
Das Lesen der Zeichnungen, die Kenntnis der 
Materialien und die Behandlung der Werkzeuge 
sind doch erst die Schlüssel zur Werkstatt. 
Von selbst oder mit Hilfe des Vorarbeiters 
kommt man nur schr langsam zum Ziel. Ich 
kann daher die Zuschriften auf S. 56, Nr. 5, 
7, 17, 43, 3; S. 57, Nr. 2, 20, 32; S. 58, Nr. 72, 
70, 68; S. 59, Nr. 07, 54 nur voll unterschreiben, 
soweit sie auf eine sorgfältig geleitete Werk- 
schule einer Fabrik bezug nehmen, die den 
Unterricht in den frühen Morgenstunden oder 
an einem oder zwei Schultagen erteilt und sich 
naturgemäß auf die genannten technischen 
Fächer beschränkt. 


Ich kann aus eigener mehrjähriger Tätigkeit 
als früherer Leiter der Werkschule von Ludwig 
Loewe, Berlin, mitteilen, daß die Erfolge dieser 
Vorbildung sehr gute waren, so gute, daß diese 
Praktikanten den Hochschullehrer geradezu 
durch ihr schnelles Verständnis auffielen, so daß 
also auch der Wirkungsgrad der Hochschule 
dadurch wächst. Den Standpunkt des künftigen 
Akademikers zur Zeit der grünsten Lehrzeit 
hervorzukehren, scheint mir jedenfalls völlig ver- 
fehlt. 

In der Lehre der Werkstatt möge man die 
Berührung mit der Arbeiterschaft — sie sei jung 
oder alt — überall suchen, später wachsen die 
Trennwände schnell genug von selbst in die 
Höhe. 


An dieser Stelle sei noch einmal auf Frage llI b 
zurückgegriffen, soweit sie die Zusammen- 
fassung der praktischen Tätigkeit und der mehr 
theoretischen Schulung in Organisationsfragen 
in einer staatlich geleiteten Lehr- 
werkstätte betrifft (S. 31, 19). Ich halte 
diesen Vorschlag für unrichtig, und zwar aus 
folgenden Gründen: 


1. Die Herstellung ohne Löhnung entbehrt 
des wirtschaftlichen Prüfsteins. Lehrwerk- 
stättenarbeit ohne Zusammenhang mit einer 
Fabrik ist daher nach meiner Kenntnis stets 
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Spielerei gewesen und geblieben bis auf den 
heutigen Tag. 

2. Verfahren und Maschinen wechseln unge- 
heuer schnell. Die neuzeitige Fabrik muß mit 
dem Wechsel dauernd mitgehen; die Staats- 
lehrwerkstatte hat dazu meist nicht die Mittel, 
selbst wenn der Leiter mitgehen möchte. Dafür 
gibt es traurige Beispiele. 


3. Die Personenfrage ist an sich schr schwer 
zu lösen. Hat man aber einen wirklich tüchtigen 
Leiter einmal gefunden, so wird es auch einem 
solchen mit Rücksicht auf Punkte 1 und 2 un- 
möglich gemacht werden, auf der Höhe zu 
bleiben. 

Gut dagegen sind die innerhalb der Fabriken 
arbeitenden Lehrwerkstätten, die mit stets er- 
neuerten Maschinen im Zusammenhang mit der 
Produktion ständig auf der Höhe gehalten wer- 
den. (Borsig, Loewe, Maschinenfabrik Augsburg- 
Nürnberg, Siemens-Schuckert u. a. m.) 


Zu Frage VI: Ist Zahlung an oder 
durch die ausbildende Firma wün- 
schenswert? 


Unser Leben beruht auf Leistung und Gegen- 


leistung. So lange ein Praktikant unterwiesen 
wird, also Werkzeuge, Werkzeugmaschinen, 
Material und Lehrmeister braucht, ohne wer- 


bende Arbeit zu leisten, erscheint ein mäßiges 
Lehrgeld gerechtiertigt. Das wird also das erste 
halbe Jahr betreffen. Die Zahlung des Lehr- 
geldes legt gleichzeitig der Fabrik die Ver- 
pflichtung auf, eine sachremäße Belehrung zu 
erteilen, und gibt dem Praktikanten einen An- 
spruch, sie zu erhalten. 

Im zweiten halben Jahr dagegen können 
fleißige und begabte Praktikanten bereits 
brauchbare Arbeit leisten und dementsprechend 
entlohnt werden, wie es bei tüchtiren Lehrlingen 
ebenfalls geschieht (vergl. S. 69, 75). Die Lohn- 
höhe mache man von dem Urteil des Meisters 
abhängig; sie wird in jeder neuen Abteilung 
naturgemäß wieder von unten anfangen. 

Ein in Aussicht stehender, wenn auch geringer 
Lohn hat die Wirkung des Anspornes auf den 
ehrgeizigen Praktikanten, ohne daß die materi- 
elle Seite zu stark in den Vordergrund rückt. 
Das Abhiaingigmachen der Lohnhöhe von der 
Güte der Arbeit erzicht zum wirtschaftlichen 
Denken im Sinne der Werkstatt und bringt dem 
Praktikanten den Begriff des Akkordes viel 
näher als alle anderen späteren theoretischen 
Studien. 

ZuFrage VH: Isteingroßer,mitt- 
lerer oder kleiner Betrieb vorzu- 
ziehen? 

Wünschenswert ist cine umfassende Ausbil- 
dung, die sowohl das Kennenlernen aller neu- 
zeitlichen Arbeitsverfahren als einen Ueberblick 
über die Zusammenarbeit von Menschen und 
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Maschinen ermöglicht. Im Vordergrunde steht 
aber zweifellos mit Rücksicht auf das anschlie- 
Bende Studium die Kenntnis der Arbeitsver- 
fahren. Es sollen daher nur solche Betriebe 
als Bildungsstätten aufgesucht werden, die über 
den notwendigen Maschinen- und Werkzeugpark 
(Revolverbiinke, Automaten, Räderfräsmaschinen, 
Fras- und Schleifmaschinen, Gießerei, Tischlerei) 
wirklich verfügen. 

Gleichgültig ist also, ob der Betrieb groß, 
mittel (S. 74, 37) oder klein (S. 83, 30; 80, 
40; 92, 66) ist, wenn er nur gut eingerichtet 
und gut organisiert ist. 

Bei der heute stirker als vor 10 oder 20 
Jahren vorhandenen Spezialisierung sind gerade 
die neu eingerichteten Mittel- und Kleinbetriebe 
sehr hiufig Sonderbetriebe, die zwar in bezug 
auf ihren Sonderzweig ausgezeichnet ausge- 
rüstet sind, denen aber gerade die Viclscitig- 
keit (S. 95, 83) des Großbetriebes abgeht. Man 
wird daher im allgemeinen einen gut organi- 
sierten Großbetrieb dem Praktikanten als Aus- 
bildungsstätte mehr empfehlen können, beson- 
ders wenn seine Organisation dafür bürgt, daß 
der Praktikant die einzelnen Abteilungen in der 
richtigen Reihenfolge durchmacht. Der Groß- 
betrieb ist sich ferner gerade heute der Pflichten 
und der Notwendigkeit, für den Nachwuchs 
zu sorgen und sorgen zu müssen, sehr stark 
bewußt geworden, er hat die Mittel, den Platz 
und die Lehrkräfte, um im Anschluß an den 
Hauptbetricb mustergültige Lehrwerkstätten zu 
schaffen (vergl. oben), die mit der Sonderunter- 
weisung der Lehrlinge und Praktikanten den Zu- 
sammenhang mit Wirtschafts- und Organisations- 
fragen leicht verkniipfbar machen. (S. 74, 27, 
21, 22, 20 — 3. 75, 8& 7, 2 — S. 76, 39, 74, 
73, 43 usw.) 


Zu Frage VII: Welche Erfahrun- 
gen haben Ste mit Ihrer eigenen 
Tätigkeit gemacht? 

Die Erfahrungen mit der eigenen praktischen 
Tätigkeit sind vom Lehrer und Zögling in 
gleicher Weise abhängig. Schmerzlich berührt 
aber in der Fülle des eingegangenen Materiales 
(S. 77 ff.) die häufige Klage (vergl. oben) über 
nutzlos verbrachte Zeit und das Verlangen nach 
zweckmäßiger Unterweisung. Deutlich kommt 
der Standpunkt zum Ausdruck (S. 79, 19): 

„man zwingt uns ein Jahr zu praktizieren, 
man sorge dann auch für volle Ausnutzung 
dieses so wichtigen Jahres.“ 


Hier liegt tatsächlich die größte Schwierig- 
keit. 

In den Schulen, Mittel- und Hochschulen, 
paart sich mit dem Besuchszwang ein für alle 
gleichmäßipes klares, bekanntes, der Kritik zu- 
gängliches Unterrichtsverfahren. Auch die 
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Unterrichtsmittel sind etwa gleichwertig. Wie 
im Anfang ausgeführt, wird dieses Verfahren 
der großen Mehrheit der Durchschnittsschüler 
am besten gerecht. Zwischen Mittel- und Hoch- 
schule schiebt sich nun das praktische Jahr, 
über das zurzeit die Kontrolle fehlt, während 
der Zwang zur praktischen Tätigkeit vorliegt. 
Nur im Vertrauen auf die Tüchtigkeit, die Größe 
und das Verantwortlichkeitsgefühl unserer deut- 
schen Industrie konnte mitten in den staatlich 


Wirtschaftliche Rundschau. 


Mai-Börsenbericht. 


Die bereits im Monat April fast auf der 
ganzen Linie vorhandene Neigung der Kurse 
zum Fallen hat sich im Monat Mai in erheb- 
lichem Maße fortgesetzt, und zwar ist für alle 
Industrien ein Fallen der Durchschnittskurse zu 
registrieren. Die stärkste Einbuße hat die che- 
mische Industrie mit rund 1700 erlitten. Hieran 
reihen sich die Papier- und Cellulosefabriken mit 
rund 1200, die Waggonfabriken mit rund 820, 
die Bergbau-Gesellschaften mit rund 6% und 
die Gas- und Wasserwerke mit rund 5%. Am 
geringsten hat sich der Einfluß des Fallens der 


Kurse bei den Zuckerfabriken mit 0,3% be- 
merkbar gemacht. Der Durchschnittskurs für 
Tabelle 1. 
Kursdifferenz gegen 
Bezeichnung den Vormonat 

Bergbau-Gesellschaften . . — 6,36 
Eisenhüttenindustrie.... . — 3,16 
Maschinenfabriken. .... — 3,13 
Automobil-, Fahrrad- und 

Nähmaschinenfabriken . — 2,49 
Metallindustrie... .... — 4,58 
Elektroindustrie ...... — 4,43 
Waggonfabriken...... — 8,23 
Chemische Industrie — 10,67 
Textilindustrie ....... — 1,66 
Zementindustrie ...... — 4,08 
Papier- u. Zellulosefabriken —11,55 
Glas- u. Porzellanfabriken — 4,90 
Zuckerfabriken........ — 0,29 
Gas- und Wasserwerke . . — 5,14 
Elektrizitatswerke ..... — 4,50 
Verschiedene........ — 2,92 
Alle Industriewerte .... — 5,26 


Großhandelspreise. 


In den Vierteljahrsheften zur Statistik des 
Deutschen Reiches, 1. Heft 1914, finden sich aus- 
führliche Angaben über die Großhandelspreise 
wichtiger Waren an deutschen Plätzen, und 
zwar 


1. Durchschnittspreise für die Monate des 
Jahres 1913, 


Wirtschaftliche Rundschau 


beaufsichtigten Schulzwang ein Stück Selbstver- 
waltung eingeschoben werden, dessen Ergebnisse 
zur Erlangung eines staatlich beurkundeten Vor- 
rechtes als ausreichend anzusehen war. 

Wir hoffen und wünschen, daß sich — in 
Nacheiferung einiger mustergültiger führender 
Industriebetriebe — nunmehr die Gesamtheit der 
Fabriken, die es übernehmen, Praktikanten aus- 
zubilden, ihrer hohen Pflichten voll bewußt wer- 
den wird. 


sämtliche Industriewerte hat sich für den Monat 
Mai um 5,30% erneut gesenkt. 


Tabelle 2. 
Kapital- Aenderungen: 


Firma | Gruppe | M. 
Börsenzulassungen : | 
Grube Leopold bei Edderitz , Bergbau-Gesellschaft 1 000 000 
Anhalt. Kohlenwerke, Halle . " ~” 1 009 000 
Eisen- u. Stahlwerk Hoesch | Eisenhüttenindustrie 3 000 000 
A. Horch & Cie., Motorwagen- 

werke. . . . « . | Automobil-Fabriken 750 000 
A.-G. für chem. Industrie, 

Gelsenkirchen-Schalke . Chemische Industrie | 1 000 000 
Oppeln-Frauendorfer Portl.- 

Zem.-Werke | Zement-Industrie | 2 000 000 
Deutsche Continental - Gas- 

Ges., Dessau R | Gas- und Wasserwerke | 4 200 000 
Neckarwerke, Eßlingen . | Elektrizitätswerke | 10. 000.090 
Schles. Mühlenwerke, Breslau Verschiedene 1 200 000 
Erste Berliner Malzfabrik, 

Neukölln. . U} 1 000 000 

30 150 000 
Notizeinstellungen: = 
un & ane Hirsch- | 

berg . . . . + | Maschinenfabriken | 1 154 000 

Zuwachs im Mai 1914 28996 000 

Bestand am 31. Dezember 1913 167 874 000 

Zuwachs im Januar 1914 8 350 000 

» » März 1914 7 150 000 

” » April 1914 1 000 000 

» » Mai 1914 28 996 000 

213 870 000 

Kapitaleinbuße im Februar 1914 4099 300 

Gesamtbestand am 30. Mai 1914 209 770 200 

Der Kapitalbedarf war im Monat Mai 


stärker als in den Vormonaten. Insgesamt sind 
im Monat Mai M. 30150 000 zur Notierung neu 
zugelassen worden. Hiervon gehen nur 
M. 1154000 an Notizeinstellungen "(Maschinen- 
fabriken) ab. E. W. 


* 


2. Durchschnittspreise für die Jahre 1894 bis 
1913 und 


3. Verhältniszahlen für die Jahre 1904 bis 
1913. 


In erster Linie interessieren die unter 2 ge- 
nannten Durchschnittspreise für die letzten 20 
Jahre. Für die wichtigsten Lebensmittel und 
Rohstoffe sind im Auszug die Großhandels- 


Soziales 


Durchschnittspreise in der nachstehenden Tabelle 
in Zeitabschnitten zu fünf Jahren zusammen- 
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der Preise, die sich in der Hauptsache in einer 
erheblichen Preissteigerung ausdrückt, deutlich 


gestellt. Aus dieser Tabelle ist die Bewegung erkennbar. 
! 
Warenbestichiiaiia | Durchschnittspreise in Mark für Berlin 
1894 | 1898 | 1903 ! 1908 | 1913 
| 
Roggen: 1000 kg. . . .... | 117,80 146,30 132,30 186,50 164,30 
Weizen: 1000 kg . Be i 136,10 185,50 161,10 211,20 ı 198,90 
Kartoffeln: 1000 kg 37,10 42,80 44,90 54,0 54,10 
Rindvieh: 1 dz. . 118,90 113,30 129,00 139,00 172,50 
Schweine: 1 dz 101,80 111,30 99,70 116,30 146,30 
Kälber: 1 dz . = _ _ _ 213,20 
Hammel: 1 dz. . 104,7 108,4 132,90 140,70 | 182,30 
Butter: 1 dz, 1. Sorte |. 206,10 200,60 223,60 246,10 251,70 
Rohzucker: 1 dz (Magdeburg) 22,3 20,80 18,00 20,60 18,50 
Kaffee: 1 dz (Bremen) . . 165,00 79,10 64,90 80,00 | 130,40 
Tee: 1 kg ers (Hamburg) | 2,00 1,85 1,75 1,85 1,81 
Wolle: 1 dz i 215,90 234,40 299,20 316,30 369,60 
anol 1 dz (Bremen) 2 gg 72,40 62,80 114,80 107,20 | 129,50 
Puddeleisen: 1000 kg (Düsseldorf) . 45,30 58,90 56,00 71,80 69, 
Gießereieisen: 1000 k (PUSE er ; 62,80 67,30 66,70 74,70 77,50 
Blei: 1 dz | 20,8 27,50 24,20 27,50 39,30 
Kupfer: 1 dz (Frankfurt) z 85,8 110,20 123,20 124,60 145,10 
Zink: 1 dz (Frankfurt) . | 30,90 41,70 42,50 40,80 48,40 
Zinn: 1 dz (Frankfurt) . . ; 144,40 146,90 257,90 273,20 416,40 
Deutsche Steinkohlen: 1000 kg : 8,70 8,80 9,40 11,30 12,00 
Flammkohlen (Essen) 
Petroleum: 1 dz (Stettin) amerik. | 18,10 20,10 22 ,60 23,80 27,50 
(standard white) 
+ = 
Grosshandelspreise. 
Waren | Platz | Finheit ann... 
| 1914 | 1913 
De mus Qual.-Puddelroheisen . | | 66,00 | 69,00 
Deutsches GieBereieisen . FE ee - + | Düsseldorf | 75,50 | 77,50 
sail tala Gießereieisen Nr.3 . . . =. - + If ab Werk if 1000 kg || 61,00 | 64,00 
Thomaseisen . : : a | — _ 
Deutsches Bessemer. . | 79,50 : 81,50 
Blei, rhein., dopp. raffin. ee | 37,00 | 35,25 
Kupfer, deutsch, dopp. raff., ‘in Platten. | Frankfurt Uid 135,00 | 144,00 
Zink, raff, Galmei- . . oe Jo a Z | 46,25 | 53,00 
Zinn, Banka- . : Ä | 341,00 ! 462,00 
Steinkohle | 
a) amm- i i En | | We ie 
) Fett-. . 7 n | 11,63 12, 
J Mager- . | ab Werk | 100 kg 11,25 | 12,00 
d) Gas. | | 13.00 | 13,50 
Soziales. verkenne aber auch ferner nicht, daß heute 


Der preußische ‘Minister des Innern v. Loebell 
und die Sozialpolitik. 


Der neue Minister des Innern v. Loebell hat 
im Herrenhause eine bemerkenswerte Rede 
ehalten, in der er seinen grundsätzlichen 
Standpunkt zur Sozialpolitik und zur Sozial- 
demokratie entwickelte. Er führte u.a. aus: 
„Ich verkenne gewiß nicht die Notwendigkeit 
und volle Nützlichkeit der Sozialpolitik, aber ich 
verkenne ebensowenig, daß die Belastung derer, 
die in der Hauptsache die Kosten zu tragen 
haben, eine überaus hohe geworden ist, eine 
solche, die vielleicht bis an die Grenze 
der Leistungsfähigkeit heranreicht. Ich 


anz besonders auch der Mittelstand der 
ürsorge bedarf, . der vielfach unter sehr 
viel schwereren Bedingungen seine Existenz fin- 
det als der Arbeiterstand.“ 


Bei der Frage des Schutzes der Ar- 
beitswilligen wies der Minister auf den 
Beschluß des Hauses vom 12. März 1912 hin, 
worin die Regierung ersucht worden ist, alle 
ertorderlichen Maßnahmen zu treffen, um den 
Schutz der Arbeitswilligen nach Möglichkeit zu 
verstärken. Ueber den Weg der Gesetzgebung 
habe der Reichskanzler im Reichstag am 10. Dez. 
1913 betont, daß eine Abhilfe vorgeschlagen sei, 
einmal durch Haftbarmachung der Koa- 
litionen und sodann durch Verschärfung der 
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Strafgesetze. Im Zusammenhang mit der 
Haftung der Koalitionen stehe die Rechtsfähig- 
keit der Berufsvereine. Beide Fragen seien nach 
seiner Ansicht zu einem gesetzgeberischen Akt 
noch nicht reif. Hinsichtlich der Revision 
der Strafgesetze habe der Reichskanzler erklärt, 
daß die hiermit beauftragte Kommission auch 
ihrerseits es für notwendig halte, die Freiheit 
und das Selbstbestimmungsrecht des Individuums 
stärker zu schützen. Ein solcher verschärfter 
Schutz sei eine selbstverständliche Notwendig- 
keit. Aber allzuviel sollte man sich auch hier- 
von nicht versprechen; denn gerade die Fest- 
stellung des Begriffs des Terrorismus werde 
im einzelnen Schwierigkeiten bereiten. Vor allem 
würden die empfindlichsten Formen des Terroris- 
mus, der wirtschaftliche und der gesellschaft- 
liche Boykott, der Boykott in der Arbeits- und 
Werkstätte, nicht durch die Strafgesetze erfaßt 
werden können. 

Der Minister erklärte, daß für die preu- 
Bische Regierung der Weg der Gesetzgebung 
hier nicht in Frage komme, da das Gebiet, um 
das es sich handele, der Reichsgesetzgebung 
vorbehalten sei. Um so mehr aber sei es ihre 
Ptlicht, die bestehenden Gesetze un- 
nachsichtlich zur Anwendung zu brin- 
gen. „Soweit hier das Ressort des Ministeriums 
des Inneren in Frage kommt, war es in erster 
Linie erforderlich, dafür Sorge zu tragen, bei 
Ausbruch von Streiks alsbald die nötigen Polizei- 
kräfte an Ort und Stelle bringen zu können, 
Zunächst ist deshalb in den großen Industrie- 
berirken mehrfach die Umwandlung der kommu- 
nalen Polizeiverwaltung in königliche erfolgt.“ 


Ferner wies der Minister darauf hin, daß 
weitere organisatorische Vorbereitungen ge- 
troifen sind, um aus nicht bedrohten Gegenden 


die nötigen Polizeikräfte in die gefährdeten Be- 
zirke werfen zu können. Diese Vorbereitungen 
seien inzwischen durch Erfahrungen vervoll- 
kommnet worden. Auch die Bestrafung für 
terroristische Ausschreitungen sei mit Nachdruck 
betrieben worden. 

Der Minister schloß seine Rede mit folgen- 
den Ausführungen: 


„Gerade in Preußen sind durch Polizeiver- 
ordnungen der terroristischen Betätigung des 
Streikpostenstehens gewisse Grenzen 
gesetzt. Infolgedessen sind die Regierungspräsi- 
denten und der hiesige Polizeipräsident durch 
Verfügung meines Herrn Amtsvorgängers vom 
4. Oktober 1913 darauf hingewiesen worden, 
daß diese Polizeiverordnungen ein Mittel dar- 
böten, um Ausschreitungen in Streikzeiten ent- 
gegenzuwirken. 

Meine Herren, ich glaube aber, es ist doch 
nötig darauf hinzuweisen, daß der Sitz und der 
Kern des Uebels nicht so sehr in den Aus- 
schreitungen zu suchen ist, die bei Ausständen 
entstehen, sondern in der fortgesetzten 
Agitation (Sehr richtig!), die in den 
Fabriken und Arbeitsstätten von den sozial- 
demokratisch organisierten Arbeitern ausgeübt 
wird. Dort muß vor allen Dingen und in weit 
höherem Maße als bisher von den Arbeitgebern 
darauf gehalten werden, daß der Terrorismus 
verhütet und ein wirksamer Schutz für die 
Arbeiter geschaffen wird (Sehr richtig!). Diese 
Agitation, meine Herren, wird meistens nicht 
mit sogenannten geistigen Waffen geführt, son- 
dern mit sehr fühlbaren körperlichen Argu- 
menten zur Anwendung gebracht. Mein Herr 
Amtsvorgänger hat im Abgeordnetenhause mit 
vollem Rechte darauf hingewiesen, daß der 


Hochschulnachrichten 


eigentliche Kampf um die Seele des noch 
national empfindenden, noch nicht verhetzten 
Arbeiters in den Werkstätten und in 
denFabrikengeführt werde. In diesen 
Kampf einzugreifen, ist Pflicht auch der Arbeit- 
geber, die sich bisher, sei es aus Gleichgiltig- 
keit, sei es aus anderen Gründen, von dem 
Kampfe gegen die Sozialdemokratie noch fern 
gehalten haben. Meine Herren, dieser Kampf 
kann nicht allein vom Staate, nicht nur durch 
Gesetze, nicht nur durch die Polizei geführt 
werden, — er muß auch getragen werden von 
dem Willen aller Kreise, die in unserer Kultur, 
unserem Staatswesen, unserer Monarchie, unse- 
rer Religion die nöchsten Güter sehen, für die 
zu kämpfen Pflicht jedes Staatsbürgers ist. In 
diesem notwendigen Kampfe werden wir siegen, 
weil unsere Sache gerecht ist, weil unsere 
Waffen scharf und rein sind, und weil wir für 
Ideale kämpfen, die noch immer unserem Volke 
zum Siege geholfen haben.“ 


* 3 * 


Arbeitswilligenschutz in Sachsen. 


des sächsischen Land- 
tages hat, nachdem die sozialdemokratischen 
Mitglieder den Sitzungssaal verlassen hatten, 
einstimmig folgenden Antrag angenommen: 

„Die Kammer wolle beschließen, die Kel. 
Staatsregierung zu ersuchen, 

a) eine Verordnung über das Verhalten der 
Polizeibehörde bei gewerblichen Streitigkeiten 
im Sinne der Erklärung des Herrn Ministers des 
Innern in der Sitzung der Zweiten Kammer 
vom 29. Januar 1914 zu erlassen, 

b) im Bundesrate dahin zu wirken, daß die 
Willensfreiheit des einzelnen Staatsbürgers 
gegenüber den bei Wirtschaftskämpfen hervor- 
getretenen Ausschreitungen, von welcher Seite 
sie auch ausgehen, durch Strafvorschriften so- 
wohl im Strafgesetzbuch wie in der Gewerbe- 
ordnung einen ausreichenderen Schutz erhält, als 
er jetzt vorhanden ist.“ 

ie unter a) angezogene Erklärung des 
Ministers des Innern, Grafen Vitzthum von 
Eckstädt, besagte in der Hauptsache: 

Das Koalitionsrecht müsse beiden Teilen ge- 
währt werden; zu diesem Recht gehöre auch 
das Streikpostenstehen, doch müsse es im 
Rahmen der Rechtsordnung ausgeübt werden, 
die Willensfreiheit des cınzelnen müsse ge- 
wahrt und die Ordnung und Sicherheit auf- 
rechterhalten bleiben; bei Streiks werde für 
ein ausreichendes Aufgebot von Polizeitruppen 
gesorgt werden müssen. 


Die zweite Kammer 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Berlin. 


Seine Majestät der Kaiser und König haben Aller- 
gnadigst geruht, die Wahl des etatmäßigen Professors, 
Geheimen Regierungsrats Hartung zum Rektor 
der dortigen Technischen Hochschule für die Amts- 
zeit vom 1. Juli 1914 bis dahin 1915 durch Aller- 
höchsten Erlaß vom 27. Mai d. J. zu bestätigen. 

e 


Durch Erlaß vom 24. Mai d. J. ist Professor Dr. 
Arthur Korn in Charlottenburg zum Honorar- 
professor in der Abteilung für Allgemeine Wissen- 
schaften der Technischen Hochschule zu Berlin 
ernannt worden. ' | k 
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Doktor - Dissertationen. gegenüber dem ordentlichen gerichtlichen Ver- 

Technische Hochschule Berlin. fahren (raschere Erledigung, Vermeidung des 
Bisherige Ausbildungen des Eisen- Anwaltszwanges, Fachkenntnis der Schiedsrichter 
betons im Bau und auf bauverwandten usw.) hervorhebt, folgt ein geschichtlicher Teil, 
Gebieten. Von Dipl.Ing. Arthur Willnow. Wil- aus dessen Inhalt insbesondere die interessanten 
helm Ernst & Sohn, Berlin 1914. statistischen Nachweise über die Tätigkeit der in 
Die Bewegungsverhältnisse der den letzten Jahren in Berlin ins Leben ge- 


ans un Dipl one Enst-Eson rufenen ständigen Schiedsgerichtskommissionen 


mann. Verlag für Fachliteratur G. m. b. H., Berlin hervorzuheben sind. 


1914. eee ot 
A ass : Isd f rent- 
Studien aber die Einwirkine- von Der Verfasser geht alsdann auf die eigen 


Schlacken und Dämpfen auf die Muffel- lich rechtlichen Ausführungen des Werkes über. 
massen des Zinkhüttenbetriebes und Wenn ihm auch darin nicht beizutreten ist, 
Untersuchungen über die Aufnahme- daß er die Berufsjuristen gänzlich aus den 


fähigkeit des Tones an ZnO. Von Pipl- Schiedsirerich z f si . 
A a sgerichten zu verbannen wünscht, so ist 
m Bo an Knapp, a >: Fe doch der Zweck, den dieser rechtliche Teil ver- 
ER a, a Or phil. Paul ni Emil folgt, nämlich den nicht juristisch gebildeten 
Eberling, Berlin 1914. Beisitzern der Schiedsgerichte in die wichtigsten 


, | ae eae 
Technische Hochschule München. Lehren des TSEC its BEN ein im lolien 
v leich d Wirtschaftlichkeit Grade anerkennenswerter. Denn auch die Mit- 
ergleic er irtscha j x RN a ; S 
estenc ver und niens ver Bauweise hilfe des Juristen macht es nicht entbehrlich, 
Von Architekt Richard Drach. Hermann Lukaschick, daß die übrigen Beisitzer, wenn sie zu einer 
G. Franzsche Hofbuchhandlung, München 1914. sachgemäßen Entscheidung beitragen wollen, 
Die Entwicklung der Theorien über über cin gewisses Maß juristischer Kenntnisse 
den Höhenrauch. Von Nicolaus Kempf. Ver- verfügen. Hiervon ausgehend erörtert der Ver- 


lag N F.C Y Vogel, Leipzig 1914; fasser zunächst die für den Praktiker wichtig- 
ie E cutee rae ae en sten materiell-rechtliche; Lehren, wobei er ge- 


Thiersch. Ehrhardt Karras G. m. b. H., Halle a. S. schickt eine ermüdende Darstellung allzu schwie- 
1914. riger Einzelheiten vermeidet, und geht sodann 


Radioaktive Erscheinungen im Fichtel- auf das formelle Recht, das Recht des Ver- 


gebirge. U aves eee ee fahrens, über. Aus der reichen Fülle des hier 
ebener ineralquellen. on ans f re . ; ere 
Gunther: Friedrich Dachert, Kulmbach 1014. Gebotenen sei nur folgendes erwähnt: Zunächst 


vine sehr zweckmäßige, erschöpfende Zusammien- 
stellung der Gesetzesstellen, die das schieds- 
richterliche Verfahren betreffen, sodann die Be- 
Literatur. handlung der Frage der Zulässigkeit des Ab- 
schlusses von Schiedsverträgen, weiter eine Er- 
örterung über die Rechtswirkungen des gültigen 
Vertrages (Einrede des Schiedsvertrayes), end- 
lich die für die Praxis besonders wichtigen und 
in der Literatur viel umstrittenen Fragen über 
die Feststellung des Honorars der Schiedsrichter, 
wobei der Verfasser eine möglichst vor Eintritt 
in die Verhandlung zu treffende Einigung unter 
Zugrundelegiung der Gerichtskostensätze erster 
Instanz befürwortet, und über die Stempelpflicht 
der Schiedssprüche, die in übersichtlicher Weise 
für jeden Bundesstaat gesondert erörtert wird. 


Dr. phil. et jur. Julius Kollmann, Pro- 
fessor an der Techn. Hochschule Darmstadt: 
Die Schiedsgerichte in Industrie, Gewerbe und 
Handel. Ein Handbuch für Industrielle, Inge- 
nieure und Kaufleute, sowie für Studierende 
aller Fachrichtungen der Technischen Hoch- 
schulen und der Handelshochschulen. Auf Grund 
langjähriger eigener Erfahrung verfaßt. München 
und Berlin 1914. Verlag v. R. Oldenbourg. 

Das Kollmannsche Werk entspricht einem 
in den Kreisen der Kauflcute wie auch der 
Justizbehörden und der Anwälte seit langem 
empfundenen Bedürfnisse. Denn von Jahr zu Der vierte Abschnitt endlich läßt dea Leser 
Jahr wächst Zahl und Bedeutung der Schieds- einen vollen Einblick in die Praxis tun. Hier 
gerichte, und es machte sich daher in immer bietet nämlich der Verfasser eine große Anzahl 
zunehmendem Maße der Wunsch nach einem praktischer Beispiele zu den vorhergehenden, 
Werke geltend, das die Lücken der einschlägigen „in der Hauptsache mehr theoretischen Erörte- 
Gesetzgebung durch sinngemäße Erläuterungen; rungen. Diese Beispiele sind dem Schiedsrichter 
auszufüllen geeignet ist. Diesem Zweck geniigth ‘durchweg wichtige Lehren für die Handhabung 


das Kollmannsche Buch, das Gesetzgebung, Lite-§ dseines Amtes. Denn sie bestehen zum Teil in 
ratur und Rechtsprechung eingehend und sorg- “der wortgetreuen Anführung in den letzten 
fältig berücksichtigt. Jahren ergangener Schiedssprüche von größerer 


Einer Einleitung, in der der ‚Verfasser die Bedeutung, teils in Sitzunesprotokollen, Kosten- 
Vorteile des schiedsrichterlichen Verfahrens  festsetzungsbeschlüssen und Schriftsätzen; auch 
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Muster zu Lieferungsverträgen und Gebühren- 
ordnungen fehlen nicht. 

Das Werk, dem in einem fünften Abschnitt 
noch interessante, wenngleich dem Praktiker 
wohl etwas ferner liegende Erörterungen über 
Schiedssprüche gegen zwingendes Recht, ferner 
ausländische Schiedssprüche und endlich beach- 
tenswerte Vorschläge zur Reform der Gesetz- 
gebung beigegeben sind, stellt eine gründliche 
und doch leicht verständliche Anleitung zur 
Ausübung des Schiedsrichteramtes dar und ist 
allen Praktikern, die ihr Beruf in die Lage ver- 
setzt, als Schiedsrichter zu fungieren, warm 
zu empfehlen. 

Dr. G. Eger, Berlin. 
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Aus der Entstehungszeit der Institution des „Dipl.: Ing.” 


Ein historischer Riickblick. 


(SchluB.) 


Von Dipl.-4ng. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. 


HT. 

Die Ausführungen beider Redner zeigen, daß 
sie gänzlich unrichtig informiert worden waren; 
beiden Abgeordneten war nicht zum Bewußtsein 
gekommen, daß die sachlichen Voraus- 
setzungen für ein zweites Examen in der Tech- 
nik nicht in gleicher Weise bestehen wie bei 
der juristischen Ausbildung (cine Homogenität 
von der Art der „materia juristica* kennt dic 
Technik nicht!); daß es vielmehr im wesent- 
lichen die Rücksicht auf den „konkurrierenden 
Stand‘, d.h. die Juristen, war, die zur Ein- 
richtung des Regierungsbaumeisterexamens 
führte. Es war dem Minister Budde vorbehalten, 
den Grundirrtum in der Voraussetzung der 
beiden Abgeordneten darzulegen, wie sich aus 
der Fortsetzung der Verhandlung ergibt: 

Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man: Der Herr Minister der öffentlichen 
Arbeiten hat das Wort. 

Budde, Minister der Öffentlichen Arbeiten: 
© Meine Herren, die Frage der Vorbildung der 
Techniker ist ja keine neue, sondern spielt schon 
seit einer Reihe von Jahren eine ganz besondere 
Rolle. Ich habe, als ich in mein Amt eintrat, 
die Frage in dem Stadium übernommen, daß es 
sich darum handelte, die Schwierigkeiten und 
Uebelstande zu beseitigen, die sich daraus er- 
gaben, daß es neben den akademischen Prüfun- 
gen noch staatliche Prüfungen gab. Es er- 


gaben sich daraus für die Techniker insofern 
Schwierigkeiten, als thr Studium außerordent- 
ich verlängert wurde, und auch sonst über 
den Wert der einzelnen Exainina ein verschic- 
denes Urteil im Lande herrschte. Durch eine 
Vereinbarung zwischen dem Herrn Kultus- 
minister und mir ist eine Diplomprüfung cer- 
reicht, die bei der Hochschule abgelegt wird, 
und die nicht die alte Diplomprüfunp, auch 
nicht die alte Bauführerprüfung ist; gegenüber 
dieser hat sie noch cin neues Moment, nämlich 
eine praktische Arbeit hinzugefügt. Die Diplom- 
prüfung setzt nun in Zukunft denjenigen, der 
sie bestanden hat, in die Lage, mit seinen Kennt- 
nissen, die er auch gleichzeitig an einer prak- 


tischen Arbeit betätigt hat, in das Leben zu 
treten und seinem Beruf nachzugehen. Wir 
hoffen nun, daß diese Diplomprüfung immer- 


mehr im Lande die Anerkennung finden wird, 
die hineingelegt werden sollte, und daß es auf 
die Dauer nicht notwendig sein wird, sich als 
tüchtigen Mann lediglich dadurch vorzustellen, 
daß man den streng vorgeschriebenen, vielleicht 
mit Rücksicht auf die Regicrungslautbahn etwas 
schematischen Weg beschreiten muß. Es ist 
ganz natürlich, daß die Staatsregierung für ihre 
Beamten ein bestimmtes Schema der Vorbildung 
vorschreiben muß. 


Dieses Schema ist zeitraubend und kostet 
dem Betreffenden viel Geld; es erfordert mehr 
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Zeit, als die Betreffenden brauchen würden, 
wenn sie lediglich mit der zukünftigen Diplom- 
prüfung ins Leben eintreten und sich im prak- 
tischen Leben ihren Beruf suchen. Die König- 
liche Staatsregierung glaubte daher, durch diese 
Neuordnung der Diplomprüfung, darüber hinaus- 
gehend auch der Doktoringenieurprüfung, den 
Technikern einen großen Dienst erwiesen zu 
haben. Denn sie wurden befreit von dem 
Schema; sie brauchten nicht die facultas des 
Staatsbeamten auf dem vorgeschriebenen Wege 
zu erwerben; sie konnten ins Leben treten und 
sollten dort ohne die staatliche Prüfung ihre 
Anerkennung finden können. Tatsächlich ge- 
schieht das auch vielfach. Ich könnte eine ganze 
Menge von Fällen vorbringen, wo junge Leute 
gesagt haben: wir wollten nicht den schema- 
tischen Weg durch die Staatslaufbahn gehen, 
sondern uns auf einen ganz speziellen Beruf 
vorbereiten, haben uns freigemacht und sind 
ohne die staatliche Prüfung tüchtige Männer 
geworden, die im Leben und in der Technik 
eine große Rolle spielen. 

Das ist in der Technik um so notwendiger, 
als die Technik in die verschicdensten Zweige 
zerfällt. Es ist doch nicht möglich, daß z.B. 
ein Maschineningenicur, der lediglich durch die 
Staatseisenbahnwerkstätten hindurchgeht, wenn 
er in die Privatindustrie eintreten will, selbst 
wenn er früher das Bauführerexamen gemacht 
hat oder später das Regierungsbaumeister- 
examen, in der elektrischen Branche gleich 
brauchbar wäre; da muß er von vorn anfangen. 
Bleibt er bei seinem Diplomexamen, so kann er 
sofort in cine bestimmte Branche gehen und 
dort Tüchtiges leisten, ohne daß er erst zum 
Regierungsbaumeister ernannt worden wäre. Wir 
‘glaubten also, den Technikern einen Dienst zu 
erweisen, namentlich aber auch der Technik 
selbst. Denn dadurch, daß man namentlich bei 
der Staatseisenbahnverwaltung alle Techniker in 
ein gewisses Schema hineinzwangt, wird natür- 
lich die Individualität des einzelnen beeinträch- 
tigt, und das ist für die Entwicklung der Tech- 
nik durchaus nicht gut. 

Aber es ist auch von der Staatsregierung 
anerkannt worden, daß nun einmal die An- 
sichten von der Bedeutung des Staatsexamens 
fortbestehen, und daß man selbstverständlich 
den jungen Leuten, die in das Studium einge- 
treten sind, nicht von heute auf morgen den 
seitherigen Weg abschneiden kann. Infolge- 
dessen hat die Staatsrepierung durchaus nicht 
einen Erlaß herausgegeben, daß jeder zurück- 
gewiesen werden solle, den wir nicht im Staats- 
dienst anstellen wollen. Ich möchte Ihnen das 
an Zahlen erweisen. Im Hochbau wurden zuge- 


lassen ohne Bedingung 121, bedingt mit der 
ausdrücklichen Reserve, daß sie kein Anrecht 


auf Anstellung im Staatsdienst haben würden, 


13, im ganzen 134. In demselben "Zeitraum 
wurden nicht zugelassen 22, und da sie nachher 
noch dringend baten, man möchte sie doch 
zulassen, wurden 11 noch nachträglich zuge- 
lassen, die unter den oben erwähnten bedingt 
zugelassenen 13 enthalten sind. Bei den Zurück- 
gewiesenen lagen besondere Verhältnisse vor, so 
daß -es wegen ganz mangelhafter Kenntnisse 
im Examen oder wegen Ueberalterung nicht an- 
gängig war, sie zuzulassen. Es stellte sich. 
also im Hochbaufach das Verhältnis der Zuge- 
lassenen zu denen, die nicht zugelassen worden 
sind, wie 134:11. Im Wasserbaufach wurden 
112 zugelassen, davon 10 nachträglich, und 16 
wurden nicht zugelassen. Die Zahlen aus dem 
Eisenbahnbaufach habe ich nicht zur Hand; 
ich kann nur erwähnen, daß die Staatseisenbahn- 
verwaltung etwa 6 Maschineningenieure jährlich 
zur Anstellung bringen kann und 700 Maschinen- 
eleven zurzeit bei der Staatseisenbahnverwaltung 
ausgebildet werden. Daraus werden Sie ent- 
nehmen, daß von einem rigorosen Zurückweisen 
der Technik Studierenden keine Rede ist. 


Ich kann mich mit dem Antrag, der hier 
vorliegt, auch im wesentlichen einverstanden er- 
klären (Bravo!), namentlich im Hinblick auf den 
Zusatz, daß sie keine Anforderung haben, im 
Staate angestellt zu werden. Ich glaube, daß 
die Praxis nachher dazu führen wird, daß — 
ich wiederholte es nochmals — das Diplomexamen 
allseitig, im Inlande wie im Auslande, immer 
mehr zur Anerkennung komnit, und eine ganze 
Menge Leute darauf verzichten werden, in den 
staatlichen Ausbildungsschematismus einzu- 
treten, daß aber diejenigen, die dabei bleiben 
wollen, nach Möglichkeit übernommen werden, 
soweit Platz dafür vorhanden ist, und wie ich 
mich erkundigt habe, soll dies im Hochbau und 
Wasserbau vorhanden sein. Bei der Eisenbahn- 
verwaltung kann es allerdings Schwierigkeiten 
machen, eine große Anzahl von Maschineneleven 
auszubilden; unsere Werkstätten haben dazu 
keinen Platz, und es würde ein Nachteil für 
die jungen Leute selbst sein, wenn man sie trotz- 
dem in die Werkstätten hineinschicken wollte. 
Es sind aber genügend Fabriken vorhanden, die 
in der Lage sind, die Eleven aufzunehmen und 
auszubilden. 

Ich stehe also dem Antrag durchaus freund- 
lich gegenüber und hoffe, daß allscitig Befrie- 
digung erzielt werden wird. (Bravo!) 


Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man: Das Wort hat der Abgeordnete Graf 
zu Limburg-Stirum. ‘ 


Graf zu Limburg-Stirum, Abgeord- 
neter: Meine Herren, als wir die Organisation 
der Technischen Hochschulen und das Doktor- 
examen, das dort abgelegt werden sollte, be- 
sprachen, hätte man glauben sollen, daß nun die 
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Techniker ausschließ:ich oder wenigstens über- 
wiegend sich dorthin wenden und mit dem dor- 
tigen Examen an den freien, höchsten wissen- 
schaftlichen Instituten sich begnügen und der 
Staatsdienst entlastet werden würde, daß eher 
vielleicht bei den, wie man immer klagte, ge- 
ringen Besoldungen der Staat nicat genug Kan- 
didaten haben würd:. Es ist nua eine sehr 
merkwürdige Erscheinung, die sich jetzt bietet, 
daß sowohl von den Technikern wie auch, wie cs 
scheint, in der öffentlichen Meinung, im Publi- 
kum die Staatsprüfung und Staatskarriere doch 
c’hebiich höher geschätzt wird ala die Prüfung 
bei den höchsten wissenschaftlichen Institu- 
iionen bei den Technischen Hochschulen. (Abge- 
ordneter Krawinkel: Mit Recht!) Von einer 
Seite kann man das freudig begrüßen, daß 
schließlich trotz des Schematismus, der bei der 
Staatsprüfung herrscht, man im Publikum doch 
der Meinun ist, daß dies das Solidere und das 
Sichere ist, und daß die Herren sich lieber an 
diejenigen wenden, welche diesen Schematismus 
durchgemacht haben, als an dicjenigen, welche 
im freien Fluge der wissenschaftiichen Atsbil- 
dung sich dem Publikum anbieten. 

Man muß anerkennen, daß man dem doch 
einigermaßen Rechnung tragen muß, und darum 
kann man sich dem Antrag nicht ganz anti- 
patisch gegenüberstellen, daß man denen, die 
Baumeister werden wolen, die Mözlichkeit gibt, 
sich in der Staatskarriere auszubilden und da- 
durch eine verbesserte Stellinz dem Publikum 
gegenüber einzunehmen. 

Aber, meine Herren, die Sache hat ein großes 
Bedenken. Wenn man Erfahrane hat, wie die 
Dinge sich entwickeln, so ist die Gefahr fol- 
gende. Jetzt verlangen die Herren die Ausbil- 
dung in der Staatskarriere und sagen: ich bean- 
spruche ja nur die Ausbildung, wenn ich ausge- 
bildet bin, dann verlange ich ja nicht Anstellung 
im Staatsdienste. Nachher wird’s wic im Wallen- 
stein heißen: Vor Tische las man’s anders! 
Da wird man sagen: Ja, nachdem wir solange 
dem Staate unsere Dienste gewidmet haben in 
der Vorbercitungszeit, müssen wir auch ver- 
langen, daß der Staat uns cine Anstellung garan- 
tiert, und wir verlangen, daß wir angestellt 
werden! Wenn nun das geschicht und der Staat 
zugibt, daß die nächste Etappe erreicht ist, 
dann heißt es: Ja, wir müssen so lange auf 
die definitive Anstellung warten! Dann hören 
wir wieder die beweglichsten Reden, daß Männer 
von 45 Jahren noch keine Anstellung haben, 
und das ist ja ganz entsetzlich. Dann ent- 
steht hier das Gedränge seitens der Freunde 
der Herren, daß hier so viele Stellen gegrün- 
det werden, daß die Leute in einem nicht so 
fortgeschrittenen Lebensalter fest angestellt wer- 
den können. Wenn nun die Staatsverwaltung 
sagt: Ich weiß ja nichts anzufangen mit dem 
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Reichtum, ich kann nur ein gewisses Quantum 
von Hochbaumeistern, nur ein gewisses Quantum 
von Tiefbaumeistern, nur ein gewisses Quantum 
von Maschinenbaumeistern brauchen — das ist 
ganz egal; es wird dann immer darauf hinge- 
wiesen: nein, das ist eine Härte, daß die 
Menschen mit 45 oder 50 Jahren nicht angestellt 
sind. | 

Daher haben meine politischen Freunde, um 
die Bedenken, die wir gegen die Resolution 
haben, welche von Herrn Dr. Friedberg und 
anderen Herren eingebracht worden ist, einiger- 
maßen zu mildern, den Antrag eingebracht, der 
meinen Namen trägt. Es wird dadurch vielen 
meiner Freunde erleichtert, für den Antrag des 
Herrn Dr. Friedberg und seiner Freunde zu 
stimmen. Aber ich muß sagen: das Bedenken 
bleibt mir doch, daß die Entwicklung sich so 
gestalten wird, wie ich es Ihnen beschrieben 
habe, und ich möchte, wenn dieser Antrag ange- 
nommen werden sollte, was ich besorge, wün- 
schen, daß man immer darauf rekurriert, und 
daß die Regierung dann den Herren gegenüber, 
welche weder im Privatdienst eine angenehme 
Stellung finden, noch im Staatsdicnst verwendet 
werden können, sapen kann: Ich habe mich 
dagegen gewehrt, und auch die Intention des 
Abgeordnetenhauses ist nicht gewesen, daß so- 
viel Stellen gegründet werden müssen, daß alle 


Kandidaten befriedirt werden können. (Bravo! 
rechts.) 
Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heerc- 


man: Das Wort hat der 
Krieger (Königsberg). 


Abgeordnete Dr. 


Dr. Krieger (Königsberg), Abgeordneter: 
Meine Herren, ich freue mich, daß die Frage, 
welche ich mir erlaubt habe in der Budgetkom- | 
mission anzuschneiden, nämlich die Frage der 
Ausbildung und Prüfung der höheren Bau- 
beamten, cine so dankenswerte Unterstützung 
seitens aller Parteien gefunden hat. Ich be- 
trachte die Regelung dieser Frage, wie sie durch 
die neuesten Bestimmungen gegeben ist, doch 
für eine höchst g.fährliche, und ich weiß dem 
Herrn Minister ganz besonderen Dank, daß er 
sich geneigt gezeigt hat, die Frage der Zu- 
lassung zum Vorbereitungsdienst in dem Sinne 
zu regeln, wie es die Antragsteller bezwecken. 

Ich möchte allerdings mir zu bemerken er- 
lauben, daß, wenn diz Frage in dem Sinne des 
Antrages geregelt werden soll, dann wohl er- 
gänzende Bestimmungen gegcben werden müssen 
für die Zulassung zum Vorbereitungsdienst. 


Meine Herren, wenn der Herr Minister hier 
statistisch nachgewiesen hat, daß tatsächlich 
nicht so viele zurückgewiesen werden, daß der 
größere Teil der Berechtigten, derjenigen, welche 
die erste Prüfung bestanden haben, zum Vorbe- 
reitungsdienst zugelassen wird, so, meine ich, 
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kommt es weniger auf die Statistik und weniger 
auf die Größe der Zahl an, die zurückgewiesen 
wird, sondern es kommt auf das Prinzip an. 
Nach meiner Meinung muß eine staatliche Ein- 
richtung, wie das Baumeisterexamen es ist, allen 
denjenigen zugänglich gemacht werden, welche 
die nötigen Voraussetzungen erfüllt haben, 
welche das Abiturium gemacht und die erforder- 
liche Zeit auf der Technischen Hochschule stu- 
diert haben. 

Meine Herren, es ist bei dieser Frage doch 
genau auseinanderzuhaiten das Diplomexamen 
und die Zulassung: zum höheren Vorbereitungs- 
dienst. Die Bestimmungen über die Examina der 
höheren Baubeamten und die Bestimmungen 
über den Vorbereitungsdienst haben das Eigen- 
tümliche, daß sie mindestens alle zwei bis drei 
Jahre geändert werden, daß alle zwei bis drei 
Jahre neue Bestimmungen herauskommen. Neu- 
erdings ist nun an die Stelle des früheren 
Bauführerexamens das sogenannte Diplom- 
examen getreten. Das Bauführerexamen war 
‘cin Examen, welches im Ministerium der öffent- 
lichen Arbeiten zum größten Teil vor Ministerial- 
räten und nur zum kleinen Teil vor Professoren 
abgelegt wurde. Das neue Diplomexamen aber 
ist ein vollständig akademisches Examen, bei 
welchem zum größten Teil akademische Profes- 
soren mitwirken, nur zum kleinsten Teil Leute 
aus der Praxis. Ob diese Neueinrichtung des 
Diplomexamens günstig ist oder nicht, steht 
hier augenblicklich nicht in Frage; ich glaube, 
darüber werden wir uns bei anderer Gelegenheit 
unterhalten können. Meines Erachtens ist der 
Ersatz des Bauführerexamens durch das Diplom- 
examen eine Art Konnivenz gegenüber den aka- 
demischen Professoren. Man hätte in dieser 
Beziehung nicht so nachsichtig sein sollen gegen- 
über den Akademikern; man hätte es bei dem 
alten Bauführerexamen belassen sollen. Ich will 
in der Bezichung nur cins erwähnen, nämlich 
daß denjenigen Professoren, welche zu der Prü- 
fungskommission gehören, die das Diplomexamen 
abnimmt, ein Privileg vor allen anderen gegeben 
ist. Die Studierenden werden geneigt sein, bei 
Belegung der Vorlesungen ganz besonders die- 
jenigen zu bevorzugen, bei denen sie das Diplom- 
examen ablegen. Hat nun der Studierende das 
Diplomexamen nicht abgelegt, so wird unter 
den diplomierten Ingenieuren seitens des Mi- 
nisters die Auswahl getroffen, zwischen den- 
jenigen, die er zulassen will zum staatlichen 
Vorbereitungsdienst, und solchen, denen er den 
Vorbereitungsdienst nicht eröffnet. Die letzteren 
sind nicht in der Lage, das Baumeisterexamen 
abzulegen. Nur diejenigen können das Bau- 
meisterexamen ablegen, welche vom Minister 
zur Vorbereitung zugelassen werden. 

Diese Bestimmung hat den großen Nachteil, 
daß diejenigen Kandidaten, die zum Vorberei- 
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tungsdienste und demnach auch zum Baumeister- 
examen zugelassen werden, und die nun das 
Baumeisterexamen bestehen, ein gewisses 
moralisches Recht auf Anstellung erhalten. 
Wenn der Herr Minister sämtliche diplomierte 
Ingenieure zum Baumeisterexamen zulassen 
wollte, so würde auch nicht der Schein einer 
moralischen Verpflichtung auf Anstellung be- 
stehen; dann könnte der Herr Minister sich 
unter den geprüften Baumceistern diejenigen aus- 
suchen, welche er in den Staatsdienst über- 
nehmen will, und diejenigen zurückweisen, die 
ihm nicht passen. Einmal muß der Schnitt ge- 
macht werden; nur scheint die Stelle, wo der 
Schnitt gemacht ist, nicht die richtige zu sein. 
Der Schnitt kann erst gemacht werden nach 
dem Baumeisterexamen. Es liegt auf 
der Hand, daß die Zugelassenen sich darauf 
verlassen werden, daß sie nun auch später be- 
fördert werden. Der Herr Minister ist dann 
kaum noch in der Lage, einem solchen Zuge- 
lassenen zu sagen: dich können wir nicht 
brauchen, du mußt dir anderswo eine Stelle 
suchen. 


Ferner sind ja aber auch nicht alle diejenigen, 
die das Baumeisterexamen ablegen, gewillt, im 
Staatsdienst zu bleiben. Eine außerordentlich 
große Zahl von solchen, die das Baumeister- 
examen ablegen, sind von vornherein ent- 
schlossen, sofort dem Staatsdienst Valet zu 
sagen und entweder in der Kommunalverwaltung 
oder in der Privatpraxis sich eine Stellung zu 
suchen, um so mehr, als die großen Kommunen 
wesentlich höhere Gehälter den höheren Beamten 
zahlen, als es der Staat vermag. 


Nun kann es durch diese Maßregel dahin 
kommen, daß unter Umständen durch den 
großen Bedarf der Kommunen an geprüften Bau- 
meistern der Staat gelegentlich einmal in Ver- 
legenheit kommt; er wird nicht genügend ge- 
prüfte Baumeister zur Verfügung haben und 
wird dann auf die diplomierten Ingenieure zu- 
greifen müssen, während die Kommunen sich 
genügend mit Baumeistern versorgen werden. 
Wenn nun gesagt worden ist, die Kommunen 
werden später auf die Baumeisterprüfung nicht 
ein so großes Gewicht legen, die Kommunen 
würden sich mit den Diplom-Ingenieuren 
bzw. den Doktor-Ingenieuren zufrieden geben, 
so kann ich dem nicht beistimmen. Das 
Doktorexamen ist niemals durch das Baumeister- 
examen zu ersetzen; denn das Doktoringenieur- 
examen ist ein rein akademisches Examen, in 
dem eine gewisse wissenschaftliche Befähigung, 
ein gewisses wissenschaftliches Können nach- 
gewiesen wird, während im Baumeisterexamen 
weniger wissenschaftliches als praktisches Kön- 
nen nachgewiesen werden muß. Daher muß 
derjenige, der das Baumeisterexamen machen 


Dipl.-Ing. Dr. Lang, Patentanwalt, Aus der Entstehungszeit der Institution des „Dipl.-Jng.“ 307 


will, eine dreijährige Vorbereitung in der Praxis 
durchmachen und muß in dem Baumeisterexamen 
erweisen, daß er seine dreijährige Vorbereitung 
mit Erfolg durchgemacht hat. Die Kommunen 
werden immer das größte Gewicht darauf legen, 
daß die Baubeamten, die sie als Stadtbauräte, 
als Stadtbauinspektoren usw. engagieren, den 
staatlich organisierten Vorbereitungsdienst 
durchgemacht haben. Auf den Nachweis dieses 
Vorbereitungsdienstes werden die Kommunen 
niemals verzichten und darum auch nicht auf 
den Nachweis der bestandenen Baumeisterprü- 
fung. 


Dann ist besonders auch zu bedenken, daß. 


alle diejenigen — und mögen es auch nur 
wenige sein —, die vom staatlichen Vorbe- 
reitungsdienst zurückgewiesen werden, in den 
Augen des großen Publikums, das der Sache 
ferner steht, gewissermaßen mit einem Makel 
behaftet sind. Der Herr Minister schafft mit 
diesem Schritt zweierlei Baubeamte, nämlich 
solche erster Klasse, die Gnade vor seinen Augen 
gefunden haben, und solche zweiter Klasse, die 
sich ohne das Baumeisterexamen durch die Welt 
schlagen müssen. Man muß es aber dem Er- 
messen eines jeden Baubeflissenen selbst über- 
lassen, ob er das Baumeisterexamen ablegen 
will oder nicht. 

Wenn aber diese Bestimmungen wirklich be- 
stehen bleiben sollten, so müßten wenigstens 
feste Gesichtspunkte gegeben werden, nach 
welchen die Auswahl erfolgen soll. Bisher sind 
solche festen Gesichtspunkte nicht gegeben. Es 
ist in der Budgetkommission lediglich gesagt 
worden, daß die Auswahl danach getroffen wird, 
ob dic jungen Leute genügend vorbereitet wer- 
den können, ob genügend höhere Baubeamte 
vorhanden sind, um die jungen Bauführer 
während des Vorbereitungsdienstes genügend zu 
beaufsichtigen. 

Es ist gesagt worden, daß unter Umständen 
eine solche Ueberfüllung herrscht, daß nicht 
genügend Gelegenheit gegeben ist, um die 
jungen Leute auszubilden und ihre Ausbildung 
zu überwachen. Meine Herren, da möchte ich 
das vorschlagen, was ich bereits in der Budget- 
kommission erwähnt habe, daß doch nichts dem 
entgegensteht, daß die diplomierten Ingenieure, 
die das Baumeisterexamen abzulegen wünschen, 
auf einige Zeit, auf ein bis zwei Jahre, zu 
Kommunen beurlaubt werden. Sie finden in den 
Kommunen genau dieselbe gute Ausbildung und 
Vorbereitung wie im Staatsdienst; die großen 
Kommunen haben ein gut geregeltes Bauwesen, 
welches genau dieselbe gute Ausbildung den 
jungen Leuten gewähren kann wie der Staat. 
Daß eine Oberaufsicht des Staates dabei not- 
wendig ist, ist selbstverständlich; diese Oberauf- 
sicht kann aber auch ausgeübt werden. Ich will 
in dieser Beziehung aber nicht vorgreifen; die 


Frage des Vorbereitungsdienstes mag so oder 
auch anders geregelt werden, es kommt darauf 
an, daß die Auswahl, die ja einmal getroffen 
werden muß, nicht schon vor, sondern erst 
nach dem Baumeisterexamen eintritt. 


Aber vor allem: die Gesichtspunkte, nach 
denen jetzt die Auswahl unter den Meldungen 
auf Zulassung zum Vorbereitungsdienst ge- 
troffen wird, fehlen vollständig. Ist es denn so 
undenkbar, liegt es denn so außerhalb des Be- 
reichs der Möglichkeit, daß stets die Gesichts- 
punkte allein Geltung haben für die Auswahl, 
die uns angegeben sind? Können gelegentlich 
nicht auch andere Gesichtspunkte bei der Aus- 
wahl maßgebend sein, solche Gesichtspunkte, 
wie die beispielsweise heute maßgebend sind bei 
der Auswahl derjenigen, die zum Reserveoffizier 
zugelassen werden, und die zurückgewiesen 
werden, daß da die Stellung der Eltern, ihre 
politische Gesinnung usw. mit in Betracht ge- 
zogen werden? Ich will nicht sagen, daß das 
heute geschieht; aber die Gefahr liegt doch 
vor, und dagegen müssen wir uns wenden. Wir 
sind ganz entschieden dagegen, daß unser 
höheres Beamtentum noch immer exklusiver 
wird, noch immer mehr sich beschränkt hin- 
sichtlich der Rekrutierung auf die sogenannten 
besseren Familien; wir müssen verlangen, daß 
dem ganzen Volke, den Söhnen aus allen 
Familien die höchsten Beamtenstellen zugänglich 
gemacht werden, wenn sie die Qualifikation 
besitzen. Und dieses Prinzip, meine Herren, 
das meiner demokratischen Gesinnung ent- 
spricht, finde ich nicht verwirklicht in den Be- 
stimmungen, wie sie heute herrschen. Ich bitte 
den Herrn Minister, diesen Anregungen Folge 
zu geben, wie er es in dankenswerter Weise 
zugesagt hat, und möglichst bald mit ergänzen- 
den Bestimmungen vorzugehen, welche das ver- 
wirklichen, was die Antragsteller im Auge 
haben. (Bravo! links.) . 


Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man: Das Wort hat der Herr Minister. 


Budde, Minister der öffentlichen Arbeiten: 
Der Herr Vorredner hat gemeint, daß die neue 
Prüfungsordnung im wesentlichen aus Konnivenz 
gegen die Akademiker geschaffen worden wäre. 
Das ist nicht der Fall, sondern sie ist lediglich 
im Interesse der Techniker und der Technik ge- 
scha‘fen worden. Ich habe mich bei den Ver- 
handlungen, die darüber stattgefunden haben, 
auf Grund des Gutachtens der Sachverständigen 
davon überzeugt, daß faktisch das neue Diplom- 
examen cine Wohltat für die Techniker und für 
die Technik sein wird. Die Regelung ist erst vor 
kurzem erfolgt, und wenn sich hier zwei An- 
sichten gegenüberstehen — die eine ist die, 
daß das Alte alles hätte bleiben sollen, die 
andere ist die, daß man eine Aenderung schaffen 
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müßte —, so würde ich glauben, daß es doch 
wohl das Richtige ist, zunächst die Erfahrungen 
abzuwarten, namentlich, da ich Ihnen nachge- 
wiesen habe, daß niemand durch die neue Rege- 
lung geschädigt werden soll. Ich glaube aller- 
dings, daß mehr und mehr sich die Ueberzeu- 
gung Bahn brechen wird, daß das Diplomexamen 
eine vorzügliche Einrichtung ist, und daß eine 
Menge Leute es vorziehen werden, nicht die 
staatliche Vorbereitung weiter durchzumachen. 
Das ist ja ganz klar, daß eine Anzahl von 
denen weggeht, die das Baumeisterexamen ge- 
macht haben. Wir rechnen auch darauf; wir 
nehmen die doppelte, die dreifache Anzahl, je 
nach den Erfahrungen, die wir haben, und 
lassen sie das Regierungsbaumeisterexamen 
machen. Wir sehen den Abgang, den wir all- 
jährlich auf den einzelnen Gebieten kabea, und 
wir sorgen dafür, daß für die Kommunen, die 
Privatindustrie usw., die Baumeister gebrauchen, 
reichlich Baumeister zur Verfägung stehen. Es 
ist Ihnen das auch nachgewiesen worden aus 
der Zahl z.B. der Maschineneleven, die da sind 
gegenüber dem Bedürfnis, welches bei der Eisen- 
balmmverwaltung vorhanden ist. Aber dem 
mochte ich entgegentreten, daß das lediglich 
eine Konnivenz gegen die Akademiker gewesen 
ist, sondern es ist eine Konnivenz gewesen 
gegen diz Techniker und die Technik. 

Nun möchte ich dann noch kurz zurück- 
weisen, daß selbstverständlich hier, wo es sich 
um Techniker handelt, politische Gesichtspunkte 
scitens der Regierung in Frage kommen könnten. 
Das Leet doch so auf der Hand, daß es gar 
keines Bewcises weiter bedarf; aber ich wollte 
es doch nicht unerwähnt lassen. 

Der Herr Abgeordnete Graf zu Limburg- 
Stirum hat ganz recht, wenn er sagt: es liege 
cine gewisse Gefahr darin, eine gewisse mora- 
lische Verpflichtung, wenn nun alle, die das 
Staatsexamen gemacht haben, kommen und 
sagen: du hast mich ausgebildet, du hast mich 
zum Staatsexamen zugelassen, nun sorge auch 
dafür, daß ich zur richtigen Zeit angestellt 
werde! Die Klagen werden sich jedenfalls 
mehren, daß die Zeit zu lange dauert, bis sie 
in eine angemessene Anstellung kommen, wenn 
alles durch die Staatslaufbahn durchgeht; die 
Klagen werden sich vermindern, wenn das 
Diplomexamen als das anerkannt wird, was es 
sein soll, 

Nun möchte ich bemerken, daß die Zentral- 
instanz in dem Diplomexamen durch Examina- 
toren vertreten ist, daß also nicht nur Aka- 
demiker theoretisch prüfen, sondern daß auch 
praktische Leute aus dem Leben prüfen. Auch 
ist es nicht ganz richtig, daß das Doktoringe- 
nieurexamen lediglich eine akademische Würde 
wäre oder lediglich eine wissenschaftliche Be- 
fähigung nachweise. Die Königliche Staatsregic- 
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rung muß sich also vorbehalten, zu entscheiden, 
ob sie in der Lage ist, die sämtlichen, die 
sich melden, ausbilden zu können. Es kann 
nicht erwartet werden, daß die Staatsregierung 
verpflichtet ist, jeden anzunchmen; dazu fehlt 
uns unter Umständen der Platz. Aber sie wird 
mit demselben Wohlwollen wie bisher den Stu- 
dierenden der Technik entgegenkommen und 
hofft, daß auf diesem Wege befriedigende Zu- 
stinde erziclt werden. (Bravo!) > 


Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man: Das Wort hat der Abgeordnete Dr. 
Friedberg. 

Dr. Friedberg, Abgeordneter: Die 
letzten Ausführungen des Herrn Ministers haben 
mich doch etwas stutzig gemacht, und ich m::B 
mich fragen, ob wir uns auch richtig verstan- 
den haben. Der Herr Minister hat darauf hin- 
gewiesen, daß er nach Möglichkeit die Anwärter 
übernehmen würde, die sich melden. Wir 
meinten aber, daß diese Frage gar nicht die 
entscheidende sei, sondern die entscheidende 
Frage für uns ist, daß das zweite Examen 
abgelegt werden kann. Wenn der Herr Abge- 
ordnete Krieger von ergänzenden Bestimmungen 
gesprochen hat, so hat er das in dem Sinne 
gemeint, ob nicht auch ohne Uebernahme von 
Baubetlissenen in die staatliche Vorbereitung 
dafür Sorge getragen werden kann, daß si: 
das Examen machen können. (Sehr richtig!) 

Wenn z.B. jemand das Diplomexamen abge- 
legt hat, und er kommt nach der vorgeschrie- 
benen Zeit mit Zeugnissen — z. B. ein Elektro- 
techniker weist nach, er habe 2 Jahre auf der 
Allgemeinen Elektrizitätsgesellschaft gearbei- 
tet —, so soll er das Recht haben, sich bei 
der Prüfungsbehörde zu melden und das Examen 
abzulegen. Es handelt sich also gar nicht 
darum, die Berechtigung des Herrn Ministers 
zur Auswahl zu beschneiden oder zu erweitern, 
sondern darum, daß eine Prüfungsbehörde vor- 
handen sein soll, bei der die Betreffenden das 
zweite Examen ablegen können. 

Nach dieser Richtung bitten wir den Herrn 
Minister, die Resolution in Betracht zu ziehen 
und eventuell ergänzende Bestimmungen in 
unserm Sinne zu erlassen. (Bravo!) 


Frhr. v. Heere- 
öffentlichen 


Vizepräsident Dr. 
man: Der Herr Minister der 
Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minister der öffentlichen Arbeiten: 
Ich werde in eine Prüfung der Frage eintreten, 
entsprechend dem Antrage. Ich kann aber natür- 
lich eine Zusicherung mit bezug auf das, was 
der Herr Abgeordnete Dr. Friedberg eben hier 
gesagt hat, zurzeit nicht machen. 


Frhr. v. Heere- 
Abgeordnete Dr. 


Vizepräsident Dr. 
man: Das Wort hat der 
Krieger (Königsberg). 
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Dr. Krieger (Königsberg), Abgeordneter: 
Ich habe den Herrn Minister anfangs so ver- 


standen, daß er tatsächlich ergänzende Bestim- 


mungen dahin gehend geben wolle, daß den- 
jenigen jungen Leuten, welche die genügende 
Zeit auf der akademischen Hochschule studiert 
und das Diplomexamen abgelegt haben, das 
Regiertungsbaumeisterexamen zugänglich ge- 
macht wird. So hatte ich ursprünglich den 
Herrn Minister verstanden, und ich freute mich, 
daß dadurch die Frage geregelt sei. Jetzt 
scheint der Herr Minister etwas anderes gemeint 
zu haben. Ich glaube, es ist notwendig, daß 
wir uns darüber verständigen. Ich habe nicht 
verlangt, daß die diplomierten Ingenieure sämt- 
lich zum staatlichen Vorbereitungsdienst zuge- 
lassen werden sollen. Ich bin durchaus zu- 
frieden, wenn man dem diplomierten Ingenieur 
gestattet, in der Kommunalverwaltung oder in 
großen Fabriken den Vorbercitungsdienst abzu- 
legen. Ich verlange nur, daß man jedem, der 
die nötige Qualifikation beibringt, das Bau- 
meisterexamen zugänglich macht. Wie war es 
denn früher, vor ungefähr 20 bis 25 Jahren? 
Der junge Bauführer, der das Bauführerexamen 
gemacht hatte, 
suchen, wo er wollte; er war nur verpflichtet, 
vor dem zweiten Examen den Nachweis zu er- 
bringen, daß er zwei Jahre lang unter einem 
Regierungsbaumeister gearbeitet hatte. Eine 
solche ergänzende Bestimmung wäre auch heute 
schr wohl möglich. Es wäre sehr wohl möglich, 
zu sagen, daß man den Vorbereitungsdienst ab- 
legen kann bei einem Staatsbauwesen, bei einem 
Kommunalbauwesen oder in Fabriken. Wählt 
man diesen Weg, so hätte der Baumeisterkandi- 
dat alsdann nur nachzuweisen, daß er die vorge- 
schriebenen drei Jahre Vorbereitungsdienst in 
der und der Weise in Fabriken zugebracht hat, 
so und so lange Zeit im Werkstättenbetrieb, so 
und so lange im Kontor, und zwar unter Auf- 
sicht eines geprüften Maschinenbaumeisters bzw. 
unter anderen Kautelen, die man vorschreiben 
mag. Man kann auch die weitgehendste Ober- 
aufsicht über die jungen Leute ausüben. In 
diesem Sinne möchte ich bitten, ergänzende Be- 
stimmungen zu geben, daß jedem diplomierten 
Ingenieur, der den Wunsch hat, die Baumeister- 
prüfung abzulegen, das Baumeisterexamen zu- 
gänglich gemacht wird. Ich kann auch nicht 
anerkennen, daß durch die Uebernahme der 
jungen Leute in die Staatsverwaltung zum Vor- 
bereitungsdienst irgendwelche Garantien ge- 
boten werden könnten, daß sie auch zur An- 
stellung kommen müßten; im Gegenteil, je mehr 
man zum Baumeisterexamen zuläßt, um so mehr 
schwächt sich die moralische Verpflichtung des 
Staates zur Anstellung ab. 

In diesem Sinne stimme ich vollständig dem 
Antrag des Herrn Graf zu Limburg-Stirum zu. 


konnte seine Ausbildung sich . 
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Ich bin selbstverständlich, als ich diese Frage 
anregte, von dem Grundsatz ausgegangen, daß 
der Staat durchaus keine Garantie übernehmen 
soll, ob und wen er anzustellen hätte oder 
nicht. Das muß vollständig der Entscheidung 
der Staatsbehörde überlassen bleiben. 


Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man: Der Herr Minister der öffentlichen 
Arbeiten hat das Wort. 


Budde, Minister der öffentlichen Arbeiten: 
Ich glaube, den Herrn Abgeordneten Dr. Krieger 
darin richtig verstanden zu haben, daß er den- 
selben Antrag stellt, den der Herr Abgeordnete 
Dr. Friedberg gestellt hat. Ich habe die Ant- 
wort dahin gegeben, daß ich in eine wohl- 
wollende Prüfung der Anregung eintreten werde. 
Frhr. v. 


Vizepräsident Dr. Heerc- 


man: Das Wort hat der Abgeordnete Dr. 
Friedberg. 
(Derse}be verzichtet.) 


Dann ist das Wort nicht weiter gewünscht. 
Ich schließe die Besprechung. Der 
Herr Berichterstatter hat das Wort. 


Brütt, Berichterstatter: Bereits zu Beginn 
der Verhandlungen erlaubte ich mir zu sagen, 
daß durch Annahnie des Antrages Dr. Friedberg 
und Genossen nebst dem Unterantrag des Herrn 
Grafen zu Limburg-Stirum die Auffassung der 
Budgetkommission nach dem Resultat der dort 
gepflogenen Debatten wiedergegeben sein würde. 
Die Verhandlungen haben dies jetzt ergeben, 
und ich glaube deshalb sagen zu dürfen, daß 
die Budgetkommission damit cinverstanden sein 
wird, wenn ich namens derselben Ihnen die 
Annahme des Antrages Friedberg mit dem 
Unterantrag Graf zu Limburg-Stirum empfehle. 


Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man: Wir kommen zur Abstimmung. Ich 
schlage Ihnen vor, zunächst abzustimmen über 
den Tit. 11 und dann über den Antrag des 


‚Abgeordneten Dr. Friedberg und für den Fall 


der Annahme desselben dann über den Zusatz- 
antrag des Abgeordneten Grafen zu Limburg- 
Stirum. Sind Sie mit dieser Abstimmung einver- 
standen? — Das Wort zur Geschäftsordnung 
hat der Abgeordnete Graf zu Limburg-Stirum. 


Graf zu Limburg-Stirum, Abgeord- 
neter: Herr Präsident, ich meine, es muß über 
meinen Antrag zuerst abgestimmt werden. 
Mein Antrag ist ein Uaterantrag zu dem An- 
trag Dr. Friedberg. (Rufe: Nicht zu verstehen!) 

Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man (den Redner unterbrechend): Ich wollte 
zuerst über den Antrag Dr. Friedberg abstim- 
men lassen. 

Graf zu Limburg-Stirum, Abgeord- 
neter (iortfahrend): Ich bin der Meinung, da 
mein Antrag ein Amendement zu dem Antrag 
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Dr. Friedberg ist, müßte über meinen Antrag 
zuerst abgestimmt werden und dann über den 
ganzen Antrag, wie er sich gestaltet hat. 


Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man: Zur Geschäftsordnung hat das Wort 
der Abgeordnete v. Savigny. 


v. Savigny, Abgeordneter: Ich glaube, 
namens der Antragsteller erklären zu können 
und mich mit den Herren darin im Einverständ- 
nis zu befinden, daß wir den Zusatzantrag auf 
Drucksache 78 einfach als letzten Satz in den 
Antrag 76 aufnehmen. Dann bedarf es nur 
einer Abstimmung. 


Vizepräsident Dr. Frhr. v. Heere- 
man: Wird dieser Veränderung von Seiten der 
Antragsteller zugestimmt? (Zustimmung.) Es 
erfolgt kein Widerspruch; wir können also so 
verfahren. 

Ich bitte zunächst diejenigen Herren, die 
Tit. 11 annehmen wollen, sich zu erheben. (Ge- 
schieht.) Das ist die Mehrheit; Tit. 11 ist be- 
willigt. Ä 

Nun bitte ich, daß die Herren, welche den 
Antrag des Abgeordneten Dr. Friedberg auf 
Drucksache Nr. 76 und den damit verbundenen 
Antrag des Abgeordneten Grafen zu Limburg- 
Stirum auf Drucksache Nr. 78, also folgender- 
maßen gestaltet: 


Das Haus der 
schließen: 


die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, 
dafür Sorge zu tragen, daß allen denjenigen, 
welche sich dem höheren Baufach widmen 
wollen und nach Ablegung der vorgeschrie- 
benen ersten Prüfung auch die Baumeister- 
prüfung (zweite Staatsprüfung) abzulegen 
wünschen, hierzu Gelegenheit geboten wird, 
ohne daß ihnen dadurch ein Anspruch auf 
Anstellung im Staatsdienste erwächst — 


annehmen wollen, sich erheben. (Geschieht.) 
Das ist die Mehrheit; die beiden Anträge 
sind angenommen.“ 


Abgeordneten wolle be- 


— Damit war der numerus clausus 
für die Regierungsbaumeister be- 
seitigt und der derzeitige Zustand 
leider geschaffen! 

Es muß nachdrücklichst hervorgehoben wer- 

den, daß der Landtagsabgeordnete Dr. Krieger 
derjenige Abgeordnete war, der die Kommunal- 
verwaltungen als Verteidiger des Regierungs- 
baumeisterprinzips darstellte, indem er sagte: 

„Die Kommunen werden immer das größte 
Gewicht darauf legen, daß die Baubeamten, die 
sie als Stadtbauräte, als Stadtbauinspektoren 
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usw. engagieren, den staatlich organisierten Vor- 
bereitungsdienst durchgemacht haben. Auf den 


Nachweis dieses Vorbereitungsdienstes werden 


die Kommunen niemals verzichten und darum 
auch nicht auf den Nachweis der bestandenen 
Baumeisterprüfung.“ 


Diese Behauptung ist unzutref- 
fend; sie traf damals nicht allgemein zu, und sie 
trifft heute noch weniger zu. Sie traf damals 
für einen Teil zu, weil es ehedem einen voll- 
gültigen akademischen Studienabschluß nicht gab 
und die staatliche Befähigung den einzigen Nach- 
weis über die abgeschlossene Vorbildung lieferte. 
Weshalb die Kommunen auf eine zweite Prüfung 
nicht verzichten wollten, hat Krieger wohlweis- 
lich verschwiegen im einzelnen aufzuführen. Er 
hätte dann die Furcht vor Vorurteilen, von 
denen die hinter ihm stehenden höheren Kom- 
munalbaubeamten befangen waren, verraten 
müssen, und das hätte die Wucht des Vorstoßes 
erheblich gemildert. 

Die Gruppe der Kommunalbaubeamten scheint 
sich in ihrer Hast, es ohne Rücksicht auf die 
sachlichen Bedingungen der Technik, ledig- 
lich den Juristen an Anzahl der Prüfungen gleich- 


zutun, der kaiserlichen Worte anläßlich der Jahr- 


hundertfeier der Technischen Hochschule Berlin 
am 19. Oktober 1S99 nicht mehr bewußt ge- 
wesen zu sein. Dort hat Kaiser Wilhelm II in 
der Aula der Technischen Hochschule gesagt: 


„In dem Verhältnis der Technischen Hoch- 
schulen zu den anderen obersten Unterrichts- 
stätten aber gibt es keine Interessengegen- 
sätze und keinen anderen Eifer, als den, daß 
eine jede von ihnen und jedes Glied derselben 
an. seinem Teile den Forderungen, die das 
Leben und die Wissenschaft stellen, voll ge- 


recht werde, eingedenk der Goetheschen 
Worte: 
Gleich sei keiner dem anderen, 
doch gleich sei jeder dem Höch- 
sten! 
Wie das zu machen? Es sei jeder vollendet 
in sich! 


Möge der Zeitpunkt nicht mehr ferne liegen, 
in dem auch dem preußischen Arbeitsminister 
die Möglichkeit geboten wird, wieder zu der 
Praxis vor 1903 zurückzukehren und damit einen 
Zustand zu schaffen, der allein als gesund 
bezeichnet werden kann, und der allein nur in 
Einklang gebracht werden kann mit der großen 
Reform der akademisch-technischen Ausbildung, 
die unter der Mitwirkung der Besten der Nation 
zu Anfang des Jahrhunderts zustande gebracht 
wurde! 
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Ein Untersuchungsamt 
für Apparate und Maschinen für die chemische Industrie. 


Von Dipl.-Yng 


Als ich noch ein Bube war, stand die Dampf- 
maschine neben dem Kessel in dem gleichen 
Raum aus der ganz richtigen Erkenntnis her- 
aus, durch eine kurze Dampfleitung die Kon- 
densationsverluste zu verringern. Als ich an- 
fing zu studieren, war die Trennung von Kessel- 
und Maschinenhaus schon allgemein durchge- 
führt. Die bessere Isolierung der Leitungen und 
die Dampfüberhitzung hatten dies ermöglicht. 
Damit war das Maschinenhaus in einen hübschen, 
sauberer Raum verwandelt worden. Nun, wo 
ich seit einer Reihe von Jahren in der Praxis 
stehe, schwindet der Schmutz infolge Ein- 
führung der mechanischen Beschickung der Feue- 
rungen aus dem Kesselhaus. Man konnte wohl 
früher die Meinung hören, daß man an dem 
Schmutz erkenne, daß tüchtig gearbeitet werde, 
weil keine Zeit für die Reinigung vorhanden sei. 
Heute erkennt man an der Reinlichkeit, daß 
eine Anlage gut durchdacht und richtig und 
zweckentsprechend konstruiert worden ist. Die- 
ser Gedankengang ist uns Ingenieuren von heute 
derart in Fleisch und Blut übergegangen, daß 
wir uns schaudernd von jenen alten Anlagen 
abwenden. 


Gehen wir aber vom Kesselhaus in die nächste 
Fabrikation einer chemischen Fabrik, so werfen 
auch wir Ingenieure noch recht häufig diesen 
Grundsatz über Bord und gewöhnen uns gleich 
den Chemikern daran, daß hier „die Verhältnisse 
anders liegen‘. Daß dies in gewissem Maße un- 
vermeidlich ist, soll nicht geleugnet werden. Der 
hauptsächlichste Unterschied zwischen beiden 
liegt darin, daß in chemischen Betrieben die Ver- 
fahren häufiger wechseln. Damit gelangt man 
zu wenig zu bestimmten Entwicklungslinien, die 
man stetig verfolgen könnte. Ehe man teure 
Anlagen schafft und Geld in mechanische Appa- 
rate für selbsttätige Beschickung, für mechani- 
schea Transport usw. hineinsteckt, ist das Ver- 
fahren durch ein neues, billigeres tiberholt und 
damit die ganze Anlage viclleicht wertlos. Wegen 
dieser Gefahr nimmt man eine technisch unvoll- 
kommene Anlage und hohe Arbeitslöhne in 
Kauf. Haben erst einmal die chemischen Pro- 
zesse eine gewisse Beständigkeit erreicht und 
dringt die Konkurrenz zur Verbilligung der Pro- 
dukte, so wird die chemische Industrie ganz 
von selbst diesen Entwicklungsgang gehen 
müssen, den die Kessel- und Maschinenstuben ge- 
gangen sind. Es will mir scheinen, wenn man 
die Neranlagen der großen chemischen Fabriken 
mit den alten vergleicht, als ob wir in dieser 


. Emil Walder. 


Periode mitten drin wären. Für eine Reihe von 
Produkten ändern sich seit Jahr und Tag die 
Produktionsprozesse kaum noch. Das alte Kam- 
merverfahren für die Schwefelsäuregewinnung ist 
heute noch ebenso konkurrenzfähig wie vor 
zehn Jahren, da man glaubte, die Kammern wür- 
den bald verschwinden. So ist es mit sehr 
vielen Prozessen in der chemischen Industrie. Die 
Entwicklung ist zu einem Abschluß gelangt und 
einschneidende Neuerungen werden nicht häufi- 
ger als bei anderen maschinellen Anlagen. Wenn 
das aber der Fall ist, dann liegt kein Grund 
mehr vor, an die chemischen Fabrikationsbetriebe 
nicht die gleichen Anforderungen zu stellen, die 
inan auch an andere Betriebe stellt, daß man sie 
also technisch ebenso vervollkommnet wie sie. 
Mit dieser technischen Vervollkommnung werden 
die Feuersgefahr und die Gesundheitsschädlich- 
keit für die Arbeiter geringer, beides sehr wich- 
tige Momente vom Standpunkt des Arbeitgebers 
als auch des Arbeitnehmers. Die geringe Feuers- 
gefahr zieht eine geringere Prämie für die Ver- 
sicherung nach sich, wie die bessere Hygiene der 
Betriebe die Krankenkassenbeiträge verringert. 
Zahlenmäßig lassen sich diese Beträge bei 
Kostenanschlägen zu Entwürfen nicht leicht aus- 
drücken. Immerhin sollte man sie nicht unbe- 
rücksichtigt lassen. 


Technisch einwandfreie Lösungen auch für 
schwierige Verhältnisse sind immer zu fin- 
den. Daß eine Lösung richtig ist, erkennt 
man meist bekanntlich an ihrer Einfachheit und 
daran, daß sie nicht nur den speziellen Anforde- 
rungen genügt, sondern gleichzeitig hygienisch 
und feuersungefährlich ist. Wenn diese Bedin- 
gungen nicht miterfüllt sind, kann man fast 
sicher sein, sich auf dem falschen Weg zur 
Lösung zu befinden. Man hört von seiten der 
Chemiker sehr häufig den Einwand, daß die 
technische Durchbildung der einzelnen Betriebe 
gar nicht möglich sei, und doch beweisen die 
neuesten Anlagen, bei denen Chemiker und In- 
genieur vollständig gemeinsam arbeiteten, daß 
dies sehr wohl möglich ist. Allerdings muß 
letzterer verlangen, vollständig in den ganzen 
chemischen Prozeß mit all seinen physikalischen 
Einzelheiten eingeweiht zu werden. Wo zwischen 
beiden Geheimnisse bestehen, rächt sich dies bald 
bitter durch die Wahl wenig zweckentsprechen- 
der maschineller Einrichtungen. Ueberhaupt hat 
die vielfach übertriebene Geheimniskrämerei der 
technischen Durchbildung der Verfahren mehr 
geschadet als genützt. Dazu kam vielleicht noch, 
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daß die oft wenig gebildeten Techniker in der 
chemischen Industrie zwar ihre meist noch 
kleinen Einzel-Kraftanlagen kannten und die 
Reparaturen leiten konnten, es aber nicht ver- 
standen, großzügig in die chemischen Betriebe 
einzugreifen. Noch heute ist in Ingenicurkreisen 
vielfach eine Abscheu vorhanden, in chemischen 
Fabriken ihr Arbeitsfeld zu suchen, weil sie 
glauben, daß sie gegenüber den Chemikern zu- 
rückgesetzt werden. In Wirklichkeit wird die 
Ingenicurtätigkeit von Jahr zu Jahr wichtiger 
für die chemische Industrie. Der beste Beweis 
dafür ist, daß in der Leitung der großen Werke 
heute neben den Chemikern auch Ingenieure 
sitzen. Ich könnte mir sogar vorstellen, daß 
eines Tages der Ingenieur die Betriebslei:ung an 
sich reißt und umgekehrt nun der Chemiker sein 
Berater wird. 

Wenn man sich fragt, wohin der Fortschritt 
in chemischen Fabriken weist, so kann man 
wohl mit Recht behaupten, daß er bei bewährten 
Produktionsverfahren nur in der besseren tech- 
nischen Durchbildung liegen kann. Je mehr 
Amerika unser Konkurrent auch in der chemi- 
schen Industrie wird, um so mehr Wert werden 
wir hierauf legen müssen. Amerika ist durch 
die höheren Arbeitslöhne cher gezwungen, diesen 
Wey zu gehen als wir, namentlich wo das Tav- 
lorsche Arbeitssystem in chemischen Betrieben 
kaum eine große Bedeutung erlangen wird. Die 
Entwicklung wird daher auch bei uns in der 
eben angedeuteten Richtung zu suchen sein. 

Um diesen Fortschritt zu begünstigen, um 
ihn zu erleichtern, würde m. E. ein Unter- 
suchungsamt für Apparate und Maschinen, wie 
sie die chemische Industrie nötig hat, am Platze 
sein. Da uns vielfach zahlenmäßige Unterlagen 
für solche Konstruktionen fehlen, oft gar nicht 
allgemeingultiy gegeben werden können, so sind 
wir zurzeit auf Tasten und Suchen, Probieren 
und Laborieren angewiesen. Die apparate- und 
maschinenbauenden Firmen sind nicht genügend 
uber die Anforderungen der chemischen Betriebe 
unterrichtet und hören meist nichts von den 
Erfahrungen, die mit den von ihnen gelieferten 
Arbeiten gemacht werden. Ebenso benutzen die 
chemischen Fabriken ihre Apparate nur für 
spezielle Zwecke, so daß über den Kreis der 
Verwendbarkeit keine Versuche gemacht werden. 
Man vergegenwärtige sich nur einige Fragen aus 
der täglichen Praxis und wird die Bestätieung 
finden: Welches ist die geeienetste Zerkleine- 
rungsmaschine, um irgendein Produkt auf einen 
bestimmten Feinheitsgrad zu zerstückeln? Oder 
iur welche Produkte kann man eine bestimmte 
Zerkleinerungsmaschine anwenden? Für welche 
Produkte eignen sich dieVak uumkühltrommeln, die 
neuerdings viel Anwendung finden, über die aber 
noch sehr viel Unklarheit herrscht? Welches 
verwerdbarce Material ist bei dieser Säure von 


bestimmter Temperatur und Konzentration am 
widerstandsfähigsten, welche Pumpe für diese 
Säure am wirtschaftlichsten? Wie erwärmt man 
ein Produkt am rationellsten, in welchem Zu- 
stand und mit welchen Energiequellen, durch 
direkte oder indirekte Heizung? 


Die Beantwortung von Fragen solcher Art 
würde die Aufgabe eines Untersuchungsamtes 
sein, wie ich es mir vorstelle. Sein Arbeitsgebiet 
licße sich etwa so genauer angeben: 

1. Untersuchung von Apparaten für die 
chemische Industrie auf ihre Brauchbarkeit, in 
welchem Maße sie den gestellten Anfor!tterungen 


‚entsprechen. 


2. Untersuchung von Rührwerken der ver- 
schiedensten Konstruktion auf ihren Kraftve-- 
brauch und ihre Rührwirkung, worüber wir be- 
kanntlich noch sehr im Unklaren sind. 


3. Untersuchungen über die wirtschaftlichste 
Art der Erzielung hoher und tiefer Tempera- 
turen für bestimmte Zwecke, von Ofenanlagen 
usw. l 

4. Untersuchungen über den Verwendungs- 
bereich von Zerklcinerungsmaschinen. 

5. Untersuchung von Trockenapparaten, ven 
Zentrifugen, Vakuumtrommeln usw. 

6. Untersuchung von Fördermitteln zum B2- 
wegen von Flüssigkeiten, von Säurepumpen usw. 

7. Untersuchung von Spezialtransportanlager, 
wie sie vor allem innerhalb der Betriebe benutzt 
werden. 

Dazu käme 

&. die Untersuchung von Baustoffen auf ihre 
Widerstandsfahigkeit gegen die Einwirkung 
chemischer Produkte. 


0, Bestimmung von physikalischen Kon- 
stanten, an deren Kenntnis die chemische In- 


dustrie Interesse hat, soweit für deren Bestim- 
mung keine anderen Anstalten in Frage kommen. 

Endlich wäre es Aufgabe der Anstalt 

10. für die Veröffentlichung der Versuchs- 
ergebnisse in geeigneter Form zu sorgen, so- 
weit sie nicht geheim zu halten sind. 

11. könnte sie als Gutachter- und Sach- 
verständigen-Behörde wirken bei Patentstreitig- 
keiten, bet Entwürfen von Neuanlagen usw. 

Daß damit die Aufgabe des Untersuchungs- 
amtes erschöpft sei, soll nicht behauptet wer- 
den. Vielmehr sollen dies nur einige Anhalts- 
punkte sein für seinen Tätigkeitsbereich. Be- 
steht ein solches Institut erst einmal, so wird 
sich sein Arbeitsfeld von selbst ergeben, sich er- 
weitern mit den Anforderungen, die gestellt wer- 
den und die man nicht voraussagen kann. Das 
schnelie Aufgreifen neuer Probleme sollte mit in 
sein Arbeitsgebiet gehören. Es sci zum Bei- 
spiel die elektrische Staubabscheidung aus Gasen 
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erwähnt, welcke für die chemische Industrie sehr 
wertvoll sein kann. Trotz mancher Aufsätze, 
namentlich in amerikanischen Zeitschriften, 
ist nichts Zuverlässiges -- namentlich keine 
Zahlenangaben oder nur unzuverlassige — 
zu erfahren. Ein anderes neues Problem ist das 
der flammlosen Verbrennung und der Verbren- 
nung unter Wasser, über deren Verwen !ungs- 
moglichheit wir herzlich wenig wissen. 


Auf die richtige Organisation eines solchen 
Instituts, das versteht, allenthalben die nötigen 
Verbindungen aufrecht zu erhalten, kommt es 
sche an, wenn es nicht unproduktiv arbeiten will. 
Daruri sollte man es auch nicht unmittelbar 
einer Technischen Hochschule angliedern. Wohl 
könnte man es in einer Hochschulstadt errichten, 
was für beide Teile nur von Vorteil sein würde 
durch den Verkehr der Beamten mit den Hoch- 
schullehrern, die gegenseitige Benutzung der 
Bibliotheken, dadurch daß Studierende in höheren 
Semestern in den Ferien als Hilfskräfte tätig 
sein, vielleicht sogar Diplom- und Doktorarbeiten 
anfertigen können usw. Die wechselseitigen Be- 
zichungen könnten auf mannigfachste Art aus- 
genutzt werden. 


Ar der Spitze dieser Anstalt müßte ein Inge- 
nieur steken mit jahrelangen Erfahrungen in der 
chemischen Industrie, wie wir sie, wenn auch 
nicht gerade in großer Zahl, ohne Zweifel be- 
sitzen. Erfahrungen in Apparate- und Maschinen- 
bavarstalten allein würden hier nicht genügen, 
weil ein solcker Ingenieur die Anforderungen der 
chemischen Betriebe nicht genügend kennt. Ihm 
‚ur Seite stehen müßte ein Chemiker mit lang- 
jähriger Betrichspranis. Die Abteilung für die 
Untersuchung der Materialien auf ihre Verwend- 
barkeit in Berührung mit chemischen Produkten 
sowie das analytische Laboratorium würden ihm 
direkt unterstehen, während der Ingenieurstab 
dem Anstaltsleiter untergeordnet wäre. Die An- 
staltsleiter müßten streng darauf sehen, daß die 
Ingenicure und Chemiker in steter Fühlung mit 
ihren Arbeiten untereinander blieben, was durch 
gemeinsame Konferenzen gefördert werden 
könnte. 


Die Einrichtung eines solchen Instituts dürfte 
un wesentlichen aus ciner geräumigen Versuchs- 
halle und dem Kraftwerk bestehen. Die Versuchs- 
kalle erhielte die erforderlichen Leitungen für 
hochgespannten Dampf, für Wasser, Druckluft, 
Leuchteas, Vakuum und elektrischen Strom. Das 
Nraftwerk könnte vorerst gespart werden, wenn 
es möglich wäre, Dampf und elektrischen Strom 
von benachbarten Anlagen zu besichen. Des 
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weiteren bedürfte das Institut eines chemischen 
Laboratoriums, dazu der nötigen Bureaux- und 


Nebenräume. 


Die Kosten einer solchen Anlage mit Kraft- 
werk würden weit mehr als cine halbe Million 
leicht verschlingen, ohne letzteres würde man 
vielleicht mit zwei- bis dreihunderttausend Mark 
auskommen. Was die jährlichen Ausgaben an- 
belangt, so lassen sie sich genauer nach einem 
so allgemein gehaltenen Vorschlag vor!äufig nicht 
angeben. Das würde davon abhängen, wo man 
die Grenzen des Tätigkeitsfeldes ziehen würde. 
Rechnet man anfangs mit drei Ingenieuren und 
zwei Chemikern und dem nötigen Hilfspersonal, 
so wird der Jahresetat hunderttausend Mark 
schnell übersteigen, wenn man Dampf-, Gas-, 
Stromkosten usw. hinzuzahit. 


Endlich würde es sich darum handeln, wer 
diese Geldmittel aufbringen soll. Da das Insti- 
tut rein wirtschaftlichen Charakter haben soll, 
so soll man von vornherein auf öffentliche Mittel 
verzichten. Die chemische Industrie ist reich 
genug, daß sic selbst derartige Ausgaben nicht 
zu scheuen braucht, die nicht unmittelbar pro- 
duktiv sind; sie scheut ja sonst vor oft noch 
unproduktiveren Ausgaben nicht zurück. Es ist 
aber selbstverständlich, daß der andere inter- 
essierte Teil, die Apparate- und Maschinenbau- 
anstalten, entsprechend dazu beizutragen hätte. 
Mit der Zeit würden sich auch selbständig Ein- 
nahmen erzielen lassen. Alle Untersuchungen auf 
Bestellung namentlich von Firmen, die dem In- 
stitut sonst ferner stehen, müßten gegen Ent- 
gelt erfolgen. Apparatebauende Firmen haben 
Interesse an Gutachten und Beglaubigungen über 
die Verwendbarkeit ihrer Erzeugnisse, die ihnen 
auch zu Reklamezwecken recht gelegen kämen. 
Allerdings soll man sich nicht zu viel von diesen 
Einnahmen versprechen. 


Alle Arbeiten, die auf Bestellung erledigt wer- 
den, sind geheim zu halten, wenn nicht aus- 
drücklich der Auftraggeber Entgegengesetztes 
mitteilt. Dagegen sollten die übrigen Arbeiten 
der Allgemeinheit zugänglich gemacht werden, 
wenigstens den beteiligten Firmen. Leber gro- 
Bere und kostspieligere Versuche hätten die 
Geldgeber, in einer Versammlung zu entscheiden, 
in der vielleicht die Stimmenzahl nach dem 
jährlichen Beitrag oder dem gestifteten Kapital 
zu rechnen wäre. Dieser Versammlung wäre 
auch in entsprechenden Zwischenräumen Rechen- 
schaft abzulegen. Kurz die Organisation könnte 
ähnlich der unserer Aktiengesellschaften einge- 
richtet werden. 
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Aus der Eisenindustrie. Die Verhandlungen 


über die Gründung eines neuen Gas- und Siede- 


röhrensyndikates sind unter Beteiligung aller 
wesentlichen Werke fortgesetzt worden. Es ist 
entschieden allgemein das Bestreben vorhanden, 
zu einer Einigung zu gelangen, wenn auch von 
verschiedenen Seiten betont wurde, daß gleich- 
zeitig mit den Röhren auch die übrigen „B“- 
Produkte syndiziert werden müßten. — Auch 
betr. des zu gründenden Stabeisenverbandes sind 
die Unterhandlungen fortgesetzt worden und 
erstreckten sich hauptsächlich auf die Satzungen. 
— Um der englischen Konkurrenz energischer 
entgegentreten zu können, hat sich kürzlich ein 
Verband deutscher Weißblechgroßhändler gebil- 
det. — In der Hauptversammlung des Stahl- 
werksverbandes wurde beschlossen, den Verkauf 
für Halbzeug und Formeisen für das dritte 
Quartal zu unveränderten Preisen ganz frei- 
zugeben. Laut dem gegebenen Bericht ist auf 
dem Inlandsmarkt keine Zunahme des Halb- 
zeugverbrauches eingetreten, und auch mit dem 
Ausland ist das Geschäft ruhig. — In der 
Hauptversammlung der Schantung-Eisenbahn- 
Akt.-Ges. wurde nunmehr endgültig beschlossen, 
in Deutsch-China einen gemischten Montanbe- 
trieb zu errichten. Daß dies geplant war, wurde 
an dieser Stelle bereits berichtet. Die Neuan- 
lagen sollen bestehen aus einem Eisenwerk mit 
zwei Hochöfen von je 150 Tonnen Tages- 
leistung, einem Martin- und Stabeisenwalzwerk 
sowie einer Kokerei. Die Kosten sind auf 
10 Millionen M. veranschlagt, und um diesen 
Betrag wird das Aktienkapital erhöht, so daß 
es in Zukunft 70 Millionen M. betragen wird. 
Im Interesse der weiteren Entwicklung unserer 
ostasiatischen Kolonie, die schon einen guten An- 
fang genommen hat, ist dieser Beschluß nur 
mit Freuden zu begrüßen. Denn zweifellos wird 
das Vorhandensein eines Eisenwerkes auch die 
weiterverarbeitende Industrie nach dort ziehen. 
— Während im vergangenen Jahr der Stettiner 
Vulkan die Oprozentige Dividende nur unter 
Heranzichung von 13, Millionen M. aus der 
Baureserve ausschütten konnte, bleibt er in 
diesem Jahr dividendenlos, muß trotzdem aber 
den Reserven noch rd. #/, Millionen M. ent- 
nehmen, was wohl hauptsächlich auf die Ver- 
luste beim Bau des Riesendampfers Imperator 
zurückzuführen ist. — Aus der Kleineisenindu- 
strie verlautet, daß sich die Amboßfabrikanten 
zu einem neuen Verband zusammenschließen 
wollen, nachdem der alte vor etwa einem Jahr 
aufgelöst wurde. 


Von der aus dem Fiirstenkonzern stammen- 
den und an den Fürsten Hohenlohe gefallenen 
Berliner Terrain- und Bau-Akt.-Ges. werden jetzt 
die weitgehenden Maßnahmen zur endgültigen 
Sanierung bekanntgegeben. Das vor nicht langer 
Zeit schon einmal von 20 auf 12 Millionen M. 
zusammengelegte Aktienkapital wird jetzt noch- 
mals, und zwar von 12 auf 1 Million M. zu- 
sammcengelept und die gewonnenen 11 Millionen 
Mark zu Abschreibungen verwendet. Gleich- 
zeitig soll das Kapital wieder auf 12 Millionen M. 
erhöht werden. Ferner soll die Obligationen- 
schuld von 20 Millionen M. dadurch beseitigt 
werden, daß ein Austausch der Obligationen 
gegen neue Aktien erfolgt, wobei jene allerdings 
nur mit höchstens 75% angerechnet werden, 
so daß hierdurch ein weiterer Gewinn von etwa 
8 Millionen M. entsteht, der gleichfalls zu Ab- 
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schreibungen dienen soll. Auf Grund dieser ein- 
schneidenden Maßnahmen hofft man das Unter- 
nehmen wieder rentabel zu gestalten. Wenn 
sich auch der größte Teil des Aktienkapitales, 
etwa 9—10 Millionen M., in Händen des Hohen- 
lohe-Konzerns befindet, so erleiden doch noch 
eine große Reihe von Aktionären empfindliche 
Verluste. 


Wie sich der Automobilverkehr in Deutsch- ` 


land immer mehr entwickelt, zeigt die nach- 
stehende, jeweilig auf den 1. Januar bezogene 
Aufstellung aus der Allg. Automobil-Ztg.: 


Kraftfahrzeuge davon 


überhaupt: beförderten: 
Stück Personen St. Lasten St. 
1914 93,072 19,6 83,233 9,739 
1913 77,789 18,9 70,085 7,704 
1912 65,450 16,0 59,901 5,549 
1911 56434 130 52,231 4,203 
1910 49941 197 46,922 3,019 
1909 41727 158 39.475 2,252 
1908 36.022 333 34.244 1,778 
1907 27,026 _ 25,815 1,211 


Die Verkehrseinnahmen der 
in Millionen 


Mai-Ausweise. 
deutschen Eisenbahnen betrugen 
Mark aus dem 


Mai April 
1914 1913 1914 1913 
Personenverkehr 89,96 89,98 89,81 66,11 
Güterverkehr 188,38 165,49 184,68 172,98 


Es zeigt sich also, daß die Einnahmen aus 
dem Personenverkehr gegenüber dem Vorjahr 
sich nicht wesentlich verändert haben, dagegen 
sind die aus dem Güterverkehr bedeutend ge- 
stiegen. — Die Roheisenerzeugung Deutschland; 
ist von 1,53 Millionen Tonnen im Vormonat auf 
1,61 Millionen Tonnen gestiegen, wenn auch 
die Ziffern des Vorjahres 1,64 Millionen Tonnen 
nicht erreicht sind, wie es in diesem Jahre jeden 
Monat der Fall war. Im einzelnen stellen sich 
die Ziffern wie folgt: Gießereiroheisen 280 527 
(311361 i. V.) t,  Bessemerroheisen 28712 
(29 406) t, Thomasroheisen 1 047 494 (1 049 524) t, 
Stahl- und Spezialeisen 209182 (207 227) t und 
Puddelroheisen 41 295 (45 551) t. — Der Versand 
des Stahlwerksverbandes betrug 552872 Tonnen 
gegen 512445 t im April und 567331 t im Mai 
des Vorjahres. Hiervon entfallen auf: Halbzeug 
131 378 t gegen 133 841 t im April und 237 194 t 
im Mai 1913 und auf Formeisen 190 422 t gegen 
179405 t bzw. 188509 t. — Die Einnahmen aus 
dem Effektenstempel sind von 5,7 Millionen M. 
im Vorjahr auf 14,9 Millionen M. und seit Beginn 
des Etatjahres von M. 11,1 auf M. 28,3 Millionen 
Mark gestiegen. Es gingen ein durch inländische 
Aktien und Interimsscheine 13 (2,7 i. V.) Millio- 
nen M. und durch ausländische 0,131 (0,152 i. V.) 
Millionen M. — Der Versand des Walzdrahtver- 
bandes betrug 41 300 t gegen 40600 t im Vor- 
monat. Der Inlandsbedarf betrug . 25 050 
(25 300) t, und ins Ausland gingen 15650 
(15 300) t. — Nach den Ausweisen der Berliner 
Verkehrsunternehmungen ist die Einnahme der 
Großen Berliner Straßenbahn auch in diesem 
Monat wieder geringer als im Vorjahr, nämlich 
4,039 gegenüber 4,773 Millionen M. Die Hoch- 
und Untergrundbahn vereinnahmte 0,995 (0,640) 
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Millionen M. und die Allgemeine Berliner Omni- 
bus-Akt.-Ges. 1,226 (1,136) Millionen M. 


Verschiedenes. Bei der E. F. Ahles Erben 
Aktiengesellschaft in Breslau, deren Aktienkapi- 
tal 2 Millionen M. beträgt, und deren Fabrika- 
tionsgebiet die Herstellung von Zinnfolie und 
verwandter Artikel ist, sind bedauerliche Vor- 
kommnisse zu konstatieren. Der kaufmännische 
Direktor hat unter Verheimlichung vor dem 
technischen Mitdirektor und ohne Wissen des 
Aufsichtsrats mit Zinnkäufen spekuliert. Infolge 
des beträchtlichen Sinkens der Zinnpreise sind 
Verluste in Höhe von etwa 1,5 Millionen M. 
entstanden. Wenn auch der Direktor in einer 
von ihm offenbar mehr erzwungenen Erklärung 
alle Schuld auf sich genommen hat, so dürite 
der Aufsichtsrat wohl doch regreßpflichtig ge- 
macht werden; die Aktionäre haben sich in- 
zwischen schon zur Wahrnehmung ihrer Inter- 
essen zusammengeschlossen. Beachtenswert ist, 
daß die Bücher regelmäßig von einer Treuhand- 
esellschaft geprüft worden sind. Erschwerend 
ür den Direktor ist allerdings, daß er erst 
kürzlich erklärt hat, die Dividende würde wieder 
12% betragen, wo er sich doch bereits über die 
bedeutenden Verluste klar sein mußte. Auch 
sind noch von zweifellos eingeweihter Seite er- 
hebliche Aktienverkäufe vorgenommen worden. 
Uebrigens wollen einzelne Stimmen auch noch 
die Treuhandgesellschaft zur Regreßpflicht her- 
anziehen. — Bei der Deutschen Post- und Eisen- 
bahnverkehrswesen Akt.-Ges. Berlin wird beab- 
sichtigt, das Grundkapital von 3,6 auf 2 Millio- 
nen Mark herabzusetzen, um so die Unterbilanz 
zu beseitigen. Dies soll in der Form geschehen, 
daß die bereits in Händen der Gesellschaft be- 
findlichen Aktien im Werte von 1,6 Millionen 
Mark vernichtet werden. — Die Versammlung 
der Delegierten des Centralverbandes Deutscher 
Industrieller (der Vertretung‘ der Schwerindu- 
strie) wendet sich in einer Resolution gegen die 
Kaligesetznovelle, in der die bisherige Kaliab- 
gabe zur Hebung des Absatzes in eine Reichs- 
steuer umgewandelt würde. Der Zentralverband 
sieht darin das erste Stadium einer Reichspro- 
duktionssteuer, die später dann leicht auch auf 
Kohle und Eisen ausgedehnt werden könnte. 
Hierin besteht eine Gefahr für die weitere Ent- 
wicklung der deutschen Industrie, deren Kon- 
kurrenztahigkeit auf dem Weltmarkt hierdurch 
stark beeinträchtigt würde. — Unter Führung 
der Thüringer Gasgesellschaft wurde ein neues 
Unternehmen, „Kraftwerk Sachsen-Thüringen‘, 
Akt.-Ges., mit einem Kapital von 1 Millionen M. 
gegründet, das gegen eine Abfindung von Mark 
90000 das in Liquidation befindliche Elektrizi- 
tätswerk des Elstertales G.m.b.H. mit allen 
Aktiven und Passiven übernimmt. Die Passiven 
betragen 2,564 Millionen M., die fast ganz auf 
die Gasgesellschaft entfallen. 


Schaaffhausen-Diskonto. In den Generalver- 
sammlungen beider Gesellschaften wurde die ge- 
plante Transaktion nunmehr endgültig gench- 
migt. Eine größere Anzahl von Schaaffhausen- 
Aktionären versuchte zwar zu opponieren, doch 
vertraten sie nur eine geringe Stimmenzahl. Der 
Bankverein, das älteste Bankinstitut Deutsch- 
lands, hat damit seine Selbständigkeit verloren, 
und die Diskontogesellschaft ist mit Erhöhung 
des Aktienkapitals auf 300 Millionen M. die 
kapitalstärkste Bank Deutschlands geworden. 


—————__—— 
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Vermehrung des etatsmäßigen technischen 
Beamten - Personals in der Kaiserlichen Marine. 


Die Marineverwaltung beabsichtigt einem seit 
Jahren bestehenden und von der Mehrheit des Reichs- 
tags anerkannten Bedürfnis, im Bereich der technischen 
Behörden die Zahl der etatsmäßigen Beamten zu er- 
höhen, im Laufe der nächsten Jahre Rechnung zu 
tragen. 

Danach bietet sich jungen Diplom-Ingenieuren des 
Schiff- und Maschinenbaues sowie des Maschinen- 
ingenieurwesens Gelegenheit, zunächst als Marine- 
bauführer mit der Aussicht auf die höhere Marine- 
baubeamtenlaufbahn anzukommen. Die Ausbildung 
findet gegen Remuneration auf den Werften statt und 
dauert je nach Vorbildung 2-3 Jahre. 

Die Annahme- und Ausbildungsvorschriften für 
die technischen Laufbahnen in der Marine können 
vom Werftdepartement des Reichs-Marine- Amts in 
Berlin bezogen werden. 


Soziales. 


Die wirtschaftsfriedliche Arbeiterbewegung. 


Auf der Tagung der wirtschaftsfriedlichen 
Arbeiterbewegung in Saarbrücken hielt Prof. 
Dr. Voigt einen Vortrag, in dem er sich gegen 
die Irrtümer wandte, die der Klassenkampf- 
theorie anhaften. Er legte demgegenüber seine 
Anschauungen in folgenden bemerkenswerten 
Ausführungen dar: 

„Nicht der Unternehmer gestaltet nach seiner 
Willkür die Preise seiner Produkte und seiner 
Produktionsmittel so, wie sie seinem Gewinn- 
streben entsprechen, sondern die Preise treten 
ihm auf dem Markte im wesentlichen als ge- 
gebene Tatsachen gegenüber, mit denen er zu 
rechnen hat. Und sein Gewinn entsteht nicht 
dadurch, daß er auf seine Kosten einen Aufschlag 
macht oder die Arbeiter ausplündert, sondern 
dadurch, daß er nur solche Produkte herstellt, 
bei denen zwischen Preis und Kosten eine hin- 
reichende Differenz ist. Zu den Produktions- 
mitteln gehört die menschliche Arbeitskraft, und 
auch für diese findet der Unternehmer auf dem 
Arbeitsmarkt einen bestimmten Preis vor. In 
Zeiten der guten Konjunktur sind regelmäßi 
auch die Löhne höher, während sie niedrig sind. 
wenn der Unternehmer wenig zu verdienen ver- 
mag. Schon aus dieser Tatsache geht deutlich 
hervor, daß der Unternehmer seine Gewinne. 
nicht auf Kosten der Arbeiter macht, wie die 
Marxistische Weltlehre allgemein behauptet, son- 
dern, daß eine Interessenharmonie zwischen 
Unternehmer und Arbeiter besteht. So wenig 
der Unternehmer nach Willkür den Lohn be- 
stimmen kann, so wenig kann auch der Arbeiter 
und die Organisation der Arbeiter den 
Lohn nach seiner Willkür gestalten, und 
wenn er dabei zu den kräftigsten Mitteln griffe. 
Was cine Organisation allein vermag, ist, daß 
sie den Anstoß gibt zu einer Lohnerhöhung, 
welche sozusagen reif geworden ist zum. 
Pflicken. Der Einfluß des Zwangsmittels, des 
Streiks, wird hier von den Anhangern dieser 
scharfen Form des Lohnkampfes gewaltig über- 
schätzt. Die Löhne steigen und fallen schließlich 
auch ohne alle Nachhilfe, nur vielleicht nicht 
immer so schnell, wie es den Arbeitern er- 
wünscht ist. Die Gewerkschaften sind natürlich 
geneigt, alle Lohnsteigerungen der letzten Jahr- 
zehnte auf ihr Konto zu buchen, doch wie wenig 
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das zutrifft, kann man am besten zeigen, wein 
man die Zeit vor der Koalitioas- und Streikfrei- 
heit in Deutschland, d.h. vor 1869, mit der 
Zeit nachher vergleicht. Und nun erwäge man 
auf der andere. Seite die Kosten des schärferen 
Kampfes, die direkten und indirekten sozialen 
Kriegskosten, die gezahlten Streikbeiträze, die 
entgangenen Löhne und Unternehmergewinne, 
die Entbehrungen, die sich der Arbeiter auf- 
erlegt, die Störungen, die sie dem Wirtschafts- 
leben bereiten. Glaubt jemand an die Rentabili- 
tät dieser Kriegsführung, bei der oft geringe, 
bei der nächsten ungünstigen Konjunktur wieder 
verlorene Vorteile die großen Opier erforderten ? 


Eine exakte Rechnung ist zwar schwer dar- 
über aufzustellen, doch das Gefühlsurteil der 
meisten antwortet mit einem entschiedenen 
Nein. Es; ist eine falsche Theorie, die es 


dem Arbeiter zur Pflicht macht, mit dem 
Unternehmertum in dauerndem offenem Kampfe 
um die Arbeitsbedingungen zu liegen, und kein 
Gesetz der Standesmoral kann sie verpflichten, 
jedem Kampfruf zu folgen, der von den Ver- 
tretern der Idee cines unaufhörlichen Klassen- 
kampfes an sie ergehen möchte. Sie beweisen 
nicht ihre Abhängigkeit vom Unternehmer, son- 
dern ihre Freiheit, ihr Selbstbestimmungsrecht, 
wenn sie den Streik als regelmäßiges Kampf- 
mittel verwerfen. Als ultima ratio, als letzte 
Waffe in einzelnen Fällen mögen sie thn immer- 
hin in Reserve behalten. Wenn jemand be- 
hauptet, sie hätten auf ihr Koalitionsrecht ver- 
zichtet, denn ihre Werkvercine seien keine 
Arbeitervertretungen, sondern nur im Dieaste 
der Unternehmer stehende Scheinorganisationen, 
dann beweisen sie ihm ihre reale Existenz durch 
ein kräftiges Gelächter über eine Wissenschaft, 
welche Tatsachenfragen nicht durch Erfahrung, 
sondern auf Grund von Theorien entscheidet, 
-- die von Grund auf falsch sind.‘ 


+ + 
+ 


Löhne und Lebenskosten. 


In einer Untersuchung über die wechselsei- 
tgen Beziehungen zwischen Lohneinkommen und 
l.ebenshaltung im „Arbeitgeber“ kommt Dr. 
B. Scheifele, Berlin, zu einem Schluß, der 
wegen seiner präzisen Fassung verdient, an 
dieser Stelle besonders hervorgehoben zu wer- 
den. Der Verfasser, der sich auf die Unter- 
suchungen Prof. Dr. Morgenroths und auf 
statistische Veröffentlichungen von Gewerkschaf- 
ten und anerkannten Wirtschaftsstatistikern 
stützt, resumiert folgendermaßen: 

„Soweit bis jetzt überhaupt 
Ziffern über das Verhältnis der Entwicklung 
der Löhne zu der Entwicklung der Lebens- 
mittelpreise bekanat geworden siad, tun sic 
dar, daß die Erhöhungen der Arbeitslöhne im 
(iesamtverlauf der letzten Jahrzehnte durch ent- 
sprechende — zeitlich teilweise vorangeganyene 
oder zeitlich ihnen folgende - - Preissteigerungen 
in ihrer Wirkung auf die Lebenstuhruay zum 
Teil zwar wieder aufgehoben erscheinen, daß 
‘aber die Lohnerhöhungen im allgemeinen noch 
merklich höher als die Verteuerung der Lebens- 
haltung gewesen sind. 

Ob die Löhne in demselben Tempo wie bisher 
ohne Schädigung unserer Industrie und unseres 
Gewerbes auch in Zukunft weiter gesteigert 
werden können, erscheint recht fraglich. Wenn 
auch die beträchtlichen Lohnerhöhungen der 
letzten Jahrzehnte durch die Steigerung der 
lebensmittelpreise zum Teil gerechtfertigt er- 


zuverlässigere 
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scheinen, so kann diese Entwicklung -- die 
durch fortgesetzte Preissteigerungen und noch 
höhere Lohnsteigerungen gekennzeichnet wird — 
auf die Dauer doch nicht ohne nachteiligen 
Einfluß auf unsere Volkswirtschaft bleiben. Im 
Interesse der Erhaltung der Leistungsfähigkeit 
unserer Industrie ist bis zu einem gewissen 
Grade eine Grenzlinie für Lohnerhöhungen ge- 
zogen. Ob die Preissteigerungen eine Folge der 
Steigerung der Löhne oder umgekehrt die Lohn- 
erhöhungen die notwendige Folge der Steigerung 
der Preise sind, bleibe hier unerörtert, zumal 
noch zahlreiche andere Faktoren auf die gekenn- 
zeichnete Entwicklung mit einwirken. Ange- 
nommen die Lohnerhöhungen haben nur eine 
Verteuerung der Produktion und eine Erhöhung 
der Preise, nicht aber gleichzeitig eine Steige- 
rung der Leistungsfähickeit der nationalen Pro- 
duktion zur Folge, so äußert sich der effektive 
Erfolg der Lohnerhöhunsen in nichts anderem 
als in einer Entwertung des Geldes und in einem 
Rückgang der Konkurrenzfähigkeit unserer In- 
dustrie infolge zu hoher Lohnkosten.‘“ 
2 $ 2 


Gewerkschaften als politische Vereine. 


Gelegentlich der Beratung über den Etat des 
Reichskanzlers wies der Staatssekretär des 
Reichsamts des Innern Pr. Delbrück die sozial- 
demokratischen Angriffe auf die bekannte Ver- 
fügung des Berliner Polizeipräsidenten gegen die 
sozialdemokratischen Gewerkschaften zurück 
und machte dabei interessante Ausführungen 
über die Gewerkschaften als politische Vereine. 
Gewerkschaften im allgemeinen, soweit sie sich 
ausschließlich der Förderung der wirtschaftliche. 
Interessen der in ihnen zusammengeschlossenen 
Berufsangehörigen widmeten, seien nicht als poli- 
tische Vereine zu betrachten. Wenn aber Ver- 
eine auf die Verfassung, auf die staatlichen Ver- 
hältnisse einzuwirken versuchten, dann seien sie 
als politische anzuschen, und es könne kein 
Zweifel herrschen, daß dies auf cinen Teil der 
freien Gewerkschaften zutreffe. .Der Arbeit- 
geber“, das Organ der Vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbande, bemerkt dazu, dab es über- 
haupt keine Gewerkschaft gebe, die sich aus- 
schließlich mit der Förderung wirtschaftlicher 
Interessen beschäftige, sondern die Gewerk- 
schaften scien alle zum Zweck des Kampfes 
gegen das Uaternehmertum ins Leben gerufen 
worden. Der Zweck des Kampfes der gewerk- 
schaftlichen Sozialdemokratie sci aber die Nie- 
derwerfung der Arbeitgeberschatt und weiterhin 
der Umsturz der heutigen Staatsordnung. „SO- 
lange die Sozialdemokratie eine politische Partei 
sei, werden die Gewerkschaften auch politische 
Vereine sein, denn die Gewerkschattsbeweguny 
ist ein Teil der sozialdemokratischen Bewegung. 
Der Teil trägt den Charakter des Ganzen. Er- 
freulicherweise ist auch nach der Ansicht des 
Staatssekretärs als durch einwandfreie Zeugen 
für erwiesen erachtet, daß bei Gewerkschafts- 
versammlungen immer wieder am Schluß die 
Mitglieder aufgefordert werden, den politischen 
Organisationen der Soziaidemokratie beizutreten, 
da Sozialdemokratie und Gewerkschaften eins 
seien. Würde von der Sozialdemokratie nicht 
dahin gearbeitet, die freien Gewerkschaften auch 
zur politischen Betätigung heranzuziehen, so 
würde man auch die sozialdemokratischen Gece- 
werkschaiten nicht als politische Vereine im 
Sinne des Reichs - Vereins -Gesetzes ansehen 
können.‘ 
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Technische Hochschule Aachen. 

Dem Generaldirektor des Bochumer Vereins für 
Bergbau und Gufistahlfabrikation, Geheimen Kom- 
merzienrat Fritz Baare, ist von der Technischen 
Hochschule in Aachen die Würde eines Dr.-Ing. E. h. 
verliehen worden. 


Zwei neue Privatdozenten haben sich an der Tech- 
nischen Hochschule zu Aachen niedergelassen: Dr. 
Peter Lipp für organische Chemie und Dr. Ludwig 
Hopf für mathematische Physik mit Einschluß der 
physikalischen Mechanık. 


Technische Hochschule Berlin. 


Zum Rektor der Technischen Hochschule Berlin 
ist für das Studienjahr 1914/15 der Geheime Re- 
gierungsrat Prof. Hugo Hartung gewählt worden. 
Prof. Hartung, geboren am 19. August 1855 in Jena, 
gehörte der Berliner Hochschule bereits 1895 — 14901 
als Dozent für „Konstruktions- und Formenlehre der 
mittelalterlichen Baukunst“ an. Er siedelte im Oktober 
1901 als ordentlicher Professor nach Dresden über, 
wo er an der Technischen Hochschule dasselbe Lehr- 
amt wie in Berlin übernahm und gleichzeitig als Hof- 
baurat eine ausgedelinte praktische Tätigkeit fand. 
Nach dem Tode des Geh. Reg.-Rats Christoph Hehl 
wurde Geh. Rat Hartung 1912 an die hiesige Tech- 
nische Hochschule zurückberufen, wo er den Lehrstuhl 
tür mittelalterliche Baukunst wieder übernahm. 


Auf einstimmigen Antrag der Abteilung für Chemie 
und Hüttenkunde haben Rektor und Senat auf Be- 
schluß in der Sitzung vom 13. d. M. 


1. dem Geheimen Regierungsrat Professor Dr. ®Dr.: 
Sng. C. Liebermann hierselbst in Anerkennung 
lebenslänglicher treuer Hingabe an den Beruf 
eines Forschers und Lehrers sowie für die bei der 
Erlangung und Ausübung des Promotionsrechtes 
um das Ansehen der Technischen Hochschule 
erworbenen Verdienste, 


. dem Königlichen Kominerzienrat C. P. Goerz 
in Berlin-Grunewald in Anerkennung seiner be- 
deutungsvollen Verdienste um die Entwicklung 
der deutschen optischen Großindustrie, in Sonder- 
heit um die Förderung der photographischen 
Optik und der Konstruktion und technischen 
Durchbildung optischer Erkundungs- und Meß- 
instrumente, 


3. dem Geheimen Regierungsrat Professor Dr. 
W. Will in Berlin-Grunewald in Anerkennung 
der großen Verdienste, welche er sich durch den 
Ausbau der Lehre und Technik der Sprengstoffe 
um die Industrie sowohl wie um die Erhöhung 
der Wehrkraft des deutschen Volkes erworben hat, 


die Würde eines Dr.-$ng. ehrenhalber verliehen. 


bo 


Seine Majestat der Kaiser und Konig haben Aller- 
gnadigst geruht, den etatsmafigen Professoren der 


hiesigen Technischen Hochschule, Franz, Dr. Jolles, - 


Klingholz, Obergethmann, Dr. Scheffers und 
Dr. Seesselberg, den Charakter als Geheimer Re- 
gierungsrat zu verleihen. 


Dr. Hermann Deihe ist als Privatdozent für das 
Lehrfach „Finanzwissenschaften“ bei der Abteilung 
für Allgemeine Wissenschaften an der Technischen 
Hochschule Berlin zugelassen worden. 


* A x 
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Dr. phil. Heinrich Lattermann ist bei der 
Abteilung für Architektur an der Technischen Hoch- 
schule zu Berlin als Privatdozent für „Geschichte der 
griechischen und römischen Architektur“ zugelassen 


worden 


* * 
* 


Der königl. bayerische außerordentliche Professor 
a. D. Dr. Arthur Korn in Charlottenburg ist zum 
Honorarprofessor in der Abteilung für allgemeine 
Wissenschaften usw. der Technischen Hochschule 
Berlin ernannt worden. 


x 2 
* 


Der Honorarprofessor an der Technischen Hoch- 
schule zu Berlin, Regierungs- und Medizinalrat a. D. 
Geh. Medizinalrat Dr. med. Hermann Salomon, 
beging am 5. Juni seinen 60. Geburtstag. Sein Lehr- 
fach umfabt Hygiene der Wasserversorgung und Ab- 
wässerbeseitigung. 


Technische Hochschule Braunschweig. 


Zum Rektor der Technischen Hochschule in Braun- 
schweig für die Amtsperiode 1914-1916 wurde der 
Professor für technische Mechanik und graphische 
Statik Dr. phil. Dipl.-Ing. W. Schlink gewahlt. 


$ 8 
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Für das Fach der Mathematik habilitierte sich an 
der Technischen Hochschule zu Braunschweig Dr. Hans 
Falckenberg. 


Technische Hochschule Breslau. 


Zum Rektor der Technischen Hochschule in Breslau 
für die Amtszeit vom 1. Juli 1914 bis Ende Juni 1910 
ist der etatsmabige Protessor der Mathematik, Dr. phil. 
Hessenberg, ernannt worden. 


Technische Hochschule Danzig. 


Geh. Regierungsrat Prof. Dr. Walther Nernst, 
der kürzlich seinen 50. Geburtstag beging, ist von 
der Technischen Hochschule zu Danzig zum Dr.-ng. 
E. h. ernannt worden. 


Der o. Professor an der Technischen Hochschule 
zu Danzig, Wilhelm H4bich, ist als Nachfolger von 
Professor H. Berg zum ordentlichen Professor für 
Maschinenzeichnen sowie für Anlage und Organisation 
von Fakriken und für Betriebslehre an die Technische 
Hochschule zu Stuttgart berufen worden. 


$ s 
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Der o. Professor der Mineralogie und Geologie 
an der Danziger Technischen Hochschule, Dr. Ferdi- 
nand v. Wolff, hat einen Ruf als ordentlicher Pro- 
fessor an die Universität Halle erhalten. 


Technische Hochschule Dresden. 
Die Technische Hochschule Dresden ernannte den 
Direktor Sorge der Gruson-Werke in Magdeburg 
zum Dr.-jng. E. h. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 
Dr.-3ng. Ernst Terres habilitierte sich an der 
Technischen Hochschule zu Karlsruhe für das Fach 
der Chemischen Technologie mit einer Probevorlesung 
über „Die Strahlungsgesetze und ihre Bedeutung für 
die künstliche Beleuchtung“. 


Technische Hochschule München. 


Der a. o. Professor Dr. Wilhelm Manchot in 
Würzburg wurde als ordentlicher Professor der un- 
organischen Chemie, der allgemeinen Experimental- 
chemie und der analytischen Chemie einschließlich 
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der Grundziige der physikalischen und der organischen 
Chemie an die Technische Hochschule in München 
als Nachfolger von Prof. W. Muthmann berufen. 


Technische Hochschule Stuttgart. 

Der ordentliche Professor für Chemie und Vorstand 
des Laboratoriums für reine und pharmazeutische 
Chemie an der Technischen Hochschule in Stuttgart, 
Dr. phil. Karl v. Hell, wurde auf sein Ansuchen in 
den Ruhestand versetzt. 


Der Professor der Anthropologie und Zoologie an 
der Technischen Hochschule zu Stuttgart, Klun- 
zinger, Ehrenmitglied zahlreicher naturwissenschaft- 
licher Gesellschaften, ist am 21. Juni 1914 im Alter 
von 70 Jahren infolge eines Schlaganfalles gestorben. 


s [ 
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Doktor - Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 


Untersuchungen an Fangvorrich- 
tungen im Betriebe befindlicher Auf- 
züge. Von Dipl.:$ng. Rudolf Mades. 


Technische Hochschule Danzig. 


Ueber die Bildungswärmen von V,O,, 
VClo, VCl,, VCI, VOCI, und über die 
Reaktion 2VCI,+Cl, <_2 2VClI, Von 
Dipl.-Ing. Lothar P. Friedrich. Thomas & Hubert, 
Weida i. Thür. 1914. 


Technische Hochschule Dresden. 


Die Entwicklung des Dresdner Wohn- 
hauses vom 16. bis zum Ausgang des 
18. Jahrhunderts. Von Dipl.-Ing. Curt Benkert. 
Dunker & Humblot, München und Leipzig 1914. 


Untersuchungen über den Anteil des 
Hinterlandes am Ortsverkehre im 
Königreich Sachsen. Von Dipl.-Ing. Volkmar 
Schaarschmidt. Robert Noske, Leipzig 1914. 


Ueber den Einfluß der Mechanisie- 
rungindustrieller Betriebe auf Unfall- 
gefahr und hygienische Verhältnisse. 
Von Dipf.-Ing. Rudolf Bräter. Robert Noske, Borna- 
Leipzig 1914. 


Studien über die Darstellung des 
Safranins. Von Dipl.-$ng. Fritz Hempel. Leh- 
mann, Dresden 1914. 


Ueber Derivate der 2-5-7-Amino- 
naphtolsulfonsäure (J-Säure). Von Dipl.. 
Sng. Hans Haller. Lehmann, Dresden 1914. 


Probenehmen und Erzreservenbeur- 
teilung in den Goldfeldern Transvaals. 
Von Dipf.-Gng. Kamillo Förster. Wilhelm Knapp, 
Halle a. S. 1914. 


Technische Hochschule Hannover. 


Untersuchung über die Wirtschaft- 
lichkeit des Zahnradbetriebes auf der 
Albulabahn. Von C. Nipkow, Regierungsbau- 
meister a. D. W. Moeser, Buchdruckerei, Berlin. 


Technische Hochschule München. 


Beitrag zur Kenntniseines deutschen 
Mineralschmieröles. Von Dipl.-Ing. Wilhelm 
Gleich. 

Ueber Bernsteinsäure und ihre Homo- 
logen. Von Anton Stefl. Wilhelm Engelmann, 
Leipzig und Berlin 1914. 


Verbandsnachrichten. 


Vom Vorstande. 
Rechtsauskunftsstelle. 


Wir machen darauf aufmerksam, daß Herr 
Rechtsanwalt Wilhelm Bittermann, Berlin W. 35, 
Potsdamer Str. 31a, unseren Mitgliedern in allge- 
meinen Rechtsfragen schriftlich sowohl, als auch 
mündlich in seinen Sprechstunden von 4!/ bis 7 Uhr 
Rat erteilt. Die Beratung in Fragen betreffend 
gewerblichen Rechtsschutz erfolgt durch Herrn 
Patentauwalt Dipl. Ing. Berthold Wassermann, 
Berlin SW. 68, Alexandrinenstr. lb. Die Beratung 
erfolgt kostenlos. 


* x 


Bericht des Vorstandes. 


Propaganda. 


Es wird beschlossen, die Bezirksvercine um 
eine Liste derjenigen Diplom-Ingenieure ihres 
Bezirkes zu bitten, die noch nicht Mitglieder des 
Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure sind. 
Dabei empfiehlt e; sich, die Verbandsmitglieder 
bei den cinzelnen Industrie-Werken und Ver- 
waltungen mit der Sammlung des Adressenmate- 
rials zu beauftragen. 


Kommission betr. rechts- und staatswiss2nschaft- 
lichen Unterricht an Technischen Hochschulen. 


Herr Prof. Schlink, Braunschweig, über- 
nimmt den Vorsitz der Kommission betr. rechts- 
und staatswisseaschaftlichen Unterricht an Tech- 
nischen Hochschulen. l 


Ausschuß-Sitzung pro 1915. 


Der Vorstand spricht sich dafür aus, die 
Ausschuß-Sitzung pro 1915 in Verbindung mit 
einer Veranstaltung größeren Stiles in Düssel- 
dort abzuhalten. Der B.-V. Düsseldorf soll um 
Vorlage von Vorschlägen gebeten werden. 


Bezirksvereins-Veranstaltungen. 


Dem B.-V. Stuttgart soll für eine größere 
Veranstaltung anläßlich der Ausstellung für Ge- 
sundheitswesen in Stuttgart eine entsprechende 
finanzielle Beihilfe gewährt werden. 


Zentralstelle für Kommunal-Ausschüsse. 


Die Geschäftsordnung der Zentralstelle für 
Kommunal-Ausschüsse wird beraten und ge- 
nchmigt. 


Diplom-Ingenieure und Provinzial-Verwaltungen. 


Es wird ein Fragebogen verlesen und erörtert, 
betreffend die Aussichten der Diplom-Ingenieure 
bei den Provinzial-Verwaltungen, und es wird 
beschlossen, diesen Fragebogen den in Betracht 
kommenden Bezirksvereinen zur Beantwortung 
vorzulegen. 


Rechtsauskunftstelle. 


Herr Rechtsanwalt Wilhelm Bitter- 
mann, Berlin W.35, Potsdamer Straße 31 a, hat 
sich bereit erklärt, die Bearbeitung der Fragen 
allgemeiner Art bei der Rechtsauskunftsstelle 
zu übernehmen. Herr Rechtsanwalt Bittermann 
ist bereit, schriftlich sowohl als auch in seinen 
Sprechstunden den Verbandsmitgliedern unent- 
geltlich Rat und Auskunft in allgemeinen Rechts- 
fragen zu erteilen. Für die Angelegenheiten des 
gewerblichen Rechtsschutzes steht nach wie vor 
Herr Patentanwalt Tipl.-Sug. Berthold 
Wassermann, Berlin, unentgeltlich zur Ver- 
fügung. 


= - = m - 


Verbandsnachrichten 


Stundung von Mitgliedsbeiträgen. 


Es liegen eine Anzahl Anträge auf Stundung 
von Mitgliedsbeitragen vor; der Vorstand be- 
schließt, dieselben zu genehmigen. 


Statistik über die Einkommesisverhältnisse der 
Dipiom-ingenieure. 

Für die Ausarbeitung eines Arbeitsplanes und 
eines Fragebogens betr. Einkommensverhaltnisse 
und soziale Lage der Diplom-Ingenieure wird ein 
entsprechender Betrag bewilligt. 


Patent gesetz-Reform. 


Die Stellungnahme des Verbandes zu dem 


Vorentwurf eines Patentgcsetzes soll erst dann 
veröffentlicht werden, wenn dte Beschlüsse des 
Kongresses für gewerblichen Rechtsschutz in 
Augsburg, den der Deutsche Verein für den 
Schutz des gewerol.chen Eigentums veranstaltet, 
und die Beschlüsse des Vereins deutscher Che- 
miker vorliegen. Die Stellungnahme des Ver- 
bandes soll in Leitsätzen gegeben werden. 


Handel;hochschulen. 
Gemäß einer Anregung auf der letzten 
ordentlichen Ausschuß-Sitzung sollen die Be- 


zirksvereine, an deren Sitz sich Handelshoch- 
schulen befinden, beauftragt werden, Material 
über die Handelshochschulen zu sammeln. Ein 
diesbezüglicher Fragebogen wird vorgelegt, gut- 
geheißen und soll an die betreffenden Bezirks- 
vereine versandt werden. 


Ausschuß .‚Gebührenordnung der Architekten 
und Ingenieure‘. 

Nachdem der Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure sich dem Ausschuß „Gebührenordnung 
der Architekten und Ingenieure‘ des Verbandes 
Deutscher Architekten- und Ingenieur-Vereine 
angeschlossen hat, muß er an den Unkosten 
dieses Ausschusses seiner Mitgliederzahl ent- 
sprechend teilaciamen. Der Vorstand beschließt, 
d.e von der Geschäftsstelle dieses Ausschusses 
vorgeschlagene Kostenquote zu genehmigen. 


Deutscher Ausschuß für mathematischen und 
naturwicsenschaftlichen Unterricht. 


Der Vorstand beschließt, sich an den Arbeiten 
des Deutschen Ausschusses für mathematischen 
und naturwissenschaftlichen Unterricht zu be- 
teiligen und Herrn Prot. Schlink, Braun- 
schweig, mit den zu unternehmenden Schritten 
zu betrauen. 


Verband der höheren Kommunalbaubeamten 
Preußens E.V. 


Der Vorstand nimmt Kenutnis von einer Ein- 
abe dieses Verbandes an den Magistrat der 
Stadt Dortmund betr. Anstellung eines Städte- 
bauers. Desgleichen von einer Gegenauferung 
hierauf, die der Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure in der Dortmunder Lokalpresse hat ver- 
öffentlichen lassen. 


Aenderung der Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverständige. 


Es wird ein Schreiben der Schleswig-Hlol- 
steinischen Sachverständigen-Kammer betrefis 
Aenderung der Gebührenordnung für Zeugen 
und Sachverständige unterbreitet und beschlos- 
sen, in der Angelegenheit nichts weiter zu tun, 
da der Standpunkt des Verbandes in dieser 
Frage in einer Eingabe an den Reichstag bereits 
klargelegt worden ist. 
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Kongreß für gewerblichen Rechtsschutz in 
Augsburg. 

Es liegt eine Einladung vor zum Kongreß für 
gewerblichen Rechtsschutz in Augsburg vom 
Deutschen Verein für den Schutz des gewerb- 
lichen Eigentums. Tipl=‘ug. Dr. Lang wird 
den Verband auf diesem Kongreß vertreten. 


Satzung:anderungen. 


Es werden Antrage der Bezirksvercine Coln 
und Danzig auf Satzungsänderungen der Satz- 
ungskommission überwiesen; desgleichen ein 
gleicher Antrag des Vorstandes. 


Lehrerstellen an technischen Privatschulen. 


Der Vorstand beschließt, den Stellenausschrei- 
bungen der technischen Fachschulen im Stellen- 
anzeiger einen Vermerk anzufügen, dahingehend, 
daß Bewerber bei der Geschäftsstelle Auf- 
klärung erhalten können. 


Der Vorstand. 


* $ g 


Neuaufnahmen, 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 


N Grosse, Hans, Bergingenieur, Wansleben 

. Halle. 

Dipl.eGnug. Hassenbach, Hermann, Danzig-Lang- 
fuhr, Gustav-Radde-Weg 3. 

Dipl. Jng. Heuberger, Wilhelm, Leiter d. T. B. 
Berlin des Eisenwerks Wülfel, Rehbrücke b. Berlin, 
Brinkmannstr. 5. 

Dipl -Gng. Jahn, Karl, Ingenieur der Kgl. Eisenbahn- 
direktion Stettin, Bellevuestr. 15. 

Dipl.-:Sng. Krag, Ferdinand, Architekt b. Stadtbau- 
amt Metz, Metz, Hohenlohestr. 17. 

Dipl.-Gng. Leuckert, Walter, Assistent a. d. Tech- 

© nischen Hochschule, Berlin C. 25, Rochstr. 18, IH. 

Dipl.-Ing. Nagel, Ludwig, Versuchs-Ingenieur und 
Propaganda-Ingenieur der Gasgesellschaft, Berlin- 
Friedenau, Kaiserallee 99. 

Dipl.-Ing. Schafer, Joseph, Assistent, Darmstadt, 
Wendelstadtstr. 33. 

Dipl.Ing. Schaper, Rudolf, Betriebsführer, Ober- 
röblingen, am See. 

Dipl.-Ing. Schneider, Paul, Konstrukteur in der 
Maschinenfabrik Gebr. Bolzani, G. m. b. H., Berlin- 
Reinickendorf, Seestr. 3. 

Dipl 3ng. Schuckmann, Georg, Frankfurt a. M., 
Fuchstanzstr. 27. 

Dipl.-Ing. Seidel, Helmuth, Zivilingenieur, Berlin- 
Lichterfelde, Bismarckstr. 28, I. 

Dipl.-Ing. Dr. Söhle, Ulrich, Bergingenieur, Privat- 
dozent, Braunschweig, Humboldtstr. 24, II. 

Weidner, Adolf J., Regierungsbauführer, Ingenieur 
der Fried. Krupp A.-G., Grusonwerk, Magdeburg, 
Heydeckstr. 9, 

Dr.-Zug. Wolff, Paul, GieBereichef, Hannover-Linden, 
Niemeyerstr. 13. 

s 


In die Liste der Förderer wurden einge- 
tragen: 


Dipl. -ZJng. Apostolopulos, 
Stuttgart, Neckarstr. 35. 

Dr.-Ing. h. c. Gehrckens, C. Otto, Hamburg, 
Gr. Reichenstr. 53/67. 

Turnerschaft Merovingia, Schloß- 
gartenstr. 11. 


Eugen (Grieche), 


Darmstadt, 


ie : 
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B.-V. Aachen. 


Dipl.Ing. K. Spohn, Dessau, Körnerstr. 4. 
B.-V. Berlin. 
Dipl.»Ing. Fr. K. Findeisen, Berlin-Schöneberg, Feurigstr. 58 
(Hauptfeuerwache). 
» » P. Goldstein, Charlottenburg, Bismarckstr. 8, If. 
«e » Jj. Kampf, Quedlinburg a. H., Klopstocksweg 37. 
® e W. Meyer, Regierungsbauführer, Charlottenburg, 
Schlüterstr. 11, H. 
Dr.Ing. K. Nugel, Berlin NW. 7, Sommerstr. 4a. 
Dipl.Ing. O. F. Sauernheimer, Berlin NW. 87, Jagowstr. 43. 


B.-V. Bernburg-Dessau. 
' Dipl. Jng. P. Aussum, Königsberg i. Pr., Ostpreuß. Revisions- 
Verein. 


B.-V. Bochum. 


Dipl. Jng. A. Reinshagen, Wesel, Lindenstr. 28. 
B.-V. Danzig. 
Dipl. Jng. P. Gilka, Zoppot, Bismarckstr. 2. 

» « Fr. Lechner (Oesterreicher, Förderer), Danzig, Reit- 
bahn 4, ab 15. VIL 1914 Wien HI, Weißgerber- 
lande 52, HII 

» o« QO. Walzer, Wilhelmshaven, Augustenstr. 5. 

B.-V. Dortmund. 
Dipl.-Ing. W. Guthmann, Bochum, Neustr. 15. 
B.-V. Duisburg. 
Dipl.Ing. K. Fischer, Berlin-Wilmersdorf, Nassauische Str. 21. 

” » J. Janßen, Hamburg, Papenstr. 40. 

Dr.Ing. Fr. Riedel, Duisburg, Fürstenstr. 15, bis 5. VILI. 1914 


Fürth i. B., Blumenstr. 40/3. 
B.-V. Düsseldorf. 
Dipl.-Ing J. Bücher, Düsseldorf - Oberkassel, Cheruskerstr. 89. 
F. C. Pflugmacher, Benrath a. Rh., Schloßallee 62. 


s d 
B.-V. Frankfurt a. M. 
Dipl. Jng. L. Müller, Regierungsbauführer, Minden i. W., Marien- 
strabe 42. 

. » L. Schweinfurth, Ratzeburg i. L., Am Wall 166, 
bleibt bis auf weiteres Mitglied des B.-V. Frank- 
furt. 

» » M. Wenzel, Cöln-Kalk, Josephkirchstr. 2A, 1. 

B.-V. Halle. 
Dipl.-Ing. K. Beck, verstorben. 
B.-V. Hamburg-Altona. 
Dipl.-Ing. A. Goetze, london SW., 196 Brixton Hill, bleibt auf 
Wunsch Mitglied des B.-V. Hamburg-Altona. 
» » M. Rehder, Hamburg 20, Nissenstr. 13. 
B.-V. Karlsruhe i. B. 
Dr.s Jng. M. Händel, Karlsruhe i. B., Lessingstr. 72. 


Dipl »Ing. R. Krafft, Freiburg i. Br., De Wendtstr. 15, bleibt 
auf Wunsch Mitglied des B.-V. Karlsruhe. 

G. J. Mock, Bad. Ingenieur-Praktikant, Ing. d. Gesellsch. für den 
Bau von Eisenbahnen in der Türkei, Aleppo 
(Syrien), Bauabteilung II. 

Dipl.Ing. H. Oberföll, Emmendingen (Baden), Hebelstr. 11, III. 

F. Tritschler, Essen, Viktoriastr. 17. 


® p 
s » R. Woernle, Karlsruhe, Lachnerstr. 2, II. 
B.-V. Kiel. 
Dipl.Ing. P. Appel, Kiel, Feldstr. 7!. 
” » Fr. Schneider, Kiel, Muhliusstr. 51. 


B.-V. Königsberg i. Pr. 
Dipl.-Ing. E. Krückmann, Molthainen, Kreis Gerdauen. 
Ph. Soldan, Pillau i. Ostpr., Königsberger Str. 2. 
B.-V. Mannheim«-Ludwigshafen. 
Dipl. Jng. H. Haas, Regierungsbaumeister a. D., Kempten (Kreis 
Bingen), Ortsstr. 63, bleibt bis 1. Januar 1915 
Mitglied des B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
B.-V. Metz-Diedenhofen. 
Dipl.Ing. M. Zivi, Diedenhofen, Uekinger Str. 14, II. 
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B.-V. Minster i. W. 
Dipl.. Jng. A. Donath, Lichtenfels, Koburger Str. 37, bleibt auf 
Wunsch vorläufig Mitglied des B.-V. Münster i. W. 
B.-V. Oberschlesien. 
A. Künkler, Dessau, Richard-Wagner-Str. 14. 
B.-V. Stettin. 
Dipl.Ing. O. Jendresen, Berlin-Niederschöneweide, Köllnische 
Straße 56, 11. 
H. Schwarz, Greifenhagen b. Stettin, Wiekstr. 81. 


Dipl. Jng. 


» p 
B.-V. Straßburg i. Els. 
Dipl.ctng. P. Illert, Darmstadt, Martinsstr. 99. 
B.-V. Zwickau i. Sa. 
Di;L-Ing. E. Förster, Freiberg i. Sa, Unterhofstr. 4, bleibt auf 
Wunsch Mitglied des B.-V. Zwickau. 
Ausland. 
Dipl sng. R. Heinemann, St. Petersburg, Katerinenkanal S5, 
Qu. 11. 
» » P. Zimmermann, Wien XVI, Erdbrustgasse 42. 


Unbekannt verzogen gewesen 
Dr. Cng. J. Lührs, Coln, Salierring 30, II. 


Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 
Dipl.-$ng. Heinr. Weisdörfer, Char- 
lottenburg . . » 2 . ee ee) Mk 5, — 
B.-V. Hamburg-Altona (Sammelbtichse) . „ 1,22 


Wir bitten diejenigen Herren Kollegen, welche die 
von ihnen gezeichneten Zuwendungen noch nicht 
gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmöglichste Einsendung der betreffenden Bei- 
träge. 

i Das Kuratorium 

i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Personalia. 


Dr.eGnq. Ernst Schütz (Mitglied des Verbandes) 
habilitierte sich an der Kölner Handelshochschule für 
das Fach der Metallhüttenkunde. 


Zu Baugewerkschuloberlehrern sind ernannt 
worden: die Lehrer Dipl.-Ing. Petersen in Höxter, 
Dipl.-Ing. Kiefer in Idstein, Dipl.. Jng. Rudolf 
Müller und Dipl.-Ing. Heyder in Nienburg a. W., 
Dipl.-Ing. Neubacher in Eckernförde, Dipl. ng. 
Georg Müller in Dt. Krone, Dipl.-Ing. Thiele 
in Erfurt, Dipt.-Qug. Breitfuß in Neukölln, Dipt.- 
Sug. Musall in Aachen. 


* * 
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Die ständigen Mitarbeiter beim Kaiserlichen Patent- 
amte: Dipl.-Ing. Ackermann. ®Dipl«Qng. Rose 
und Dipl.-Ing. Schreckenbach wurden zu Kaiser- 
lichen Regierungsräten ernannt und dem ständigen 
Mitarbeiter Dipl.-Ing. Breitenstein wurde der 
Charakter als Technischer Rat verliehen. 


* ® 
* 


Am 11. Juni 1914 starb nach kurzem 
Leiden das Mitglied des B.-V. Halle a. S. 


Dipl.Ing. Karl Beck, Halle a. S., Harz 21/Il. 
Kollegen 


schweren 


Die Verbandsmitelieder werden ihrem 
ein dauerndes Andenken bewahren. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Fin Beitrag zur Frage: 


Fabrik und Handwerk. 


Von Zipl.-Yng. Dr. Stöckle, Gießen. 


Die eigentliche Handwerkerfrage hat ihren 
Geburtstag im Jahre 1808 (bzw. 1810 und 1811) 


seit der Einführung der Gewerbefreiheit in 
Preußen. Das Bestehen der Frage wird aller- 


seits mehr oder weniger anerkannt; denn durch 
die wirtschaftliche Konkurrenz der industriellen 
Entwicklung — seit Ende des 18. Jahrhunderts — 
hatte das Handwerk immer als schwächerer 
Teil cinen Existenzkampf zu führen. 

Die verschiedensten Gründe wurden von den 
Handwerkern als Ursache des Darniederkegens 
des Handwerks angegeben. Insbesondere sollte 
das Fehlen eines allgemeinen Befähigungsnach- 
weises die Lage verschuldet haben. Bis zum 
Jahre 1905 tobte der Kampf um dieses Allheil- 
mittel, und auch heute ist dieser Kampf noch 
nicht ganz erloschen!).. Wei der allgemeine 
Befähigungsnachweis noch nicht eingeführt wor- 
den sei, deshalb sei die Not der Handwerker 
so groß. Diese Begründung beruht allerdings auf 
einer vollständigen Verkennung der Tatsachen. 
In Wirklichkeit hat der allgemeine Befähigungs- 
nachweis wenig mit der wirtschaftlichen Lage 
des Handwerks zu tun. Trotzdem konnte man 
nicht verhindern, daß die Frage des Befähigungs- 
nachweises immer wieder in Verbindung mit der 
wirtschaftlichen Stellung des Handwerks erörtert 
wurde und so schon frühzeitig die Forderung 
auftauchte, den allgemeinen Befähigungsnach- 
weis auch von den Fabriken bzw. deren Be- 


1) In einer demnächst erscheinenden Schrift: „Die Wiederein- 
führung des Befähigungsnachweises im Handwerk?" werden die 
Wandlungen des Befähigungsnachweises bis heute und die Gründe, 
die gegen eine Wiedereinführung sprechen, kurz aber erschöpfend 
von dem Verfasser dieses Artikels behandelt 


sitzer zu verlangen. In den 40er Jahren des 
19. Jahrhunderts wurde diese Forderung von 
den Handwerkern aufgestellt, jedoch in den 
Ober Jahren nahezu von allen Handwerkern 
als undurchführbar fallen gelassen. 

Heute geht es allerdings um etwas anderes 
als um den sogenannten obligatorischen Befihi- 
gungsnachweis, heute handeit es sich um Organi- 
sationsfragen, denn seit der Einführung des soge- 
nannten Handwerkergesetzes vom Jahre 1807 
lautet das Schlagwort: Das eben genannte Ge- 
setz hat für die handwerksmäßig ausgeübten 
Gewerbe Handwerkskammern geschaffen, und 
diese haben ein ganz besonderes Interesse daran, 
möglichst viele Mitglieder zu ihrer Kammer zu 
zählen bzw. beitragspflichtig zu machen. Ihnen 
gegerüber stehen die Handelskammern, die 
ihrerseits darauf achten, daß Firmen, welche 
ihrer Organisation angehören, ihnen nicht ent- 
zogen werden °). 


2) Der Mangel einer einwandfreien Definition in der Reichs- 
gewerbeordnung — was ist Fabrik, was ist Handwerk — trägt den 
Keim des Streites bereits in sich. Eine solche Definition kann 
auch einheitlich kaum gegeben werden, schon mit Rucksicht auf 
die verschiedenen Produktionsverhaltnisse innerhalb der zahlreichen 
Gewerbearten. Die verschiedenen Novellen zur Reichsgewerbe- 
ordnung vermeiden deshalb auch den Ausdruck „Fabrik“ und das 
Wort kommt heute nur noch ganz vereinzelt in der Gewerbe- 
ordnung vor. Trotzdem bleibt die „Fabrik® in der Wirtschaft be- 
stehen. Mit Rücksicht auf die Umänderungen, welche die Gewerbe- 
ordnung bis heute erfahren hat, handelt es sich bei den Streitig- 
keiten nicht mehr um die Frage: Fabrik und Handwerk, sondern 
um die Frage: Handwerk oder nicht Handwerk. — Versuche, die 
Begriffe: fabrikmäß ¢ und handwerksmäßig festzulegen, wurden 
bereits auf dem Dcutschen Handwerker- und Gewerbekammertag 
zu Darmstadt im Jahre 1901 gemacht. In einer Resolution sprach 
man aus: „Als fabrikmäßig sind nur diejenigen Gewerbebetriebe 
anzusehen, in welchen unter weitgehendster Verwendung von Ma- 
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Denkschriften zu dieser Frage wurden von 
beiden Seiten verfaßt. Die Angelegenheit bekam 
einen neuen scharfen Beigeschmack, als die 
Handwerker noch weitergingen und verlangten, 
daß auch die Industrie zu den Kosten der Lehr- 
lingsausbildung im Handwerk beitragen müsse, 
da sie aus den betreffenden Einrichtungen des 
Handwerks Vorteile ziehe und daher auch ver- 
pflichtet sei, dieselben zu unterstützen. Damit 
rückte die Frage Fabrik und Handwerk wieder 
in cin neues Stadium, in dem auch heute noch 
keine entgiltige Entscheidung getroffen ist. 

Die Handwerker stellen sich auf den Stand- 
punkt, daß das Handwerk der Industrie (mit 
anderen Worten der Fabrik) die gelernten 
Arbeiter ausbilde und die Industrie gar nicht 
imstande sei, ihren Bedarf an gelernten Arbeitern 
selbst zu decken. Die Fabrik sei daher auf das 
Handwerk mit scinen Einrichtungen angewiesen. 

Da es zunächst an zifternmäßigen Unterlagen 
fehlte, wurden amtliche sowie private Enqueten 
veranstaltet, die alle zur Klärung der aufge- 
stellten Behauptung beitragen sollten. Das zu- 
verlässigste amtliche Material, das zurzeit vor- 
liegt, ist das Ergebnis einer im Jahre 1907 
durch den preußischen Minister des Innern sowie 
von den Gewerbeinspektionen veranlaßten Er- 
hebung. Privaterhebungen, die von dem Verein 
Deutscher  Maschinenbauanstalten (Direktor 
C. Lippart, Nürnberg) im Jahre 1912 sowie von 
den Handelskammern (niedergelegt in einer 
Denkschrift der Handelskammer Düsseldorf) 
durchgeführt worden sind, ergänzen die Bei- 
träge. Nicht zu vergessen ist weiter die Ge- 
werbestatistik aus den Jahren 1895 und 1907, 
deren Ergebnisse in der: „Denkschrift des Deut- 
schen Handwerks- und Gewerbekammertages be- 
treffend Abänderung des Handwerkergesctzes 
vom 26. Juli 1397“ niedergelegt worden sind. 
Die Resultate der preußischen Enquete und die 
‘der letzterwähnten Statistik stehen in scharfem 
Gegensatze zueinander, worüber noch ausführ- 
licher zu sprechen sein wird. 

Der preußische Minister für Mandel und Ge- 
werbe sagte im Hause der Abgeordneten am 
1. Februar 1908: 

„Ich habe bereits bei einer früheren Gelegen- 
heit in diesem hohen Hause erklärt, daß icn es 
an und für sich billig halten würde, die Indu- 


schinen durch Teilarbeit erzeugte Massenartikel auf Vorrat herge- 
stellt werden, dagegen sind als handwerksmifiige Betriebe nur 
solche anzusehen, welche ohne Rücksicht auf die Größe und den 
Umfang derselben zur Herstellung von Erzeugnissen hauptsächlich 
handwerksmäßig und mit mehrjähriger Lehrzeit ausgebildete 
Arbeitskräfte erfordern und auf Bestellung Dritter Arbeiten gegen 
Entgelt ausführen.“ — Wenn man sich dieser Definition auch 
nicht restlos anschließen kann, so ist sie doch immerhin be- 
merkenswert. Spätere Kanımertage zu München, Lübeck, Cöln — 
1903, 1904, 1905 usw. — nahmen weiterhin zu der Frage Stellung 
und empfahlen die Schaffung einer Reichsbehörde zur höchsten 
Entscheidung von Streitigkeiten über die Zugehörigkeit eınes Be- 
triebs zur Handels- oder zur Handwerkskammer. 
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strie zur Unterhaltung der der Ausbildung der 
Handwerkerlehrlinge dienenden Schulen und 
sonstigen Anstalten heranzuziehen, wenn es sich 
tatsächlich herausstellen sollte, daß die Industrie 
Handwerkslehrlinge in einem Umfange in ihren 
Betrieben verwendet, daß eine derartige Bei- 
tragspflicht gerechtfertigt werden könnte. Ich 
habe auch probeweise eine Erhebung über den 
Umfang der Verwendung im Handwerk ausge- 
bildeter Lehrlinge in industriellen Betrieben in 
einer Anzahl von Regierungsbezirken veran- 
staltet, und das Ergebnis dieser Erhebungen ist 
vom statistischen Landesamt aufgearceitet 
vorden .. 4 — 

Diese Erhebung erstreckte sich über 1475 
3etriebe mit 311 304 Arbeitern, wovon 114272 
gelernte Arbeiter waren; von ihnen stammten 
40,34% aus Handwerkskreisen und 
59160 aus Fabrikbetrieben. Dadurch 
wurden die Behauptungen der Handwerker 
widerlegt, daß die Fabrik nicht imstande se}, 
sich selbst ihre geiernten Arbeiter auszubilden. 
Im gleichen Sinne berichteten auch die Gewerbe- 
inspektionen. 

Die Erhebung des Vereins deutscher Ma- 
schinenbauanstalten zu Düsseldori, die in dem 
Vortrage, „Die Ausbildung des Lehrlings in der 
Werkstätte“, von Direktor C. Lippart benutzt 
wurde, führt u.a. aus, daß nach der Gewerbe- 
zählung vom 12. VI. 07 die Zahl der geiernten 
Arbeiter bei den verschiedenen Industrien in 
v.H. der Zah! aller beschäftigten Arbeiter be- 
trägt: 
in der Industrie der Maschinen und Apparate 

davon in der reinen Maschnnenindustrie 
in der elektrotechnischen Indust:ie. . . . 
im Bergbau . 
in der Textilindustrie 
ın der Eisenindustrie u Oe g 
in der Chemischen Industrie. . . . . 


75,00, 
62,009", 
40,50 9;, 
56,400, 
46,00% , 
23.40%, 

6,80%, 


Lippart führt mit- Recht aus, daß für die 
Industrie eine Deckung des Nachwuchses der 
gelernten Arbeiter aus dem Handwerk immer 
mehr ausgeschlossen erscheint, je mehr die In- 
dustrie die handwerksmäßige Betriebsweise ver- 
läßt, und daß die Maschinenindustrie nur dann 
die in Handwerksbetrieben ausgebildeten Lehr- 
linge voll verwerten kann, sofern denselben eine 
weitere zusätzliche Ausbildung in der Industrie 
zuteil wird. 

Wie bereits oben angedeutet, machte beson- 
ders die Handelskammer Düsseldorf gegen die 
Bestrebungen des Handwerks, die Industrie zu 
den Kosten der Lehrlingsausbildung heranzu- 
zichen, Front und faßte in 3 Artikeln ihre 
Untersuchungen zusammen >). 


3) Heranziehung der Industrie zu den Kosten der Ausbildung 
im Handwerk; Handel und Gewerbe, XVI. Jahrg. Nr.1, S.7, vom 
3. Okt. 1908. 
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Artikel 6 besagt: „Soweit tatsächlich die 
Industrie Handwerker in ihren Betrieben beschäf- 
tigt und hierfür auch an den Ausbildungskosten 
beteiligt werden könnte, tragen die Industrie 
und der Handel in der von ihnen entrichteten 
Einkommensteuer und vor allem der Gewerbe- 
steuer schon heute eine sehr erhebliche Voraus- 
belastung. Weiter gewährt die Industrie gerade 
durch den Umstand, daß sie Handwerker in ihre 
Betriebe aufnimmt, dem Handwerk wesentliche 
Vorteile. Sie macht ihm hierdurch erst möglich, 
seine Betriebe in großem Umfange mit Lehr- 
lingen zu führen. Wäre dir Industrie nicht 
die Versorgung der im Handwerke ausgebildeten 
Kräfte, die im Handwerk keine Zukunft haben 
können, so könnte das Handwerk gewissen- 
hafterweise gar nicht so viele Lehrlinge halten, 
wie dies heute geschieht. Eine Sonderbelastung 
der Industrie zugunsten des Handwerks müßte 
zu einer weiteren sehr schnellen Entwicklung 
der Lehrlingsausbildung in den Fabriken führen 
und so dem Handwerke schaden .. .“. 

Von ganz besonderem Interesse ist die bereits 
erwähnte Denkschrift des Handwerk- und Ge- 
werbekammertages. Da die Allgemeingültigkeit 
der preußischen Enquête vom Jahre 1907 von 
seiten der Handwerker stark anrezweitelt wird, 
so versucht die Denkschrift u.a. den Beweis 
zu erbringen, daß die Mehrzahl der Lehrlinge 
ihre Ausbildung in Handwerksbetrieben erfahren 
haben. 

Wie früher erwähnt, dienten der Denkschrift 
hierbei als grundlegendes Material die Ergeb- 
nisse der Gewerbestatistik des Deutschen Reiches 
der Jahre 1895 und 1907. Auf Seite 8 der 
Denkschrift wird gesagt: „Die Ergebnisse zu- 
nächst der G:werbezählung von 1395 lassen sich 
nach 2 Richtungen hin verwenden; einmal in der 
Nachweisung über die Lehrlingshaltung in Klein- 
und Großbetrieben, und ferner in der Zahl der 
in den Betrieben der einzelnen Gewerbearten 
beschäftigten sogenannten betriebsfremden Ar- 
beiter.‘ ... Dann heißt es weiter auf Seite 9: 
„Es geht aus diesen Zahlen hervor, daß die ge- 
werblichen Klein- und Mittelbetriebe, die wohl 
ausnahmslos als Handwerksbetriebe anzu- 
sprechen sind, die Ausbildung des Nachwuchses 
im wesentlichen übernommen haben.“ ... 

Das so beurteilte Ergebnis der Gewerbe- 
statistik vom Jahre 1895 ergibt nach der Denk- 
schrift folgende Zusammenstellung: 


o'a d. männl. 

Arbeiter 

m. g. Be- 

Lehrl. schättigung 
Töpferei: 0-5 Pers. Kl.-Betrieb 1104 21,9 
6-20, M- u 981 19,6 
21 u. mehr Gr.- „ 127 9,1 
Klempner: 0-5 Pers. KI -Betrieb 8132 42,2 
6-20» M- » 1836 26,4 


21 u. mehr Gr- » 54 4,6 


323 


0a d. männl. 


N 

Kupferschmiede: | Lehrl. schafegune 

0-5 Pers. Kl.-Betrieb 1316 41,00 

6-20 , M- » 608 29,5 

2lu.mehrGr.- „ 150 12,6 
Grotschmiede: 

0-5 Pers. Kl.-Betrieb 27601 40,3 

6-20» M- » 1433 31,1 


21 u. mehr Gr.- » 120 5.6 


Schlosserei einschl. 


Geldschrankf.: 0-5 Pers. Kl.-Betrieb 18886 62,9 
6 $ 20 ” M.- ” 14 529 49,8 
21u mehr Gr.- w 9510 15,4 


Den gleichen Zwecken dient die auf Seite 10 
der Denkschrift zusammengestellte Tabelle, als 
Resultat der Zählung vom Jahre 1907. Hier- 
nach sind es wieder die Handwerksbetriebe, 
welche prozentual am meisten an der Lehrlings- 
ausbildung beteiligt sind. 

Um zu diesem Resultate zu gelangen, betont 
die Denkschrift auf Seite 10: 

„Die Ergebnisse von 1907 bestätigen also 
vollkommen die schon bei der Gewerbestatistik 
von 1895 gemachte Erfahrung, daß die Mehrzahl 
der gewerblichen Arbeitskräfte in Handwerks- 
betrieben ausgebildet wird. Nimmt man nur die 
Betriebe mit bis zu 10 gewerblichen Hilfsper- 
sonen als handwerksmäßig an, tatsächlich wird 
die Gruppe mit 11 bis 50 Personen noch eine 
ganze Anzahl handwerksmäßiger Betriebe ein- 
schließen, so ergibt sich aus Spalte 10 der 
Tabelle I der gewaltige Prozentsatz, mit dem 
diese handwerksmäßigen Betriebe an der ge- 
samten Lehrlingshaltung der betr. Gewerbearten 
beteiligt sind. Das ist aber auffallenderweise 
gerade bei denjenigen Gewerbearten zu beob- 
achten, bei denen ein Ucbergang der gewerb- 
lichen Arbeitskräfte vom Handwerk zur Indu- 
strie am häufigsten stattfindet.“ ... 

Die Resultate der preußischen Enquete und 
der Denkschrift stehen wie erwähnt in einem 
ofienbaren Gegensatze zu einander, und es ent- 
steht daher die Frage, wer Recht hat. 

Eine Sondererhebung hat wohl stets den Vor- 
zug größerer Wahrscheinlichkeit für sich. Ander- 
seits bergen sicherlich auch die Resultate der 
Denkschrift Wahrheiten in sich. Zweifelhaft er- 
scheint nur, ob man ohne weiteres die Ge- 
werbestatistiken vom Jahre 1895 und 1907 als 
untrügliches Material zugrunde legen darf. Es 
gibt ja viele Leute, welche die Behauptung auf- 
stellen, mit der Statistik sei alles zu beweisen. 
Eine Statistik wird nur dann Anspruch auf 
volle Gültigkeit haben, wenn in ihr das Tat- 
sachenmaterial vollständig enthalten ist und auch 
alle Verhältnisse berücksichtigt sind. Es sei zuge- 
geben, daß die kleineren Betriebe im Verhältnis 
mehr Lehrlinge ausbilden als größere; doch wie- 
viel von diesen kleineren Betrieben zu den hand- 
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werksmäßig oder fabrikmäßig ausgeübten zu 
zählen sind, läßt sich aus der Personen- 
zahl nicht ersehen. Die inneren Betriebs- 
verhältnisse entgehen der allgemeinen Gewerbe- 
statistik, und doch sind es gerade diese, die 
einer Anlage den Stempel Fabrik oder Hand- 
werk aufdrücken. Wir werden aller Wahrschein- 
lichkeit nach bei Berücksichtigung der inneren 
Betriebsverhältnisse einer Aniage in den Spalten 
6, 8 usw. der Tabelle I vigle Personen zu ver- 
zeichnen haben, welche in Fabrikbetrieben be- 
schäftigt wurden. Nur so ist es möglich, den 
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Produktes wird die Grenze zwischen Fabrik 
und Handwerk bei ganz verschiedenen Hilfs- 
personen und Zahlen liegen können. Bei dem 
Gewerbe, das die meisten gelernten Arbeiter 
beschäftigt, der Industrie der Maschinen und 
Apparate, kann z. B. ein Schlossereibetrieb mit 
20 Personen ein rein handwerksmäßiger Betricb 
sein, wogegen ein Betrieb, der ausschließlich 
in Massenfabrikation und weitgehendster Ar- 
beitsteilung Schlösser herstellt, auch schon mit 
6 Hilfspersonen ein Fabrikbetrieb sein kann. 
Ebenso kann eine Klempnerei für Installationen, 


Tabelle I. 4) 


t 


iIin d. Haupt- 
betrieben 
überhaupt 
be- 


Gewerbeart 


bis 3 Personen | 4 u. 5 Pers. 


Davon entfallen auf Betriebe mit 


e 
6—10 Pers, Summa der | ]]_50 Pers. 


schäftigten | | Spalten 3-8 | 
| es absolut’ relativ/absolut' relativ | absolut! relativ | absolut! relativ absolut‘ relativ 
1 | 2 | 3 > 4 5 | 6; 7 s 9 | 0 11 12 

| l l | 
Topferei. . . . . .) 1432 | 219! 1531 157| 109' 271) 189 647 45,2; 459| 32,1 
Kupferschmiede . . .: 2001 | 520| 259 | 452| 226| 402; 24,6 | 1464| 73,1} 418, 20,9 
Klempner . . . . . | 10 381 4898; 47,2 | 2738| 26,4 1795 | 17,3 , 9431| 909, 611 5,9 
Grob-Schmiede . . | 32025 |22 901 | 71,5 | 6448; 20,1 1876, 59 31225! 975 49, 1,6 
Schlosserei usw. . . | 44208 ° 8191 18,5 |10465 | 23,7 | 11 862;- 26,8 30518, 69,0 9819 | 22,2 
Stellmacher. . . . .| 13744 | 7717| 56.2 | 2096| 15,2 | 857| 6,2 10 670) 77,6, 840) 6,1 
Verf. mathemat. Instrum. 4 533 485; 19,8 456| 100; 794| 175 ! 1735| 38,3: 1387| 30,6 
Elektr. Installation . | 2720 || 218| 8,0 306 | 11,3 550| 202 ' 1074| 395 , 1113| 40,8 
Buchbinderei . i 5 028 1777| 35,3 979, 19,5 754; 15,0 || 3510| 69,8 723 | 14,4 
Riemer und Sattler . 9882 | 5915! 59, 2327! 23,5 974, 9,9 | 9215| 93,3 461 4,6 
Tapezier. . . 5 210 2415| 46,4 | 1405| 269 | 948| 18,2 | 4768| 91,5 | 416| 80 
Möbeltischler . 15875 || 3263; 20,6 | 4117| 25,9 | 3879, 24,4 111259 | 70,9 : 3293 | 20,7 
Bautischler . 9 221 2025| 21,9 | 3128; 33,9 | 2700| 29,3 | 7853| 85,1 : 1219 | 13,2 
Böttcher . 2 548 1 798 | 70,5 413| 16,2 216); 85 | 2427| 95,2 65, 2,6 
Korbmacher 1 945 856, 44,0 276: 14,2 242 | 12,4 | 1374 | 70,6 494 | 25,4 
Drechslerei . 3212 || 1115! 347 | 680! 212! 598! 186! 2393| 74,5 | 542| 16,9 
Bäcker 41 850 18002: 43,0 | 13084) 31,3 : 9038| 21,6 :40124| 959, 1694 4,0 
Fleischer - . . . || 21292 | 9352; 43,9 | 7280| 34,3 | 4243| 19,9  20875| 98,1 414 1,9 
Brauer . . . 2... 2419 | 527| 21,8 | 466 | 19,3 561 | 23,2 ; 1554| 64,3 : 735| 30,4 
Schneider, Konfektion . | 24111 "14051 | 58,3, 5658! 23,5 | 2589: 10,7 '22298| 925° 1238: 5,1 
Kürschner . 1233 | 375, 30,5 | 209; 16,9 210: 17,0 | 794| 644 283) 22,9 
Schuhmacher . . .| 24104 15935; 66,1 | 4595| 19,1 | 2020! 83 1 22550; 935 . 707| 2,9 
Bauunternehmung . .|| 46281 481 1,0 644 1,4 | 2407 5,2; 3532| 7,6 :18244| 39,4 
Maurer. . . 2... 19530 | 2918| 149! 1197| 6,1 | 2629| 13,5 6744| 34,5 | 8460| 43,3 
Zimmerer 13 907 | 2 806 | 20,2 | 1597| 11,5 | 2964 | 21,3 | 7367| 53,0 | 5808| 41,8 
Glaser 3108 1553. 50,0 767! 24,7 523| 16,8 1 2843| 91,5 | 226 7,3 
Maler . . . . 25566 || 9462: 370 | 5984| 234 | 5448| 21,3 /20894 | 81,7 | 4175| 16,3 
Gas- u. Wasseranlagen . 3 055 732 | 24,0 645 | 21,1 817 | 26,7 2194| 71,8 | 699| 22,9 
Buchdrucker 15 737 785 50 | 1539; 98); 3096| 19,7 | 5420| 34,5 | 6891 | 43,7 
Photographen . 1012 | 443| 438 | 209| 206, 171| 169; 823| 813 | 125| 12,4 


Widerspruch zwischen den Resultaten der En- 
quéte und der Denkschritt zu erklären. 

Der Annahme, daß alle Betriebe, welche bis 
zu 10 gewerbliche Hilfspersonen beschäftigen, 
als Handwerksbetriebe zu betrachten sind, wird 
man sich nicht anschließen können, wobei 
keineswegs bestritten werden soll, daß es Be- 
triebe mit mehr als 10 Hilfspersonen gibt, welche 
dem Handwerk angehören können. 

Je nach der Art der Produktion und des 


4) Diese Tabelle ist in bezug auf die Personenzahl nicht ganz 
vollständig und nur soweit wiedergegeben, als zum Verständnis 
notwendig erachtet wurde. 


Wasserleitungsanlagen usw. mit 30 Hilfspersonen 
rein handwerksmäßig betrieben werden, während 
eine Metalldrückerei schon mit 4 Personen ein 
reiner Fabrikbetrieb scin kann. In der Holz- 
industrie licgen die Verhältnisse ähnlich. Ein 
Möbeltischler mit 12 Arbeitskräften wird dem 
Handwerk zugezählt werden müssen, ein Betrieb 
der Eisschrankfabrikation mit gleicher Per- 
sonenzahl kann durchaus fabrikmäßig sein. Ein 
Glaser mit 5 Personen, der nur Fenster macht, 
wird unter Umständen als Fabrikant gelten, und 
eine Dreherei mit 5 Personen wird sogar in den 
weitaus meisten Fällen als fabrikmäßiger Betrieb 
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anzusehen sein. Denn gerade die Dreherei findet 
man als ausgesprochen handwerksmäßigen Be- 
trieb immer seltener. Gewöhnlich ist sie über- 
dies mit verwandten Gewerbearten verquickt. 
Auch bei vielen anderen Gewerbearten liegen 
die Verhältnisse ähnlich, und derartige Beispiele 
könnten nach Belieben ergänzt werden. 

Dic Statistik selbst führt ferner dadurch 
schon irre, daß sie unterschiedslos mit den Be- 
griffen des Klein-, Mittel- und Großbetriebes 
arbeitet. Diese Begriffe haben innerhalb der 
einzelnen Gewerbearten viel zu verschiedenartige 
Bedeutung, als daß man allgemein zur Unter- 
scheidung von Klein-, Mittel- und Großbetrieben 
eine bestimmte Anzahl der Beschäftigten als 
Grenze nehmen dürtte. Eine Töpierei mit 18 
Hilfspersonen z.B., eine Kupierschmiede mit 10 
Hilfspersonen, eine Grobschmiede mit 8 Hilfs- 
personen sind Großbetriebe, in der Statistik 
aber als Mittelbetrieb geführt. 

Weiter sind in den Zusammenstellungen 
(1895 und 1907) viele bestehende Gewerbearten 
zusammengefaßt. Was versteht man nicht alles 
unter dem Sammelnamen einer Schlosserei, einer 
Klempnerei, unter einem Möbeltischler oder Bau- 
tischler, und wer von beiden gehört evtl. noch 
mit zu den Glasern, die doch heute in der 
Hauptsache entweder nur Reparaturarbeiten 
machen oder nur neue Fenster ausführen. Eine 
Schlosserei kann nach verschiedenen Gesichts- 
punkten produktiv tätig sein. So mannigfaltig 
die menschlichen Bedürfnisse sind, so differen- 
ziert ist der sogenannte Schlossereiberuf. Eine 
Schlosserei kann umfassen: Reparaturschlosserei, 
Schloßfabrikation, mechanische Werkstätte, die 
wieder entweder nur Reparaturen an Maschinen 
ausführt oder Neuanlagen vornimmt, dann auch 
die Herstellung landwirtschaftlicher Maschinen 
betreiben oder die Herstellung von Geld- 
schränken usw. als Produktionsgebiet erwählen 
kann. Aehnlich verhält es sich mit den „statisti- 
schen Klempnern*. Unter Klempner kann man 
heute verstehen: Reparaturklempner, solche die 
nebenbei auch Installationen ausführen, ferner 
die Metalldrückereien usw. Diese Ausführungen 
sollen dartun, worauf oben schoa hingewiesen 
wurde, daß ein gültiger Beweis mit der Statistik 
nur dann zu erbringen ist, wena in dieser auch 
wirklich alle tatsächlichen Verhältnisse Berück- 
sichtigung fanden. 

In den letzten Jahren ist nun auch ein Streit 
darüber entstanden, cb es sogenannte Groß- 
betriebe im Handwerke gibt. Es besteht in 
dieser Frage ein naturgemäßer Gegensatz zwi- 
schein den Handwerks- und Handelskammern, da 
jede Kammer bestrebt ist, die Interessen ihrer 
Angehörigen zu wahren. 

Der Begriff des Großbetriebes im Handwerk 
wurde von den Handwerkskammern geprägt. Die 
Handelskammern sowie die Vertreter der In- 
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dustrie stehen auf dem prinzipiellen Standpunkte, 
daß ein Giroßbetrieb im Handwerk nicht mög- 
lich sei. Die Handelskammern stützen sich hier- 
bei auf die einleitenden Paragraphen des Han- 
delsgesetzbuches. 

Die Handwerkskammern geben als Rechts- 
vermutung des sogenannten „Großhandwerks‘ 
folgende Definition: 

„Betriebe größeren Umfanges, auch wenn sie 
mechanische Triebkräfte und Werkzeugmaschi- 
nen benutzen, gelten im Zweifel dann als Hand- 
werksbetrieb, wenn die Art ihres Betriebes die 
vorwiegende Beschäftigung von Personen erfor- 
dert, die in mehrjähriger Lehrzeit die grund- 
legenden Kenntnisse und Fähigkeiten zur kunst- 
gerechten Ausführung der in ihrem Gewerbe 
vorkommenden Arbeiten erworben haben, so daß 
sie imstande sind, auf Grund dieser erlernten 
Tätigkeit ein selbständiges Gewerbe betreiben 
zu können.“ ... 

Der Begriff des Großhandwerks soll auch 
von Regierungsvertretern grundsätzlich . aner- 
kannt worden sein. Der Staatsminister des In- 
nern Dr. Delbrück sagte am 28. I. 14 in dieser 
Angelegenheit im Reichstag folgendes: 

„Es beschäftigt uns immer noch die Frage, 
die man kurz — in Ausführungsstrichen — mit 
dem Schlagwort bezeichnet „Fabrik und Hand- 
werk“. Es handelt sich um die Frage, wie man 
den handwerksmäßigen Betrieb vom fabrikmäßi- 
gen Betrieb trennen soll, wem man die Ent- 
scheidung zuweisen soll, ob ein Betrieb als ein 
handwerksmäßiger oder als ein fabrikmäßiger 
Betrieb anzusehen ist. Vor allen Dingen han- 
delt es sich um die Frage, ob es möglich ist, 
eine Grundlage dafür zu gewinnen, auch große, 
ihren äußeren Formen nach fabrikmäßige Be- 
triebe dem Handwerk zu erhalten, insofern sie 
innerlich, ihrer ganzen Struktur, ihrer Produk- 
tionsweise nach handwerksmäßige Betriebe ge- 
blicben sind. Ich erinnere da an Möbeltischle- 
reien, namentlich wo es sich nicht um Herstel- 
lung von Massenartikeln, sondern um Artikel 
handelt, die eine besondere Kunstfertigkeit und 
individuelle Geschicklichkeit erfordern. Ich bin 
vorläufig der Meinung, daß es vielleicht am 
zweckmäßigsten ist, die Entscheidung über die 
Frage, inwieweit man diese Betriebe den Or- 
ganisationen des Handwerks erhalten muß, und 
ähnliche Zweifeifragen in die Hand von Schieds- 
gerichten zu legen, die sowohl von Vertretern 
des Handwerks wie auch von Vertretern der 
Großbetriebe paritätisch besetzt sind und unter 
einem beamteten Vorsitzenden tagen. Alles, was 
ich hier erkläre, meine Herren, sind meine Ideen; 
ich habe mit den verbündeten Regierungen dar- 
über noch nicht gesprochen. 

Ich bin auch der Meinung, daß sich die Ver- 
hältnisse bei uns so entwickelt haben, daß die 
an sich bestehende Möglichkeit der Einbeziehung 
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juristischer Personen in die Organisationen dcs 


Handwerks gesetzlich auszugestalten sein wird. 


Ich bin ferner auch der Meinung, daß es nötig 
sein wird, Vorsorge zu treffen, daß auch die 
Förderung wirtschaftlicher Interessen ausdrück- 
lich durch das Gesetz den Innungen konzedie:t 
wird...“ 

Zu den verschiedenen Ansichten kann wohl 
gesagt werden, daß es „bedingungsweise einen 
Großbetricb im Handwerk“ geben kann, so 
z. B. ein rein handwerksmäßiger Betrieb mit 
30 Hilfspersonen. Solche Fälle ließen sich für 
viele CGiewerbearten ausdenken, sie werden je- 
doch inı Verhältnis zur Anzahl der bestehenden 
Betriebe immer nur gering sein. Erwähnt sei 
die vor kurzem gefällte Entscheidung des preu- 
Bischen Handelsministers über die Zugehörigkeit 
eines Kürschnereibetriebes zum Handwerk. Die- 
ser, mit einem Jahresumsatz von 800000 M. 
und JO Arbeitern, wurde als handwerksmäßie 
angesehen und zu den Handwerkskammerbei- 
tragen veranlagt. Solche Betriebe sind doch als 
Großbetriebe des Handwerks anzusehen. 

Nichtsdestoweniger sind Fälle zu verzeichnen, 
in denen die Industrie gezwungen wird, gegen 
den Begriff des Großhandwerks Front zu 
machen. So wurden große Maschinenfabriken, 
die anerkanntermaßen auch wirklich Fabriken 
sind — mit Rücksicht auf die oben gesebene 
Definition des Großhandwerks aufgefordert, den 
Betrieb der Handwerkskammerorganisation zu 
unterstellen, weil irgendeine Betriebsabteilung 
als Handwerksbetrieb anzusehen sei. Wenn z.B. 
eine Schmiede als naturgemäß selbständige Be- 
triebsabteilung innerhalb einer Fabrik betrieben 
wird, so ist das doch sicherlich kein Argument, 
den Fabrikbetrieb der Handwerkskammer zuru- 
schreiben, innungspflichtig zu machen und den 
Lehrlingen die Handwerkskammer als Kontroll- 
und Prüfungsinstanz vorzusetzen. Derartive Be- 
triebe bleiben unter allen Umständen Fabriken 
und können niemals unter den Begriff des Crof- 
handwerks gezwängt werden. 

Das Handwerkergesetz ist doch sicherlich 
nicht aus solchen Nebenabsichten heraus entstan- 
den. Für jeden Betrieb muß doch entscheidend 
sein, was er in der Hauptsache erzeugt, wie die 
Warenerzeugung und die Teilarbeit in der Haupt- 
sache vor sich geht usw. Ob bei den einzelnen 
Teilarbeiten eine außergewöhnliche Geschicklich- 
keit und Kunstfertigkeit, wie z. B. bei der Her- 
stellung von Möbeln, von Nöten ist, kann als 
Kriterium, ob ein Betrieb Handwerksbetrieb ist, 
nicht allgemein gelten. Auch in Betrieben der 
Industrie der Maschinen und Apparate, die 
Fabrikbetriebe sind, werden Arbeiter beschäftiet, 
welche derartige Kunstleistungen zu vollbringen 
haben, die denen der Kunstschreiner um nichts 
nachstehen. Ein Beispiel bilden die Kunstformer. 
Besonders langjährige Uebung und Geschicklich- 
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keit, zu der wohl stets auch Begabung gehört, 
wird eben im Laufe der Jahre zur sogenannten. 
Kunst. Die -Kunstfertiekeit ist im allgemeinen 
kein Produkt der Lehrjahre, sondern individuelle 
Veranlagung des einzelnen Arbeiters. 

Im Laufe der Entwicklung ist von den Inter- 
essenkreisen nichts unversucht geblieben, eine 
befriedigende Lösung der Frage Fabrik und 
Handwerk zu finden. Die Handwerker gingen 
dazu über, für jede Gewerbeart sogenannte 
Branchemerkmale?) aufzustellen. „Dem Gedan- 
ken der Branchemerkmale liegt die Tatsache zu- 
grunde, daß es unmöglich ist, dieselben Merk- 
male auf die einzelnen Betriebe anzuwenden, 
ohne des Unterschiedes der einzeinen Berufs- 
arten eingedenk zu sein. Es liegt auf der Hand, 
daß die Bewertung der Betriebsmerkmale eine 
andere sein muß, wenn es sich um den hand- 
werksmäßigen Charakter einer Schlosserei han- 
delt, eine andere, wenn z. B. ein Schneiderbetrieb 
in Frage kommt... .“ 

Dieser Vorschlag betr. der Branchemerkmale 
scheint jedoch wieder in neuerer Zeit fallen ge- 
lassen worden zu sein. 

Die Ueberzeugung bricht sich immer mehr 
Bahn, daß eine Einigung nur auf gütlichem Wege 
zu erreichen ist. Zur Lösung der Frage Fabrik 
und Handwerk ist zu ergänzen, daß bereits auf 
dem Deutschen Handwerks- und Gewerbe- 
kammertag zu München im Jahre 1903 eine 
Resolution angenommen wurde, die besagt: „Der 
IV. Deutsche H.- u. G.-K.-Tag spricht sich für 
die Notwendigkeit der gesetzlichen Regelung der 
Begriffe Fabrik und Handwerk, sowie für die 


Beschaffung einer Reichsbehörde zur höchsten 
Entscheidung der Streitigkeiten über die Zu- 
echörigkeit zum Handwerk oder zur Fabrik 


aus, und beschließt in diesem Sinne, bei dem 
Bundesrate und dem Reichstage vorstelliv zu 
werden.. ..“ In den letzten Jahren fanden 
wiederholt Konferenzen zwischen dem Reichsaint 
des Innern sowie den Vertretern von Handwerk, 
Handel und Industrie statt (April 1911, Juni 
und November 1913), doch ist man zu einem 
endgültigen Ergebnisse in der Frage noch nicht 
gekommen. 

Zurzeit wird die Schiedsgerichtsfrage leb- 
hafter erörtert. Wer soll denn überhaupt dar- 
über entscheiden, ob ein Betrieb Handwerks- 
betrieb ist oder nicht. Hierzu sind schon Vor- 
schläge mannigfacher Art gemacht worden. 
Einmal wünscht man die Verwaltungsgerichte 
damit beauftragt (Bezirksausschüsse, Kreisaus- 
schüsse, Oberverwaltungsgerichte), dem als un- 
terste Instanz ein Schiedsgericht beigesellt wer- 
den soll. Dieses wäre paritätisch zu besetzen, 
durch Vertreter der Handwerks- und Handels- 


*) Die von den Gerichten, besonders dem Reichsgerichte, auf- 
gestellten Merkmale eines Fabrikbetriebes entsprachen auch nicht 
vollauf den tatsächlichen Verhältnissen, 
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kammern, unter dem Vorsitze eines Beamten 
(Gewerberats). Gegen die Bezirks- und Kreis- 
ausschüsse ließe sich cinwenden, daß die Mit- 
glieder derselben zum großen Teile den inneren 
Verhältnissen des gewerblichen Lebens recht 
fern stünden. Dem ist entgegenzuhalten, daß 
es diesen Instanzen unbenommen bliebe, gecig- 
nete Sachverständige zu hören und zu Rate zu 
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ziehen. Vorschläge, die darauf hinauszielen, als 
einzige Instanz ein Schiedsgericht zu erhalten, 
dürften bei den Vertretern der Industrie auf 
Widerstand stoßen. 

Im Interesse einer ruhigen Entwicklung wäre 
jedoch eine Verständizung beider Parteien schon 
aus wirtschaftlichen Gründen in Bälde zu 
wünschen. 


im Luftverkehr. ') 


Von Landgerichtsrat Nemnich, Cöln. 


Luftfahrzeuge (Freiballone, Luftschifie, Flug- 
zeuge) bilden heutzutage zwar noch nicht so 
entwickelte Verkehrserscheinungen wie Eisen- 
bahnen und Kraftfahrzeuge. Sie werden aber 
in der Zukunft ebenfalls Unternehmen darstellen, 
die gleichzeitig privaten und öffentlichen Inter- 
essen dienen, und sind in ihrer Entwicklung 
schon jetzt so weit fortgeschritten, daß eine 
gesetzliche Regelung zahlreicher Fragen geboten 
erscheint. Diese Fragen liegen nicht nur auf 
dem Gebiete des Volkerrechts, sondern sind auch 
privatrechtiicher Natur. Im Vordergrunde steht 
insbesondere die Frage der privatrechtlichen 
Haftpflicht für die durch Luftfahrzeuge herbei- 
geführten Schäden der nicht an der Fahrt und 
dem Fluge beteiligten Personen. 

Daß der Staat als solcher das Recht hat, das 
Luftverkehrsrecht gesetzlich zu regeln, ist ohne 
weiteres anzunehmen. Ihm steht die Gebiets- 
hoheit an dem über seinem Territorium befind- 
lichen Luftraume zu. Er kann und darf deshalb 
Gesetze erlassen, die das Privateirentum des 
Grundstückseigentümers berühren; ebenso ist er 
aber auch in der Lage, für das Schadensersatz- 
recht aus dem Luitverkehre Normen aufzustellen, 
insbesondere über jene Schadensersatzansprüche, 
die aus Beschädigung der an der Fahrt oder 
dem Fluge nicht beteiligten Personen durch Aus- 
werfen von Gegenständen, Landungen oder Ab- 
stürze herrühren. Und daß gerade in letzterer 
Hinsicht ein Bedürfnis gesetzlicher Regelung vor- 
liegt. hat selbst das Reichsgericht in seiner be- 
kannten, den Unfall des Zeppelinschen Luft- 
schiffes bei Echterdingen betreffenden Entschei- 
dung vom 11. Januar 1912 zum Ausdrucke ge- 
bracht. Denn es führt darin aus, daß beim 
Mangel eines Spezialgesetzes allein das Verschul- 
dungsprinzip des § 823 BGB. maßgebend sei, die 
besondere Gefährlichkeit nur zur besonderen 
Vorsicht verpflichte, diese aber im gegebenen 


1) Vgl. Verhandlungen des deutschen Juristentags 1912, ins- 
besondere die darin erstatteten Gutachten des Justizrats Dr, Nie- 
meyer in Essen und des Professors Dr. Sperl ın Wien und die 
Berichte des Geh.-Rats Dr. Pattai in Wien und des Geh.-Rats 
Professor Dr. Kipp in Berlin, sowie das Protokoll der Plenar- 
s.tzung vom 6. September 1912. 


Falle beobachtet worden sei, weil die Fernfahrt 
bei gutem Wetter und mit erprobter Bedienung 
unternommen worden sei. Der Mann, dem durch 
den Kettenanker des Luftschiffs das Bein abge- 
rissen worden war, wurde mit seiner Schadens- 
ersatzklage abgewiesen, was sehr zu bedauern, 
aber nach damaliger Rechtslage nicht zu ändern 
war. 


Schadensersatzpflicht setzt allerdings in der 
Regel Verschulden des Täters voraus. Dieses 
sog. Verschuldungsprinzip beherrschte — abge- 
sehen von einigen bereits im römischen Rechte 
bestehenden Ausnahmen der Haftung für uner- 
laubte Handlungen anderer — die Gesetzgebung 
um die Wende des 18. Jahrhunderts. Nur das 
französische Gesetzbuch — der Code Civil — 
schlug bereits eine freiere Richtung ein, die 
durch den Umschwung in den wirtschaftlichen 
Verhältnissen geboten erschien. In Deutschland 
folgte erst im Jahre 1838 das preußische Eisen- 
bahngesetz dieser Richtung. Es ließ die Bahn- 
unternehmung für alle an Personen und Sachen 


verursachten Schäden haften, wenn sie nicht 
Selbstverschulden des Verletzten oder unab- 
wendbaren äußeren Zufall nachweisen konnte. 


Es sprach zugleich aus, daß die gefährliche 
Natur des Unternehmens nicht als ein solcher 
Zufall anzusehen sei. Neben das Verschuldungs- 
prinzip war damit für die Schadensersatzpflicht 
das Gefährdungsprinzip getreten. Im Jahre 1865 
folgte diesem Prinzipe das preußische Berg- 
gesetz. Es erklärte den Bergwerksbesitzer für 
allen durch den Betrieb des Bergwerks dem 
Grundeigentümer zugefügten Schaden für er- 
satzpflichtig, ohne Unterschied, ob die Be- 
schidigung von dem Bergwerksbesitzer ver- 
schuldet war und vorausgesehen werden 
konnte oder nicht. Im Jahre 1871 erschien dar- 
auf das deutsche Reichshaftpflichtgesetz, das 
die Ersatzpflicht der Eisenbahnen, wenn auch 
nur für Personenschäden, auf der Grund- 
lage des preußischen Eisenbahngesetzes vom 
Jahre 1838 regelte, für andere gefährliche Be- 
triebe (Bergwerk, Steinbruch, Gräberei, Fabrik) 
dagegen den Unternehmer nur im Falle des Ver- 
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schuldens seiner Vertreter haften ließ. Der be- 
absichtigte Arbeiterschutz wurde erst später 
durch die obligatorische Unfallversicherung er- 
reicht. 

Das Gefährdungsprinzip findet seine Recht- 
fertigung in der mit dem Betriebe verbundenen 
eigentümlichen besonderen Gefährdung. Wo 
außergewöhnliche Gefährdungen sich geltend 
machen, soll eine verstärkte, von dem Ver- 
schulden unabhängige Haftung bestehen. Alle 
neuen Verkehrseinrichtungen, wie Bahnen, Kraft- 
fahrzeuge, Starkstromanlagen, Luftfahrzeuge, 
enthalten aber solche Gefahren, und so ist die 
Reichsgesetzgebung auf dem Wege der Fortbil- 
dung des Schadensersatzrechts auch noch weiter 
gegangen, sie hat durch das Gesetz vom 3. Mai 
1909 (Automobilgesetz) den Verkehr mit Kraft- 
fahrzeugen ebenfalls geregelt. Sie hat den Halter 
des Fahrzeugs für schadensersatzpflichtig er- 
klärt, sofern der Unfall nicht durch unabwend- 
bares Ereignis verursacht wird, das weder auf 
einem Fehler in der Beschaffenheit des Fahr- 
zeugs noch einem Versagen seiner Verrichtungen 
beruht. Als unabwendbarer Zufall gilt auch 
eigenes Verschulden des Verletzten. Das Gesetz 
bringt also auch das Gefährdungsprinzip inso- 
weit zum Ausdrucke, als es den Halter des Fahr- 
zeugs unbedingt für Unfälle haften läßt, die mit 
einem Fehler in der Beschaffenheit des Fahr- 
zeugs oder einem Versagen seiner Verrichtungen 
im Zusammenhange stehen. Er hat im übrigen 
nur den Einwand der Unabwendbarkeit, dessen 
Nachweis ihm aber im Gesetze insofern er- 
leichtert wird, als ein Unfall dann als unab- 
wendbar gilt, wenn sein Eintritt im einzelnen 
Falle trotz höchster Vorsicht und Aufmerksam- 
keit tatsächlich nicht verhindert werden konnte. 

Mit der Frage der Fortbildung des Schadens- 


ersatzrechts auf dem Gebiete des Luftverkehrs, . 


die der gesetzlichen Regelung in Deutschland 
noch harrt, hat sich u.a. bereits der deutsche 
Juristentag des Jahres 1912 eingehend befaßt. 
Es sind über die Frage beachtenswerte Gut- 
achten und Berichte erstattet worden. Man hat 
vor allem anerkannt, daß die Luftschiffahrt zwar 
die freie Durchfahrt als Grundlage ihres ge- 
sicherten Bestands beanspruchen darf, aber auch 
für die mit ihr verbundenen besonderen Be- 
triebsgefahren aufkommen muß. Der Grund- 
stückseigentümer muß zwar gestatten, daß der 
über seinem Grundstücke befindliche Luftraum 
für Luitfahrten in Anspruch genommen wird, es 
müssen aber auch die Ersatzrechte derer ge- 
sichert werden, die aus den unvermeidlichen Ge- 
fahren dieses Betriebs Schaden erleiden. „Bei 


aller Bewunderung der technischen Errunren- 
schaften‘ — so heißt es in einem Berichte des 
Juristentags — „müssen wir doch an der Er- 


kenntnis festhalten, daß der einzige Maßstab 
des Kulturfortschritts nicht bloß darin liegt, 
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wie schnell wir uns im Raume bewegen, sondern 
vor allem in dem Schutze des Lebens der 
Merschen und ihrer Rechte.“ Der Juristentag 
hat zu der Frage selbst Stellung dahin ge- 
nommen: 


„l. Es empfiehlt sich, die notwendige Fort- 
bildung des Schadensersatsrechts durch beson- 
dere gesetzliche Bestimmungen über die Haftung 
für Schäden, die durch Verwendung von Luft- 
schiffen und Fiugmaschinen verursacht werden, 
nach den Prinzipien der Betriebshaftung zu 
unternehmen. 

2. Die Haftung soll ausgeschlossen sein, wenn 
der Schaden durch höhere Gewalt herbeigeführt 
ist; höhere Gewalt ist aber niemals die Ver- 
wirklichung der der Luftfahrt eigentümlichen 
Gefahren. Die Berufung auf höhere Gewalt ist 
auszuschließen gegenüber dem Grundeigentümer, 
dessen Luftraum für Luftfahrt kraft gesetzlichen 
Rechts in Anspruch genommen wird. 

3. Die Bildung von Zwangsgenossenschaften 
für Luftiahrer behufs Tragung der Schadens- 
ersatzleistungen unter Regreß gegen die haft- 
pflichtigen Betriebe und deren möglichste Ver- 
einigung zu einer Gesamtorganisation durch 
internationalen Vertrag ist anzustreben.“ 


Auch der internationale Kongreß für Luft- 
recht, der bereits im Jahre 1912 das Prinzip 
der Nationalität der Luftschiffe angenommen und 
für die standesamtliche Behandlung von Ge- 
burten und Todesfällen bestimmte Regeln for- 
muliert hatte (fürwahr ein weiter Blick in die 
Zukunft!), hat sich im Jahre 1913 mit den 
privatrechtlichen Fragen des Luftverkehrs . be- 
faßt und sich für das Gelährdungspriazip ent- 
schieden. Nicht der Eigentüner, sondern der 
Halter des Fahrzeugs soll, ähnlich wie der Tier- 
halter des BGB., verantwortlich sein. 

Schließlich hat sich denn auch die deutsche 
Reichsregierung der Ansicht nicht verschließen 
können, daß der Luftverkehr einer gesetzlichen 
Regelung bedürfe. Sie hat den Entwurf eines 
„Luftverkehrgesetzes?)“ dem Reichstage im 
Januar d. J. vorgelegt, der vorher vom Reichs- 
amt des Innern einer Sachverstandigenkommis- 
sion unterbreitet worden war und in seinen 
Grundzügen dem Automobilgesetze mehr oder. 
weniger nachgebildet ist. 

Der Entwurf zerfällt in 4 Abschnitte mit 
37 Paragraphen. Der 1. Abschnitt ($$ 1 bis 14), 
„Verkehrsvorschriften“, dient dem Schutze des 
Publikums, indem er vorbeugend im Sinne der 
Verhütung von Unfällen wirken soll und zu 
diesem Zwecke den Verkehr mit Luftfahrzeugen 
(Freiballone, Luftschiffe, Flugzeuge) außerhalb 
der Flugplätze nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen (Erlaubnis der Behörde, Befähigungs- 


2) Vgl. Niemeyer, Luftverkehrge’etz, Deutsche Jur -Ztg 1914, 
S. 400 fg. 
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nachweis durch Ablegung der Führerprüfung 
usw.) zuläßt sowie über Aufstieg-, Landungs- 
und Flugplätze und über Luftfahrtunternehmen 
besondere Normen aufstellt. Im 2. Abschnitte 
(§$ 15 bis 27) wird die „Haftpflicht“ behan- 
delt, auf die unten noch näher eingegangen 
werden soll. Der 3. Abschnitt (§§ 28 bis 33), 
»otrafbestimmungen™, sichert die Befolgung der 
Verkehrsvorschriften, indem er deren Ueber- 
tretung mit Strafen bedroht. Der 4. Abschnitt 
($$ 34 bis 37) enthält ,,SchluBvorschriften’,, 
die für die vorliegende Frage nicht in Betracht 
kommen. 

Grundsätzlich sollen die Gescetzesbestimmun- 
gen nur auf solche Luftfahrzeuge Anwendung 
finden, die infolge ihrer Größe und durch die 
Möglichkeit der weiten Fortbewegung geeignet 
sind, für die Allgemeinheit gewisse neuartige 
Gefahren herbeizuführen oder die Sicherheit der 
sie benutzenden Personen zu gefährden. Es 
unterliegen daher der allgemeinen Regelung nur 
solche Luftfahrzeuge, die, wie Freiballone, Luft- 
schiffe und Flugzeuge, zur Aufnahme von 
Menschen dienen. Es scheiden daher z.B. aus 
Registrierballone, Kinderspielzeuge, luftfahrtähn- 
liche Geräte, wie Fesselballone, Drachen, Fall- 
schirme, Gleitflugzeuge und dergi. 

Die Haftpflicht selbst regelt sich nach dem 
Gefährdungsprinzip. Es entspricht jedoch nicht 
der Billigkeit, die Grundsätze der bestehenden 
Haftpflichtgesetze unverändert auf den Luftver- 
kehr Anwendung finden zu lassen. „Die Formen 
und Bedingungen des Betriebs eines Luftfahr- 
zeugs‘ —- so heißt es in der Begründung des Ge- 
setzesentwurfs — „sind von denen einer Eisen- 
bahn oder eines Kraftfahrzeugs so verschieden, 
daß die formelle Gleichstellung mit dem Eisen- 
‘bahnunternehmer oder dem Kraftfahrzeughalter 
den Fialter eines Luftfahrzeuges tatsächlich weit 
schärfer heranziehen und ihn wirtschaftlich un- 
gleich stärker belasten würde. Nach dem Ge- 
setze vom 7. Juni 1871 haftet der Eisenbahn- 
unternehmer für einen Unfall nicht, der durch 
höhere Gewalt verursacht worden ist. Als 
höhere Gewalt sind die von außen cinwirkenden, 
also nicht in der gefährdenden Natur des Unter- 
nehmens liegende Ercignisse zu verstehen, die 
nach menschlicher Einsicht nicht vorauszuschen 
sind und durch menschliche Kraft und Sorg- 
falt nicht abgewendet werden können. Der Kreis 
dieser Ereignisse ist für den Luftfahrer ein weit 
engerer als für die Eisenbahnunternehmer. Ein 
Naturereignis, wie ein plötzlich cinsetzender Sturm, 
der im Betriebe der Eisenbahnen entweder un- 
schädlich oder als höhere Gewalt anzusehen ist, 
würde bei dem Betriebe eines Luftfahrzeugs 
kaum noch als höhere Gewalt betrachtet werden 
kornen, da bei der Lufttahrt mit solchen Ereig- 
nissen gerechnet werden muß. Der Halter eines 
Luitfahrzeugs würde bei dieser Regelung letzten 


 unternehmungen bei 
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Endes bei nahezu allen durch Naturereignisse 


verursachten Fällen zu haften haben. Kaum 
anders würde die Ausdehnung des die Haft- 
pflicht der Kraftfahrzeuge beherrschenden 
Grundsatzes wirken. Der Begriff des unabwend- 
baren äußeren, d.h. vom Betriebe unabhängigen 
Ereignisses, durch dessen Nachweis sich der 
Halter eines Kraftfahrzeugs entlasten kann, wird 
bei Luftfahrzeugen kaum jemals zutreffen, da 
die Witterungseinflüsse gerade zu den eigen- 
tümlichen Gefahren des Luftbetriebs gehören. 
Beide Regelungen würden also dem Luftfahr- 
zeughalter ihrem Wortlaute nach einen Ent- 
lastungsgrund geben, der praktisch fast nie- 
mals zuträfe, mit anderen Worten, der Halter 
würde außer bei eigenem Verschulden des Ver- 
letzten immer haften. Zu einer solchen Ver- 
schärfung der Haftung besteht aber keine Ver- 
anlassung. Zunächst darf, wie auch schon in 
der Begründung zu dem Entwurfe eines Ge- 
setzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
hervorgehoben ist, die Leistungsfähigkeit der 
in Betracht kommenden Unternehmungen nicht 
unberücksichtigt bleiben. Von diesem Gesichts- 
punkte aus erscheint es billig, die Eisenbahn- 
ihrer Ausstattung mit 
mancherlei Vorrechten, bei der wirtschaftlichen 
Monopolstellung, die sie tatsächlich innehaben, 
bei dem großen Umfange ihrer Betriebe und 
bei ihrer regelmäßig sehr bedeutenden Kapital- 
kraft für den Schaden, den ihr Betrieb ver- 
ursacht, unbedingt haften zu lassen. Dagegen 
läßt sich aus diesen Gründen eine dazu noch 
gesteigerte Haftpflicht der Luftfahrzeughalter 
nicht rechtfertigen. Es sind ihnen keinerlei Vor- 
rechte eingeräumt, und sie nehmen weder cine 
Monopolstellung ein, noch sind im allgemeinen 
ihre Betriebe von großem Umfange. Endlich 
ist auch ihre Kapitalkraft meist nicht erheb- 
lich. Im Zusammenhange damit steht, daß es 
sich bei Eisenbahnbetrieben und bei einem 
großen Teile der Kraftfahrzeuge um gewerb- 
liche Unternehmungen handelt; hier kann mit 
Recht geltend gemacht werden, daß derjeniee 
für die schädlichen Wirkungen einer Naturkraft 
einzustehen hat, der sie zu Erwerbszwecken 
in seinen Dienst stellt. Für die Luftfahrt muß 
man dagegen anerkennen, daß bei ihr die ide- 
alen Zwecke, insbesondere die Vorbereitung der 
Lardesverteicigung, im Vordergrunde stehen.“ 

Um zu einer angemessenen Regelung der 
Haftpflichtfrage gelangen zu können, muß man 
deshalb, wie die Begründung zum Gesetzesent- 
wurfe zutreffend bemerkt, untersuchen, welche 
der eigentümlichen Gefahren des Betriebs der 
Luftfahrzeuge eine besondere Berücksichtigung 
erhcischen, und die Verantwortlichkeit des Hal- 
ters dementsprechend bemessen. 

Eine besondere Getahr des Betriebs der Luft- 
fahrzeug: liegt nun zunächst darin, daß die 
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Handhabung solcher Fanrzeuge an die Besatzung 
wie. auch an die sonstige Mannschaft, also auch 
an die an der Fahrt nicht beteiligten Hilfs- 
personen, verhältnismäßig hohe Anforderungen 
stellt. Es ist von ihnen eine ganz besondere 
Sorgfalt in der Prüfung der Betriebsvorichtungen 
vor der Fahrt zu beobachten, sie müssen die 
Wind- und Wetterverhältnisse kennen und 
während der Fahrt mit Vorsicht, Geschick und 
Geistesgegenwart handeln. Es ist deshalb durch- 
aus gerechtfertigt, den Halter des Luftfahrzcugs 
unbedingt dafür haften zu lassen, daß die Per- 
sonen, deren er sich bei dem Betriebe bedient, 
die erforderliche Befähigung, Sachkunde, Ge- 
wissenhaftigkeit und Geistesgegenwart besitzen. 

Eine weitere besondere Gefahr des Betriebs 
der Luftfahrzeuge ergibt sich daraus, daß schon 


geringe Fehler in der Beschaffenheit des 
Materials oder in der Zusammensetzung der 
einzelnen Teile und kleine Störungen in den 


Verrichtungen cinen Absturz herbeiführen oder 
eine sofortige Landung nötig machen, bei der 
Beschädigungen meistens unvermeidlich sind. 
Auch ist dabei mit Explosionsgefahr zu rechnen. 
Billigerweise muß auch hier der Halter für die 
Betriebssicherheit seines Luftfahrzeugs ohne 
Rücksicht auf ein Verschulden haften. 

Dazu kommt, daß bei der Höhe und Ge- 
schwindiekeit, in und mit welcher sich die Luft- 
fahrzeuge bewegen, dem Verletzten der Nach- 
weis der Einzelheiten des Untalls, von denen 
sein Ersatzrecht abhängt, wenn nicht unmög- 
lich, so doch recht erschwert ist. Es erscheint 
deshalb berechtigt, sich mit dem Nachweis des 
Verletzten zu begnügen, daß der Schaden in 
ursächlichem Zusammenhange mit dem Betriebe 
des Luittahrzevgs steht, und dem Halter den 
Beweis dafür aufzuericegen, daß keiner der Haf- 
tungsfälle vorliegt. 

Von diesen Gesichtspunkten aus wird denn 
auch die Haftpflicht in dem Gesetzesentwurfe 
wie folgt geregelt: 

„Wird bei dem Betriebe eines Luftfahr- 
zeugs, das zur Aufnahme von Menschen be- 
stimmt ist, jemand getötet oder sein Körper 
oder seine Gesundheit verletzt oder eine Sache 
beschädigt, so ist der Halter des Fahrzeugs 
verpflichtet, dem Verletzten den Schaden zu 
ersetzen. 

Die Ersatzpfiicht ist ausgeschlossen, wenn 
der Unfall weder durch Verschulden des Fahr- 
zeughalters oder einer bei dem Betriebe be- 
schäftigten Person noch durch einen Fehler 
in der Beschaffenheit des Fahrzeugs oder 
durch ein Versagen seiner Verrichtungen ver- 
ursacht worden ist.“ 

Auf der anderen Scite beschränkt aber auch 
der Entwurf, indem er hierin dem Automobil- 
gesetze folgt, den Umfang der Haftune durch 
Festsetzung bestimmter Beträge, über 


welche’ 


Landgerichtsrat Nemnich, Die Haftpflicht im Luftverkehr 


hinaus kein Ersatz geleistet zu werden braucht. . 
Der Ersatzpilichtige haftet, 


l. wenn ein Mensch getötet oder verletzt 
wird, nur bis zu einem Kapitalbetrage 
von 50009 Mark bzw. Rentenbetrage von 
jährlich 3000 Mark, 


wenn mehrere durch dasselbe Ereignis ge- 
tötet oder verletzt werden — unbeschadet 
der in Nr. 1 bestimmten Grenze — nur 
bis zu einem Kapitalbetrage von insgesamt 
150000 Mark bzw. Rentenbetrage von 
jährlich insgesamt 9000 Mark, 


ID 


3. wenn Sachen beschädigt werden, nur bis 
zum Betrage von 10000 Mark. 


LUecbersieigen die Entschädigungen, die an 
mehrere Verletzte auf Grund desselben Ereig- 
nisses nach Nr. 1, 3 zu leisten sind, insgesamt 
die Höchstbeträge der Nr. 2, 3, so verringern 
sich die einzelnen Entschädigungen in dem Ver- 
haltnis, in dem ihr Gesamtbetrag zu dem 
Höchstbetrage steht. Die Begrenzung der Haf- 
tung gewährt den Luftfahrzeughaltern in 
gleicher Weise, wie das Automobilgesetz den 
Kraftfahrzeughaltern, die Möglichkeit, sich gegen 
Schadensfalle ohne unverhältnismäßig große 


Kosten zu versichern. Bei einer in ihrem Betrage 


unbeschränkten Haftung würden die Versiche- 
rungsprämien außerordentiich hoch sein, so daß 
ein großer Teil der Luitfahrzeughalter wohl 
kaum in der Lage wäre, sie zu bestreiten. 
Anderscits kommt die Versicherung selbst aber 
auch den Verletzten zugute, indem sie ihnen 
die Verwirklichung ihrer kleinen und mittleren 
Ersatzansprüche in sichere Aussicht stellt. 


Der Anregung, die sämtlichen Fahrzeughalter 
zu einer Zwangsyenossenschaft zu vereinigen, 
die dem geschädigten dritten als alleiniger 
Träger der Haitpilicht gescenübersteht, ist der 
Gesetzesentwurf nicht gefolgt. Er lehnt die Bil- 
dung ciner solchen Zwangsecnossenschaft mit 
der Begründung ab, es würde schwer möglich 
sein, die ausländischen Fahrzeugualter in diese 
Genossenschaft einzubezienen, und es fehlten 
genügende Unterlagen für die Bildung der Ge- 
fahrenklassen und die Berechnung der Beiträge; 
außerdem würde hier die geringe Zahl und die 
finanzielle Schwäche der Beteiligten die Lasten 
der Zwangsgenossenschaft besonders fülhlbar 
machen. 


Wenn auci der Reichstag an dem Entwurfe 
vielleicht cinige Acnderungen vornehmen wird, 
so wird man schon heute mit Niemeyer aner- 
kennen müssen: „Das Gesetz hätte, wenn cs 
den Vorschlägen des Entwurfs folgen würde, 
nach dem heutigen Stande der Luftfahrzeugfahrt 
eine gerechte und zweckmäßige Ausgleichung 
der Interessen des Luftverkehrs und derjenigen 
der Allgemeinheit gefunden, soweit sie außer- 
halb der Luftschiffahrtsinteressen liegen.“ 


Wirtschaftliche Rundschau 


* Wirtschaftliche Rundschau. 
g Juni - Börsenbericht. 


Die in den: letzten Monaten beobachtete Senkung 
der Kurse für die einzelnen Industrien hat auch im 
Monat Juni vorherrschend stattgefunden. Eine geringe 
Aufwärisbewegung zeigen nur die Kurse der Bergbau- 
Gesellschaften mit 1,590/,, die Kurse der Eisenhütten- 
Industrie mit 0,929/) und die Kurse der Textil-Industrie 
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Industrie gefallen und zwar mit 20,84%,. Gleicher- 


maßen erheblich sind auch die Durchschnittskurse der ` 


Metall-Industrie gesunken. Die Kurseinbuße hierfür 


beträgt 16,93 ;.. 
den Vormonat auf. 
Tabelle 2. 
Kapital- Aenderungen: 


mit 0,53%. Alle iibrigen Durchschnittskurse sind Se | a M 
wiederum gegen den Vormonat gefallen. Am stärksten m PES ; 
sind hierbei die Durchschnittskurse der Chemischen Börsenzulassungen : i 


Nähmaschinen- u. Fahrräder- 


Fabrik Bernhard Stoewer, . 
Tabelle 1. Stein. . ..... Automobil-Fabriken 500 000 
Fon ni. & T p Ineee E lerne an 
on : i ollmar & Jordan, Pforzheim etall-Industrie 5 
Ci Bezeichnung S gegen Telefonfabrik A.-Q. vorm. 
pi | en Vormonat J. Berliner . . Elektro-Industrie 1 000 000 
Dr. Paul Meyer, A -G., Berlin " " -1 000 000 
| Rhein.-Nassauisch. Bergwerks- | 
Bergbau-Gesellschaften ... | -+ 1,59 aoe a Bergbau-Gesellschaften | 2 500 000 
l aaae ; ; s 
Eisenhüttenindustrie Ter + 0,92 Braunschweig . . . . | Maschinenfahriken 4 000 009 
Maschinenfabriken. ... . — 2,42 Zuwachs im Juni 1914 14350000 
Automobil-, Fahrrad- und 
Nähmaschinenfabriken . — 822 Bestand am 31. Dezember 1913 167 874 000 
Metallindustrie. ...... — 16,93 Zuwachs im Januar 1914 8850000 
Elektroindustrie ...... — 2,27 A » März 1914 7150000 
Waggonfabriken...... — 5,70 » » April. 1914 1000000 
Chemische Industrie ... — 20,84 = „Mai 1914 28996000 
Textilindustrie ....... + 0,53 è „ Juni 1914 14350000 
Zementindustrie ...... — 3,58 228 220 000 
Papier- u. Zellulosefabriken — 3,55 Kapitaleinbuße im Februar 1914 4099 800 
Glas- u. Porzellanfabriken — 3,90 Gesamtbestand am 30. Juni 1914 224 120 200 
Zuckerfabriken....... — 0,54 a 
Sr se à — re Die Kapitalzufuhr an der Berliner Börse war 
Verschiedene au — 2'00 immerhin beachtenswert.. Die hierfür. in Betracht 
A : kommenden Zahlen sind aus der Tabelle 2 ersichtlich. 
Alle Industriewerte .... — 3,37 E. W. 
* x 


Die Kraftfahrzeuge 


In Heft 1 des Jahrganges 1914 der Viertel- 
jahrshefte zur Statistik des Deutschen Reiches 
werden ausführliche statistische Angaben über 
den Bestand an Kraftfahrzeugen und über Art 


im Deutschen Reiche. 


und Anzahl von Unfällen, die durch Kraftfahr- 
zeuge veranlaßt worden sind, veröffentlicht. 
Ueber den Bestand an Kraftfahrzeugen gibt 
die folgende Tabelle Aufschluß: 


Der Durchschnittskurs für sämtliche. 
Industriewerte weist eine Senkung von 3,379/, gegen. 


Me | Zur Personenbeförderung Zur l.astenbetörderung. 
| x 3 Š : | davon | davon 
SSS | l Kratt- Kral 
Staaten E ; Z Kraft- IA WaREN on de © Kraftwagen 
xo | TR | | _ ins- | ins- | ins- 
ins- | ins- | ins- ‘biszu) 8 bis 16bis| über  ins- ' ge- | ge- biszu!8 bis 16 bis über) ge- 
gesamt gesamt gesamt; 8 PS. | 16 PS. 40 PS. 40PS. gesamt samt samt 8 PS. 16PS 40P3 40PS samt 
| | | | | | | 
Preußen . . .. ‚49 988 45 ete 11050; 7991 9091) 15 564! 1 376| 34 022 1010 61 |1005, 1161, 2262; 427 4855 
darunter | ! | 1 
Rheinland . . | 9 576 8 320 1937| 1672) 2053 2456 202) 6383/1256 19 | 259; 285} 596: 97 |: 1237 
Landespolizeibezirk | | | S | 
Berlin . . | 8992| 7394 743 904| 880 4472, 395 665111598 6 | 486 465 569 72 |1592 
Brandenburg . 4267| 3920| 1346, 428} 617, 1315 214; 2574 H ] | 38 74 171 63| 346 
Bayern . . . . 10241 8523| 2570 1171! 1864 2715, 203 5953:1718 9) 318 477 807| 107 |1709 
Sachsen 10083; 9067| 2729: 2164 1938: 2060) 176, 6338/1016; 10 | 266, 209 466, 65 | 1 006 
Württemberg | 3956) 3412) 1126 472. 591; 1110; 113. 2286 544 4 60' 100, 328. 52 | 540 
Baden... . || 3615! 3247: 1079 475, 609, 943) 141; 2168' 368 — 59: 60; 167; 82! 368 
Hamburg. . . . | 2390, 1979| 289, 249 626! 743 71; 1689: 412; 14 164, 92) 127| 15 398 
Elsaß-Lothringen . | 4575| 4284| 1072 994 1257! 930; 31! 3212 291 1 42) 59 174) 15 | 290 
Uebrige Staaten 8224| 7750| 2542; 1672 1759 1669| 108. 5 208 | 474 1! 105 101, 218! 49 473 
Deutsches) 1. Jan. 1914 93072. 83 333 22457 15188 17735 25734 2219 60876 9739 100 | 2019 2259:4549 812 | 9630 


Reich \ 1. Jan. 1913) 


77 789 70085 20325 14 742 15087) 18501, 1430 49 760 7704 123 19021935 3213 531 7581 
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Bemerkenswert ist, daß in der Zeit vom Gesamtumlauf der Schuldverschreibungen 
1. Oktober 1912 bis 30. September 1913 insge- der deutschen Boden-Kreditinstitute. 
samt 24647 ausländische Kraftfahrzeuge die 
Reichsgrenze überschritten. Ueber die Ur- Nach den Vierteljahrsheften zur Statistik des Deut- 


sprungsländer gibt die nachstehende Zusammen- schen Reiches (Heft 1, 1914) bezifferte sich der Gesamt- 
stellung ein Bild (für den Zeitraum 1. Oktober Umlauf der Schuldverschreibungen der deutschen 
1912 bis 30. September 1913): Bodenkreditinstitute auf M. 17 051 520 000 am 31. De- 

—eeee zember 1912, gegen M. 15818996000 anı 31. De- 
Anzahl zember 1910. 


Hieran sind beteiligt: 
15 staatliche, provinzielle und 


Es entstammten aus 


absolut . in %, 


Frankreich. . | 7685 | 31,2 städtische Institute. . . mit M. 1052120000 
Oesterreich- "Ungarn. 7300 | 29,6 16 Renten- und Landeskultur- 
RR e eer | ae rentenbanken. . . . mit M. 516 584 000 
Be l Erler 27 Landschaften . . . . . mit M. 3905034000 
Großbritannien . . | 723 29 38 Hypothekenbanken . . . mit M. 11410 699 000 
Ver.Staat.v. Amerika | 342 | 1,4 2 sonstige Institute. . . . mit M. 167083000 
Ueber die Anzahl und Art der Unfälle an š N 
Kraftfahrzeuge unterrichtet die folgende Tabelle: Bd 
E Zekraim E Verletztė Personen = Getötete Personen u 
l. oo. ze davon waren davon waren Eu 
haupt 3 ritte $ R | dritte 
30. September p . Führer | Insassen | personen a | Führer | Insassen | personen 
1912/13 absolut 6313 | 503 1187 . 4623 504 | pa 61 — 409 
u in 9, = | 80 18,8 | 732 | 67 | 121 | 812 
1911/12 absolut | 5 542 407 1045 | 4090 = 61 347 
u in O 73 | 189| 738 77 | 138 | 785 
1910/11 Absolut || 4262 | 311 702 3 249 24 49 | 270 
| as 165 | 762 “to | ss | 17 
Bo 3 651 245 641 2 765 23 32 |! 223 
1909110 ° | 
nl 67 | 176 | 757 8,3 11,5 | 802 
ic | 2945 225 487 | 2233 13 31 150 
1908/09 | 
a in O/o | u 77 1605| 758 DER 67, 160 | 13 
Bol 2630 | 188 431 2011 i2 | 22 107 
1907/08 | 
u in | ct 16,4 | 76,5 = 85 : 15,6 J 7159 | 
aola 2419 ” 199 367 1853 13 17 115 
1906/07 i | 
in % | O 82> 152 76,6 | 90 117 : 793 
x * R 
Grosshandelspreise. 
— er 
Waren | Platz | Einheit ET 
| | 1914 ! 1913 
Weißstrahli iges Qual.-Puddelroheisen. . . . 2 2 2 2 22. | 66,00 | 69,00 
Deutsches Gießereieisen . . 22 + | Düsseldorf | 75,50 | 77,50 
PREISE Gießereieisen Nr. 3 ab Werk | 1000 kg || 61,00 : 64,00 
Thomaseisen . | — — 
Deutsches Bessemer. . 2 79,50 | 81,50 
Blei, rhein., dopp. raffin, 2... ee a L a a 37,25 | 38,00 
Kupfer, deutsch, dopp. raff., in Platten. . . . 2 2 22.0. | Frankfurt Uid 132,00 | 146,00 
Zink, raff., Galmei- . . a See face Reon ee ae | a M | 45,50 | 52,50 
Zinn, Banka- | | 317, ‚00 465,00 
Steinkohle | \ | 
me ee | 1125| 11,75 
b) Fett-. n a SE den Gat, re fe he en Sgt oe 7 Essen | 1000 k 11,63 | 12,38 
c) Mager- . . 2 2 2 2 2 ee ee ee eee ef ab Werk l &| 11,25 | 12,00 
d) Gas-. Se: Ieee e OR a et, he el tae is Ce 13,00 13,50 
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Die Entwicklung des deutschen Schiffbaues 
geht aus der den Vierteljahrsheften zur Sta- 
tistik des Deutschen Reiches (Heft 1, 1914) ent- 
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R 


nommenen Zahlen, die in den nachfolgenden 
Tabellen auszugsweise zusammengestellt sind, 
hervor. 


Tabelle 1. 


nr ne 


Jahr | 


| Auf deutschen Privatwerften erbaut 


fiir deutsche Rechnung 


fiir fremde Rechnung 


im Bau | hiervon fertiggestellt | im Bau | hiervon fertiggestellt 
Zahl | Brutto- | Zahl | Brutto- | Zahl | Brutto- | Zahl | Brutto- 
der Raumgehalt | der | Raumgehalt | der | Raumgehalt © der , Raumgehalt 
Schiffe; in Reg. -Tons Schiffe| in Reg.-Tons Schiffe; in Reg.-Tons | Schiffe: in Reg.-Tons 
Insgesamt 11181 | 1460041 || 740 | 485.484 69 926 | 
1913 Dampfschiffe _ 433 | 1305759 | 200 399 942 90 50 195 | 65 + 26065 
Motorschiffe 116) 45305 | 82 5 39 | 3286 
Insgesamt 1164 1404488 | 751 | 442690 | 37348 
1912 Dampfschiffe 414 , 1191616 4 221 334 977 7 899 
Ä Motorschiffe , 134 51 237° | 99 11 245 2 041 
Tabelle 3. 
u Es befanden sich im Bau u 
‚Jahr oi ed Kauffahrteischiffe, ~ FluBschiffe Zusammen 
Zahl teg-Tons, Zahl Reg. Aue Zahl 1 Reg, -Tons Zahl Reg. -Tons 
1. von deutschen Privatwerften ‚1913. 35 145420 ' 1011 |1206812 | 135 ek 17 809 1181 1460041 
auf deutsche Recinung, ‚1912 4l ; 165420 ‚1010 | 1224979, 13 7 es 089° ` 1164 1404 488 
l 1913. 19 16360 | 205 | 49005. 33 4501 , 257, 69926 
a abi EEUE REGINAN E 1912, am 11112 | 170 | 61489: 63 5642 | 2371 78243 
3. von ausländischen Werften hoa =: — 17, 482301 5| 57 | 132 | 48804 
für deutsche Rechnung 92 - ; — | 203 | 85676 13. 1961 216 87 637 
Tabelle 2. daß die bisherigen bergbaulichen Unternehmun- 


| Auf ausländischen Werften erbaut 


| für deutsche Rechnung 


J ahr | im Bau | hiervon fertiggestellt 
Zahl Brutto- | Zahl | _ Brutto- 

der d der | Raama pal 

Schiffe Reg. "Tons | Schiffe Reg- Tons 
Insgesamt || 132 | 48804 |! 103 | 42267 
1913 Dampfschiffe; 15 | 26967 12 | 25607 
Motorschiffe 9 773 8 708 
gesamt 5 216 | 87637 lj 161 | 73490 
1912 Dampfschiffe| 39 | 51 683 30 | 47300 
Motorschiffe | 12 223 8 | 179 

£ * 
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Die Eisenerzlager Großbritanniens. 
Von Zipl..jng. Mannberger. 

In Großbritannien sind bis jetzt rund 1 Mil- 
liarde Tonnen Eisenerze aufgeschlossen. Hier- 
von wurden in den letzten Jahren nicht mehr 
als 14 Millionen Tonnen jährlich abgebaut, so 
daß der Vorrat noch auf 70 Jahre reicht. Je- 
doch sind seit 1906 ein halbes Dutzend neuer 
Fundorte bekanntgeworden, teilweise von aus- 
gezeichneter Größe und Ausbeutemöglichkeit. 


Diese Orte liegen im Norden von Irland, in 
Stafiordshire, Derbyshire, Cumberland, Llanca- 
shire und Furnes. Letzteres Lager ist durch 


Tiefbau aufgedeckt worden und hat bestätigt, 


gen des Distrikts (Daltonin-Furness) nicht tiefer 
gegangen sind als bei ihren alten Gruben. Boh- 
rungen in Cumberland haben nun ergeben, daß 
viefach sich noch Erzlager unter den kalk- 
haltigen Sohlen abgebauter Gruben befinden. 
Augenblicklich ist es noch nicht notwendig und 
nutzbringend, an den Abbau der neuen Lager- 
stätten zu gehen. In Cleveland und Nord-York- 
shire wird bis jetzt nicht mehr als 1’, der Gru- 
benfelder ausgenutzt. Dieses Fünftel soll mehr 
als 50 Jahre hindurch ausreichende Ausbeute 
gewähren. 


Wenn England selbst im Mutterlande seine 
ganzen Eisenerzlager abgebaut hätte, dann stän- 
den ihm jm Ausland und in seinen Kolonien 
noch ausreichende Reserven zur Verfügung. 
England bezieht zurzeit 80% seiner eingeführten 
Erze aus Spanien, und dessen Vorräte werden 
vor Schluß des Jahrhunderts nicht erschöpft 
sein. In Spanien sind 500 Millionen Tonnen 
reicher Erze gcemutet, und ein großer Teil der 
Felder ist bereits käuflich von England erwor- 
ben oder mit englischem Kapital gepachtet. Dann 
kommen für England noch die unermeßlich 
großen Erzlager in Norwegen, Schweden, Lapp- 
land, Algier, Nigeria, Türkei, Sudan, Neukale- 
donien, New Foundland, Kanada, Australien, 
Indien und China in Betracht, von denen Eng- 
land ohne große Unkosten auf dem Wasser- 
wege seinen Bedarf an Eisenerzen decken kann. 
Alle diese Vorräte dürften noch reichlich den Be- 
darf auf die nächsten 250 Jahre hinaus decken. 


= 2 2 
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:Soziales 


Bestand der deutschen Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H.: 
Nach den in dem neuesten Vierteljahrsheft zur Statistik des Deutschen Reiches erschienenen Zusammen- 


AANEEN ergibt sich aagende Uebersicht: 


Bestand am 31. Dezember 


1912 1913 
Geselischaften T Aktiengesellschafteni| Gesellschaften m. b. H. Aktiengesellschaften Gesellschaften m. b. H. 
| | Nominelles | Stamm- Nominelles | | Stamm- 
i) Zahl Kapital Zahl kapital Zahl Kapital Zahl kapital 
| in Mill. M. | ' in Mill. M. in Mill. M. | in Mill. M. 
a) tätige . . .) 5421 10061 | 24611 4 498 5486 17357 126700 4810 
b). in Liquidation befindliche . | 312 | 348 3 206. 397 321 305 1 3544 423 
c) in Konkurs befindliche. . | S7 79 795 96 104 95 | 897 IUS 
Soziales qualitativer Hinsicht durch die offenbare Bevor- 
nee ee zugung des Kleinhauses festzustelien. Sowohl 
Arbeiterfürsorge. was die innere Einrichtung und die Bauform 
Die ireiwiliive soziale Fürsorge der privaten der Häuser, als auch die äußere Aufmachung der 
Arbeitgeber, die sich in mannigtaltigen chari- neueren Wohnanlagen, wie Straßenbau, Auftei- 


tativen Einrichtungen und besonders in der Woh- 
nungsfürsorge auspricht, wird durch eine Zu- 
sammenstellung belegt, die wir in dem Jahres- 
bericht des Westfälischen Vereins zur Förderung 
des Kleinwohnungswesens finden. Die Erhebun- 
gen beziehen sich nur auf die Provinz West- 
falen, sind aber trotzdem, oder gerade deshalb, 
bedeutungsvoll. 

Nach einer Zählung vom 1. Januar 1903 wur- 
den damals in Westfalen 22196 von privaten 
Arbeitgebern errichtete Wohnungen ermittelt. 
Dem stehen nach der letzten Zählung gegenüber 
56 348 Wohnungen; das bedeutet eine Zunahme 
von 34152 Wohnuneen in 12 Jahren oder im 
jährlichen Durchschni:t 2346. Anfang 1910 waren 
insgesamt 45351 Wohnungen vorhanden; in 
2 Jahren ist also eine Zunahme von 10 997 Woh- 
nungen = 19,52 Proz. zu verzeichnen. In den 
einzelnen Regierungsbezirken wurden von den 
privaten Arbeitgebern bis Ende 1911 errichtet: 
Arnsberg 44167, Münster 11410, Minden 1 


Wohnungen. Von den Wohnungen enthielten 
2,72 Proz. je 2 Zimmer, 30,92 Proz. je 3 Zim- 
mer. Die Gesamtzahl der von privaten und 


öffentlichen Arbeitgebern errichteten Häuser bz- 
trägt 66167. Rechnet man auf eine Wohnung 
eine Einwohnerzahl von 5 Personen, so ergibt 
sich, daß durch die Tätigkeit der gesamten PAr- 
beitgeber in Westfalen für rund "330 000 Per- 
sonen oder rund 8 Proz. der Gesamteinwohner- 
schaft Unterkunft geschaffen wurde. Erheblichen 
Umtang hat auch die Erbauung von Renten- 
gütern kleinsten Umfanges, sog. Arbeiter- 
rentengütern, durch die Arbeitgeber genommen. 
Insgesamt sind 131 Rentenguter errichtet worden, 
davon allein 104 von der Zeche Radbod bei 
Hamm. Auch die Art der Arbeiteransiedluag 
im Eigenhause durch Gewährung von Hvpo- 
theken von Arbeitgeberseite hat in Westfalen 
eine weite Verbreitung gefunden. 37 Arbeit- 
geber haben insgesamt rund 3 Mill. M. dafür 
ausgegeben. 

Besonderes Interesse dürfte die Untersuchung 
über den Anteil des Kleinhauses an den Gesamt- 
leistungen der Arbeitgeber beanspruchen. Von 
der privaten Industrie (ausschl. der Gelsenkirche- 
ner Bergwerks-A.-G., die mit 1388 Häusern bet 
der Berechnung leider ausscheiden mußte, da 
nur die Gesamtzahl der Häuser mitgeteilt wurde) 
wurden insgesamt 13390 Häuser errichtet. 
Davon entfallen auf das Kleinhaus 81860 = 52,51 
Proz., auf das Mehrfamilienhaus 7704 47,49 
Proz. Bedeutende Fortschritte sind auch in 


lung des Geländes usw. anlangt, kann man diese 
Siedlungen als Muster moderner Siedlungsweise 
und Baukunst ansprechen und sie als städtebau- 
lich vorbildlich bezeichnen. Die neuesten 
Koloniebauten sind in Wahrheit Gartenstädte im 
kleinen, wie sie zuerst in England unter der 
Initiative der Arbeitgeber entstanden sind. Ver- 
schiedene Leistungen unserer Arbeitgeber im In- 
dustriegebiet können sich den englischen Garten- 
stadten, namentlich was solide Bauausführung 
und die ästhetische bauliche Seite der Siedlungen 
anlangt, mindestens ebenbürtig an die Seite 
stellen. 


Gegen die Fortführung der Sozialreform. 

Eine weitere gewichtige Stimme hat sich 
gegen den übertriebenen Ausbau unserer Sozial- 
politik erhoben. Die Handelskammer zu 
Altona nahm folgenden Beschluß an: 


„Die Gesellschaft für soziale Re- 
form hat im vorigen Monat eine Massenkuid- 
gebung für die Fortführung der Sozialretorm 
veranstaltet und durch den Mund ihrer Redner 
erklärt, keine Pause in der Sozialpolitik eintreten 
zu lassen, sondern jetzt, nachdem sich allmäh- 
lich in weiteren Kreisen des deutschen Volkes 
Unmut über den übertriebenen Ausbau der So- 
zialpolitik zu erheben beginnt, erst recht So- 
Zialpolitik treiben zu wollen. Die Forderung 
der genannten Gesellschaft erscheint um so un- 
verständlicher, wenn man erwägt, daß das 
Deutsche Reich gerade erst am Abschluß zweier 
außerordentlich bedeutungsvoller Sozialgesetze, 
der Reichsversicherungsordnung und der Anve- 
stelltenversicherung, steht, durch die alle großen 
Erwerbsstände in sehr erheblichem Maße belastet 
werden, und wenn man ferner berücksichtigt, 
daß eine ganze Reihe wichtiger sozialer Fragen 
augenblicklich ihrer Erledivrung im Reichsamt des 
Innern harren. Die Rufe nach Reform des Ar- 
beiterrechts, nach Arbeitslosenversicherung und 
unbeschränkter Koalitionsfreiheit haben in der 
Versammlung der Gesellschaft für Sozialreform 
ein starkes Echo gefunden, während sich der 
größte Teil der Industrie und des Handels so- 
wohl wie des Kleingewerbes und der Landwirt- 
schaft darin einig sind, daß die einseitige Be- 
günstigung der sozialen Arbeiterpolitik endlich 
einmat zum Stillstand kommen muß. Die tort- 
schreitende Belastung der genannten Erwerbs- 
stande durch erhöhte Ausgaben für soziale 
Zwecke bewirkt nicht nur eine Schädigung der 


Verscliedenes — Hochschulnachrichten 


‘in Frage kommenden Gewerbe selbst, sondern 
zieht auch weiteste Bevölkerungskreise in Mit- 
- Jeidenschaft. Soll weiter Sozialpolitik getrieben 
werden, so hat diese sich nicht wie bisher tast 
nur auf Angestellte und Arbeiter zu erstrecken, 
sondern sich mehr der Hebung und Besse- 
rung der Lage des selbständigen ge- 
werblichen Mittelstandes zuzuwen- 
den, dessen Wünsche und Forderungen zu er- 
füllen cine der wichtizsten innerpolitischen Auf- 
gaben unserer Zeit bedeutet. Die Forderung 
dieser berechtigten Interessen ist ein dankbarcs 
Gebiet für die Betitivung der heutigen Sozial- 
politik.“ 


Verschiedenes. 


Dr. h. c. per Inserat! 


ringt doch der Inseratenteil einzelner Zeitungen 
schon ele ständige Rubrik, m ver sich Menschen- 
freune anbieten, anderen „zur rite Erwerbung der 
Doktorwürde“ behilflich zu sein. Hieruber regt man 
sich schon gar nicht melir anf. Als Neuestes war 
jedoch kürzlich das folgende Inserat zu lesen, das 
entschieden verdient, höher gehängt zu werden. 


Dr. h. c. 


Herren i. achtunggebiet. Pos, deren 
Berafe a. akad. Vorb. beruh, od aber 
Männer m. wırkl. gelehrt. Verd., hab. 
Aussicht a. Verleih. d. Ehrendoktorats. 
Zweckdienl. u. umfass. Inform. durch 
Fr. W. Schmidt, Winterfeldstr. 30B. 


Also jetzt kann man durch ein Zeitungsinserat 
Doktor „ehrenhalber“ werden! Immerhin wird es ja 
noch nicht so ganz leicht gemacht. denn der Bewerber 
soil Akademiker sein oder „wirklich gelehrte Ver- 
dienste“ autweisen. 

Wenn in jüngerer Zeit vielfach Stimmen verlauten 
und sich gegen die häufigen Ehrenpromotionen 
wenden, die zumal auf den Technischen Hochschulen 
zahlreich erfolgen, so muß jetzt gar noch ein solches 
Inserat hinzukommen. Jedenfalls ist hiergegen auf 
das schärfste Protest zu erlieben. 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Berlin 


Die für das Amtsjahr 1. Juli 1914/15 erfolgten 
Wahlen der Herren Abteilungs-Vorsteher, und zwar 
des Professors Dr. Seeßelberg f.d. Abt. f. Archi- 
tektur, des G. R.-R. Professors Grantz f. d. Abt. f. 
Bau-Ingenieurwesen, des Professors Dr.-Ing. Kloß 
f.d. Abt. f. Masch.-Ingenieurwesen, des G. R.-R. Pro- 
fessors Flamm f. d. Abt. t. Schiff- und Schiffs- 
maschinenbau, des G. R-R. Pro essors Dr.W itt f.d. 
Abt. f. Chemie und Hüttenkunde, des Professors 
Dr. Krigar-Menzel f.d. Abt. f. Allgem. Wissen- 
schaften, sind vom Herrn Minister der geistlichen und 
Unterrichts- Angelegenhenena durch Erlaß U. L T. 
Nr. 1620 vom 12. d. Mis. bestätigt worden. 


Technische Hochschule Hannover. 


Bei Gelegenheit der Einweihung des neuen 
Vereinshauses vom Verein deutscher Ingenieure 
zu Berlin wurde auf Antrag der Abteilungen für 
Bauingenieur- und Maschineningenicurwesen dem 
Kgi. Baurat Otto Taaks in Hannover „in An- 
erkennung seiner hervorragenden Verdienste um 
die Förderung der Technik als führender deut- 
scher Ingenieur und als erfolgreicher Baumeister 
auf dem (Gebiete des Inzenieurwesens“ die 
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akademische Würde ,Doktor-Ingeniecur 
ehrenhalber“ verliehen. 

Aut der diesjähriren Hauptversammlung des 
Vereins deutscher Ingenieure zu Bremen wurde 
auf Antray der Abteilung für Bauingenicurwesen 
dem Burvermeister der Freien und Hansastadt 
Bremen Dr. jur. Karl Georg Barkhausen 
„in Anerkennung seiner hervorragenden Ver- 
dienste um die Förderung des Bauingenieur- 
wesens“ das Diplom über die Verleihung der 
akademischen Würde „Doktor-Ingenieur 
ehrenhalber* überreicht. 


* * 
$ 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 


Statisch unbestimmte Hauptsysteme. 
Von Dipl.Ing. Emil Kammer. Juhus Springer, Berlin 
4. 


Untersuchungen über das Zusammen- 
wirken wagerechter Verbände und ein- 
gespannter Stützen im Eısenhochbau. 
Von Dipl.«Qug. Karl Pohl. Wilhelm Engelmann, 
Leipzig und Berlin 1914. 


Die graphischen Verfahren zur Er- 
mittlung der Querschnittsflächen, der 
Grunderwerbs- und Böschungsbreiten 
von Bahn- und Straßenkörpern. Von 
Dipl 3ng. Felix Glaser. Juhus Springer, Berlin. 

Die experimentelle Ermittlung des 
Verlaufes der Stobkraft und die Be- 
stimmung der Deformationsarbeit beim 
Stauchversuch. Von Diplegng. Hans Seelrase. 
A. W. Schade, Berlin 1914. 


Einwirkung der Temperatur auf die 
Biegefähiekeit von Flußeısen und 
Kupferdrähten. Von Dipl.Ing. Augusto Lautz. 
A. W. Schade, Berlin 1914. 


Technische Hochschule Karlsruhe i. B. 


Reitrige zur Kenntnis der Seifen. 
Ueber das Leimbildungsvermögen des 
Kaliumlaurats, des Kaliumoleats und 
ihrer Mischungen. Von Isıdor Kurzmann. 
Theodor Stemkopff, Dresden und Leipzig 1914. 


Beiträge zur katalytischen Reduk- 
tion der Fette, alkaloide und Nitro- 
körper. Von Fiiedrich Nord. J. Langs Buch- 
druckerei, Karlsruhe 1914. 


Technische Hochschule Miinchen. 


Die Entwicklung der bayrischen 
Landesviehversicherungs-Anstalt in 
den ersten 15 Jahren ihres Bestehens. 
Von Diplom-Landwirt Wilhelm Niklas, Buchdruckerei 
Ed. Leopoldseder, Traunstein 1914. 


Beiträge zur Kenntnis der Diabase 
des Fichtelgebirges und des Franken- 
waldes. Von Josef stern. Dr. C. Wolf & Sohn, 
München 1914. 


Die wirtschaftlich günstigste Span- 
nung für Fernübertragungen mittels 
Freileitungen. Von Dipt.-$ng. Helmuth Eimer. 
Julius Springer, Berlin 1914, 


Mathematisch eographische und 
Recto physikalische Ansichten von 
Keplers Freund Joh. Brengger. Franz 
X. Seitz, München 1914. 

Ueber Melanoidine und ihr Vor- 
kommen im Darrmalz. Von Dipl.-Jng. Willy 
Ruckdeschel. 
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Verbandsnachrichten. 


Deutschen Werkhundaussiellung Colo 1914 


am Sonntag, den 26. Juli 
ergebenst ein. 


Treffpunkt: vorm. 9 Uhr in der Aus- 
stellung, Farbenschau. 

Alles nähere beschreibt die besondere 
Einladung durch die Bezirksvereine. 


Am 25. Juli. abends !/,9 Uhr, Begrüßungs- 
umtrunk im Wartesaal des neuen Deutzer 
Bahnhofes. 


Dipl.Ing. 


Verbandsnachrichten — Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Personalia 


Fr. Hoffmann, Braunschweig, Salzdahlumer Str. 23, 
Erdg. 
Br, Szafranski, c/o Louis A. Salomon, New York N. Y., 


í 216 Pearlstreet. 
Der Bezirksverein Cöln ladet hiermit » » E. Wurm, Patentanwalt, Berlin SW. 11, Bernburger 
sämtliche Verbandsmitglieder Straße 24/25. 
B.-V. Bochum. 
zur Besichtigung Dipl.-Ing. R. Bernhard, Bochum, Dorstener Str. 444, I. , 


B.-V. Bremen. 


Dipl.. Jng. A. Schwebsch, Kiel, Holtenauer Str. 59a. 


Dipl.Ing. 


Dipi. Jng. 


Dipl. Jng. 


Dipl s Jng. 


B.-V. Breslau. 
K. Schulz, Magdeburg, Blücherstr. 4, III b. Rüdiger, 
ab 1. I. 1915 Mitglied des B.-V. Magdeburg. 
B.-V. Danzig. 


- Dipl.s Jng. J. Esser, Danzig-Langfuhr, Rickertweg 3, II. 


B.-V. Darmstadt. 
P. Dumbsky, Darmstadt, Casinostr. 21,2. 
B.-V. Dortmund. 
C. Delliehausen, (Ausland), Frankfurt a. M., Mainzer 
Landstraße 130. 
B.-V. Duisburg. 
Fr. Castner, Essen-Rüttenscheid, Hektorstr. 3, bleibt 
auf Wunsch vorläufig Mitglied des B.-V. Duisburg. 
P. Günther, Hochemmerich, Kr. Mörs, Wilhelm- 


straße 51, 1. 
» » H. Hettner, Mülheim (Ruhr), Kampstr. 36. 
Neuaufnahmen. B.-V. Essen (Ruhr). 
. gets oe Dipl.cSng. Fr. W. Stolzhäuser, Littai-Südbahn (Oesterreich). 
Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren B.-V. Frankfurt a. M. 

als Mitglieder aufgenommen worden: Dipl.-Ing. A. Löhr, Unterliederbach b. Höchst a. M., Scharn- 

Dipl.-Ing. Backhaus, Wilh., Ing. b. d. Zementbau- horststraße 6. 
gesellschaft Alban Vetterlein, G. m. b. H., Erfurt, B.-V. Halle. 

Anger 49, Hl. | Dipl.»Ing. H. Bommert, Dresden, Tischerstr. 2. 

Dipl.-Ing. Bührig, Fritz, Betriebsassistent der Kran- B.-V. Nürnberg. mae 
abteilung Stahlwerk Thyssen, Hagendingen i. Lothr., Dipl.-Ing. E. Walcher, Kiel, Brunswiker Str. 11a, III, bleibt bis 
Junggesellenheim. auf Weiteres Mitglied des B.-V. Niirnberg. 

Dipl.«¥ng. Funk, Aloys, Ober-Ing., Stuttgart, Alleen- B.-V. Oberschlesien. ° 
straße 6. Dipl. 3ng. R. Heermann, Gleiwitz, Loewenstr.2, III, ab 1. X. 1914 

Dipl.-Yng. Henze, Erwin, Ing. bei Schaffer & Co., Kgl. Oberlehrer a. d. Vereinigten Maschinenbau- 
Eisenbetonbau, Duisburg, Mülheimer Str. 146/3. schulen Elberfeld-Barmen. 

Dipl.-Ing. Käm per, Max, Betriebsassistent d. Dort- B.-V. Saarbrücken. — 
munder Union, Räderfabrik, Dortmund, Märkische Dipl.-Ing. C. Reinhardt, Baumeister der Chinesischen Hankau- 
Straße 3. Szetschuan Staatsbahn, Hankau (China), Deutsches 

Dipl.-Ing. Lüthgens, Otto, z. Zt. Lübeck, Marli- Postamt, Fach 41. 
straße 52a. B.-V. Stettin. 

Dr.-Ing. Moeller, Max, Physikal. Chemiker bei Dipl. Jng. W. Peters, z. Zt. im Auslande, Postsendungen p. Adr. 
Siemens & Halske, Charlottenburg, Herderstr.3/4, III. Herrn Bürgermeister Otto Peters, Culm (Westpr.), 

Dipl.-Ing. Neubrand, Max, Ingenieur b. Magistrat Graudenzer Str. 23. 

Berlin, Zehlendorf, Düppelstr. 2. B.-V. Straßburg i. Els. 

Dipl.-Ing. Ohnesorg, Karl, Ingenieur beim Kgl. Ptrl-mg. C. ClauB, Metz, Bankstr. 16. 

Wasserbauamt, Emden, Schweckendieckstr. 18, pt. » » F. Lauscher (Oesterreicher, Förderer), Prag, Stephans- 

Dipl.-jng. Seidel, Wilhelm, Bauleitung b. d. Ost- gasse. 
deutschen Eisenbahngesellsch., Nordenburg, Kirchen- - B.-V. Stuttgart. 
straße 172. Dipl. Jng. Fr. Hubert, Ing. der Fa. Philipp Holzmann & Co., 

Dipl.-Ing. Wintermante 1, Emil, Stadt-Ing. beim Buenos-Ayres. — 
städt. Tiefbauamt, Karlsruhe, Kaiser-Allee 72, Gh. » » K. Ligniez, Mannheim, L. 11. 12. 

s B.-V. Zwickau i. Sa. 
Dipl.Ing. Fr. C. Schubert, Schwarzenberg i. Sa., Grünhainer 
In die Liste der Förderer wurde einge- Straße 2, I. 

tragen: Ausland. 

Dr.-Ing. Weißmann, Leon (Oesterreicher), Chemiker, Dipl. sng. J. Kierzek, Ing. bijhet Departement der Burgerlyke 
Sodingen i. W., Friedrichstr. 6. Openbare Werken, Semarang (Java). 

Dr.»Aing. A. Köhler, unbekannt verzogen. 
Dipl.Ing. K. Zeil, Graz (Steiermark), Kastellfeldgasse 17. 


Adressen- Aenderungen im Mitglieder Verzeichnis, 


B.-V. Aachen. 
Dipl.-Ing. A. Bürklin, Charlottenburg, Havelstr. 9, I. 


SRS a EEE EEE EEE, 


Personalia. 


Dipl.-Ing. William Trost (Mitglied des V.D. 
D.-1.), stellvertr. Direktor des Gewerbesaales und 
Dirigent der V. Gewerbesaalabteilung, wurde vom 
Magistrat zu Berlin als Direktor an die VIII. gewerb- 
liche Pflichtschule für Jünglinge berufen. 


C. Schmale, Worms, Schillerstr. 22. 
B.-V. Berlin. : 
DirL-Qng. K. Bastert, Charlottenburg, Friedbergstr. 12, I. 
St. Glowacki, Patentanwalt, Charlottenburg, Berliner 
Straße 67. 
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Zur Regierungsbaumeistertrage. 
Von Regierungsbaumeister Dr.- Jng. Adolf Heilmann, Darmstadt. 


In der zweiten Februarnummer und ersten 
Aprilnummer unserer Verbandszeitschrift be- 
schäftigen sich die Kollegen Berlowitz und 
Dr. Lang mit der sogenannten Regierungsbau- 
meisterfrage. Da zu dieser Frage seither noch 
kein älteres Mitglied des Verbandes, das Regie- 
rungsbaumeister ist, Stellung genommen hat, 
möchte ich als Regierungsbaumeister diese Aus- 
führungen, besonders diejenigen von Dr. Lang in 
seinem Jahresberichte für 1913, nicht vorüber- 
gehen lassen, um meinen Standpunkt als Regie- 
rungsbaumeister den genannten Ausführungen 
gegenüber festzulegen. 

Es ist schade, daß sich Kollege Berlowitz 
in seinen Randbemerkungen zu dem offiziösen 
Aufsatze über die Lage der Regierungsbaumeister 
im „Zentralblatt der Bauverwaltung‘‘ nicht auch 
mit den Aeußerungen auseinandergesetzt hat, 
welche von dem Ansehen des Titels „Regierungs- 
baumeister‘“ handeln und dann auf die Bedeu- 
tung der Ausbildung der Regierungsbauführer 
hinweisen. Es ist in dem Aufsatze gesagt, daß 
der Andrang kaum ein so anhaltender bleiben 
würde, wenn der Besitz des Titels die aufge- 
wendete Mühe nicht lohnend genug erscheinen 
ließe. 

Kollege Berlowitz findet das Ergebnis des 
Zahlenmaterials in dem genannten Aufsatz ,,ge- 
radezu niederschmetternd‘“. Er findet es unge- 
heuerlich, daß 750% der jungen Diplom-Inge- 
nieure, die von der Hochbauabteilung der Preuß. 


Hochschulen kommen, die Ausbildung im Staats- 
dienste gesucht haben und nur 25% in die Privat- 
praxis unmittelbar eingetreten sind. Glaubt denn 
Koll. Berlowitz, daß sich diese jungen Kollegen 
nicht auch die Aussichten klar vor Augen ge- 
stellt haben, ehe sie in die staatliche Vorberei- 
tungspraxis eingetreten sind, zumal die Bezah- 
lungsverhältnisse während dieser Zeit nicht ge- 


rade glänzende zu nennen sind. Diese 75% 
waren sich vollkommen bewußt, daß nur ein 
ganz geringer Bruchteil, . höchstens 20%, im 


Staatsdienste Verwendung finden kann. Bei 
solchen Fragen ist es doch folgerichtig, zu unter- 
suchen, warum die andern 55% die Opfer an 
Zeit, Kraft und Geld nicht scheuen, um den 
Titel Regierungsbaumeister zu erwerben. Dieser 
Titel hat eben auch in der Privatpraixs An- 
sehen und Bedeutung und besitzt nicht zuletzt 
guten gesellschaftlichen Klang. Um dieser Vor- 
züge willen treten 55% in den Vorbereitungs- 
dienst ein, um denselben nach abgelegter Staats- 
prüfung als Regierungsbaumeister zu verlassen. 
Aber nicht etwa, wie die immer wiederkehrende 
Behauptung der Gegner der Regierungsbau- 
meister lautet, um dann da zu beginnen, wo die 
Kollegen, die nicht die Qualifikation als Staats- 
diener gesucht haben, vor 31/, Jahren ange- 
fangen haben. Ich bin weit entfernt, die Aus- 
bildung im Staatsdienste als das allein seelig- 
machende zu bezeichnen. Würde ich das tun, 
so käme ich heute wohl kaum in die Lage als 


338 


treues Mitglied des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure endlich einmal zur Regierungsbau- 
meisterfrage Stellung zu nehmen. . Aber ebenso- 
wenig ist als das einzig Richtige anzusprechen, 
wenn der junge Diplom-Ingenieur „die notwen- 
dige praktische Ergänzung seiner Kenntnisse und 
Fähigkeiten im freien Berufe und im freien Wett- 
bewerbe sich aneignet‘“. Das ist ein Satz, der 
sich wohl gut anhört, aber wir wissen doch alle, 
wie diese praktische „Ergänzung“ seiner Kennt- 
nisse und Fähigkeiten im freien Berufe und im 
freien Wettbewerbe aussieht. Es ist doch so, 
daß der junge Diplom-Ingenieur im Regelfalle 
gezwungen ist, sich einem Zweige seiner wissen- 
schaftlichen Ausbildung zuzuwenden. Er wird 
als Bauingenieur entweder Brückenbau-Ingenieur 
oder Eisenbeton-Ingenieur, Kanalisations-Ingenieur 
usw. Freilich, wenn das beabsichtigt sein soll, so 
erscheint es mir unnötig, vier der bedeutsamsten 
Jahre unseres Lebens 
wissenschaftlichen Fachausbildung zu widmen. 
Nicht von einer Ergänzung ist im allgemeinen 
in der Privatpraxis zu sprechen, sondern von 
einer Festlegung des jungen Diplom-Ingenieurs 
auf ein ganz bestimmtes Zweiggebiet. Das tut 
der Regierungsbaumeister rund 31/, Jahre spä- 
ter, aber er hat während dieser Zeit eine all- 
seitige Ausbildung in seinem ganzen Be- 
rufsgebiete erfahren, ist von der Planung von 
Ingenieurbauten auch zur Ausführung von solchen 
geführt worden. 
Kollegen „ohne Staatsdienerqualifikation in den 


meisten Fällen weit überlegen. Von meiner eige- 


nen Ausbildung im Staatsdienste kann ich ruhig 
sagen, daß die Vorbereitungspraxis derart be- 
schaffen war, daß man tatsächlich von einer 
Ergänzung der Kenntnisse und Fähigkeiten 
sprechen konnte. Wie kann man da nur immer 
behaupten, daß ich, wenn ich nach 31/, Jahren 
in den freien Wettbewerb eintrete, da anfangen 
muß, wo meine Kollegen ohne Staatsdienerquali- 
fikation vor drei Jahren begonnen haben? Gewiß, 
wir alle kennen Regierungsbaumeister, die dies 
tatsächlich tun müssen. Daß solche Herren aber 
auch als Diplom-Ingenieure glatt versagt hätten, 
daß diese besser Unteroffiziere oder Subaltern- 
beamte geworden wären, möge doch nicht ver- 
gessen werden. Es ist nicht richtig, wenn ge- 
sagt wird, daß die staatlich geregelte und über- 
wachte Ausbildung „Sinn und Berechtigung aus- 
schließlich für den Staatsdienst“ habe. Kennt denn 
Herr B. überhaupt den Ausbildungsgang, den die 
Regierungsbauführer in Preußen, in Bayern,’ in 
all den Bundesstaaten, die Regierungsbauführer 
ausbilden, durchzumachen haben? Ist denn die 
Art des Staates, Ingenieurbauten zu planen und 
auszuführen, eine so ganz andere und vor 
allem minderwertigere als die Art privater Unter- 
nehmungen. Glaubt er denn tatsächlich, daß die 
jungen Regierungsbauführer mit nichts anderem 


einer allgemeinen. 


Gerade hierin ist er seinen. 
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vertraut gemacht würden als 'mit Verwaltungs- 
geschäften? Vermöchte er doch einmal etwas 
genauer hinzuhorchen! Dann könnte er hören, 
wie da und dort Klagen laut werden, daß die 
für den Ingenieur bedeutsamen Verwaltungs- 
geschäfte oft eine zu unbedeutende Rolle im 
Ausbildungsgange des Regierungsbauführers 
spielen. Weiß er denn überhaupt,. daß auch der 
Regierungsbauführer die notwendige prak- 
tische Ergänzung seiner Kenntnisse 
und Fähigkeiten zu einem beträcht- 
lichen Teile der drei Jahre bei Pri- 
vatunternehmungen vorzunehmen in der 
Lage ist? Dieser Teil beträgt z.B. in Hessen 
2!/, Jahre, in Bayern 13/, Jahre, in Preußen 
11/ Jahre. Von dieser Erlaubnis wird auch 
tatsächlich reger Gebrauch gemacht. Auch für 
den Regierungsbauführer bedeutet, wenn er nach 
der Hochschule in die staatliche Vorbereitungs- 
praxis eintritt, der „®ipl.-Ing.‘“ den Abschluß 
seiner wissenschaftlichen Ausbildung. Ihn trennt 
von dem Kollegen, der sofort in die Privatpraxis 
übertritt, nur die Art, wie er die auf der Hoch- 
schule empfangene theoretische Ausbildung er- 
gänzen will durch die Praxis. | 

Kollege Berlowitz kommt naturgemäß am 
Ende seiner Ausführung zu Forderung des 
numerus clausus. Das ist ja das berühmte All- 
heilmittel, das immer vorgeschlagen wird, wenn 
man von der Regierungsbaumeisterfrage spricht, 
das aber von allen Seiten zu betrachten noch 
niemand sich die Mühe genommen hat. Ich gebe 
zu, daß mit der Einführung des numerus clausus 
im wesentlichen die Regierungsbaumeisterfrage 
verschwinden würde. Aber so restlos, wie sich 
die meisten denken, dürfte dies wohl kaum der 
Fall sein. Denn der Staat kann doch unmög- 
lich nur genau so viele Anwärter ausbilden, als 
er später im Staatsdienste verwenden kann. Er 
muß doch — gerade in der Technik — mit der 
Möglichkeit rechnen, daß seine Regierungsbau- 
führer die staatliche Laufbahn verlassen, sich dem 
kommunalen oder privaten Dienste zuwenden; 
es besteht die Möglichkeit, daß die aufgenom- 
menen Anwärter versagen, sich ungeeignet er- 
weisen für die spätere Beamtenlaufbahn. Also 
wird der Staat stets gezwungen sein, eine grö- 
Bere Anzahl von Regierungsbauführern auszu- 
bilden, als er später einmal anstellen kann. Es 
ist doch bekannt, daß z. B. in Bayern mit voller 
Absicht Regierungsbaumeister ausgebildet wer- 
den gerade für den Privatdienst, insofern als das 
Bestreben des Staates dahingeht, sich auch im 
Privatdienste einen Stamm höherer Techniker 
zu schaffen, der seine Absichten und Wünsche 
im Bauwesen kennt und der das Bindeglied bil- 
den soll zwischen Staat und privatem Unter- 
nehmertum? Vor allem aber wird der 
Staatsich der Möglichkeitnicht be- 
geben wollen, unter einer Anzahl 
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von Ausgebildeten die besten und 
tüchtigsten Kräfte dem öffent- 
lichen Dienste zuzuführen. Hier 
ist der Staat Vertreter des öffentlichen Inter- 
cesses, wenn er daran geht, eine Auslese unter 
einer größeren Anzahl, welche die staatliche Vor- 
bereitungspraxis durchlaufen haben, zu treffen 
und in die Staatsverwaltung die nach seiner An- 
sicht Besten und Fähigsten zu berufen. Für 
ci2 Bedeutung der staatlichen Ausbildung spricht 
ecch auch das eine, daß früher in Bayern mit 
cem Bestehen der Staatsprüfung für den höheren 
Paudienst keineswegs das Recht verbunden war, 
sich Regierungsbaumeister zu nennen. Die ge- 
prüften Herren waren lediglich „geprüfte Staats- 
baupraktikanten‘“, und es hat trotzdem cine An- 
zahl von Herren gegeben, welche die staatliche 
Ausbildung durchlaufen haben, ohne daß sie da- 
bei die Hoffnung gehabt hätten, Staatsbeamte zu 
werden. 

Soweit die Ausführungen des Kollegen Berlo- 
witz. Mit aller Entschiedenheit aber möchte ich 
die Ausführungen des Kollegen Dr. Lang in 
seinem Jahresberichte 1913 über die Regierungs- 
baumeisterfrage zurückweisen. Dies erscheint 
mir um so wichtiger, weil sie in dem amtlichen 
Jahresberichte veröffentlicht sind und man so 
der Meinung werden könnte, als¢ob die Lang- 
schen Ausführungen das Ergebnis der Erfah- 
rungen und der Arbeiten des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure in dieser Angcelegen- 
heit wären. 

Zunächst meint Kollege Dr. Lang, daß viel- 
fach der Volkswirtschaft wertvolle Kräfte da- 
durch entzogen werden, daß Diplom-Ingenieure 
die staatliche Vorbercitungspraixs durchmachen. 
Ich kann diesen Satz durchaus nicht unterschrei- 
ben und möchte dabei die Bemerkung nicht 
unterdrücken, daß cs neuerdings Gepflogenheit 
geworden ist, bei jeder passenden und un- 
passenden Gelegenheit das Wort Volkswirt- 
schaft zu gebrauchen und den Diplom-Inge- 
nieur in Bezichung zur Volkswirtschaft zu 
setzen. — Ich habe bisher immer geglaubt, daß 
ein Ueberfluß an technischer Kraft vorhanden 
wäre. Der Ücbertritt der Diplom-Ingenieure in 
den öffentlichen Dienst zum Zwecke ihrer Ausbil- 
dung ist tatsächlich nichts weniger als eine volks- 
wirtschaftliche Gefahr, denn die jungen Diplom- 
Ingenieure, die sofort in die Privatpraxis über- 
treten, vermögen vollkommen nach Menge und 
Güte die Ansprüche der Volkswirtschaft zu be- 
friedigen. Ich habe bis heute noch nicht ge- 
hört, daß die Volkswirtschaft zu ihrem unge- 
schmälerten Fortbestande unbedingt der Kräfte 
noch bedürfe, die heute „nur um eines Titels 
willen‘ die notwendige Ergänzung ihrer Kennt- 
nisse im Staatsdienste suchen. Wir warnen doch 
immer vor einem Andrange zu dem Studium der 
Ingenieurwissenschaften, welche wertvollen 
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Kräfte können dadurch erst der Volkswirtschaft 
entzogen werden? 


Und dann weiter: Ist es denkbar, daß 
volkswirtschaftlich wertvolle Kräfte nach 
31/, Jahren infolge der staatlichen Ausbildung bis 
zur Untauglichkeit verstümmelt werden? Frei- 
lich, wer meint, daß mit Erwerbung eines Titels 
auch die notwendigen Daseinsbedingungen ge- 
schaffen sind, der kommt unter die Räder, aber 
nicht nur, wenn man Regierungsbaumeister ge- 
worden ist, sondern auch als Diplom-Ingenieur. 


Das durchschnittliche Alter, in dem der Titel 
eines Regierungsbaumeisters erworben werden 
kann, ist 27 Jahre, nicht 30 Jahre. Wer dem 
27 jährigen Regierungsbaumeister die notwendige 
„Elastizität und Entwicklungsfähigkeit‘“, in der 
Privatpraxis sich einzuarbeiten, abspricht, wer 
glaubt, daß Regierungsbaumeister dieses Alters 
„in keine Organisation mehr hineinpassen“, der 
unterschätzt doch die Aufgaben, die den jungen 


Regierungsbaumeister im Staatsdienste erwarten. 


Daß im übrigen die Lage der Regierungsbau- 
meister eine „weit schlimmere ist, als die aller 


übrigen Diplom - Ingenieure, das ist eine 
Behauptung, für die erst einmal der Be- 
weis erbracht werden müßte. Es kann 


ebensogut gesagt werden, daß manchmal die 
in die Privatpraxis übertretenden Regicrungs- 
baumeister schon nach kurzer Zeit ihre Kollegen, 
die mit ihnen die Hochschule verlassen haben 
und die nicht durch die staatliche Vorbereitung 
gegangen sind, an Gehalt und Bedeutung der 
Stellung überflügeln und daß zum mindesten 
schon sehr bald nach dem Uebertritte in die 
Privatpraxis ein Unterschied in Gehalt und Wich- 
tigkeit der Stellung zwischen dem Diplom-In- 
genieur und dem Regierungsbaumeister zuun- 
gunsten des letzteren nicht mehr zu merken 
ist. Was die Entgleisung der für das prak- 
tische Leben untüchtigen Menschen anlangt, so 
dürfte die Zahl solcher Fälle bei Diplom-Inge- 
nieure gerade so groß sein wie bei Regierungs- 
baumeistern; ein Unterschied kann da nicht vor- 
liegea. 

Der Verband Deutscher Diplom-Ingenicure 
will die Standesvertretung aller akademisch ge- 
bildeten Ingenieure sein. Schon aus dieser 
Zweckbestimmung erwächst die Aufgabe, alles 
zu vermeiden, was zu einer Verschärfung des 
Verhältnisses zwischen Regierungsbaumeistern 
und Diplom-Insenicuren führen könnte. Dem 
Verbande Deutscher Diplom-Ingenieure gehört 
heute schon eine beträchtliche Anzahl von Re- 
gierungsbaumeistern und Regierungsbauführern 
an. Diese haben einen Anspruch darauf, daß 
nicht von Zeit zu Zeit Stimmen laut werden, 
die geeignet sind, die Freude an der allgemeinen 
Standesvertretung zu trüben, und die den An- 
schein erwecken, als ob der Verband als solcher 
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sich in einen bewußten Gegensatz stelle zu dem 
im Privatdienste tätigen Regierungsbaumeister. 
Gar oft habe ich schon, als ich versuchte, Re- 
gierungsbaumeister für den Verband zu gewin- 
nen, die Aeußerung hören müssen, daß der Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure nur die Ver- 
einigung der im Privatdienste stehenden Diplom- 
Ingenieure wäre, gegründet in der Hauptsache 
zu dem Zwecke, die in der Privatpraxis stehen- 
den Regierungsbaumeister zu bekämpfen. Stets 
habe ich betont, daß es des Verbandes ehrliches 
Bestreben wäre, eine Grundlage zu finden, auf 
welcher beide Teile — Regierungsbaumeister und 
Diplom-Ingenieure — sich zu gemeinsamer Ar- 
beit, zu gemeinsamer Vertretung ihrer Standes- 
interessen finden können. Ich lehne grundsätz- 
lich die Berliner Richtung der Regierungsbau- 
meister ab; ich wiederhole: ich bin weit ent- 
fernt von dem Standpunkte, daß die Ergänzung 
der Kenntnisse und Fähigkeiten des Diplom-In- 
genieurs, wie sie im Staatsdienste gewährleistet 
wird, die für alle Fälle passendste ist. 
wer diesen Ausbildungsgang durchgemacht hat 
und später im Privatdienste tätig ist, wer nur das 
Gemeinsame sieht in dem Kampfe um Aner- 
kennung des akademisch gebildeten Ingenieur- 
standes, der darf nicht von der allgemeinen 
Standesvertretung dadurch ferngehalten werden, 
daß seine Kollegen über dic auf die Regierungs- 
baumeister-Prüfungen verwendete Arbeit und 
Mühe mit Geringschätzung zur Tagesordnung 
übergehen. 

Solche Geringschätzung könnte nicht nur die 
unsern Bestrebungen noch Fernstehenden ab- 
halten, dem Verbande beizutreten, sie könnten 
sogar treue Anhänger unserer Sache irre machen 
an dem Ernste des Verbandes, zielbewuöt cen 
gemeinsamen Interessen des höheren Technike-- 
standes zu dienen. 


s 
= * 


Erwiderung. 

Zu den Ausführungen von Regierungsbaumeister 
Dr.e§ng. Heilmann, die bereits im April d. J. einge- 
gangen waren, deren Drucklegung sich jedoch ver- 
zögert hat, kann ich mich kurz fassen. 

Mir wird vorgeworfen, ich übersehe die besonderen 
Verhältnisse und Vorzüge des staatlichen Ausbildungs- 
ganges nicht genügend. Diesen Vorwurf halte ich nicht 
für berechtigt, denn in 10 jähriger Berufstätigkeit in den 
verschiedensten Gegenden Deutschlands und in den 
verschiedenartigsten Stellungen glaube ich genügend 
Gelegenheit gehabt zu haben, mir überall recht gute 
Einblicke zu verschaffen, und da ich persönlich nie- 
mals unter dem Gegensatze: Diplom-Ingenieur mit 
und ohne Regierungsbaumeisterqualifikation zu 
leiden hatte, hoffe ich, mir auch völlige Objektivität 
bewahrt zu haben. Ich bin beruflich sehr viel mit 
Regierungsbaumeisterkreisen in Berührung gekommen 
und besitze heute noch zu vielen dieser Herren enge 


Aber 
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persönliche Beziehungen, und auf Grund dessen, was 
ich hier gesehen und gehört habe, glaube ich nach 
wie vor, daß jeder Diplom-Ingenieur, der keine 
Staatsstellung anstrebt, am besten daran tut, gleich 
nach dem Examen in die praktische Berufstätigkeit 
einzutreten. Von anderer Seite wird das Lob der 
staatlichen Ausbildung gesungen, und ich verkenne 
durchaus nicht die Lichtseite dieser Ausbildung und 
der vielseitigen Ergänzung, welche hier durch die 
ersten Jahre der Praxis erfolgt. Nach wie vor bin 
ich aber der Ansicht, daß diese ersten praktischen 
Lehrjahre weit besser in Privatbetrieben genutzt 
werden können, allerdings ist es notwendig, daß 
der junge Diplom-Ingenieur während dieser Zeit 
verständig beraten und angeleitet wird. Gewiß ist es 
verfehlt, sich von vornherein einem Spezialgebiete 
zuzuwenden und an diesem dann hängen zu bleiben. 
Aber wer tut dies denn auch?! Den einseitigen 
Spezial-Diplom-Ingenieur, auf den von gegnerischer 
Seite ständig hingewiesen wird, gibt es in Wirklich- 
keit garnicht, und wo er doch vorkommen sollte, 
bildet er eine Ausnahmeerscheinung. Auch bei den 
Diplom-Ingenieuren erfolgt die Spezialisierung erst 
auf einer weiteren Stufe der Entwicklung, nachdem 
vorher einige Jahre allgemeiner und verschieden- 
artigster Berufsbetätigung vorausgegangen sind und 
sich besondere Neigungen und Fähigkeiten heraus- 
gebildet haben. Dies ist von jeher so gewesen und 
ist in noch erhöhterem Maße der Fall, seitdem der 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure gegründet 
wurde und die Berufsberatung der jüngeren Kollegen 
als eine der wichtigsten Aufgaben auf sein Arbeits- 
programm gesetzt hat. Durch den engen persönlichen 
Zusammenschluß der verschiedenartigsten Jahrgänge 
und durch die gesellschaftliche Gleichstellung sozial 
getrennter Gruppen, lernen die Jungen von den 
Erfahrungen der Alten und werden die Anfänger 
von den in gehobener Position Befindlichen ver- 
ständig beraten und getordert. Von Wichtigkeit in 
dieser Beziehung ist auch die ausgedehnte Stellen- 
vermittelung des Verbandes, die den Kollegen den 
Stellungswechsel und die Aenderung des Tätigkeits- 
feldes ermöglicht. Auf diese Weise kann heute von 
einer Ueberlegenheit der staatlichen Ausbildung keine 
Rede sein, vielmehr nutzt der junge Diplom-Ingenieur 
die ersten Jahre der Praxis in der Privatindustrie, 
zum Teil Dank der Tätigkeit des Verbandes, mindestens 
so systematisch und fruchtbringend, wie es zufolge 
der staatlichen Ueberwachung überhaupt nur der 
Fall sein kann. Als besonderer Vorteil kommt hinzu, 
daß der junge Diplom-Ingenieur von vornherein die 
Verhältnisse der Privatindustrie kennen lernt und für 
ihre besonderen Bedürfnisse erzogen wird. Hieraus 
entspringt auch die unzweifelhafte und ganz natür- 
liche Ueberlegenheit des Diplom-Ingenieurs in der 
Privatindustrie über den Regierungsbaumeister. Noch 
ein anderes Moment kommt hierbei dem Diplom- 
Ingenieur zugute. Der Regierungsbauführer wird 
ausgebildet, der Diplom-Ingenieur wird ausgenutzt. 
Hieraus ergibt sich ohne weiteres, daß Letzterer viel 
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schärfer angefaßt und viel intensiver herangezogen 
wird. Dadurch werden dem Diplom-Ingenieur die 
ersten Jahre der Praxis alles andere eher als Herren- 
jahre, aber er nutzt die Zeit auch viel intensiver 
und wird wohl nur in Ausnahmefällen um den Lohn 
seiner Mühe gebracht. 

Was den guten gesellschaftlichen Klang des Re- 
cierungsbaumeistertitels anlangt, so bin ich der An- 
sicht, daß der „Dipl.-Ing.“ dem in keiner Weise 
_ nachsteht, zum mindesten aber in absehbarer Zeit in 
keiner Weise mehr nachstehen wird. Der „Dipl.-Ing. 
als akademischer Grad ist eben noch zu jungen 
Datums, um sich allenthalben gesellschaftlich bereits 
durchgesetzt zu haben. Der „Regierungsbaumeister“ 
blickt auf längere Vergangenheit zurück und ist dem- 
nach bereits an dem Ziele, dem die „Dipl.-Ing.“ 
unmittelbar zusteuern. Ich kann mir daher kaum 
denken, daß heute noch der gute gesellschaftliche 
Klang des Regierungsbaumeistertitels jemand veran- 
lassen wird, den staatlichen Ausbildungsgang durch- 
zumachen; denn schließlich wird derjenige, dem es 
nicht gelingt, sich als „Dipl.-Ing.“ gesellschaftlich 
durchzusetzen, auch als „Regierungsbaumeister“ keine 
größeren Erfolge erzielen. 

An zweiter Stelle polemisiert Regierungsbaumeister 
Dr.-Ing. Heilmann gegen den Vorschlag des numerus 
clausus in meinen Ausführungen und hält mir ent- 
gegen, daß sich der Staat niemals der Möglichkeit 
wird begeben wollen, unter einer Anzahl von Aus- 
gebildeten die besten und tüchtigsten Kräfte dem 
öffentlichen Dienste zuzuführen. Auch hierin kann 
ich leider nicht folgen, und ich gestatte mir, auf die 
ganz ähnlichen Verhältnisse im Verwaltungsdienste 
hinzuweisen. Bekanntlich wird von den Gerichts- 
referendaren nur ein verschwindend kleiner Teil zu 
Regierungsreferendaren ernannt und unmittelbar im 
Verwaltungsdienste ausgebildet. Es gibt schätzungs- 
weise 100 Regierungsreferendar- und 6000 Gerichts- 
referendarstellen. Neu eingestellt werden jedes Jahr un- 
gefähr 50 Regierungsreferendare. Daß der Staat hiermit 
seinen Bedarf an Verwaltungsbeamten nicht im ent- 
ferntesten decken kann, leuchtet ein, trotzdem hält er 
nach wie vor daran fest, nur eine beschränkte Zahl 
und zwar nur soviel in den Verwaltungsdienst zu 
übernehmen, wie er auch wirklich sorgfältig ausbilden 
kann. Die fehlenden Verwaltungsbeamten werden 
aus den Kreisen der Gerichtsassessoren ersetzt, und 
so findet sich z. B. unter all den Regierungsräten 
und Geheimräten bei der Eisenbahnverwaltung kein 
einziger früherer Regierungsreferendar und Regierungs- 
assessor. Ebenso sind unter den Räten der Ministe- 
rien ein großer Teil ehemaliger Gerichtsassessoren. 
Warum sind ähnliche Verhältnisse nicht auch in Bezug 
auf die Ausbildung der technischen Staatsbeamten 
möglich? Warum muß der Staat hier jährlich der- 
artig viel junge Regierungsbauführer einstellen, daß 
er nicht mehr weiß, wohin mit den vielen Anwärtern, 
und daß er nur, um sich Luft zu schaffen, mehr oder 
weniger lange Betätigung in der Privatpraxis erlauben 
muß. Meiner Einsicht nach sollte der Staat auch 
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in bezug auf die Regierungsbaumeister nur soviel 
ausbilden, als er für den eigenen Bedarf unbedingt 
braucht, und sollte einmal unerwarteter Weise sein 
Bedarf steigen, dann wird es ihm nicht schwer fallen, 
aus der Privatindustrie geeignete Kräfte zu finden, 
um mit ihnen die Staatsstellungen zu besetzen. Dieses 
Verfahren dürfte hier ebensowenig zu Schwierigkeiten 
führen wie in der Verwaltungslaufbahn, denn schließ- 
lich bringen auch die Gerichtsassessoren außer ihrer 
Gesetzeskenntnis herzlich wenig für den eigentlichen 
Verwaltungsdienst mit. 

So weit zu den Ausführungen von Regierungs- 
baumeister Dr.-Ing. Heilmann. Im Interesse einer 
Verständigung glaubte ich das Vorstehende sagen 
zu sollen. 

Im übrigen bin ich jedoch der Ansicht, besonders 
mit Rücksicht auf die jüngsten Veröffentlichungen — 
der Berliner Regierungsbaumeistergruppe und der 
Vereinigung der höheren Kommunalbaubeamten 
Preußens, daß eine Verständigung immer schwerer 
wenn nicht ganz unmöglich wird. Die organisierten 
Regierungsbaumeistergruppen erheben ihre Forde- 
rungen zwar stets im Namen der Technik, um der 
Technik selbst und ihren Vertretern die gebührende 
Stellung zu erringen, in Wirklichkeit handelt es sich 
um die Erreichung von Sonderrechten, die zu Gunsten 
einer kleinen Giuppe und auf Kosten eines ganzen 
Standes erkämpft werden sollen. Nun fehlt aber 
diesen Forderungen gewisser Regierungsbaumeister- 
kreise jede innere Berechtigung, und über dieses 
Minus können weder volltönende Resolutionen noch 
begeistert geschriebene Zeitungsartikel hinwegtäuschen. 
Auch daß die Deutsche technische Gesellschaft 
(Technisches Komitee) nunmehr öffentlich als 
Sekundant der Regierungsbaumeistergruppen auf den 
Kampfplatz getreten ist, erscheint als ein sehr bedenk- 
liches Zeichen. Die Regierungsbaumeister glauben, 
ihre Gleichwertigkeit mit anderen akademischen 
Ständen, besonders mit den Juristen, dadurch erweisen 
zu müssen, daß sie die gleiche Anzahl erfolgreich 
bestandener Examina nachweisen können. Dies ist 
der eine große Fehler, den die Regierungsbaumeister 
machen, denn mit der rein äußerlichen Gleich- 
machung, mit dem Abzählen der Examina kann 
natürlich niemals etwas erreicht werden. Und der 
zweite große Fehler liegt darin, daß die Regierungs- 
baumeister glauben, ihre Sonderstellung auf Kosten 
der Diplom-Ingenieure und gegen diese erringen zu 
können. Darin liegt ein arges Verkennen der histo- 
rischen Entwickelung. Der „Dipl.-Ing.“ ist weder 
eine Zufallseinrichtung, noch bedeutet er ein Zuge- 
ständnis an unberechtigte Ansprüche des akademisch 
gebildeten Ingenieurstandes, sondern er ist die natur- 
notwendige Folge der modernen Entwickelung von 
Technik und Industrie Der Dipl.-Ing. ist das natür- 
liche Produkt des Zeitalters der Technik und die 
Diplom-Ingenieure sind die unmittelbarsten Träger 
der technischen Wissenschaft und die berufenen 
Vertreter der Industrie. Dieser natürliche Zu- 
sammenhang macht den Stand der Diplom-Ingenieure 
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bodenständig und wurzelstark und im Volligefiihle 
seiner jungen Kraft verzichtet er darauf, zwischen sich 
und den anderen akademischen Ständen Parallelen zu 
ziehen. Von jeher haben die Diplom-Ingenieure 
es versucht, die Richtlinien für ihre Ausbildung 
aus den besonderen Bedingungen ihres Berufes heraus 
zu entwickeln, die Gleichstellung mit den anderen 
akademischen Berufsständen galt ilınen immer als 
selbstverständlich.. Wenn die Anerkennung der 
Gleichberechtigung heute noch nicht durchweg 
erfolgt ist, so liegt dies eben, wie schon oben 
ausgeführt, an der Jugend des akademisch gebilde- 
ten Ingenieurstandes, und vielleicht ist es zweck- 
mäßiger, die Dinge sich ruhig entwickeln zu lassen, 
als mit verzweifelten Anstrengungen heute schon Er- 
folge erzielen zu wollen, die naturgemäß noch gar 
nicht vorhanden sein können. Der endliche Erfolg 
ist unabwendbar und genau so unaufhaltbar wie das 
Vorwärtsschreiten der Technik und ihre immer tiefere 
Durchdringung des ganzen Lebens. Diese Erkenntnis 
hindert die Diplom-Ingenieure gewiß nicht, wenn es 
notwendig ist, für ihren Stand und ihre Stellung ein- 
zutreten und deshalb wird auch die Ueberheblichkeit 
gewisser Regierungsbaumeisterkreise in ihre Schranken 
zurückgewiesen. Mehr oder weniger bleibt es hierbei 
jedoch bei einer ruhigen Abwehr, wirkliche Kraft- 
anstrengungen sind nicht von Nöten. Die Diplom- 
Ingenieure sind in der glücklichen Lage, ihre Kraft 
fast ausschließlich auf Fragen ihres Berufes, ihre Vor- 
und Ausbildung, die Erhöhung ihrer Leistungsfähig- 
keit und die Verwertung ihrer Leistung konzentrieren 
zu können. Allen Angriffen auf ihre heute bereits 
errungene Stellung und ihren weiteren Aufstieg können 
sie mit großer Ruhe entgegensehen, denn ebensowenig 
wie der Weiterentwicklung der Technik Schranken zu 
setzen sind, ist auch die Sache der Diplom-Ingenieure 
aufzuhalten. 
Alfred Berlowitz. 


* * * 


Erwiderung. 


Auf die Ausführungen von Heilmann, soweit sie 
mich betreffen, erwidere ich ergebenst Folgendes: 

Die Ausführungen im Jahresbericht über die Re- 
gierungsbaunieisterfrage geben den Niederschlag der 
Anschauungen im Verbandsausschusse wieder. Da 
der Verbandsausschuß die satzungsgemäße Vertretung 
der Mitgliederschaft darstellt, so muß seine Auffassung 
als die Auffassung des Verbandes ange- 
sprochen werden; an dieser Tatsache wird dadurch 
nichts geändert, daß einzelne Verbandsmitglieder 
anderer Auffassung sind. 

Heilmann meint, das Wort „Volkswirtschaft“ 
würde zu häufig gebraucht. Ich bin der Ansicht, 
daß bei jedem Vorgehen das Wohl des großen Ganzen 
die Richtlinie abgeben muß; ich bin aber mit ihm 
der Ansicht, daß der Gebrauch des Wortes Volks- 
wirtschaft über den Mangel an volkswirtschaftlichen 
Kenntnissen nicht hinweghilft. Deshalb wäre es besser 
gewesen, Heilmann hätte sich auf diesem Gebiete 
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nicht so weit vorgewagt; denn die Volkswirtschaftler 
sind geneigt, bei Behauptungen, wie er sie aufstellt, 
stets das Wort Halbbildung zurückzugeben. 

Heilmann vertritt die Auffassung, daß die Volkswirt- 
schaft gefördert wird, wenn ein Teil ihrer Arbeitskräfte 
brachgelegt werde. In Konsequenz zu diesem Stand- 
punkt muß Heilmann auch für gelegentliche Kriege 
eintreten, „denn Deutschland hat viel zu viele 
Menschen“; auch das „Zwei-Kindersystem« liegt in 
dieser Richtung! Demgegenüber sei auf ein be- 
liebiges elementares Lehrbuch der Nationalökonomie 
verwiesen; Heilmann erfährt dann die Bedeutung der 
wirtschaftlichen Produktionsfaktoren Natur, Kapi- 
tal und Arbeit; er erfährt, warum man die Natur- 
schätze des Landes nicht ungenutzt im Boden liegen 
läßt; er erfährt, weshalb man das Geld nicht unge- 
nutzt zuhause im Schrank liegen läßt; er erfährt, 
weshalb man arbeitsfähige Menschen nicht gerne 
spazierengehen läßt; er erfährt auch die Bedeutung 
der Bevölkerungszunahme für dep Fortschritt in der 
Volkswirtschaft, er erfährt insbesondere, daß die Be- 
völkerungszunahme die letzte Ursache alles ökono- | 
mischen Fortschrittes ist, er erfährt, warum die heutige 
französische Provinzstadt ohne Industrie, ohne Bau- 
tatigkeit, ohne Wohnungsmarkt, ohne Verkehr, ohne 
höhere Interessen, arm und verlassen daliegt und er 
begreift dann, warum die Gefahr des Geburtenrück- 
ganges unseren Volkswirten und praktischen Staats- 
männern so große Sorge bereitet. 

Heilmann erblickt in der Brachlegung -eines 
Teiles der Arbeitskräfte eine Entlastung des 
Arbeitsmarktes; er vergißt aber dabei, daß mit 
einer solchen Brachlegung eine Entlastung des 
Arbeitsmarktes in keiner Weise eintritt, denn die 
Regierungsbaumeister hören nicht auf, Kon- 
kurrenten der in der Industrie ausgebildeten 
Diplom-Ingenieure zu bleiben. Alljährlich tritt eine 
Anzahl Diplom-Ingenieure zum Staate über, alljährlıch 


. tritt eine gleiche Anzahl als Regierungsbaumeister 


zur Industrie zurück. Um überhaupt unterzukommen, 
arbeiten diese Regierungsbaumeister vielfach zu einem 
beliebigen Gehalt und die Fälle sind nicht selten, 
daß solche Regierungsbaumeister gegen die übrigen 
Diplom-Ingenieure bei der Gehaltsfestsetzung aus- 
gespielt werden. 

Auf diese Weise bedeutet das heutige System der 
uneingeschränkten Ausbildung von Regierungsbau- 
meistern nicht nur eine Schädigung der 
Volkswirtschaft, sondern zugleich eine Ein- 
richtung zur planmäßigen Verschlechte- 
rung der Einkommensverhältnisse der 
akademisch gebildeten Techniker! 

Selbstredend wird zugegeben, daß eine Brach- 
legung von Arbeitskräften unter bestimmten Voraus- 
setzungen auch vom volkswirtschaftlichen Standpunkt 
aus nicht zu beanstanden ist; solche Fälle hat Heil- 
mann aber nicht genannt; sie sollen deshalb hier 
auch meinerseits nicht vorgeführt werden. 

Beiläufig sei festgestellt, daß Heilmann irrt, wenn 
er behauptet, der Verband Deutscher Diplom-Inge- 
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nieure habe vor dem akademisch technischen Studium 
gewarnt. Die Verbandsleitung hat niemals ge- 
warnt, sondern immer nur „Weizen ohne 
Spreu« verlangt, d. h. verlangt, daß sich nur solche 
Abiturienten dem Diplom-Ingenieur-Beruf widmen, 
die hervorragend veranlagt sind, die 
Freude an diesem Berufe haben und die 
nebenbei einige Mittel besitzen, um über die 
Wechselfälle der ersten Jahre der Praxis hinwegzu- 
kommen. Etwas anderes hat der Verband nie getan 
und konnte er auch nicht tun. Eine generclle War- 
nung wäre gleichbedeutend mit der Verneinung der 
werteschaffenden Mission des akademischen Techniker- 
standes, die dem Diplom-Ingenieur gebietet, sich nicht 
auf andere zu verlassen, sondern selbständig 
schöpferisch als Pionier des wirtschaftlichen 
Fortschrittes der Volkswirtschaft neue Arbeits- 
gebiete zu erschließen. Eine generelle Warnung 
brächte zugleich aber auch die Gefahr, daß die 
Diplom-Ingenieure den Fachschülern das Feld räumten 
und das wäre gleichbedeutend mit dem Untergang 
der heimischen Industrie, denn das ewig Befruchtende 
liegt immer in der Wissenschaft und wenn sie 
versagt, hört bald alles Handeln der ausführenden 
Kräfte auf. Es ist auch gar nicht ersichtlich, auf 
Grund welcher Unterlagen der Verband eine generelle 
Warnung hätte erlassen sollen. Wohl läßt sich 
das Arbeitsquantum einer Institution mit ge- 
schlossenen Funktionen in der Zeiteinheit, 
etwa einem Jahre feststellen; das Arbeitsquantum eines 
Gerichtes beispielsweise ergibt sich aus der Anzahl 
Fälle der letzten Jahre; die Erfahrung hat festgestellt, 
wie viele Fälle ein Richter pro Jahr durchschnittlich 
erledigen kann; daraus ergibt sich der Bedarf an 
Richtern. Wie aber im freien Wirtschaftsleben? 
Hat Heilmann das akademisch-tech- 
nische Arbeitsquantum der deutschen 
Volkswirtschaft pro Jahr festgestellt? 
Hat er nichts von der Wechselbeziehung zwischen 
Technik und Wirtschaft gehört, nichts von Wirt- 
schaftskonjunkturen und von Krisen, nichts davon, 
daß unsere vielen Krisen-Theorien uns auch heute 
noch nicht die geringste Handhabe bieten, über die 
Konjunkturwellen der einzelnen Volkswirtschaften, 
noch gar der einzelnen Wirtschaftszweige irgend 
etwas voraus zu sagen? Hat er sich nicht über- 
legt, daß die deutsche Volkswirtschaft bereits 
seit Jahren ihre Quellen auch im Ausland be- 
sitzt, daß sie weltwirtschaftlich heute gleich nach 
Großbritannien kommt und daß deshalb für den 
deutschen Diplom-Ingenieur die ganze Welt als Ar- 
beitsmarkt in Betracht kommt? Anscheinend nicht! 
Denn sonst könnte er nicht behaupten, „diejenigen 
Diplom-Ingenieure, die sofort in die Privatpraxis 
übertreten, vermögen vollkommen nach Menge und 
Güte die Ansprüche der Volkswirtschaft zu befrie- 
digen“. Jeder Kommentar würde die 
Wirkung dieser Feststellung ein- 
schränken! Es soll aber Heilmann um den 
Ruhm nicht beneidet werden, hier eine Erkenntnis 
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verkündet zu haben, die in Problemen wurzelt, über 
die sich die namhaftesten Vertreter der volkswirt- 
schaftlichen Wissenschaft und praktischen Statistik ihr 
Leben lang bemühten und bis heute zu keiner Lösung 
gelangt sind! 

Heilmann glaubt weiter, die Behauptung, die Lage 
der Regierungsbaumeister sei weit schlimmer, als die 
aller übrigen Diplom-Ingenieure, sei eine solche Be- 
hauptung, für die erst einmai der Beweis erbracht 
werden müßte. Dem ist entgegenzuhalten, daß es 
für jeden, der auch nur einige Zeit in der Industrie tätig 
war, hier eines Beweises garnicht bedarf, denn für 
ihn ist das eine Selbstverständlichkeit. Auch für Heil- 
mann wird dies selbstverständlich, wenn er sich erst 
klar darüber sein wird, nach welchen Grundsätzen 
die Industrie ihre Herren engagiert. Die Industrie 
braucht normalerweise zwei Kategorien von höheren 
Technikern; entweder Anfänger, oder Herren mit 
gründlichen Erfahrungen auf einem besonderen Ge- 
biete. Es handelt sich bei letzteren um Persönlichkeiten, 
die in der Lage sind, etwa den Gasmaschinenbau, 
oder den Dampfmaschinenbau, oder den Mühlenbau, 
oder den Dynamobau, oder den Automobilbau, oder 
sonst irgend einen Zweig bei einer Firma einzuführen 
oder zu leiten. Diese Persönlichkeiten müssen die 
Konstruktion, den Betrieb, den Verkauf und dieMontage 
durchlaufen haben; man verlangt, daß sie sich in den 
Rohmaterialien auskennen, daß sie die besten Bezugs- 
quellen kennen, daß sie die Arbeiter richtig zu ver- 
wenden vermögen, daß sie Erfahrungen besitzen über 
die besten in Betracht kommenden Werkzeugmaschinen 
und ihren Lieferanten, daß sie die für den betreffenden 
Zweig am vorteilhaftesten wirkenden Organisations- 
einrichtungen, Kalkulations- und Buchungsmethoden 
kennen, daß sie gute Beziehungen zu den Abnehmern 
haben, eventuell durch ihre Person bereits einen be- 
stimmten Abnehmerkreis mitbringen, daß sie sich in 
der Konkurrenz auskennen, u. a. m. Aus diesen 
„Meistern“ der Technik („Spezialisten« sagen 
gewisse Regierungsbaumeister!) werden in der Regel 
die Generaldirektoren genommen. Heilmann wird 
zugeben, daß man sich zu einem solchen „Spezialisten“ 
— einem Universaltechniker höchster Potenz — im 
Staatsdienste nicht ausbilden kann. Es werden zwar 
in der Regierungsbaumeisterprüfung auch elektrische 
Zentralen ausgearbeitet; auch Turbinen-Anlagen usw.; 
sie sind aber praktisch nicht immer ausführbar. Das 
kann auch nicht verlangt werden, denn bei der 
Regierungsbaumeister-Ausbildung handelt es sich um 
eine generelle Gesamtausbildung .in den immer 
wiederkehrenden Funktionen des Staatsdienstes; der 
Regierungsbaumeister ist ein Mann, der von allem 
etwas gehört hat, sich aber mit keinem Gebiete 
intensiver beschäftigen konnte. Es ergibt sich, daß 
die Industrie mit Leuten, die gleichsam weder 
Fisch noch Fleisch sind, nichts anzufangen weiß, es 
sei denn, daß es sich um Propaganda-Posten bei 
Eisenbahnlieferungs-Unternehmungen etc. handelt, 
die aber so selten sind, daß sie praktisch außer Be- 
tracht bleiben müssen. 
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Der Regierungsbaumeister muß also als An- 
fänger in die Industrie eintreten, und er muß als 
Anfänger alle die Arbeiten leisten, die erforderlich 
sind, um späterhin zum Meister auf einem be- 
stimmten Gebiete zu werden; er muß diese — 
vielfach auch kleinen Arbeiten — leisten in einer 
Umgebung, die verschieden ist von der eines Re- 
gierungsbauführers; — der Offizier wird wieder zum 
Einjährigen! Es ist eine starke Energie erforderlich, 
diesen Kampf durchzukämpfen und dies in einer Zeit 
zu tun, in der man normalerweise gehobene Positionen 
zu bekleiden pflegt. Die Erwägung, daß man einem 
Regierungsbaumeister solche Arbeiten, — deren Ab- 
leistung aber unumgänglich notwendig ist — nicht zu- 
muten könne, die Ungewißheit, ob er auch durchhalten 
werde und nicht zuletzt das peinliche Gefühl, einen 
Herrn in diesem Lebensalter mit einem Anfangsgehalt 
beschäftigen zu müssen, veranlaßt viele Fabrikleiter, 
Regierungsbaumeister überhaupt nicht anzunehmen. 

Diese Tatsachen sind es, die die prekäre Lage 


der Regierungsbaumeister, die nicht in den Staats- 


dienst übernommen werden, herbeiführen, 

Was Heilmann am Schlusse seiner Ausführungen 
über das Verhältnis des Verbandes zu den Diplom- 
Ingenieuren mit und ohne Regierungsbaumeister- 
Qualifikation erwähnt, kann ich vollund ganz 
unterstreichen. Der Verband hat stets den Stand- 
punkt vertreten, daß er auf Grundlage der abge- 
schlossenen akademischen Bildung die Techniker 
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aller Fachrichtungen und aller Berufsstellungen, 
zusammenschließen wolle. Der Verband hat es aller- 
dings stets abgelehnt, innerhalb des Standes der 
akademisch gebildeten Techniker noch eine weitere 
Differenzierung zuzulassen; er hält darauf, 
die Grenze nach unten zu ziehen. Als akademischer 
Standesverband hat er auch stets die allgemeinen 
Interessen der akademischen Sondergruppen mitver- 
treten, auch die der höheren Staatsbeamten. Der 
Verband steht jedoch auf dem Standpunkt, daß wenn 
diese Diplom-Ingenieure mit Beamtenqualifikation sich 
außerhalb des Staatsdienstes betätigen, sie keine an- 
deren Interessen haben können, als die aller übrigen 
Diplom-Ingenieure. Wer die Auffassung vertritt, daß 
die erlangte Staatsbeamten-Qualifikation die „Höchst- 
ausbildung“ darstelle, daß diese Qualifikation auch 
außerhalb des Staatsdienstes die Grundlage abgebe 
für Privilegien gegenüber den übrigen Diplom-In- 
genieuren, wer es fertig bringt, der Welt weiß zu 
machen, daß eine solche Privilegierung der Regie- 
rungs-Baumeister auf Kosten der übrigen Diplom- 
Ingenieure auch eine „Hebung“ der Diplom-Inge- 
nieure bedeute, und wer weiterhin glaubt, daß diese 
Qualifikation als Staatsbeamter gar noch geeignet sei, 
innerhalb des Standes der akademisch gebildeten 
Techniker einen weiteren Stand zu schaffen, 
für den dürfte, wenigstens zurzeit, im Verband 
Deutscher Diplom-Ingenieure kein Platz sein! 


Alexander Lang. 


Die Baumeisterfrage im Schiffbaufach. 
Von ®ipl.-Sng. Knipping, Kiel. 


Der in Nr. 10 dieser Zeitschrift vom 15. Mai 
zum Abdruck gebrachte Vortrag des Hamburger 
Wasserbaudirektors und Geheimen Baurats Pro- 
fessor Bubendey gibt eine wegen der unanfecht- 
baren und unzweifelhaften Objektivität des Vor- 
tragenden sehr erfreuliche, eingehende Darstel- 
lung der ganzen Baumeisterfrage und weist auf 
den einfachsten Weg zur Lösung der unerquick- 
lichen und des akademischen Ingenieurstandes 
nachgerade unwürdigen Verhältnisse hin. Dem 
unbefangenen Beobachter muß sich unwillkürlich 
die Frage aufdrängen: ,,wozu befaßt sich der 
Staat noch mit der kostspieligen und zwecklosen 
Ausbildung junger Techniker für ein Beamten- 
korps, in das er sie niemals aufzunehmen beab- 
sichtigt, und verführt gewissermaßen viele zu einer 
Verschwendung von Zeit und Energie, denen, nach 
abgeschlossener wissenschaftlicher Ausbildung, zu- 
nächst die Weiterbildung in der Praxis, der 
Schu'e des Lebens, das Notigste ist?“ 

Es soll hier darauf hingewiesen werden, daß 
cie bei nüchterner Ueberlegung doch keineswegs 
ung,cheucrliche Forderung, der Staat möge für 


seine Spezialbedürfnisse nur soviel Ingenieure 
ausbilden, als er nötig hat (die Forderung des 
numerus clausus) im Schiffbaufache — das heißt 
für die Ausbildung der höheren Marine-Bau- 
beamten —, tatsächlich von jeher erfüllt ist. Der 
deutsche Schiffbau kennt keine Baumeisterfrage, 
der Diplom-Ingenieur ist in der neuen Gene- 
ration der einzige Vertreter des akademisch ge- 
bildeten Ingenieurs im der Schiffbauindustrie. 
Wer ein Uebriges tun will, kanm sich ohne nutz- 
lose Zeitvergeudung den Doktorgrad als Nach- 
weis eingehender Beschäftigung auf irgendeinem 
Spezialgebiete erwerben. 

Für die dem Fachgebiet des Schiffbaues 
ferner stehenden Kollegen sei hier eine kurze 
Darstellung der Zustände im staatlichen Schiff- 
baubetriebe gegeben, zum Beweise dafür, daß 
im Schiffbaufach Verhältnisse bestehen, die an 
anderer Stelle erst mühsam erkämpft werden 
sollen. 

Unsere Flotte stellt nicht nur eine militärische 
Organisation, sondern einen ganz gewaltigen 
technischen Apparat dar, der zu seiner Erzeu- 
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gung und Instandhaltung große technische Lei- 
= stungen erforder. Während dem Seeoffizier- 
korps die militärischen und seemännischen Auf- 
gaben zufallen, hat das Marine-Ingenieurkorps 
die Führung aller maschinellen Anlagen an Bord, 
also den technischen Betrieb auf den Schiffen; 
technische Schiffsoffiziere nennen sich seit eini- 
gen Jahren die Vertreter der entsprechenden 
Tätigkeit in der Handelsmarine. Die technischen 
Aufgaben der Neukonstruktion, Bauausführung 
und Reparatur der Schiffe und Maschinenanlagen 
liegen dem höheren Marinebaubeamtern des 
Schiffbau- oder Schiffsmaschinenbaufaches ob. Sie 
sind Militärbeamten und tragen aus Rücksicht auf 
die ständige Berührung mit der Front, den Sce- 
offizieren und den Marine-Ingenieuren, im Dienste 
eine besondere Uniform. Für die Neukonstruk- 
tion und Reparatur der Torpedobewaffnung, die 
ganz im Marinebetriebe unter vollständiger Aus- 
schaltung der Privatindustrie entsteht, ist das 
Torpedo-Ingenieurkorps geschaffen, das trotz 
seiner fast rein technischen Tätigkeit militärisch 
organisiert ist. Das Feuerwerks- und Torpedo- 
Offizierkorps, ersteres in erster Linie für die 
Verwaltung im Artilleriewesen, letzteres für die 
Verwaltung im Minen- und Torpedowesen be- 
stimmt, interessieren hier weniger, wenn auch die 
Feuerwerksofiiziere infolge der Entwicklung im 
Artilleriewesen zum Teil vor recht wichtige tech- 
nische Aufgaben gestellt werden!). 

Die Gesamtzahl der für den technischen Bau- 
betrieb der Marine in Frage kommender höheren 
Beamten bzw. „Offiziere“ ist etwa folgende: 
höhere Marine-Baubeamte etwa 170, Torpedo- 
Ingenieure etwa 40 und Feuerwerksoffiziere, so- 
weit sie technisch tatig sind, etwa 30. Es sei 
hier gleich erwähnt, daß die Zahl der Bau- 
beamten für den ständig wachsenden Marine- 
betrieb bei weitem nicht ausreicht und durch 
etwa 100 nicht beamtete Hilfsarbeiter ergänzt 
werden muß. Von den genannten Korps haben 
nur die Baubeamten akademische Bildung und 
kommen deshalb hier allein inFrage. Sie sind in 
der Zentrale der Organisation, im Reichsmarine- 
amt, mit der Neukonstruktion des schwimmen- 
den Materials, auf den drei Kaiserlichen Werften 
Wilhelmshaven, Kiel, Danzig oder als Baubeauf- 
sichtigende auf den Privatwerften im Reparatur- 
betrieb und Neubau beschäftigt. 

In den Vorschriften für die Ausbildung des 
Nachwuchses, den „Vorschriften für die Ergän- 
zung der höheren Marine-Baubeamter für Schiff- 
bau und Schiffsmaschinenbau“ ist Vorsorge ge- 
troffen, daß schon vor der Ernennung zum Bau- 
führer eine Auswahl unter den Bewerbern statt- 
finden kann, so daß ein Abgang während der 
Bauführerzeit nur in besonderen Ausnahmefällen 
vorkommt. Nach dem Abiturientenexamen muß 


1) Vgl. den Aufsatz „Marine-Artillerie-Konstrukteure“, Jahrg. 
1913, Heft 24, S. 590 dieser Zeitschrift. 
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der Anwärter als Baueleve seiner Dienstpflicht 
bei der Marine genügen, wird während dieser 
Zeit mit den Seekadetten zusammen ausgebildet 
und macht mit diesen die Fähnrichsprüfung. Das 
praktische Jahr muß möglichst auf einer Kaiser- 
lichen Werft abgeleistet werden, so daB also der 
Baueleve schon vor seinem Studium zwei Jahre 
lang im dienstlichen und außerdienstlichen Ver- 
halten beobachtet werden kann und die Aus- 
scheidung dem Staate ungeeignet erscheinender 
Elemente schon jetzt leicht möglich wird. Ab- 
weichungen von diesem normalen Wege sind 
unter bestimmten Voraussetzungen möglich, und 
sind augenblicklich häufig, da die Zahl der 
höheren Baubeamten schnell vermehrt werden 
soll. Einige Zeit nach Beendigung des Studiums, 
während dessen noch zwei Uebungen zur Er- 
langung der Qualifikation als Leutnant zur See 
der Reserve abgeleistet werden müssen, erfolgt 
für den bisher erfolgreichen Eleven die Ernen- 
nung zum Marine-Bauführer des Schiffbau- bzw. 
Schifismaschinenbaufachs. Ueber die zweijährige 
Ausbildungszeit auf den Werften und das Bau- 
meisterexamen ist nichts besonderes zu erwähnen, 
sie ist mutatis mutandis dem bekannten Wege 
der Regierungsbauführer gleich. 

Nach dem Examen wird der Bauführer vom 
Staatssekretär des Reichsmarineamts zum ,,staat- 
lich geprüften Baumeister des Schiffbaufachs bzw. 
Schiffsmaschinenbaufachs‘‘ ernannt und erhält 
hierüber ein Patent. Die Ernennung zum Ma- 
rinebaumeister durch S. M. den Kaiser erfolgt 
nur nach Maßgabe der freien etatsmäßigen Stel- 
len und bedeutet die feste Anstellung. 

Wir haben hier den Kernpunkt der ganzen 


Sache; den vollgültigen Titel eines Marinebau- 
meisters, der dem Regierungsbaumeister ent- 
spricht, können nur Inhaber etatsmäßiger Be- 


amtenstellen besitzen; das bestandene Examen 
berechtigt nur zur Führung des schönen Titels 
„staatlich geprüfter Baumeister des usw.‘““, der 
keinen Kurswert besitzt, da er keine auch nur 
äußerliche Verwechslung mit dem Marinebau- 
meister zuläßt, wie das bei dem nicht ange- 
stellten Regierungsbaumeister ohne weiteres der 
Fall ist. Wie gezeigt, ist die ganze Organisation 
der Ausbildung des Nachwuchses nur auf den 
Bedarf der Marine zugeschnitten, so daß der 
Fall des „staatlich Geprüften usw.“ praktisch 
nicht vorkommt. Allerdings geben die ,,Vor- 
schriften für die Ergänzung der höheren Ma- 
rinebaubeamten“ ausdrücklich auch solchen 
Diplom-Ingenieuren, die nicht die Beamtenlauf- 
bahn einschlagen wollen oder können, die Mög- 
lichkeit, das Baumeister-Examen für Schiffbau 
oder Schiffsmaschinenbau abzulegen. Sie haben 
die gleiche Ausbildung wie die Bauführer, sind 
aber nicht Marinebauführer, sondern zur Aus- 
bildung und Prüfung zugelassene Diplom-Inge- 
nieure und unterscheiden sich von ersteren 
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noch dadurch, daß sie keine Remuneration be- 
ziehen wie diese. Es dürfte schwerlich ein Fall 
festzustellen sein, in dem von diesem Rechte 
Gebrauch gemacht worden ist. Es fällt eben 
keinem Menschen ein, 21/ Jahre zur Erwerbung 
eines Titels herzugeben, der keinen Wert hat, 
im Gegenteil den Inhaber dem Verdachte aus- 
setzen könnte, zu den „Gefallenen“ der Marine- 
baubeamten-Laufbahn zu gehören. 

Da das Reichsmarineamt nur so viele Bau- 
führer einstellt, als der Bedarf an etatsmäßigen 
Beamten erfordert, und der junge Marinebau- 
meister, ganz abgesehen von seiner angesehenen 
Stellung, sich einerseits pcekuniär besser steht als 
der weitaus größte Teil seiner Altersgenossen 
in der Privatindustrie, anderseits durch den be- 


sonderen Ausbildungsgang für letztere olıne wei- 


teres nicht verwendbar ist, kommt eine Kon- 
kurrenz mit den Diplom-Ingenieuren auf Privat- 
werften überhaupt nicht in Frage, und so gibt 
es im Schiffbau keine Baumeisterfrage. Nur ganz 
ausnahmsweise verlassen Baubeamte den Staats- 
dienst, um sich in der Privatindustrie eim neues 
Wirkungsfeld zu suchen; diese Ausnahmen könn- 
ten leicht einzeln aufgeführt werden. 

Wie bereits vorher erwähnt, genügt die Zahl 
der höheren Baubeamten nicht zur Besetzung 
aller Stellen, die, der Entwicklung der Organi- 
sation nach, von ihnen wahrzunchmen wären. 
Dieser Mangel hat zur Einstellung der in dieser 
Zeitschrift bereits mehrfach erwähnten techni- 
schen Hilfsarbeiter geführt. Diese auf Privat- 
Dienstvertrag angestellten Regierungsbaumeister 
oder Diplom-Ingenicure müssen eine mindestens 
zweijährige praktische Tätigkeit aufweisen, 
haben in der Mehrzahl Betricbsdirigentenstellen 
inne, versehen in diesen Posten genau dieselben 
Funktionen wie die Marinebaumeister und sind 
ihnen dienstlich in jeder Beziehung gleich- 
geordnet. Irgendwelche Minderwertigkeit wird 
man den Diplom-Ingenieuren ohne Staatsexamen 
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Eisenindustrie an der Küste des Stillen Ozeans. 
Von Tipl-Ing. Mannberger, 


Seit 32 Jahren sind Versuche angestellt wor- 
den, eine Eisenindustrie an der Küste des Stillen 
Ozeans im Norden der Vereinigten Staaten ins 
Leben zu rufen. Für eine gute Entwicklung 
sind alle Vorbedingungen gegeben. Die Gegend 
ist reich an den erforderlichen Rohstoffen und 
besitzt ein günstig gelegenes leicht zu erreichen- 
des Absatzgebiet. Auch die Konkurrenz ist so 
gut wie ausgeschaltet, da alle Eisenwaren ent- 
weder von Westen her um die halbe Erde herum 
von Großbritannien her bezogen werden müssen 
oder von Osten her einen Transportweg von 
5000 km über drei verschiedene Gebirgszüge 
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in diesen Stellungen nicht nachweisen können 
oder nachzusagen wagen. 

Es ist doch außerordentlich interessant: hier 
sieht man Diplom-Ingenieure die Funktionen von 
Staatsbaumeistern erfolgreich erfüllen, — und für 
die „Gruppe‘“ des Berliner Architekten-Vereins 
fängt der Ingenieur erst mit dem Baumeister an. 
Der Staat kann und mag bei der angesehenen 
Stellung der Staatsbeamten und bei genügendem 
Angebot seine Bedingungen so hoch schrauben 
wie er will und die erfolgreichen Bewerber mit 
besonderen Titeln auszeichnen. Ob die beson- 
dere Belastung mit Examenswissen notwendig 
ist, mag hier dahingestellt bleiben, — daß auch 
die im Staatsdienst geforderten Leistungen ohne 
dieses erfüllt werden können, beweisen die Hilis- 
arbeiter in den Marinebetrieben (nebenbei be- 
merkt auch die technischen Staatsbeamten Ham- 
burgs). 

Daß die vorhandenen Regierungsbaumeister 
in der freien Konkurrenz ihre großen Opfer an 
Zeit und Geld nicht umsonst gebracht haben 
wollen und mit allen Mitteln gegen die Ent- 
wertung ihres schwer erarbeiteten Titels kämpfen, 
ist in unserem titelfrohen Vaterlande menschlich 
sehr verständlich. Sollte es nicht möglich sein, 
die wirklich bitter nötige Einigkeit im akade- 
misch gebildeten Ingenieurstande wieder herzu- 
stellen! Die Inccressen der vorhandenen 
Regierungsbaumeister werden doch nicht im min- 
desten verletzt, wenn für die Zukunft die 
Energievergeudung junger Kräfte, denen die 
Staatslaufbahn aus irgendeinem Grunde ver- 
schlossen ist, auf ähnliche Weise wie in der 
Marinelaufbahn verhindert wird; sei es nun 
durch den numerus clausus oder durch Beschrän- 
kung des vollgültigen Titels auf die etatsmäßi- 
gen Beamten. Es ist nicht einzusehen, welche 
Nachteile der jetzigen Regierungsbaumeister- 
generation durch das Seltenerwerden ihres Titels 
erstehen sollten. 


haben. Die beachtenswerteste der in jenem Ge- 
biete vollzogenen Gründungen ist die Hütte von 
Irondale am westlichen Ufer der Townsend Bav 
ungefähr S km südlich von Port Townsend. Es 
ist Washington, wo schon im Jahre 1870 der 
erste Hochofen angeblasen wurde. Damals war 
Port Townsend ein von Schilfmoor bedeckter 
Ort ohne Eisenbahnverbindung und ohne Schiffs- 
verkebr auf dem Puget Sound. Vier Bürger von 
Townsend hatten damals auf Grund eines ihnen 
unerschöpflich vorkommenden Rasenerzvorkom- 
mens zu Chimacum bei Townsend das Wagnis 
unternommen, einen Holzkohlenhochofen von 5t 
Tagesleistung zu erbauen. Bald wurde er durch 
einen solchen von 15 t Tageserzeugung ersetzt. 
Aber schon 1875 war die Herrlichkeit wieder 
zu Ende, da der Betrieb keinen Gewinn ab- 
warf. Finanzielle Schwierigkeiten brachten auch 
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mehrere spätere Versuche zum Scheitern. Dann 
war wieder Ruhe, bis 1906 I. A. Moore die 
ganze Anlage für 40000 Pfd. Sterl. übernahm. 
Dieser begann seine Tätigkeit mit gründlicher 
Erforschung der Ausdehnung der Eisenerzlager 
und stellte fest, daß in Oregon, Idaho, British 
Columbia und Washington 390 Millionen Tonnen 
reicher Eisensteine abgebaut werden könnten. 
Daraufhin wurde die Irondale Furnace Co. ge- 
gründet, die alte Anlage gründlich umgebaut 
und modernisiert und im Jahre 1907 der erste 
Hochoien angeblasen. Die zur Verhüttung kom- 
menden Eisenerze bestehen zu einem Teil aus 
Magnetit mit 600% Eisen und bedeutendem 
Schwefelgehalt aus Texeda Irland in British Co- 
lumbien. Hauptsächlich werden ziemlich schwefel- 
und phosphorfreie Rasenerze mit 50 bis 5500 
Eisen und 06% Kieselsäure verarbeitet, welche 
vom nördlichsten Vancouver und aus der Graf- 
schaft Gnokomich, Washington, stammen. Die 
Erze kommen zu Schiff nach dem Anlageplatz 
170 m von der Hütte, wo sie direkt in einen 
800 t-Bunker ausgeladen werden. Von hier wer- 
den sie mittels einer Huttenbahn und cines 
Becherwerkes auf die 1500 t fassenden Vorrats- 
tauben befördert, aus denen sie wieder in die 
Lichtwagen abgelassen werden. 

Der Hochofen liegt auf einer Anhöhe un- 
gefahr 30 m vom Strand entfernt. Er ist 17 m 
hoch, hat einen Durchmesser von 3,35 m im 
Kohlensack und 1,83 m im Gestell. Seine Lei- 
stung beträgt COt pro Tag. Eine Dampf- 
maschine liefert den Giebläsewind, während eine 
zweite als Reserve dient. Bemerkenswert an 
der Anlage ist die Holzverkohlung. Die Ab- 
fälle der benachbarten Sägemühlen werden durch 
Vermittlung eines Konvevors aus den Trans- 
portkähnen in Rollwagen umgeladen und in 
diesen nach den bienenkorbiörmigen Verkoh- 
lungsöfen gebracht. Diese zwanzig Oefen haben 
einen Durchmesser und eine Höhe von je 9 m. 
Die Verkohlung dauert 7 bis 12 Tage. Als 
Arbeiter dienen in diesem Betriebe Japaner. Das 
mit diesem Brennstoff erblasene vorzügliche 
Holzkohlenroheisen ist billiger als das einge- 
führte Eisen. Außerdem ist mittlerweile außer 
sonstigen Erweiterungsbauten ein Martinwerk er- 
standen. 


* * * 


Juniausweise: Der Versand des Stahlwerks- 
verbandes betrug insgesamt 563138 Tonnen 
Rohstahlgewicht gegenüber 552872 Tonnen 
im Mai und 605570 Tonnen im Juni des 
Vorjahres. Hiervon entfallen auf: Halbzeug 
130 233 t (131378 bzw. 132028 t), auf Eisen- 
bahnmaterial 250293 t (231 072 und 281 930 t) 


und auf Formeisen 182607 t (190422 und 
191 359 t). — Die Einnahmen der deutschen 
Hauptbahnen und vollspurigen Nebenbahnen 


stellen sich aus dem Personenverkehr auf Mark 
103 390106 (im Vorjahr M. 82131023) und aus 
dem Güterverkehr auf M. 177 397 743 (i. V. Mark 
161 548 230). Die Einnahmen weiserr dem Vor- 
jahr gegenüber durchweg Erhöhungen auf. — 
Der Versand des Kohlensvndikats betrug 01,510% 
in Kohlen (90,51% im Vormonat), 44,52% in 
Koks (44,32% i. V.) und 878100 in Briketts 
(90,7700 i. V.). Der Absatz hat also trotz des 
Sommermonats nur in Briketts nacheelassen, 
während ‘er für Kohlen und Koks noch etwas 
zugenommen hat. — Der deutsche Außenhandel 
hat im Berichtsmonat eine wesentliche Steige- 
rung erfahren. Die Einfuhr beträgt 6 385464 t 
gegenüber 6080524 t im Vorjahr und die Aus- 
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fuhr hat von 5822233 t auf 6416008 t zuge- 
nommen. — Vom Walzdrahtverband wurden 
38000 t (41600 im Vormonat) zum Versand 
gebracht, davon entfallen 22 700 (25600) Tonnen 
auf das Inland und 15900 (15990) Tonnen auf 
das Ausland. — Die Auswanderung über Ham- 
burg betrug 9325 Personen gegenüber 22428 im 
Vorjahr, wobei sich 687 (732 i. V.) Deutsche 
befinden. Ueber Bremen wanderten 12030 gegen 
30 396 Personen im Vorjahr aus. Die vorjäühri- 
gen hohen Ziffern sind noch mit der Unruhe 
auf dem Balkan in Verbindung zu bringen. 


Aus der Kohlen- und Eisenindustrie. In der 
Versammlung der Grobblechwerke ergab sich 
bei den Besprechungen als Hauptschwierigkeit 
die Quotenfrave. Die Beteiligungsanspruche be- 
tragen zusammen 50° mehr als überhaupt der 
bisherige Versand ausmacht. Daher dürfte so 
bald noch keine Einigung zu erzielen sein. — 
Der Verein Deutscher Nietenfabrikanten verhan- 
delte über die Verlängerung des Verbandes. Die 
Aussichten sind zwar günstig, doch wurde eine 
Beschlußfassung vertagt, bis die Verhandlungen 
über den Stabeisenverband zu einer Entschei- 
dung geführt haben. — Die Besprechungen über 
die Röhrensyndizierung haben vorläufig eine Ver- 
tagung erfahren, da durch die oberschlesischen 
Werke neue Schwierigkeiten entstanden sein 
sollen. — Eine bedeutungsvolle Transaktion hat 
sich in Oberschlesien vollzogen. Die Ober- 
schlesischen Kokswerke haben die sämt- 
lichen 1009 Kuxe der konsolidierten Gleiwitzer 
Steinkohlengrube, Gleiwitz, erworben. Die Koks- 
werke verfügten bereits früher einmal über einen 
Bergwerksbesitz. Da dieser jedoch im Ausland 
(in Oesterreich) gelegen war, wurde er abge- 
stoßen. Der jetzt erfolgte Erwerb eines inlän- 
dischen Werkes war daher wohl zu erwarten. 
Der Umfang des neuen Feldbesitzes ist so groß, 
daß neben der vorhandenen Doppelschachtanlage 
noch mehrere Schächte errichtet werden können. 
Es sind große Erweiterungsbauten im Aussicht 
enommen. Von besonderem Interesse ist die 
rledigung des Kaufpreises, dieser wird geleistet 
durch 

1. Eine Obligationsanleihe im Höhe von 
10 Mill. M.. welche die Oberschlesischen Koks- 
werke auf die Gleiwitzer Grube aufnehmen, ver- 
zinslich mit 5%, rückzahlbar vom Jahre 1920 
ab zu pari innerhalb 25 Jahren. 

2. Nominal M. 3000060 junge Aktien der 
Oberschlesischen Kokswerke mit Dividenden- 
berechtigung ab 1. Januar 1917. 

3. Abtretung der aus der letzten Bilanz er- 
sichtlichen Restforderungen an die Oesterrei- 
chische Berg- und Hüttenwerks-G:sel'schaft aus 
dem Verkauf der Marie-Anne in Höhe von rund 
M. 12874000, die zu einem Teil innerhalb der 
Jahre 1916 bis 1919 und mit dem Rest Ende 
1929 fallig sind. — Die Gelsenkirchener Berg- 


- werks-Aktien-Gesellschatt ist, wie verlautet, auf 


Grund eines neuen Abkommens, dem Schitfbau- 
stahl-Kontor beizetreten. Man hofft in Zukunft 
bessere Preise zu erzielen. 


Lohnstreitigkeiten und Aussperrungen. Bei 
den Linke-Hofmann-Werken A.-G. in Breslau 
besteht schon seit einem halben Jahr ein Lohn- 
kampf, bei dem etwa 4000 Arbeiter ausgesperrt 
wurden. Es ist jetzt eine vorläufige Verständi- 
gung erzielt worden, nachdem von beiden Sei- 
ten nachgegeben worden ist, so daB auch die 
endgültige Einigung zu erwarten ist. — In der 
Solinger Waffenindustrie besteht schon seit etwa 
einem halben Jahr ein Streik und es sollte jetzt 
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eine Ener aus peltung sämtlicher Arbeiter er- 
folgen. Glücklicherweise ist es dem Einigungs- 
amt jetzt gelungen, durch seine Vermittlung die 
drohende Aussperrung zu verhindern und den 
Streik beizulegen, indem seine Vorschläge von 
den Verbänden der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer angenommen wurden. — Während in 
Solingen die Generalaussperrung so verhindert 
wurde, ist es in der niederlausitzer Tuchindustrie 
zu einer solchen gekommen. Die Veranlassung 
hierzu war ein kleiner Streik, bei dem keine 
Einigung erzielt werden konnte, so daß die 
Arbeitgeber zu diesem Mittel griffen. 


Aus der Ziindholzindustrie. In jüngerer Zeit 
haben verschiedenerlei Bestrebungen lebhaftere 
Gestalt angenommen. Einmal klagen die Fabri- 
kanten von Zündhölzern über die Schädigung 
ihres Geschäfts durch die Konkurrenz der Feuer- 
zeuge, und gleichzeitig verlangen sie von neuem, 
daß auch die Feuerzeuge mit einer Steuer be- 
legt werden sollen. Infolge des Verbrauchsrück- 
ganges sei ferner die zwar an sich schon ge- 
ringe Zwangskontingentsquote von 45% noch 
zu hoch, so daß der Bundesrat diese noch weiter 
herabsetzen müsse. Von seiten der Feuerzeug- 
fabrikanten wird num entgegengehalten, daß die 
Zündholzfabriken bedeutende Gewinne erzielt 
hätten, auch sei die Beschäftigung so gut, daß 
mit Ueberstunden gearbeitet werden müsse. 
Kleine Fabriken hätten ihr Kontingent zu hohen 
Preisen an große Werke verkauft; die Stahl 
& Nölke Akt.-Ges. für Zündholzfabrikation in 
Cassel habe noch andere Fabriken aufgekauft, 
um die Produktion zu vergrößern. Dies alles 
spreche doch nicht für ein schlechtes Geschäft. 
Die Klagen sollten nur dazu dienen, um bei 
der Regierung Stimmung für ein Staatsmonopol 
zu machen, bei dessen Errichtung sich die jetzi- 
gen Zündholzfabrikanten einen guten Gewinn 
versprächen. 


Hamburgs Seeschiffahrt hat im ersten Halb- 
jahr erheblich zueenommen. Nach den Feststel- 
lungen des Handelsstatistischen Amts sind im 
ersten Halbjahr im Hamburger Hafen 7249 (7029 
im Vorjahr) Schiffe mit einem Raumgehalt von 
7,26 (6,93 i. V.) Millionen angekommen. Aus- 
gelaufen sind 8109 (7782 i. V.) Schiffe mit 
einem Raumgehalt von 7,37 (i. V. 7,06) Mil- 
lionen Tonnen. 


Verschiedenes. Die großherzorlich-badische 
Majolikamanufaktur war bisher an die Dünzig- 
Büchleroux-Werke verpachtet. Dieses Verhält- 
nis ist jetzt durch Vergleich gelöst worden. Als 
neuer Pächter ist die Firma Villeroy & Bloch 
eingetreten. Die Manufaktur wird also auch 
in Zukunit nicht in eigner Regie betrieben. — 
Die bisher im Besitz des Leiters der Rheini- 
schen Metallwarenfabrik in Düsseldorf, Geh. Rat 
Erhardt, befindlichen Fabriken in Zella St. Blasii 
wurden unter dem Namen Heinr. Erhardt - Akt. - 
Ges. Zella St. Blasii und Düsseldorf in eine 
Aktiengesellschaft umgewandelt. Das Aktien- 
kapital beträgt 1270 600 M., und außerdem wer- 
den noch für 1 Million M. Obligationen zu 5% 
ausgegeben. — Die Zusammenschlußbewegung 
der Banken schreitet immer weiter vorwärts, 
jetzt geht wieder der Westdeutsche Bank- 
verein Akt.-Ges. Hagen (Aktienkapital 3 Mil- 
lionen Mark) in der Rheinisch-Westfälischen 
Diskonto-Gesellschaft Akt.-Ges. Aachen (Aktien- 
kapital 95 Millionen Mark) auf. Ueber die 
Gründe dieser Transaktion besagt eine Mitteilung 
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der Diskontogesellschaft: Der Westdeutsche 
Bankverein Akt.-Ges. in Hagen, mit Zweig- 
niederlassung in Wetter a. d. Ruhr, der be- 


kanntlich größere Verluste in seiner Kundschaft, 
besonders im Wertpapiervermittlungsgeschäft er- 
litten hat, gibt seine Selbständigkeit auf und 
übertragt nach Vornahme erheblicher, zur 
Deckung der Verluste vollständig ausreichender 
Abschreibungen den verbleibenden Vermögens- 
bestand von etwa 600000 M. auf die Rheinisch- 
Westfälische Disconto-Gesellschaft Akt.-Ges. in 
Aachen, die hiergegen einen gleichen Betrag 
ihrer Aktien, die ihr von befreundeter Seite zur 
Verfügung gestellt werden, in Tausch gibt und 
gleichzeitig Zweigniederlassungen in Hagen und 
Wetter eröffnen wird. — Unter Mitwirkung der 
Rheinischen Schuckertgesellschaft und der Firma 
Brown, Boveri & Co., beide in Mannheim, 
ist die Mittelbadische Elektrizitätsgesellschaft ge- 
gründet worden, die das Gebiet zwischen Ra- 
statt und dem Neckar mit elektrischem Strom 
versorgen soll. — Die Posten der Handelssach- 
verständigen in Petersburg und Montreal-Canada 
sind neu besetzt worden. Interessant ist die 
Vorbildung der betreffenden Sachverständigen, 
nach Petersburg kommt der Bergassessor Bar- 
tels und nach Canada der Kaufmann Dr. iur. 
Philippi. — Durch einen neuen Zusammenschluß 
in der Spiritusindustrie ist man dem privaten 
Spiritusmonopol wieder einen Schritt näher ge- 
kommen. Die Breslauer Spritfabrik Akt.-Ges. 
und die Ostelbischen Spritwerke Akt.-Ges. haben 
beschlossen, ihre Produktenabteilungen zu fusio- 
nieren und später eine vollständige Interessen- 
gemeinschaft einzugehen. — Unter dem Namen 
„Ssenkingwerk, Akt.-Ges.“ wurde die Hildes- 
heimer Sparherdfabrik A. Senking in eine Aktien- 
gesclischaft mit einem Kapital von M. 2750 000 
umgewandelt. — Noch eine derartige Transak- 
tion steht bevor. Die Maschinenfabrik Gebr. 
Sulzer in Winterthur und Ludwigshafen soll in 
eine Aktiengesellschaft mit 24 Millionen Frs. 
Kapital umgewandelt werden. — Der neu ge- 
gründete Verband Deutscher Schreibmaschinen- 
fabrikanten beabsichtigt allgemeine Verkaufs- 
bedingung festzusetzen. Es wird wohl er- 
wartet, daß sich auch die Vertreter amerikani- 
scher Maschinen diesen Bestrebungen anschließen 
werden. — Zum Zweck der Schiffbarmachung 
der Ruhr und der Werra haben die hierfür be- 
stehenden Vereine im jüngerer Zeit mit ver- 
stärktem Eifer ihre Bestrebungen aufgenommen. 
Es haben verschiedentlich Versammlungen und 
Sitzungen usw. stattgefunden, welche diese Pro- 
jekte fördern sollen. 
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Ausländerfrage — Einheitlicher Studiengang an 
allen deutschen Technischen Hochschulen. 


Auch auf dem diesjährigen Eisenacher Ver- 
tretertag des Studentischen Verbandes Deutscher 
Technischer Hochschulen vom 3.—5. Juni wurde 
die Ausländerfrage ebenso wie die Frage der 
Vereinheitlichung der Studiengänge eingehend 
erörtert. 

Bereits der vorjihrige Eisenacher Vertreter- 
tag sprach sich in einer Resolution an die Tech- 
nischen Hochschulen für die Durchführung fol- 
gender Bestimmungen -betreffs Ausländerfrage 
aus: 
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1. Die Anzahl der Ausländer darf einen ge- 
wissen Bruchteil der Gesamtheit der Stu- 
dierenden nicht überschreiten. 

2. Ausländer haben sich einer akademischen 
Prüfung in der deutschen Sprache zu unter- 
ziehen. 

3. An ausländische Studierende werden erst 
14 Tage nach dem programmäßigen Beginn 


der Vorlesungen Plätze in Hör- und 

Uebungssälen vergeben. 

Ein Teil dieser Bestimmungen wurde im 
' Laufe dieses Jahres an verschiedenen Hoch- 


schulen durchgeführt. 

Von einer weiteren Verfolgung dieser Ange- 
legenheit sieht der Studentische Verband Deut- 
scher Technischer Hochschulen und Bergakade- 
mien ab, da die Konferenz der Rektoren sich 
ihrer angenommen Hat. 

Auch für die Vereinheitlichung der Studien- 
gänge an den Hochschulen deutscher Bundes- 
staaten wurde eine Resolution an die zustän- 
digen Behörden gesandt. 

In dieser wurde besonders eine Vereinheit- 
lichung des Studienganges der einzelnen Fach- 
richtungen sowie die Gleichwertigkeit und 

egenseitige Anerkennung der verschiedenen 
xamina und der dafür geforderten Belege als 
wünschenswert bezeichnet. 

Auf eine Anfrage hin sprachen sich für Ein- 
führung einer gleichen Anzahl Semester zum 
Diplom-Hauptexamen auch die größeren tech- 
nischen Verbände aus. 

Dies dürfte industrielle Kreise besonders 
interessieren, da die Industrie ein Interesse 
daran hat, daß ihre Diplom-Ingenieure einheit- 
lich ausgebildet sind, und sie wird nötigen- 
falls auch wohl ihren Einfluß in dieser Beziehung 
geltend machen. 


—— M 


Soziales. 


Ein Gesetz zur Regelung des Arbeitsnachweises. 


Die Versuche der Gewerkschaften, die Ar- 
beitslosen-Versicherung zu verstaatlichen, sind 
bisher an dem Widerstand der gesetzgebenden 
Körperschaften und der Regierung gescheitert. 
Als ein Teilproblem der Arbeitslosenfrage gilt 
mit Recht der Arbeitsnachweis. Es kann daher 
nicht Wunder nehmen, daß jetzt Versuche ge- 
macht werden, die Arbeitsnachweisfrage gesetz- 
lich zu regeln. Vom ,,Verbande der offentlichen 
Arbeitsnachweise Deutschlands“ sind Vorschläge 
in dieser Richtung aufgestellt worden, die Dr. 
Freund in einer Broschüre „Ein deutsches 
Arbeitsnachweisgesetz““ (Schriften der deutschen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Arbcitslosig- 
keit, Heft 3, 1914) in folgenden 10 Leitsätzen 
zusammenfaßt: 

1. Die öffentlichen Arbeitsnachweisverbände 
werden auf Grund ihrer Statuten, welche be- 
stimmten Normativbestimmungen entsprechen 
müssen, als öffentliche Korporationen staatlich 
anerkannt; sie führen alsdann die Bezeichnung 
Landesarbeitsämter. 

2. Die Landesarbeitsämter haben die Auf- 
gabe: 

a) auf den Ausbau der öffentlichen Arbeits- 
nachweise in ihren Bezirken hinzuwirken; 
b) die Organisierung der zwischenörtlichen 

Vermittlung in ihren Bezirken zu be- 

treiben und zu fördern; 


-die paritätischen 
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c) Einrichtungen jeder Art ihres Bezirkes, 
welche sich mit der Arbeitsvermittlung 
befassen, zu überwachen. 


3. Auf Antrag der Landesarbeitsämter kann 
die Staatsbehörde (höhere Verwaltungsbehörde) 
anordnen: 


a) daß für bestimmte Teile des Bezirkes 
eines Landarbeitsamts öffentliche Arbeits- 
nachweise eingerichtet werden; 

b) daß vorhandene Arbeitsnachweise 
schlossen werden; 

c) daß öffentliche Arbeitsnachweise mitein- 
ander vereinigt werden. 


4. Unternehmen für Arbeitsvermittlung jeder 
Art bedürfen der Genehmigung durch die staat- 
liche Behörde (höhere Verwaltungsbehörde) un- 
beschadet der bestehenden Vorschriften für die 
gewerbsmäßige Stellenvermittlung. 


5. Die Kosten der öffentlichen Arbeitsnach- 
weise fallen derjenigen Gemeinde bzw. den- 
jenigen Gemeinden zur Last, für deren Bezirk 
der Arbeitsnachweis errichtet ist. 


6. Die Kosten der Landesarbeitsämter fallen 
denjenigen weiteren kommunalen Verbänden 
bzw. Bundesstaaten zur Last, für deren Bezirk 
das Landesarbeitsamt errichtet ist. 

Ist das Landesarbeitsamt für einen weiteren 
Kommunalverband errichtet, so leistet der Staat 
einen festen Zuschuß. 


7. Die Landesarbeitsämter erlassen zur Rege- 
lung der zwischenörtlichen Vermittlung inner- 
halb ihres Bezirkes Vorschriften, welche der Ge- 
nehmigung der staatlichen Behörde unterliegen. 


8. Zur Regelung des zwischenörtlichen Ver- 
kehrs der Bundesstaaten untereinander erläßt 
das Reich Vorschriften. 


9. Zwecks Erzielung eines Zusammenarbei- 
tens der öffentlichen Arbeitsnachweise mit ande- 
ren Arbeitsnachweiseinrichtungen erläßt die 
staatliche Behörde Vorschriften. 


10. Sämtliche Arbeitsnachweiseinrichtungen 
im Deutschen Reich, einschließlich der gewerbs- 
mäßigen Stellenvermittler, sind verpflichtet, dem 
Reich Uebersichten über die Arbeitsvermittlung 
einzureichen. Die Formulare für die Ueber- 
sichten sowie die zur Erzielung einer einheit- 
lichen Statistik notwendigen allgemeinen Ver- 
waltungsgrundsätze für die Arbeitsvermittlung 
werden vom Reich festgesetzt. - 


Die Arbeitgeber haben allen Anlaß, diese 
Bestrebungen aufmerksam zu verfolgen. In ihrem 
dringensten Interesse liegt es, die Einstellung 
der Arbeiter nicht ohne bestimmte Sicherheiten 
aus der Hand zu geben. Die unparitätischen Ar- 
beitsnachweise der Arbeitgeber erfüllen in den 
meisten Fällen vollkommen ihren Zweck, da- 
gegen ist zu befürchten, daß in Zeiten der Krisen 
staatlichen Nachweise voll- 
ständig versagen werden. 


ge- 


? * 
* * 


Zusammenschluß der Arbeitgeberverbiinde. 


Der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände hat sich der Deutsche Arbeitgeberbund für 
das Baugewerbe angeschlossen, der 38 Bezirksverbände, 
einen Fachverband und 9 unmittelbar angeschlossene 
Ortsverbände umfaßt, die sich über das ganze Deutsche 
Reich erstrecken. Ferner ist der Vereinigung der 
Arbeitgeberschutzverband für das Deutsche Holz- 
gewerbe beigetreten, der 6234 Betriebe mit 69000 be- 
schäftigten Arbeitern umfaßt. 
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Gleichzeitig hat der Arbeitgeberschutzverband für 
das Deutsche Holzgewerbe beschlossen, sich mit seiner 
Streikentschädigungskasse der Zentrale der Deutschen 
Arbeitgeberverbände für Streikversicherung anzu- 
schließen. Außerdem hat den Anschluß an die Zen- 
trale der Deutschen Arbeitgeberverbände für Streik- 
versicherung der Arbeitgeberverband des Deutschen 
Braunkohlen-Industrievereins in Halle a.S. beschlossen. 
Endlich ist auch der Deutsche Arbeitgeberbund für 
das Baugewerbe, Landesverband Württemberg in Stutt- 
gart, der Zentrale der Deutschen Arbeitgeberverbände 
für Streikversicherung als Mitglied beigetreten. 


Vereine und Kongresse. 


Verein Beratender Ingenieure E.V. 


Der Verein „Beratender Ingenicurc“ e.V. hielt 
am 22. und 23. Mai in Hamburg seinen dies- 
jährigen Sommerkongreß ab. 

Am 22. Mai traten die Mitglieder in Anwesen- 
heit geladener Gäste zu einer geschäftlichen 
Sitzung unter dem Vorsitz des Herrn Dr. Bloch- 
mann, Kiel, zusammen. Dieser begrüßte die 
Versammlung, indem er gleichzeitig auf das Ziel 
des Vereins hinwies, den rein beratenden Inge- 
nieuren, welche weder Vertretungen führen noch 
Provisionen annehmen und überhaupt in keiner- 
lei Abhängickeitsverhältnis stehen, das ihre Un- 
parteilichkeit beeinträchtigen könnte, immer 
mehr Anerkennung zu verschaffen. 


Dann nahm Herr Dr. Lux, Berlin, das Wort 
zu einem Vortrage über das Thema: ,,Unter- 
suchungen an der Halbwattlampe“. Der Vortra- 
gende führte etwa folgendes aus: Trotz der 
hohen Oekonomie der Halbwattlampe im Ver- 
gleich zur normalen Wolframlampe hat die Um- 
wandlung der aufgewandten Leistung in Licht 
keine nennenswerten Fortschritte gemacht. 
Während bei der normalen Wolframlampe 5,40% 
der aufgewandten Energie in Licht verwandelt 
werden, sind bei der Halbwattlampe von der 
gesamten gestrahlten Energie zwar 8% Licht, 
aber von der aufgewandten Energie nur 4,80%. 
Das hat seine Ursache darin, daß bedeutende 
Energieverluste durch Wärmeableitung stattfin- 
den, die verhältnismäßig ganz erheblich größer 
sind als bei den evakuierten Lampen, und daß 
weiter auch innerhalb der engeewickelten 
Leuchtspirale Lichtverluste eintreten. Aus den 
Temperaturbestimmungen des Leuchtkörpers der 
Halbwattlampe folgt sodann, daß die Oekonomie 
nicht mehr wesentlich gesteigert werden Kann; 
bei einer Ockonomie von ca. 0,3 Watt H. K. 
würde bereits der Schmelzpunkt des Wolframs 
erreicht werden. 


Sodann sprach Tr.:\ng. Mast, Kattowitz, 


über „Das Verdingungswesen im Tiefbauge- 
werbe“. Er wies darauf hin, daß diese Ange- 


legenheit cine brennende Frage in unserm heu- 
tigen Wirtschaftsleben geworden sei, und sich 
auch bereits der preußische Minister der öfient- 
lichen Arbeiten, Unternehmerverbände ete. mit 
der Abhilfe der bestehenden Mängel eingehend 
beschäftigen. Im weiteren machte der Referent 
eine große Anzahl sehr beachtenswerter Re- 
formvorschläge, die nicht nur im Interesse einer 
gesunden Privatwirtschaft, sondern auch bei der 
Bedeutung des Tiefbaugewerbes von national- 
wirtschaftlicher Seite große Beachtung ver- 
dienten. 


Vereine und Kongresse — Verschiedenes 


Hierauf hielt Dr. Blochmann, Kiel, einen 
Vortrag „Ueber die durch rationelle Dauerkon- 
trolle erzielbaren Ersparnisse beim Dampfkessel- 
betriebe‘“. Er hob hervor, daß neben richtiger 
Wahl des Heizmaterials sachgemäße Bedienung 
der Feuerung von Wichtigkeit sei, und wies auf 
die Zweckmäßigkeit der automatischen Rauch- 
gas-Analysatoren hin, mittels welcher sich bis 
zu 150% Brennmaterial-Ersparnisse erzielen 
lassen. Um die Heizer zur richtigen Bedienung 
dieser Feuerungen anzuhalten, empfiehlt der 
Vortragende die Einführung von Prämien für 
Kohlenersparnisse. 


Zum Schluß sprach Tipl.-ng. Specht, 
Hamburg, über den neuen Gesetzentwurf, das 
Patentwesen betreffend, über Anerkennung des 
Erfinderrechts und Berücksichtigung der Eriin- 
derehre. Er streifte auch kurz die Verfassung 
des Patentamtes und machte einige Bemerkun- 
gen über Einspruchrechte und Abhangigkeitsver- 
haltnis sowie über die Obergutachten des Patent- 
amtes. 


Der Nachmittag war einer eingehenden 
Durchberatung der neuen Satzung, der neuen 
Geschäftsordnung und des Ehrenkodex gewid- 
met. Abends versammelten sich die Mitglieder 
mit ihren Gästen im Uhlenhorster Fährhaus. 


Verschiedenes. 


Schopenhauers Gedanken über die Architektur. 


Ueber dieses Thema sprach Architekt Tip!.- 
ng. Ernst Hiller in Frankfurt a. M. gelegent- 
lich der dritten Tagung der Schopenhauer-Ge- 
sellschaft in München vom 3. bis 6. Juni 1914 und 
führte aus, daß Schopenhauer in seinen Werken 
nicht eine systematische Untersuchung über die 
Baukunst gegeben hat, sondern dieselbe nur als 
beweisendes Beispiel für seine philosophische 
Anschauung herangezogen hat, und seine Er- 
lauterungen über Architektur sozusagen In- 
dizienbeweise zu seinen Ausführungen über die 
Objektivität des Willens bedeuten. Die untersten 
Stufen der Objektivität des Willens, die sich in 
der Materie zeigen, traten im Stein als Starrheit, 
Kohäsion und Härte auf als die Grundbaßtöne 
der Natur. Schopenhauer sähe das vornehmste 
Ziel der Architektur darin, diese Eigenschaften 
durch die Architektur in sichtbare Erscheinung 
treten zu lassen, d.h. der Gleichgewichtszu-. 
stand, in dem sich die Massen in einem Bau- 
werk befinden, stellt das Widerspiel zwischen 
Starrheit und Schwere dar, und je unmittelbarer 
und klarer dies zum Ausdruck kommt, je besser 
ist der aesthetische Zweck der Architektur er- 
füllt. Uecberhaupt ist die Unmittelbarkeit, in der 
der Zweck in der Baukunst dargestellt wird, 
ein unbedingtes Erfordernis für die Schönheit 
eines Bauwerkes, ebenso, dab jeder Teil des 
Gebäudes in Größe und Form mit einer Zweck- 
mäßigkeit bestimmt ist, daß das Ganze ein- 
stürzen müßte, wenn ein Teil weggezogen 
würde. Alle diese Forderungen sieht Schopen- 
hauer in der Antike erfüllt, weil dort Pfeiler 
und Säule und Gebälk und die anderen Bau- 
glieder den Zweck, dem sie dienen, auf un- 
mittelbarste Weise zum Ausdruck bringen. — 
Selbst architektonische Ausdrucksmittel, wie Ge- 
wölbe und Pfeiler, können nicht gleichwertig mit 
Säule und Gebälk konkurrieren, weil bei ersteren 
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keine so strenge Scheidung zwischen Stütze und 
Last gegeben ist, da beim Uebergang vom Ge- 
wölbe auf den Pfeiler eine Bindung stattfinde. 
Deswegen lehnt er auch die Gothik als cine 
schöne Baukunst ab und sagt, daß jede Ab- 
weichung von der Antike für den Architekten 
ein Weg der Verschlechterung bedeute. In der 
Architektur wie in der Skulptur bildet das 
Ideal: „die Nachahmung der Alten“. 


Der Vortragende erkannte an, daß der Archi- 
tekt sicherlich aesthetisch überzeugend wirken 
werde, wenn er sich die Schopenhauerschen An- 
sichten zueigen machte, und daß durch die 
moderne Ingenieur-Aesthetik seine Forderung 
beinahe noch vollkommener als in der Antike 
erfüllt würde. Er wies aber darauf hin, daß 
wir über den Horizont der Schopenhauerschen 
Ansichten heraustreten müßten und die Bau- 
kunst nicht nur als Darstellung der platonischen 
Idee der Materie betrachten dürfen, sondern 
ihr Wesen weit tiefer erfassen müßten. Des- 
wegen können wir auch die nützlichen Zwecke, 
denen das moderne Bauschaffen unterliegt, 
nicht einfach als Objekt für die schöne Kunst 
ausscheiden, und neben der platonischen Idee 
der Materie müßte das Gebäude in seiner Ge- 
samtheit einen höheren Sinn, die Idee der zweck- 
mäßigen Organisation, zum Ausdruck bringen. 
Organische Zweckmahigkeit kann ebenso wie 
konstruktive Wahrhaftigkeit der Ausdruck des 
Schönen für uns werden. Auch bedeute es einen 
Widerspruch, daß das menschliche Dasein Ver- 
gehen und Stillstand bedeuten solle, und die 
Idee der Baukunst einmal durch die Antike voll- 
endet zur Darstellung gebracht, über die Voll- 
endung hinaus in diesem Sinn keine Entwicklung 
mehr erfahren könnte. Es sei noch niemand 
eingefallen, eine Kunstgeschichte des Schilfsbaues 
zu schreiben, und es fehle uns überhaupt die 
metaphvsische Analvse unserer künstlerischen 
Ausdrucksmittel, ehe wir mit Bewußtsein zur 
Erkenntnis ihrer Schönheit gelangen werden. 
Wir laufen noch immer in unserer, durch die 
Tradition hervorgerufene Einseitigkeit über die 
Auffassung der Kunst herum und klagen, daß 
wir die Kunst verloren haben, ohne zu er- 
kennen, daß sie uns in tausendfiltiger Form 
taglıch entgegentritt. 


Hochschulnachrichten. 
Technische Hochschule Darmstadt. 


Hochschulkurs Oktober 1914. 


Von der Abteilung Maschinenbau der technischen 
Hochschule Darmstadt wird gemeinschaftlich mit 
Professoren der elektrotechnischen, chemischen und 
allgemeinen Abteilung ein Hochschulkurs vom 5.— 17. 
Oktober abgehalten. 

Für die 4- 6stündigen, teilweise mit praktischen 
Laboratoriumsübungren verbundenen Vorlesungen sind 
folgende Themen in Aussicht genommen: 

Gasmotoren, mit Uebungen im Laboratorium: 
Geh. Baurat Prof. Berndt; Wasserturbinenbau: Prof. 
Dr.-Zng. Braun; Dampfturbinen und Gleichstrom- 
maschinen: Geh. Baurat Prof. Gutermuth; Turbinen- 
pumpen, neuere Anschauungen überMaschinenelemente, 
neuere Gesichtspunkte über Kalkulation, Fabrikorgani- 
sation und Betriebslehre: Prof. Dr.-Qnq. Heidebroek; 
Versuchsergebnisse aus dem Wasserbaulaboratorium: 


351 


Geh. Baurat Prof. Koch; Feuerungsanlagen und 
Férderanlagen: Prof. Dr.-$ng. Koehler; Schieds- 
gerichtswesen und Absatzmethoden der Industrie: 
Prof. Dr. Kollmann; Hochspannungstechnik: Prof, 
Dr.-Ing. Petersen; Industriebauten und Arbeiterkolo- 
nien: Geh. Baurat Prof. Walbe; Prefiwasser- und 
hydraulische Arbeitsmaschinen: Prof. v. Roeßler; 
Hochfrequenzströme: Geh. Hofrat Prof. Dr. Wirtz; 
Theorien und Tatsachen der modernen Chemie: 
Prof. Dr. Wöhler; Die Verkochungs-Industrie: Geh. 
Hofrat Prof. Dr. Diefenbach; Freie und erzwungene 
Schwingungen im Maschinenbau, ausgewählte Kapitel 
aus dem Ventilatorenbau: Privatdozent Dr.-{\ng. Blael3; 
Unsere Handelspolitik und die Stellung Deutschlands 
in der Weltwirtschaft: Prof. Dr. Berghoft-Ising; Luft- 
schiff- und Flugzeugbau: Prof. Eberhardt; Aetzproben 
und mikroskopische Untersuchungen von Eısen und 
Stahl: Privatdozent Dr.-Ing. Preui). 


Zahlreiche Anmeldungen aus allen Teilen Deutsch- 
lands, Oesterreich-Ungarns, Rufjlands und aus Nord- 
Amerika sind bereits eingelaufen. Das genaue Pro- 
gramm kann von der Abt. Maschinenbau der Techn. 
Hochschule bezogen werden. 


Der Bezirksverein Darmstadt des V.D.D. I. erbietet 
sich mit weiteren Auskünften anhand zu gehen und 
den Wohnungsnachweis für die Kollegen zu über- 


nehmen. 
x * 
* 


Auf einstimmigen Antrag der Abteilung für 
Ingenieurwesen wurde durch Beschluß von Rektor 
und Großem Senat der Großiherzoglichen Tech- 
nischen Hochschule zu Darmstadt Herrn Stadtbaurat 
a. D. Sir William H. Lindley, Zivilingenieur in 
Frankfurt a. M., in Würdigung seiner hervorragenden, 
bahnbrechenden Tätigkeit in praktischer und wissen- 
schaftlicher Hinsicht auf dem Gebiete der Wasser- 
versorgung und Entwässerung der Städte sowie des 
gesamten städtischen Tiefbaues und der öffentlichen 
Gesundheitspflege, die Würde eines Doktor-Ingenieurs 
ehrenhalber verliehen. 


Literatur. 


Die deutsche Industrie. Festgabe zum 
25 jährigen Regicrungs - Jubiläum 
Seiner Majestät des Kaisers und Kö- 
nigs Wilhelm H. Dargebracht von 
Industriellen Deutschlands 1913, Ber- 
lin, Verlagsbuchhandlung Leopold 
Weiß, 1913. Unter der Hauptleitung des be- 
kannten Parlamentariers und Volkswirtschaftlers 
Dr. Wilhelm Wendlandt hat es der Ver- 
lag unternommen, ein Werk zu schaffen, das an 
Großartipkeit seinesgleichen sucht. Die Träger 
der glänzendsten Namen der deutschen Industrie 
gaben dem Unternehmen als Kuratoren das Ge- 
leite, und ein Stab erster Mitarbeiter aus den 
Kreisen der Technik und Volkswirtschaft hat 
demselben zur praktischen Durchführung ver- 
holfen. Alfred Berliner-Berlin, Faber-Nürnberg, 
Heinecken-Bremen, Kannengießer-Mühlheim a. d. 
Ruhr, Lanz-Mannheim, Mauser-Oberndorf, Merck- 
Darmstadt, Schiedmayer-Stuttgart, Tecklenborg- 
Bremerhaven, Waldschmidt-Berlin sind einige der 
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Namen der zahlreichen Kuratoren; Stresemann, 
Voelker, Ragoczy, Krueger, Jüngst, Schloß- 
macher, Wendlandt, Hundhauser seien aus der 
großen Zahl der technischen und volkswirtschaft- 
lichen Mitarbeiter genannt. Das groß angelegte 
und prächtig ausgestattete Werk zerfällt in drei 
Bände. 

Der erste Band. Der inzwischen ver- 
storbene Geh. Kommerzienrat Goldberger, der 
spiritus rector der Ständigen Ausstellungskom- 
mission der deutschen Industrie, widmet dem 
Werke zu Anfang des ersten Bandes eine Art 
Vorwort, in welchem er den nationalen Gedan- 
ken innerhalb der deutschen Industrie und des 
deutschen Handels zum Ausdruck bringt. 
Anschließend daran behandelt Wendlandt 
Deutschland als Weltmacht im 
Außenhandel. In übersichtlicher Gliederung 
des Stoffes und unter Berücksichtigung der 
Statistik, insbesondere mit Hilfe entsprechender 
Diagramme verbreitet sich der Verfasser nachein- 
ander über die Bedeutung des Außenhandels, 
das Wesen des Außenhandels, Vergleiche von 
Außenhandel und Binnenhandel, Vernältnis von 
Industrie und Landwirtschaft zum deutschen 
Außenhandel, der Außenhandel und die einzel- 
nen Länder, die Schutzgebiete, die Seeschiffahrt, 
die Ein- und Ausfuhr von Waren, Geldverkehr, 
die Förderung des Außenhandels in den letzten 
Jahren, um in cinem Schlußwort das Resume der 
Linzeidarstellungen kurz zusammenzufassen. Es 
war keine leichte Aufgabe, die sich Wendlandt 
hier gestellt hat; die Art und Weise, wie er 
sie gelöst hat, kann als meisterhaft be- 
zeichnet werden; sie konnte so vorzüglich nur 
gelöst werden von einem Manne, der neben der 
Beherrschung der volks- und weltwirtschaftlichen 
Literatur über eine langjährige Erfahrung als 
praktischer Volkswirt verfügt. Die Arbeit 
Wendlandts verdient von jedem Diplom-Ingenieur 
gelesen zu werden. Der bekannte frühere 
Reichstagsabgeordnete und Volkswirtschaftler 
Dr. Gustav Stresemann behandelt die 
deutsche Industrie und Gesetzgebung während 
der Regierungszeit Kaiser Wilhelm ll. Strese- 
mann behandelt nacheinander die Schutzzoll- 
gesetzecbung, die Sozialpolitik des Kaisers im 
Anschluß an die Botschaft Kaiser Wilhelms L., 
dann die Kolonialpolitik und die der Kolonial- 
politik dienenden Institutionen, ferner die in 
jüngster Zeit entstandenen Einrichtungen zur 
Regelung der Frauenarbeit, der Kinderarbeit, 
dann der Heimarbeit; weiter berührt er die An- 
gestelltenversicherung, den Schutz der Arbeits- 
willigen etc.; zum Schluß weist er auf die ein- 
schlägigen Verhältnisse in England und Amerika 
hin. Von den weiteren Abhandlungen des ersten 
Bandes sind zu nennen, die Industrie der natio- 
nalen Verteidigung von Denecke, die Führer 
der deutschen Industrie von Ragoczy, indu- 
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strielles Organisationswesen von Dr. Krueger, 
der Steinkohlenbergbau von Dr. Jüngst, die 
Braunkohlenindustrie von Dr. Stilich und die 
Eisen- und Stahlindustrie von Dr. Voelker, 
dem früheren Geschäftsführer des Stahlwerks- 
Verbandes. Ragoczy führt in überzeugender 
Weise aus, daß auch bei der juristischen Unter- 
nehmungsform die Persönlichkeit des Leiters das 
Ausschlaggebende sci. Die angeführten Biogra- 
phien der ,,captains of industry‘ zerstört die 
Legende, daß die Kaufleute hierbei einen wesent- 
lichen Anteil nehmen; die führenden Män- 
ner sind fast ohne Ausnahme Tech- 
niker! Dr. Krueger, der Syndikus des 
Deutschen Volkswirtschaftlichen Verbandes gibt 
eine systematische Zusammenfassung des heute 


fast untiberblickbaren industriellen Vereins- 
wesens; auf der einen Seite steher die wirt- 
schaftlichen Interessen-Organisationen, auf der 


anderen Seite die Organisationen mit idiellen 
Zwecken, durch deren Tätigkeit industrielle Inter- 
essen berührt werden; ihnen schließt sich eine 
dritte Gruppe von Verbänden an, nämlich die 
Vereine zur Hebung der sozialen Lage der min- 
der bemittelten Schichten und schließlich kommen 
noch diejenigen Institutionen hinzu, die der 
wissenschaftlichen Forschung dienen. Im An- 
schluB an diese Gliederung geht er zur Einzel- 
betrachtung der verschiedenartigen industriellen 
Organisationen selbst über. Die Ausführungen 
Kruegers sind Iehrreich und interessant zugleich, 
da es ihm in der Tat gelungen ist, die Unzahl 
von Organisationen im deutschen Reiche zu 
schematisieren und in logischer Aufeinanderfolge 
darzustellen. — Den einführenden Abhandlungen 
über die verschiedenen Industrien folgen Einzel- 
abhandlungen über namhafte Industriewerke. 
Besonders lehrreich und unterhaltend zugleich 
erscheinen die Beschreibungen der verschiedenen 
Werke der Maschinenindustrie und der einlei- 
tende Aufsatz über die Maschinenindustrie, der 
von Prof. Hundhausen- Dresden, verfaßt ist. 
Der Name Hundhausen läßt darauf schließen, 
daß auch derjenige Mann zu seinem Rechte ge- 
kommen ist, der den deutschen Maschinenbau 
mit Hilfe der Kinematik auf philosophische 
Grundlage stellte, nämlich Franz Reuleaux, 
dessen Denkmal im Park der Technischer Hoch- 
schule Berlin im ersten Bande abgebildet ist; 
Hundhausen selbst zeigt sich in seiner Abhand- 
lung als Meister der Kinematik. Auffallender- 
weise hat die Redaktion den Werkzeugmaschinen- 
bau der Hundhaus’schen Abhandlung nicht unter- 
geordnet; auch ist die Unterordnung des 
Rechenmaschinenbaues unter den Werkzeug- 
maschinenbau nicht sofort verständlich. Unter 
den Rechenmaschinentypen hätte auch die Teetz- 
mann-Maschine genannt werden müssen, da sie 
infolge der Art ihrer Einstellung und der daraus 
resultierenden Vorteile in der Tat eine typische 


Li teratur 


Gruppe der modernen Rechenmaschinen dar- 


stellt. 


Der zweite Band. An erster Stelle steht 
hier die Elektrotechnik; es folgt alsdann die In- 
dustrie der Musikinstrumente, die der Fein- 
mechanik und Optik, ferner folgt die Uhren- 
industrie, die Edelmetallindustrie, die chemische 
Industrie inkl. der chemisch-pharmazeutischen In- 
dustrie, die Kaliindustrie, die Gasindustrie, die 
Tonwaren- und Steinindustrie, die Feinkeramik, 
die Glasindustrie, die Lederindustrie und Leder- 
warenindustrie inkl. Lederhandschuhindustrie und 
Schuhindustrie, die Gummiindustrie, die Leinen-, 
Hanf- und Juteindustrie, die Wollweberei, die 
deutsche Baumwollindustrie und die Seiden- und 
Sammetindustrie. Stets ist einer einleitenden, 
zusammenfassenden Gesamtübersicht eine große 
Anzahl von Abhandlungen über die einzelnen 
einschlägigen Industriewerke beigefügt; vielfach 
enthalten diese auch eine kurze Biographie ihres 
Gründers, sowie Beiträge zur Geschichte der 
einschlägigen Technik. 


Der dritte Band. Hier finden die Ab- 
handlungen über die verschiedenen Industrie- 
zweige ihre Fortsetzung. Es sind nacheinander 
behandelt, die Teppichindustrie, die Wirkwaren- 
industrie, die Textilveredelungsindustrie, die 
Wäscheindustrie inkl. Konfektion, die Spitzen- 
und Gardinenstickerei, die Hutindustrie, die In- 
dustrie der künstlichen Blumen, die Papier- 
industrie inklusive Verarbeitung und Bureau- 
artikel, die Holzverarbeitungsindustrie inklu- 
sive Spielwarenindustrie, die Muhlenindustrie, 
die Schokoladenindustrie, die © Gärungsindu- 
strie, die Schaumweinindustrie, die Mineral- 
wasserindustrie, die Industrie der Speisefette, die 
Konservenindustric, die Teigwarenindustrie, die 
Tabakindustrie, die Industrie der Baugewerbe, 
die Dachpappenindustrie, die Zentralheizungs- 
und Lüftungsindustrie inkl. der sanitären Technik, 
die graphische Industrie und schließlich ein 
Kapitel über verschiedene Industrien, deren 
Zweige unter die vorgenannten Stichworte nicht 
gut gebracht werden konnten. 

Es ist ein erdrückendes Material, was dem 
Techniker und Volkswirt in diesem konkreten 
Ueberblick über die verschiedenen Industrie- 
zweige Deutschlands alles geboten wird. Dem 
Techniker präsentiert sich hier eine Sammlung 
praktischer Ausiührungsbeispiele der chemischen 
und mechanischen Technologie, eine Art Ver- 
wirklichung des Mußpratt, Karmasch und Hover; 
zugleich ergänzt durch eine Industriegeschichte 
unter Okonomischem Gesichtspunkt, die man als 
„industrielle Wirtschaftsgeschichte in Einzelbil- 
dern“ ansprechen könnte. Man hat es in diesem 
Teil des Gesamtwerkes mit einer prakti- 
schen Kameralistik im besten Sinne des 
Wortes zu tun, und das hier zusammengetragene 
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und wiedergegebene Material dürfte eine will- 
kommene Grundlage abgeben für eine zukünftige 
entwicklungsgeschichtliche Darstellung der deut- 
schen Industrie. In leicht verständlicher Form 
wird dem Leser ein Material dargeboten, das in 
die verschiedenartigsten Industriezweige des 
Reiches rasch einführt und das nicht nur lehr- 
reich ist für den Techniker, der die einzelnen 
Zweige dieser Industrien aus den Lehren der 
chemischen und mechanischen Technologie her- 
zuleiten vermag und der die Anwendung dieser 
Lehren mit ökonomischen Ergänzungen hier vor- 
findet, sondern gleich lehrreich für den Kultur- 
und Wirtschaftshistoriker wie für jeden gebil- 
deten Deutschen überhaupt, denn es findet hier 
der tatkräitige Niederschlag jenes gewaltigen 
Ringens und Schaffens der höchsten geistigen 
Kräfte der Nation, der letzten Endes die Grund- 
lage abgibt für den heutigen materiellen und 
geistigen Wohlstand der Nation! 


Alexander Lang. 


* xk 


Bücherschau. 
Bei der Schriftleitung eingegangene Bücher. 
(Besprechung vorbehalten.) 


Die Dampfturbinen, ihre Wirkungsweise, Berechnung und 
Konstruktion von Ingenieur Professor Hermann Wilda. 
Dritte, erweiterte Auflage. Drei Bändchen. I. Bd.: Theorie 
der Dampfturbinen. Mit 46 Abb. II. Bd.: Berech- 
nung der Dampfturbinen und die Konstruktion 
der Einzelteile Mit 145 Abb. Ill. Bd.: Die Re- 
gelung der Dampfturbinen, Verwertung des 
Abdampfes, die Kondensationsanlagen, die 
Bauarten der Dampfturbinen. Mit 101 Abbild. 
(Sammlung Göschen Nr. 274, 715, 716.) G. J. Göschen’sche 
Verlagshandlung G. m. b. H., in Berlin und Leipzig. Preis 
jedes Bändchens in Leinwand gebunden Mk. 0,90. 


Zur Frage eines reinen Erfinderpatentrechtes in Deutsch- 
land. Ein kritischer Beitrag zur Wertschätzung volkswirt- 
schaftlich bedenklicher Bestrebungen in der gegenwärtigen 
Reformbewegung. Von Hermann Kändler. Verlag von 
Franz Vahlen, Berlin. Preis geheftet Mk. 1,50. 


Isay, Das Erfinderrecht. Preis gcheftet Mk. 0,80. Verlag von 


Franz Vahlen, Berlin. 


Schöpfungen der Ingenieurtechnik der Neuzeit von Max 
Geitel, Geh. Regierungsrat im Kaiserl. Patentamt. Aus 
Natur und Geisteswelt. 28. Bändchen. Preis gebunden Mk. 1,25. 
Verlag B. G. Teubner, Berlin und Leipzig 1914. 


Die Ausstattung von Schulräumen von Max Warnatsch. 
Preis Mk. 0,50, Verlag F. A. Günther & Sohn A.-G., Berlin. 


Steuertechnisches Kassenbuch für alle Erwerbszweige. 
Nach den Erfahrungen in der Einkommensteuer-Praxis ent- 
worfen und erläutert von C. Weilandt, Steuer-Anwalt und 
Buchsachverstandiger. Im Selbstverlage, Berlin NO. 18, Knip- 
rodestraße la. Preis je nach Bogenanzahl Mk. 3, 5, 7 u. 9. 


Wie macht man sein Testament kostenlos selbst? Unter 
besonderer Berücksichtigung des gegenseitigen Testaments 
unter Eheleuten gemeinverständlich dargestellt, erläutert und 
mit Musterbeispielen versehen von R. Burge- 
meister, Neuauflage 1914. Gesetzverlag L. Schwarz & Comp, 
Berlin S. 14, Dresdener Str. 80. Preis Mk. 1,10, in Leinenband 
Mk. 1,35. i ; 
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Verbandsnachrichten. 
Vom Vorstande. 


Rechtsauskunftsstelle. 


Wir machen daranf aufmerksam, 
Rechtsanwalt Wilhelm Bittermann, Berlin W. 35, 
Potsdamer Str. 31n, unseren Mitgliedern in allge- 
meinen Rechtsfragen schriftlich sowohl, als auch 
mündlich in seinen Sprechstunden von 4'/, bis 7 Uhr 
Rat erteilt. Die Beratung in Fragen betreffend 
gewerblichen Rechtsschutz erfolgt durch Herrn 
Patentanwalt Dipl.-Ing. Berthold Wassermann, 
Berlin SW. 68, Alexandrinenstr. 1b. Die Beratung 
erfolgt kostenlos. 


x * 
* 


Damit der Geschäftsstelle unnötige Schreib- 
‘arbeiten erspart bleiben, werden die Herren Mit- 
glieder bei Angabe von Adressen- bzw. Wohnungs- 
iinderungen ersucht, anzugeben, ob die Veränderung 
als dauernd oder nur vorübergehend zu betrachten 
ist. Die Geschäftsstelle. 

s s £ 


Zahlung der Verbandsbeiträge. 


Nach § 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1, Abs. 3 
der Geschäftsordnung des Verbandes ist der Jahres- 
beitrag, in welchem zugleich der Bezirksvereinsbeitrag 
enthalten ist und Mark 12.— bis Mark 15.— beträgt, 
an die Geschäfisstelle des Verbandes, Berlin W. 15 
(Konto Nr. 7527 Postscheckamt Berlin NW. 7) ein- 
zusenden, 


Wir gestatten uns, die Mitglieder auf unserer 
Stellenanzeiger, der jede Woche zweimal, und 
zwar am ittwoch und Sonnabend erscheint, 
aufmerksam zu machen. 

Die Geschäftsstelle. 


> 

Herr C. M. Lewin, beratender Fachmann für Fabrik- 
organisation, welcher vielen unseren Mitgliedern durch 
seine zahlreichen Veröffentlichungen, insbesondere 
durch seine bekannten Bücher: „\Werkstättenbuch- 
führung für moderne Fabrikbetriebe« und „Der 
Fabrikbetrieb“ wohl bekannt ist, hat für die Hilfskasse 
100 Exemplare seiner Broschüre: „Die Inventarisierung 
von Industrie- und Gewerbebetrieben« gespendet. 
Dieses kleine Werk behandelt die hochwichtige Ab- 
schreibungsfragefürMaschinen, Gebäuden, Werkzeugen 
etc. und kann von unseren Mitgliedern zum Vorzugs- 
preise von Mk. 1,50 (Ladenpreis Mk. 2,50) bei freier 
Zustellung von unserer Geschäftsstelle bezogen werden. 


Die Geschäftsstelle. 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Darmstadt. In den Monaten April und 
Mai Ifd. Js. veranstaltete der B.-V. Darmstadt einen 
Sonderkurs über Schiedsgerichte. Hierzu war der auf 
diesem Gebiete rühmlichst bekannte Prof. Dr. Koll- 
mann von der Technischen Hochschule Darmstadt 
gewonnen worden. 

Die Vorlesungen, an die sich Uebungen und sehr 
interessante freie Aussprachen anschlossen, wurden in 
den Abendstunden abgehalten, sodaß ın der Praxis 
stehende Ingenieure sich leicht beteiligen konnten. 
Die Nachbarvereine Mainz-Wiesbaden und Frankfurt 
waren hierzu eingeladen. Die Beteiligung seitens des 
Darmstädter und Frankfurter Bezirksvereins war außer- 
ordentlich rege, und allgemein wurde gewünscht und 
gehofft, daß ähnliche Veranstaltungen folgen möchten. 


daß Herr - 


Es ist selbstverständlich, daß wir bestrebt sein 
müssen, nach dem Verlassen der Hochschule an 
unserer Ausbildung weiterzuarbeiten. Diesem Be- 
dürfnis kann in den Bezirksvereinen durch Veran- 
staltung ähnlicher Fortbildungskurse, Einschalten von 
Vortragsabenden, Besichtigungen usw. gut und leicht 
Rechnung getragen werden. Dadurch erhält die 
Vereinstatigkeit eine starke Belebung, die Beteiligung 
wird größer und die Mitgliederzahl wächst Die auf 
diese Weise ausgeübte Werbetätigkeit ist weit nütz- 
licher und wirksamer als jegliche andere Propaganda. 
Es ist daher zu ho'fen, daß sich sämtliche Bezirks- 
vereine in der angedeuteten Weise betätigen. Zweck- 
mäßig ist es, wenn sich Nachbarvereine hierzu zu- 
sammenschließen und gegenseitig unterstützen. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis, 


B.-V. Berlin. 


Dipl.-Gng. J. Krull, Charlottenburg, Bismarckstr. 62, IIT. 
» >» K. L. Lapp, Berlin-Tegel, Hauptstr. 2, 11. 
B.-V. Bremen. 
Dipl.-Ing. H. Poppe, Waldenburg i. Schles., Auenstr. 23, IH 1. 
» = E Ziegelasch, Vorstand der J. Frerichs & Co. A.-G., 
Direktor der Werft in Einswarden, Blexen;O., 
Bahnhofsstr. 118. 
B.-V. Cöln. 
Dr.»Sng. D. Blumenthal, Cöln, Utierring 33. 
Dipl.»Sng. R. A. Goetz, Göppingen, Friedrichstr. 20. 
» » K. Kaufmann, Stettin, Deutsche Str. 7. 
Dr.6 Jng. E. Reutlinger, Cöln, Engelbertstr. 55. 
B.-V. Darmstadt. 
Dipl. Jng. J. Schäfer, Cöln-Kalk, Breuerstr. 17. 
® » QO. Stilgenbauer, Darmstadt, Wilhelmstr. 51. 
B.-V. Düsseldorf. 
Dtpl.»Ing. R. Ritter, Düsseldorf, Bismarckstr. 86, I. 
B.-V. Essen (Ruhr). 
Dris ng. P. Lohmann, Essen, Brunnenstr. 58, I. 
B.-V. Frankfurt a. M. 
Dipl.-Ing. C. Gaulé, Offenbach a. M., Nordring 58. 
B.-V. Halle. 
Dipl.-Ing. O. Winter, Deuben b. Zeitz, Bez. Halle. 
B.-V. Hannover. 
Dipl.Ing. B. RoBmann, Leipzig, Nordplatz 3, IV. 


B.-V. Karlsruhe i. B. 
G. Benoit, Geh. Hofrat, Regierungsbaumeister a. D., Professor 
a. d Technischen Hochschule Karlsruhe, Baden- 
Baden, Kreutzer Str. 7. 


B.-V. Lei pzig. 


Dipl.-Ing. W. Clemens, Berlin NW. 52, Kirchstr. 9. 
ə » E. Lentz, Leipzig, Fürstenstr. 6, H. 
B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
Dipl.s3ng. F. Zapf, Nürnberg, Maffeiplatz 15. 
B.-V. Metz-Diedenhofen. 
Dipl. «Sng. W. Paehler, Straßburg i. E., Finkmattstr. 8, I. 
B.-V. München. 
Dipi.sing. E. Sauter, Mannheim, Tullastr. 11, II. 
B.-V. Münster i. W. 
Dipl »Ing. A. Donath, Berlin SW. 29, Gneisenaustr. 21, III r. 
B.-V. Stettin. 
Dipl.Ing. F. Kücken, Kiel, Wrangelstr, 25. 
B.-V. Stuttgart. 
D:.»Sng. M. Mayer, Brücherhof b. Hörde, Südstr. 3. 
Ausland. 
z.s ng. F. Lauscher (Oesterreicher, Förderer), Darmstadt, 


Soderstr. 16, Il. 


Berlin - Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, 
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Au Die Dentiden Diplom-Ingenienre! 


Was das deutsche Volk in 44jähriger Friedenszeit mit unendlichem FleiBe 
und zäher Ausdauer aufgebaut hat, und wozu auch wir Diplom-Ingenieure unser 
bescheiden Teil beigetragen haben, das wollen feile Neider jetzt zerstören. Aber 
wie ein Mann steht das deutsche Volk einmütig zu Kaiser und Reich, und alle Kräfte 
sind vereint, das Vaterland zu verteidigen, den deutschen Herd zu schirmen. 


In dieser schicksalsernsten Stunde stehen wir Diplom-Ingenieure nicht 
zurück. Ein Teil von uns ist bereits ins Feld gezogen, andere harren stündlich 
ihrer Einberufung. Allen ins Feld ziehenden Kollegen rufen wir eine frohe und 
siegreiche Wiederkehr zu. 


Und Euch Kollegen, die Ihr nicht draußen im Feld für unser Vaterland 
kämpft, Euch fordern wir auf, auch hier in der Heimat mit allen Euren Kräften 
dem Vaterlande zu dienen und keine Opfer zu scheuen und ebenso, wie die unter 
der Fahne Stehenden, das Letzte zu opfern, was Ihr zu vergeben habt. 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 


Der Vorstand. 
gez. Dr.-Ing. Walter Reichel, gez. Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, 


Professor. Patentanwalt. 
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An unsere Mitglieder! 


Mehr als je wollen wir auch jetzt in dieser ernsten Stunde den Zusammenhang unter 
uns wahren und uns fester denn je zusammenschließen. Aus diesem Grunde wird auch die 
Verbandszeitschrift weiter erscheinen. Naturgemäß treten die Fragen der inneren Standespolitik 
in den Hintergrund. Auch die Regierungsbaumeisterfrage lassen wir vorläufig ruhen. Wir sind 
überzeugt, daß Regierungsbaumeister und Diplom-Ingenieure, die sich draußen im Felde treffen, 
nichts anderes als gute und treue Kameraden sein werden, und wir hoffen zuversichtlich, daß der 
Geist der Kameradschaftlichkeit auch nach dem Kriege zugleich mit den siegreich heimkehrenden 
Truppen hier bei uns einziehen wird. 

Die wichtigste Aufgabe erwächst dem Verbande augenblicklich in der Arbeitsvermittlung. 
Der öffentlichen Verwaltung, den Gemeinden, der Industrie und dem Handel sollen die not- 
wendigen technischen Kräfte zugeführt werden und wir fordern daher alle Kollegen auf, sich uns 
zur Verfügung zu stellen und uns mitzuteilen, welche Posten zu übernehmen sie augenblicklich 
bereit wären. Zugleich bitten wir aber auch die staatlichen, kommunalen, halböffentlichen Ver- 
waltungen, die industriellen und sonstigen Betriebe, uns ihren Bedarf an Kräften unverzüglich 
mitzuteilen. Wir bleiben eifrig bemüht, Angebot und Nachfrage in bestimöglichster Weise aus- 
zugleichen. . | | | | 
| Neben dieser Arbeitsvermittlung wird der Verband es sich angelegen sein lassen, die 
Kollegen über die durch die Kriegslage geschaffenen Zustände und Rechtsverhältnisse eingehend 
zu unterrichten. 

Die Kollegen werden gebeten, uns durch alle die Kollegenschaft interessierenden Mit- 
teilungen auf dem Laufenden zu halten. 


Verband Deutscher Dipiom- a 


Die Geschäftsstelle. 
Berlin W. 15, Meinekestraße 4. 
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Beitrag 1915 — Kriegsreserve. 


. Die schweren politischen Zeiten verbleiben nicht ohne Rückwirkung auf unseren Verband. 
Niemals aber wird unser Verband notwendiger sein als in den kommenden Friedensjahren. Die 
Wunden des Krieges zu heilen, all das Zerstörte wieder aufzubauen, der Industrie die alte Leistungs- 
fähigkeit wiederzugeben, Handel und Gewerbe. von Neuem zu kräftigen und in ihrem Bestehen 
zu sichern, das wird zum großen Teile Sache der Diplom-Ingenieure sein. Auch bei der mit 
-Sicherheit zu erwartenden Neuordnung aller Bildungs- und Standesfragen wird eine machtvolle 
„Vertretung der Diplom-Ingenieure dringend not tun. Hieraus wird dem Verbande eine Fülle 
großer und wichtiger Aufgaben erwachsen, und hierfür gilt es schon heute sich zu rüsten, damit 
uns die kommenden Zeiten nicht unvorbereitet finden. 

An alle Verbandskollegen ergeht daher die Aufforderung, schon jetzt, soweit sie dazu in 


“der ` at sind, ihren 
Ä | Beitrag für das Jahr 1915 


zu zahlen. Zugleich soll mit dem 


Sammein einer Kilsgarozervé 


begonnen werden. Auch der Verband muß mit einer Reihe von Ausfällen für die nächsten Jahre 
rechnen, und diese sollen aus der Kriegsreserve gedeckt werden. Wir bauen auf den Opfermut 
und die Verbandstreue der Kollegen und hoffen, daß ein Jeder beisteuern wird, soviel in seinen 
Kräften steht. 

Da der Postscheckverkehr in alter Weise aufrecht erhalten bleibt, bitten wir die Kollegen, 
alle Einzahlungen auf unser Postscheckkonto Nr. 7527, Postscheckamt Berlin NW. 7, zu leisten. 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 


Der Vorstand. 
gez. Tr.:\ug. Walter Reichel, gez. Dipl: gug. Dr. Alexander Lang, 
Professor, Patentanwalt. 


Rechtsfragen in Kriegszeiten 
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Rechtsfragen in Kriegszeiten. 


Einer zeitgemäßen Darlegung über dieses Thema 
im Tag entnehmen wir das nachstehende: Die Er- 
klärung des Kriegszustandes oder die allgemeine 
Mobilmachung bewirkt noch keine Aenderung irgend- 
welcher Rechtsbeziehungen zwischen den Parteien; 
erst nach der Kriegserklärung oder nach tatsächlichem 
Ausbruch des Krieges treten in mancherlei Rechts- 
beziehungen Aenderungen ein. Was die Einwirkungen 
des Krieges auf das sogenannte Zivilrecht anlangt, so 
gilt auch im Kriege vor allem der Satz, daß die 
Verträge einzuhalten und zu erfüllen 
sind. Nur in denjenigen Fällen, in denen im Ver- 
trage die sogenannte Kriegsklausel vorgesehen ist, 
können die beiden Parteien von dem Rücktritt gemäß 
ihren Abreden Gebrauch machen. Es kann aber auch 
vorkommen — und das ist der am meisten inter- 
essierende Fall — daß einer Partei die ihr obliegende 
Leistung zu bewirken „unmöglich“ ist. Die Unmög- 
lichkeit ist aber nicht schlechthin dann gegeben, wenn 
der eine Teil sich auf dem Kriegsschauplatz befindet, 
es muß dann entweder seine Firma oder sein Vertreter 
für die Erfüllung des Vertrages sorgen. Nur wenn 
durch den Krieg auch hierfür keine entsprechende 
Vorsorge getroffen werden kann, dann kann von dem 
im § 323 BGB. gewährten Recht Gebrauch gemacht 
werden. Es sind dann aber beide Parteien vorläufig 
ohne Schadensersatzpflicht von den ihnen obliegenden 
Verpflichtungen befreit. Die Mietverträge be- 
halten ihre volle Gültigkeit. Schulden, insbesondere 
Wechsel, sind zu bezahlen zu den Zeiten, an den sie 
fällig sind. Es kann aber der Reichskanzler eine Ver- 
fügung erlassen, wonach nach Ausbruch des Krieges 
für eine bestimmte Zeit ein sog. „staatliches Morato- 
rium“, d. h. eine allgemeine Stundung, 
gewährt wird. Dieses bedeutet aber nur einen Auf- 
schub, nicht einen Erlaß, aller oder der in dieser 
Bekanntmachung näher bezeichneten Zahlungen für 
die hierbei bestimmte Zeit. Innerhalb dieser Zeit 
(also wenn die fragliche Verfügung vom Reichskanzler 
erfolgen würde), kann z.B. der Hauswirt wegen Nicht- 
zahlung der Miete den Mieter nicht auf die Straße 
setzen, Wechsel können nicht protestiert werden. Es 
kann das Gericht laufende Prozesse und Vollstreckungen 
von Amts wegen aussetzen. Möglich sogar ist, daß 
an manchen Orten, namentlich in den Fällen, wo 


eine große Zahl Richter Kriegsdienste leistet, das 
Gericht seine Tätigkeit einstellt. Man spricht dann 
vom Stillstand der Rechtspflege; dieser bewirkt außer 
der Unterbrechung jeglicher rechtlichen Handlung 
die Hemmung der Verjährung. (§ 203 BGB). 
Für Geschäftsinhaber und für kaufmännische und 
gewerbliche Angestellte wichtig sind noch die Ein- 
wirkungen des Krieges auf die Rechtsverhält- 
nisse des Anstellungsvertrages. Abge- 
sehen davon, daß beide Parteien von den gesetzlichen 
oder vertraglichen Kündigungsfristen Gebrauch machen 
können, ist der Prinzipal berechtigt, die sofortige Ent- 
lassung des Angestellten, der zur Militärpflicht ein- 
gezogen wird, auszusprechen. In diesem Fall sorgt 
ja der Staat in der Regel für den Unterhalt der 
Familie nach den hierauf bezüglichen Bestimmungen. 
Es kann aber auch der Prinzipal, der etwa selbst 
Kriegsdienste zu leisten hat, oder dessen Betrieb durch 
den Krieg wesentlich berührt wird, gegenüber den- 
jenigen Angestellten, die nicht zum Kriegsdienst 
herangezogen werden, zur sofortigen Aufhebung des 
Anstellungsvertrages schreiten. Diese Maßregel aber 
dürfte, abgesehen davon, daß sie äußerst rücksichtslos 
ist, auch juristisch leicht anfechtbar sein, da der Prin- 
zipal dem Gericht den Beweis erbringen muß, .daß 
wirklich ein wichtiger Grund zu dieser Maßregel in 
seinen Verhältnissen vorliegt. Denn selbst eine völlige 
Einstellung des Betriebes gibt dem Prinzipal nicht 
ohne weiteres das Recht zur fristlosen Entlassung 
seiner Angestellten. Die sofortige Entlassung gegen- 
über den nicht eingezogenen Angestellten ist also in 
den seltensten Fällen berechtigt. Anders liegt der 
Fall bei denjenigen Personen, die angestellt sind nach | 
den Bestimmungen des BGB., wie z. B. Lehrer, Aerzte 
in Sanatorien oder dergleichen. Wenn von dem ge- 
wöhnlichen Kündigungsrecht von keiner Partei Ge- 
brauch gemacht wird, läuft der Vertrag weiter; es ist 
aber für die Zeit der Unterbrechung durch den Kriegs- 
diensteine Gehaltsforderung des Angestellten 
nicht begründet, da der zur Dienstleistung Ver- 
pflichtete dann des Anspruchs auf die Vergütung 
verlustig geht, wenn er für eine verhältnismäßig er- 
hebliche Zeit an der Dienstleistung verhindert ist, was 
in Kriegsfällen anzunehmen ist. 
(Kölnische Volkszeitung Nr. 692 d. J.) 
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Bekanntmachungen aus Anlaß der Erklärung des Kriegszustandes 


Bekanntmachungen 
aus Anlaß der Erklärung des Kriegszustandes. 


Verpfändung von Wertpapieren und Kaufmanns- 
waren. 


Das Reichsbank-Direktorium gibt bekannt, 
daß für den Fall kriegerischer Verwicklungen Vor- 
sorge getroffen ist, daß jedermann gegen Verpfändung 
von Wertpapieren oder geeigneten Kaufmannswaren 
Geld erhalten kann. 


Sparkassen. 


Angesichts der an einzelnen Orten auftretenden 
Besorgnisse der Bevölkerung wegen ihrer Spareinlagen 
in den öffentlichen Sparkassen hat der Minister 
des Innern unter dem 30. Juli allgemein darauf 
hingewiesen, daß kein Anlaß zu irgendeiner Beunruhi- 
gung besteht. Für jede öffentliche Sparkasse haftet 
ihre Stadt oder ihr Kreis oder der sonstige Kommunal- 
verband, der sie errichtet hat, mit seinem ganzen 
Vermögen und seiner gesamten Steuerkraft. Die 
Gelder der öffentlichen Sparkassen sind ferner auch 
im Falle eines Krieges als Privateigentum absolut 
sicher und jedem Zugriff des eigenen Staates sowohl 
wie des Feindes entzogen. Die öffentlichen Spar- 
kassen bieten daher den Einlegern die denkbar größte 
Sicherheit, und es kann den Sparern nur empfohlen 
werden, auch im Falle eines Krieges alles verfügbare 
Geld dort niederzulegen, nicht aber ihre Ersparnisse 
abzuheben. 


Zahlungswert der Reichsbanknoten. 


Die letzten Tage haben wieder den Beweis ge- 
liefert, daß in weiten Kreisen des Publikums eine 
völlige Unkenntnis über den Zahlungswert der Reichs- 
banknoten herrscht. Es wird deshalb darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß durch Gesetz vom 1. Juni 1909 
(Reichs-Gesetzbl. S. 515) den Reichsbanknoten volle 
gesetzliche Zahlkraft beigelegt ist. Die Reichsbank- 
noten sind deshalb ebenso wie Goldmünzen von 
jedermann in jedem Betrage zu ihrem vollen Nenn- 
werte in Zahlung zu nehmen. Wer die Annahme 
einer ihm geschuldeten Summe in Reichsbanknoten 
ablehnt, setzt sich den Folgen des Annahmeverzuges 
aus. Eine Umwechselung der Reichsbanknoten in 
Goldmünzen erscheint deshalb völlig zwecklos. 


Beschränkungen in der Annahme und Beförderung 
von Postsendungen sowie im Postscheckverkehr. 


Die Verhältnisse machen die sofortige Einstellung 
des Postanweisungs-, Postkreditbrief-, des Postnach- 
nahme- und des Postauftragsverfahrens in den Ober- 
postdirektionsbezirken Straßburg (Els.), Metz, Trier, 
Gumbinnen, Königsberg (Pr.), Danzig, Bromberg, 
Posen, Breslau und Oppeln erforderlich. Post- 
anweisungen, Postnachnahmesendungen und Post- 
auftragsbriefe sind daher bis auf weiteres im Verkehr 


nach und von den Postanstalten der genannten Be- 
zirke nicht zulässig; auch die Ausstellung von Post- 
kreditbriefen sowie die Auszahlung von Beträgen auf 
Grund solcher Postkreditbriefe wird für die bezeich- 
neten Bezirke aufgehoben; ferner können daselbst 
weder Einzahlungen auf Zahlkarten für ein Postscheck- 
konto noch Auszahlungen auf Zahlungsanweisungen 
der Postscheckämter erfolgen. Die Postscheckämter 
haben die an Empfänger in den in Frage kommenden 
Orten bar zu zahlenden Scheckbeträge mittels Wert- 
briefs abzusenden. 
Berlin, den 1. August 1914. 
Der Staatssekretär des Reichspostamts. 
Kraetke. 


Verstärkte Beschränkungen für den Post-, Tele- 
graphen- und Fernsprechverkehr mit dem Auslande. 
Der Postverkehr zwischen Deutschland und 
1. Rußland, 
2. Frankreich 
ist gänzlich eingestellt und findet auch auf dem Wege 
über andere Länder nicht mehr statt. Es werden 
daher keinerlei Postsendungen nach den angegebenen 
fremden Ländern mehr angenommen, bereits vor- 
liegende oder durch die Briefkasten zur Einlieferung 
gelangende Sendungen werden den Absendern zurück- 
gegeben. 
Der private Telegraphen- und Fernsprechverkehr 
zu und von diesen Ländern ist ebenfalls eingestellt. 
Berlin, den 1. August 1914. 
Der Staatssekretär des Reichspostamts. 
Kraetke. 


Beschränkungen für den Post-, Telegraphen- und 
Fernsprechverkehr. 1. Postverkehr mit 
dem Auslande, Von jetzt ab werden nach dem 
Ausland und den deutschen Schutzgebieten mit nach- 
stehend aufgeführten Ausnahmen nur noch offene 
Postsendungen in deutscher Sprache angenommen 
und befördert. Pakete sind nicht mehr zulässig. 
Private Mitteilungen in geheimer (chiffrierter oder 
verabredeter) Sprache oder in anderer als deutscher 
Sprache, ferner solche über Rüstungen, Truppen- oder 
Schiffsbewegungen oder andere militärische Maß- 
nahmen sind verboten, es sei denn, daß sie von 
militärischer Seite als zugelassen bescheinigt sind. 

Wertbriefe und Kästchen mit Wertangabe sowie 
Postaufträge nach dem Ausland und den deutschen 
Schutzgebieten können jedoch unter folgenden be- 
sonderen Bedingungen zur Beförderung übernommen 
werden: Die Auflieferung ist nur unmittelbar bei 
Postämtern zulässig, soweit sie nicht militärischerseits 
für bestimmte Bezirke ganz verboten wird; die Auf- 
lieferung bei Postagenturen, Posthilfsstellen und durch 
die Landbriefträger ist demnach verboten, Briefliche 


Verbandsnachrichten 


Mitteilungen, soweit sie überhaupt zulässig sind, 
müssen in deutscher Sprache abgefaßt sein und 
dürfen keinen verdächtigen Inhalt haben. Die 
Sendungen sind bei den Postämtern offen vorzulegen 
und demnächst unter Ueberwachung der Beamten zu 
verschließen und zu versiegeln. 

2. Telegraphen- und Fernsprechver- 
kehr mit dem Auslande und im Inlande. 
Privattelegramme nach dem Ausland und im Inlande 
müssen in offener und deutscher Sprache abgefaßt 
seim. Telegramme in fremder oder in geheimer 
(chiffrierter oder verabredeter) Sprache, sowie solche 
über Rüstungen, Truppen- oder Schiffsbewegungen 
oder andere militärische Maßnahmen sind verboten. 

Die Telegramme müssen bei der Auflieferung mit 
Namen und Wohnung des Absenders versehen sein. 
Auf Verlangen müssen sich Absender und Empfänger 
über ihre Persönlichkeit ausweisen. 

Der private Fernsprechverkehr nach dem Ausland 
und nach einigen am Schalter zu erfragenden Orenz- 
gebieten des Inlandes wird eingestellt. Außerhalb 
dieser Grenzgebiete dürfen Gespräche im inneren 
deutschen Verkehr nur in deutscher Sprache geführt 
werden und keine Mitteilungen über Rüstungen, 
Truppen- oder Schiffsbewegungen oder andere mili- 
tärische Maßnahmen enthalten. 

Der Funkentelegraphenverkehr wird eingestellt. 

Weitere Beschränkungen oder Erleichterungen des 
Post-, Telegraphen- und Fernsprechverkehrs bleiben 
vorbehalten. 

Berlin, den 1. August 1914. 
Der Staatssekretär des Reichspostamts. 
Kraetke. 


Bekanntmachung des Reichspostamts über Be- 
schränkungen des Postverkehrs im Inlande. 


Infolge ErklärungdesKriegszustandes 
werden von jezt ab bis auf weiteres verschlossene 
Privatsendungen (verschlossene Briefe und 
Pakete) zur Postbeförderung nicht mehr an- 
genommen: 


Verbandsnachrichten. 
An die Bezirksvereine! 


Die Bezirksvereine werden gebeten, eventuell 
eintretende Aenderungen in der Adresse der Bezirks- 
vereine umgehend der Geschäftsstelle mitzuteilen. 
Die Geschäftsstelle. 

* 


* 
* 


Rechtsauskunftsstelle. 


Wir machen darauf aufmerksam, daB Herr 
Rechtsanwalt Wilhelm Bittermann, Berlin W. 85, 
Potsdamer Str. 8la, unseren Mitgliedern in allge- 
meinen Rechtsfragen schriftlich sowohl, als auch 
mündlich in seinen Sprechstunden von 4!/, bis 7 Uhr 
Rat erteilt. Die Beratung in Fragen betreffend 
gewerblichen Rechtsschutz erfolgt durch Herrn 
Patentanwalt Dipl.-Ing. Berthold Wassermann, 
Berlin SW. 68, Alexandrinenstr. 1b. Die Beratung 
erfolgt kostenlos, 
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1. nach ElsaB-Lothringen, 


2. nach den zum Regierungsbezirk Trier ge- 
hörigen Kreisen St. Wendel, Ottweiler, 
Saarbrücken (Stadt), Saarbrücken (Land), Saar- 
louis, Merzig und Saarburg (Bez. Trier), 


3. nach Orten im Fürstentum Birken- 
feld, 


4. nach den zum Befehlsbereiche der Festungen 
Straßburg (Elsaß) und Neubreisach 
gehörigen badischen Postorten, das sind 


a) im Bereich der Festung Straßburg die 
Orte: 


Altenheim, Appenweier, Auenheim (Amt 
Kehl), Bodersweier, Diersheim, Dundenheim, 
Ichenheim, Kehl, Kork, Legelshurst, Leutes- 
heim, Lichtenau (Baden), Linx, Marlen, 
Meißenheim (Baden), Memprechtshofen (Amt 
Kehl), Neufreistett (Amt Kehl), Rhein- 
bischofsheim, Scherzheim (Amt Kehl), 
Schutterwald, Sundheim (Baden), Urloffen, 
Wagshurst, Willstätt (Amt Kehl), Windschlag; 


b) im Bereich der Festung Neubreisach 


die Orte: 
Achkarren, Breisach, Burkheim, Gottenheim, 
Jechtingen, Ihringen, Königschaffhausen 


(Kaiserstuhl), Krozingen, Mengen (Baden), 
Merdingen (Baden), Munzingen, Oberbergen 
(Kaiserstuhl), Oberrimsingen, Oberrotweil, 
Opfingen, Sasbach (Kaiserstuhl), Schallstadt; 


5. nach der Rheinpfalz. 


Die durch die Briefkasten aufgelieferten sowie die 
bei Veröffentlichung dieser Bekanntmachung bereits 
in der Beförderung begriffenen verschlossenen privaten 
Briefsendungen und Privatpakete nach den vorbezeich- 
neten Gebietsteilen und Orten werden den Absendern 
zurückgegeben oder, wenn diese nicht bekannt sind, 
nach den Vorschriften für unbestellbare Sendungen 
behandelt werden. 


Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 


Dipl.-Ing. Bieck, Hans, Statiker im Konstruktions- 
bureau bei van der Zypen & Charlier, Cöln-Deutz, 
Teinpelstr. 18, II. 

Dipl.-Ing. Eichler, Oskar, Koblenz, Falkenstein- 
straße 23. 

Dipl.-Ing. Engst, Walter, Oberlehrer a. d. Großh. 
Baugewerkschule, Weimar, Wildenbruchstr. 25. 
Dipl.-Ing. Haug, Otto, Regierungsbaumeister, z. Zt. 

Langenau-Württemberg. 

Dipl.-Ing. Jachan, Karl, Bauführer, Charlottenburg, 
Akazien-Allee 29, 

Dipl.-Ing. Jahncke, Otto, Ingenieur der Siemens- 
Schuckertwerke, z. Zt. Uelzen, Adenstädter Str. 43. 

Dipl.-Ing. Karrenberg, Friedrich, Ingenieur der 
Vereingt. Kämmerich, Belter & Schneevogelsche 
Werke, A.-G., Diedenhofen, Burgunder Ring 16, II. 


360 Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Hilfskasse des Verbandes — Todesanzeige 


Knecht, Otto, Regierungsbaumeister, Obering. der 
Siemens- Schuckertwerke, Charlottenburg, Suarez- 
straße 12, II. 

Dipl.-Ing. Kretzer, Alfred, comm. Lehrer an der 
Baugewerkschule, Cöln, Lindenstr. 52. 

Dipl.-Ing. Lehrmann, Aug., Stadtrat, Leiter des 
gesamten stadt. Bauwesens, Weimar, Belvedere 
Allee 11. 

Dipl.-<Yng. Moll, Ernst, Projektierung S.-S.-W., 
Charlottenburg, Niebuhrstr. 69. 

Dipl.-Ing. Schütt, Ludwig, Spezialing. für Neu- 
konstruktionen, Saarbrücken, Arndtstr. 13. 

Dipl. Jng. Stilgenbauer, Jacob, Ing. für Pro- 
jektierung und Ausführung elektr. Anlagen in der 
Textilindustrie bei den S.-S.-W., Siemensstadt-Berlin, 
Charlottenburg, Schlüterstr. 79. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis, 
B.-V. Barmen-Elberfeld. 
Dipl. Jng. P. Flandorffer, Düsseldorf, Scheibenstr. 18 


B.-V. Berlin. 
Dipl.-Ing. G. Dotterweich, Berlin W.50, Regensburger. Str. 24. 


n » P. Dreyer (Charlottenburg), unbekannt verzogen 
e «œ K. Förster, Dresden-A , Krenkelstr. 48, IH. 
» » W. Gruhl, Berlin NW. 21, Bochumer Str. 12. 


O. Henrich, Direktor der Siemens-Schuckertwerke, Berlin W.15, 
Ku: fürstendamm 179. 

Dipl.oiing. B. Hoitz, Charlottenburg, Kirchplatz 4. 

W. Lindner, Berlin SO. 16, Köpenicker Str. 125. 


e ” 

v =» QO. Löffler, Berlin-Pankow, Parkstr. 12c. 

» ~ Dr. phil. Ph. Steuer, Lambsheim (Pfalz). 

" » QO. Widenmeyer, Bukarest, Soc. Condordia, Strada 


Lipscani 10. 
E. Zimmermann, Charlottenburg, Knesebeckstr. 94, I 


Dr. s Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl. Jng. 


DirLsSing. E. Läufer, Biebrich a. Rh., Wilhelmstr. 3. 
© ow È Wenz, Gräfenhainichen b. Halle, Hallesche Straße. 
B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
D:.sSng. K. Vormfelde, unbekannt verzogen. 
l B.-V. Minster i. W. 
Dipl. «Ing. G. Schmidt, Königsberg i. Pr., Alter Garten 58, II. 
B.-V. Nürnberg. 
Dipl.Ing. O. Gugenheim, Nürnberg, Saldorfer Straße 10. 
B.-V. Oberschlesien. 
Dipl.-Ing. K. Huhn, Königshütte, O.-Schl., Tempelstr. 37, II. 
» » Rè A.Schmidt, Berlin NW. 40, Friedrich- Karl-U fer 2-4. 
B.-V. Saarbrücken. 
Dipl.-Ing. Fr. Bausch, Cöln, Heumarkt 18. 
» » E. van Bree, Bonn, Argelanderstr. 
f B.-V. Stettin. 
Dtyl. «Jug. H. Marbe, Freiburg i. Br., Burgunder Str. 13, 1. 
| B.-V. Straßburg i. Els. 
Dipl.-Ing. A. Hlemann, Hüls, Kr. Recklinghausen. 
. » F, Keßler, Regierungsbaumeister (Pleisweiler), un- 
bekannt verzogen. 
» » F. Luft, Mülhausen i. Els., Ritterstr. 1. 
» » E. Roederer, Regierungsbaumeister, Straßburg, Ha- 
genauer Str. 5. 
B.-V. Zwickau i. Sa. 
Dipl.-Ing. K. E. Brochier, Leipzig, Karlsstr. 6, 1. 
» -~ E. Steinmayer, Bockwa-Cainsdorf, Wildenfelser Str. 
Ausland. 
DipL-Ing. Ph. Kiehlmeier, Ujpest bei Budapest, Deak -utca 44. 
" » K. Laucher, Buenos Ayres (Süd-Amerika), Goghlau, 
Avenida Forest 2431. 
e >» Dr. jur. W. Freiherr v. Schele, Rechtsanwalt, un- 
bekannt verzogen. 
» ov P. Schilling, unbekannt verzogen. 


B.-V. Karlsruhe i. B. 
C. Geiger, Berlin-Tempelhof, Burgherrenstr. 10. 
B.V. Klel. 
W. Stiller,- Leipzig 13, Czermaksgarten 12, 
: B.-V. Magdeburg. 
K. Neumeister, Magdeburg, Bismarckstr. 27. 
B.-V. Mainz-Wiesbaden. 


a a ee un u 


Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren Beam dankend über folgenden 


Beitrag: 


B.-V. Leipzig anne 


Mk. 10, -- 


Wir bitten diejenigen Herren Kollegen, welche die 


” u 
B.-V. Bochum. 
Dtpl.s3ng. J. Adolph, Aachen, Arndtstr. 26, II, bleibt bis auf 
Weiteres Mitglied des Bezirksvereins Bochum. 
B.-V. Braunschweig. 
Dipl. Jng. A. Kruse, l.angerfeld, Krs. Schwelm, Oehderstr. 16. 
» -~ K., Ulses, Karlsruhe i. B., Rohnstr. 25. 
B.-V. Breslau. 
Dipl.-Ing. G. Blank, unbekannt verzogen. 
. » G. Glater, Berlin NO. 55, Carmen-Sylvastr. 71. 
5 » K. Lüdde, Breslau 17, Frankfurter Str. 189, 
» » G. Titze, verstorben. 
B.-V. Chemnitz. 
Dipl. »Ing. W. Bosse (Marburg), Brüx i. Böhmen, Vogelstange 32. 
B.-V. Danzig. 
Dipl.. Jng. O. Zumbusch, Stettin, Birkenallee 14. 
B.-V. Dresden. 
Dipl. Jng. K. T. Höpker, Dresden-N. 6, Bautzner Str. 40, III. 
” » F. Salbach, Dresden-A., Vitzthumstr. 7. 
" » Fr. W. Zehl, Dresden-Strehlen, Residenzstr. 46. 
B.-V. Düsseldorf. 
Dipl.-Ing. F. Nierhaus, Dortmund, Lindemannstr, 7. 
B.-V. Halle. 
Dipl. Jng. F. Dunkel, Halle a. S., Geseniusstr. 6. 
B.-V. Hamburg-Altona. 
Di. Jng. B. Fritsch, Travemünde, Prywall-Heim. 
” » A. Römer, Wandsbek, Baren-Allee. 
B.-V. Hannover. 
Dipl.-Ing. C. Birk, Hannover, Steinmetzstr. 18. 
» » K. Dunaj, Hannover, Kiimmelstr. 5, II. 
" » E. Fink, Hannover, Tiergartenstr. 7. 
" » H. Rebentisch, Hannover, Eichstr. 42. 
» » NH. Werner, Hannover, Walderseestr. 12. 
E 
. U} 


. Wolff, Hannover, Ferd.-Wallbrecht-Str. 31. 


von ihnen gezeichneten Zuwendungen noch nicht 
gezahlt haben, der Einfachheit halber auf diesem Wege 
um baldmöglichste Einsendung der betreffenden Bei- 
träge. 

Das Kuratorium 


i. A.: Dipl.-Yng. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin, 


i - Todesanzeige. 


Das Mitglied unseres Verbandes, 

Dipl.-Ing. Günther Titze, 
Oberingenieur bei den Siemens-Schuckert-Werken, 
Leutnant d. R. im Feld-Artillerie-Regt. Nr. 11, 
Breslau, Menzelstr. 53, ist am 4. August 1914 nach 


langen, schweren Leiden im Alter von 36 Jahren ver- 
schieden. ot 


tn . - 8. . re -.- 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus- Str. 17. 
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Beitrag 1915 — Kriegsreserve. 


Die schweren politischen Zeiten verbleiben nicht ohne Rückwirkung auf unseren Verband. 
Niemals aber wird unser Verband notwendiger sein als in den kommenden Friedensjahren. Die 
Wunden des Krieges zu heilen, all das Zerstörte wieder aufzubauen, der Industrie die alte Leistungs- 
fähigkeit wiederzugeben, Handel und Gewerbe von Neuem zu kräftigen und in ihrem Bestehen 
zu sichern, das wird zum großen Teile Sache der Diplom-Ingenieure sein. Auch bei der mit 
Sicherheit zu erwartenden Neuordnung aller Bildungs- und Standesfragen wird eine machtvolle 
Vertretung der Diplom-Ingenieure dringend not tun. Hieraus wird dem Verbande eine Fülle 
großer und wichtiger Aufgaben erwachsen, und hierfür gilt es schon heute sich zu rüsten, damit 
uns die kommenden Zeiten nicht unvorbereitet finden. 

An alle Verbandskollegen ergeht daher die Aufforderung, schon jetzt, soweit sie dazu in 
der Lage sind, ihren 

Beltrag für das Jahr 1915 


zu zahlen. Zugleich soll mit dem 


Sammein einer Krlegsreserve 
begonnen werden. Auch der Verband muß mit einer Reihe von Ausfällen für die nächsten Jahre 
rechnen, und diese sollen aus der Kriegsreserve gedeckt werden. Wir bauen auf den Opfermut 
und die Verbandstreue der Kollegen und hoffen, daß ein Jeder beisteuern wird, soviel in seinen 
Kräften steht. 
Da der Postscheckverkehr in alter Weise aufrecht erhalten bleibt, bitten wir die Kollegen, 
alle Einzahlungen auf unser Postscheckkonto Nr. 7527, Postscheckamt Berlin NW. 7, zu leisten. 


Verband Deutscher Dipiom-Ingenieure. 


Der Vorstand. | 
gez. Dr.-Ing. Walter Reichel, gez. Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, 
Professor. Patentanwalt. 
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Meine Kraft ist mein Recht 


Meine Kraft ist mein Recht. 


Ueber das mit einem Volke geborene Recht, zu 
leben, zu gedeihen, himmelan zu wachsen, gibts 
keinen Richter. Jeder wäre befangen. Jeden müßten 
wir ablehnen. Getäuscht, überlistet, verraten haben 
sie uns? Wir wollens nicht glauben. Gar nicht erst, 
saumselig, prüfen, ob der Beweis stark oder schwach, 
felsfest oder bröckelig ist. Aufs Kindernachttöpfchen 
die Geschäftsführer, die sich betölpeln ließen; die 
nicht wüßten, daß der alte Urstand ewiger Natur 
wiederkehrt, wenn Ares sich in Gold schient und 
seiner Brut, dem Graus und dem Schrecken, befiehlt, 
vor den Kriegswagen die Rosse zu schirren. Daß 
dem Feind, den er ins Herz treffen will, treffen muß, 
um nicht selbst zu verbluten, nie Einer zuflöten darf: 
„Wollen Sie nun die Güte haben, in aller Ruhe Ihren 
Waffenschmuck anzutun!« So lange es irgend geht, 
sind wir anständige Kerle; können aber, wenns sein 
muß, auch Schweinehunde werden. Das hat Fritz 
nicht nur für seine Preußen gesagt. Jetzt hören wir 
nah: „Während wir noch, auf ihre Bitte, vermittelten, 
hat die Bande schon ihren Ueberfall vorbereitet!“ 
Hören wir aus der Ferne: „Die winzigste Konzession 
Wiens hätte den Krieg verhindert. Aber was nützte 
uns Vermittlung, die nichts erwirkte als den Vorsprung 
des, auf schmalerem Raum, schneller zum Kampf 
bereiten Gegners?“ Taktik. Die von mancher Ver- 
tragsklausel gefordert wird. Gut. Nun aber ists 
genug. Spitzfindige Rechtserörterung gebiert nicht 
den Geist, den Germania heute wieder von ihren 
Kindern verlangt. Wer im Recht ist? Wer die Macht 
hat: darum nur gehts noch. Wären wir Angreifer, 
nicht Angegriifene, tausendfache Kränkung bliebe, 
hunderttausendfach brennender Schimpf uns zu 
rächen; und aus sechzig Millionen Seelen klirrte, so 
hell, so scharf, so wild, als käme er aus eines einzigen 
empörten Jünglings Brust, der Schrei: Recht oder 
Unrecht, wir stehen oder fallen fürs Vaterland! 
Siegen wollen wir. Siegen müssen wir. Nicht vor 
Roben und Brillen beweisen, daß wir ehrliche Leute 
von friedlicher Gemütsfarbe sind. Cecil Rhodes, der 
ein großer Kerl, ein Gigant in Lackschuhen war, 
hat einem Splitterrichter in die Käsfratze gebrüllt: 
„Dieser Krieg “ist gerecht, denn er nützt meinem 


Volk und mehrt meines Landes Macht!“ Hämmert 
in alle Herzen den Satz. Klebet ihn, der hundert 
Weißbücher aufwiegt, an alle Mauern. An die Amts- 


häuser und Straßenecken der Städte, der Dörfer, auf 
blutrotem Papier. Schreibet darunter: „Die Horde 
will uns ans Leben. Ein Bastardgebild brüstet sich 
in den Wahn, die Enkel der Kohortenbesieger ver- 
nichten zu können. Das Schwert heraus! Der Fuß 
frecher Feinde schändet unseren Boden. Schlagt sie 
tot! Das Weltgericht fragt Euch nach den Gründen 


nicht!“ 
Zu den Waffen! Zu den Waffen! 


Was die Hände blindlings raffen! 
Mit dem Spieße, mit dem Stab 
Strömt ins Tal der Schlacht hinab! 

Drum: fortan keine Rechtfertigung; kein Gestöhn 
über Undank und Untreue, widernatürliche Bündnisse 
und perverses Handeln; kein Gelübde, Rechtsver- 
letzung in stiller Zeit zu siihnen. Aus Alledem wächst 
uns nicht ein genießbarer Pfefferling. Wir stehen 
nicht, stellen uns nicht vor Europens Gericht. Dem 
Reichsgeschäft könnten viel bessere Advokaten, als 
ihm wurden, nicht nützen. Mit Worten mag jeder 
Flinke, wenn der Gegner ihm nicht dreinreden darf, 
beweisen, daß auf seiner Seite das Recht und die 
frömmste Sittsamkeit ist. Fruchtloses Mühen. Ohren- 
schmaus, der nicht nährt. Nach vierundvierzig Jahren 
wird noch umstritten, wer den Krieg von 1879 ver- 
schuldet, gewollt, begonnen hat. Einerlei. Wichtig 
ist nur, daß Riesen und Knirpse wissen, wer ihn ge- 
wonnen hat. Reden und Aktensammlungen, be- 
klemmten Odems Sturm und Gelöbnisszenen: zu 
spät. Schweigen und schlagen! Wenn unsere Macht 
des Feindes zerstampft, lachen wir der Nachrede, 
unser Handeln sei wider den Rechtsbrauch gewesen. 
Und rängen wir die Trias nicht nieder: was hülfe 
die Anerkennung, daß unser. einfältiger Biedersinn 
überrumpelt ward? Wir sind im Krieg. Noch 
scheint es nicht Allen bewußt. Infanterie, Artillerie, 
Kavallerie: da sind unseres Rechtes Beweise. Andere 
höhnt der Feind. Wir müssen siegen: sonst wird 
uns niemals Recht. Zu den Waffen! Jeglicher kämpfe 
mit der, dic ihm taugt. 

Wer in unzählbaren Wunden 

Jener Fremden Hohn empfunden, 
Brüder, wer ein deutscher Mann, 
Schließe diesem Kampf sich an! 


(Maximilian Harden in der „Zukunft« 
vom 8. August d. J.) 
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Die Diplom-Ingenieure 


und das heimatliche Wirtschaftsleben während des Krieges. 
l Von Dipl.-Yng. Dr. Alexander Lang, Berlin. 


Die Entscheidung des Krieges wird durch das Zu- 
sammenwirken zweier Faktoren herbeigeführt: der 
bewaffneten Macht mit dem heimat- 
lichen Wirtschaftsleben. Der eine Faktor 
ist so wichtig wie der andere, denn bei einem 
Zusammenbruch des heimatlichen Wirtschaftslebens 
fehlen die Hilfsmittel für alle kriegerischen Unter- 
nehmungen. Die Bedeutung des heimatlichen Wirt- 
schaftslebens für die Regelung der Dinge, die da 
kommen sollen, ist so wichtig, daß man hier und 
dort behaupten hört, das Ende der Ereignisse werde 
durch dieses rein wirtschaftliche Moment bedingt. 
Wenn man auch gut tut, sich in Zeiten des Krieges 
mit ihren vielen Ueberraschungen von Prophezei- 
hungen frei zu halten, so wird man doch zugeben 
müssen, daß für alle diejenigen, die nicht im Felde 
stehen, die wichtigste Aufgabe darin besteht, im heimat- 
lichen Wirtschaftsleben ihren Mann zu stellen; ihren 
Mann zu stellen nach Maßgabe der Vorbildung, des 
Berufes, der natürlichen Veranlagung und des mate- 
riellen Besitzes. Unter diesem Gesichtspunkte er- 
warten auch den Diplom-Ingenieur, als den Träger 
akademisch-technischer Bildung, ernste Verpflichtungen 
der Allgemeinheit gegenüber. Der Stand der Diplom- 
Ingenieure ist wie viele andere Berufsstände dadurch 
gekennzeichnet, daß der materielle Besitz der einzelnen 
Berufsangehörigen stark auseinander geht; hier reiche 
Diplom-Ingenieure, dort solche mit bisweilen spär- 
lichem Einkommen. Aber diese Unterschiede des 
Besitzes verschwinden in der jetzigen Zeit. Wer gilt 
heute als reich? Derjenige, der sein Vermögen in 
Fabrikgebäuden, Maschinen, Apparaten, Patenten und 
Fabrikationsprozessen besitzt, ist heute arm, auch 
wenn er vor kurzem noch eines hohen Einkommens 
sich erfreute. Aber auch diejenigen Diplom-Ingenieure, 
die Vermögen in anderen Werten besitzen und Al- 
mosen geben können, besitzen heute ihren höchsten 
Wert keineswegs als Almosengeber. Mit dem Almosen“ 
geben, oder gar mit der gesetzlichen Besteuerung der 
sog. Wohlhabenden zu gunsten der ärmeren Klassen, 
wird man nicht weit kommen. Weit wichtiger 
als Almosengeben ist jetzt: Arbeit 
geben! Durch Arbeitgeben und -organisieren wird 
der größte Teil unseres deutschen Vermögens, der 
bekanntlich in den Werkstätten und Fabriken steckt, 
erst wieder zu Vermögen und zu Einkommen, aus 
dem Almosen gegeben werden können. Nicht Almosen- 
geben, sondern Arbeitsgelegenheit schaffen, ist die 
oberste Aufgabe unserer gegenwärtigen Wiitschafts- 
politik. Schaffung und Organisation von 
Arbeit deckt sich aber mit der natür- 
lichen beruflichen Aufgabe des Diplom- 
Ingenieursauch inFriedenszeiten. Das 


heimatliche Wirtschaftsleben, das mit dem Hereinbruch 
des Krieges mit einem Male stockte, muß allmählich 
wieder zur Entwicklung gebracht werden. Es ist 
selbstverständlich, daß eine umfassende Entwicklung 
ausgeschlossen ist. Dazu fehlen alle Voraussetzungen. 
Angebot und Nachfrage haben mit der Mobilmachung 
des Heeres und der Marine zunächst ihren Abschluß 
gefunden. Der jetzige Krieg, der nicht nur nach 
Osten und Westen geführt wird, sondern gleichzeitig 
gegen die weltverzweigte größte Seemacht, hat das 
Deutsche Reich nach außen so gut wie abgeschlossen. 
Aus der deutschen Volkswirtschaft mit 
ihren zahlreichen weltwirtschaftlichen 
Beziehungen isteine Artgeschlossene 
Hauswirtschaftgeworden, die mit den 
Mitteln des Hauses fiir die Bediirfnisse 
des Hauses arbeiten muß. Die nunmehrige 
deutsche Volkswirtschaft ist eine Volkswirtschaft redu- 
zierter Art geworden, eine Volkswirtschaft, die mit 
Pfennigen zu rechnen hat, während sie zuvor mit 
Mark rechnete. Es gilt, die Bedürfnisse der Glieder 
dieser Hauswirtschaft anzuregen, und es gilt weiter- 
hin, die Mittel, deren sich einzelne Glieder dieser 
geschlossenen Hauswirtschaft erfreuen, in den Dienst 
der allgemeinen Bedürfnisbefriedigung zu stellen. Roh- 
materialen und Arbeitskräfte sind vorhanden; die 
Forderung des Tages geht dahin, sie der reduzierten 
Volkswirtschaft entsprechend zu verwerten. Der 
Kriegsausschuß der deutschen Industrie, entstanden 
aus den maBgebenden Interessenverbänden des heimat- 
lichen Gewerbefleißes, hat es unternommen, das neu- 
artige deutsche Wirtschaftsleben während des Krieges 
zu organisieren, und der „Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure" wirkt in seiner „Arbeitvermitt- 
lungsstelle für Ingenieure“ an seinem 
Teile mit, diesem „Wirtschaftsleben en miniature” die 
geistigen Kräfte für die verschieden gearteten Stellun- 
gen zur Verfügung zu stellen. Naturgemäß liegen 
die Verhältnisse in den drei Hauptkategorien des 
Wirtschaftslebens: Landwirtschaft, Industrie und Han- 
del, sehr verschieden. Ueberall jedoch wird sich der 
Diplom-Ingenieur als Arbeitsschöpfer und Arbeits- 
organisator nützlich machen können. 

Gewissermaßen ein Gebiet für sich bildet die 
Landwirtschaft. Infolge der Schutzzollpolitik, 
die das Deutsche Reich seiner Landwirtschaft in den 
letzten Jahren angedeihen ließ, hat sich die landwirt- 
schaftliche Produktion des Reiches derart gehoben, 
daß heute die Volksernährung vollständig aus eigenen 
Mitteln gesichert erscheint. Der Grundsatz: „aus dem 
Haus für das Haus“ ist hier ohne weiteres durchführ- 
bar. Es ist gelungen, die Industriearbeiter der land- 
wirtschaftlichen Erntearbeit zuzuführen und dadurch 
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die landwirtschaftlichen Produkte unter Dach zu 
bringen. Auch der Ausdrusch der Ernte und die 
Neubestellung der Felder erscheint infolge der Ueber- 
führung der beschäftigungslosen Industriearbeiter zur 
Landwirtschaft gesichert. Die Wegnahme der Zug- 
tiere durch die Heeresverwaltung, sowie der motori- 
schen Fahrzeuge, hat zwar große Lücken in unseren 
landwirtschaftlichen Betrieben geschaffen, doch ist es 
gelungen, die Gestüte zu veranlassen, ihre Zuchttiere 
zur Verfügung zu stellen; desgleichen hat die Heeres- 
verwaltung ihre älteren Remonten der Landwirtschaft 
bereitwilligst unentgeltlich leihweise überlassen. Die 
Verwendung von motorischen Kräften bleibt der 
deutschen Landwirtschaft jetzt aber vielfach vorent- 
halten; hier ist dem landwirtschaftlichen Maschinen- 
bau ein großes und dankbares Gebiet gegeben, 
schöpferisch unterstützend einzugreifen. Vielleicht ist 
jetzt gerade der Zeitpunkt gegeben, dem deutschen 
landwirtschaftlichen Maschinenbau eine neue Epoche 
zu eröffnen. Litt doch dieser Zweig der Technik 
bisher vielfach daran, daß sich in ihm nur verhältnis- 
mäßig wenige wissenschaftlich geschulte Kräfte be- 
tatigten. Es wäre zu begrüßen, wenn die landwirt- 
schaftliche Maschinenindustrie in der Lage wäre, jetzt 
die auf anderen Gebieten der Industrie freigewordenen 
Diplom-Ingenieure zu einem entsprechenden Teil auf- 
zunehmen, 

Weit schwieriger gestaltet sich die Wiederauflebung 
des Wirtschaftslebens in Handel und Industrie. 
Dadurch, daß England als beherrschende Seemacht 
gegen das Deutsche Reich aufgetreten ist, sind Handel 
und Industrie in ihrer Einfuhr und Ausfuhr so gut 
wie abgeschnitten. Handel und Industrie bleiben nur 
noch die neutralen Staaten, um ihre Beziehungen 
nach außen aufrecht zu erhalten; das ist praktisch 
fast gar nichts, wenn man bedenkt, daß das Mittel- 
meer durch den Suezkanal und durch Gibraltar gee 
sperrt ist und daß England auch alle überseeischen 
Drahtleitungen in Händen hat. Handel und Industrie 
sind deshalb gezwungen, alle Folgen einer geschlosse- 
nen Hauswirtschaft zu tragen; sie müssen im wesent- 
lichen für den Bedarf des eigenen Landes arbeiten- 
Stärkung des Inlandmarktes! lautet die 
Parole. Die von England anscheinend beabsichtigte 
Politik, das Deutsche Reich kriegerisch nicht anzu- 
greifen, sondern ihm die für die Industrie erforder- 
lichen Rohstoffe vorzuenthalten, ist trügerisch; eines- 
teils sind beträchtliche Vorräte sowohl in der Hand 
der Fabriken wie des deutschen Handels, andernteils 
haben die Rohstofflieferantenstaaten selbst das größte 
Interesse daran, dem Deutschen Reiche, das bisher 
der beste Kunde Englands war, Lieferungen zu 
machen. Die Rohstoffrage dürfte gelöst sein! 

Vorweg ist nun festzustellen, daß gewisse Zweige 
der Industrie, die in engem Zusammenhang stehen 
mit dem Krieg, eine außerordentliche Ausdehnung 
erfahren haben. Die von Feindeshand zerstörten 
Brücken, Bauwerke, Fortifikationen etc. können nicht 
zerstört liegen bleiben; ihr Wiederaufbau bezw. Neu- 
bau muß unmittelbar erfolgen. Hier sind dem Diplom- 
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Ingenieur zahlreiche Gebiete gegeben, sich auf Bureau 
und Baustelle zu betätigen. Auch die Unternehmun- 
gen für Waffenfabrikation, für Bekleidung der Truppen, 
für Sanitätswesen, für Verpflegung der Truppen und 
Verwundeten, haben eine außergewöhnliche Aus- 
dehnung erfahren und bieten den Diplom-Ingenieuren 
ein dankbares Feld der Betätigung. Andere Zweige 
von Handel und Industrie arbeiten auch während des 
Krieges in gleicher Weite fort wie in Friedenszeiten. 
Hierher gehören jene Industriezweige, die sich mit 
der Befriedigung der Bedürfnisse des täglichen Lebens 
und der allgemeinen Kulturbedürfnisse beschäftigen. 
Die Tagespresse aller Richtungen sorgt dafür, die 
Allgemeinheit darüber aufzuklären, daß sie sich in 
ihren Bedürfnissen nur dann einschränkt, wenn dies 
individuell notwendig ist. Sie sucht klar 
zu machen, daß es nicht geboten erscheint, von diesen 
oder jenen Gewohnheiten abzulassen, daß es nicht 
geboten erscheint, diese oder jene Arbeiten selbst zu 
verrichten, wenn dies nicht absolut notwendig ist 
und wenn durch diese Verzichtleistungen bisher be- 
schäftigte Arbeiter brotlos werden. Es ist eine 
patriotische Pflicht allerersten Ranges, wenn irgend- 
wie möglich, die Lebensgewohnheiten beizubehalten, 
denn dadurch wird der Gewerbefleiß aufrecht erhalten 
und der drohenden Gefahr der Arbeitslosigkeit großer 
Massen vorgebeugt. Zu begrüßen ist, daß die Kom- 
munen bereits beginnen, ihre Arbeiten auf baulichem 
Gebiete wieder aufzunehmen. Auch die Bauten- 
ministerien der einzelnen Bundesstaaten sind zum Teil 
bereits dazu übergegangen, die begonnenen Bau- 
arbeiten weiterzuführen. Dadurch wird vielen Diplom- 
Ingenieuren Gelegenheit geboten, beim Bau und in 
der Leitung von Elektrizitätswerken, von Gaswerken 
und Wasserwerken, sowie sonstigen Betrieben des 
Staates und der Kommunalwirtschaften mitzuwirken. 
Von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist die 
rückwirkende Kraft, die diese umfassenden staatlichen 
und kommunalen Maßnahmen auf die Lage der Bau- 
industrie ausübt; die Bauindustrie ist mit eine der 
ersten Industrien, die begonnen haben, zahlreiche frei 
gewordene Diplom-Ingenieure wieder zu beschäftigen. 

Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure hat es 
seit Ausbruch des Krieges als seine Hauptaufgabe be- 
trachtet, an der Neuorganisation des heimatlichen 
Wirtschaftslebens an seinem Teile mitzuwirken. Er 
hat sich zu diesem Zwecke mit den Ministerien der 
deutschen Bundesstaaten, mit den Regierungsstellen, 
mit den Militärverwaltungen, speziell auch Garnison- 
bauverwaltungen, mit den Kommunalverwaltungen, 
mit den Hauptfirmen der Waffenindustrie und der 
sonstigen Kriegsmaterialien, mit den Interessenver- 
tretungen von Landwirtschaft, Handel und Industrie 
in Verbindung gesetzt. Der Verband nützt damit 
einerseits der Allgemeinheit, indem er ihr tüchtige 
technische Kräfte von Fall zu Fall für den jeweiligen 
Bedarf sachkundig nachweist, auf der andern Seite 
verhilft er zahlreichen deutschen Diplom-Ingenieuren, 
die durch die Stillegung weiter Zweige des deutschen 
Wirtschaftslebens stellungslos geworden sind, zu einem 


Vorsicht! — Englische Ingenieure von deutschen Kommunalverwaltungen während des Krieges engagiert!! 


Unterkommen. Es liegt in der Natur der Sache, daß 
diese Ueberführung von Diplom-Ingenieuren sich nicht 
mit Blitzesschnelle vollziehen kann. Zahlreiche wert- 
volle Kräfte sind bei der Arbeitvermittelungstelle vor- 
gemerkt, die nicht ohne Weiteres an geeigneter Stelle 
gebraucht werden können. Es gilt den Mut nicht 
zu verlieren. Bereits haben sich Beliörden und maB- 
gebende Industriefirmen an den Verband gewandt 
und in fortschreitend zunehmendem Maße treten nun- 
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mehr Nachfragen nach Diplom-Ingenieuren der ver- 
schiedenen Fachrichtungen an den Verband heran. 
Fern liege es jedem Diplom-Ingenieur, trotz der 
Schwere der jetzigen Zeit, Zweifel in seine Zukunft 
zu setzen; es wird dem Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure, der sich der Freundschaft so #ieler füh- 
render Männer der deutschen Industrie erfreut, sicher- 
lich gelingen, die Kräfte, die nicht unter der Fahne 
stehen, allmählich unterzubringen. 


Vorsicht! 


In der Tagespresse ist folgende Notiz zu lesen: 


„Hilfe für Warenzeichen-Inhaber! 
Nachdruck erwünscht. 
Der „Verband der Warenzeichen -Interessenten 
Eingetragener Verein“ in Berlin SW. 61, Gitschi- 
nerstr. 109 hat für die Dauer des Krieges eine 


Verwaltungsstelle für Warenzeichen 


eingerichtet. Diese soll während des Krieges auch 
Nichtmitgliedern gegen geringe Entschädigung zur 
Verfügung gestellt werden, jedoch nur solchen, 
welche ihrer Dienstpflicht genügen oder freiwillig 
dem Rufe des Vaterlandes folgen. Während für 
die Mitglieder des Verbandes der Warenzeichen- 
Interessenten E.V. die Verwaltung ihrer Warenzeichen 
gebührenfrei erfolgt, haben Nichtmitglieder zur teil- 
weisen Deckung der Unkosten eine Gebühr von 
Mk. 1.— pro Zeichen zu entrichten. Für diese geringe 
Gebühr werden Widersprüche eingelegt, Fristen 
überwacht, Beschwerden bearbeitet, Fristgesuche 
eingereicht, Warenzeichen-Verletzer verwarnt und 
erforderlichenfalls zur Anzeige gebracht. 

Diese Verwaltungsstelle soll vorläufig bis 31. De- 
zember 1914 tätig sein. Ueber eine längere Dauer 
sowie Festsetzung der dann zu berechnenden Ge- 
bühren bei etwa längerer Dauer des Krieges wird 
der Vorstand im Dezember d. J. sich schlüssig 
machen.“ 


Dieser „Verband der Warenzeichen- Interessenten 
Eingetragener Verein“ besitzt ein Bureau, das von 
einem Generalsekretär geführt wird, der selbstredend 
nicht Patentanwalt ist. Es handelt sich sonach um 


eine Art Patentagentenbureau unter der 
Decke des Vereinsrechtes. Aeußerste Vorsicht ist ge- 
boten! 


Demgegenüber sei auf folgende Veröffentlichung 
in Nr.191 des „Deutschen Reichsanzeiger und Königlich 
Preußischen Staatsanzeiger“ vom 15. August 1914 ver- 
wiesen: 


„Wie das Kaiserliche Patentamt mitteilt, hat 
der Verband Deutscher Patentanwälte 
(Geschäftsstelle Berlin SW. 48, Wilhelmstraße 147) 
sich bereit erklärt, während der Kriegszeit nicht nur, 
wie schon bisher, unbemittelten Interessenten Ver- 
treter zur kostenlosen Wahrnehmung ihrer Geschäfte 
vor dem Kaiserlichen Patentamt nachzuweisen, son- 
dern auch überhaupt auf dem Gebietedes 
gewerblichen Rechtsschutzes durch 
seinen Vorstand Auskünfte zu ertei- 
len. Personen, die durch die Kriegslage an der 
direkten Wahrnehmung oder Verfolgung ihrer Inter- 

essen behindert sind, wird anheimgestellt, sich an 
die angegebene Stelle zu wenden.“ 


Allen Interessenten des gewerblichen Rechtsschutzes, 
auch denen des Warenzeichen-Schutzes muß in ihrem 
eigenen Interesse empfohlen werden, sich an den Ver- 
band Deutscher Patentanwälte, als der 
Berufsorganisation der legitimen Vertreter 
in Fragen des gewerblichen Rechts- 
schutzes zu wenden und nicht an Organisationen, 
die vielfach hier und dort auftauchen, und unter 
gemeinnütziger Flagge Geschäfte machen wollen. 

Z. 


Englische Ingenieure von deutschen Kommunalverwaltungen 
während des Krieges engagiert. 


Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure hat es 
sich während der Kriegszeit zur Hauptaufgabe gemacht, 
die nicht unter die Fahnen berufenen, jetzt aber 
stellungslosen Diplom-Ingenieure durch seine„Arbeit- 
vermittlungsstelle für Ingenieure“ un- 


terzubringen. Ist es bei diesen Bemühungen des Ver- 
bandes nicht empörend zu hören, daß der Magistrat einer 
deutschen Stadt sich veranlaßt gesehen hat, die Leitung 
eines städtischen Werkes einem Engländer zu über- 
tragen, wie nachfolgende Notiz aus Nr. 230 der 
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„Braunschweigischen Landeszeitung“ vom 19. August 
1914 besagt: 

„Hildesheim, 18. August. Beim hiesigen städti- 
schen Gas- und Wasserwerk wurde anstelle 
des ins Feld gerückten Direktors ein Engländer 
Namens "Anderson, der Sohn des Direktors der eng- 


Verbandsnachrichten. 
Bericht des Vorstandes. 
Regierungsbaumeisterfrage. 


Es wird eine Eingabe der Vereinigung der Re- 
gierungsbaumeister Mainz-Wiesbaden an die Kaiser- 
lichen Werften verlesen, in welcher ein Unterschied 
konstruiert wird zwischen Regierungsbaumeistern und 
Diplom-Ingenieuren; es wird beschlossen, eine Gegen- 
eingabe abgehen zu lassen. 


Im Anschluß daran wird eine Eingabe der Ver- 
einigung der höheren Kommunalbaubeamten Preußens 
an den Stadtmagistrat der Stadt Rüstringen verlesen, 
in welcher diese Vereinigung den Stadtmagistrat bittet, 
die ausgeschriebene Stelle des Vorstandes des Stadt- 
bauamtes mit einem Regierungsbaumeister zu besetzen, 
da die Ausbildung der Regierungsbaumeister die 
„vollkommenste Ausbildung“ darstelle. 
Der Vorstand beschloß, an den Stadtmagistrat 
der Stadt Rüstringen eine Gegeneingabe abgehen zu 
lassen. 


Weiterhin wird der Bericht der vorgenannten 
Kommunalbeamten-Vereinigung pro 1913/1914 ver- 
lesen und von den zahlreichen Ausfällen in diesem 
Bericht auf den Verband Deutscher Diplom-Ingenicure 
Kenntnis genommen. 


Es wird die Warnung vor dem Berufsstudium des 
Hoch- und Ingenieurbaufaches des Architekten-Vereins 
zu Berlin verlesen und festgestellt, daß es sich dabei 
um eine Reklame zugunsten der Regierungsbaumeister 
auf Kosten der übrigen Diplom-Ingenieure handelt. 
Die Geschäftsstelle hat entsprechende Entgegnungen 
an die Tagespresse gelangen lassen. 


Programm der ordentlichen Ausschuß-Sitzung 1915. 


Der Vorstand beschließt, die nächste ordentliche 
Ausschuß-Sitzung am 5. Juni 1915 in Düsseldorf ab- 
zuhalten. Das vom B.-V. Düsseldorf unterbreitete 
Programm wird einer Kommission, bestehend aus den 
Herren Dipl.-Ing. Remak, Dipl.-Ing. Schwenke, 
Dipl.-Ing. Dr. Zitzlaff und Dipl.-Ing. Dr. Lang, 
überwiesen. 


Verein Beratender Ingenieure. 


Eine Anregung, mit dem vorstehenden Verein in 
ein freundschaftliches Verhältnis zu treten, wird be- 
grüßt. 


Unberechtigte Führung des Titels „Dipl.-Ing.“ 


Es wird von dem Stand der schwebenden Ver- 
fahren betreffend Führung obiger Berufs-Bezeichnung 
durch Unberechtigte Kenntnis genommen. 


Angelegenheit Schröder (Schwerin). 


Nachdem gegen den früheren Direktor des 
städtischen Elektrizitätswerkes, Schröder, das Verfahren 
seitens der Großherzoglichen Staatsanwaltschaft ein- 
geleitet worden ist, beschließt der Vorstand, einer 
Anregung von befreundeter Seite gemäß, der Staats- 
anwaltschaft die mit dem Genannten gepflogene Kor- 
respondenz zur Verfügung zu stellen. 


Verbandsnachrichten 


lischen Gaswerke in Hannover, zum stellvertretenden 
Direktor durch den Magistrat bestellt.“ 


— Dies in einer Zeit, in der unsere Landsleute in 
England hinter die Mauern gesteckt werden! Jeder 


Kommentar überflüssig! 
Z. 


Verteilung von Arbeiten an die Bezirksvereine. 


Der Vorstand beschließt, den B.-V. Essen um Be- 
arbeitung des Materials „Handelshochschulen« und 
»Diplom-Ingenieure bei den Provinzialverwaltungen“ 
zu bitten. 


Die Standesbewegung der akademischen Techniker 
in Oesterreiclf und Italien. 


Der Geschäftsführer berichtet über die Standes- 
bewegung der Kollegen in diesen beiden Ländern. 
Es wird beschlossen, die einschlägigen Verhältnisse 
in einem diesbezüglichen Aufsatz in der Verbands- 
zeitschrift zu veröffentlichen. 


Satzungskommission. 


Der Geschäftsführer berichtet über den Stand der 
Arbeiten der Satzungskommission. Daraus ergibt sich, 
daß die Ausführungsbestimmungen betr. Ehren- 
gerichtsbarkeit einer Neufassung unterworfen worden 
sind, die z. Zt. bei den der Satzungskommission zur 
Kooptation seitens des Ausschusses empfohlenen 
Herren zirkuliert. 


Dampf kessel- Revisions-Vereine und Diplom- 
Ingenieure. 


Der Vorstand nimmt davon Kenntnis, daß die 
Dampfkessel-Revisions-Vereine ihren Tätigkeitsbereich 
immer weiter ziehen und damit die selbständigen 
Diplom-Ingenieure schädigen. Der Vorstand hält 
diese Erweiterung des Tätigkeitsbereiches der Dampf- 
kessel-Revisions-Vereine nicht für erwünscht und be- 
hält sich entsprechende Schritte zum Schutze der 
selbständigen Diplom-Ingenieure vor. 


B.-V, Berlin. 


Der Vorstand beschließt, den Ausführungsbestim- 
mungen betreffend Ehrengerichtsbarkeit des B.-V. 
Berlin seine Genehmigung zu erteilen. 


Universitätsbauassistent in Straßburg. 


Der Vorstand beschließt, wegen Form und Inhalt 
der Ausschreibung dieser Stelle bei Sr. Excellenz dem 
Unterstaatssekretär vorstellig zu werden. 


Propaganda. 


Der Vorstand beschließt eine Organisation der 
Propaganda in den Bezirksvereinen der Hochschul- 
städte. Es sollen diesen Bezirksvereinen entsprechende 
Vorschläge gemacht werden. 


Patentgesetz- Reform. 


Der Vorstand hat beschlossen, folgende Leitsätze 
an das Reichsamt des Innern gelangen zu lassen: 


Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure hat 
seine 40 Bezirksvereine zur gutachtlichen Aeußerung 
über den vorliegenden Entwurf eines Patentgesetzes 
aufgefordert. Im Nachstehenden wird das Resultat der 
gutachtlichen Aeußerungen ganz ergebenst unterbreitet. 


Verbandsnachrichten 


I. 


Erfinderrecht, Erfinderehre und 
Angestelltenerfindungen. 


Die Stellungnahme des Verbandes ergibt sich aus 
folgenden Leitsätzen: 


1. Das Recht an der Erfindung steht dem Erfinder 
zu. Der Anspruch ist nicht vor den ordentlichen Ge- 
richten, sondern vor dem Patentamt in der Form des 
Patentstreitverfahrens zu verfolgen. 


2. Rechte an Erfindungen und künftigen Erfin- 
dungen sind übertragbar. 


3. Es sind die Begriffe Betriebserfindungen und 
dienstliche Einzelerfindungen im Patentgesetz zum Aus- 
druck zu bringen wie folgt: 


a) Betriebserfindungen sind Erfindungen, die in 
gewerblichen Betrieben gemacht werden und deren 
Entstehung durch die Anregungen, oder Erfahrun- 
gen, oder Vorarbeiten, oder Hilfsmittel des Betriebes 
wesentlich bedingt ist. Solche Erfindungen gehören 
dem Inhaber des Betriebes. Der Inhaber des Be- 
triebes hat den Anspruch, daß seine Betriebserfindung 
als solche in der Patentschrift bezeichnet wird. Je- 
doch soll die Benennung von Mitarbeitern an der 
Betriebserfindung zulässig sein. 

b) Dienstliche Einzelerfindungen von den Ange- 
stellten gewerblicher Unternehmungen gehen auf 
den Unternehmer über, wenn die erfinderische Tätig- 
keit zu den Obliegenheiten des Angestellten gehört 
und die Verwertung dieser Erfindungen in den 
Rahmen des Betriebes fällt. Es verbleibt jedoch 
dem Erfinder ein Anspruch auf Nennung seines 
Namens in der Patentschrift im Sinne des § 6 des 
Entwurfes, jedoch auch hier mit der Maßgabe, daß 
dieser Anspruch vor dem Patentamt in der Form 
des Patentstreitverfahrens verfolgbar sein soll. Ferner 
verbleibt dem Erfinder, sofern das Patent praktisch 
verwertet wird, ein Anspruch auf Vergütung im 
Sinne des § 10 des Entwurfes. Die Angestellten 
öffentlicher Betriebe (8 10 Abs. 4 des Entwurfs) sollen 
den Privatangestellten gleichgestellt werden. 


4. Die Bestimmungen des geltenden Rechts über 
die rechtswidrige Entnahme sind beizubehalten. Da- 
neben ist ein Anspruch auf Uebertragung rechtswidrig 
entnommener Erfindungen in das Gesetz aufzunehmen. 
Dieser Anspruch soll sich nicht gegen gutgläubige 
Erwerber richten. i 


Organisation des Patentamtes und 
Verfahren in Patentsachen. 
1. Die Einführung des Einzelprüfers, der selbst- 
ständig die Anmeldung zu prüfen und über die Er- 


teilung von Patenten zu beschließen hat (§ 21) ist zu . 


begrüßen. 


2. Die Unterteilung der Beschwerdeinstanz in 
einen dreigliedrigen Teilsenat und einen fünfgliedrigen 
Vollsenat nach § 36 ist abzulehnen. Die Schaffung 
zweier voneinander unabhängiger Beschwerdeinstanzen 
(Patentabteilung, Beschwerdesenat) ist erwünscht. In 
jeder der drei Instanzen soll ein Anspruch auf An- 
hörung der Beteiligten bestehen. Die oberste Be- 
schwerdeinstanz soll gehalten sein, vor Anberaumung 
der mündlichen Verhandking in einer vorläufigen und 
unverbindlichen Zwischenverfügung sämtliche gegen 
die Beschwerdebegründung bestehenden Bedenken aus- 
zusprechen, so daß in der mündlichen Verhandlung 
selbst der Beschwerdeführer nicht unvorbereitet zu 
neuen Fragen Stellung zu nehmen gezwungen ist. 


3. Das Einspruchsverfahren soll entgegen dem 
Entwurf grundsätzlich der Kompetenz des Einzel- 
prüfers entzogen werden. Ueber den Einspruch soll 
die Patentabteilung in dreigliedriger Besetzung als 


erste Instanz entscheiden, selbst wenn gemäß dem 
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Entwurf im Anmeldeverfahren nur ein zweifacher In- 
stanzenzug: Einzelprüfer — Beschwerdesenat vor- 
gesehen werden soll. 

4. Im Nichtigkeitsverfahren soll die fünfjährige 
Präklusivfrist beseitigt werden. 

5” Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
ist zu begrüßen und auch auf die Versäumnis der 
Zahlungsfristen für die Patentgebühren auszudehnen, 
wenn dem Patentinhaber olıne eigenes Verschulden 
oder durch unabwendbare Zufälligkeiten die recht- 
zeitige Zahlung unmöglich gemacht wurde. 

6. Die im Entwurf vorgesehene Erhöhung der 
Anmelde- und Beschwerdegebühren wird nicht für 
gerechtfertigt gehalten. Die Jahresgebühren sind, ins- 
besondere in den ersten Patentjahren, nach dem Ent- 
wurf zu hoch. Die Einführung einer Einspruchsgebühr 
ist gerechtfertigt. Es soll jedoch dem obsiegenden 
Einsprecher die Einspruchsgebühr zurückerstattet 
werden, desgleichen dem obsiegenden Beschwerde- 
führer die Beschwerdegebühr. Auch gegen die Er- 
höhung der Nichtigkeits- und Berufungsgebühr werden 
Einwendungen erhoben. Der auch aus der Erhöhung 
der Gebühren erkennbare Wunsch der Regierung, das 
Patentamt zu entlasten, muß vor der Pflicht des Patent- 
amtes, jedem Erfinder, sei er begütert oder unbemittelt, 
zur Erlangung des Patentschutzes behilflich zu sein, 
unbedingt Halt machen; nicht eine Entlastung des 
Patentamtes ist erwünscht, sondern eine Vergrößerung 
und weitere Ausgestaltung. 

7, Die Verlängerung der bisherigen Patentdauer 
dadurch, daß der Beginn derselben nicht mehr von 
der Anmeldung, sondern von der Veröffentlichung 
der geprüften Anmeldung abhängt (8 11), ist zu be- 
grüßen. 

8. Es wird der Wunsch ausgesprochen, durch 
Verfügung der maßgebenden Behörde dahin zu wirken, 
daß zur Ernennung als technisches Mitglied des Pa- 
tentamtes der Grad eines Diplom-Ingenieurs genügt 
und hierfür auf keinen Fall die Ablegung von Staats- 
prüfungen (Regierungsbaumeister-Prüfung) erforder- 
lich zu sein braucht. 


In. 
Rechtsverletzung. 


Die Bestimmung des Entwurfes, daß erfinderrecht- 
liche Streitigkeiten auf dem Gebiete des Patent- und 
Gebrauchsmusterrechtes nach & 49 bestimmten Ge- 
richtshöfen zugewiesen werden sollen, wird begrüßt. 
Es wird weiterhin als Zusatzbestimmung angeregt, 
daß auf Antrag der Parteien zur Beratung und Ab- 
stimmung zwei technische Richter zugezogen werden 
sollen, deren Auswahl durch das Gericht erfolgt; zu 
diesem Zweck wird eine Liste technischer Richter 
aufgestellt, in welche nur Öffentlich angestellte Tech- 
niker, welche keine Privatgutachten abgeben dürfen, 
aufgenommen werden. Ferner wird verlangt, daß die 
Patentanwälte berechtigt sein müssen, in allen patent- 
rechtlichen Streitigkeiten für die Partei vor den Ge- 
richten aufzutreten. 

Der Verband schlägt vor, im § 54 zu bestimmen, 
daß im Erteilungsverfahren nur eine in der Liste der 
Patentanwälte eingetragene Person zum Vertreter be- 
stellt werden kann. 

Es wird angeregt, Feststellungs- und Abhängigkeits- 
klagen gemäß dem österreichischen Patentrecht der 
Kompetenz des Patentamtes als der sachverständigen 
Körperschaft zu überweisen; der weitere Ausbau des 
Patentamtes auch in dieser Richtung ist dringend 


erwünscht, Ehrerbietigst ! 


Beitragsstundung. 


Finige Antrige auf Beitragsstundung werden ge- 
nehmigt. 
Der Vorstand. 
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Au die Bezirksvereine! 


Die Bezirksvereine werden gebeten, eventuell 
eintretende Aenderungen in der Adresse der Bezirks- 
vereine umgehend der Geschäftsstelle mitzuteilen. 

Die Geschäftsstelle. 


* 2 
* 


An die Bezirksvereine und Mitglieder! 


Wir bitten die Bezirksvereine und Mitglieder 
wiederholt und dringend, alle bekannt werdenden 
Vakanzen für Ingenieure der Geschäftsstelle des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure umgehend mit- 


zuteilen. Die Geschäftsstelle. 


An die Mitglieder und deren Angehörige! 


Die Mitglieder oder deren Angehörige werden ge- 
beten, der Geschäftsstelle Mitteilungen über Abberu- 
fungen zu den Truppenteilen gefälligst bald zukommen 
zu lassen, wenn möglich unter Angabe der Charge 
und des Truppenteils, damit ev. durch Feldpost die 
Verbindung mit der Geschäftsstelle des Verbandes auf- 
recht erhalten werden kann. 

Die Geschäftsstelle. 


e è * 

Die Angehörigen der im Felde stehenden Verbands- 
mitglieder und Förderer, die eine Zusendung der Ver- 
bandszeitschrift während des Krieges nicht wünschen, 
werden gebeten, dies der Geschäftsstelle baldmöglıchst 
mitzuteilen, damit für die Aufbewahrung der betreffen- 
den Exemplare der Zeitschrift Sorge getragen werden 


kann. Die Geschäftsstelle. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis. 


B.-V. Aachen. 
Dr.» Jng. G. Eisner, Kiel, Kirchenstr. 12. 


B.-V. Berlin. 
Dipl.-Ing. C. Baumgarten, Charlottenburg 2, Schillerstr. 12/13: 
A. Hennemann, Horberg (Schweden), Orunacks- 
berbolaget. 
O. Henrich (Förderer), Direktor der Siemens - Schuckertwerke, 
Berlin - Siemensstadt, Siemens - Schuckertwerke, 
Direktion. 
DipL»Ing. L. Krüger, Charlottenburg 2, Leibnizstr. 21, v. hp. 
Dr.e Jng. W. Majerczik, Charlottenburg 4, Sybelstr. 54. 


Dipl.-Ing. Fr. Rumpf, Oppau (Pfalz), Schulstr. 16. 


B.-V. Bernburg- Dessau. 
Dipl.-Ing. G. Votsch, Danzig, Faulgraben 2/3. 


Dipl.-Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.» Jng. 


Dipl.Ing. 


Dipl.-Ing. 


Dipl.-Ing. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


B.-V. Bochum. 
W. Guthmann, unbekannt verzogen. 
A. Münster, Opladen, Steinstr. 37. 
B.-V. Bresiau. 
O. Heckert (Posen), Königsberg i. Pr., Unterhaber- 
berg 11. 
W. Rohrbeck, Stettin, Am Königstor 2. 
B.-V. Chemnitz. 
R. v. Pongrätz (Oesterreicher, Förderer), Dresden- 
A. 1, Prager Str. 25, 
B.-V. Cöln. 


. W. Dern, unbekannt verzogen. 


J. Hitzemeyer, Berlin-Lichtenberg, Normannstr. 23. 


B.-V. Dortmund. 


. Dr. phil. M. Hellwig, unbekannt verzogen. 


B.-V. Duisburg. 
Fr. Gütlinger, Düsseldorf, Helmholtzstr. 51. 
A. Held, Bad Soden, Pension Metropole. 
E. Klapper (Oesterreicher, Förderer), Berlin-Wilmers- 
dorf, Lauenburger Str. 6. 
B.-V. Düsseldorf. 


. E. Commandeur, Düsseldorf-Oerresheim, TruchseB- 


straße 13. 
E. Diehl, Düsseldorf I, Schließfach. 
F. Perko, Frankfurt a. M. 3, Ober Atzemer 5, I. 
C. Vorberg, Düsseldorf-Rath, Arthurstr. 7. 
B.-V. Essen - Ruhr. 
H. Becker, unbekannt verzogen. 
E. Haase, unbekannt verzogen. 


B.-V. Hamburg-Altona. 
C. Bender, Hamburg 5, Schmilinskystr. 84, I. 


. E. Lüngen, Kiel, Feldstr. 11. 


A. Schwarzer, Berlin W. 30, Landshuter Str. 8, III. 
C. Züblin, Bremerhaven, Cäcilienstr. 8. 

B.-V. Leipzig. 
K. E. Brochier, Leipzig 13, Querstr. 14. 

H. Küspert, Leipzig-Möckern, Mecklenburgstr. 31, 1. 
R. Porraz, Leipzig-Gohlis, Mechlerstr. 3 b. Steiniger. 
B.-V. Magdeburg. 

H. Orthlieb, Aachen, Lousbergstr. 20, I. 
B.-V. Mainz-Wiesbaden. 
V. Neumann (Oesterreicher, Förderer), 
Wilmersdorf, Jenaer Str. 10, I. 
B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
R. Peipers, Mannheim 1, R. 1, Nr. 16/III. 
W. G. Bruckwiider, Rüstringen I, Ecke Hegel- und 
Gatterstraße. 


Berlin- 


L. Schäfer, Regierungsbaumeister, Wilhelmshaven, Kaiserstr. 29, pt. 


Ausland. 


` R. Herden (Förderer), Bergingenieur, Cöln, Hansaring 77, I. 
Dipl.-Ing. 


J. Wesselmann, Düsseldorf, Pfalzstr. 33. 


Stellen-Gesuche! 
Wahrend der Kriegszeit 


werden Stellen-Gesuche von Mitgliedern des Verbandes 
kostenlos aufgenommen! 


Derartige Anzeigen dürfen, wenn nicht mit Namen und Adresse des Auftraggebers versehen, nur eine 


Chiffre des Verlags tragen. 
il Die verehrl. 


Behörden, Fabrikanten usw. 
Stellen-Gesuche der Verbandsmitglieder möglichst zu berücksichtigen. 


Verlag der „Zeitschrift des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure“ 
Berlin W. 10, Genthiner Str. 89. 


Inserate unter eigener Chiffre oder postlagernd sind unzulässig. 


werden gebeten, die 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Zeichnet die Kriegsanleihen! 


Wir stehen allein gegen eine Welt in Waffen. Vom neutralen Ausland ist nennenswerte 
finanzielle Hilfe nicht zu erwarten, auch für die Geldbeschaffung sind wir auf die eigene Kraft 
angewiesen. Diese Kraft ist vorhanden und wird sich betätigen, wie draußen vor dem Feinde, 
so in den Grenzen des deutschen Vaterlandes jetzt, wo es gilt, ihm die Mittel zu schaffen, deren 
es für den Kampf um seine Existenz und seine Weltgeltung bedarf. 

Die Siege, die unser herrliches Heer schon jetzt in West und Ost errungen, berechtigen 
zu der Hoffnung, daß auch diesmal wie einst nach 1870;71 die Kosten und Lasten des Krieges 
schließlich auf diejenigen fallen werden, die des Deutschen Reiches Frieden gestört haben. 

Vorerst aber müssen wir uns selbst helfen. 

Großes steht auf dem Spiele. Noch erwartet der Feind von unsrer vermeintlichen 
finanziellen Schwäche sein Heil. Der Erfolg der Anleihe muß diese Hoffnung zerstören. 

Deutsche Kapitalisten! Zeigt, daß Ihr vom gleichen Geiste beseelt seid wie unsere 
Helden, die in der Schlacht ihr Herzblut verspritzen! Deutsche Sparer! Zeigt, daß Ihr nicht 
nur für Euch, sondern auch für das Vaterland gespart habt! Deutsche Korporationen, Anstalten, 
Sparkassen, Institute, Gesellschaften, die Ihr unter dem mächtigen Schutze des Reichs erblüht 
und gewachsen seid! Erstattet dem Reiche Euern Dank in dieser schicksalsschweren Stunde! 
Deutsche Banken und Bankiers! Zeigt, was Eure glänzende Organisation, Euer Einfluß auf die 
Kundschaft zu leisten vermag! 

Nicht einmal ein Opfer ist es, was von Euch verlangt wird! Man bietet Euch zu 
billigem Kurse Wertpapiere von hervorragender Sicherheit mit ausgezeichneter Verzinsung! 

Sage Keiner, daß ihm die flüssigen Mittel fehlen! Durch die Kriegsdarlehnskassen ist 
im weitesten Umfang dafür gesorgt, daß die nötigen Gelder flüssig gemacht werden können. 
Eine vorübergehende kleine Zinseinbuße bei der Flüssigmachung muß heute jeder vaterländisch 
gesinnte Deutsche ohne Zaudern auf sich nehmen. Die deutschen Sparkassen werden den Ein- 
legern gegenüber, die ihre Sparguthaben für diesen Zweck verwenden wollen, nach Möglichkeit 
in weitherziger Weise auf die Einhaltung der Kündigungsfristen verzichten. 

Näheres über die Anleihen ergibt die Bekanntmachung unseres Reichsbank-Direktoriums, 
die heute an anderer Stelle dieses Blattes erscheint. 
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Geh. Justizrat Professor Dr. Kohler, Krieg und Völkerrecht 


Krieg und Völkerrecht. 


Von Geh. Justizrat Professor Dr. Kohler, Berlin, 


Als am 25. Juli abends die Nachricht eintraf, daß 
Serbien die von Oesterreich geforderte Erklärung nicht 
abgegeben habe, war es mir sofort klar, daß ein 
Feuerbrand entstehen werde, ein Weltkrieg, wie ihn 
die Geschichte nicht gesehen. Der Krieg entstand; 
sollte er nicht lokalisiert werden? Die Hoffnung 
gängelte uns wenige Tage. Aber die Art der Gegner 
vereitelte alle Bemühungen; Rußlands Tücke und 
Frankreichs Dünkel, der sich an den Kriegsmantel 
des halbbarbarischen Zarenreiches heftete — und 
schließlich Englands Verrat! 


Es war, als ob die Kultur unserer Tage hinweg- 
geschwemmt und die jahrelangen Bemühungen des 
Völkerrechts zu nichte gemacht würden. Schmerzlich 
war es zu Sehen, wie unsere Gegner reihenweise die 
Bestimmungen brachen, die zum Frieden und zur 
Ordnung der Welt ersonnen worden waren, und wie 
eine Sünde gegen die Menschheit um die andere 
begangen wurde. Und der Völkerrechtsiehrer müßte 
verzweifeln, wenn er nicht wüßte, daß, mögen auch 
die schwersten Kulturwidrigkeiten eintreten, doch 
schließlich die Vernunft siegen muß. 


Die Verstöße Rußlands ergeben sich aus dem 
deutschen Weißbuch!) klar. Eine Mobilisierung ist bis 
zu einem bestimmten Grade ein interner Akt eines 
Staates, ebenso wie die Erhöhung seiner Kriegskräfte, 
und jeder Staat kann in abstracto verweigern, darüber 
Rede zu stehen. Möglicherweise kann ja die Mobili- 
sierung gegen innere Feinde stattfinden, möglicher- 
weise hat sie nur einen übungsmäßigen Scheincharakter ; 
allein, dies hat seine Grenzen. Wo immer eine 
Mobilisierung eine bedrohliche Art gegen einen andern 
Staat annimmt, hat dieser das Recht, Aufklärung zu 
verlangen; und wenn es sich herausstellt, daß sie gegen 
diesen Staat gerichtet ist, daß sie keinen andern Zweck 
haben kann, als die militärischen Machtmittel vorzu- 
bereiten, um über ihn herzufallen, dann ist sie nicht 
mehr ein neutraler Akt, dann ist sie ein Akt der 
Feindseligkeit, ein Akt, der über dasjenige hinausgeht, 
was der Nachbar zu ertragen braucht. Es ist ebenso 
wie im Nachbarrechte, wenn jemand Maschinen und 
Einrichtungen baut, welche so gestaltet sind, daß ihr 
Betrieb notwendig dazu führt, den Nachbarn zu be- 
drängen, sein Gebiet zu verheeren, seine Atmosphäre 
zu vergiften und den Aufenthalt in der Nähe uner- 
träglich zu machen. Hier hat nach allen Grundsätzen 
des Nachbarrechts der Nachbar die Befugnis, zu ver- 
langen, daß derartige Einrichtungen nicht weiter ge- 
baut werden, und sein Nachbargenosse kann nicht 
etwa entgegenhalten, daß man ihn erst behelligen 


1) „Vorläufige Denkschrift und Aktenstücke zum Kriegsaus- 
bruch.* Drucks. d. Reichstages, 13. Leg.-Per. Il. Sess. 1914 Nr. 19 
v. 3. Aug. 1914. 


dürfe, wenn die Einrichtung fertig sei: dann sei es 
immer noch Zeit, dagegen vorzugehen. Das wäre 
ein schlimmes Recht, welches erst dann Hilfe gäbe, 
wenn der Schaden bereits unabwendbar wurde. 


Ist also eine Mobilisierung so angelegt, daß sie 
notwendig ihre Spitze gegen den Naclıbarstaat richtet, 
soll sie nicht etwa bloß militärische SicherheitsmaB- 
regeln für den internen Schutz schaffen oder einen 
militärischen Fortschritt für die Zukunft anbahnen, 
ist die Sache vielmehr so geartet, daß das mobili- 
sierte Heer schon der Kosten wegen nicht lange Zeit 
existieren kann, olıne daß man es zu einem Angriff 
verwendet, dann ist offensichtlich der Nachbarstaat 
im höchsten Grade gefährdet, und es wäre eine Ver- 
letzung der eigenen Interessen und ein Aufgeben 
seiner selbst, wenn er nicht auch mobilisierte und 
sich dadurch sichern möchte. Mobilisierung ohne 
Krieg ist aber ein Anfang ohne Ende, eine furchtbare 
Ausgabe ohne jede Zweckerreichung; die Heere 
wochenlang im Kriegszustand erhalten, ohne Angriff, 
ist unmöglich. Daraus ergibt sich mit logischer 
Notwendigkeit, daß, wenn der eine Staat in bedroh- 
licher Weise mobilisiert, man ihm nicht nur mit einer 
Mobilisierung antworten darf, sondern daß man die 
Befugnis hat, Aufklärung zu verlangen, und wenn 
solche nicht erteilt ist, man dies als Kriegsfall be- 
trachten darf. Wer, auf solche Weise bedroht, den 
Krieg erklärt, weil er weder sein eigenes Land preis- 
geben, noch auch zwecklos mobilisieren will, der 
handelt so richtig und so völkerrechtlich korrekt, wie 
ein Staat überhaupt handeln kann; noch mehr, er 
erfüllt damit eine heilige Pflicht gegen sich und gegen 
die Menschheit, insbesondere wenn er ein Kulturlrager 
ersten Ranges ist und wenn ein Angriff gegen ihn 
eine jahrhundertelange Zivilisation zu zerstören und 
die Menschheit der Barbarei preiszugeben droht. 


Eine Mobilisierung in dieser Art, wiees Rußland 
getan hat ohne Kriegserklärung, ist an und für sich 
hinterhaltig, um so hinterhaltiger aber, wenn die 
kriegerischen Absichten stets verheimlicht, noch mehr, 
wenn sie von der maßgebenden Seite feierlich in Ab- 
rede gestellt werden. 


Die Zornesröte muß einen jeden überkommen, der 
die im deutschen Weißbuch veröffentlichten Akten- 
stücke verfolgt; wenn er liest, daß am 27. Juli 1914 
der russische Kriegsminister dem deutschen Militär- 
attache das Ehrenwort gegeben hat, daß noch keine 
Mobilmachungsorder ergangen sei, „es sei noch kein 
Reservist eingezogen und kein Pferd ausgehoben“, 
und wenn darauf am 29. Juli der Generalstabschef 
der russischen Armee sein Ehrenwort in der feier- 
lichsten Form gibt, daß nirgends eine Mobilmachung, 
d. h. Einziehung eines einzigen Mannes oder Pferdes, 


Geh. Justizrat Professor Dr. Kohler, Krieg und Völkerrecht 


bis zur Stunde erfolgt sei, wenn dann derselbe 
Generalstabschef den Einwänden des deutschen Militär- 
attachés gegenüber auf Offiziersparole erwidert, daß 
entgegengesetzte Nachrichten unrichtig seien; und 
wenn dann den Tag darauf, am 30. Juli, der Zar an 
den Deutschen Kaiser telegraphiert, die jetzt in Kraft 
tretenden militärischen Maßnahmen seien schon vor 
5 Tagen beschlossen worden! Und voller 
Entrüstung liest man weiter, daß, während noch am 
29. Juli der Deutsche Kaiser eine Verständigung 
zwischen Petersburg und Wien anstreben will, und der 
Zar am 30. Juli beteuert, wie hoch er diese Vermitt- 
lungen veranschlage, wie er ihm von ganzem Herzen 
Erfolg wünscht, und während noch derselbe Zar am 
31. Juli, mittags 12 Uhr, sein feierliches Wort darauf 
gibt, daß, solange die Verhandlungen mit Oesterreich 
andauern, die russischen Truppen keine herausfordernde 
Aktion unternehmen, wie bereits einige 
Stunden vorher die Mobilisierung der 
ganzen russischen Streitkräfte an- 
geordnetwurde und nachmittags bereits 
in vollem Gange war, ja bereits am 
1. August die russischen Truppen die 
deutsche Grenze überschritten, noch 
bevor das deutsche Ultimatum abgelaufen und die 
deutsche Kriegserklärung erfolgt war. Die Kriegs- 
erklärung erging erst am 1. August, nachmittags 5 Uhr; 
die deutsche Grenze war bereits überschritten! 


Dieser ganze Depeschenwechsel bedarf keines 
Kommentars. Unzweifelhafte Tatsachen gegen besseres 
Wissen und unter Ehrenerklärungen ableugnen und 
feierliche Versicherungen geben, während bereits das 
Gegenteil erfolgt ist, ist nicht Brauch eines Kultur- 
landes. Hätte sich die deutsche Regierung bei diesen 
Zusagen beruhigt und hätte sie nicht die größte 
Wachsanıkeit bewiesen, so wären wir im Vertrauen 
auf internationale Ehrlichkeit in die schwerste Be- 
drängnis gekommen. Die Handlungsweise Rulslands 
ist nicht die eines zivilisierten Volkes, sondern barba- 
rische Niedertracht. 


Was Frankreich betrifft, so hat der Minister- 
präsident am 1. August 1 Uhr auf die Anfrage, ob 
Frankreich im Falle eines deutsch-russischen Krieges 
neutral bleiben wolle, die recht naive Erklärung ge- 
geben, daß Frankreich das tun werde, was ilim seine 
Interessen geböten. Eine Kriegserklärung hat Frankreich 
an Deutschland nicht erlassen; gleichwohl aber haben, 
bevor Deutschland weitere Schritte tat, nicht bloß 
französische Flieger neutrales Gebiet überflogen, um 
auf deutsches Luftterritorium zu gelangen, sondern 
an mehreren Punkten haben französische Truppen 
die Grenze überschritten und Feindseligkeiten be- 
gangen. Die militärische Ueberschreitung der Grenze 
aber ist eine entschiedene Kriegsmaf}nahme, sie könnte 
ja überhaupt nur entweder ein landesverräterisches 
Verbrechen oder ein Kriegsmanöver sein, und wenn 
sie von dem gegnerischen Staat ausgeht, so ist sie 
entschieden das letztere. Wenn aber Frankreich ein 
solches Kriegsmanöver vorhatte, so war es völkerrecht- 
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liche Pflicht des Ministerpräsidenten, dem deutschen 
Botschafter offen zu erklären, daß man sich im Kriegs- 
zustand befinde; eine hinterhaltige Aeußerung aber, 
daß man tun werde, was die Interessen geböten, d. h. 
was einem beliebe, wenn man ohne Ankündigung 
kriegerische Maßnahmen folgen lassen will, ist feige 
Niedertracht. 


Das sind die völkerrechtlichen Erscheinungen, 
welche den Beginn des deutsch-französischen und 
deutsch-russischen Krieges einleiteten. Wie Frankreich 
mit Belgien konspirferte und Belgien bereits das 
französische Heer erwartete, soll hier nicht weiter 
ausgeführt werden. 


Was aber England betrifft, so will ich von 
seinem Verhalten gegen Deutschland nicht sprechen; 
es ist so gemein und brutal, daß der deutschen 
Sprache ein Wort gebricht, es zu schildern, denn 
unsere Sprache ist auf Ehrlichkeit angelegt; alierdings 
hat England seine Feindseligkeiten gegen Deutschland 
durch eine ausdrückliche Kriegserklärung eingeleitet. 
Geradezu lächerlich aber ist der Schritt Englands 
gegen Oesterreich, denn am 12. Aug. mittags 1/32 Uhr 
erklärte der britische Botschafter dem österreichischen 
Minister den Krieg in der Art, daß der Kriegszustand 
seit Mitternacht begonnen habe — — also einc Kriegs- 
erklärung mit rückwirkender Kraft, das höchste der 
juristischen Kunststücke, das je im Völkerrecht ge- 
leistet worden ist! Künftig wird man noch den Krieg 
erklären mit Rückwirkung auf eine Woche oder auf 
einen Monat, ganz ähnlich wie man früher einen 
Konkurs «uf ein halbes Jahr zurückdatierte. In der 
Tat ist eine solche rückwirkende Erklärung nichts 
anderes als die Selbstbankerotterklärung gegenüber 
dem Völkerrecht und den ehrlichen Bestrebungen 
des Völkerrechts. 


Betrachten wir doch nur die klaren Bestimmungen 
der Haager Konferenz! Es muß mit Wehmut erfüllen, 
daß es seinerzeit Rullands Antrieb war, welcher die 
erste Haager Konferenz ins Leben rief und daß 
Frankreich sich ganz besonders angelegen sein ließ, 
die Haager Konferenzbestimmungen auszubauen. Da 
hat es fast den Anschein, als ob man damals die 
Welt in ein Traumleben versenken wollte, um sie 
dann recht grausam aufzurütteln. Das HI. Abkommen 
der 2. Haager Konferenz erklärt ausdrücklich: 


„Die Vertragsmächte erkennenan, 
daß die Feindseligkeiten unterihnen 


nicht beginnen dürfen ohne eine 
vorausgehende unzweideutige Be- 
nachrichtigung, die entweder die 


Form einer mit Gründen versehenen 
Kriegserklärung oder die eines Ulti- 
matums mit bedingter Kriegserklarung 
haben muß.“ 


Dieses HI. Abkommen ist nicht nur von Deutsch- 
land und Oesterreich, sondern auch von Frankreich, 
Rußland und Großbritannien ratifiziert worden. Wie 
sehr sich Rußland und Frankreich daran gebunden 
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haben, ergibt sich aus dem obigen, und Englands 
wunderbarer Trick gegen Oesterreich ist ein ränke- 
volles Spiel mit der Heiligkeit des Rechts. 

Was Schmach ist, ist Schmach. Wenn manche 
dem Völkerrecht nur eine platonische Bedeutung bei- 
messen wollen, so ist dies unrichtig; denn die Schmach 
des Rechtsbruchs ist eine reale Schmach; sie läßt sich 
mit allen Wassern nicht abwaschen, und das Blut des 


Das deutsche Wirtschaftsleben und der Verein deutscher Maschinenbau-Anstalten 


Krieges klebt an den Mächten, welche auf solche 
Weise das Recht gebrochen haben. 


Soeben trifft das sogenannte Japanische Ultimatum 
ein — die englische Schamlosigkeit ins Ostasiatische 
übersetzt. Fürwahr, ein par nobile fratrum! 


(Deutsche Juristen-Zeitung ' 
vom 1. Sept. 1914.) 


Das deutsche Wirtschaftsleben und der Verein deutscher 
Maschinenbau-Anstalten. 


In der Richtung der von Tipf.- ‘ng. Dr. 
Alexander Lang in Heft 17 vertretenen An- 
schauungen über die Diplom - Ingenieure im 
heimatlichen Wirtschaftsleben liegt auch der 
Aufruf, den der Verein deutscher Maschinen- 
bauanstalten unterm 30. August 1914 an 
die Verwaltungen der deutschen Städte hat ge- 


langen lassen. Das Rundschreiben lautet: 
„Aktenzeichen: A. 45/204. 


Nachdem die ersten Wochen des Kriegs- 
zustandes ohne Zusammenbruch des deutschen 
Wirtschaitslebens vorübergegangen und durch 
das Eingreifen der staatlichen Verwaltungen 
sowie der wirtschaftlichen Körperschaften die 
Schwierigkeiten im Kreditverkehr gemildert 
sind und hoffentlich bald auf ein erträgliches 
Maß zurückgeführt sein werden, nachdem 
auch der Güterverkehr früher und in weit 
größerem Umfiange als anfänglich vermutet, 
wieder aufgenommen werden konnte, dürften 
die Bestrebungen der industriellen Unterneh- 
mungen zur Aufrechterhaltung ihrer Betriebe 
ebenfalls größere Aussicht auf Erfolg haben. 

Für diejenigen Betriebe, welche in großem 
Umfange mit dem Auslande gearbeitet haben, 
und unter den deutschen Maschinenfabriken 
trifft dies bei einer großen Zahl zu, sind die 
Aussichten auf Weiterführung des Auslands- 
vcschäftes, selbst nach den neutralen Staaten, 
nur schr gerine: es wird wohl nicht weit 
über die Erledieung der noch vorliegenden 
Aufträge hinausgehen, denn auch das neutrale 


Ausland wird in dieser Kriegszeit mit der 
Erteilung von weiteren Aufträgen zurück- 
halten. 


Um so mehr muß es Gegenstand ernstester 
Sorge sein, den Inlandabsatz nicht zum Er- 
liegen zu bringen. Das wird möglich sein, 
wenn alle ruhig urteilenden Kreise zusam- 
menwirken in dem Bestreben, daß nicht nur 


die früher erteilten, aber noch nicht ausge- 
führten Aufträge nicht zurückgezogen oder 
zurückgestellt werden, sondern auch, wenn 
irgend möglich, neue Aufträge wie bisher 
weiter erteilt werden. 

Wir wären dankbar, wenn die Verwaltun- 
gen der deutschen Städte uns in unseren Be- 
strebungen unterstützen würden, indem sie 
den deutschen Maschinenfabriken, ` soweit 
irgend möglich, Aufträge zur Vervollkomm- 
nung, Instandsetzung, zum Ersatz oder Aus- 
bau ihrer Betriebseinrichtungen und Betriebs- 
mittel zuwenden würden. 

Solche Aufträge würden sich auch mit 
Rücksicht auf die gesteigerten Anforderun- 
gea, die voraussichtlich nach glücklich been- 
detem Kriege an die Stadtverwaltungen ge- 
stellt werden dürften, durchaus rechtfertigen. 
Zugleich aber würden sie den - Maschinen- 
fabriken helfen, ihre Betriebe während der 
Kriegszeit weiter zu führen. Das aber ist eine 
Voraussetzung dafür, wenn die deutschen Ma- 
schinenfabriken nach erfolgreich durchgeführ- 
tem Kriege in der Lage und gerüstet sein 
sollen, die ihnen bevorstehenden großen Auf- 
gaben, insbesondere den Kampf auf dem 
Weltmarkte und mit dem ausländischen Wett- 
bewerbe wie bisher durchzuführen, dem nicht 
zum wenigsten die bisherigen großen Leistun- 
gen des deutschen Maschinenbaues zu danken 
sind, die wiederum auch den Verwaltungen 
der deutschen Städte bei ihren Neuanlagen 
in vollem Umfange zugute kommen. 

Für jede Unterstützung in dieser Hinsicht 
wären wir den Verwaltungen der deutschen 
Städte zu verbindlichkem Danke verpflichtet. 


Verein deutscher Maschinenbau-Anstalten. 
Der Vorsitzende: Der Geschäftsführer: 

Ernst Klein, Tipl.-Ing. Fr. Frölich. 
Kgl. Kommerzienrat. 


Ausländerei. 


Dipl.-Jng. K. F. Steinmetz, Essen-Ruhr. 


Durch die Presse ging vor kurzem eine Nachricht, 
daß an den technischen Hochschulen Preußens und 
3ayerns den Angehörigen der mit uns im Kriege 
stehenden Staaten das Studium verboten sein soll. 

Wie diese Verfügung von den Deutschen auf- 
genommen wurde, darüber braucht kein Wort verloren 


zu werden. Zu hoffen ist nur, daß auch die Ministerien 
zu Darmstadt und Karlsruhe die gleiche Balın be- 
schreiten, was wohl unter dem Druck der öffentlichen 
Meinung nicht ausbleiben kann. 

Es sei aber darauf aufmerksam gemacht, daß nicht 
nur an den Landeshochschulen sich die Ausländer in 


Dipl.-Ing. K. F. Steinmetz, Ausländerei 


größerer Zahl befanden, weit größer dürfte noch die 
Zahl von Ausländern an den technischen Privatschulen 
sein. Wenn auch absolut genaue Zahlen hierüber fehlen, 
so kann doch aus der Erhebung des „Deutschen 
Ausschusses für technisches Schulwesen“ geschlossen 
werden, daß diese Zahl, nicht zu unserem Vorteil, eine 
ganz gewaltige ist. Von den Privatanstalten, welche 
auf den Fragebogen obengenannten Ausschusses Aus- 
kunft erteilten, ließ sich die Zalıl der Ausländer zu 
30°/, aller Schüler feststellen! Man muß dabei noch 
bedenken, daß nicht gerade die schlechtesten und am 
meisten zu beanstandenden Anstalten Auskunft ge- 
geben haben; bei diesen, die sich der Kontrolle des 
Ausschusses entzogen haben, dürfte der Bestand an 
Ausländern sehr groß sein, so daß die oben ange- 
gebenen 30°/, wohl die unterste Grenze darstellen. 


Es ist an der Zeit, daß auch hier Wandel geschaffen 
wird. Klagt man schon an den Hochschulen über 
die mangelhafte Vorbildung dieser Herren und der 
daraus sich ergebenden Mißstände, so trifft dies in 
weit höherem Maße für die technischen Privatschulen 
zu, deren Aufnahmebedingungen dehnbarer als Gummi 
sind. 


Aber auch unseren Hochschulen und denı Ansehen 
der deutschen Technik erwächst reichlicher Schaden 
durch diese Ausländerei. Das gibt auch der „Schul- 
ausschuß“ zu: 


n e.. Unsere technischen Schulverhältnisse sind 
so verwickelt daß sogar recht viele Deutsche darin 
nicht Bescheid wissen. Natürlich kann man dies 
von den Ausländern schon gar nicht verlangen, 
und so werden manche private Anstalten mit hoch- 

“ schulähnlichen Namen, mit ihren Zeugnissen, die 
oft nach Form und Inhalt den Hochschulzeugnissen 
gleichen, im Auslande wohl tatsächlich als deutsche 
technische Hochschulen gelten... 4 

(„Abhandlungen und Bericht über technisches 
Schulwesen“, Band Il. 1911.) 


Kenner der Privatanstalten wissen, daß dies in weit 
höherem Maße der Fall ist, als hier angedeutet wird. 
So wird beispielsweise Ausländern an gewissen An- 
stalten ein in Form und Aussehen anderes Zeugnis 
verabfolgt, als dies bei den deutschen Schülern ge- 
schieht; besonders die Russen sehen auf ein Zeugnis 
möglichst großen Formats, attsgeschmiickt mit Ver- 
zierungen, namentlich Wappen etc. Wer viel mit 
Ausländern zu tun hat, der weiß, daß derartige Privat- 
schulen im Auslande vielfach als technische Hoch- 
schulen angesehen werden.*) 

Nicht die angebliche vortreffliche technische Aus- 
bildung, welche die Ausländer von diesen Schulen in 
die Heimat tragen, schafft diesen Anstalten den Zu- 
spruch, wie es so gerne von den Schulen behauptet 


*) Wie kann man auch Ausländern in dieser Hinsicht Vor- 
würfe machen, wenn derartiges in Deutschland selbst geschieht! 
Ich kannle Manchen, der ein Technikum für eine Hochschule hielt, 
ich sah manchen Brief von Deutschen an ein Technikum adressiert 
mit „techn. Hochschule‘. Ich kannte aber auch manchen Lehrer, 
der seinen Schülern klar machte, daß sie das gleiche Pensum be- 
wältigen, wie an der technischen Hochschule. 
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wird; neben den von „kleinlichen“ Verschriften freien 
Aufnahmebedingungen ist es die intensive Reklame 
in den Zeitungen des Auslandes. Und im Rühren 
der Reklametrommel sind die Herren Direktoren 
(= Besitzer) dieser Anstalten vielfach Meister. 


Ein treffliches Beispiel von dieser Meisterschaft 
führte der Geh. Ministerialrat Dr. Stegeman-Schwerin 
auf der Sitzung des „Schulausschußes“ am 21. 9. 1910 
an, als er über die Mißstände im technischen Schu!- 
wesen in Mecklenburg sprach, wo „die Mißstände auf 
diesem Gebiet des Unterrichtswesens ganz besonders 
hervorgetreten sind*. Dr. Stegemann sprach dabei 
von der Ingenieurakademie Wismar — „ein Unter- 
nehmen, das zu den größten Bedenken Veranlassung 
gab“ und welches die Reklame „in einer ganz schonungs- 
losen Weise machen läßt“. Von der Wirkung dieser 
Reklame erzählte Dr. Stegemann: 


”».... Im vorigen Jahre ist sogar ein Sohn des 
verstorbenen Königs von Siam, der sich hier in 
Deutschland technisch ausbilden wollte, in diese An- 
stalt dirigiert worden. Er ist als Pensionär in das 
Haus des Direktors gekommen, und das auswärlige 
Amt hat die Sache sehr empfohlen und ein Schreiben 
an die großherzogliche Regierung gerichtet, wir 
möchten uns dieser Angelegenheit sehr annehmen 
und dafür sorgen, daß seine königl. Hoheit der 
Prinz... . da großartig aufgenommen würde. . « 


Ein anderes Beispiel, wie der Besuch von Ausländern 
zu Reklamezwecken ausgenützt wird, kann ich aus 
meiner Praxis mitteilen: 


Vor wenigen Jahren traten 3 Marineoffiziere eines 
Balkanstaates beim Technikum in * „ * als Schüler 
ein. Bald danach stand in deutschen Zeitungen eine 
redaktionelle Notiz zu lesen, welch vortrefflichen 
Rufes sich das * „ * Technikum erfreue, indem die 
TEP ische Regierung 3 Offiziere zur Ausbildung 
als Ingenieure an die Anstalt gesandt habe. In Wirk- 
lichkeit verhielt sich die Sache so: Die 3 Herren 
waren von ihrer Regierung zur technischen Ausbildung 
nach Deutschland und zwar an die technische 
Hochschule zu München geschickt worden. Nach 
mehrmonatlichem Aufenthalt in München merkten sie 
aber, daß sie nicht in der Lage waren — mangels 
mathematischer Vorbildung — den Vorlesungen zu 
folgen, und man gab ihnen an der Hochschule den 
Rat, zunächst vielleicht an eine Mittelschule zu gehen. 
Die Herren ließen sich von solchen Schulen Programme 
etc. kommen und entschlossen sich für * ,*. Auf 
den Bericht der Herren an ihre Regierung willigte 
diese in die Uebersiedlung ein. -— — — 


Wie sollte man auch im Auslande vielfach die 
technischen Hochschulen von den technischen Mittel- 
schulen unterscheiden können, wenn beispielsweise, 
wie dies schon öfter zu sehen war, in der Zeitschrift 
des Vereins deutscher Ingenieure im Anzeigenteil die 
Anzeigen der technischen Hochschulen gebracht 
wurden derart, daß immer zwischen zwei Hochschul- 
anzeigen die Anzeige der sog. Polytechniken zu stehen 
kam! 
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Vielfach glaubte man, daß die Ausländer, die an 
den technischen Schulen Deutschlands gewesen sind, 
der deutschen Technik im Ausland Nutzen bringen. 
Ich glaube nicht, daß sich ein Fall nachweisen läßt, 
in welchem ein an einer privaten technischen Mittel- 
schule gewesener Russe oder Serbe der deutschen 
Technik in seiner Heimat genützt habe. Dazu er- 
scheint die infolge seiner meist äußerst mangelhaften 
Vorbildung erzielte technische Ausbildung viel zu 
gering. Außerdem wollen diese Herren doch nur in 
Deutschland das lernen, was ihnen in ihrer Heimat 
aus diesen oder jenen Gründen versagt ist, um dann 
sogar in vielen Fällen in Deutschland selbst ein Unter- 
kommen zu suchen. 

Unter dem Druck und der Not der heutigen Zeit 
hat man sich genötigt gesehen, die seit Jahren von 
den deutschen Studenten bekämpfte Ausländerei an 
den Hochschulen teilweise zu beseitigen; unter dem 
gleichen Zwange wird man nicht umhin können, auch 
an den privaten technischen Mittelschulen in dieser 
Hinsicht nach dem Rechten zu sehen. Verbietet man 
die Ausländerei an diesen Schulen, so werden manche 
von ihnen nicht mehr existenzfähig sein. Das ist aber 
kein Schaden. — 

* $ * 

Eine besondere Beleuchtung erfaliren die. vor- 

stehenden Ausführungen durch folgende Mitteilung, 


Englische Ingenieure in deutschen Kommunalverwaltungen — Verbandsnachrichten 


die wir der „Allgemeinen Zeitung“, Chemnitz ent- 
nehmen. 


Die Russen in Mittweida. 


Aus Mittweida wird uns geschrieben: „Be- 
kanntlich wurden bei Ausbruch des Krieges 
die russischen Staatsangehörigen, die sich in 
Mittweida aufhielten, nach Waldheim gebracht und 
dort in Schutzhaft gehalten. Nachdem die Russen 
nunmehr dort entlassen worden sind, mutete man 
den deutschen Technikern, die das hiesige 
Technikum besuchen, zu, mit den Russen in 
einem Kolleg zu sitzen. Die deutschen 
Schüler erhoben hiergegen energischen Protest und 
erklärten, daß sie im Falle der Zulassung der Russen 
den Vorlesungen fernbleiben würden. 
Auf Verwendung des Bürgermeisters von Mittweida 
werden die 14 Russen jetzt besonders unterrichtet. 
Gegen eine derartige Behandlung der Russen kann 
nicht scharf genug protestiert werden.“ 


Unter dem Zwauge der Verhältnisse mußte denn 
schließlich auch von dem Sonderunterrichte Abstand 
genommen werden, und seit dem 1. d. M. erhalten 
die Angehörigen der mit Deutschland im Kriege be- 
findlichen Nationen keinerlei Unterricht melır erteilt. 
Dies hätte sich eigentlich auch für Mittweida von 
selbst verstehen sollen! 


Englische Ingenieure in deutschen Kommunalverwaltungen. 


In Heft 17 vom 1.d. M. veröffentlichten wir einen 
Zeitungsbericht der „Braunschweigischen Landes- 
zeitung“, wonach der Magistrat von Hildesheim 
einen englischen Ingenieur zum Direktor des städti- 
schen Gas- und Wasserwerkes bestellt haben sollte. 
Daraufhin teilt uns der Magistrat von Hildesheim 
folgendes mit: | 
l „Herr Dr. Anderson ist zu einer Zeit, als Deutsch- 

land sich mit England noch nicht im Kriege befand, 
nämlich vom 2. August d. J. ab — da sämtliche 
Ingenieure und Techniker der städtischen Gas- und 
Wasserwerke eingezogen worden waren und der 
Betrieb eines derartigen Werkes nicht ruhen kann — 
aus Gefälligkeit gegen unseren Direktor wenige 


Verbandsnachrichten. 


Bericht des Vorstandes. 
Satzungsänderungen. 
Ein vom Bv. Breslau eingebrachter Antrag auf 


Abstufung des Mitgliedsbeitrages nach Maßgabe des . 


Eintrittsdatums wird abgelehnt. 


Berg-Diplom-Ingenieur-Kommission. 


In analoger Weise wie die vom Bv. Berlin ge- 
gründete Kommunalkommission beabsichtigt der Bv. 


Tage in unserem Betriebe tätig gewesen, bis es © 
uns gelang, einen deutschen Ingenieur in der Person 
eines Beamten der Deutschen Kontinental-Gasgesell- 
schaft in Dessau als Leiter unserer Werke zu ge- 
winnen, der seinen Dienst bereits seit mehreren 
Wochen versieht. Herr Dr. Anderson, der zwar der 
Nationalität nach Engländer, aber in Hannover ge- 
boren und erzogen und seit Jahren mit unserem 
Direktor befreundet ist, ist seitdem nicht mehr bei 
uns tätig.“ 
Diesen Tatbestand bringen wir hiermit zur all- 
gemeinen Kenntnis und bedauern, daß wir uns durch 
einen Zeitungsbericht haben irreführen lassen. 


Die Schriftleitung. 


Bochum eine Berg-Diplom-Ingenieur-Kommission ein- 
zusetzen. Diese Kommission stellt sich zur Aufgabe, 
die aktuellen Fragen der Berg-Diplom-Ingenieure zu 
bearbeiten. Der Verbandsvorstand begrüßt die Bil- 
dung dieser Kommission. Die Geschäftsstelle wird 
beauftragt, die genannte Kommission mit dem zur 
Verfügung stehenden Material zu unterstützen. 


Der Verband während des Krieges. 
Der Vorstand bespricht die Massnahmen, die sich 
durch den Eintritt des Kriegszustandes als notwendig 
erweisen. Die Verbandszeitschrift soll in der bis- 
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herigen Weise, wenn auch in vermindertem Umfange 
weiter erscheinen; über den ersparten Raum soll später 
verfügt werden. Die Bezirksvereine sollen aufgefordert 
werden, etwaige durch die Mobilmachung emgetre- 
tenen Adressenänderungen der B.-V. der Geschäfts- 
stelle umgehend mitzuteilen. Desgleichen sollen die 
Angehörigen der im Felde stehenden Kollegen ver- 
anlasst werden, die Feldpostadresse dieser Kollegen 
anzugeben. Weiterhin sollen die Angehörigen der 
im Felde Stehenden aufgefordert werden, der Ge- 
schäftsstelle mitzuteilen, ob eventuell die Aufbewah- 
rung der während des Krieges erschienenen Nummern 
der Verbandszeitschrift durch den Verband stattfin- 
den soll. 

Die Hauptaufgabe der Verbandsleitung während 
des Krieges soll ın der Mitarbeit an der Neubelebung 
und Neuorganisation des heimatlichen Wirtschafts- 
lebens, insbesondere der Vermittelung von technischer 
Arbeit, erblickt werden. Es soll deshalb der Stellen- 
nachweis in umfassender Weise ausgestaltet und be- 
trieben werden. Die Geschäftsstelle wird beauftragt, 
mit den in Betracht kommenden Militär- und Zivil- 
verwaltungen sowie industriellen Unternehmungen und 
Interessen- Vertretungen in Verbindung zu treten. 


Der Vorstand. 


Vom Kriegsschauplatze. 


Verbandsmitglieder im Felde. 
Nach den Mitteilungen, die bislang der Geschäfts- 
stelle zugegangen sind, befinden sich folgende Kollegen 
im Felde: 


Dipl.-Gug. Arthur Bahnmayer (Mannheim). 
» » Rudolf Barkow (Charlottenburg), Vizefeld- 
webel d. R. 
Dipl.-Ing. Karl Bäumler (München), Leutnant d. R. 
Dr.-Gng Leonhard Becker (Kattowitz), Oberleutnant 
d. R. 
Dipl -Gug. Friedrich Berger (Dortmund). 
" » Erhard Berke (Offenbach a. M.). 
Dr.-3ng. Max Berlowitz (Charlottenburg). 


Dipl.» Ing. 


"n ” 


Erich Boer (Steglitz), Marineingenicur, 
Fritz v. Breska (Berlin). 
Christian Brewer (Charlottenburg). 


Dipl.-Ing. 
Dipl.-Ing. 


Dr. + Ang. 
Dipl.-Ing. 


Dr + Sng. 


Dipl.-Ing. 


n n 


Dipl. 3ng. 


” Ud 


Dipl.-Ing. 


Dipl.-Ing 
Dipl.-Ing. 
Tip. ing. 
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R. J. Langbein (Manheim), Vizefeldwebel 
d. R., Landsturm-Inf.-Reg. 102. 

Fritz Lindheimer (Aachen). 

Anton Macholl (Charlottenburg). 

Veit Otto Mannberger (Charlottenburg). 
Hans Marung (Neubrandenburg i. Meckl.). 
Max Marung (Kiel), Leutnant d. R. 

Kurt v. Mücke (Berlin), Kriegsfreiwilliger 
Kürassier, 2. Bayr. Armeekorps, 4. Ersatz 
Division, Kav. Ersatz-Abt. 

Paul H. R. Nettmann (Aachen), Unteroffiz. 
i. Inf.-Reg. von Lützow Nr. 25, VIII. Armee- 
korps, 2. Bat. Masch. Gew. Komp, I. Rhein. 
Karl Ohnesorg, (Emden). 

Wilhelm Paehler (Straßburg i. Els.), Un- 
teroffizier d. R. Inf.-Reg. 136, Garnison 
Komp. i 

F. Pfister (Zabrze). 

Ernst Philippi (München), Vizefeldwebel, 
d. R. b. Korpsbrückentrain d. V. Armeckorps. 
Max Pinette (Köln a. Rh.). 

Willi Preuß (Kunersdorf), Ersatzbataillon 
d. Landwehr-Reg. Nr. 19, 15. Komp. 
Curt Roser (Frankfurt a. M ), Vizefeldwebel 
Landwelir-Inf.-Reg. 81, XVIII. Armeekorps. 
Friedrich Schlüssel (Osnabrück), Leutnant 
d.R. 

Günther Sohrmann (Dresden). 

Fritz Tannert (Charlottenburg). 


i » Richard Thomas (Charlottenburg), Leut- 
nant d. R., 1. Armee, 18. Pionierreg. 

Dipl «Ing. Heinz Voigt, Reg.-Bauführer (Cassel), Leut- 
nant d. R., IX. Kav. Division-Stab, Schwere 
Funkenstation 21. 

Dipl.-Gng. Berthold Wassermann (Berlin). 

n „ Rudolf Weigele (Mannheim), Vizefeldwebel, 
Kompagnieführer d. 3. Komp., Res.-Inf.- 
Reg. 109, Ersatz-Battaillon. 

Dipl.-Ing. Hugo Zeuner (Kattowitz). 
” » Karl Zimmer (Gleiwitz) 
n „ Dr. phil. Immo Zitzlaff (Steglitz). 
* * 
* 


verwundet. 


Prof. Dr.-Ing. Heinel, verwundet in einem Vo- 
gesengefechte, liegt z. Z. in der Rotkreuzklinik zu 
Würzburg, Kapuzinergasse. 


* * * 


Gefallen. 


n „ Paul Britsch (Gotha). 
" » Wilhelm Deibert (Bromberg). 
Dr.-Ing. Diedrich Dieckmann (Hamburg). 
” » Albert Doerr (Mainz), Ersatzreservist. 
Dipl. Zug Eberhard Dransfeld (Johannisthal). 
” » Otto Feudel (Dresden). 
Dr.-Ing. Professor Ernst Förster (Magdeburg), Haupt- 
mann d. L. 
Dipl.-Gng. Erhard Förster (Freiberg i. S.). 
" n Max Friedlander (Köln a. Rh.). 
n » Ernst Gascard (Braunschweig), Offizier- 
Stellvertreter b. Landwehr Inf.-Reg. 78, 
I. Bat., 4. Komp., X. Armeekorps. 
Dipl.-Gug. Max S. Gütermann (Hamburg). 
" » Heinrich Gütschow (Frankfurt a. M.), Leut- 
nant d. R. | 
Dr.-%$ng. Adolf Heilmann, Regierungsbaumeister, 
(Darmstadt). 
Dr - Sng. Professor Heinel (Breslau). 
Dipl.-3ug Friedrich Hepner (Gleiwitz), Leutnant d. R. 
Dr.- Jng. August Hilpert, Professor, (Charlottenburg) 
Hauptmann d. L. 
Dipl Qng. Willy Kaufmann (Leipzig). 


n n 


Dipl.-Ing. 


Erich Kempisnki, Regierungsbauführer, 
(Charlottenburg), Kriegsfreiwlliger i. d. 23. 
Reserve-Fernsprech-Abteilung, 5. Zug, Frank- 
furt a. O. 

Fritz Klein (Berlin). 


Dipl.. Iug. Bernhard Ritter, Leutnant der 
Reserve, Lehrer an der Kgl. Baugewerbeschule Deutsch- 
Krone, hat am 22. August auf dem westlichen Kriegs- 


schauplatze den Tod fürs Vaterland gefunden, 
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B.-V. Barmen-Elberfeld. 

Dipl.»Smg. W. Michael, Pieskow i.d. Mark, Villa Kemnitz. 
B.-V. Berlin. 

DiplsSng. F. Albach, Berlin-Lichtenberg, Am Stadtpark 12, 
K. Büchner, Danzig, Kaiscrliche Werft. 
. »„ H Fressel, Eberswalde, Eisenbahnstr. 1. 
” 4 R. Geißler, Patentanwalt, Berlin SW., Friedrichstr. 246. 
À » W. Heuberger, Rehbriicke b. Berlin, Kronprinzen- 
strabe 3. 
O. Kayser, Berlin-Treptow, Cäcilienstr. 7. 
W. Knopp, Berlin NO 18, Virchowstr. 61. 
W. Meienreis, Berlin-Friedenau, Wiesbadener Str 4. 
F. Neubauer, Patentanwalt, Berlin SW. 47, Groß- 
beerenstr. 65. 
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B.-V. Berlin. B.-V. Kiel. 
Dipi 3ng. Dr. Th. Schuchart, Berlin-Schöneberg, Aschaften- Dipl Jng. C. Aberte, Kiel, Gerhardstr 85. 
burger Str. ISI. Dr.sing. G. Eisner, Kiel, Schwanenweg 20. 
B.-V. Breslau. . B.-V. Leipzig. 
Lipl sng. w. Ammann, Breslau I, Junkernstr. 41-493. Dipl. sng. W. Voigt, Leipzig-Lindenau, Fa. Jakob & Becker. 
» « H. Hollaender, Breslau, Technische Hochschule. B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
B.-V. Dresden. Dipl.sIng. W. Keim, Frankenthal (Pfalz) 


B.-V. Stuttgart. 


Tipl. . K. den A. 21, Behrischstr. 12 pt. 
ipl eng. K. Schwaiger, Dresden eras eke ipl.e§ng. Fr. Hubert, Buenos-Ayres, Bernardo de Irigoyen 330. 


B.-V. Duisburg. 
Dipl. Jng. E. Kramer, Berlin W. 8, Krausenstr. 67-68, Hotel 


kleiner Kaiserhof. Personalia. 
Dipl.-Ing. R. Schad, Köln-Kalk, Hauptstr. 209 II. g 
B.-V. Essen - Ruhr. Der Förderer unseres Verbandes 
Dr.s Jng. H. Becker, Essen, Irmgardstr. 27 II. Geh. aaa Dr Sng. h. c. und phil. h. c. 
B.-V. Hamburg-Altona. Bee ar elius, 
Dipl. Jng. K. Burkheiser, Hamburg 25, Obere Borgfelde 3. Mitglied des Herrenhauses, Ritter hoher Orden, 
» » E. Meyer, Hamburg 19, Eichenstr. 65 II. ist nach langem Leiden am 27. August gestorben. 


Beitrag 1915 — Kriegsreserve. 


Die schweren politischen Zeiten verbleiben nicht ohne Rückwirkung auf unseren Verband. 
Niemals aber wird unser Verband notwendiger sein als in den kommenden Friedensjahren. Die 
Wunden des Krieges zu heilen, all das Zerstörte wieder aufzubauen, der Industrie die alte Leistungs- 
fähigkeit wiederzugeben, Handel und Gewerbe von Neuem zu kräftigen und in ihrem Bestehen 
zu sichern, das wird zum großen Teile Sache der Diplom-Ingenieure sein. Auch bei der mit 
Sicherheit zu erwartenden Neuordnung aller Bildungs- und Standesfragen wird eine machtvolle 
Vertretung der Diplom-Ingenieure dringend not tun. Hieraus wird dem Verbande eine Fülle 
großer und wichtiger Aufgaben erwachsen, und hierfür gilt es schon heute sich zu rüsten, damit 
uns die kommenden Zeiten nicht unvorbereitet finden. 

An alle Verbandskollegen ergeht daher die Aufforderung, schon jetzt, soweit sie dazu in 
der Lage sind, ihren 


Beitrag für das Jahr 1915 


zu zahlen. Zugleich soll mit dem 


Sammeln einer Kriegsreserve 
begonnen werden. Auch der Verband muß mit einer Reihe von Ausfällen für die nächsten Jahre 
rechnen, und diese sollen aus der Kriegsreserve gedeckt werden. Wir bauen auf den Opfermut 
und die Verbandstreue der Kollegen und hoffen, daß ein Jeder beisteuern wird, soviel in seinen 
Kräften steht. 
Da der Postscheckverkehr in alter Weise aufrecht erhalten bleibt, bitten wir die Kollegen, 
alle Einzahlungen auf unser Postscheckkonto Nr. 7527, Postscheckamt Berlin NW. 7, zu leisten. 


Verband Deutscher Dipiom-Ingenieure. 


Der Vorstand. 
gez Tr.:\ug. Walter Reichel, gez. Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, 
Professor. Patentanwalt. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Der Krieg und die Volkswirtschaft. 


von Dipl-Yng. E. W. Köster, Fabrikdirektor. 


Mehrfach in den letzten Wochen haben Be- 
hörden, Korporationen und Private in den Zei- 
tungen Ermahnungen an die Geschäftswelt ge- 
richtet, die Betriebe nicht einzustellen oder die 
Beamten und Arbeiter nicht zu entlassen. Ohne 
Zweifel sind diese Ratschläge gut gemeint, und 
sie begegnen sich mit den Wünschen der Indu- 
striellen und Gewerbetreibenden, die nichts sehn- 
licher anstreben, als in ihrem eigenen Interesse 
wie in dem der Angestellten und Arbeiter die 
Betriebe in Gang zu halten. Gewiß gibt es in 
den Kreisen der Geschäftsinhaber viele Men- 
schen, welche zu schwarz in die Zukunft sehen 
und voreilig Schritte tun, die durch die Lage 
nicht gerechtfertigt oder bedingt werden; sicher 
gibt es Fälle, in denen mehr Ruhe, Einsicht und 
Vertrauen am Platze wären und von übereilten 
Schritten, wie Einstellung des Betriebes, ab- 
halten könnten. Aber im allgemeinen kann man 
annehmen, daß ein Geschäftsmann die Aussich- 
ten für die nähere und fernere Zukunft sehr 
wohl erwägt, sich auch die Schwierigkeiten, ge- 
eignetes und geschultes Personal wieder zu er- 
langen, vergegenwärtigt, ehe er einen so schwer- 
wiegenden Schritt wie die Betriebsstillegung aus- 
führt. Man muß auch annehmen, daß ein Ge- 
schäftsmann am besten die Absatzmöglichkeiten 
für seine Erzeugnisse kennt und sehr sorgfältig 
prüfen wird, welche Aussichten während des 
Krieges und nach dessen Beendigung für den 
Fortbetrieb seines Geschäftes bestehen. Und 
solche Ueberlegungen können manchen zu dem 
schweren Entschluß bringen, den Betrieb ein- 


zustellen oder einzuschränken, auch dann, wenn 
hinreichende Mittel und die sonstigen Faktoren, 
wie genügende Arbeitskräfte, Bezugsmöglichkeit 
der Rohstoffe, noch vorhanden sind. 

Aber in vielen Fällen sind einem Betriebe 
durch die Einberufungen gerade die wichtigsten, 
eingeschulten Arbeiter entzogen, und die Folge 
davon kann die Entlassung von weiteren Ar- 
beitern sein, die auf die Tätigkeit der ersteren 
angewiesen sind. In anderen Fällen fehlt es 
an Rohstoffen; werden doch heute noch in 
vielen Richtungen alle nicht als Kriegsgut zäh- 
lenden Güter nicht befördert. Dazu kommt, 
daß auch im großen Geschäftsleben die Zahlun- 
gen wochenlang vollständig stockten, während 
Löhne und Gehälter fristgemäß gezahlt werden 
mußten, und daß Aufträge, je nach Art der 
Fabrikation nicht eingingen und auch heute noch 
nicht wieder eingehen. Auf Vorrat läßt sich aber 
nicht alles arbeiten, z. B. arbeitet ein großer 
Teil der technischen Industrien nur nach dem je- 
weiligen Bedarfsfall. Wenn man des weiteren 
die großen Aufträge, die für das Ausland, auch 
das feindliche, vorliegen, und betreffs derer man 
heute nicht weiß, ob und wann sie zur Abliefe- 
rung gelangen, ferner die jetzt nicht eingehen- 
den Geldforderungen für ausgeführte Lieferun- 
gen ins feindliche Ausland bedenkt, so kann 
man sich ein Bild machen, in welcher Lage sich 
manche Industrien befinden. Im allgemeinen darf 
man wohl annehmen, daß jeder seinen Betrieb 
schon aus reinem Selbstunterhaltungstrieb so lange 
und so weit wie nur eben möglich aufrecht er- 
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hält, daß jeder den besten Willen dazu hat, daß 
aber mancher aus obigen und ähnlichen Grün- 
den es nicht kann, und dann nützt natürlich alles 
Zureden nichts. 

Die Zeit, wie lange eine Firma den Betrieb 
ohne neue Aufträge, ohne Geldeingänge, ohne 
neue Rohstoffe aufrecht erhalten kann, ist natür- 
sehr verschieden und hängt wesentlich mit ab 
von der Zahl der Arbeiter und Beamten im Ver- 
haltnis zum Umsatz und Gewinn. Es gibt in der 
Metallindustrie bedeutende Zweige, bei welchen 
Löhne, Gehalter und bar zu leistende Unkosten 
rund 50 vom Hundert des Verkaufspreises bei 
ctwa 5% Reinzewinn betragen. Ein derartiger 
Betricb gibt also bei zweifachem Umschlag des 
Kapitals im Jahr obige Beträge in Höhe des 
ganzen Kapitals in einem Jahre aus. Wenn er 
fast ohne neue Aufträge und Geldeingänge nur 
einire Monate die obizen Kosten weiter tragen 
solte. so würde er sich der Gefahr aussetzen, 
einen dauernden und unheilbaren Schaden zu er- 
leiden. Unserer Volkswirtschaft ist aber nicht 
damit gedient, daß nach Beendigung des Kric- 
ges, wenn Millionen von Arbeitern zurückkehren 
und Arbeit suchen, Betriebe in großer Zahl vor- 
handen sind, die sich nahezu verblutet haben. 
Auch das Bewußtsein, im Interesse der nicht mit 
ins Feld Gezogenen Opfer gebracht zu haben, 
dürfte den Schaden nicht ausgleichen. 

Aber es gibt auch Betriebe, bei welchen 

l.öhne, Gehälter und Unkosten erheblich geringer 
und der Reingewinn bedeutend höher sind. In 
solchen Fällen dürfte die Aufrechterhaltung des 
Betriebes und Weiterbeschäftigung der Arbeiter 
und Beamten keine Schwierigkeit sein und auch 
wohl erfolgen; die Metallindustrie, deren Be- 
triebseinstellungen in den Zeitungen mehrfach 
erwähnt wurden, hat aber sicher wenig derart 
günstig gestellte Zweige. 
» Es handelt sich also für viele Firmen hin- 
sichtlich der Weiterbeschaftigung der Arbeiter 
und Beamten nicht um das Wollen, sondern um 
das Können. Wenn die Werke Aufträge, Roh- 
stoffe und Arbeiter haben, um ihre Werkstätten 
auch nur halb zu beschäftigen, so müssen und 
werden sie es sicher tun, da, abgesehen von 
der Rücksicht auf die Angestellten und die All- 
gemeinheit, ein mehrmonatliches Arbeiten mit 
geringem Verlust dem vollständigen Stillegen des 
Werkes und der dadurch hervorgerufenen Ent- 
wertung vorzuziehen ist. 

Die Frankfurter Zeitung brachte am 7. August 
eine Zusammenstellung über die vorjährige 
deutsche Ernte und den Verbrauch im Jahre 
1913, aus der hervorging, daß die notwendigsten 
Lebensmittel in Deutschland erzeugt werden 
können bis auf etwa 69%, die schließlich ent- 


behrlich sind. Ferner ist mehrfach betont wor- . 


den, daß für das wichtigste Nahrungsmittel der 
armeren Schichten, die Kartoffel, dieses Jahr 
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eine Rekordernte zu erwarten sei. Für die Ernte 
standen billige Hilfskräfte in größter Zahl zur 
Verfügung, so daß also kein Grund für höhere 
Preise als diejenigen des Vorjahres vorzuliegen 
scheint. Das Problem der Ernährung der Einwoh- 
ner Deutschlands betrifft also nicht so sehr die 
Erzeugung, als vielmehr die Verteilung der 
Lebensmittel; es sind genug vorhanden für alle, 
aber trotzdem besteht die Gefahr, daß viele 
Not leiden. 

In Friedenszeiten spielt sich der Güterver- 
tcilungsprozeß durch die Form der Arbeit des 
einzelnen ab. Von einigen Ausnahmen abge- 
sehen, leistet jeder Erwerbsfähige eine Arbeit, 
erhält dafür Bezahlung und damit die Möglich- 
keit, seine Lebensbedürfnisse zu beschaffen. Nur 
etwa die Hälfte bis zwei Drittel aller Erwerbs- 
tätigen sind im Erzeugungs- und Vertcilungs- 
prozeß der notwendigen Güter beschäftigt, der 
Rest betreibt die verschiedensten Tätigkeiten, 
die im Notfalle eingeschränkt werden können, 
ja mehr oder minder entbehrlich, teils sogar 


überflüssig oder schädlich sind. Immer wird 
aber der Zweck verfolgt, durch Ausübung 
irgendeiner notwendigen oder entbehrlichen 


Tätigkeit sich die Mittel zur Bedürfnisbefriedi- 
gung zu beschaffen, um so bei der Verteilung 
der Güter nicht zu kurz zu kommen. 


Es entsteht die Frage, ob denn während des 
Krieges oder kurz nach seiner Beendigung dieser 
Güterverteilungsprozeß in der Form, die sich 
in Friedenszeiten entwickelt hat, aufrecht er- 
halten werden kann? Tatsache ist, daß nicht 
nur die Armen, sondern auch die Wohlhabenden 
in den jetzigen Zeiten sparen. Die Barmittel 
sind knapp, die Einnahmen sind. geringer gce- 
worden; also wird manche entbehrliche An- 
schaffung unterlassen, die in Friedenszeiten ge- 
macht worden wäre; manche Aufwendungen 
werden naturgemäß zurückgestellt, weil man ab- 
warten will und muß, wie der Krieg alle wirt« 
schaftlichen und privaten Verhältnisse gestalten 
wird. Die Aermeren beschränken sich auf die 
notwendigsten Ausgaben für Lebensmittel, Klei- 
dung, Wohnung, Heizung; darüber hinaus- 
gehende Wünsche bleiben meist unbefriedigt. Bei 
den Wohlhabenden und Reichen werden über die 
primitiven Bedürfnisse hinaus Aufwendungen nur 
in beschränktem Maße gemacht, teils um gleich- 
falls zu sparen, teils weil in den Ernst der 
Zeit große Aufwendungen für Luxus und Vergnü-. 
gungen nicht passen. Man bedenke, wie viele 
Menschen. damit beschäftigt waren, für die 
Unterhaltung, das Wohlleben und den Luxus der 
anderen zu sorgen; heute hat die Denkart aller 
eine andere Richtung angenommen, und in allen 
Kreisen hat eine ernstere, einfachere Lebens- . 
führung Platz gegriffen. TE 

Wendet man den Blick von den persönlichen 
Bedürfnissen ab und den Verhältnissen in der 
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Industrie zu, so ist das Bild kein anderes. Die 
Großindustrie liefert nur zum Teil Gegen- 
stände des täglichen Bedarfes, wie Kohlen, Mehl 
usw., die notwendigerweise fortlaufend gebraucht 
werden. Andere Gegenstande dienen der Er- 
weiterung und der Erneuerung unserer wirt- 
schaftlichen Betriebe, wie z. B. die Erzeugnisse 
des Maschinenbaues und eines großen Teiles 
der sonstigen Metallindustrie. Es wird wohl 
wenige Betriebe geben, die heute an Erweiterun- 
een ihrer Anlagen und an Verbesserungen ihrer 
Maschinen und dementsprechende Bestellungen 
bei Maschinenfabriken denken; fast alle sind froh, 
wenn sie die vorhandenen Anlagen ganz oder 
teilweise, je nach den Aufträgen, weiter beschäf- 
tigen können. 


Heute ist im 


wesentlichen nur Bedarf an 


Lebensmitteln und Kriegsmaterial jeder Art, 
sowie Einrichtungen, die für die Herstel- 
lung desselben gebraucht werden, alle an- 
deren Bedürfnisse werden sowohl im pri- 
vaten wie im wirtschaftlichen Leben einge- 


schränkt, und die natürliche Folge ist der Man- 
gel an Arbeit. Aengstlichkeit, Ueberstürzung, 
übertriebene Sparsamkeit sind nur zum kleinsten 
Teile schuld daran; die wirkliche und wesent- 
liche Ursache der Arbeitslosigkeit liegt darin, 
daß die Kriegslage andere Bedürfnisse, vorwie- 
gend aber eine starke Reduktion aller Bedürf- 
nisse, im privaten wie Wirtschaftsleben, mit sich 
bringt. Dieser Tatsache gegenüber muß man da- 
mit rechnen, daß der Appell an den guten Willen 
der industriellen Firmen nicht die erhoffte Wir- 
kung haben kann; der einzelne ist auf die 
Dauer machtlos, wäre er auch noch so reich 
und wohlwollend. An dieser Stelle möge darauf 
hingewiesen werden, daß jede Industrie und jede 
Firma bestrebt sein müßte, jetzt möglichst billig 
zu verkaufen. Daduch entstünde bei den Käu- 
fern ein gewisser Anreiz, beabsichtigte Anlagen 
jetzt auszuführen. Daß heute nicht so billig 
produziert werden kann, wie in normalen Zeiten 
liegt auf der Hand. Die Unkosten, bezogen auf 
den Uimsatz, sind gewaltig gestiegen. Wenn des- 
wegen aber erhöhte Preise gefordert werden, 
so wird manches Projekt verschoben, und unser 
Wirtschaftsleben kommt sehr langsam wieder in 
Fluß. Im Interesse des gesamten Wirtschafts- 
lebens müßte diese Geschäftspolitik vermieden 
werden. Wenn durch niedrigste Preise, selbst 
Verlustpreise, Handel und Wandel wieder belebt 
würden, so wäre dieser Vorteil für alle in 
kurzer Zeit größer, als dic jetzige Erzielung an- 
gemessener oder guter Preise bei geringem Um- 
satz. 

Der Krieg verlangt große Opfer an Leben 
und Gesundheit. Daß diese Opfer nur von 
einem kleinen Bruchteil der Bevölkerung ge- 
tragen werden können, ist unvermeidlich und 
liegt in der Natur der Menschen. Aber das müßte 
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wenigstens zu vermeiden gesucht werden, daß 
nicht auch in wictscnaftlicher Beziehung einzelne 
Personen und Beruf‘- oder Erwerbsgruppen die 
Opfer bringen bzw. Jen Schaden tragen miissen, 


während andere keine Einbuße erleiden oder 
sogar infolge des Krieges geschäftliche Vor- 
teile - erzielen. Da muß die starke Hand 
des Staates eingreifen, um regelnd und 
ausgleichend zu wirken. Nur der Staat 
kann helfen, weil nur ihm die notwendige 


Macht und die ausreichenden Mittel zur Verfü- 
gung stehen oder gestellt werden können. Wenn 
nicht in anderer Weise genügend Arbeit vo:han- 
dei ist, so kann der Staat sehr wohl Arbeiten, 
die er sonst auf viele Jahre verteilt, baldigst in 
Angriff nehmen, um Hunderttausenden von Men- 
schen Arbeit und Unterhalt zu schaffen. Er 
würde seine volkswirtschaftlichen und kulturellen 
Aufgaben, die er in Friedenszeiten hat, nur in 
vielfach gesteigertem Umfange ausüben und, 
ohne selbst Opfer zu bringen, die wirtschaftliche 
Arbeit neu beleben, die durch den Krieg hervor- 
gerufene Not beseitigen und das auch im Wirt- 
schaftsleben so notwendige Vertrauen wieder 
stärken. Die Arbeiten und Lieferungen müßten 
natürlich planmäßig über das Land und die 
Unternehmungen verteilt werden. Wenn auch 
der Staat nicht jeder Industrie und allen ein- 
zelnen Gewerben und Handwerken Aufträge 
geben kann, so würde dadurch, dal} der Staat 
einigen großen Industrien mit ganzen Scharen 
von Arbeitern und Angestellten Lieferungen 
überträgt und selbst Arbeiten größten Stils aus- 
führt, erreicht, daß auch andere Industrien und 
Gewerbe von den ersteren Aufträge und Be- 
schäftigung für ihre Arbeiter erhalten. Selbst 
wenn die meisten der zu schaffenden Anlagen 
und Erweiterungen jetzt nicht notwendig waren, 
so ist doch ein Schaden damit nicht verknüpft, 


denn, da fast alle Rohstoffe im Lande erzeugt 
und Löhne und Gehälter nur in Deutschland 


ausgegeben werden, so bleibt das Geld im Lande, 
es muß nur rollen, damit jeder Arbeit und da- 
durch Erwerbsmöglichkeit erhält. Die Stellung- 
nahme mancher staatlicher Behörden ist noch 
die entgegengesetzte. Bereits projektierte An- 
lagen sind vielfach bis auf weiteres vertagt 
worden. 

Es kann hier der Einwurf gemacht werden, 
daß der Staat bei Ausführung großer Anlagen, 
die erst in späteren Jahren benötigt werden, 
jetzt wohl Arbeit schafft und das stehengeblic- | 
bene Getriebe unseres Wirtschafislebens wieder 
in Gang setzt, daß aber in den folgenden Jahren 
infolge Erledigung der staatlichen Arbeiten eine 
um so fühlbarere Lücke vorhanden sein würde. 
Darauf ist zu erwidern, daß es gegenwärtig nur 


darauf ankommt, über den toten Punkt hinweg- 


zukommen, und daß die Beschaftigung, die in 
normalen Jahren der Staat der Industrie gibt, 
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nur einen kleinen Bruchteil unserer gesamten 
industriellen Tätigkeit darstellt. Während in 
einer normalen oder gar guten Konjunktur die 
Industrie die Staatsaufträge leicht entbehren 
kann, würde durch die jetzige Zusammenfassung 
und Ausführung von Staatsarbeiten für mehrere 
Jahre eine normale oder gute Konjunktur ge- 
schaffen, und das ganze Getriebe unseres Wirt- 
schaftslebens würde nach einem Jahre, bei 
glücklich verlaufenem Kriege, von selbst weiter 
laufen. Ferner kann auch der Einwand erhoben 
werden, daß es volkswirtschaftlich falsch sei, 
Staatsarbeiten in voraus auszuführen, weil sie 
für den Staat einen Zinsverlust bedeuten wür- 
den. Das trifft ohne Zweifel zu, aber dieser 
Zinsverlust ist sicher erheblich geringer als die 
Einbuße, die der Staat an Steuern erleidet, wenn 
auf Jahre hinaus unser Wirtschaftsleben sich 
nicht wieder auf normale Höhe heben kann. 
Im übrigen kann es natürlich nicht nur darauf 
ankommen, ob der Staat als solcher einen finan- 
ziellen Schaden erleidet. Ein solcher Nachteil 
wäre, abgesehen von obigem Gegengrund, auch 
gering gegenüber dem allgemeinen Nutzen, den 
die Privatwirtschaft durch die Anregungen des 
Staates empfinge. Man darf dabei nicht aus 
dem Auge lassen, daß, wenn auch der Staat 
seine getrennte Finanzverwaltung hat, er doch 
in volkswirtschaftlicher Beziehung die Gesamt- 
heit unseres ganzen Wirtschaftslebens, auch der 
Privatwirtschaft, umfaßt, und daß aus diesem 
Grunde auch nur unser gesamtes Staats- und 
privatwirtschaftliches Leben als Ganzes ins Auge 
gefaßt werden kann. 

Kann das Reich für Durchführung des Krie- 
ges 5 Milliarden zur Verfügung stellen, so 
kann und muß für Zwecke der Erhaltung un- 
serer Volkswirtschaft der notwendige Betrag in 
jeder Höhe bewilligt werden. Beide Wege stre- 
ben zu dem gleichen Ziele: Erhaltung und Siche- 
rung der nationalen und wirtschaftlichen 
Existenz. Es ist bereits mehrfach darauf 
hingewiesen worden, daß die volkswirtschaft- 
liche Frage, wenn sie auch hinter dem 
Kriege zurücktritt, doch von gleicher Be- 
deutung sei; daraus rechtfertigt sich aber 
auch die Aufwendung selbst der größten Mittel 
seitens des Reiches und der Staaten, wenn private 
Mittel versagen, — versagen müssen, weil sie 
nicht genügen und die umfassende Organisation 
fehlt. Wenn aber die jetzigen privaten und 
wirtschaftlichen Bedürfnisse nicht ausreichen, um 
allen Erwerbseelegenheit zu schaffen, so kann 
sie nur der Staat bieten, weil nur er Arbeiten 
und Aufgaben von hinreichendem Umfang durch- 
führen kann. Was heute in der Welt vorgeht, 
ist nicht Sache des einzelnen, die Opfer an Gut 
und Blut, die gebracht werden, werden dem 
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Staate gebracht, ihm dient alles; möge er auch 
seine Macht anwenden, um das zu tun und zu 
schaffen, was allein der Not vorbeugen kann: 
Arbeit im großen. 

Der Staat sei groß nicht nur in der Füh- 
rung des Krieges, der ungeheure Werte im 
Feindes- wie auch indirekt im eigenen Land ver- 
nichtet, er sei ebenso groß im Wiederaufbauen! 

Es ist sicher ein schöner Zug, daß bürger- 
licher Opfersinn den Familien unserer zur 
Fahne Eingezogenen die eng begrenzten Lei- 
stungen von Staat und Gemeinde erhöht. Aber 
alle diese Mittel reichen nicht auf längere Zeit 
aus, um diesen Familien und den Arbeitslosen 
ein erträgliches Dasein zu ermöglichen. Ganz 
besonders ist es aber ein drückendes Gefühl für 
die meisten der jetzt Notleidenden, die ohne 
Schuld in Bedürftigkeit geraten sind, daß sie 
diese erst nachweisen müssen, wodurch die 
Unterstützung den Charakter des Almosens er- 
hält. Die private Wohltätigkeit soll nicht be- 
seitigt werden. Wohltun, namentlich im Stillen, 
ist ein edler und schöner Zug des Menschen und 
ist jiberall am Platz, wo in normalen Zeiten 
Menschen dauernd oder infolge unverschuldeten 
Unglücks dem Daseinskampfe nicht gewachsen 
sind. Aber angesichts der Ursache des 
jetzigen Notstandes, angesichts der Opfer, die 
so mancher für das Vaterland bringt, ist es be- 
drückend, daß seine Angehörigen deswegen auf 
Almosen angewiesen sein sollen. Kein Nachweis 
der Bedürftigkeit, kein Almosen an Menschen, 
die sonst aufrecht im Daseinskampf stehen, son- 
dern Lohn und Arbeit! 

Neben der Inangriffnahme staatlicher und 
kommunaler Arbeiten im größten Umfange, um 
unserem Wirtschaftsleben den erforderlichen An- 
stoß zu geben und den Beschäftigungslosen Er- 
werb zu schaffen, müßte der Staat einen unbe- 
dingten, weitgehenden Einfluß auf die Lebens- 
mittelpreise ausüben. Wenn Deutschland, wie die 
Statistik ergibt, tatsächlich genügend Lebens- 


mittel erzeugt und besitzt, so darf nicht 
der Fall eintreten, daB in Deutschland weite 
Kreise Not leiden, — Not leiden nur deswegen, 


weil die Wege der Güterverteilung, die der Frie- 
den ausgebildet hat, zu Kriegszeiten versagen. 
Wenn der Durchführung der unbedingt notwen- 
digen Maßnahmen Gesetze hinderlich sind, so 
müssen entsprechende Aenderungen vorgenom- 
men werden. Der Reichstag hat einmütig be- 
wiesen, daß er bereit ist, der Lage Rechnung 
zu tragen, und er und die Parlamente der ein- 
zelnen Staaten werden auch bei weiteren sich 
aus der Notwendigkeit ergebenden Vorlagen 
nicht versagen. 


August 1914. 
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Die Diplom-Ingenieure und der technische Arbeitsmarkt 


im Kriege. 
Von Dipl-Gng. Dr. Alexander Lang, Berlin. 


Der plötzliche Ausbruch des Krieges, die 
Mcbilmachung und die Tage vor den entschei- 
denden Schlägen der deutschen Armee haben 
eine fast völlige Stockung der Wirtschafts- 
maschinerie erzeugt. Heute ist nicht zu ver- 
kennen, daß sich die Geschäftstätigkeit wieder 
zu heben anfängt. Die neutralen Auslandsstaaten 
bemühen sich um den deutschen Markt, im In- 
land ist der Güterverkehr wieder eröffnet worden, 
Ausfuhrverbote für bestimmte Fabrikate sind 
aufgehoben, für andere Fabrikate sind Transport- 
erleichterungen geschaffen worden. Die von 
mancher Seite gchegte Befürchtung des Mangels 
an Rohstoffen hat sich als unbegründet erwiesen. 
Die deutsche Landwirtschaft hat eine überaus 
günstige Ernte zu verzeichnen, so daß die Be- 
völkerung mit Nahrungsmitteln versorgt ist; da- 
zu kommen die Einfuhrmöglichkeiten von Nah- 
rungsmitteln aus Schweden, Norwegen und Hol- 
land. Auch Rohstoffe für die industrielle Fabri- 
kation stehen zur Genüre zur Verfügung; Kohlen 
und Erze sind reichlich vorhanden; sie werden 
ergänzt durch die Laver des eroberten Belgiens, 
Metalle, namentlich Kupfer, kommen aus den 
Vereinigten Staaten, deselcichen Petroleum; Felle 
und Haute kommen aus Südamerika und den 
Niederlanden, Holz aus Schweden und Nor- 
wegen, usw. 


Einen wesentlichen Anteil an der Wieder- 
belebunz des heimatlichen Geschäftsverkehrs 
gebührt den Interessen-Verbänden und Syndi- 
katen. Der Kriegsausschuß der deut- 
schen Industrie hat es unternommen, die nament- 
lich von der Kriegsverwaltung gestellten Auf- 
träge rasch und sicher an die maßgebenden 
Stellen weiterzugeben. In bestimmten Zweigen 
der inneren Wirtschaft haben sich besondere 
Unterorganisationen gegründet, die ihrerseits 
wieder Hand in Hand mit dem Kriegsausschuß 
oder mit den Militärverwaltungen arbeiten. Zu 
nennen ist hier u. a. die Kriegsmetall- 
Act.-Ges. die Gründung von Metall-Inter- 
essenten, die den Zweck verfolgt, Metall und 
Metall-Fabrikate für den Militärbedarf zu be- 
schaffen und zwar unter Ausschaltung des Er- 
werbszweckes als gemeinnützige Ein- 
richtung. Weiter ist zu nennen die 
„Kriegswollbedarf-Akt.-Ges.‘“, die auf 
Anregung des Kriegsministeriums gebildet wor- 
den ist, um den Verkehr und die Verteilung der 
Wollsorten zu regeln, die der Militärtuchfabri- 
kation dienen. Für den Kriegsbedarf besteht 
ferner eine Zentralisierung für den Getreide- 


handel in der „Zentralstelle für die Be- 
schaffung des Heeresbedaris“ Es 
sind ferner zu nennen die Kriegs-Syndikate der 
Tabak-Fabrikanten, der Leinen-, Schokoladen-, 
Zigaretten-Fabrikanten, die als feste Organi- 
sationen entstanden sind, um unter sich die 
Lieferungen für den Kriegsbedarf nach bestimm- 
ten Grundsätzen zu verteilen und so befruch- 
tend und ausgleichend auf den Arbeitsmarkt 
einzuwirken. Auch die Zigarrenfabrikanten sind 
nunmehr dazu übergegangen, sich zu einem 
Kriegs-Syndikat zusammenzuschließen. 


Wohl am wichtigsten erschiene die Gründung 
eines Kriegs-Syndikates in der Maschincnindu- 
strie; nicht nur wegen der zu erwartenden 
Staatsaufträge und ihrer Verteilung, sondern 
namentlich deshalb, um eine gewisse Ordnung 
zur Durchführung zu bringen. Eine Ordnung in 
dem Sinne, daß nicht die mit Staatsaufträgen 
buchstäblich überhäuften Fabriken ihren Betrieb 
vergrößern, Tag- und Nachtschichten einrichten 
und dabei doch nicht die Lieferungsfristen ein- 
halten können, während auf der anderen Seite 
zahlreiche Werke wegen Mangels an Arbeit 
ihre Betriebe schließen müssen, die aber durch 
Vergebung von Unteraufträgen seitens der viel 
beschäftigten Werke über Wasser gehalten wer- 
den könnten. Nur durch eine entsprechend den 
Kriegsverhältnissen eingerichtete Organisation 
könnte hierin Wandel geschaffen werden. Lei- 
der erscheint die Vereinigung der Maschinen- 
industrie zu einem solchen „Kriegs-Syndikat‘“ 


nicht durchführbar. Die Erzeugnisse, die die 
Kriegsverwaltung von der Maschinenindustrie 
verlangt sind so verschiedenartig, daß die 


Ueberweisung der Aufträge von einer einzigen 
Stelle aus, etwa einer Zentrale, kaum oder doch 
nur schwer durchführbar ist; auch dürfte die 
Kontingentierung der einzelnen Fabriken nur 
dann möglich sein, wenn eine entsprechende Vor- 
arbeit — durch einen „wirtschaftlichen 
Generalstab!“ — bereits zu Friedenszeiten 
geleistet ist. 

Die Belebung der Maschinenindustrie ist des- 
halb in der Weise erstrebt worden, daß an die 
Vertretungen der Abnehmerkreise und an die 
staatlichen und städtischen Verwaltungen mit dem 
Ersuchen herangetreten wurde, dahin zu wir- 
ken, daß mit den Aufträgen an die Maschinen- 
industrie nicht zurückgehalten werde. In diesem 
Sinne hat das Rundschreiben des Vereins 
deutscher Maschinenbauanstalten 
sehr fruchtbar gewirkt. 
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Das Wiederaufleben der Geschäftstätigkeit 
— man möchte sagen auf der ganzen Linie — 
zeigt sich u. a. in der „Arbeitvermitte- 
lungsstelle für Ingenieure“ des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingcnieure; sie ist eine 
Art Barometer der Arbeitslosigkeit im tech- 
nischen Beruf. 


Diese „Arbeitsvermittelungsstelle‘“ ist die Aus- 
gestaltung des seit Jahren bestehenden und gut 
eingeführten Verbandsstellennachweises; sie ist 
der Stellennachweis in kriegsmäßiger Ausrüstung. 
War der Stellennachweis bloß für Verbandsmit- 
glieder bestimmt, so umfaßt die „Arbeitsver- 
mittclungsstelle den gesamten technischen Ar- 
beitsmarkt und ist für alle Ingenieure, gleich 
welcher Vorbildung eingerichtet; er ist eine g e- 
meinnützige Einrichtung praktisch sozialer 
Fürsorge im besten Sinne des Wortes und seine 
Benutzer erfreuen sich aller Verbindungen, Er- 
fahrungen und sonstiger Vorteile, die aus der 


jahrelangen Vorarbeit des Stellennachweises 
fließen. 
Es ist selbstverständlichh daß die „Ar- 


beitsvermittelungsstelle‘“ sich sofort in Verbin- 
dung setzte mit den von der Reichsverwaltung 
und den Landeszentralbehörden geschaffenen 
Einrichtungen. Hierher gehört die auf Anord- 
nung des Herrn Reichskanzlers vom 5. August 
ds. Js. im Reichsamt des Innern errichtete 
„Reichszentrale der Arbeitsnach- 
weise“. Diese Reichszentrale bildet indes 
keine neue Arbeitsnachweisorganisation; das 
Reichsamt des Innern besitzt — im Gegensatz 
zu den Mitteilungen im „Zentralblatt der Bau- 
verwaltung‘ (Nr. 71, pag. 516, 5. September 
1914) — keinen eigenen Arbeitsnachweis. Die 
„Reichszentrale‘“ soll vielmehr den bereits be- 
stehenden Einrichtungen, wie z. B. dem Verband 
deutscher Arbeitsnachweise, der Vereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände, den Gewerk- 
schaftszentralen, den Landes- und Provinzialver- 
biinden der Öffentlichen Arbeitsnachweise, den 
Landwirtschaftskammern, die bisher auf diesem 
Gebiete erfolgreich gearbeitet haben, cin ein- 
heitliches und planmäßiges Handinhandarbeiten 
ermöglichen. Zur Unterstützung der Tätigkeit 
dieser Zentrale gibt die Abteilung für Arbeiter- 
statistik des Kaiserlichen Statistischen Amts als 
Sonderausgabe des Reichs-Arbeitsblattes bis auf 
weiteres zweimal wöchentlich unter dem Titel 
„Arbeitsmarkt-Anzeiger“ cine Ueber- 
sicht über die vom einzelnen Arbeitsnach- 
weis oder durch die schon bisher üb- 
liche Fühlungnahme mit befreundeten Ar- 
beitsnachweisen nicht unterbringbaren Ar- 
beitslosen und nicht besetzbaren offenen 
Stellen. Der „Arbeitsmarkt - Anzeiger‘ ist 
eine Zentralvakanzenliste und enthält diejenigen 
Arbeitsgesuche und offenen Stellen zusammen, 
die im Zeitpunkt der Berichterstattung verfüg- 
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bar sind. Die Arbeitsnachweiszentralen, die den 
„Arbeitsmarkt-Anzeiger‘ erhalten, werden natur- 
gemäß gut tun, vor dem tatsächlichen Ausgleich 
festzustellen, ob die Ausgleichsmöglichkeit noch 
besteht, damit Unkosten erspart bleiben. Auf 
diese Weise ist in der ,,Reichszentrale“ cine 
Einrichtung geschaffen, die berufen erscheint, 
auch nach dem Kriege eine überaus segensreiche 
Tätigkeit zu entfalten. 

Wenn auch die Arbeitsnachweise in erster 
Linie für industrielle und landwirtschaftliche ge- 
lernte und ungelernte Handarbeiter bestimmt 
sind, so hat sich doch die „Arbeitsvermittelungs- 
stelle“ einer Arbeitsnaclweiszentrale ange- 
schlossen, da sich viele Ingenieure bei der Ar- 
beitsvermittelungsstelle melden, die eine Hand- 
werkslehrzeit absolviert haben und die bereit 
sind, auch eine Beschäftigung in dem von ihnen 
erlernten Handwerk anzunehmen. Die Grenze 
zwischen „Arbeiter“ und „gewerblicher 
Arbeiter‘ gemäß Artikel VII der Gewerbe- 


ordnung ist flüssig. Anderscits ist die Ar- 
beitslosigkeit gerade bei den nichtakade- 
misch gebildeten Ingenieuren so groß, daß 


die Arbeitsvermittelungsstelle trotz der aller- 
größten Bemühungen nicht alle diese Kräfte 
unterbringen kann. In diesem Falle muß ein 
Handinhandarbeiten mit den Arbeitsnachweisen 
stattfinden, die für solche Kräfte in Betracht 
kommen: dem Technikerverband, dem Werk- 
meisterverband, dem Technischen Hilfsverein, 
usw. Dieses Handinhandarbeiten erfolgt unter 
Vermittelung des „Zentralverein für 
Arbeits-Nachweis“ in Berlin, welcher der 
„Arbeitsvermittelungsstelle‘‘ seitens des Reichs- 
amtes des Innern genannt wurde. Mit Beginn 
des Krieges hat dieser ,,Zentralverein’, der von 
der Berliner Kommunalverwaltung und zahl- 
reichen Stellen für praktisch-soziale Fürsorge 
subventioniert wird, eine „Zentralaus- 
kunftsstelle‘ errichtet; diese Stelle gibt 
die Arbeitsgesuche derjenigen Ingenieure, die 
die „Arbeitsvermittelungsstclle‘“ des Verbandes 
nicht unterzubringen vermag, in gecigneter Ver- 
teilung an Vereine von der Art wie die vor- 
genannten weiter. 

Damit hat der Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure eine Organisation geschaffen, wie sie 
rationeller nicht gedacht werden kann. 


Die Hauptstärke der ,Arbeits- 
vermittelungsstelle‘“ wurzelt je- 
doch in der jahrelangen Vorarbeit 
des Verbandsstellennachweises. Die 
Arbeitsvermittelungsstelle hat deshalb gleich 
nach Kriegsausbruch mit den dem Verband von 
früher befreundeten Stellen der Militär- und 
Zivilverwaltung erneut Fühlung genommen. 
Es war ihr auch möglich, Verbindungen anzu- 
knüpfen und fortzuführen mit denjenigen Firmen, 
die mit größeren Kriegslieferungen bedacht wor- 
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den waren. Die Arbei‘vermittelungsstelle nahm 
ferner Fühlung mit ihren Bezirksvereinen, die 
ihrerseits wieder dafür besorgt waren, daß alle 
etwa bekannt werdenden Arbeitsgelegenheiten 
für Ingenieure der Arbeitvermittelungsstelle mit- 
geteilt wurden. 

Der erste größere Bedarf an Ingenieuren 
nach Ausbruch des Krieges zeigte sich im 
Bauingenieurwesen, insbesondere im Fortifi- 
kationswesen. Anschließend daran ist das 
Eisenbahnwesen zu nennen und damit im Zu- 
sammenhang das Gebiet der Statik und des 
Eisenbetonbaues; auch im Wasserbau trat früh- 
zeitig ein Bedarf an Kräften hervor; aber weit- 
aus am stärksten wurde nach Statikern verlangt. 
Bei den Kommunalverwaltungen stellte sich nicht 
derjenige Bedarf an technischen Vertretungen 
ein, den man erwartet hatte; es sind allerdings 
viele Leiter von Gas-, Wasser- und Elektrizitäts- 
werken von Hoch- und Tiefbauämtern ins Feld 
gezogen; die Stellvertretung erfolgte aber hier 
normalerweise durch andere Kommunalbeamte; 
die Gemeinden behalfen sich mit vermindertem 
Beamtenstab. Infolge der Weiterführung der 
Staatsbauten seitens der Zivilverwaltungen wur- 
den neuerdings wiederholt technische Kräfte ge- 
fordert tind es steht zu erwarten, daß sich die 
Nachfrage in der nächsten Zeit hier noch ver- 
stärken dürfte. In der Hauptsache kommen 
für diese Stellen Bauingenieure in Frage, 
nur vereinzelt sind auch Maschinenbauer bzw. 
Elektrotechniker — beispielsweise für die maschi- 
nellen Anlagen bei Hafenbauten — verlangt 
worden. Eine recht starke Nachfrage nach Ma- 
schinenbauern zeigte sich demgerenüber im 
Automobilbau, der infolge der Kriegslieferungen 
und der Aushebung der Privatautomobile über- 
aus stark beschäftigt ist; desgleichen in der 
Fabrikation von Waffen und Munition. Auch für 
Konserven bzw. Blechemballagen-Fabriken sind 
Nachfragen eingegangen; desgleichen aus der 
Textilindustrie, ferner der Herstellung von Bau- 
stoffen, usw. Neuerdings trat auch im Kriegs- 
schiffbau der Bedarf an Konstrukteuren und 
Betriebsleitern auf, und es scheint sich hier für 
die nächste Zeit die Nachfrage noch weiter 
erhöhen zu sollen. 

Während sich solcherweise die 
nach Hochbauern, Tiefbauern und auch Ma- 
schinenbauern und Elektrotechnikern in fort- 
schreitend zunehmendem Maße erhöhte, ist der 
Bedarf an Chemikern und Hüttenleuten merk- 
würdigerweise stark zurückgeblieben, obschon 
gerade die pharmazeutische Industrie mit Auf- 
trägen überhäuft ist. Dieses Zurückbleiben 
dürfte daher kommen, daß die chemische In- 
dustrie und speziell die pharmazeutische In- 
dustrie derart spezialisiert ist, daß Nichtspezia- 


Nachfrage 
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listen sie nichts nützen können. Es dürfte weiter 
daher kommen, daß diese Industrien, die in 
erster Linie für den Kriegsbedarf arbeiten, ihre 
Chemiker vielfach durch Reklamation dem Be- 
trieb erhalten konnten. 


In bezug auf Lehrerstellen an Hoch- und 
Fachschulen ist der Bedarf hinter den Erwartun- 
gen zurückgeblieben. Bei den Koniglichen Ma- 
schinenbauschulen sind infolse der Einziehung 
einer größeren Zahl von Lehrern und der bei 
weitem größten Zahl der Schüler, die meisten 
dieser Anstalten geschlossen worden. Es bietet 
sich deshalb nicht einmal die Möglichkeit, die 
zurückbleibenden Lehrer voll zu beschäftigen, 
so daß von einem Bedarf an weiteren Kräften 
kaum gesprochen werden kann. Dasselbe gilt 
von den Bausewerkschulen. Ob die Technischen 
Hochschulen ihre Vorlesungen und Uebungen im 
Wintersemester ordnungsgemäß eröffnen werden, 
ist noch ni:ht überall definitiv bestimmt. Aller 
Voraussicht nach werden sie es tun, um auch 
ihrerseits an der Hebung des heimatlichen Wirt- 
schaftsleben mitzuwirken. Im Hinblick auf den 
Eintritt der zahlreichen Abiturienten in die 
Armee diirfte jedoch auch bezüglich der Hoch- 
schulen eine nur geringe Hoffnung bestehen, 
etwa erledigte Assistentenstellen mit arbeitslosen 
Diplem-Ingenicuren besetzen zu können. 

Aber die Lehrtätigkeit bildet ja auch nur 
einen ganz geringen Bruchteil der Tätigkeit, die 
den Diplom-Ingenieuren offen steht. Das eigent- 
liche Feld der Diplom-Ingenieure ist die Indu- 
strie, und hier kann mit Genugtuung festgestellt 
werden, daß die Nachfrage nach technischen 
Kräften bei der „Arbeitsvermittelungsstelle‘“ 
in letzter Zeit in fortschreitend zunehmen- 
dem Maße gestiegen ist. Mit Sicherheit kann 
bei weiterem Erfolg der deutschen Waffen 
angenommen werden, daß diese Aufwärtsbewe- 
gung weiter fortschreiten wird, so daß es ge- 
lingen dürfte, in nicht mehr ferner Zeit auch die- 
jenigen technischen Kräfte unterzubringen, die 
jetzt noch arbeitslos sind. 


Die Arbeitsvermittelungsstelle des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure ist stolz auf ihre 
bisherigen Erfolge; sie stützt sich auch in 
Zukunft bei ihren Bestrebungen in erster 
Linie auf die tätige Mithilfe der Bezirks- 
vereine des Verbandes, der Förderer und 
der einzelnen Verbandsmitglicder; in ihnen 
liegt die Stärke. Diese Kreise wer- 
den es auch in Zukunft als eine Ge- 
wissenspflicht betrachten, etwa 
ihnen bekannt werdende AÄrbeits- 
gelegenheitenfürtechnische Kräfte 
unverzüglich der Verbandsleitung 
mitzutcilen. 
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Hochschulnachrichten. 
Technische Hochschule Berlin. 
Dr. phil. Heinrich Lattermann, der sich 


im Sommerhalbjahr 1914 erst für Geschichte der 
griechischen und römischen Architektur an der 
Technischen Hochschule Berlin habilitierte, ist 
in den Kämpfen vor Lüttich als Vizefeldwebel 
der Reserve den Tod für das Vaterland gestor- 
ben. Nach gründlicher Gymnasialbildung, wobei 
Paul Viereck und Johannes Kirschner seine 
Lehrer waren, studierte er eine Reihe von Se- 
mestern theoretisch und praktisch Architektur 
und kehrte dann zur klassischen Philologie zu- 
rück. Aus seinen noch ungedruckten Studien 
über die Kunstausdrücke der griechischen Archi- 
tektur, die die Universität Straßburg: mit dem 
Preise der Lamev-Stiftung auszeichnete, ging 
sein erstes Buch „Griechische Bauinschriften“ 
(1908) hervor. Verwandte Beiträge veröffent- 
lichte er in den Mitteilungen des deutschen 
archäologischen Instituts und ähnlichen Zeit- 
schriften. Er nahm auch an ciner von der Aka- 
demie der Wissenschaften zu Berlin veranstal- 
teten Forschungsreise durch Arkadien und 
Messenien teil. Scin Anteil an den „Arkadi- 
schen Studien“ ist in den Abhandlungen der 
Akademie im Jalıre 1011 erschienen. Professor 
Hiller Freiherr von Gaertringen sagt in einem 
seinem ehemaligen Mitarbeiter gewidmeten Nach- 
rufe: Ein jeder, der diesen umsichtigen, im Ge- 
kinde wie in der Studierstube unermüdlichen 
Forscher als Mitarbeiter oder Hörer kennen 
gelernt hat, wird sein Andenken in Ehren halten 
Er war ein guter Soldat — in der Wissenschaft 
wie auf dem Felde der Ehre. 
x x 

Eine Bekanntmachung der Technischen Hoch- 
schule Berlin besagt: Der Unterrichtsbetrieb 
der hiesigen Technischen Hochschule wird vor- 
aussichtlich mit Beginn des Studienjahres 
1914 15 fortgesetzt werden. Die infolge der 
Einberufung von Mitgliedern des Lehrkörpers 
usw. zum Heeresdienst sowie durch die Be- 
nutzung des Erweiterungsbaues als Reserve- 
Lazarett gepen das Programm erforderlich wer- 
denden Einschränkungen und Aenderungen des 
Unterrichtes, wie auch ein etwa notwendig wer- 
dender späterer Beginn der Vorlesungen und 
Ucbungen werden noch besonders bekannt- 


gegeben werden. 
a * 


% 
Geh. Reg.-Rat Professor J. Brix, der sich 
beim Ausbruch des Krieges im Auftrage des 


Reichskolonialamtes auf der Reise nach Kamerun 
und Togo befand, hat glücklich Madrid erreicht. 
Er wohnt dort Calle "Alfonso 24. 


+ 
e 


Dr. phil. Tveadwell, Standiger Assistent 
anı Technisch-chemischen Institut der Techni- 
schen Hochschule Berlin habilitierte sich in der 
Abteilung für Chemie und Hüttenkunde für das 
Lehrfach „Technische Prüfungsmethoden“. 

* a 
s 

Am 12. August 1914 entschlief zu Wald-Sie- 
versdorf im 92. Lebensjahre der ehemalige Pro- 
fessor der Architektur an der Technischen Hoch- 
schule Berlin, der Dombaumeister, Geh. Ober- 
Reg.-Rat Tre. ng. E. h. Carl Julius Rasch- 
dorff. * * 


Der etatsmäßige Professor der Mathematik 
an der Technischen Hochschule Hannover, Dr. 
Rudolf Ernst Rothe, wurde zum Nachfolger 
des verstorbenen Geh. Reg.-Rat Professor Dr. 


-Schifismaschinenbau gewählten Senators 


Hochischulnachrichten 


Hettner an der Technischen Hochschule Berlin 


ernannt. 
$ a 
e 


Fur das Amtsjahr des 
der Technischen Hochschule 
lottenburg sind drei Senatoren nach dem Ver- 
fassungsstatut jetzt ausgeschieden: Prof. Genz- 
mer, Prof. Granz, Prof. Dr. Miethe. An ihre 
Stellen wurden in den Senat auf zwei Jahre 
gewählt: Prof. Klingholz von der Abteilung 
für Architektur, Prof. Tr.-\ng. Müller- Bres- 
lau von der Abteilung für Bau-Ingenieurwesen, 
Prof. Mathesius von der Abteilung für 
Chemie und Hüttenkunde. An Stelle des zum 
Vorsitzenden der Abteilune für Schiffs- a 
rok. 
Flamm ist Prof. Tr.-\ug. Hüllmann für 
dessen Amtsjahr in den Senat gewählt worden 
Die weiteren Senatoren sind die sechs Abtei- 
lungsvorsteher Professoren Seesselberg, Granz, 
Kloß, Flamm, Witt und Krigar-Menzel, dazu 
Prof. Dr. phil. Trdg. Lampe und Prof. Ober- 
gehtmann. Das Vierzehnmänner-Kollegium des 
Senates vervollständigen der Rektor Prof. Har- 
tung und der Prorektor Prof. Romberg. 


neuen Rektors 
zu Berlin-Char- 


Technische Hochschule Braunschweig. 

Die Technische Hochschule Braunschweig wird 
während des kommenden Winterhalbjahres den 
Unterricht ohne wesentliche Einschränkung auf- 
rechterhalten. Die Vorlesungen der tn Feld be- 
findlichen Professoren werden andere Lehrer 
der Hochschule aushilfsweise übernehmen. 


Technische Hochschule Breslau. 

Der Privatdozent für Mineralogie und Assi- 
stent am Mineralogischen Institut der Universi- 
tät Breslau, Professor Dr. Arthur Sachs, 
habilitierte sich an der Technischen Hochschule 
Breslau für Mineralogie und Gesteinskunde. 


Technische Hochschule Danzig. 


Die Danziger Technische Hochschule wird 
ihre Vorlesungen, trotzdem sie dem Kriegsschau- 
platze so viel näher liegt, gleichfalls auftnch- 
men, und zwar am 20. Oktober, während die 
Einschreibungen dort vom 21. September bis 
30. Oktober stattfinden 

& « 
x 

Der Privatdozent der Geologie an der Uni- 
versitat Berlin, Prof. Dr. Hermann Stremme, 
wurde zum etatsmäßigen Professor der Mine- 
ralogie und Geologie an der Technischen Hoch- 
schule Danzig als Nachfolger des Professors 
Dr. Ferdinand von Wolif ernannt. 

a ‘ x 

Auf einstimmigen Antrag sämtlicher Abteilun- 
gen der Technischen Hochschule zu Danzig 
wurde Generaloberst v. Hindenburg, der 
Befreier Ostpreußens, zum Doktor -Ingenieur 
ehrenhalber ernant. Dieser Beschluß wurde ge- 
faßt „in unauslöschlicher Dankbarkeit für die be- 
freiende Tat, die unsere Provinz vor übermäch- 
tigem Feinde geschützt hat, in staunender Be- 
wunderung des großen Mannes, der alle Mittel 
der Jetztzeit beherrschend, sein todesmutiges 
Heer zu einem unwiderstchlichem Ganzen zu 
gestalten wußte“ 


Technische Hochschule Karlsruhe i. B. 
Dr. Wilhelm Paulcke, Professor der Mine- 
ralogie und Geologie an der Technischen Hoch- 
schule Karlsruhe, wurde als Hauptmann der 
Reserve mit dem Eisernen Kreuz ausgezeichnet. 


Vom Kriegsschauplatz 


Der a. o. Professor der Physik an der Tech- 
nischen Hochschule Karlsruhe, Dr. Hermann 
Sieveking, starb infolge eines Herzschlages 
auf einer Reise. ¢ ° 


An der Technischen Hochschule zu Karlsruhe 
erhielten die venia legendi Dr. Adolf Thoma - 
len aus Schwerin i. M. für Elektrotechnik und 
Dr. Richard Schachenmeier aus Emmen- 
dingen für Physik. Professor Tring. Anton 
Staus, Betriebsingenicur des mechanischen 
Laboratoriums und der elektrischen Zentrale der 
Technischen Hochschule Karlsruhe wurde an 
die Höhere Maschinenbauschule in Eßlingen be- 
rufen. 


Technische Hochschule München. 


Dr. Wilhelm Deimler, Privatdozent für 
reine und angewandte Mathematik an der Tech- 


nischen Hochschule zu München, fiel als Leut-- 


nant der Reserve im Alter von 30 Jahren im 
Kampfe für das Vaterland. 


Tipl-Quq. Dr. M. Freiherr von Schwarz 
habilitierte sich für das Lehrfach Metallographie 
an der Technischen Hochschule München. 


Dr.-Ang. Karl Wulzinger habilitierte sich 
für Geschichte der Architektur an der Tech- 
nischen Hochschule zu München. Sein beson- 
deres Arbeitsgebiet ist bauhistorisches Studium 
antiker bvzantinischer und islamitischer Archi- 


tektur in Kleinasien und des byzantinischen Kon- ` 


stantinopels. . . 


Dr. phil. August Albert wurde an der 
Technischen Hochschule München als Privat- 
- dozent für organisch-chemische Technologie zu- 
gelassen. . i . 


Nach einem Erlaß des bayerischen Kultus- 
ministers sollen die Wintersemester an den Mün- 
chener Hochschulen pünktlich begonnen und der 
Unterricht nach Möglichkeit voll betrieben wer- 
den. Verwaiste Ordinariate sollen durch Privat- 
dozenten oder Assistenten versehen werden. An 
der Technischen Hochschule beginnen die Vor- 
lesungen am 3. November, und der Unterricht 
an der Akademie der bildenden Künste ist auf 
den 19. Oktober festgesetzt. 


Vom Kriegsschauplatze. 
Verbandsmitglieder im Felde. 
Liste Nr. 2 


Tipl-Ing. WalterAdrian, Art.-Konstrukteur 
(Essen), Maschinistenmaat auf S.M.S. 
„York“. 

Fritz Baltrusch, Offizierstellver- 

treter im Fußart.-Reg. Nr. 17, 4. Btr., 

z.Zt. Gr. Schlanz bei Subkau, Kreis 

Dirschau. 

» ow Ernst Baumann, Regierungsbau- 
meister (Görlitz), Ersatz-Reservist, 
Ers.-Batl. Res. Inf.-Reg. Nr. 6, Re- 
kruten-Depot 2. 

» » Rudolf Bernhard, Kokerei- 
betriebsleiter d. Krupp’schen Zechen 
Hannover-Hannibal (Bochum), Leut- 
nant der Reserve. 

Dr.»Qng. Karl Besig, Kgl. Oberlehrer 
(Essen), Leutnant der Reserve bei der 
Marineartillerie. 

Tipl-Jng. Albert C. Bohr, Patentanwalt 
(Berlin), Leutnant der Reserve. 

» » Karl Dammann, Vorsteher der 
stadt. Tiefbauinspektion IH in Essen, 
Unteroffizier der Landwehr. 


Dr.» Ing. 


Tipl.-Ing- 


” 


19 


9 


39 


Dr. - Ing. 


Dipl.-Ing. 


Dr. - Dug. 


” ’ 
Dipl.-Ing. 


„ 
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Dipl.. Yung. Richard Fischer, Patentanwalt 


(Dresden), Leutnant der Reserve. 
Werner Fleischhauer, Ober- 
lehrer a. d. Kgl. Maschinenbauschule 
(Essen), Leutnant d. R. b. d. Inf. 
Gustav Hapke, Technischer Hilfs- 
arbeiter im Reichsmarineamt (Berlin), 
Oberleutnant d. R. 

Otto Heckert, Architekt (Königs- 
berg i. Pr.), Ersatz-Bataillon d. Res. 
Inf.-Reg. Nr. 18, Rekruten-Depot Neu- 
hausen. 

Willv Heinemann, 
(Berlin). 

Hans Hollederer (Essen), Er- 
satzreservist. 

Otto Hüfner (Bochum), Vizefeld- 
webel. 


Architekt 


MartinHüpeden (Braunschweig), 


Leutnant d. L. I, 1. Komp. Landsturm- 
Batti. „Lüneburg“. 

KarlKaizig (Breslau). 

Oskar Kaiser, Betriebsinspektor 
d. Kanalisationswerke (Berlin), ver- 
wundet. 

Erich Kiselowskv, Hilfsarbeiter 
im Reichsmarineamt (Berlin), Leut- 
nant d. R. 
Heinrich Klatte (Hamburg), 
Leutnant d. R., Führer der Etappen- 
kraftwagenkolonne 8, 6. Armee. 
Otto H. Knoop, Patentanwalt 
(Dresden). 

Gottfried Kühn (Essen-Riitten- 
scheid), Vizefeldwebel d. Res. b. d. 
Pionier - Telegr.- Abt., Pionier - Battl. 
Nr. 8. 

Erich A. R. Laaser (Hannover). 
F.W. Walter Levinson (Darm- 
stadt), Pionier, X. Hann. Pionier-Batl. 
1. Komp. 

Hugo Locher, 
meister (Stuttgart). 
Walther Meienreis, Techni- 
scher Hilfsarbeiter im Reichsmarine- 
un (Berlin-Fricdenau), Leutnant d. 

es. 
Ernst Meyer (Offenbach a. M.). 


Regierungsbau- 


Hans Mittelberger  (Essen- 
Ruhr), Leutnant d. R. bei der Baver. 
Funkerabteilung. 

Berthold Monasch, Patent- 


anwalt (Leipzig), Vizefeldwebel d. L., 
Ersatz-Bat., Res. Inf.-Reg. Nr. 107. 
Rudo Mövius (Hannover). 

Kuno Miller (Essen-Ruhr), Leut- 
nant d. R. b. d. Fußartillerie. 

Kurt Müller (Bochum), Freiwilli- 
ger Kraftfahrzeugführer. 

Alfred Müller (Opladen), Leut- 
nant d. R. 

Bernhard Nerreter (Essen- 
Ruhr), Leutnant d. R. bei einem 
Baver. Inf.-Reg. 

Arthur Pröll, Prof. a. d. Tech- 
nischen Hochschule (Hannover), ein- 
berufen bei der k. selbständigen 
Landsturm - Brücken - Sicherungsabtei- 
lung, Donaubrücke bei Steveregg, 
Linz a. D. 

Fritz Rabbow (Hannover). 

Hans Rasch (Hannover). 

Joseph Reichert (Essen-Ruhr), 
Vizefeldwebel d. R. b. Bayer. Eisen- 
bahnbatl. 
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Vom Kriegsschauplatz 


Karl Rellensmann (Essen-Ruhr), 
Leutnant d. R. b. d. Inf, bei Mau- 
buge verwundet von den Franzosen 
gefangen genommen. 

Paul Riclander (Bochum), Leut- 
nant d. R. 

Wilhelin von Roeder 
Ruhr), Landsturmmann. 
Kurt Roeser (Hamburg), Leutnant 
d. R, IX. M. A. A. 2. K. 
Friedrich Sachs (Berlin), Unter- 
offizier d. R, 17. Armeekorps, 
4.Festungstelegraphenbau-Kompagnic, 
3. Zug. 

Johannes Schmidt, Regierungs- 
baumeister a. D. (Stettin). 
Heinrich Schwarz, Oberinge- 
nieur (Düsseldorf), Leutnant d. R. 
Walter Schwarz (Duisburg). 
Paul Seim (Dresden), Kricesfrei- 
Williger i. d. Ersatzabt. d. Kraftfahr- 
batl., Berln-Scköneberge. 

Philipp Soldan (Pillau i. Ost- 
preuben), Unterotfizier d. L., 1. Ar- 
meekorps, 1. Landwehr-Ersatzbatl. 


(Essen- 


Pillau, 2. Komp. 

Rudolf Specht, Patentanwalt 
(Hamburg). 

Jacob Stilgenbauer (Charlot- 
tenbure). 


Albrecht, Direktor 
der Mineralolwerke Albrecht & 
Co., Hamburg. 

Karl Bossert, Stadtbauinspek- 
tor, Stuttgart. 

Alfred Buntebardt, Rerie- 
runesbaumeister, ist seiner Ver- 
wundung, die er am 29. August in 
Frankreich erlitt, e.legen. Der 
Versiorbene stand als Leutnant 
d. Res. beim 2. Garie-Rer. z. F. 


Carl Brodtmann, Oberleut- 
nant d. Res. d. Matrosen-Artillerie, 
Hattingen a. d. Ruhr. 


Max Dümler, Leutnant d. Res. 


des 12. Reserve-Infanterie- 
Regt. l 

Dr. phi. Otto Eigen, Regie- 
rungsbaumeister, Halle a. S., tiel 
am 25. August 1914. 
Friedrich Erb, Leutnant d. R. 
im 3. Bad. Drag.-Regt. No. 22, Sohn 
von E.zilenz Ge veimrat Prof. Dr. 
Erb, Heidelse-g, fiel bei einem Auf- 
klirungsri:t am 9. August abends 
in der Schlacht bei Mülhausen. 
Walter Fröhlich, Regierungs- 
baumeister, Be.lin. 

Dr. phil. Georg Fuhrmann, 
Leutnant d. Res., Leiter der phvsik. 
Abteilung der Deutsci:en Versuchs- 
anstalt für Luftschiffahrt, Adlers- 
hof. 


bavr. 


Dipl.-Fng. 
v 
19 99 
39 „ 
9 99 
x9 99 
”’ 99 
” 99 
9 99 
9 29 


Albert Stamm (Kornwestheim), 
Unteroffizier d. L., Freiwilliger d. 


Immobilen Kraftwagen-Depot Nr. 7. 
Richard Stein (Hannover), Kriegs- 
freiwilliger, 1. Nass. Feidarttilerie- 
Reg. 2,5, 18. Armeekorps, 2. Ersatz- 
abtl., 1. Ersatzbatl. 

Werner Steinwender (Danzie). 
lians Strade (Charlottenburg). 
Ernst Uber (Bochum). 
Ernst Walcher (Kiel), 
d. Res. 

Fritz Weingärtner (Bochum). 
Herbert F. Wertheimer, Pa- 
tentanwalt (Berlin). 

Karl Ziege (Rüstringen), Offizier- 


Leutnant 


gende Herren: 


~A 


N 


~ 


stellvertreter, Landwehr-Inf.-Reg. 72, 
S. Komp. 
Ehrenzeichen. 
Das Eiserne Kreuz wurde verliehen an fol- 
iplesng. Georg Firsbach, Kgl. Brand- 


meister (Berlin). 

Erich Kohn, Revierungsbaumcister 
(Wilinersdorf). Sein Vater, der in 
Charlottenburg wehnhatte Holzhänd- 
ler Otto Kolin, hat sich tm Feldzug 
1870/71 die gleiche Auszeichnung er- 
worben. 


Es starben den Heldentod fürs Vaterland die Diplom-Ingenieure: 
Tr.» Sug. Rudolf 


Heinrich Glantz, Leutnant d. 
Res., Rostock. 

AdolfGnauth, Leutnant d. R., 
Großh. Hess. Regierungsbaumeister, 
Köln-Mülheim. 

Paul Günther, Vizefeldwebel 
der Landwehr, Betrtebsassistent 
der Friedrich-Alfred-Hutte, Fried. 


‘Krupp A.-G., Hochemmerich. 


Heinrich Gütschow, Leut- 
nant d. Res., Oberingenieur der 
Firma Simon, Buhler & Baumann, 
Frankfurt a. M. 


Arnold Harisck, Leutnant d. 
Landwehr, stellvertr. Bureauchef 
d. Stettiner Vulcan-Werke, Stettin. 


Otto Heckler, Obe-leutnant d. 
Res., Regierungsbaumeister, Direk- 
tor der Ticfbau-A.-G. Julius Ber- 
ger, Berlin. 

aarl Hockemeyer, Oberleut- 
nant der Res. im Bayer. Inf.-Leib- 
Regt, Regierungsbaumeister, Vorstand 


des Bauamts für Hochwasserschutz, 
Olan. 

Leonard Hoffmann, Vizefeld- 
webel d. Landw. im 12. Baver. 
landw.-Ret, Ingenieur der Firma 
Krupp, Essen. 

Johannes Jaeckel, Leutnant 


d. Res. des 2. Ober-Elsassischen 
Inf.-Regt. Nr. 171, Regierungsbau- 
meister, Hannover. 


Verbandsnachrichten 


Hans Jaeckel, Regierungsbau- 

meister, Buckeburg. 
Tr.» ang Johannes Kautzsch, Chemi- 
ker bei der Badischen Anilin- und 
Sodafabrik, Ludwigshafen. 
Karl Kohlstedt, Leutnant d. 
Res., Kgl. Reg.-Bauführer, Berlin. 
Ernst Krause, Leutnant d. R. 
im Kgl. S. Feld-Art.-Regt. Nr. 64, 
München. 
Wilhelm Linden, Leutnant d. 
Res. im Inf.-Regt. Nr. 21, Gruben- 
betricbsdirektor, Thorn. 
Johann Maier, aus Genin bei 
Lübeck, der seit über 10 Jahren 
als Mitarbeiter der Badischen 
Anilin- und Soda-Fabrik, Ludwigs- 
haften a. Rh., angehörte, ist am 
24. August im Alter von 37 Jahren 
auf belgischem Boden im Kampfe 
gefallen. Er ist der erste Doktor- 
Ingenieur der Braunschweiger 
Hochschule und erwarb diese 
Würde auf Grund einer 
tation „Studien über Ringkondea- 
sationen“. 
Richard Matthaei, Leutnant 
d. Res. im Inf.-Regt. Nr. 67, Stettin. 
Fridolin Osner, Leutnant d. 
Res., Karlsruhe i. B., starb am 
1. Sept. 1914 im Lazarett infolge 
einer schweren Verwundung. 
Reginald Plieninger, Sonn 
des Generaldirektors Th. Plienin- 
Sa ger der Chemischen Fabrik Gries- 
z heim-Elektron, Frankfurt a. M., ist 
: als Leutnant der Landwehr am 
a 27. August 19!4 im Kampfe fürs 


-) 


Dr. = ANg. 


Tr. rg. 


A Vaterland gefallen. Er war In- 
3 genieur bei der Maschinenfabrik 
= | Escher, Wyss & Co. in Zürich. 

pi » p» Ernst Preuß, Leutnant d. Res., 
B Privatdozent, Darmstadt. 

i H. A. Schäfer, Leutnant d. Res. 
: im Landw.-Inf.-Regt. Nr. 34, Regie- 
fa rungsbaumeister, Berlin - Lichter- 
5 felde, fiel am 26. August 19!4 bei 
- Tannenberg. 

x l Adolf Schilffarth, Leutnant 
M d. Res. im 10. Baver. Inf.-Regt. 
: „König“, und Kompagnieführer, 


Regierungsbaumeister, Ingenieur d. 
Firma Krupp, Essen, starb am 
20. August 19!4 bei Lunéville an 


den Folgen einer Verwundung. 


Ehre ihrem Andenken! 


Disser-- 
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Friedrich Schlüssel, Leut- 
nant d. Res. im Res.-Inf.-Regt. 
Nr. 99, Osnabrück. 


Adolf Schmoll gen. Eisen- 
werth, Leutnant d. Landwehr im 
Rhein. Jäger-Batl. Nr. 8. 

Ernst Schneider, Leutnant d. 
Res. im Württemberg. Inf.-Regt. 
Nr. 125, Ingenieur der Firma 
Krupp, Essen. 

Walter Schneider aus Ett- 
lingen, als Feldwebel-Leutnant im 
Is. Bayer. Inf.-Regt. 

Willt Schulz, Vizefeldwebel d. 
Res., Leverkusen. 

Johannes Seidler, Kgl. Re- 
gierungsbaumeister, Leutnant der 


Dr. - Jg. 


Res., fiel am 22. August 1914 in 
Frankreich. 
Alfred Freiherr von So- 


den-Fraunhofen, Kgl. Baver. 
Kammerjunker, Friedrichshafen. 
Hermann Spiller, Unteroffi- 
zier des 4. G.-Regt., Regierungs- § 
baumeister, fiel im Westen. > 
Karl Stecker, Leutnant d. R. 

im Württemb. Pionierbatl. Nr. 13, 
Ingenieur der Firma Krupp, Essen. 


Otto Stockhausen, Oberleut- 
= nant d. Res. im Kgl. Sachs. Pionier- 
Batl. Nr. 22, Wasserbauinspektor, 
Hamburg. 
Georg Strach, Leutnant d. R. 
im Inf.-Regt. Nr. 137, Leiter der 
Abteilung ftir Stadterweiterung bei 
der Tiefbauverwaltung der Stadt 
Königsberg 1. Pr. 
Georg Strelin, Leutnant d. R. 
im 3. bad. Feld-Art.-Regt. Nr. 59, 
Gießereivorstand der Maschinen- 
Fabrik Augsburg-Nürnberg, Nürn- 
berg. l 
Erich Werner, Leutnant d. R. 
im Württemberg. Landw.-Inf.-Regt. 
Nr. 125, Ingenieur der Firma 
Krupp, Essen. 
Wilhelm Wülfing, Berlin, als 
Leutnant d. Res. 


Dr- Jug. 


Ernst Zimmermann, Lent- 
nant d. Landwehr im Inf.-Regt. 
Nr. 136, Ingenieur der Firma 


Krupp, Essen. 


“ Verbandsnachrichten. 


Neuaufnahmen. 


. Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 
Dipl.-Ang. Bailly, Josef, Essen-Ruhr, Dreilin- 

denstr. 39. 

Vipleing. Demeter, Anton, 

Friedenau, Canovastr. 5. 
Droßbach, Richard, Oberingenieur, Zivilinge- 

nieur, Augsburg, Domplatz D. 95,1. 


Patentanwalt, 


Tipl.- ing. Friedrich, Adolf, 
Göttingstr. 14, pt. r. 

Tipt.-\ng. v. Gäßler, Wilhelm, Berlin-Marien- 
felde, Kirchstr. 21. 

Tipl.-Ing. Hatlapa, Willy, Hochschulassistent, 
Aachen, Düppelstr. 20. 

Dipl.»ing. Hausen, Otto, Zivilingenieur, Wies- 
baden, Goethestr. 1,111. 


Braunschweig, 


Dipl.- ing. Kaizik, Karl, Breslau, Stern- 
straße 93, pt. r. Se: 
Tipl.-Ing.. Kirmse, Helmut, Regierungsbau- 


führer, Charlottenburg, Pestalozzistr. 92a. 
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Dipl.=jiug. Köp p en, Bernhard, Staatsbaumeister 
a. D., Hamburg, Wagnerstr. 72. 

Dipl.Ing. Kühn, Riedrich, Assistent b. Prof. Dr. 
Riedler, Charlottenburg, Suarezstr. 56, III, 1. 

Dipl.sing. Liebert, Hans, Betriebsleiter, 
Essen-Ruhr, Humannstr. 10. 

Plehn, Eberhard, staatl. geprüfter Bauführer, 
Artillerie-Konstrukteur, Essen-Ruhr, Kaupen- 
straße 93,1. 

Dipl.-Ing. Schläfer, Hermann, Konstrukteur, 
Essen-Ruhr, Alfredstr. 19. 

Dipl.-<Gng. Schmidt, Eduard, Fachlehrer an 
der Ingenieur - Akademie, Wismar (Ostsee), 
Gartenstr. 1,11. 

Dipl.-Ing. Schmidt, Wilhelm, Hilfsarbeiter b. 
Reichsmarineamt, Charlottenburg, Spielhagen- 
straße 9,1. 

Dipl.-Ing. Sprickmann-Kerkerinck, Al- 
fred, Münster i. W., Breul 2%. 

Tipl.-\ng. Rahe, Gustav, Gießereichef, Osna- 
brück, Wittkopstr. 14. 

Rumpe, Hugo, Regierungsbauführer, Oberinge- 
nieur, Mitglied der Firma Arnold Adler, G. m. 
b.H., Chemnitz, Chemnitz, Eulitzstr. 2. 

Ripl.-\ng. Vetter, Wilhelm, Eisenbetonkon- 
strukteur, z. Z. Breslau, Goethestr. 53. 


In die Liste der Förderer wurden einge- 


tragen: 

Vodoz, Frédéric, (Schweizer), Betriebsinge- 
nicur, Wilmersdorf, Stierstr. 21, b. Banitz, 
Post Friedenau. 

Kann, Felix, (Oesterreicher), akadem. Inge- 


nieur, Statiker für Eisenbetonbau, Schöneberg, 
Kolonnenstr. 56,1. 

Tipl. Ana. Wolf, Richard, (Amerikaner), Archi- 
tekt, Bauleiter der Stadt Bamberg, Berlin W., 
Kurfürstendamm 111. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis. 


B.-V. Berlin. 

Dipl.»Ang. E. Ahrends, Berlin-Zehlendorf, Forststr. 25. 
H. E. Axelrad (Oesterreicher, Förderer), 
Schöneberg, Erfurter Str. 9, pt. 
Dipl.»Ing. St. Brück, Frankfurt a. M., Cronberger Str. 6, pt. | 
E. Conrad, Berlin W9, Königin-Augusta-Str. 15. 
G. Güldner, Berlin-Steglitz, Thorwaldsenstr. 26/11. 

® » NH. Lorenz, Berlin NO 55, Danziger Str. 61. 
V. Neumann (Oesterreicher, Förderer), Bauingenieur, 

Matthiasstr. 10 1V. 


. ” Berlin- 


Breslau, 


Dipl.-Ing. A. Schaal, z. Zt. Cossebaude b. Dresden, Dresdener 
Straße 40. 
Dipl.»Ing. F. Wohlgemuth, Charlottenburg, Wilmersdorfer 
Straße 78. 
B.-V. Breslau. 
Dipl.»Ing. K.Schulz, stadt. Baupolizei-Kommissar, Magdeburg W, 
Hardenbergstr. 12/1. 
l B.-V. Chemnitz. 
Dipl.-Ing. O. Brandt, unbekannt verzogen. 
® » E. E. Schmitz, Leipzig, hauptpostlagernd. 
u » K. Stein, Riesa, Bahnhofstr. 3. 
B.-V. Cöln. 
Dr.-Ing. J. Lührs, z. Zt. Bückeburg, l.ülingstr. 9. 
Dipl.-Ing. K. Specker, München, l.indwurmstr. 88. 
B.-V. Dortmund. 
Dipl. ong. K. Uber, Waldenburg/Schles., Auenstr. 8a. 
B.-V. Dresden. 
Dipl.Ing. C. Pfaul, Berlin-Wilmersdorf, Wexstr. 33,1. 
B.-V. Duisburg. 
Dipl. Jng. P. Hartl, München, llerzog Rudolfstr. 33. 
. » O. Kraushaar (l'erdingen), z. Zt Werne Kr. Bochum, 


Zeche Heinrich Gustav. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Hilfskasse — Personalia 


B.-V. Düsseldorf. 
. G. Diederich, Düsseldorf, Konkordiastr. 5811. 
W. Edelmann, Brandmeister, unbekannt verzogen. 
O. Jüngling, Brandmeister, Karlsruhe i.B , Rübbacher 
Straße 68. 


Hilfskasse. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 
Dipl«ijng. H. Berendt, Hamburg 10,— M. 
Geh. Baurat Prof. Bubendey, Ham- 


bur 50,— » 


Personalia. 
Heinrich Gütschow f 
Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure, 


Bezirksverein Frankfurt a. M., und die Firma 
Simon, Bühler & Baumann, Frankfurt a. M., 
widmen dem im Kampfe vor dem Feinde ge- 
fallenen Tipl-Qug. Heinrich Gütschow, 
Leutnant d. R., ehrende Nachrufe in der ,,Frank- 
furter Zeitung“. Der gefallene Kämpfer war 
Oberingenieur der Mühlenbauanstalt und Ma- 
schinenfabrik Simon, Bühler & Baumann 
in Frankfurt a. M. und galt in allen Kreisen 
als ein hervorragender Fachmann.’ Zugleich war 
er ein begeisterter Anhänger der Bestrebungen 
des Verbandes Deutscher Diplomingenieure und 
betätigte sich eifrig im Vorstande des Frank- 
furter Bezirksvereins. Vor kurzem verlobte er 
sich mit Fräulein Alice Köster, der Tochter 
des Herrn Tipl.- 3ng. E. W. Köster, Direktor 
der Frankfurter Maschinenbau-Akt.- 
Ges. Pokorny & Wittekind in Frankfurt 
am Main, und ließ sich vor dem Auszug ins 
Feld trauen. Eine tötliche Kugel vernichtete das 
hoffnungsvolle Leben. So ist denn das Schick- 
sal des Kollegen Gütschow und aller derjenigen, 
die ihm nahe standen, ein überaus tragisches. 
Aus dem Lebenslauf des Gefallenen sei erwähnt: 
Gütschow war geboren am 25. Oktober 1879 zu 
Hamburg und fiel am 11. September 1914 bei 
Serraucourt, nahe Verdun, woselbst er auch 
mit den gefallenen Kameraden beerdigt worden 
ist. Er stand als Offizier im Infanterie-Regi- 
ment Nr. 173 in St. Avold. Der Verstorbene 


‚machte das Abiturienten-Examen am Realgym- 


nasium in Hamburg, arbeitete sodann 11’, Jahre 
als Praktikant, studierte an den Hochschulen 
zu München, Hannover und Berlin-Charlotten- 
burg und erlangte an letzterer Hochschule am 
10. Maı 1904 mit Auszeichnung den Grad eines 
Diplom-Ingenieurs; er erhielt die große silberne 
Staatsmedaille. Nach seiner Ernennung zum 
Diplom-Ingenieur diente er als Einjährig-Frei- 
Williger in Eisenach. Als praktischer Diplom- 
Ingenieur war er später mehrere Jahre im 
Mühlenbau tätig, und zwar bei der Firma Amme,, 
Giesecke & Konegen, Braunschweig, und seit 
etwa 5 Jahren war er Oberingenieur der Firma 
Simon, Bühler & Baumann, Frankfurt a. M., 
gleichfalls für Mühlenbau, usw. 

Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
wird dem im Heldentod fürs Vaterland gefal- 
lenen Kollegen ein dauerndes Andenken be- 
wahren, war Gütschow doch der Erste, den der 
Verband auf dem Schlachtfelde verlor. 

x * x 

Zu Oberlehrern wurden ernannt an den Ver- 
cinigten Maschinenbauschulen zu Köln a. Rh.: 
Tipt.-Aing. Richard Czwalina, ®ipl-3ng. Ernst 
Eichenberg (Mitglied des V.D.D.I.) und 
Tipl Ang. Paul Silberbach. 


Verantwortlich: Dipl.Ing. A. Berlowitz, Breilin-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 
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An die Mitglieder! 


Nach § 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1 Abs. 3 der Geschaftsordnung des Verbandes 
ist der Jahresbeitrag von M. 10,— und der Bezirksvereins-Beitrag fiir das Geschäftsjahr 1915 
bis zum 1. Dezember 1914 zusammen an den Verband (Konto Nr. 7527 Postscheckamt 
Berlin NW. 7) einzusenden. 


Die Beiträge fur die einzelnen Bezirksvereine sind: 


B.-V. Aachen . . . M.3,-- B.-V. Dresden . : .M.3.—  B.-V. Mannheim- 
„ Barmen- | „ Duisburg . . „3 - Ludwigshafen M. 5, 
Elberfeld „ 3,— | „ Düsseldorf . . „5. —„ Metz-Diedenhof. ,, 3,— 
„ Berlin. . . . „ 3,— » Essen... ., 5,— ° „ München . . ,, 4,— 
„ Bernburg- „ Frankfurt a. M. ee „ Münsteri.W. . „ 3,-— 
Dessau ,, 2, - „ HalleaS. ,.,„>», | „ Nurnberg. . „ 4,— 
» Bochum. . . „ 3 , „ Hamburg- „ Oberschlesien . ,, 3,— 
„ Braunschweig. „3 | Altona ,, 5, „ Osnabrück . . ,, 3,- 
„ Bremen . . . ,, 3,— „ Hannover . . „3— , „ Saarbrücken . „ 3,— 
„ Breslau . . . „ 3,— | „ Karlsruhe . . „ 3,— „ Stettin. . . „» so 
„ Chemnitz . .„5—' „Kiel . . ..,38- © ,, Strassburgi. Els. u 3,— 
„ Cöln . . 2.29 „ Königsbergi. Pr. o 5— | „p Stuttgart. . . „ 3— 
„ Danzig . . . „ 3,— » Leipzig . . . 4, 9=- „ Wilhelmshaven „ 3,- - 
„ Darmstadt . . „ 4.— » Magdeburg. . „ 3,-- |  „ Zwickau i.Sa.. „ 4,— 
„ Dortmund . . ,, 3, , 4, Mainz-Wiesbad. „ 5,— 


Ein Postscheckformular liegt bei. ——— 


Zugleich mit dem Jahresbeitrag sollte jeder Kollege nach bestem Können 
eine Einzahlung für den 


Kriegsreservefond 
leisten. Des Verbandes harren große Aufgaben nach dem Kriege, andererseits 
ist mit zahlreichen Ausfällen zu rechnen. Da gilt es auch für den Verband, 
sich für jede Möglichkeit rechtzeitig zu sichern. 


Verband Deutscher Diplom -Ingenieure. 
Der Kassenführer. | 
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Die Wirkung des Krieges auf Kapital und Handel 


Die Wirkung des Krieges auf Kapital und Handel. 


Zu diesem zeitgemäßem Thema entnehmen 
wir der Zeitschrift „Elektrische Kraftbetriebe 
und Bahnen‘ folgendes: 

Das „Electric Railway Journal“, New York, 
vom 8. August 1914 bringt interessante Be- 
trachtungen über den Einfluß des Krieges auf 
das amerikanische Kapital und den 
amerikanischen Handel. Es nimmt 
selbstverständlich politisch keine Stellung, son- 
dern betrachtet die Frage vom rein kaufmänni- 
schen Standpunkt der Steigerungsmöglichkeit 
des Absatzes und Geldgewinnes, welcher für 
Amerika aus der Kriegslage Europas heraus- 
schauen mag. Es verfehlt nicht, darauf hinzu- 
weisen, daß viele amerikanische Geldgeber den 
auswärtigen Markt schr mißtrauisch betrachten. 
Trotzdem ist es optimistisch genug, für Amerikas 
Industrie und Geldwirtschaft größere Vorteile 
zu erwarten. 

Der unmittelbare Einfluß des Krieges auf 
die Geldwirtschaft Amerikas war zunächst cin 
schr ungünstiger. England und Kanada, die 
Amerika nicht unerhebliche Kapitalien zum Aus- 
bau von Elcktrizitätsgesellschaften und elektri- 
scher Bahnen in Nord- und Südamerika zur Ver- 
fügung stellten, waren während der der Kricgs- 
erklärung folgenden Börsenpanik bemüht, ihre 
ausländischen Anlagewerte sofort zu jedem 
Preis abzustoßen, und London zwang durch 
Entziehung seines Kredits dazu, viele aussichts- 
reiche, weitausschauende Pläne zurückzustellen, 
zum Schaden der amerikanischen Fabrikanten 
elektrischer Maschinen und Anlagen aller Art. 
Diese zeitweiligen Maßnahmen des englischen 
Geldmarktes werden jedoch nur als kurzfristige 
Störungen angesehen, und man hofft in Amerika, 
daß die auswärtigen Geldgeber bei Eintritt des 
Friedens auch weiter bereit sein werden, ihr 
Geld in gut arbeitenden amerikanischen Unter- 
nehmungen anzulegen. Die Wirtschaftlichkeit der 
amerikanischen elektrischen Bahngesellschaften 
dürfte nicht wesentlich beeinträchtigt werden, 
da die Straßenbahneinnahmen, im Gegensatz zu 
den Vollbahneinnahmen, durch die Kriegskrise 
nur wenig beeinflußt werden dürften. Anders 
sei natürlich das Verhältnis in den direkt vom 
Kriege betroffenen Staaten, wo der überwie- 
gende Prozentsatz des Personals zu den Fahnen 
einberufen sei. | 

In der Zwischenzeit wird auch der Krieg 
seinen Einfluß ausüben auf die Pläne, betref- 
fend den Bau elektrischer Anlagen in Asien und 
Südamerika, welche sich bis jetzt im wesentlichen 
auf englisches und deutsches Kapital aufbauten, 
und es mag vielleicht für das amerikanische 
Kapital einen gewissen Anreiz haben, hier in die 
Bresche zu springen. London und Brüssel waren 
bis jetzt Hauptquartiere für auswärtige Unter- 


nehmungen; besonders Brüssel ist der Sitz einer 
größeren Anzahl internationaler Syndikate, 
welche große Elektrizitätsunternehmungen im 
fernen Osten sowohl wie in Südamcrika kon- 
trollieren. Deutsches Kapital ist ebenfalls in 
vielen Ueberseeunternehmungen tätig, besonders 
in gemischten Elektrizitätsunternehnungen für 
gleichzeitige Versorgung von Großstädten mit 
Licht und Kraft sowie Bahnbetrieb. Hier arbeitet 
deutsches Kapital meist Hand in Hand mit den 
deutschen Bankgruppen, die gleichzeitig mit der 
deutschen Elektrizitätsindustrie eng verknüpft 
sind. 

Fabrikanten elektrischer Bahnausrüstungen 
Amerikas sollten — so sagt das Electric Rv. 
Journal — gut daran tun, die jetzt entstehenden 
Möglichkeiten des Weltmarktes auszunutzen; sie 
sollten sich vor allem um die Kundschaft solcher 
Bahnen bemühen, welche bisher für ihre elek- 
trische Ausrüstung, besonders aber auch bezüg- 
lich der Schienen, auf deutsches Material an- 
gewiesen waren. Falls amerikanische Fabrikan- 
ten gewillt sind, ebenso langfristige 
Kredite einzuräumen, wie sie die Abnehmer 
seither von Deutschland gewohnt sind, dürfte 


sich für Amerikas Handel und Kapital eine 
günstige Absatz- und Anlagcgelerenheit ent- 


wickeln lassen. 
a k * 

Wir entnehmen dem „Stahl und Eisen“ vom 
3. September 1914, daß ähnliche Betrachtungen 
auch in den Fachblättern des amerikanischen 
Eisenhüttenwesens „Iron Age“ und „Iron Trade 
Review vom 6. August 1914 erschienen. Die 
diesbezügliche amerikanische Fachpresse be- 
richtet zunächst über bereits jetzt eingetretene 
erhebliche Preisaufschläge, sowohl-des Roheisens 
wie der Stahlerzeugnisse. So hat u. a. die 
United States Steel Corporation mit 
Gültigkeit vom 4. August sämtliche bis dahin 
geltende Preise für ihre Erzeugnisse aufgehoben 
und gleichzeitig eine Erhöhung von 1 Dollar 
(1,20 M.) für die Tonne vorgenommen. Infolge 
des bereits bestehenden Roheisenmangels sind 
die Roheisenpreise bereits innerhalb weniger 
Tage von 2,80 M. auf 5,37 M. für das Kilo- 
gramm in die Höhe geschnellt. Auftragsmöglich- 
keiten auf Schienen liegen vor aus Japan, Süd- 
amerika und Australien. Besondere Schwierig- 
keiten macht der Eisenerzeugung der geringe 
Vorrat an Ferromangan, für welches bereits 
jetzt 375 M. für die Tonne geboten werden, 
gegenüber etwa 168 M. für die Tonne für die 
letzten Gebote. Die Weißblechfabrikation dürfte 
empfindlich leiden unter den geringen Zinnvor- 
räten und den hierdurch verursachten hohen 
Zinnpreisen. Für den Exporthandel ist außer- 
ordentlich störend der Mangel einer amerika- 
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nischen Handelsflotte !), welcher dazu führte, 
daß unter Mitwirkung des Direktors Farrel 
der United Staates Steel Corporation ein Aus- 
schuß zum Schaffen einer Handelsflotte zusam- 
mentrat. Die Flotte soll allerdings im beson- 
deren zunächst die Ausfuhr von Getreide, sonsti- 
ger Lebensmittel und von Baumwolle sicher- 
stellen. 

Zu den Ausführungen des „Electric Railway 
Journal‘ ist vor allem zu bemerken, daß die 
englischen Finanzen scheinbar doch bedeutend 
überschätzt werden, nachdent die englischen 
Renten seit Mitte Juli bis zur Einstellung der 
Börsennotierungen doppelt so stark im Kurse 
gefallen sind wie die deutschen Renten. Der 
englische Bankdiskont ist zeitweilie bis auf 10 0% 
gestiegen, der deutsche nur auf 6%. Der Satz, 
zu welchem jetzt gute Wechsel außerhalb der 
Börse in Berlin diskontiert werden (etwas unter 
5¢o), ist nicht höher als in London. Das 
Deutsche Reich ist das einzige Land, in welchem 
alle Börsendifierenzen Ende Juli geregelt und 
bezahlt worden sind; in anderen Ländern sind 
die Abwicklunestage der Börsen einfach hinaus- 
geschoben und die Ditferenzen nicht bezahlt 
worden. Das Deutsche Reich ist das einzige am 
Kriege beteiligte Land, welches eines Morato- 


riums, d. h. eines allgemeinen Zahlungsauf- 
schubes, nicht bedurft hat. Nicht nur in allen 
anderen kriesfuhrenden, sondern auch in den 
meisten neutralen und überseeischen Ländern 


sind Moratorien erlassen worden. Im Grpensatz 
zu dem bereits finanziell sowieso stark ge- 
schwächten Südamerika hat Deutschland eine 
gute Ernte eingebracht und ist bis zur nächsten 
Ernte tur seine gesamte Bevölkerung mit 
Lebensmitteln versehen ?). 

Die Auställe der Verkehrsunternehmungen in 
den vom Kriege betroffenen Staaten sind selbst- 
verständlich erheblich, fast vernichtender 
Natur, jedoch nur in den direkt im aktiven 
Kriegsschauplatz gelegenen Städten. Für die ge- 
sunden Verhältnisse Deutschlands und seines 
Verkehrsmittelpunktes Berlin sind die ver- 
gpleichsweisen Zahlen des Berliner Verkehrs im 
Monat August 1913 und 1914 von großem Inter- 
esse. (Vel. das Heft „Aus dem Verkehrswesen‘, 
S. 192.) ° . 


$ 


sehr 


1) Ein Auftrag auf Lieferung von 12050 t Schienen, den die 
bekannte Pennsylvania Steel Co. von Queensland 
(Australien) erhalten hat, konnte bisher nicht ausgefühit 
werden, da es unmöglich war, Schiffe für die Beforderung der 
Schieren zu erhalten. 


2) Diese Tatsachen entsprechen dem soeben herausgekommenen 
Kriegsbericht Nr. I der Altesten der Kautmann- 
schaftvon Berlin ©. 2, Nene Friedrichstr. 5, II, vom 
4. IX. 14. Diese Berichte werden in deutscher, französischer und 
englischer Sprache fortlaufend erscheinen und deutschen Firmen 
auf Anfrage kostenlos auch in grogerer Anzahl zuyestellt. Sie 
sollen laufender Geschattshorrespondenz nach dem neutralen Aus- 
land beigefügt werden, um dort die reine Wahrheit über die 
Riiceslage zu verbreiten. 
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Der Rückgang der Fahrgeldeinnahmen ist 
vorderhand verhältnismäßig gering und läßt er- 
kennen, wie kräftig Handel und Wandel in Berlin 
blühen, trotz der schweren Kriegszeit und trotz 
des Umstandes, daß die Berliner Verkehrsunter- 
nchmungen infolge Personalmangels gezwungen 
sind, einen großen Teil ihres Fuhrparkes aus 
dem Verkehr zu ziehen. Eins hat allerdings in 
Berlin amerikanischer Praxis weichen müssen, 
das ist das Wagenüberfüllungsverbot. Die Be- 
schränkung der Mitnahme von Fahrgästen über 
die normale Zahl ist aufgehoben, und wo noch 
ein Plätzchen als Stehplatz verfügbar ist, wird 
es, besonders während der Morgen-, Mittags- 
und Abendverkehrsspitzen, sicherlich sofort in 
Anspruch genommen. Das Zurückziehen von 
Verkehrsmitteln aus dem Verkehrsdienst hängt 
allerdings auch damit zusammen, daß ein er- 
heblicher Teil der Automobilomnibusse, von 
denen ja besonders die Hochbahngesellschatt 
gerade im letzten Jahre eine erhebliche Anzahl 
in Betrieb stellte, für Militärzwecke zur Ver- 
wendung gelangten. Hier hat aber die amıcri- 
kanische Praxis mit ihren grellbunten Reklame- 


plakaten der nüchternen, zweckmäßigen deut- 
schen Kriegspraxis weichen müssen, und alles 


Auffällige ist unter dem grauen Anstrich ver- 
schwunden, welcher die Sichtbarkeit vor Feindes- 
auge vermindert und die Reinlichkeit steigert. 
Ein großer Teil der Ommibusse ist zum Ver- 
wundetentransport umgebaut und dient so den 
humanitären Anforderungen des Internationalen 
Roten Kreuzes. 

Im allgemeinen kann man wohl sagen, dab 
die deutsche Elektrotechnik sich im Weltmarkt 
einen derartigen Namen erworben hat, mit Be- 
zug aul Güte der Ware, Einhaltung der Liefer- 
termine, zweckentsprechende Verpackung, sorg- 
faltive Montage und mäßigen Preis, verbunden 
mit vorteilhaften Zahlungsbedmeungen, daß es 
Amerika wohl sehr schwer werden dürfte, dau- 
ernd in die Arbeitsgebiete der deutschen Elektro- 
technik einzudringen. Zurzeit ist ja leider jede 
deutsche Exporttatigkert so gut wie ausge- 
schlossen. Dies bedingt daher, daß die deutsche 
Elektrotechnik sich mit um so größerem Eifer 
darum bemühen muß, im Interesse der Wohlfahrt 
der eigenen Industrie sowie der vielen mit ihr 
durch Lieferung von Roh- und halbfertieen Fa- 
brikaten zusammenhängenden Industrien, eimen 
gewissen Absatz innerhalb Deutschlands selbst 
aufrechtzuerhalten. Dieser Absatz ist sicherlich 
durch gemeinsames Vorgehen der vielen öflent- 
lichen und Privatunternehmungen zu erzielen und 
bedeutet ein soziales Werk, dessen Organisation 
sich würdig anreiht an die Rote-Kreuz-Organı- 
sation, welche bemüht ist, die Schmerzen unserer 
Krieger zu lindern und ihre Wunden zu heilen. 
Tausende nicht felddienstlahiger Leute, alte, in 
Arbeit creraute, tüchtige Männer, von denen 
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viele ihre Söhne bei den Fahnen wissen, sehen 
besorgt in die Zukunft, falls ihnen nicht bald 
Arbeitsmöglichkeit und Gelegenheit zum Geld- 
verdienst geschafft wird. Die reichen Geld- 
spenden, welche seitens der Städte und der In- 
dustrie für Wohlfahrtszwecke sofort bei Kriegs- 
ausbruch gespendet wurden, bilden eine notwen- 
diecrweise magere Abschlagszahlung des öffent- 
lichen Gewissens und eine notwendige, aber als 
solche unwirtschaftliche Lösung der sozialen 
Frage, welehe zur Linderung dringendster Not 
bei Kriegsbeginn wünschenswert war. Jetzt da- 
gegen obliegt es jenen, denen es nicht vergönnt 
ist, auf dem Felde der Ehre ihre ganze Kraft 
dem Wohle des Vaterlandes zu widmen, eine 
kräftige wirtschaftliche Grundlage für Deutsch- 
lands Industrie und Handel zu schaffen. Staat, 
Stadt- und Kommunalverwaltungen, Industrie- 
und Großkapital müssen gerade jetzt Mittel und 
Wege finden, Notstandsarbeiten auszuführen, 
welche den Stempel der Sachlichkeit auf 
der Stirn tragen. Die landläufigen Erdarbeiten, 
an welche stets zuerst herangetreten zu werden 
pflegt, das Meliorisieren von Ocdlandereien, 
wollen wir unseren Kriegsgefangenen überlassen. 
Diese Arbeiten dürften weder für unsere ge- 
lernten Arbeiter noch für den Stab unserer in- 
dustriellen Unternehmungen empfehlenswert sein, 
dürften auch mit Fortschreiten des Herbstes zu 
schweren gesundheitlichen Schädigungen für 
schwächliche Personen führen. Verlangt werden 
muß das Schaffen von Facharbeit für die arbeits- 
freudige Bevölkerung im Rahmen der gewohnten 
Arbeit und unter mögrlichster Berücksichtigung 
bisheriger Lebensbedingungen und fachlicher Er- 
fahrungen. Solche Arbeiten sind in großer An- 
zahl, wenn auch in mehr oder weniger kleinem 
Umfange, in jedem Betriebe vorhanden. Wäh- 
rend des Hohepunktes des Industrieaufschwun- 
ves mußte die Ausführung derartiger Arbeiten 
notwendigerweise zu gelegenerer Zeit auigescho- 
ben werden. Jetzt ist diese Zeit gekommen. 
Jetzt können die vereinten Kräfte viel Gutes 
schaffen, vie! Not verhindern und vor allem 
der deutschen Industrie die Durch- 
schlagskraft sichern, welche nach dem 
Yriedensschluß erforderlich ist, um auf dem 
Weltmarkt die Stellungen  wiederzugewinnen, 
welche während des Krieges gefährdet wurden 
und verloren gegangen sein sollten. Nicht das an 
sich bequeme Entlassen von Angestellten und 
Schließen des Betriebes, sondern das Ausarbeiten 
jeder erdenklichen Möglichkeit, Arbeit herbei- 
zuschaffen und arbeitswillige Leute zu beschäf- 
tigen, sollte die Sorge der Betriebsleiter sein. 
Nicht falsche Sparsamkeit durch Einstellung be- 
absichtioter Verbesserungen, Erweiterungen und 
Neuaufführungen technischer Anlagen sollte die 
Stadtkämmerer, die Reichs- und Kommunal- 
behörden beschäftigen. Die ernste schwere Ver- 


Die Wirkung des Krieges auf Kapital und Handel 


antwortung für das Gemcinwohl muß vielmehr 
dazu führen, Wege zu finden, Geld oder Kredit 
zu schaffen, um zur jetzigen Zeit besonders er- 
wünschte technische Arbeiten der Industrie über- 
schreiben zu können). 


« “ 
% 


Im Anschluß hieran sei sogleich über einige 
sachgemäße Notstandsarbeiten berichtet: 

Die Städtischen Straßenbahnen 
der Gemeinde Wien haben zur Schaffung 
von Arbeitsgelegenhciten größere Bauten in An- 
griff genommen und umfangreiche Aufträge er- 
teilt, und zwar: Bau einer neuen Straßenbahn- 
linie Wien—Leopoldau (500 000 K.); Bau eines 
großen Bahnhofes für 180 Wagen (1 250 000 K.) 
in Favoriten; Vergebung von 125 Anhängewagen 
und der elektrischen Einrichtung für 100 neue 
Motorwagen, die erst konstruiert werden. 

Anläßlich der Mobilisierung und der dadurch 
bedingten militärischen Einziehung von Pferde- 
fuhrwerken und Lastautomobilen ist den Städti- 
schen Straßenbahnen in Wien auch cin neues 
Feld der Tätigkeit in der Besorgung eines um- 
fangreichen Frachtenverkehrs zugewachsen. Es 
werden täglich 24000 1 Milch, 7000—11 000 kg 
Gemüse, Obst, Kartoffeln usw., dann täglich 
bis zu 700 t militärische Verpflegungsgüter mit 
der Straßenbahn befördert. Die Straßenbahn hat 
weiter für die größeren Notstandsarbeiten der 
Gemeinde — Abgrabung von 110000 qm ge- 
wachsenen Bodens und Deponierung an weit 
entfernte Stellen — die Verfrachtung des Aus- 
hubs zu übernehmen, und sind dafür besondere 
Gleisanlagen gebaut worden, an welche cigene 
Feldbahngeleise herangeführt werden. 


x * 
* 


A.E.G.-Schnellbahn Gesundbrun- 
nen—Neukölln. Die A.E.G. hat kurz vor 
dem Kriege den eigentlichen Bau der Schnellbahn 
Gesundbrunnen—Neukölln begonnen, nachdem 
die erforderlichen Leitungs- und Gleisverlegun- 
gen in der Brunnenstraße erfolgt waren. Durch 
die Kriegsereignisse trat keine Unterbrechung, 
wohl aber eine vorübergehende Verzögerung der 
Arbeiten ein, da sich zuerst der Mangel an ge- 
übten Arbeitern, außerdem an Zugticren zum 
Abtahren der Aushubmassen geltend machte, und 
da ferner verschiedene Eisensorten auszubleiben 
drohten. Die A.E.G. hat deshalb ein Mitglied 
der Bauverwaltung nach dem Westen entsandt 
und wird, wenn auch mit größeren Aufwendun- 
gen, das crforderliche Material heranschaffen. 
Für die Haltestelle Voltastraße sind die 

») Die Stadtverwaltung des vielen tausend L.eidenden Er- 
leichterung verschaffenden Weltbades Karlsbad in Verbindung 
mit den Brown-Boveri-Werken haben dem Vernehmen 
nach beschlossen, trotz der schweren Kriegszeiten mit dem seit 


längerem geplanten Bau einer elektrischen Strafien- und Überland- 
bahn sofort zu beginnen und ihn mit allen Kräften zu fördern, 
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Aushubarbeiten im wesentlichen schon beendigt, 
und es ıst mit der Herstellung der Eisenstützen 
sowie der Betonwände begonnen. Gleichzeitig 


sınd ın der Brunnenstraße die Arbeiten 
auf der weiteren Strecke nach der Bernauer- 
straße in stetem Fortschreiten. 

* * 


* 

Ueherlandbahn Gotha Friedrich- 
roda -Waltershausen. Um Arbeitsyele- 
genheit zu schaffen, läßt die A. E.G. auf dieser 
Ueberlandbahnstrecke noch in diesem Herbst die 
Herstellung des Bahnplanums aufnehmen. Die 
ersten 10 km Bahnkorper, bis zum Gleisdreieck 
vor Waltershausen, können voraussichtlich ganz 


ausgeführt werden, nachdem bereits einzelne 
Brücken und Durchlässe gebaut worden sind. 


Gleichzeitig werden an der bestehenden Straßen- 


Diplom-Ingenieure 


Zahlreiche Ortschaften sind in Ostpreulien gänz- 
lich zerstört. Der Neuaufbau ist beschlossen und 
dürfte bei der bisherigen Kriegslage bald durchgeführt 
werden. In reichem Maße werden Mittel für die 
schwer bedrängten Gegenden bewilligt. Ohne Zweifel 
dürfte gerade hier nach dem Kriege eine rege wirt- 
schaftliche Entwicklung einsetzen. Die Grenzen 
dürften sich verschieben, der bisher etwas abseits ge- 
legene Osten Deutschlands dürfte weit mehr in den 
deutschen Wirtschaftsbetrieb bezogen werden. Gerade 
im Osten fehlt es an akademisch gebildeten Technikern. 
Das Bauwesen der zahlreichen kleinen und mittleren 
Städte und der bedeutenden und gesunden Landwirt- 
schaft verlangt im Interesse der Wirtschaft und 
Hygiene hochgebildete Architekten. Daß auch „in 
der Provinz“ sich für den strebenden Architekten ein 
Arbeitsfeld bietet, kann nicht bezweifelt werden. Auch 
die Denkmalpflege und der Heimatschutz, ferner das 
Kunstgewerbe können akademisch gebildete Archi- 
tekten wohl gebrauchen. Dazu kommt, daß der 
künstlerisch und wissenschaftlich geschulte Hochbauer 
mit zahlreichen Handwerkern und Gewerbetreibenden 
aller Art in Verbindung tritt und so Handwerk 
und Gewerbe zu beleben imstande ist. Fs ist 
daher von allgemeinem Interesse, wenn Diplom- 
Ingenieure der Architektur ihr Augenmerk auf den 
Osten richten und zwar auf die kleineren und mittleren 
Städte. Durch ihre allgemeine Tatigkeit werden sie 


bahn in der Stadt Gotha die begonnenen Gleis- 
umlegungen und zweiten Gleise, sowie Umände- 
rungen an der Oberlcitung zur Einführung des 
Bügelbetriebes fortgeführt. 
k Š + 

Ueberlandbahn im Geiseltal. Der 
in diesem Jahr begonnene Bau der elektrischen 
Bahn von Merseburg nach Mücheln wird 
zurzeit mit allen Mitteln gefördert, und die 
A.E.G. hofft, wenn für den ersten Strecken- 
teil vor Merseburg mit der Stadtverwaltung 
rechtzeitig eine Verständigung erfolgt, die In- 
betriebsetzung der Bahn sehr bald zu ermög- 
lichen. Die in starker Entwicklung begriffene 
Braunkohlenindustrie des Geisel- 
tals wird diese neue Verbindung für den Per- 
sonenverkehr sehr begrüßen. 


nach Ostpreußen. 


bald reichliche Fühlung erhalten und eine ent- 
sprechende soziale Stellung erlangen. Gerade im 
Osten dürfte das Eintreten von wissenschaft- 
lich gebildeten Vertretern der wirt- 
schaftlich-technischen Gebieteindie 
städtischen und sonstigen Körper- 
schaftensehrerwünscht sein, da es solche 
dort bis jetzt fast garnicht gibt. Die freien akade- 
mischen Berufe beschränken sich dort allein auf Ärzte 
und Rechtsanwälte. 

Es ist daher m. E. recht erwünscht, wenn Kollegen 
von der Architektur die jetzt einsetzende rege Bau- 
tatigkeit in Ostpreußen schärfer ins Auge fassen. 
Durch ein Zur-Verfügung-Stellen bei den entsprechen- 
den Behörden und Körperschaften im oben ge- 
schilderten Sinne ist wohl manches zu erreichen. Der 
Architekt kann seine Tätigkeit in solchen Gebieten 
auf alle Zweige des Bauwesens und der mit ihm 
verbundenen Gewerbezweige erstrecken (Ostpreußen — 
Holz-Industrie). Abgesehen davon wäre es aber schön, 
wenn technisch-wissenschaftlicher Geist dazu beiträgt, 
in schwer geprüften Teilen des Vaterlandes seine 
Kultur-Kraft zu zeigen. Im Interesse des Heimat- 
schutzes und künstlerischer Bestrebungen habe ich 
diesen Wunsch übrigens schon 1909 in der „Zeitschrift 
aus dem Warthelande“ ausgesprochen. 

Bochum, 28. Sept 1914. 

Dipl.-Ing. Reisner. 


Hinweg mit der französischen Standesbezeichnung 
„Ingenieur“. 


Von Professor Dr. Robert Schönhöfer, Braunschweig. 


Die jetzige ernste große Zeit zwingt unsere Ge- 
danken zur Einkehr in uns. Mit Scham bemerken 
wir den eitlen fremdländischen Tand an unserem 
Wesen. Mit ernstem Willen wollen wir diesen über- 


flüssigen Flitter endlich abstreifen und durch gute 
deutsche Art ersetzen. 

Bei den technischen Wissenschaften macht sich 
schon seit Jahren das Bestreben geltend, mit den über- 
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flüssigen Fremdwörtern aufzuräumen, und in dieser 
Hinsicht sind, entgegen den meisten anderen Wissen- 
schaften, welche das fremdländische Mäntelchen als 
Aufputz ihrer Gelehrsamkeit nicht entbehren wollen, 
schon bedeutende Fortschritte zu verzeichnen. Doch 
gibt es in diesem Belange noch genug Arbeit zu 
leisten. Vor allem sind da unsere führenden Geister, 
insbesondere die Lehrer an unseren technischen 
Unterrichtsanstalten, sowie die technischen Vereine*) 
berufen, unsere Wissenschaft vom fremdländischen 
Wortgeklingel rein zu halten. Einen vortrefflichen 
Behelf für dieses Bestreben bildet das bekannte „Ver- 
deutschungs-Wörterbuch*, dessen Verfasser wir mit 
Stolz zu unseren Standesgenossen rechnen. 


Diese Zeilen sollen nicht dem Kanıpfe gegen die 
technischen Fremdwörter überhaupt gewidmet sein, 
das möge einer berufenen Feder überlassen bleiben, 
sondern es soll nur gegen die fremdsprachliche Be- 
zeichnung unseres Standes eine Lanze gebrochen 
werden. 


Ueber die Herkunft der Standesbezeichnung 
„Ingenieur“ sind die Meinungen geteilt. Am ver- 
breitetsten ist die Ansicht, nach welcher dieses Wort 
aus dem lateinischen „ingenium“ abgeleitet wird. Im 
deutschen Wörterbuch von Jakob und Wilhelm Grimm 
steht wörtlich: Ingenieur, dieses heute eingebürgerte 
Fremdwort für Kriegsbaumeister, Feldmesser, im 17. 
Jahrhundert als Bild für einen berechnenden Menschen 
überhaupt. Es soll hier nicht weiter der Ort sein, 
die Frage der Herkunft unserer Standesbezeichnung 
näher zu untersuchen. So viel ist sicher, daß wir 
dieses Lelinwort aus dem Französischen übernommen 
haben. Ist es nicht schmachvoll, wenn wir Deutsche 
die Vertreter eines unserer wichtigsten Berufe mit 
einem französischen Worte benennen und 
noch dazu diese Bezeichnung nicht nur franzö- 
sisch schreiben, sondern mit deutscher Gründ- 
lichkeit sogar französisch aussprechen? 
Ist es nicht höchste Zeit, daß wir dieses Wort, dessen 
Schreibweise und Aussprache der Masse des Volkes 
seit jeher Schwierigkeiten bereitet und ihm daher 
stets fremd war, aus unserer Sprache verdammen? 


Es gibt nun zwei Wege, um zu diesem Ziel zu 
gelangen, 


Der erste Weg läuft darauf hinaus, das Lehn- 
wort zu behalten, aber es der Eigenart der 
deutschen Sprache anzupassen. In dieser 
Hinsicht sind uns die anderen Volker mit gutem Bei- 
spiel vorangegangen. Es lautet z. B. Ingenieur auf 
italienisch: ingegnere, spanisch: injeniero, dänisch und 
norwegisch: Ingenior, schwedisch : ingeniör, tschechisch: 
inzenyr, englisch: engineer. Man sollte doch meinen, 
was bei anderen Sprachen möglich ist, das könnte 


*) Vielleicht gesellt sich zu den vielen Ausschüssen unserer 
technischen Vereine auch ein usschuß zur Bekämpfung 
der technischen Premdworter, 


Prof. Dr. Robert Schönhöfer, Hinweg mit der französischen Standesbezeichnung „Ingenieur“ 


auch bei der deutschen Sprache möglich sein. Ent- | 
sprechend der Herleitung aus dem Lateinischen würde 
sich die Bezeichnung „Ingeniör“ (wie im Schwedischen) 
oder kürzer und besser noch „Ingenör“ empfehlen. 
Bei dieser Bezeichnung würden nicht nur die Titel 
»„Dipl.- Zug." und „Dr.-$ng.“ unberührt bleiben, sondern 
auch in ihrer abgekürzten Form nunmehr richtig aus- 
gesprochen werden können. 

Der zweite Weg hat den Ersatz des Wortes „In- 
genieur” durch ein neues deutsches Wort 
zum Ziel. In dieser Hinsicht sind schon mehrfach 
Vorschläge gemacht worden. In einigen Worter- 
büchern finden sich die Bezeichnungen „Rüstner“ und 
„Werkner“. Diese Ausdrücke sind jedoch zu wenig 
umfassend, so daß sie sich kaum empfehlen dürften. 
Ein viel umfassenderes und bezeichnenderes Wort hat 
bereits vor Jahren der bekannte Vorkimpfer für die 
Reinheit der deutschen Sprache von Pfister- 
Schwaighusen geprägt. Er bezeichnet den 
Ingenieur, den Schöpfer, der seinem „Werk gegenüber“ 
steht, als „Antwerke“. Diese Bezeichnung bringt 
so recht die höhere Warte des schöpferisch tätigen 
Ingenieurs zum Ausdruck. Infolge der umfassenden 
Bedeutung wird auch dieses Wort für den Baukünstler 
(Architekten), Chemiker u. del. viel besser passen als 
der Ausdruck Ingenieur. Dabei ist dieses Wort nicht 
zu lang und nicht zu kurz und von angenehmem 
Wohlklang. Ob es aber als Berufs- und Standes- 
bezeichnung zu gebrauchen ist, erscheint doch 
zweifelhaft. 

Es wäre nun entschieden eine völkisch nicht hoch 
genug anzuschlagende Tat, wenn man sich ent- 
schließen könnte, an Stelle des l.elınwortes gleich ein 
gutes deutsches Wort zu setzen. Man wird 
nun einwenden, daß dieses Bestreben sich nicht mit dem 
bestehenden Doktor- und Diplomtitel vereinbaren läßt. 
Solche Einwendungen sind jedoch durch nichts gerecht- 
fertigt und entspringen nur der Trägheit und Lauheit 
in völkischen Dingen. Bei Aufbringung von etwas 
gutem Willen wird es gewil} möglich sein, auch diese 
vermeintlichen Schwierigkeiten aus dem Wege zu 
räumen und unsere bestehenden Standestitel ebenfalls 
in guter deutscher Prägung herauszugeben. Dazu 
bedarf es aber der Unterstützung unserer führenden 
Geister und unserer technischen Vereine. \Venn diese 
sich der Sache annehmen, so wird gewiß der Erfolg 
nicht ausbleiben und es wird die Verdeutschung der 
Bezeichnung Ingenieur und der zugehörigen Titel 
schließlich auch behördlicherseits verfügt werden. Ist 
das geschehen, so wird, wie bereits diesbezügliche 
Erfahrungen gelehrt haben, in kürzester Zeit jeder 
Deutsche nur in der neuen Prägung der Muttersprache 
seinen Sold zahlen und die bisherige fremde Münze 
als falsches Geld verachten und zurückweisen. Oder 
sollte es einem Volke, welches den Kampf selbst mit 
tausend Teufeln nicht scheut, hierzu an der nötigen 
Tatkraft fehlen? -- 


Hochschulnachrichten 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Aachen. 


Dr. iur. Dr. phil. Wilhelm Kähler, Pro- 
fessor der Volkswirtschaftslehre an Techi. Hoch- 
schule Aachen, nahm den Ruf als Nachfolger 
von Prof. K. Oldenberg an die Universität 
Greifswald an. 

* k * 

Professor Karl von Loehr, Dozent fir 
Ornamentik und Innendekoration an der Techn. 
Hochschule Aachen, schied am 1. Oktober aus 
dem Lehrkörper aus, da er in die Privatpraxis 
uberging. 


Technische Hochschule Berlin. 


Geheimer Reg.-Rat Professor Dr. phil, Tr. 
ang. E. h. Emil Lampe wirkte am 14. Oktober 
seit 25 Jahren als Lehrer der höheren Mathe- 
matik an der Techn. Hochschule Berlin ın der 
Abteilung für Allgemeine Wissenschaften. 


Technische Hochschule Danzig. 


In Danzie ist am 29. September der etats- 
mäßige Professor für Eisenbahnbau an der Tech- 
nischen Hochschule, Tr. ‘ta. Moritz Wilhelm 
Oder, im 41. Lebensjahre nach kurzer 
Krankheit gestorben. Berliner von Gieburt, stu- 
dierte er an der dortigen Techn. Hochschule 
als Schüler von A. Goering sowie am Polv- 
technikum in Zürich. Als Regierungsbauführer 
war er im Bezirke der Eisenbahndircktionen Er- 
furt und Essen tätig, wurde 1900 Regierungs- 
baumeister, kam dann zur Betriebsinspektion 
Aachen und 1901 in die Eisenbahnabteilung des 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten. Seit 
1809 bekleidete Oder eine Assistentenstelle an 


der Berliner Techn. Hochschule bei den Pro- 
fessoren Goering und Cauer. Im Jahre 1004 
erfolgte seine Berufung nach Danzig. Professor 


Oder war Mitarbeiter am Handbuch der Inge- 
nieurwissenschaften. 


Technische Hochschule Dresden. 


Der Konig von Sachsen hat vom 1. Oktober 
an den seitherigen Professor an der städtischen 
Handelshochschule zu St. Gallen und Dozenten 
an der Universität Zürich Dr. phil. Bernhard 
Fehr zum ordentlichen Professor für englische 
Sprache und Literatur, sowie den bisherigen 
Privatdozenten an der Universität Bonn Dr. phil. 
Hans Heiß zum ordentlichen Professor für 
romanische Sprachen und Literaturen in der All- 
gemeinen Abteilung der Techn. Hochschule zu 
Dresden und den etatsmäßigen außerordentlichen 
Professor an der Techn. Hochschule zu Dresden 
Dr. phil. Harry Gravelius vom 1. Oktober 
ab zum ordentlichen Professor für Wasserwirt- 
schaft und Gewässerkunde mit Einschluß der 
Klimatologie und Meteorologie in der Ingenieur- 
Abteilung dieser Hochschule ernannt. 


a Ld 
Py 


Der Dozent für Geschichte der antiken Kunst 
an der Techn. Hochschule zu Dresden, Pro- 
fessor an der Akademie der bildenden Künste 
daselbst, Dr. phil. Paul Herrmann, ist zum 
Honorarprofessor in der Allgemeinen Abteilung 
der Techn. Hochschule ernannt worden. 
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Technische Hochschule Hannover. 


Dem Professor der Mathematik an der Techn. 
Hochschule Hannover, Dr. Rudolf Rothe, wurde 
der Lehrstuhl des verstorbenen Geheimen Reg.- 
Rates Professor Dr. phil. Georg Hettner an der 
Techn. Hochschule Berlin übertragen. 


* 
+ e 


Auf cinstimmigen Antrag der Abteilung für 
Maschineningenieurwesen hat Rektor und Senat 
der Techn. Hochschule zu Hannover den schei- 
denden Oberpräsidenten der Provinz Hannover, 
Königl. Kommissar dieser Hochschule, Wirkl. 
Geh. Rat Dr. von Wentzel, zum Doktor- 
Ingenieur Ehren halber ernannt. 


Technische Hochschule Karlsruhe i. B. 


Dr. phil. Andreas, bisher Privatdozent an 
der Universität Marburg, bekam einen Lehrauf- 
trag für neuere Geschichte an der Techn. Hoch- 
schule Karlsruhe und erhielt den Titel außer- 
ordentlicher Professor. 


Technische Hochschule München. 


Als Privatdozent für forstliche Standortslehre 
ist an der landwirtschaftlichen Abteilung der 
Techn. Hochschule zu München der Forstamts- 
assessor und Assistent an der Kgl. forstlichen 


Versuchsanstalt, Dr. Heinrich Bauer, zuge- 
lassen worden. 
* * 
% 
Doktor - Dissertationen. 
Technische Hochschule Berlin. 
Die Betriebsbuchführunge einer 
Werkzeugmaschinen - Fabrik. Pro- 


Lösungen von Tiptl.- na. Manfred 
Julius Springer, Berlin 1914. 


bleme und 
Seng, Gernsbach. 


Untersuchungen über den Einfluß 
der Wassereinspritzung aufden Àr- 
beitsvorgang in Glühkopfmaschi- 
nen. Von Dipl. \ng. Wilhelm Stein, Köln-Deutz. 
Verlag für Fachliteratur G. m. b. H., Berlin 1911. 


Untersuchungenüber Luftumwäl- 
zunesverfahren bei Niederdruck- 


dampfheizungen. Von Tipl-> ng. Franz 
Werner, Hannover. R. Oldenbourg, München 
1914. 


Die Eisenverlusteinelektrischen 
Maschinen. Von Tipl.- ta. Arle Ytterberg, 
Visbv. Robert Noske, Borna-Leipzig 1914. 


Studien zur Elektrothermischen 
Zinkgewinnung. Von Tipt.- ing. Alfred De- 
buch, Hamm. Wilhelm Knapp, Halle a. S. 1914. 


Ucher die thermoelektrischen 
Eigenschaften des Siliciums. Von 
Dipl. Ang. Ernst Baerwind, Frankfurt a. M. Ger- 
hard Stalling, Oldenburg i. Gr. 1914. 


Ueber Umlagerungs-Reaktionen 
bei Arvlamiden der m-Nitrobenzol- 
sulfonsäure. Von Tipl.- ug. Plans Truttwin, 
Zwiercie (Russ.-Polen), Gerhard Stalling, Ol- 
denburg i. Gr. 1914. 


396 


Ueber einige neue lsocvanine und 
deren Einwirkung auf Bromsilber- 
gelatine. Von Tipt- dug. Richard Bing, Ber- 
lin. Gerhard Stalling, Oldenburg i. Gr. 1914. 

Untersuchung über Ferrisulfate. 
Darstellung und Eigenschaften der 
verschiedenen normalen, basischen 


und sauren Ferrisultate Löslich- 
keitserniedrigung durch Alumi- 
niumsulfat. Von Tipl-Ang. Bjarne Bakke, 
Kristiania. Leopold Voß, Leipzig und Hamburg 
1914. 

UcberAldehydederPvridinreile. 
Von ‘ipl Ang. Gerog H. Lénárt, Budapest. 
A. W. Schade, Berlin 1914. 

Ueber Seleno-Naphten -Chinon 


Von Tipl< sng. Alfred Schocller, Campomorone. 
Gerhard Stalling, Oldenburg i. Gr. 1914. 


Ueberdas Verhaltenciniger Arvl- 


hydrazine gegen Phenanthrenchi- 
non. Von Tipl.- ug. Herbert Oehme, Berlin. 
Emil Eberling, Berlin 1014. 


Ueber einige Derivate des 2.2.4. 
4.5.5°'-Hexamethvildiphenvls. Von 
Tipt. ng. Josef Berger, Bacs-Kula. A. W. 
Schade, Berlin 1914. 

Studienttberdie Dioxa-triphenvl- 
methancarbonsäuren, insbesondere 
über m- und p- Phenol-phthaline und 
-phthaleine. Von TFipt.-‘ug. Siegfried Leich- 
ner, Berlin. A. W. Schade, Berlin 1914. 


Technische Hochschule Darmstadt. 


Ueber die Messung kleiner Ver- 
luste in Hochfrequenzkreisen. Von 
Tipl. vung. W. Kaposi. C. A. Wagner, Freiburg 
i. Br. 1914. 


Technische Hochschule 


Der chinesische T’ 
baugeschichtliche Untersuchung. 


Dresden. 


ing-Stil. Eine 
Von Reg.-Bau- 


meister Heinrich Schubart, Hannover. Wilhelm 

Ernst & Sohn, Berlin 1914. 
Lichtmessungen mit Selen. Von 

Tipl- Vung. Willy Jaenichen, Leipzig. Administra- 


tion der „Zeitschrift für Feinmechanik“, Berlin- 
Nikolassee 1914. 

Studien über halogensubstituier- 
tes Metakresol und seine Derivate. 
Von Tipt.-\ng. Walter Zipper, Chemnitz i. S. 
Thomas Hubert, Weida i. Th. 1914. 


Technische Hochschule Karlsruhe i. B. 


Zur Baugeschichte des Domes zu 
Mainz. Von Wilhelm Grein. Druckerei Lehr- 
lingshaus, Leipzig 1912. 

Die Steinkohlenprtise und ihre 
Zukunft. Ein Beitrag zur Richtigstellung der 
Vergleichung von Wärme- und Wasserkraft- 
kosten. Manuel Saitzew. Dunker & Humblot, 
München und Leipzig 1914. 

Zur Kenntnis der Verbrennung im 
Innenkegel der Bunsenflamme. Von 
Otto Dommer. R. Oldenbourg, München 1914. 


Ueber die Zersetzung von Mine- 
ralöl beim Erhitzen unter Pruck. 
Von Stefan Philippio. I. Langs Buchdruckerei, 
Karlsruhe 1914. 

Elektrolvtische Entku 
lung. Von Max O. Wurmbach. 
F. Eichhorn, Frankfurt a. M. 1914. 


fernicke- 
uchdruckerei 


Hochschulnachrichten — Vom Kriegsschanplatz 


Technische Hochschule München. 


Die Bedeutung Diesterwegs für 
die Methode des geographischen 
Unterrichts unter besonderer Be- 


rücksichtigung der mathematischen 
Geographie. Von Friedrich Rasor. Theodor 
Ackermanu, München 1914. f 


Umwandlungen des Anteholdibro- 
mids. Von Tipt.-\ng. August Hallermever, 
Munchen. Seb. Sonntag, München 1914. 


UeberdasChedda-Wachs. Von TFipt.- 
ang. Emil Casimir, Bukarest. J. Schön, Mün- 
chen 1914. 

Vergleichende Untersuchungen 
über die Festlegung des Neutral- 
punktes in der Alkalimetrie bzw. 
Acidimetrie. Von Oskar Fergg. Max 
Steinebach, München 1914. 


Vom Kriegsschauplatze. 
Verbandsmitglieder im Felde. 
Liste Nr. 3. 


Zu den Fahnen 
Diplom-Ingenieure: 
Alfred Bednarski (Berlin), Leutnant d. R. 

im Gren.-Reg. Nr. 6. 

Eugen Bender (Königshütte), Offizierstell- 
vertreter, Bataillon Ebner-Eschenbach, Beu- 
then ©.-S., 5. Komp. 

Anton Bobbert (Magdeburg). 

Hugo Erich v. Boehmer, Geh. 
Mitglied des Kaiserl. Patentamtes 
Lichterfelde-West), Leutnant d. R. 

Fritz Brandenburg (Aachen). 

Karl Eugen Brochier (Nürnberg), Kricgs- 
freiwilliger des I. Bayer. Chev.-Reg., Ersatz- 
Eskad. 1. Zug. 

Wilhelm Dern (Darmstadt). 

Ferdinand Döring, Kgl. Bezirksingenicur 
(Danzig), Leutnant d. L., Ersatz-Bat. des 
3. Baver. Fuß-Art.-Reg. in Ingolstadt. 

Bruno Dutke (Berlin-Wilmersdorf). 

Fritz Feilcke (Hamburg), Vizefeldw. d.-R., 
8. Konip., S4. Landwehr-Inf.-Reg., 34. gemischte 
Brigade, Division ,,v. d. Goltz“. 

Karl Flügel, Dozent an der Techn. Hoch- 

(Unter- 


einberufen sind folgende 


Rey.-Rat, 
(Grob- 


schule Karlsruhe. 

Erich Forndran, 
reichenau b. Falkenau). 

Georg Gabler (Schönau b. Chemnitz), Leut- 
nant d. R. Korps-Fernsprech-Abt. XI. Armee- 
korps. 

Waldemar Gercke (Berlin), Vizefeldwebel 
x R. im Konigin-Elisabeth-Garde-Gren.-Reg. 

Fi, 

Rudolf Goetzke (Kiel). 

Ferdinand Goldschmidt, 
lin) zum Stabe der 43.Res.-Inf.-Div. 
Armeekorps. 

Hugo Gornick (Berlin), beim Gren.-Res.- 
Inf.-Reg. Nr. 203, 3. Komp. 

Paul (irübeler (Hamburg). 

Albert Günther, Betriebsassistent (Berlin). 

Trennung. Max Händel (Karlsruhe i. B.), ein- 
berufen zu den Pionieren. 

Fritz Hell (Meschede-Ruhr). 

Albert Hennemann (Horberg i. Schweden), 
Leutnant d. R., Kompagnieführer der 2. Komp., 
1. Batl., Res. -Inf.- -Reg. Nr. 93, 1. Garde-Int.- 
Division, Garde-Armeekorps. 


Betriebsleiter 


Direktor (Ber- 
XXII. Res.- 


Vom Kriegsschauplatz 


ErnstHenneman n, Betriebsingenieur (Zeche 
Perm b. Laggenbeck i. Westt.), Leutnant d. R., 
Verpflegungs- und Ordonnanz-Offizier, 2. Bath., 
Res.-Inf.-Reg. Nr. 93, 1. Garde-Res.-Division, 
Garde-Armeekorps. 

Bruno Hensel (Berlin), Offizierstellvertreter 
im Leib-Gren.-Reg. König Friedr. Wilhelm HI. 
Nr. 8. 

Bernhard Hoitz (Charlottenburg), Vizefcld- 
webel d. R. 

Theodor Hüttmann (Essen). 

Cart Janssen, Vertreter der Frankfurter Ma- 
schinenbau-Akt.-Ges. vorm. Pokorny & Witte- 
kind in Transvaal, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 
Nr. St. 

Wilhelm Kiefer (Berlin-Neukölln). 

Hans Kirchbach (Berlin-Reinickendorf), Er- 


satzreservist bei der Ersatzabtlg. des Luft- 
schifferbath Nr. 2. 

Rud. Kremer (Königsberg i. Pr.). 

Max Kuhlmann, Vorsteher d. Techn. 


reaus d. Walzwerkes Jamailles (Roßlingen b. 
Metz). 

Wilhelm Langer (Beuthen O.-S.). 

August Lautz (Charlottenburg). 

Wald. Lemp (Aachen). 

Walter Lindner, Kgl. Brandmeister-Anwär- 
ter (Berlin), Leutnant d. R. im sächs. Schützen- 
Reg. „Prinz Georg“ Nr. 108, XIL A.-K., 23. 1.-D. 

Rudolf Mohr (Hermsdorf b. Berlin). 

Max Neubrand (Berlin-Zehlendorf), Leut- 
nant d. R. im Konigin-Elisabeth-Garde-Gren.- 
Reg. Nr. 3. 

Joseph Neubürger Oberingenieur (Magde- 


burg). 

Kurt Neumann (Charlottenburg). 

Treva Richard Niemann (Königsberg 
i. Pr.). 


Georg Pajunk (Triest-Servola). 

Withelm Pundt (Hamburg). 

Adolf Reußner (Berlin), Offizierstellvertr- 
im 1. Garde-Reg. z. F., 10. Komp. 

Heinrich Rieke (Aachen). 

Bruno Roßmann (Hannover), Kriegsfreiwil- 
liger im Telegraphenbatl. Nr. 7, Ersatz-Komp., 
z. Zt. Truppenübungsplatz Zeithain b. Riesa. 

Volkmar Schaarschmidt (Bromberg). 

Karl Schäffer (Bromberg). 

Otto Stadlinger (Schedewitz b. Zwickau), 
Krieesfreiwilliger bei der Fliegerabtl. Nr. 1 
in Döberitz. 

Waldemar Stender (Charlottenburg). 
Cart Usineer (Berlin), Leutnant d. R. im 
Eisenbahn-Reg. Nr. 1, Res.-Baukomp. Nr. 8. 
Franz Weber (Berlin), Leutnant d. R., XVII. 
Armeekorps, Eisenbahn-Reg. Nr. 3, 18. Bau- 

komp., Militär-Eisenb.-Direktion IN. 

Hans Weinreich, Städt. Brandmeister, Offi- 
mer d. Berufsfeuerwehr (Magdeburg). 

Alfred Wencker, Reve.-Baumeister 
i. Mark). 

Paul Wicvand (Magdeburg). 

Richard Woernle, Privatdozent (Karlsruhe 
i. B.), Ersatzreservist. 

Anton Woltt (Berlin), Vizefeldwebel d. R. 
ber der 2. Ersatz-Komp. des Eisenbahn-Reg. 
Nr. 1, Berlin-Schöneberg. 

Hans Zander (Magdeburg). 


(Liepe 


Berichtigung: 
In der Liste Nr. 2 irrtümlich als im 
stehend veröffentlicht: 
Tipt. `na. Ernst Walcher 


Felde 
(Kiel). 


Bu- 
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Ehrenzeichen. 


Liste Nr. 2. 
Das Eiserne Kreuz wurde verliehen an fol- 
gende Diplom-Ingenieure: 


Teenng. Gabriel Becker, Leiter des Labo- 
ratorıums für wissenschaftliche Untersuchung 
von Kraftwagen und Flugmotoren an der 
Techn. Hochschule Charlottenburg, z. Z. Leut- 
nant d. L. im Pionierbatl. Nr. 3. 

Fritz Feilcke, Ingenieur der Ottenser Eisen- 
werke, Offizierstellvertreter und Vizefeldwebel 
d. R., 8. Komp., 84. Landwehr-Inf.-Reg., 34. ge- 
mischte Brigade, Division „v. d. Goltz‘, 
8. Armee, erhielt Ende August bei den 
Kämpfen im Osten das Eiserne Kreuz. 

Otto Frisch, Reserveoffizier. 

Fritz Hohenemser, Hauptmann. 

Bernhard Hoitz (Berlin), Vizefeldwebeld.R. 

Paul Janssen, Vertreter der Frankfurter Ma- 
schinenbau-Akt.-Ges. vorm. Pokorny & Witte- 
kind in Transvaal. 

Franz Johann, Reg.-Baumeister im 
wirtschaftsministerium, Leutnant d. R. 
Jean Klein, Bergingenicur (Köln), Vizefeld- 

webel beim Fuß-Art.-Reg. Nr. 10. 

Max Klönne, Fabrik- und Rennstallbesitzer 

aus Dortinund. 


Moritz Klönne, Fabrik- u. Rennstallbesitzer 
aus Dortinund. 

Benno Kühn, Rer.-Baumeister, Leutnant d.R. 
im Inf.-Reg. Nr. 43. 

Lange (Dahlem), Prokurist der Giesellschaft 
für» drahtlose Telegraphie, Berlin. 

Walter Lindner, Kgl. Brandmeister-Anwär- 
ter (Berlin), Leutnant d. R. im Sachs. Schützen- 
Reg. „Prinz Georg“ Nr. 108, XIE A.-K., 23. L-D. 

TreQuq. Georg Mever, Oberingenieur der 
Siemens-Schuckert-Werke, Oberleutnant d. R. 

B. Nerreter, Ingenieur der Stadtverwaltung 
Essen. 

Otto Nietzsch, Bauamtmann aus Landshut. 

Alfred Nobis, Ingenieur der Siemens- 
Schuckert-Werke. 

Emanuel Roer (Berlin), Einj.-Freiw. Unter- 
offizier. 

Joh. Sigm. Waldmann (Dortmund), Leut- 
nant d. R. in einem Baver. Iuf.-Reg. 


Land- 


Verwundet 

die Diplom-Ingenieure (Liste Nr. 2): 

Wald. Lemp aus Aachen, Viezefeldwebel d. R. 
im Inf.-Reg. v. Lützow Nr. 25, verwundet am 
19. September 1914 im Gefecht bei Souain b. 
Chalons s. Marne durch eimen Schuß durch 
die rechte Schulter. 

Walter Lindner, Kel. Brandmeister-Anwar- 
ter (Berlin), Leutnant d. R. im Sachs. Schützen- 
Reg. „Prinz Georg“ Nr. 108, XITLA.-K., 23. 1.-D., 
durch einen Bauchschuß verwundet, zurzeit in 
Berlin. 

Dreng. Hugo Locher, Reg.-Baumeister aus 
Stuttgart, leicht verwundet, zurzeit Böberach 
b. Rib. 

Achmed Koß, verwundet am linken Unter- 
schenkel, bet seinen Eltern in Münster i W. 

Daniel Krenker, Reg.-Baumeister, im La- 
zarett Kaiserpalast in Straßburg i. Els. 

Karl Rellensmann aus Essen-Ruhr, Leut- 
nant d. R. b. d. Inf, bei Maubeuge verwundet, 
von den Franzosen gefangen genommen. 
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Vom Kriegsschauplatz 


Es starben den Heldentod fürs Vaterland die Diplom-Ingenicure: 
Liste Nr. 2. 


Rudolf Balhorn, Reg.-Baumeister, Vor- 
steher des Hochbauamtes in Glatz, Ober- 
leutnant d. R. 


Max Bantlin aus Stuttgart. 


Richard Barth, Assistent am Chemisch- 
Technologischen Institut in Hohenheim, 
Leutnant d. R, ist am 19. August auf dem 
Felde der Ehre geblieben. 


Trug. Ernst Becker, Leutnant d. R. 
im Inf.-Reg. Nr. 179, starb am 26. August 
in Westen. 

Arthur Behrendt, Reg.-Baumeister aus 
Danzig. 

von Below aus Naumburg a. S., Leutnant 
d. Res., fiel am 24. August in den Kämpfen 
um die Vogesen. 

Hans Böttger, Reg.-Baumeister bei der 
Elbstrombaudircktion in Magdeburg. 

Wilh. Borgmann aus Kolberg, Oberleut- 
nant d. R., fiel am 20. August in einem 
Gefecht an der Ostyrenze. 

Heinrich Breitung, Reg.-Baumeister 
aus Berlin, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 
Nr. 107. 

Tr. ng. Bretschneider aus Ulm. 

Paul Brodtmann aus Berlin. 

Hilmar Dedekind, Rep.-Baumeister aus 
Reda it. W., Leutnant d. R. im Int.-Ree. 
Nr. 121, erlag am 16. September seinen 
schweren Verwundungen, die er in der 
Schlacht bei Longwy erlitten. 

Albert Dender, Ree.-Baumeister, techni- 


scher Hilisarbeiter bei der Intendantur 
des AV. Armeekorps in Straßburg i. Els., 
Leutnant d. R. fand den Tod auf dem 


Schlachtfelde bei Lunéville. 

Max Dieterich. 

Friedrich Dobermann, Regierungsbau- 
meister, Hilfsarbeiter im Ministerium der 
Offenthchen Arbeiten, Oberleutnant d. R. 

Kurt Donv, Architekt, Leutnant d. R. im 
Braunschweig. Inf.-Reg. Nr. 92, Braun- 
schweig. 

Engelhardt, Marinebauführer des Maschi- 
nenbaulaches. 

Werner Ernst, Ree.-Baumeister, Leiter 
der Ständigen Ausstellung für Arbeiterwohl- 
fahrt, Reichsanstalt, Charlottenburg, Leut- 
nant d. R. 

Paul Gerhardt, Kel. 
Baurat, Dezernent im 
Berlin, Hauptmann d. R. im 2. 
Giren.-Ree., fiel m der Schlacht bei 
teuil. 

Kurt Hardt aus Karlsruhe, Vizefeldwebel 
d. Res., nel am 22. August. 

Siegmund von Hartlieb gen. Wal- 
sporn, Rep.-Baumeister beim Bau des 
Kaiser-Wilhelm-Kanals aus Burg i. D. 


Regierungs- und 
Polizeipräsidium in 
Brandenb. 
Nau- 


Tr-‘ug. Georg Hartmann aus Berlin, 
Leutnant d. R. im Feld-Art.-Reg. Nr.72. 

Armin Heimpel aus Nürnberg. 

Robert Hermann, Assistent an der 
Techn. Hochschule in Stuttgart. 

Max Holtmann, Regierungs-Bauführer, Darm- 
stadt, Einjähr.-Freiw. Unteroffizier, starb am 
28. August auf Frankreichs Erde. 

Hosemann, Rey.-Baumeister, Lektor fur 
landwirtschaftliche Baukunde an der Uni- 
versität Königsberg. 

Erich Hubert, Reg.-Baumeister aus Col- 
leda, Leutnant d. Landw. im Res.-Inf.-Reg. 


Nr. 15. 
Johann Hühnlein, Bauamtmann, Vor- 
stand des Straßen- und Flußbauamts Kro- 


nach. 
Wilhelm 

Breslau. 
O.Jankowfskv, Geh. Baurat aus Zoppot. 
Paul Janssen, Vertreter der Frankfurter 


Jaide, Stadtbauinspektor aus 


Maschinenbau-Akt.-Ges. vorm. Pokorny & 
Wittekind in Transvaal, fiel am 26. Sep- 
tember, nachdem er kurz vorher zum 


Bataillonsadjutanten ernannt und mit dem 
Eisernen Kreuz ausgezeichnet wurde. 

Ernst Kästner aus Schwarzenberg. 

lohann Keitel aus der Bauabteilung des 
Hamburgischen Staates. 

Alfred Kimpel aus Augsburg. 

Tr. (na. Walther Kirschmann, Köniel. 
Bergassessor aus Elberfeld, Leutnant d. R. 
im Giarde-Gren.-Reg. Kaiserin Augusta. 

Dr. Adolf Klein aus Dresden. 

Ludwie Klein. 

Rudolf Klevbolte, Reg.-Baumeister aus 
Hannover. 

Ilans Kolb, Reg.-Baumeister aus Dresden. 

König aus Dresden. 

Curt Korreck, Rey.-Baumeister aus Dan- 
zig-langtuhr. 

Gotthold Kraft. 

Ernst Krause aus München, Leutnant d. 
Res., fiel am 27. August im Gefecht bei 
Le Tremblois. 

Martin Kröcher, Reg. - Baumeister in 
Treptow (Rega) aus Ranchi (Ostindien). 
Hans Kurt aus Ziebiek bei Dessau, fiel am 

22. August. 

Karl Küstner aus Karlsruhe i. B. 

Hans Leo aus Karlsruhe i. RB. 

Walter Mang, Ree.-Baumeister aus Inster- 
burg. 

Max Marung, Geschäftsführer der Ma- 
schinenbau-Gesellschait Kiel m. b. H., Kiel, 
Leutnant d. R. 

Josef Merzenich. Berlin, Leutnant der 
Res. im Inf.-Reg. Nr. 35, fiel am 14. Sep- 
tember. 

Josef Mexenich, Leutnant d. R. im 
Reg. Nr. 35, Hagendingen. 

Ernst Mever, Leutnant d. R. 
Piomer-Bath Nr. 10, Minden. 


Inf.- 


im Hannov. 
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Vom Kriegsschauplatz — Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


Fritz Morell aus Hörde. 


Herrmann Moßbrugger aus Heil- 
bronn. 
Dee Qug. Karl Muench, Chemiker der 


Firma Rohm & Haas, Chemische Fabrik, 
Darmstadt, hat als Leutnant d. R. am 
23. August den Heldentod fürs Vaterland er- 
litten. 

Wilhelm Neu aus München. 

Kurt Neumann, Reg.-Baumeister aus Ber- 
lin, Leutnant d. R. und Kompagnicführer 
im 6. Westpr. Inf.-Reg. Nr. 149, fiel bei 
Senlis. 

Hermann von Nostitz aus Düsseldorf. 

Fritzv. Oelhafen, Regierungs- und . Bau- 


assessor bei der obersten Baubehörde im 
Staatsministcrium des Innern, München. 
Bruno Paehr, Bergwerksdirektor aus 


Frankenstein i. Schl., Vizefeldwebel d. R. 

Max Pahde, Reg.-Baumeister aus Witten, 
Leutnant d. R. im Res.-Inf.-Reg. Nr. 15, 
fici in der Schlacht bei Gozee südlich Char- 
lcrot in Belgien. 

Friedrich Peters, Herzogl. 
meister aus Wolfenbüttel. 

Alexander Quantz, Rey.-Baumeister aus 
Frankfurt a. M. 


Reg.-Bau- 


Johannes Reichert, Reg.-Baumeister, 
Vorstand des Hochbauamtes Allenstein, 
Oberleutnant d. R. 

Reuter aus Dresden. 

Osw. Richter aus Mannheim, Obcrleut- 


nant d. R. und Adjutant, fiel am 19. Aug. 
in Mülhausen (Els.). 

Bernhard Ritter aus Hannover. 

Willy Schaffrath, Ree.-Baumeister atts 
Aachen, Leutnant d. L., fand im Gefecht 
bei Mühlen in Ostpr. am 28. August den 
Heldentod. 

Felix Schmidt, Reg.-Baumeister im Bau- 
polizeiamt des Kreises Niederbarnim, Ber- 
lin, Leutnant d. R. im Füs.-Reg. Prinz Hein- 
rich v. Preußen Nr. 35. 

Julius Schleicher. 

Max Schönleber aus Chemnitz. 


HeinrichSchürmann, Architekt, Stadt- 
baurat aus Stettin, Oberleutnant d. Landw., 
fiel am 10. September auf einer Erkun- 


dungslahrt in Belgien. 


Ehre 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder -Verzeichnis, 


B.-V. Berlin. 


Dipl.-Ing. B. Dufke, Berlin- Wilmersdorf, Johannisberger Str. 9, II. 


» P. Goldstein, Hannover, Gretchenstr. 32, pt. 

» P. Gornick, Heimatadresse: Bornstedt-Neuylick, 
Kr, Sangershausen, 

» H. Kirchbach, Berlin- Reinickendorf-West, Blanke- 
Straße 16, II, bet Frau Zenz. 

» E. Kolleck, Berlin NW 23, Bruckenallee 17. 

» E. Kramer, Dorsten i. W. 

» W. Mewis, Berlin C 2, Königstr. 47, 

» F. Rademacher, z. Zt. Georgsmarienhütte, 
Osnabrück. 

» G. Weidehoff, Berlin NW 52, Paulstr. 21, IH. 

» S. Zinn, unbekannt verzogen 


B.-V. Barmen-Elberfeld. 


Kreis 


Dipl.-Jng. R. Heermann, Gleiwitz, Loewenstr, 2, IH. 


ihrem 


Jakob Schwarz, Reg.-Baumeister aus 
Bredeney. 
Max Seemann, Magistratsbaurat von 


Schoneberg, Hauptmann und Kompagnie- 
führer im Inf.-Reg. Nr. 24, starb am 2. Sep- 
tember im Zivilhospital in Mons an den 
Folgen seiner schweren Verwundung, 
welche er am 24. Auyust in der Schlacht 
in Belgien in heldenmütigem Vorgehen 
gegen die Engländer erlitten hat. 

Gotthold Sperl, Reg.-Baumeister 
Hersbrück. 

an Spiegelhalter aus Freiburg 
i. Br. 

Berndt von Stieglitz, Reg.-Bauführer 


alls 


in Charlottenburg, Leutnant d. Res. im 
2. Sachs. Jagerbataillon Nr. 13, starb am 
19. Sepetmeber bei St. Souplet an der 


Spitze ciner Patrouille. 


Tràng. Paul Straumer, Assistent a. d. 
Techn. Hochschule Danzig, als Offizier- 
stellvertreter im Kgl. Sächs. Intf.-Reg. 
Nr. ISI, am 3. September. 


Hans Strößner aus Augsburg, Leutnant 
d. R., tiel am 21. August in einem Gefecht 


bei St. Kreuz. 

Friedrich Struck, Reg.-Bauführer aus 
Hannover. 

Willy Todt, Kgl. Reg.-Baumeister aus 
Wetzlar. 

Heinrich Toop, Stadtbauinspektor aus 
Stettin. 


Simon Weber, Metz, Vizefeldwebel d. R. 

[Fernrich Wemhöner, Reg.-Baumeister, 
technischer Hilfsarbeiter bei der Intendan- 
tur des VI. Armeekorps in Breslau. 

Karl Wentzel, Rer.-Bauführer. 

Paul Wievand aus Magdeburg. 

Friedrich Witte, Breslau, Leutnant der 
Res. im 2. Westf. Int.-Reg. Nr. 15, starb am 
9. September 1914 auf Frankreichs Erde. 


Gottl Wittmann, Bauamtsassessor aus 
Piarrkirchen. 
Bruno Zechlin, Rer.-Baumeister aus 


Magdeburg. 


Berichtiguny. 
In der rechten Spalte von Seite 386 mul es 
richtig heißen: Harich, statt: Harisch. 


Andenken! 


B.-V. Bremen. 


Dr.» Sng. K. P. Berthold, z. Zt. Friedrichshafen, Olgastr. 64. 
Dipl.-Ing H. Toews, Schwerin i. M., Städt. Elektrizitäts-Werk. 
B.-V. Breslau. 

Dipl.-Ing. 


W. Vetter, Breslau XILL Augustastr. 154. 

$ B.-V. Cöln. 
Dipl Jng. J. Schäfer, Berlin NW., Kalvinstr. 21, H r. 
B.-V. Danzig. 


Dipl. Jng. H. Hoffmann, Oliva b. Danzig, Kronprinzen Allee 14. 
“ý » H. Nohel (Oesterreicher, Förderer), unbekannt ver- 
zogen. 
B.-V. Dortmund. 
Dipl- Jng. H. Horst, Dortmund, Schwanenwall 48. 
. » F. Riechers, Dortmund, Ostenhellweg 5. 
B.-V. Dresden. 
Dipl.Ing. M. O. Pfitzner, unbekannt verzogen. 
B.-V. Duisburg. 
Dipl.-Ing. O. Kraushaar, Mariengrube b. Meuselwitz S.-A. 
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B.-V. Essen (Ruhr). 


H. Goldschmidt, Professor Dr., (Förderer) i. Fa. Th. Goldschmidt, 


Dipl.Ing. 
Dipl. Sng. 
Dipl.Ing. 
Dipl,» Ing 

Dr. techn. 
Dipl.-Ing. 
Dipl.-Ing. 
Dipl.-Ing. 
Dipl.Ing. 
Dipl.. Ing. 
Dipl.-Ing 

Dipl.Ing. 


Essen. 
Dr. phil. H. Hort, Essen-Ruhr, Langenbeckstr. 21. 
F. Kuhlkamp, unbekannt verzogen. 

B.-V. Frankfurt a. M. 
A. Böhl, Darmstadt, Frankfurter Sir. 70. 
Ch. Dehn, Frankfurt a. M.-Nordost 14, Rotenburg- 
straße 13. 
F. Hoeltz, Frankfurt a. M. 1, Lichtensteiner Str. 6. 
H. Schrimpf, Ruhrort, Luisenstr. 25. 
G. Zöller, Mannheim, Parkring 3. 

B.-V. Halle a. S. 

A. Leutert, Charlottenburg, Fredericiastr. 5/III. 
B. Paulsen, Halle a. S. 1, Kaiserstr. 21/II. 
O. Schlemo, Oberingenieur der Siemens-Schuckert- 
Werke, Vorstand des Technischen Biiros Halle, Halle 
a. S., Königstr. 87, pt. 

B.-V. Hamburg-Altona. 


. K. Baritsch, Hamburg 25, Oben Borgfelde 26a. 


O. Drubba, Hamburg 22, v. Essenstr. 43, 1. 
W. Holtschmidt, Hamburg, Dimpfelweg 7, Ir. 
W. Riekhoff, Klein Borstel 118, bei Becker. 
K. Roeser, z. Zt. Essen-Ruhr, Dagobertstr. 4. 
O. W. Simon, Hamburg 30, Abendrothweg 36, H. 
H. Tempel, Minden i. W., Brückenkopf 6 b. Hölter. 

B.-V. Hannover. 
A. Weiskopf (Oesterreicher, Förderer), Hannover- 
Linden, Göttinger Chaussee 18. 

B.-V. Karlsruhe 1. B. 
K. Doering, unbekannt verzogen. 
E. Neuscheffer, Karlsruhe i. B., Adlerstr. 19. 
B.-V. Kiel. 
A. Schwebsch, Kiel, Dammstr. 60/1. 
B.-V. Leipzig. 
K. E. Brochier, Nürnberg 2, Maxfeldstr. 24. 
Br. RoBmann, Hannover, Herrschelstr. 3A. 
B.-V. Mainz-Wiesbaden. 

E. Bundschuh, Karlsruhe, Lessingstr. 17/IV. 
H. Lohr, Grofgerau, Gernsheimer Straße. 

B.-V. München. 
F. Döring, Danzig, Hansaplatz 7, Il. 
Ph. Spieß, München, Wörthstr. 27. 
L. Stindt, Königlicher Oberbahninspektor. 


B.-V. Münster i. W. 


. H. Auth, Frankfurt a. M.-Eschersheim, Kurfiirstenstr. 


O. Hirsch, Münster i. W., Leostr. 14, I. 
B.-V. Nürnberg. 
K. E. Brochier, Nürnberg, Kriegsfreiwilliger im 
1. Bayer. Chev.-Reg., Ersatz-Eskadron, 1. Zug. 
K. Jürgens, unbekannt verzogen. 


Chiffre des Verlags tragen. 


B.-V. Nürnberg. 
Dr.» Jng. O. Kölsch, Chemnitz, Reichsstr. 17/11. 
Dipl.»Ing. P. Ritter, z. Zt. Cassel, Hohenzollernstr. 124/11. 
B.-V. Oberschlesien. 
Dipl.Ing. J. Bucher, Kattowitz O.-S., Schillstr. 1/111. 
B.-V. Stettin. . 
Dipl.. Jng. P. Seim, Dresden A 16, Anton-Oraffstr. 20/1. 
B.-V. Stuttgart. 
Dipl.-Ing. J. Rettenmayr, Schwab. Gmünd, Baldungstr. 17. 
B.-V. Wilhelmshaven. 
G. Bullinger, Regierungsbaumeister, Wilhelmshaven, 
Straße 17/1. 


B.-V. Zwickau 1. Sa. 


Kieler 


Dipl. Jng. M. Fritzsche, Chemnitz i.S., Vorstadt Schloß Chemnitz, 
Dorotheenstr. 19/IT, 1. 
» °» O. Stadlinger, Glauchau (Sachs ), Chemnitzer Str. 29. 
Ausland. 
Dipl. Jng. E. Beck (Oesterreicher, Förderer), unbekannt verzogen. 
» » Th. Becker, unbekannt verzogen. 


” » A. Brune, Halle bei Minden i. W. 
° „ A. Meyer, unbekannt verzogen. 
» » K.R. Müller, Wiesbaden, Franz Abt-Str. 6. 
Unbekannt verzogen gewesen: 
Dipl. Jng. W. Dern, Düsseldorf-Rath, Oberrather Str. 72. 


Personalia. 
+ Carl Janssen. 


Am 26. September 1914 starb den Helden- 
tod fürs Vaterland Herr Tipl.-\ng. Carl 
Janssen, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. Nr. 31 
und Bataillonsadjutant, Ritter des Eisernen 
Kreuzes. Der Gefallene befand sich seit sieben 
Jahren als Ingenieur in Diensten der Frank- 
furter Maschinenbau-Akt.-Ges. vorm. 
Pokorny & Wittekind und war für die- 
selbe vier Jahre lang in Transvaal tätig, wo- 
selbst er die genannte Firma vertrat. Ende Juli 
zu mehrmonatigem Erholungsurlaub nach Frank- 
furt zurückgekehrt, nahm er seit Ausbruch des 
Krieges an den Kämpfen seines Regiments teil 
und wurde wegen seiner Tapferkeit vor dem 
Feinde mit dem Eisernen Kreuz ausgezeichnet. 
Janssen galt in Fachkreisen als ein hervor- 
ragend begabter, pflichtbewußter und erfolg- 
reicher Ingenieur. Zugleich war er ein eifriges 
Mitglied des Verbandes Deutscher Diplom-In- 
genieure. Der Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure wird Carl Janssen ein dauerndes An- 
denken bewahren. 


== Stellen-Gesuche! 
Wahrend der Kriegszeit 


werden Stellen-Gesuche von Mitgliedern des Verbandes 
kostenlos aufgenommen! 


Derartige Anzeigen dürfen, wenn nicht mit Namen und Adresse des Auftraggebers versehen, nur eine 


Behörden, 


Die verehr!. 
Stellen-Gesuche der Verbandsmitglieder möglichst zu beriicksichtigen. 


Verlag der „Zeitschrift des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure“ 
Berlin W. 10, Genthiner Str. 89. 


Inserate unter eigener Chiffre oder postlagernd sind unzulässig. 
Fabrikanten usw. 


werden gebeten, die 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 
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An die Mitglieder! 


Nach 85 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Verbandes 
ist der Jahresbeitrag von M. 10,— und der Bezirksvereins-Beitrag für das Geschäftsjahr 1915 
bis zum 1. Dezember 1914 zusammen an den Verband (Konto Nr. 7527 Postscheckamt 
Berlin NW. 7) einzusenden. 


Die Beiträge für die einzelnen Bezirksvereine sind: 


B.-V.Aachen . . .M.3,--- B.-V. Dresden . . .M.3,--  B.-V. Mannheim- 
„ Barmen- „ Duisburg TTE E Ludwigshafen M. 5,- 
Elberfeld „ 3-- | „ Dusseldorf. . ,, 5,- | „ Metz-Diedenhof. „ 3,— 
„ Berlin. . . . „ 3— | „ Essen . a | „ Munchen. . „ 4,— 
„ Bernburg- „ Frankfurt a. M. „ 5, - | „ Münsteri.W. . „ 3,- 
Dessau ,, 2,- » Hallea.S. , .., 5, | 4, Nurnberg .. ,, 4,— 
„ Bochum. . . ,, 3, „ Hamburg- | „ Oberschlesien. ,, 3,— 
„ Braunschweig. „ J- | Altona „ 5- | „ Osnabrück . . „ 8,- 
„ Bremen. . ..3,- ' ,, Hannover . . „ 3,— | „ Saarbrücken. . ,, 3,— 
„ Breslau. . .„3— . „ Karlsruhe . . „3— + ,, Stettin. . . . „ 3- 
„ Chemnitz . . „5--' ,, Kiel . . . .,, 3, - . „ Strassburgi.Els. „ 3,— 
„ Coln . . . . a 5— . „ Königsbergi. Pr. ,, 5,- | „ Stultgart. . . „ 3,-- 
„ Danzig . . ., 3 „ Leipzig dr „ Wilhelmshaven ,, 3,— 
„ Darmstadt . . „4— ;  , Magdeburg. . „3- :  „ Zwickau i.Sa.. „ 4,-- 
„ Dortmund . . „ 3-- ;  „  Mainz-Wiesbad. „ 5,— | 


—— Ein Postscheckformular lag dem Heft 20 bei. ——— 


Zugleich mit dem Jahresbeitrag sollte jeder Kollege nach bestem Können 
eine Einzahlung für den 
Kriegsreservefond 
leisten. Des Verbandes harren große Aufgaben nach dem Kriege, andererseits 
ist mit zahlreichen Ausfällen zu rechnen. Da gilt es auch für den Verband, 
sich für jede Möglichkeit rechtzeitig zu sichern. 


Verband Deutscher Dipiom-ingenieure. 
Der Kassenführer. 
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Der Krieg und die Diplom -Ingenieure. 


Von Dipl.-<Gng. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin, 
Vortrag, gehalten in der Mitgliederversammlung des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure, 
Bezirksverein Berlin, am 13. Oktober 1914. 


Schr geehrte Herren! 

Heute ist man sich darüber einig, daß der 
gegenwärtige Krieg die Grundlage abgibt für 
die Neuorganisation vielleicht des gesamten deut- 
schen Staats- und Wirtschaftslebens. Daraus er- 
gibt sich für alle Berufsorganisationen die For- 
derung, das Fundament kennen zu lernen, auf 
den sich die Neuordnung der Dinge aufbauen 
soll. Dieses Fundament reicht zurück in die Zeit 
des Kriegsausbruches, denn verläuft der Krieg 
für das Deutsche Reich günstig, so bedeuten die 
wirtschaftlichen, rechtlichen und sozialen Ver- 
änderungen während des Krieges den Anfang der 
aufsteigenden Entwicklungskurve. 

Als der Krieg ausbrach, war sich die Leitung 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure der 
Schwierigkeit ihrer Aufgabe vollauf bewußt. Auf 
der einen Seite verlor der Verband durch den 
Abruf unter die Fahnen Tausende seiner fähig- 
sten Mitglieder und Mitarbeiter, auf der anderen 
Seite galt es aber, an dem Werdegang der Dinge 
innerhalb des Reiches kräftig mitzuarbeiten, um 
den Verbandsidealen so weit als möglich jetzt 
schon Geltung zu verschaffen. 

Als erste und wichtigste Aufgabe der Ver- 
bandsleitung ergab sich nach Lage der Sache 
die Verfolgung und Verwertung aller mit dem 
Krieg verbundenen Veränderungen rechtlicher, 
wirtschaftlicher und sozialer Art, und zwar die 
Verfolgung und Verwertung dieser Veränderun- 
gen unter dem Gesichtspunkte des deutschen 
Diplom-Ingenieurs. 

Die Entwicklung der 
stehende Tatsachen: 


Dinge ergab nach- 


Der Kriegsausbruch 


datiert vom 1. August und fand seinen äußeren 
Ausdruck in der Ueberschreitung der deutschen 
Ost- und Westgrenze durch russische und fran- 
zösische Truppen und daran anschließend im 
Vormarsch deutscher Truppen über die belgische 
Grenze gegen Frankreich. Am 4 August er- 
folgte die Kriegserklärung Englands an das 
Deutsche Reich, nachdem zuvor versucht worden 
war, dessen Neutralität durchzusetzen. Eine 
„Neutralität‘‘ Englands gab es jedoch bereits 
nicht mehr, da England mit Frankreich und Ruß- 
land in einem Vertragsverhältnis stand, das Eng- 
land zwang, Frankreich und Rußland zur Seite 
zu springen. Der Wortlaut dieses Vertrages ist 
zwar nicht bekannt geworden, doch berichtete 
der belgische Geschäftsträger de PEscaille 


in Petersburg an den Minister Davignon in 


Brüssel bereits unterm 30. Juli, daß England 
hinter Frankreich stehe. Unter diesen Umstän- 
den ist der Grund, den England seiner Kriegs- 
erklärung an Deutschland unterlegte, nämlich die 
Verletzung der belgischen Neutralität durch die 
deutschen Truppen, lediglich als ein Vorwand zu 
betrachten, dessen sich der Staatssekretär des 
englischen Auswärtigen Amtes, Sir Edward 
Grev, bediente, um ihn als moralisches Mittel 
zu benutzen, die Begeisterung der Masse des 
englischen Volkes für diesen Krieg aufzupeit- 
schen, um anderscits aber auch den eigentlichen 
Grund für das Eingreifen Englands totzuschwei- 
gen, nämlich die vertragliche Bindung 
mit Frankreich und Rußland. Letztere 
hatte Grev nie amtlich zugegeben; im Parla- 
ment erklärte er immer und immer wieder, 
England sei Frankreich und Rußland gegenüber 
zu nichts verpflichtet. Dazu kommt, daß Bel- 
gien, formell neutral erklärt, mit Frankreich und 
England zusammen einen Kriegsplan vereinbart 
hatte, wonach Belgien sein Territorium an 
Frankreich und England für militärische Opera- 
tionen zur Verfügung stellte. Somit war die 
Neutralität Belgiens von vornherein eine Heuche- 
lei, und wenn England unter diesen Umständen 
diese „Neutralität“ Belgiens zum Ausgang 
für eine Kriegserklarung an Deutschland nahm, 
so ist das ein Ciebahren, das mit Ehrlichkeit 
nichts mehr zu tun hat. England war aber 
auch durch einen Vertrag mit Japan verbündet, 
und angeblich „um den Frieden im fernen Osten 
zu wahren“, erging auch seitens Japans cine 
Kriegserklärung an das Deutsche Reich, nachdem 
dieses sich geweigert hatte, Kiautschou frei- 
willig an Japan abzutreten. 


Die Ursache des Krieges 


liegt in England. Wohl hatte Oesterreich- 
Ungarn nach der Ermordung des österreichischen 
Thronfolgerpaares durch Helfershelier der ser- 
bischen Regierung an diese schwere Forderungen 
gestellt zur Beseitigung dieser Verbrecherpoli- 
tik. Aber es unterliegt keinem Zweifel, daß 
Serbien diese Forderungen erfüllt haben würde, 
hätte es nicht den Schutz Rußlands hinter sich 


gehabt. Aber auch Rubland hätte gegenüber 
dem mit dem Deutschen Reiche verbündeten 


Oesterreich-Ungarn keine Stellung genommen, 
wäre nicht neben ihm Frankreich und hinter 
beiden England gestanden, England, das in- 
folge seiner insularen Lage und seiner mächtigen 
Flotte bis dahin als unangreifbar galt und dessen 
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Politik von jeher dahin ging, keine der konti- 
nentalen Mächte zu einer überragenden Stellung 
auf dem Kontinent gelangen zu lassen. Es ist 
nicht der Mord an dem österreichischen Thron- 
folgerpaar, auch nicht die Expansionstendenz der 


slawischen Völkerschaften unter Rußlands Füh-- 


rung, auch nicht die Revanche-Idee Frankreichs 
für dic Verluste aus den Jahren 1870 und 1871, 
sondern der Konkurrenzneid Englands gegen- 
über dem Deutschen Reiche, das sich in 43 jah- 
riger Friedenszcit zum Mittelpunkt des europä- 
ischen Kontinents und zum erfolgreichsten Riva- 
len Englands in Handel und Industrie empor- 
geschwungen hatte. Es muß deshalb nachdrück- 
lichst festgestellt werden: der jetzige 
Krieg geht von England aus. 


Der militärische Verlauf des Krieges 


war für Deutschland bisher günstig. Die mili- 
tirische Hauptmacht des Reiches ging nach 
Westen und überschritt die belgische Grenze. 
Da Belgien militärische Macht entgegenstellte, 
mußte diese zunächst gebrochen werden. Dies 
gelang in überraschend kurzer Zeit. Die Festun- 
gen Lüttich, Namur, usw. wurden in rascher 
Aufeinanderfolge genommen, und daran an- 
schließend rückten die deutschen Armeen über 
die Nordostgrenze von Frankreich, während der 
übrige Teil der deutschen Armee sich in Ober- 
elsaß festlegte, um dem Feinde den Ausfall aus 
den Vogesenpässen zu sperren. An der Nordost- 
grenze Frankreichs folgten nacheinander größere 
Schlachten, die alle für die deutsche Armee 
siegreich waren. Besonders ist hierbei zu nennen 
die Schlacht bei Metz. Unaufhaltsam rückten die 
deutschen Armeen gegen Paris vor, alle An- 
stürme der französischen Armee zurückweisend. 
Vor Paris hatte sich die zum Teil vernichtete 
tranzösische Armee von neuem gesammelt und 
mit frischen Truppen vereinigt. Dies veran- 
laßte die deutschen Armeen, sich ebenfalls zu- 
sammen zu zichen, und so stehen sich zurzeit 
zwei mächtige Heere in stark befestigter Stel- 
lung gegenüber. England hatte wiederholt Ex- 
peditionskorps nach dem Kontinent geschickt, 
diz zusammen mit belgischen und französischen 
Truppen kämpften. Eine nachhaltige Niederlage 
erlitten die englischen Truppen zunächst in der 
Schlacht bei St. Quentin. 


Im Osten des Reiches spielten sich zu Anfang 
des Krieges mehrere größere oder kleinere 
Girenzgefechte ab. Allmählich rückten größere 
Truppenmassen namentlich in Ostpreußen vor 
und verwüsteten und plünderten diese Provinz 
fast bis zur Weichsel. Jetzt erschien der Zeit- 
punkt gekommen, die Operationen der deutschen 
Armee gegen die russische Armee in Ostpreußen 
durchzuführen. Es erfolgte eine Umzingelung 
der russischen Truppen und cin Verdrängen der- 
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selben in die masurischen Seen OstpreuBens, wo- 
selbst sie in der Schlacht bei Tannenberg den 
Vernichtungsschlag erhielten. 


In Galizien hatte sich ein zweites russisches 
Heer gesammelt, gegen das die Osterreichisch- 
ungarischen Truppen vorrückten. Nach mehr- 
wöchentlicher Schlacht bei Lemberg gelang es, 
ınit Unterstützung von aus Frankreich zurück- 
gezogenen deutschen Truppen eine Entscheidung 
dieser Schlacht zuungunsten Oesterreich-Ungarns 
zu vermeiden. Nachdem nunmehr die deutschen 
Truppen in Ostpreußen infolge der Vernichtung 
der russischen Armee daselbst freigeworden sind, 
konnten weitere Truppenverstärkungen nach 
Galizien gebracht werden, so daß dort nunmehr 
neue Operationen seitens der deutsch-öster- 
reichisch-ungarischen Armee unternommen wer- 
den können. - 


England hatte sich bisher im wesentlichen 
darauf beschränkt, Frankreich und Belgien 
Unterstützungstruppen zur Verfügung zu stellen; 
seine Seemacht hat es bislang geschont, in der 
Absicht, daß es gelingen möchte, das Deutsche 
Reich ohne das Risiko teuerer Schiffe besiegen 
zu können. Es hat zwar — angeblich in der 
Nähe von Helgoland — einige deutsche Schiffe 
vernichtet; auf der anderen Seite wurden seitens 
eines deutschen Unterseebootes nicht weniger 
als drei englische Kreuzer in den Grund ge- 
bohrt. Welche Taktik England in Zukunft im 
Seekrieg gegen Deutschland verfolgen wird, läßt 
sich mit Bestimmtheit naturgemäß nicht sagen; 
aller Voraussicht nach wird es jedoch auch hier 
— kaufmännisch kühl berechnend — seine mit 
ihm verbündeten Mächte die Kastanien aus 
dem Feuer holen lassen, um dann beim Friedens- 
schluß ein möglichst starkes Gewicht in die Wag- 
schale werfen zu können. 


Der bisherige Verlauf der militärischen Ope- 
rationen steht unter dem Kennzeichen der mo- 
dernen Technik. 


Die moderne Technik, 


nanientlich 42-cm-Morser, Motorwagen, Luft- 
schiff, Flugzeug, Telephon, Telegraph und nicht 
zuletzt das Unterseeboot drücken der militäri- 
schen Taktik der Jetztzeit den Stempel auf. Für 
die 42-cm-Mörser der Firma Krupp gibt es heute 
praktisch keine Festungen mehr; mindestens 
aber wird die Technik des Festungsbaues cr- 
hebliche Fortschritte machen müssen, um dem 
Geschützbau gegenüber standhalten zu können. 
Es ist damit zu rechnen, daß das 42-cm-Geschütz 
in Zukunft bei allen Heeren Eingang finden wird, 
und das bedeutet eine Reform des Festungs- 
wesens an Haupt und Gliedern. Luftschiffe und 
Flugzeuge förderten den Aufklärungsdienst und 
die Automobile sorgten für den Ersatz der 
fechtenden Truppen und eine rasche Beseiti- 
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gung der Verwundeten; zugleich entstand die 
lange Schlachtreihe. Telephon und Telegraph 
brachten die Meldungen von den verschiedensten 
Stellen des Millionenheeres zu der Heeresleitung. 
Diese Fortschritte der Verkehrstechnik in Ver- 
bindung mit der Bevölkerungszunahme bewirk- 
ten eineerheblichlängere Dauer der 
Schlachten als dies bisher der Fall war. 


Unterseeboote, Luftschiffe, Flugzeuge und 
weitreichende Geschütze dürften aber auch ge- 
eignet sein, dem insularisch gelegenen England 
dauernd das Prestige der Unangreifbarkeit zu 
nehmen. Dieses Ziel England gegenüber muß 
aber erreicht werden. Es erscheint keine Mög- 
lichkeit gegeben, England durch andere Mittel 
als durch diese, also Mittel der Technik, stürzen 
zu können; einen Sieg über England 
kannnur die deutsche Technik brin- 
gen! 

An dieser Stelle muß der deutschen Industrie, 
insbesondere der Firma Krupp, die der Verband 
Deutscher Diplom-Ingenieure mit Stolz zu seinen 
Freunden zählt, der Dank des deutschen Volkes 
wiederholt werden; die Firma Krupp und 
ihre leitenden Ingenieure, die mit 
wenigen Ausnahmen alle Mitglieder 
des Verbandes sind, haben sich 
durch ihre technischen Großtaten 
während dieses Krieges in der Ge- 
schichtedesdeutschen Volkeseinen 
dauernden Ehrenplatz geschaffen! 


Zu den militärischen Kämpfen kommen die 
Kämpfe ökonomischer Art; beide müssen sich 
ergänzen, soll die Vernichtung des Gegners er- 
reicht werden. Es muß deshalb 


die ökonomische Kriegsbereitschaft der 
einzelnen Staaten 


und die Politik zur Erhöhung der wirtschaft- 
lichen Potenz während des Krieges näher be- 
trachtet werden. 


England. 


Bekanntlich meinte der englische Schatz- 
kanzler Lloyd George: „die erste Mil- 
liarde wird Deutschland ebensogut aufbringen 
wie England, nicht aber die letzte“. Diese Aeuße- 
rung erscheint dem Kenner der Verhältnisse er- 
staunlich, und es erhebt sich die Frage, ob 
Deutschland größere Schwierigkeiten habe, die 
letzte Milliarde aufzubringen, als England. Pro- 
fessor Julius Wolf, der bekannte National- 
ökonom an der Technischen Hochschule Berlin, 
behauptet das strikte Gegenteil, und er belegt 
dies mit Daten aus seiner kurz vor dem Krieg 
erschienenen Schrift über die Steuerreser- 
ven Englands und Deutschlands. 
Nach Wolf beträgt das englische Volksver- 
mögen für 1908 ca. 275 Milliarden Mark. Dem- 
regenüber ergibt die niedrigste Berechnung des 
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deutschen Nationalvermogens, daß Deutschland 
im Jahre 1911 bei einer jährlichen Zuwachsquote 
von ca. 10 Milliarden mindestens 300 Milliarden 
Mark an Volksvermögen besaß; und die höchste 
Berechnung ergibt das Resultat, daß Deutsch- 
lands Volksvermögen 1909 etwa 345, 1914 etwa 
385 Milliarden beträgt. Nach Wolf liegt die 
Wahrheit im der Mitte, d. h. das deutsche 
Volksvermögen betrug zu Kriegsbeginn min- 
destens 350 Milliarden. Da auch das englische 
Volksvermégen von 1905 bis Kriegsbeginn 
zweifellos gestiegen ist, da aber die jährliche 
Zuwachsquote in England nach Wolf vier bis 
fünf Milliarden knapp erreicht, so beträgt das 
englische Volksvermögen auch jetzt nicht mehr 
als 30C Milliarden Mark. Unbestritten kann aus 
einem Volksvermögen von mindestens 350 Mil- 
liarden die letzte notwendige Milliarde leichter 
herausgeholt werden, als aus einem Volksver- 
mögen, das maximal 300 Milliarden beträgt. 
Es erhebt sich noch die Frage, ob die eng- 
lische Volkswirtschaft während des Krieges weni- 
ger leiden wird als die deutsche. Da ist nun 
aber festzustellen, daß die deutsche Volkswirt- 
schaft eine viel breitere landwirtschaftliche 
Basis besitzt, als die englische (auf dem Insel- 
reich sind nur 1300 der Bevölkerung in der 
Landwirtschaft tätig, in Deutschland 35 v0), und 
daß sich Deutschland eines erheblich stärkeren 
inneren Marktes erfreut, d. h. daß Deutschland 
einen viel größeren Teil seiner Produktion auf 
deni eigenen Markt unterbringen kann. Diese Un- 
abhängigkeit Deutschlands vom Ausland spricht 
sich auch darin aus, daß Deutschland an Aus- 
länder pro Jahr nur ca. 309%% seiner sämt- 
lichen erteilten Patente abgibt, während in Eng- 
land ca. 50 % aller englischen Patente dem Aus- 
lande gehören. Dieser hohe Prozentsatz an Aus- 
landspatenten gibt -- wenn auch nur ungefähr --- 
ein Bild, wie weit die ausländische Industrie mit 
ihren Erzeugnissen an dem englischen Markt be- 
teiligt ist. Dic Unterbindung des Absatzes nach 
außen und der Einfuhr von außen wird deshalb 
die deutsche Volkswirtschaft weit weniger schä- 
digen wie die englische. England hat allerdings 
seinen Secverkehr voraus — wenigstens zurzeit 
noch. Jedoch schon im ersten Kriegsmonat, im 
August, betrug die Ausfuhr Englands die Hälfte 
des normalen Betrages. Der Mangel an Stärke 
des inneren Marktes scheint also doch erheblich 
kräftiger zu wirken als die Ausfuhrmöglichkeit. 
Dazu kommt, daß der Arbeitslosenmarkt in 
Deutschland durch die im Felde stehende Armee 
außerordentlich entlastet wird, während in Eng- 
land das Heer der Arbeitslosen zuhause sitzt. 
Auch der englische Kapitalmarkt ist nicht so 
plänzend wie vielfach angenommen wird. Neben 
dem ungedeckten absolut kontingentierten Noten- 
betrag von 1845 Millionen Pfund der Bank 
von England besaß diese zu Kriegsausbruch 
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nur 550 Millionen Mark Cioldbestand; in diesem 
Umfange nur kann England Noten ausgeben, 
wober jedoch das englische Gesetz vorschreibt, 
daß jede Note durch Gold gedeckt sein müsse. 
Dazu kommt, daß England große Kapitalien 
(70 Milliarden Mark) in russischen, mittel- 
und südamerikanischen Werten angelegt hat; 
der Kapitalmarkt ist dadurch stark redu- 
ziert, was sich schon daran zeigt, daß 
die Bank von England nach Kriegsausbruch ge- 
schlossen wurde und zugleich ein Moratorium 
vom 4. August bis 4. September zur Einführung 
gelangte, das indes verlängert werden mußte 
und das selbst nach Aufhebung durch weitere 
Maßnahmen der Regierung ersetzt werden muß. 
Dazu kommt ferner, daß England, wie Wolf 
in seiner Schrift ebenfalls feststellt, weit höhere 
laufende Steuern von seinen Staatsangehörigen 
verlangt wie Deutschland. Deutschland hat also 
ein Volksvermögen, das Englands Volksvermögen 
um 50 Milliarden übersteigt und das in normalen 
Zeiten eine Zuwachsquote besitzt, die doppelt 
so groß ist, als die Zuwachsquote von England. 


Cietrcu der alles beherrschenden Absicht, 
durch den jetzigen Krieg Deutschlands Handel 
und Industrie zu vernichten, hat England eine 
Anzahl Maßnahmen ergriffen, die derart gegen 
Treu und Glauben verstoßen, daß die Schädi- 
gungen, die der englische Kredit dadurch auf 
sich fad, nicht ausbleiben können. | 


England war es vorbehalten, durch seine 
übermächtige Flotte zur See alle völkerrecht- 
lichen Abkommen mit Füßen zu treten. Eng- 
land hat Privatjachten weggenommen und es 
hat deutsche Handelsschiffe beschlagnahmt. Es 
wurde der Rostocker Dampfer „Marie Glä- 
ser“ am 5. August von einem englischen Kriegs- 
schiff weggenommen. In der nachherigen Ver- 
handlung ergab sich, daß der Führer des 
Dampfers von dem Kriegsausbruch zwischen 
England und Deutschlands nichts wußte, als er 
einen Tag vor der Kriegserklärung den Hafen 
verließ. Nach Art. H} der Haager Konvention 
von 1907 können feindliche Schiffe, die ihren 
letzten Abgangshafen vor dem Beginn des 
Krieges verlassen haben und auf See ohne 
Kenntnis der Feindseligkeiten geblieben sind, 
nicht beschlagnahmt werden. Auf Grund eines 
Vorhaltes, den Deutschland in bezug auf diese 
Bestimmung gemacht hat, wurde entschieden, 
daß der Dampfer „Marie Gläser‘ in öffentlicher 
Versteigerung zu verkaufen sei! 


Daß England Seeräuberei treibt, haben in- 
zwischen auch andere Staaten erfahren müssen, 
so insbesondere Holland. So sind die beiden 
mit schwedischen Eisenerzen von Norwegen nach 
Rotterdam fahrenden holländischen Dampfer 
„Batavia“ und „Katwijk“ von englischen 
Kreuzern in der Nordsee weggenommen und 
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nach Middlesborough geschleppt worden. Bce- 
kannt ist, daß in Middlesborough die größten 
Hochofen Englands betrieben werden; dort ist 
das gute phosphorfreie schwedische Eisenerz ge- 
rade jetzt gut brauchbar. Ausgeschlossen war, 
daß das schwedische Eisen etwa über Holland 
nach Deutschland verfrachtet werden sollte, 
denn Deutschland hat andere und billigere Wege 
zum Bezug von Eisenerzen. Das Eisenerz war 
für holländischen Gebrauch bestimmt; da Hol- 
land ein neutrales Land ist, so müßte sein Eigen- 
tum für die Kriegführenden unantastbar sein. 


Holland hat aber noch andere Ursache, sich 
über die englische Secräuberei zu beklagen. 
Neuerdings hat England Kupfer und Blei in jeder 
Form, ferner Glvzerin, Chromeisen, Braunerz, 
Magneteisen, Kautschuk, Rohfelle und Häute als 


Kriegskonterbande erklart. Dabei ist festzu- 
stellen, daß die englische Regierung am 
21. August 1914 ein Abkommen mit Rußland 


und Frankreich offiziell bekanntgemacht hat, wo- 
nach während des jetzigen Krieges die Bestim- 
mungen der Londoner Seerechtsdeklaration mit 
allen Zusätzen volle Geltung haben sollen. Ar- 
tikel 23 der Deklaration sagt aber ausdrücklich, 
daß alle Kautschuksorten, Rohhaute und Metall- 
erze nicht als Konterbande zu betrachten seien. 
Trotzdem erklärt England jetzt diese Güter als 
Konterbande. Man sollte denken, daß jeder Ver- 
trag, der für den Krieg bestimmt ist, zu gelten 
hat, solange er nicht von allen Vertragschließen- 
den Mächten, die ihn aufgestellt haben, ge- 
meinschaftlich geändert wird. Die eigen- 
mächtige Aenderung durch England zeigt, wie 
wenig Wert zu legen ist auf Englands Beitritt zu 
den internationalen Konventionen. 


Auch sonst hat England Schritte unternom- 
men, die unbedingt zu einer Diskreditierung Eng- 
lands führen müssen. 

Durch königliche Proklamation vom 
11. August wurde der dem alten englischen Recht 
angchorige Grundsatz, daß kein Engländer mit 
den: Untertan eines feindlichen Staates Handel 
treiben dürfe, erneuert und bestimmt, daß kein 
Engländer während des Kricges an einen feind- 
lichen Untertan etwaige Schulden bezahlen dürfe, 
wobei diese Bestimmung auch dann gilt, wenn 
feindliche Untertanen in einem neutralen Staate 
oder in England selbst ihren Wohnsitz haben; 
auch gilt diese Bestimmung für alle juristischen 
Personen, die selbst einen einzigen feindlichen 
Untertan als Teilhaber aufweisen. Es durfte 
infolgedessen kein Engländer beispielsweise mit 
einem deutschen Bankinstitut in London scine 
Geschäftsverbindung fortsetzen. Inzwischen hat 
jedoch England erkannt, daß es sich durch 
dieses ungestüme Vorgehen selbst schädigt, und 
gestattet nunmehr wieder den Geschäftsverkehr 
mit solchen feindlichen Untertanen, die in Eng- 
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land oder neutralen Staaten ihren Sitz haben. 
Es hat allerdings die in England befindlichen 
deutschen Firmen unter Staatsaufsicht gestellt 
und sorgt auf diese Weise durch seine Kom- 
missare dafür, daß diese Firmen nur solche Ge- 
schäfte abwickeln, bei denen für England allein 
etwas herauskommt. 


Einen gleichen Rechtsbruch hat sich England 
in bezug auf Patente der feindlichen Untertanen 
zu Schulden kommen lassen. Obschon der § 1 
des englischen Patentgesetzes Ausländern die 
Gewährung von englischen Patenten in gleicher 
Weise wie den Engländern verbürgt, ist unterm 
7. August in England ein Gesetz erlassen wor- 
den, wonach das englische Handelsamt (Board 
of Trade) ermächtigt wird, Bestimmungen zu er- 
lassen über die Vernichtung und zeitweilige Zu- 
rücknahme der Patente feindlicher Untertanen. 
Um diesen Rechtsbruch — wie sonst so auch 
hier! — moralisch zu „begründen“, machte Eng- 
land geltend, es sei während der Kriegszeit, 
namentlich bezüglich der Arzneimittel und sonsti- 
gen chemischen Produkte, von Deutschland ab- 
geschnitten und deshalb darauf angewiesen, 
solche Präparate selbst herzustellen. England 
vergißt aber dabei, daß es hierzu keineswegs 
der Vernichtung der deutschen Patente bedarf, 
daß die deutschen Fabriken Filialen in England 
unterhalten und daß, wenn diese Filialen versagt 
hätten, England höchstens die Strafbestimmun- 
gen wegen Patentverletzung während der Dauer 
des Krieges hätte aufheben dürfen. Daß England 
einen anderen Weg gegangen ist, beweist, daß 
es ihm bei diesen ganzen Vorgehen nur darauf 


ankam, die Gelegenheit wahrzunehmen, den 
deutschen Export zu vernichten. 
Mögen die englischen Patente der deutschen 


Staatsangehörigen auch noch so sehr die Arznei- 
mittel in England beschränken, so ist dies nicht 
anders als wenn Deutschland infolge der eng- 
lischen Seemacht einen Mangel an Nahrungs- 
mitteln empfindet; hat England keine Arznei- 
mittel mehr, so- muß es klein beigeben, in 
gleicher Weise, wie wenn Deutschland keine 
Nahrungsmittel besitzt; es darf sich des- 
halb nicht an Privateigentum ver- 
greifen. 


Frankreich 


ist auch heute noch überwiegend Agrikulturland. 
Obschon jedoch seine Bodenfläche ungefähr 
ebenso groß ist, wie die Deutschlands, steht 
es in bezug auf seinen landwirtschaftlichen Er- 
trag weit hinter Deutschland zurück. Es er- 
zeugt 10 Millionen Tonnen Brotgetreide, 
Deutschland dagegen 16 Millionen, Frankreich 
13 Millionen Kartoffeln, Deutschland 50 Mil- 
lionen. Mit der Viehzucht steht es nicht besser, 
Frankreich 14 Millionen Stück Rindvieh, Deutsch- 
land 20 Millionen, Frankreich 6 bis 7 Millionen 
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Schweine, Deutschland 21 Millionen. Der Wein- 
bau gleicht diesen Abstand zwischen den fran- 
zösischen und deutschen Zahlen nicht aus, denn 
er geht ständig zurück und sein Ertrag ist 
schwankender als jede andere Ernte. In den Jah- 
ren 1590 bis 1900 schwankte er zwischen 26 und 
83 Millionen Hektoliter. 

Tatsache ist nun, daß die Industrie in Frank- 
reich Fortschritte macht. Doch vollzieht sich 
dieser Fortschritt nur langsam und zeigt nicht 
entfernt die riesenhafte Entwicklung wie in 
Deutschland. Neuerdings hebt sich die Roheisen- 
erzeugung; sie beträgt aber doch nur den vier- 
ten Teil der deutschen Roheisenerzeugung. 

Frankreich als „Bankier der Welt“ hat 
diesem Ruhm nichts zu verdanken. Der kleine 
französische Rentner hegt eine Vorliebe für fest 
verzinsliche Papiere und die Kreditinstitute för- 
dern ihn hierin. Demgegenüber will der franzö- 
sische Rentner von Industriepapieren nichts 
wissen; sie gelten ihm eine gefährliche Anlage. 
Deshalb ist Frankreich ein guter Markt für 
Staatspapiere aller Welt, nicht aber für hei- 
mische Industriepapiere. Das ging solange als 
Frankreich von seinen früher erworbenen Reich- 
tümern zehren konnte, seit aber, namentlich 
seine militärische Rüstung, so außerordentlich 
zugenommen hat, beginnt sich allmählich diese 
Seite der französischen Volkswirtschaft immer 
stärker zu zeigen; die Krippe hat sich allmäh- 
lich geleert. 

So hat das Land schon 
finanzielle Lasten für seine Hauptverbündeten 
zu tragen. Schon vor 10 Jahren betrug der 
französische Besitz an russischen Werten zirka 
10 Milliarden Francs. Inzwischen ist dieser Be- 
trag noch größer geworden. Der russische 
Staat, russische Städte, russische Eisenbahnen, 
russische Banken und russische Industriewerke 
haben in dem letzten Jahrzehnt erhebliche Sum- 
men aus Frankreich erhalten. Noch in diesem 
Jahre erhielt der französische Kapitalmarkt eine 
russische Anleihe von 0665 Millionen zugeführt. 
Dazu kommen die Lasten der finanziellen Unter- 
stützung, die Frankreich auch anderen Ländern, 


seit Jahren große 


insbesondere den Balkanstaaten und verschie- 
denen südamerikanischen Republiken gewährt. 
Dadurch ist Frankreich als allzu freigebiger 


Gläubiger in ein Abhängigkeitsverhältuis zu 
seinen Schuldners gelangt. Die vielen russischen 
und sonstigen fremdländischen Anleihen, auf 
deren Verzinsung das französische Kapital bis 
auf weiteres vergeblich harren wird, hemmen 
insbesondere die Aktionskraft der Banken. Und 
so kommt es denn, daß die französische Regie- 
rung alsbald nach dem Kriegsausbruch ein 
Moratorium erlassen mußte, das auch die 


Banken vor größeren Zahlungserfüllungen be- 
wahrt (zahlen nur 250 Frances zuzüglich 5. 


von dem Reste des Guthabens aus), ja das 
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sogar den Departements und Gemeinden 
das Recht einräumt, die Rückzahlune der 
von ihnen ausgerebenen Schuldverschreibun- 


gen zu verschieben. In einem gewissen Zusam- 
menkang mit dem Moratorium steht offenbar 
auch die an das große französische Finanzinstitut 
(Credit Lvonais) ergangene Anweisung, die ım 
September fällig gewesene Teildividende nicht 
auszuzahlen. 


Weit beachtenswerter als die Dividenden- 
sistierung des Credit Lyonais ist die infolge der 
Invasion durch die deutschen Truppen einge- 
tretene Verstopfung der industriellen Quellen. 
In dem Eisenerzgebiet von Longwy-Briey ist 
jede Möglichkeit des Abbaues geschwunden; des- 
gleichen ist die Kohlenförderung in den Departe- 
ments Nord und Pas de Calais stark beeinträch- 
tigt. Ein weiteres unerfreuliches Moment für 
Frankreich bildet der Umstand, daß sowohl 
Frankreich selbst, als auch Algier und Tunis im 
laufenden Jahre eine nur kleine Weizenernte 
erbracht haben. Nach alledem ist für Frank- 
reich die Aufnahme einer großen Kriegsanleihe 
im Inlande nicht leicht. Die Versuche, in den 
Vereinigten Staaten von Amerika eine Anleihe 
abzuschließen, sind Dank des über die Neu- 
tralität der Union wachenden Präsidenten Wilson 
gescheitert. England hat dem französischen Ver- 
bündeten die winzige Summe von 2 Millionen 
Pfund Sterling zur Verfügung gestellt. 


Den Hauptanteil der Kriegskosten hat bisher 
das französische Noteninstitut, die Banque de 
France aufgebracht. Ihr wurde alsbald nach 
Kriegsbeginn gestattet, den Notenumlauf, dessen 
Höchstsumme bis dahin auf 6,5 Milliarden Francs 
begrenzt war, auf 12 Milliarden Francs zu stei- 
gern. Da gleichzeitig die Bekanntgabe der 
wöchentlichen Ausweise der Bank von Frank- 
reich aufgehoben wurde, eine Maßregel, zu der 
inan sich im Jahre 1870 erst nach der Schlacht 
be: Sedan verstand, so ist anzunehmen, daß recht 
viele Noten ausgegeben worden sind und daß 
der Staat in erheblichem Umfange der Schuldner 
der Bank geworden ist. Heute bildet der Gold- 
bestand der Banque de France den festen 
Untergrund für die Befriedigung der durch den 
Krieg dringlich gewordenen Bedürfnisse. Da der 
Goldbestand dieses Zentralnoteninstituts eine 
wesentlich höhere Notenausgabe nicht gestattet, 
so wird Frankreich versuchen, über kurz oder 
lang eine große innere Anleihe herauszubringen. 
Auf eine starke freiwillige Beteiligung des fran- 
zösischen Kapitalisten-Publikums ist nicht zu 
rechnen. Es steht dashalb zu erwarten, daß 
man nicht davor zurückschrecken wird, dem 
Volke eine Zwangsanleihe aufzuerlegen. Der 
Goldbestand der Banque de France betrug vor 
dem Kriege die gewaltige Summe von 4 Milli- 
arden Francs. Für den Fall, daß 12 Milli- 
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arden Francs Noten in Zirkulation gesetzt wur- 
den, beträgt ihre Deckung durch Gold 331/, %. 
In der Totalsumme bleibt somit der Goldbestand 
der deutschen Reichsbank (ca. 1700 Millionen 
Mark) hinter dem der Bank von Frankreich 
wesentlich zurück. Es ist jedoch zu berück- 
sichtigen, daß der außerhalb des Zentralnoten- 
instituts aufgespeicherte Goldbestand in Deutsch- 
land weit größer ist als in Frankreich. fiminerhin 
ist damit zu rechnen, daß Frankreich nicht nur 
in militärischer Beziehung, sondern auch in finan- 
zieller Beziehung ein erstklassiger Gegner ist, 
wenn auch sein Volksvermögen, wie dies Stein- 
mann-Bucher herausgerechnet hat, nur 
ca. 225 Milliarden Mark beträgt und, wie oben 
festgestellt, schlecht angelegt ist. 


Leider hat sich Frankreich neuerdings in be- 
zug auf wirtschaftliche Kriegsmaßnahmen seinen 
Bundesgenossen England zum Vorbild dienen 
lassen, indem es ebenso wie dieses ein allge- 
meines Handels- und Zahlungsverbot gegenüber 
den Firmen der feindlichen Staaten erlassen hat. 
Dem unter dem Titel „Boykott Legal“ im 
„Figaro“ veröffentlichten Erlaß des Präsidenten 
der Republik gemäß wird jeder Handel mit 
Untertanen feindlicher Staaten bis auf weiteres 
untersagt; darüber hinaus wird auch zugleich 
den feindlichen Untertanen verboten, innerhalb 
Frankreichs irgendein Handelsgeschäft, sei es 
unmittelbar oder durch Mittelspersonen, zu be- 
treiben. In dieser Beziehung hat also Frank- 
reich sein Vorbild noch übertroffen. Natur- 
gemäß hat Frankreich bis auf weiteres auch 
verboten, zugunsten von Angehörigen der feind- 
lichen Staaten irgendwelche geldliche oder 
sonstige Verpflichtungen zu erfüllen. Und 
schließlich wird im gleichen Erlaß angekündigt, 
daß über Patente und Warenzeichen feindlicher 
Staatsangehöriger ein besonderer Erlaß erfolgen 
wird. Es ergibt sich ohne weiteres, daß Frank- 
reich bei diesem ganzen Vorgehen sich lediglich 
England zum Vorbild genommen hat, denn dem 
französischen Recht gemäß fällt der Handel mit 
Firmen eines feindlichen Landes nicht unter den 
Begriff „den Interessen einer feindlichen Macht 
Vorschub leisten“, aber es heißt auch hier: 
schlechte Beispiele verderben gute Sitten! 


Rußland. 


Die Betrachtung der ökonomischen Kriegs- 
bereitschaft Rußlands lenkt zunächst auf den 
gewaltigen Umfang des russischen Reiches. 


Mit einem Flächeninhalt von 22550520 Qua- 
dratkilometer übertrifft Rußland das Deutsche 
Reich etwa um das vierzigfache. Die Bevölke- 
rung wird vom russischen Reichsstatistischen 
Zentralamt für Ende 1912 auf 171 Millionen 
Seelen angegeben. Dank des gewaltigen Spiel- 
raumes und der großen Fruchtbarkeit vieler 
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Gebiete, in denen das heiße Klima reiche Ernten 
erzeugt, wächst die Bevölkerung außerordentlich 
stark. Während die allgemeine Volkszählung 
vom Jahre 1897 nur 129 Millionen Einwohner 
ergab, ist in den nächsten 16 Jahren ohne Ver- 
größerung des Territoriums ein Bevölkerungs- 
zuwachs von 42 Millionen eingetreten. Leider 
versagt die russische Statistik vollständig in be- 
zug auf die Herausrechnung des russischen 
Volksvermögens; es läßt sich auch nicht einmal 
schätzungsweise feststellen. 

Neben dem Reichtum an Menschen bildet der 
zum Teil sehr fruchtbare Boden, insbesondere 
der ergiebige Moderboden einen bedeutsamen 
Faktor im russischen Wirtschaftsleben. Trotzdem 
der russische Ackerbau einen Vergleich mit der 
hochstehenden rationellenLandwirtschaft Deutsch- 
lands in keiner Weise aushält, liefert er schon heute, 
trotz der mangelhaften Bestellung, mehr als 
ein Drittel der gesamten Getreide- 
ernte Europas. Im Anbau von Weizen steht 
das europäische Rußland allein an erster Stelle 
der Welt. 1913 erntete Rußland 22,8 Millionen 
Tonnen Weizen, Deutschland nur 4,6 Millionen 
Tonnen. Im Anbau von Roggen nimmt Ruß- 
land unter den Weltvölkern eine noch prominen- 
tere Stellung ein. Nur im Anbau von Kartoffeln 
übertrifft Deutschland mit einer Ernte von 
51,1 Millionen Tonnen die russische mit nur 
34,6 Millionen. Die Hektar-Erträge des russi- 
schen Bodens stehen indessen unendlich tief; 
nach Steinmann-Bucher bringt Weizen- 
boden 7 Doppelzentner gegen 22,6 in Deutsch- 
land, Kartoffel 81 gegen 150 in Deutschland. 

Dem nach absolutem Maßstab bedeutenden 
Ackerbau entspricht ein hoher Viehstand. 1913 
zählte man im europäischen Rußland 37 Mil- 
lionen Rindvieh gegen 20 Millionen Stück in 
Deutschland; 42,7 Millionen Schafe, gegen 5,8 
in Deutschland, 12,4 Millionen Schweine, gegen 
21,9 in Deutschland. Ganz besondere Sorgfalt 
wird der Pferdezucht zugewandt; der Pferde- 
bestand betrug 24,5 Millionen, während in 
Deutschland nur 4,5 Millionen Pferde gezählt 
wurden. 

Der Bergbau gewinnt in Rußland mehr und 
mehr an Bedeutung. In der Goldgewinnung steht 
Rußland mit 48 377 Kilogramm im letzten Jahre 
hinter Südafrika, Nordamerika und Australien 
an vierter Stelle. Die Steinkohlenförderung 
hat in den letzten Jahren eine sehr bedeutsame 
Steigerung erfahren. Sie nähert sich mit 31 Mil- 
lionen Tonnen der Kohlenförderung Frankreichs 
mit 40 Millionen Tonnen. In der Petroleum- 
gewinnung kommt Rußland mit 9,3 Millionen 
Tonnen (das sind 22,9 % der Weltproduktion) 
gleich nach den Vereinigten Staaten. Die Kupfer- 
gewinnung ist in den letzten 10 Jahren von 
8000 auf 33600 Tonnen gestiegen, während sie 
in Deutschland sich auf 45500 Tonnen stellt. 


Dipl.-Ing. Dr. Lang, Patentanwalt, Der Krieg und die Diplom-Ingenicure 


Dic wachsende Industrialisierung und damit 
der fortschreitende Prozeß der Freimachung von 
der ausländischen Einfuhr an Fabrikaten wird 
durch die zunehmende Gewinnung von Roh- 
eisen treffend gekennzeichnet. Im Jahre 1912 
wurden 4198000 Tonnen Eisen gewonnen, fast 
halb so viel wie in England, das im gleichen 
Jahre 9031 000 Tonnen erzeugte. 


Der auswärtige Handel Ruf lands belief sich 
im Jahre 1913 in der Ausfuhr auf 1583 Millionen 
Rubel, in der Einfuhr auf 1316 Millionen Rubel. 
Aus der Einfuhr ist zu erwähnen, daß an der 
Einfuhr von Maschinen Deutschland mit 642 Mil- 
lionen Rubel beteiligt war, England nur mit 
170 Millionen. 


Trotz der ungeheueren Zahlen, mit denen 
Rußland rechnen kann, ist die Bevölkerung, ab- 
gesehen von der kleinen Oberklasse, arm und, 
infolge der geringen Bevölkerungsdichte und der 
geringen oder gar nicht entwickelten inneren 
Organisation, sind Hungersnöte an der Tages- 
ordnung. 


In der Finanzwirtschaft Rußlands spielt die 
auswärtige Schuldenlast eine bedeutsame, schwer 
drückende Rolle. Am 1. Januar 1914 beliefen sich 
die Staatsschulden auf 8809 Millionen Rubel. 
Aber die Staatseinnahmen zeigen in den letzten 
Jahren eine erhebliche Steigerung. Die russische 
Staatsbank, die Ende 1899 nach durchgeführter 
Münzreform einen Goldbestand von 927 Millionen 
in ihren Kassen hatte, hat ihren Metallvorrat 
seit dieser Zeit ständig vermehrt. Einschließ- 
lich des Reichsschatzes verfügte sie Ende 1913 
über einen Goldbestand von 1687 Millionen Rubel 
und im Jahre 1914 vor Kriegsausbruch von 
1745 Millionen Rubel. Damit wies die 
russische Staatsbank von allen Zentralnotenban- 
ken Europas den stärksten Goldvorrat auf. 
Ebenso wie andere Staaten, kann auch Rußland 
zur Beschaffung der für den Krieg erforder- 
lichen Mittel zunächst auf sein Zentralnoten- 
institut, die russische Staatsbank, zurückgreifen. 
Die Summe der ausgegebenen Kreditbilletts blieb 
hinter dem Goldbestand zurück, sie belief sich 
vor dem Kriege auf nur 1634 Millionen Rubel. 
Diese Zahlen zeigen, daß die russische Regie- 
rung in sehr erheblichem Umfange die Staats- 
bank für die geldlichen Kriegserfordernisse in 
Anspruch nehmen konnte. Auf der anderen 
Seite muß man aber berücksichtigen, daß Ruß- 
land die Möglichkeit fehlt, so wie das in Deutsch- 
land geschieht, die Belastung des Zentralnoten- 
instituts durch die Aufnahme einer großen An- 
leihe zu beseitigen und die Bank von neuen 
stark zu machen. Die Bevölkerung Rußlands ist 
nicht in der Lage, die für die Kriegführung er- 
forderlichen Summen aufzubringen. Rußland hat 
bekanntlich bisher stets seinen ganz enormen 
Anleihebedarf im Auslande decken müssen. 


Die Standı sbezeichnung „Ingenicur“ 


Dieser Weg ist indes jetzt völlig gesperrt, denn 
dic Verbündeten Rußlands haben auch in finan- 
zieller Hinsicht genug mit sich selbst zu tun. 
Wenn man nun weiter berücksichtigt, daß nicht 
nur außerordentlich große neue Anforderungen 
durch den Krieg an die russische Finanzkraft 
gestellt werden, sondern auch die regulären Ein- 
nahmen der russischen Finanzverwaltung mehr 
als die jeder anderen Nation durch den Krieg, 
und die sich daraus ergebenden Maßregeln be- 
einträchtigt worden sind, so kann man damit 
rechnen, daß Rußland trotz seines großen Gold- 
bestandes schneller als seine Verbündeten in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten wird. 

Bekanntlich basiert das russische Budget zum 
erheblichen Teile auf dem Branntweinverkaufe. 
Da nun aber aus militärischen Gründen der 
Branntweinverkauf sofort bei Beginn des Krie- 
ges von der russischen Regierung verboten 
wurde, fällt diese Einnahmequelle weg. Des- 
gleichen dürften die Einnahmen der staatlichen 
Eisenbahnlinien im ersten Kriegsmonat vollstän- 
dig in Fortfall gekommen sein. Auch die Zoll- 
einkünfte hören so gut wie ganz auf. 

Den Versuch, eine innere Anleihe aufzu- 
nehmen, wird auch Rußland machen. Aber die 
russische Regierung ist sich wohl im vornherein 
darüber klar, daß nicht viel von dem Versuch 
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erwartet werden kann. Denn die bisher vor- 
liegenden Meldungen beziffern den Betrag der 
geplanten inneren Anleihe auf 300 Millionen 
Rubel, eine Summe, die lächerlich gering er- 
scheint im Vergleich zu den ungeheueren Kosten 
einer 51/,-Millionen-Armee. Diese 300 Mil- 
lionen Rubel (vorausgesetzt, daß sie eingehen) 
werden natürlich schnell verbraucht sein. Was 
dann geschehen soll, darauf wird Rußland 
schwerlich eine befriedigende Antwort finden. 
Es werden Noten ausgegeben, bis ein starkes 
Mißverhältnis zwischen Goldbestand und Papier- 
umlaut besteht. 

Mit Genugtuung kann konstatiert werden, 
daß Rußland es bislang vermieden hat, gesetz- 
liche Maßnahmen zur wirtschaftlichen Schädi- 
gung der feindlichen Untertanen zu unternehmen. 
Es steht allerdings, wie inzwischen bekannt ge- 
worden ist, ebenfalls in Erwägungen, ob die 
Patente und sonstigen Schutzrechte feindlicher 
Untertanen vernichtet werden sollen. 


Belgien 
in seiner ökonomischen Widerstandskraft dar- 
stellen zu wollen, muß als verspätet gelten, denn 
das Schicksal hat über dieses Reich bereits ent- 
schieden. 
(Schluß folgt.) 


Die Standesbezeichnung „Ingenieur“. 


Zu den Ausführungen von Prof. Dr. techn. Schönhöfer im vorigen Hefte dieser Zeitschrift sind eine große Reihe 


von Zuschriften eingegangen. 
Auslassungen seien nachstehend abyedruckt. 
geschlossen. 


In Nr. 20 dieser Zeitschrift befürwortet Professor 
Dr. Robert Schönhöfer den Ersatz der Bezeich- 
nung „Ingenieur“ durch eine deutsche. Ist die Ab- 
schaffung dieses alt eingebürgerten Wortes wirklich 
eine so dringende Notwendigkeit? 

Das in technischen Wissenschaften schon seit 
längerer Zeit zu beobachtende Bestreben, mit Fremd- 
wörtern aufzuräumen, genügt nicht, die Beseitigung 
des Wortes „Ingenieur“ zu rechtfertigen. Die recht 
lebhaft aufgetretene Bewegung gegen technische Fremd- 
wörter hat neben zahlreichen vortrefflichen Ver- 
deutschungen, die man nicht mehr missen möchte, 
auch viele gezwungene und unschöne Neubildungen 
hervorgebracht, die teilweise nicht nur dem Ausländer, 
sondern manchmal sogar dem Deutschen das Ver- 
ständnis der deutschen technischen Literatur ersch weren. 
Man denke z. B. nur an die „gleichgültigen Gase“. 
Der Uebereifer mancher Sprachreiniger vergißt zu 
leicht, daß die Wissenschaft international ist, und ihre 
Sprache sich in keinem Lande dem Einfluße fremder 
Sprachen ganz entziehen kann. Haben wir doch z. 
B. in unserer technischen Sprache eine ganze Anzahl 


Sie alle hier zu veröffentlichen, fehlt es an Platz, nur einige besonders bemerkenswerte 
Damit wird der Meinungsaustausch hierüber an dieser Stelle gleichzeitig 


Die Schriftleitung. 


von Wörtern, bei denen wir garnicht mehr daran 
denken, daß sie eigentlich undeutsche sklavische Ueber- 
setzungen fremdsprachlicher Ausdrücke sind und 
deshalb nicht mehr Recht als wirkliche Fremdwörter 
haben. 

Wenn auf die Bezeichnung „Ingenieur“ verzichtet 
werden soll, so muß zuerst nachgewiesen werden, daß 
sie überflüssig ist. Daß dieser Nachweis erbracht 
werden kann, muß aber nach den von Professor 
Schönhöfer erwähnten Vorschlägen für die Ver- 
deutschung des Wortes sehr zweifelhaft erscheinen. 

Ein vollwertiger Ersatz für das Wort „Ingenieur“ 
müßte nicht nur deutsch klingen, sondern auch das 
Wesen der Sache treffen, was bei der heutigen Viel- 
gestaltigkeit des Ingenieurberufes vielleicht überhaupt 
nicht zu erreichen ist. Alle von dem Worte „Werk“ 
abgeleiteten Bezeichnungen passen z. B. wohl auf den 
Architekten und den Schöpfer irgend welcher techni- 
scher Einrichtungen, nicht aber für den Berg- oder 
Hütteningenieur, den Betriebsleiter eines Wasser- oder 
Elektrizitätswerkes usw., welche nicht für die Dauer 
berechnete Werke hervorbringen, sondern ihre Kraft 
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der Herbeischaffung des schnell Vergänglichen widmen. 
Aus solchen Gründen wird wahrscheinlich das Wort 
„Ingenieur“, das allmählich durch die fortschreitende 
Entwicklung der Technik seine jetzige umfassende 
Bedeutung erlangt hat, die beste Bezeichnung für 
den Stand der wissenschaftlich gebildeten Arbeiter 
auf gewerblichem Gebiete im weitesten Sinne bleiben. 


Nationaler Gefühlsüberschwang darf in Fremd- 
wörterfragen überhaupt nicht mitsprechen. So vieles, 
was in den gegenwärtigen Tagen gegen vermeint- 
lichen Fremdwörterunfug unternommen wurde, tract 
den Stempel der Verganglichkeit an sich. Unsere 
Kraft und Größe hat sich bereits in anderen 
Dingen genügend offenbart, so dal} wir nicht nötig 
haben, uns auf den Standpunkt der Russen zu 
stellen, die wegen der Umbenennung ihrer Haupt- 
stadt in Deutschland mit Recht verspottet wurden. 
So lange noch deutsche Generale unsere Armee- 
korps, Divisionen und Brigaden zum 
Siege führen und in unseren Bataillonen noch 
Sergeanten kämpfen, so lange die Ausbildung 
unseres Heeres nach einem Exerzierreglement 
erfolgt und von Inspekteuren überwacht wird, 
so lange noch für hervorragende deutsche Kriegstaten 
der Orden pour le mérite verliehen wird, so 
lange hat niemand ein Recht, es als schmach- 
voll zu bezeichnen, wenn ein Stand seinen historisch 
berechtigten Namen beibehält. 

Ueber eine andere Schreibweise oder auch eine 
weitere Umgestaltung des Wortes „Ingenieur“ ließe 
sich ja reden. Für die Endung wäre die zunächst 
etwas fremdartig anmutende Schreibart „ör“ annchm- 
bar, wenn diese, die bisher nur in „Likör“ Eingang 
gefunden hat, auch für andere Wörter mit gleicher 
Endung eingeführt würde. Auch eine mehr dem 
deutschen Sprachcharakter entsprechende Abänderung 
des Wortes „Ingenieur“ würde vielleicht zu finden 
sein, und es wäre sicherlich dankenswert, wenn die 
bestehenden technischen Vereinigungen sich in dieser 
Richtung bemühen würden. Für etwas nicht voll- 
kommen Befriedigendes aber sollte unsere alte Berufs- 
bezeichnung, unter der unser Stand groß geworden 
ist, unter keinen Umständen eingetauscht werden. 


Patentanwalt Dr.-Ing. F. Spielmann, Leipzig. 


* * 
* 


In Heft Nr. 20 der Zeitschrift des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure wird die Frage 
nach einem geeigneten Ersatz des Wortes „In- 
genicur“ von neuem aufgeworfen. Ueber dic 
Wichtigkeit dieser Frage kann man wohl ver- 
schiedener Meinung sein, doch erscheint nach den 
vielen bisher erfolglos unternommenen Versuchen 
zu urteilen, der Wunsch nach einem passenden 
deutschen oder richtig verdeutschten Ausdruck 
in weiten Kreisen zu bestehen. 

Da auch die von Professor Schönhofer ge- 
machten Vorschläge, „Ingenieur“ durch „Inge- 
niör oder „Ingenör“ zu ersetzen, wegen 


Die Standesbezeichnung „Ingenieur“ 


der völlig undentschen Endung „Ör“ wenig be- 
friedipgen dürften, so bietet aber der sehr rich- 
tige Hinweis auf die Anpassung des Wortes 
„Ingenieur“ in den auderen Sprachen cinen wert- 
vollen Fingerzeig, wie man zu einem deutschen 
Worte gelangen kann. 

Es genügt, nach diesen Beispielen den Stamın, 
der cinmal als wesentlich beibehalten werden 
soll, mit einer richtigen deutschen Endung zu 
versehen. Ersetzen wir also die Endung „Ör“ 
durch die fast allen Berufszweigen eigene 
deutsche Endung „er, so entsteht immer noch 
unter Anlehnung an das lateinische „ingenium“ 
das Wort „Ingener‘“, natürlich mit dem Ton auf 
der zweiten Silbe, wie Herrscher, Dichter, 
Schuster, Schlosser, Müller usw. Es braucht 
wohl hierbei nicht besonders erwähnt zu werden, 
daß das „ge“ wie in „geben“ und nicht wie in 
„Genie“ zu sprechen wire. 

Eine weitere Lösung aber, die ich besonders 
zur Diskussion stellen möchte, erblicke ich in 
der Anlehnung an uns wohl bekannte Wortbil- 
dungen, die trotz des fremden Stammes, dank 
der Endung, einen uns völlig vertrauten Klang 


angenommen haben. Ganz ähnlich wie aus: 
Magie — Magiker, 
Hygiene — Hvgieniker, 
Chemie — Chemiker usw., 


entstanden ist, läßt sich aus dem Stamimwort 
„ingemmeum‘ das Wort „Ingeniker‘“ schaffen, das 
sich den in den deutschen Wortschatz aufge- 
nommenen Bezeichnungen Phvsiker, Matheinati- 
ker, Techniker, Mechaniker usw. ohne Zwang 
anreihen würde. Ein weiterer Vorteil dieser 
Worthildung liegt noch in der Möglichkeit, mit 
dem Worte „Ingenik“ eine Begriffsbezeichnung, 
wie die Worte Physik, Technik, Mechanik sie 
bieten, zu schaffen als Ersatz für das zusam- 
mengesetzte Wort „Ingenieurwesen“. 

Diese sehr verbreitete Wortbildung, die aller- 
dings in ähnlichem Klang und mehr oder weni- 


ger veränderter Schreibweise auch in den an- 
deren Sprachen sich wiederfindet, eienet sich 
vielleicht besser als die bloße Anfürung der 


rein deutschen Endung „er“ an den lateinischen 
Wortstanim, zumal die deutsche Sprache bis- 
her gerade bei Worten, die sich von lateinischen 


oder griechischen Stämmen ableiten, ebenfalls 
häufig diesen Weg eingeschlagen hat. Zahllose 


Beispiele sind leicht in den verschiedensten Be- 
griffsklassen zu finden, wie Musik — Musiker, 
Komik -- Komiker, Kritik — Kritiker, Praxis 
-—- Praktiker usw. Ferner bedient sich auch die 
medizinische Wissenschaft mit Vorlicbe dieser 
Wortbildung: Astma — Astmatiker, Diabetes -- 
Diabetiker, Phtvsis — Phtvsiker usw. Dies zum 
Ucberflusse, nur um zu zeigen, in welchem Um- 
fange wir uns derselben bereits bedienen. 

Den Vorteil, den Professor Schönhofer für die 
Bezeichnung „Ingenör“ geltend macht, daß hier- 


Hochschulnachrichten 
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bei auch die Titel „Tv. Ing.“ und „Tipl-ng.“ 
bestehen bleiben können, bietet diese Lösung 
der so häufig erörterten Frage ebenfalls, und 
zwar ohne daß meines Erachtens dadurch weder 
der dentschen Sprache, noch dem deutschen 
Empfinden Gewalt angetan würde. 

Dr. O. Schulthess, Berlin. 


e * 
2 


Der Artikel des Herrn Professor Dr. Schönhöfer in 
unserer letzten Verbandszeitschrift wird von manchem 
unserer Kollegen mit Freuden begrüßt worden sein- 
Die bisherige Standesbezeichnung dürfte insbesondere 
aus dem Grunde wenigstens eine Aenderung in der 
Schreibweise benötigen, weil das Wort „Ingenieur“ 
durchweg nicht einmal richtig französisch aus- 
gesprochen wird. Man müßte doch sonst „Äng- 
scheniör« mit Nasallaut in der ersten Silbe und einem 
weichen sch sagen, statt dessen hört man aber all- 
gemein: „Inscheniör*. Nachdem also die erste Silbe 
schon phonetisch ausgesprochen wird, brauchte man 
sich nur daran zu gewöhnen, das „g“ in richtiger, 
hochdeutscher Sprachweise wie ein weiches „k“ hervor- 
zubringen, um dem ersten Vorschlage des Herrn 
Prof. Dr. Schönhöfer, die Bezeichnung „Ingeniör“ 
einzuführen, gerecht zu werden. Dieser Vorschlag 
hat wohl jedenfalls am meisten für sich, weil „In- 
genör“ eine weitere Aenderung der Aussprache be- 
dingt und nach meinem Dafürhalten auch weniger 
hübsch klingt, und ein Ersatz des in allen Kultur- 
sprachen und bei uns allgemein üblichen Ausdruckes 
durch einen völlig neuen kaum durchführbar sein 
dürfte. Dazu gehörte zum niindesten eine Bezeichnung, 
deren Berechtigung oder Schönheit ohne weiteres 
einleuchtete; von den vorgeschlagenen kann man 
dies eigentlich nicht sagen. Das „Antwerke“ erscheint 
etwas gekünstelt, da die erste Silbe sich heute nirgends 
mehr im Sprachgebrauche findet. 

Daß sich eine neue Schreibweise eines bisher all- 
gemein üblichen Fremdwortes weit leichter einbürgert, 
als der vollständige Ersatz des Fremdwortes durch ein 
anderes mit rein deutschem Stamm, ersieht man 
daraus, daß man allenthalben in kurzer Zeit statt 
„Bureau“ den Ausdruck „Büro« angenommen hat, 
während „Schreibstube*, „Arbeitsraum“ u. dgl. sich 
nur vereinzelt oder gar nicht hält. Dies kommt eben 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Hannover. 


Excellenz Generalv. Beseler Doktor- 
Ingenieur ehrenhalber. Rektor und Senat 
der Königl. Technischen Hochschule zu Hannover 
haben auf einstimmigen Antrag der Abteilung für 
Maschineningenieurwesen den siegreichen Belagerer 
von Antwerpen, Se. Exc. Herrn General Hans 
Hartwig von Beseler zum „Dr.- 3ng. ehren- 
halber“ ernannt. 


Dienstag, den 20. Oktober, 
folgende Depesche ab: 


nachmittags, ging 
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auch daher, weil die vorgeschlagenen Ersatzwörte 
entweder nicht umfassend oder nicht eindeutig genug 
sind gegenüber der Bezeichnung „Büro“. Anders ist 
es, wenn man einen deutschen Ausdruck findet, der 
sich begrifflich vollständig mit dem Fremdwort deckt, 
wie „Falrschein« für „Billet“, „Fahrrad“ für „Velo- 
ziped“; ich glaube aber nicht, dal} dies bei den bis- 
her vorgeschlagenen Verdeutschungen für „Ingenieur“ 
der Fall ist, und es wird fraglich sein, ob sich über- 
haupt ein passendes Ersatzwort rein deutschen Stammes 
findet. Die Schreibweise „Ingeniör“ stellt also wohl 
die beste lösung dieser Frage dar, und es bleibt zu 
erwägen, wie man diesem Ausdruck am schnellsten 
und besten allgemein Geltung verschaftt. Ein emp- 
fehlenswerter Weg wäre wohl der, dal} man die Re- 
daktionen der technischen Zeitschriften veranlabte, die 
neue Schreibweise anzuwenden, man würde dann 
sicherlich in kurzer Zeit sich an die neue Bezeichnug 
gewöhnen, zumal in gegenwärtiger Zeit unser ganze 
Volk ein großes Interesse dafür hat, unsere Sprache 
von fremden Schlacken zu reinigen. 


Dipl.-Ing. A. Winkel, Zweibrücken. 


* * 
%* 


Ein alter bewährter Sprachgelehrter beschäftigte 
sich neulich in einem Aufsatze mit den Grenzen der 
Verdeutschung und schrieb darin: Die Grenze für 
Titel und Bezeichnungen liegt dort, wo ein Wort eine 
Geschichte hat. Und das Wort Ingenieur — ob In- 
genör oder Ingener ist Nebensache — hat eine Ge- 
schichte. Neue Worte, willkürlich gebildet aber ge- 
hören nicht in geschichtliche Entwicklungen. Dies 
sind Unstetigkeiten. Als Ingenieur treten wir in der 
Welt des Geistes auf, und politische Ereignisse haben 
in diesen Dingen nicht zu entscheiden. 

Herr Professor Dr. Schönhöfer dürfte wissen, daß 
gerade die österreichischen Ingenieure mit vorbildlicher 
Treue den Ingenieurtitel gewahrt haben, wo es nur 
ging. Wirsind genug angegriffen und haben genügend 
Feinde auf der Welt. Nimmt man uns auch noch 
den Zusammenhang mit dem alten angesehenen ge- 
schichtlichen Worte Ingenieur, so sind wir mit dem 
Doktortitel nur Nachahmer der anderen akademischen 
Berufe. Das Eigene, Geschichtliche fehlt uns dann. 
Und das zu walıren ist Standespflicht. 

Dipl.-Ing. Heinrich Reißner, Bochum. 


„Seiner Excellenz 
dem Herrn Gencral der Infanterie von Beseler. 

Durch Vermittlung des Großen Hauptquartiers 
bitten Rektor und Senat der Technischen Hoch- 
schule Hannover mitteilen zu dürfen, daß sie aus 
Anlaß der Eroberung Antwerpens Euer Excellenz 
die Würde Doktor-Ingeniceur ehren- 
halber verliehen haben. Die Technische Hoch- 
schule will damit den Meister in der erfolgreichen 
Dienstbarmachung neuzeitlicher Technik auszeich- 
nen, den hervorragenden Ingenieur-Offizier ehren 
und dem siegreichen Belagerer Dankbarkeit zollen. 

Rektor und Senat: 
I. A.: Karl Mohrmann, Prorektor.“ 
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Vom Kriegsschauplatze. 


Verbandsmitglieder im Felde. 
Liste No. 4. 


Zu den Fahnen 
Diplom-ingenieure: 


Fritz Ackermann, Minster i. W. 

Conrad Adamy, Betriebsdirektor der F. C. Th. 
Heyde Braunkohlenwerke Annahitte N.-I., Leutnant 
d. Res. im 15. Pion.-Bat. Straßburg. 

Edmund Ahrends, Ingenieur der Siemens- 
Schuckertwerke, Berlin, Artillerist.-Maat, X. Matros.- 
Art.-Abt 2. Komp., Schilksee b. Friedrichsort, Ge- 
höft Dieckmann. 

Hugo Ahrendt, Braunschweig, Leutnant d. R., 
X. Res.-Armeekorps, 19. Res.-Div., Res.-Inf.-Reg. 78, 
8. Komp. 

Otto Amme, staatl. geprüft. Bauführer, Mitinhaber 
der Firma Drenckhalın & Sudhop, Beton- u. Eisen- 
betonbau, Braunschweig. 

Heinrich Altvater, Ingenieur im Tiefbautechn. 
Büro Dr. Heyd, Naunhof b. Leipzig. 

Maximilian Arnoldy, Berlin, Vizefeldwebel d. 
Res. im Alexander Garde-Gren.-Reg. 

Franz Ausmeyer, Braunschweig, Lazarettinspektor 
in Braunschweig. 

Paul Aussum, Ingenieur d. Ostpreußischen Re- 
visionsvereins, Königsberg, Leutnant d. R. in der 
Telegraphenabteilung. 

Carl Barenberg, Cöln, Ersatz-Abt. Feldart.-Reg. 
No. 59, 2. Batterie. 

August Bauermeister, Magdeburg. 

Dr.-Ing. Hans Bender, Gharlottenburg, Leutnant 
d. R. und Adjutant im Landw. Fußart.-Bat. 11. 

Dr.-Ing. Richard Berger, Bonn, Unteroffizier 
d. R. im 1. Kgl. Bayer. Telegraphen-Bat. München 

August Bieber, Ingemeur der Kgl. Eisenbahn- 
Direktion Cöln, Cöln. 

Rudolf Bindemann, Charlottenburg. 

Walter Boltze, Siegen. 

Fritz Bornemann, Hilfsarbeiter 
marineamt, Berlin-Lankwitz. 

Erich Boye, Brenien, Offizierstellvertreter im Inf.- 
Regt. No. 75. 

K.L. F. Brackebusch, Hildesheim, Vizefeldw. 
d. R, Ersatzbat., Res.-Inf.-Reg. 77 in Hildesheim. 

Ernst Brandes, Dortmund. 

Otto Brandt, Chemnitz i. Sa. 

Heinrich Brinkmann, Großenbaum b. Duis- 
burg. 

Richard Budelmann, Vegesack, Leutnant d.R. 

EugenBundschuh, Mainz, Offizierstellvertreter, 
Kompagnieführer. 

Ernst Dauner, Ingenieur der Siemens-Schuckert- 
Werke, Charlottenburg, Leutnant b. d. Bayer. Land- 
wehr-Eisenbahnbaukomp., z. Zt. Verkehrsotfizier vom 
Platz in Metz. 

- Gustav Demnitz, Karlshorst. 

Max Deutrich, Berlin-Baumschulenweg. 

Paul Deutschmann, Ingenieur im Versuchsfeld 
der Siemens-Schuckert-Werke, Charlottenburg, kriegs- 
gefangen in London. 

Adolf Doll meyer, Reg.-Bauführ., Hagenau i. Els., 
Offizierstellvertreter in einem Inf.-Reg. 

Egon Dreves, Direktor a. D., Miilheim a. Rh. 

Georg Eichstaedt, Charlottenburg. 

Carl G. W. Fenwarth, Ingenieur der Berlin- 
Anhalt. Maschinenbau-A.-G., Spandau, Lazarett- 
inspektor, Festungslazarett i. d. Akademie in Posen. 

Otto Ferber, Miinchen. 

Kurt Fielitz, Berlin, Kriegsfreiwilliger d. 22. Res.- 
Armeekorps, 43. Res.-Div., Res.-Feldart.-Reg. 43, 
Il. Abt. 6. Batterie. 

Friedrich Karl Findeisen, Berlin-Schöneberg. 


einberufen sind folgende 


im Reichs- 


Vom Kriegsschauplatz 


Max Fischer, Bromberg, Offizierstellvertreter, 
I. Bayer. Res.-Armeekorps, I. Div. 2. Bayer. Res.- 
Inf.-Reg. II. Bat. 5. Komp. 

Gustav Flöter, Chemiker, Prenzlau. 

Ernst Franck, Ruprechtsau, Offizierstellv. in ein. 
Husaren.-Reg. 

G av Friedrichs, Regierungsbauführer a. D., 

- Cöln. 

Georg Frisch, Oberingenieur des Ostpreußischen 
Revisionsvereins, Königsberg i. Pr., freiwillig als 
Ingenieur bei den Scheinwerfern tätig. 

Hans Frühinsfeld, Charlottenburg. 

Johannes Gomoll, Abteilungsvorstand der Fried. 
Krupp A.-G., Essen, Leutnant d. R., V. Armeekorps, 
10. Inf.-Div., Res.-Fußart. 16, Batterie 4. 

Heinrich Grobe, Regierungsbauführer im Mi- 
nisterium Straßburg, Res.-Leutn. im Art.-Reg. Nr. 51. 

R i hard Grosser, Regierungsbaumeister, Anna- 

erg. 

Otto Grunow, Dortmund. 

Richard Hartmann, Charlottenburg. 

Josef Heilmaier, Kgl. Oberlehrer, Buxtehude, 
IX. Armeekorps, 17. Div., Landw.-Reg. 76, 10. Komp. 

Richard Heinrich, Betriebsingenieur bei Max 
Jiidel & Co., Braunschweig. 

Max Hellweg, Dr. phil., Dortmund. 

Robert Hettich, Ingenieur im Techn. Büro Dr.» 
org. Th. Heyd, Darmstadt. 

Paul Hillmann, Kassel, Leutnant d. R., Bruns- 
büttelkoog XIII. M. A. A. 

Hans Hilse, Ingenieur beim Kgl. Wasserbauamt, 
Marienburg. 

Johannes Hitzemeyer, Berlin-Lichtenberg. 

Walter Höfer, Berlin - Groß-Lichterfelde-West, 
Kolonnen-Offiz. b.d. Etappeninsp. d. IV. Armeekorps. 

Friedrich Horning, Regierungsbaumeister, Straß- 
burg, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 136. 

Paul Hübner, Hamburg. 

Emil Joel, Geschäftsführer und Gesellschafter der 
Max Preusnitzer Ingenieur-Gesellschaft m. b. H., 
Berlin, Vizefeldw. d. L. beim Immobilen Kraftfahrw. 
Depot 8, Berlin-Schöneberg. 

Franz W. Jordan, Berlin. 

Walter Kaeber, Vegesack, Vizefeldwebel d. R. 

Ernst Kalisch, Ingenieur der Wasserwerke für 
das nördl. westfälischhe Koblenrevier, Gelsenkirchen. 

Emil Kammer, Konstruktionsingenieur a. d. Kgl. 
Technischen Hochschule Berlin, Charlottenburg, 
Stellvertr. Ing.-Offiz. bei der Fortifikation Königs- 
berg i. Pr. 

Max Kämper, Betriebsassistent der Dortmunder 
Union, Räderfabrik, Dortmund. 

Carl Kellner, Braunschweig, Oberleutnant d. R. 

Gustav Kesselring, Regierungsbaumeister, 
Braunschweig, Leutnant d. R. im 4. Bayer. Brigade- 
Ersatz-Bat 

Johann Kirch, Berg.-Gladbach, welcher auf seiner 
Urlaubsreise in London weilte, kriegsgefangen, 

Siegfried Kiehne, Ingenieur der Röchlingschen 
Eisen- und Stahlwerke, Diedenhofen, Armierungs- 
Reg. Diedenhofen. 

Leo Klopfer, Cöln-Kalk. 

Martin Kobmann, Siegen. 

Carl Koch, Regierungsbauführer, Magdeburg. 

Walter Kraefft, Ingenieur des Pommerschen 
Vereins z. Ueberwachung von Dampfkesseln, Stettin, 
Offizierstellv. im Landw.-Inf.-Reg. 49. 

Hans Kreis, Spandau, Leutnant d. R. beim Kraft- 
fahr-Bat. 

Hans Krüger, Hamburg. 

Josef Krull, Ingenieur der Siemens - Schuckert- 
Werke, Charlottenburg, als Kriegsfreiwill. eingetreten. 

Leo Kühn, Ingenieur der Siemens-Schuckert-Werke, 
Berlin, Unteroffizier d. R. beim Kommando der 
Fernsprech-Abt, des I. Armeekorps. 


Vom Kriegsschauplatz 


Albert Kuhsel, Oberingenieur d. Menck & Ham- 
brock G. m. b. H., Altona. 

Wilhelm Kyrieleis, Neubrandenburg. 

Friedrich Lang, Betriebsleiter d. Grube Walters- 
Hoffnung b. Stedten, Stedten. 

Otto Hellmuth Langen, Bremen, 
freiwilliger d. Ers.-Bat. d. Res.-Reg. 75. 

Joseph Lauf, Mülheim a. Rh. 


Kriegs- 


Eduard Läufer, Ingenieur der Firma Dyckerhoff | 


& Widmann, Biebrich a. Rh. 

Dr.-Ing. Jacob Lell, Heidenheim a. d. Brenz. 

Georg Lemm, Inhaber einer Baustube für Archi- 
tektur, Königsberg i. Pr., Leutnant d. R. im Pionier- 
Ersatz-Bat. 

Carl Liebsch, Königsberg i. Pr., Vizefeldwebel 
d. R.-Infanterie. 

Rudolf Lincke, Betriebsingenieur, Dresden, Vize- 
feldwebel d. R, Ersatz-Bat. Res.-Inf.-Reg. 102, 
1. Komp. 

Dr. ng. Wilhelm Lindemann, Regierungs- 
baumeister, Vorstand der Herzogl. Maschinenbau- 
inspektion Braunschweig, Braunschweig, Kriegsfrei- 
williger Ballonführer, Graudenz. 

Christian Lindner, Dresden, Ersatzreservist. 

Hermann Loerbrocks, Regierungsbaumeister, 
Hamm i. W. 

Paul Lüder, Königsberg i. Pr., Leutnant d. R. bei 
den Pionieren. 

Adolf Lürken, Vorsteher des Brückenbaubüros 
der Kgl. Kanalbaudirektion Essen-Ruhr. 

Otto Lüthgens, Lübeck. 

Joseph Lutzenberger, Architekt, Wiesbaden. 

Gustav Maag, Ingenieur der „Phönix“, A.-G. für 
Bergbau und Hüttenbetrieb, Abt. „Westfälische 
Union“, Hamm i. W. 

Friedrich Machmar, Architekt und Oberlehrer 
a. d. Kgl. Baugewerkschule zu Essen, Essen- Ruhr. 

Gottfried Marquard, Architekt, Monheim i.Rhld. 

Hermann Meinecke, Assistent an der Tech- 
nischen Hochschule, Braunschweig, in Hornmersiel, 
Oldenburg. 

Rudolf Meister, Regierungsbauführer, Braun- 
schweig, Kriegsfreiwilliger im XXIII. Armeekorps, 
Res.-Ing.-Reg. 215, 11. Komp. 

Willy Mewis, Berlin, Gefreiter des 1. Landsturm- 
Bat. „Potsdam“, 3. Komp., 3. Landst.-Insp., Land- 
sturm-Bez.-Insp. Brüssel. 

Franz Meyenburg, Hamburg, Leutnant d. R. 
im Bayer. 1. Res.-Armeekorps, 5. Res -Div., 2. Bayer. 
Pionier-Bat. Nr. 1, Res.-Komp. 1. 

Curt Meyer, Charlottenburg, Unteroffiz. d. R. bei 
der Fernsprech-Abt., I. Zug des XX. Armeekorps. 

Philipp Mittnacht, Städt. Baubeamter, Mann- 
heim. 

Dr.-Gug. Max Moeller, Physikalischer Chemiker 
der Siemens & Halske A.-G., Charlottenburg, 
Offizierstellv. im Res.-Fußart.-Reg. 15, III, Bat. 

Ludwig Müller, Regierungsbaumeister, Minden 


i. W. 

Wilhelm Müller, Berlin-Lichtenberg, Feldwebel- 
u im Il, Landsturm-Bat. 3. Komp., Deutsch 

‚lau. 

W N ter Nagel, Mühlheim a. Rh. 

Dr.-Ing. KarlNeuenhofer, Vertreter der Brown, 
Boveri & Cie. A.-G., Mannheim. 

Albert Niemack, Berlin. 

Fritz Nierhaus, Dortmund. 

Julius Oelschläger, Karlsruhe i. B., Oberleut- 
nant und Kompagnieführer im Ers.- Bat. L. I. R. 121, 
Heilbronn a. N. 

Paul Ossig, Halle a. S., Offizierstellv. im Res.- 
Fußart.-Reg. Nr. 4. 

Erhardt Panther, Bauleiter der Hafenbetriebs- 
ges. Wanne-Herne, Eickel, Unteroffizier d. R., Res., 
Reg. Nr. 87, 1. Ersatz-Bat. 
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Wilhelm von Pasinski, Maschineningenieur 
bei der Polizeiverwaltung Düsseldorf, II. W. D. A. 1, 
Wilhelmshaven. 

Johannes Petermann, Ingenieur der Stadtge- 
meinde Berlin, Berlin-Schöneberg, Kriegsfreiw. im 
3. Eisenbahn-Reg., Res.-Eisenbahnbaukomp. 27. 

Hans Pfaffenberger, Ingenieur der Eisenbahn- 
direktion Münster i. W., Leutnant d. R. in Bayer. 
Inf.-Brigade, Ersatzbattaillon Nr. 10. 

Dr.-Ing. Carl Pfleiderer, Professor an der 
Technischen Hochschule, Braunschweig, Leutnant 
d. R., XII. Armeekorps, Fulsart.-Reg. 13, schweres 
Haubitzen-Bat. 13, 4. Linien-Bat. 

Friedrich Alfred Philipp, Regierungsbau- 
meister a. D. Berlin- Wilmersdorf, Leutnant d. R. 
im Landw. Inf.-Reg. 101, 10. Komp. Ill. Bat. XVII. 
Armeekorps. 

Fritz Pohrt, Metz, 

Hans Rudolf Poppe, Oberingenieur der Fa. 
Molders & Cie, Unternehmung für Tiefbauten, 
Beton- u. Eisenbetonbauten, Hildesheim. 

Emil Pünnel, Regierungsbaumeister, Metz. 

Adolf Rahm, OberingenieurStellvertreter, Ham- 
burg. 

Henrich Rancke, Oberingenieur der Siemens- 
Schuckert Werke, Dresden, Oberleutnant d. R. 

Alfred Reichelt, Ingenieur d. Dampfkessel- 
Revisionsvereins für die Prov. Ostpreußen, Königs- 
berg, freiwillig als Ingenieur b. d. Scheinwerfern tätig. 

GeorgN. Reinhart, Berlin-Siemensstadt, Ober- 
leutnant d. R. im Bayer. Feld-Art.-Reg., I. Bayer. 
Armeekorps, 

Friedrich Reuter, Ingenieur des Berliner Gas- 
werks 4, Berlin, Vizefeldwebel d. R., Res.-Eisen- 
bahnbaukomp. 14, Eisenb.-Reg. 2. 

Dr.-Ing. Ernst Reutlinger, Cöln a. Rh. 

Reinhold Ritter, Inhaber eines Technischen 
Büros, Oeffentlich angestellter und vereidigter Sach- 
y Eneee Düsseldorf, Leutnant d. R. im 98. Inf.- 

eg. 

Fri z Röcke, Griesheim b. Frankfurt a. M. 

Eduard Roederer, Kaiserl. Regierungsbau- 
meister, Straßburg i. Els., Leutnant d. R. im Inf.- 
Reg. 136. 

Karl Röhrig, Bremen, Unteroffizier d. R. im 
Res.-Reg. 75. 

Otto Rolin, Direktor des Ostpreußischen Revisions- 
vereins, Königsberg i. Pr., Hauptmann d. R. bei 
den Pionieren. 

Hans Scheele, Brandmeister, Charlottenburg, 
Oberleutnant d. R. und Adjutant des 2. Bat., Res.- 
Inf.-Reg. 32, Res. Ameekorps IV. 

Karl Schempp, Regierungsbaumeister, Straß- 
burg i. Els., Oftizierstellv. im Fuß-Art.-Reg. Nr. 10. 

Albert Schlee, Ingenieur der Emschergenossen- 
schaft, Horde i. W. 

Hugo Schmidt, Berlin-Schöneberg. 

Fr. Wilh. Schmidt, Kpl. Regierungbauführer, 
Mainz. 

Karl J. Schneemann, Cöln a. Rh. 

Charles Schnorr, Charlottenburg. 

Fritz Schnürer, Bezay, Leutnant d. R. in der 
österr.-ungar. Armee. 

Rudolf Scholz, Wilmersdorf. 

Willy Schröder, Königsberg i. Pr., Leutnant d. R. 

Alfred Schwarzer, Berlin. 

Johannes Seiffert, Merzig a. Saar. 

Gustav Severin, Rivisionsingenieur, Königsberg 
i. Pr. kriegsgefangen in Russland. 

Bernd Seyfferth, Ingenieur der Baudeputation, 
Volksdorf bei Hamburg, Leutnant d. R. im 2. Pio- 
nier-Bat., 3. Feldpionier-Komp., II. Kgl. Bayer. 
Armeekorps. 

Walter Speiser, Leiter des technisch-literarischen 
Büros der Poldihtitte, Kladno. 
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Hans Stadler, Leipzig, Unteroffizier d. R. in der 
Preuss. Eisenbahnbau-Komp. 6. 

Otto Sticht, Berlin. 

Kar! Thürwächter, Charlottenburg. 

Willibald Arthur Ullmann, Regierungs- 
baumeister a. D., Oberingenieur der Fa. Walter Rüde, 
Dresden, Vizefeldw. im Kgl. Sächs. Landw. Gren.- 
Reg. Nr. 100. 

Hermann Ulrici, Oberingenieur der Gas- 
motorenfabrik Deutz, Köln-Deutz. 

E A st Utz, Ingenieur der Siemens-Schuckert Werke, 

erlin. 

Ernst Victor, Technischer Aufsichtsbeamter der 
Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie, 
Berlin-Wilmersdorf, Vizefeldwebel in der Festungs- 
Telegr. Baukomp. 4. 

Joh. Siem. Waldmann, Dortmund. 

Simon Weber, Metz-(Jueuleu. 

Friedrich K. Wegel, Ingenieur der Ingenieur- 
Gesellschaft für Wärmewirtschaft m. b. H., Köln- 
Braunsfeld. 

Walter Weigel, Regierungsbaumeister im Land- 
ratsamt Niederbarnim, Berlin, Leutnant d. R. im 
Feldart.-Reg. 

Hermann Wenz, Assistent an der Technischen 
Hochschule, Danzig-Langfuhr. 

Helmut Wohlfahrth, Kiel. 

Paul Windolf, Hamburg, 8. Komp. d. Landw.- 
Inf.-Reg. 21. 

Alexander Wınkhaus, Konstruktionschef der 
Fa. Carl Beermann G.m.b.H, Berlin-Treptow, 
Landwehrmann im I. Armeekorps, Fußart -Reg. 1, 
3. überplanmäßige Batterie, Quednaus b. Königs- 
berg. 

Wil ei m Witzell, Ingenieur 
Schuckert-Werke, Cöln-Lindenthal. 

Walter Wurm, Assistent an der Technischen 


der Siemens- 


Hochschule, Braunschweig. 
Rudolf Zimmermann, Berlin-Gr -Lichterfelde, 
l.eutnant d. R. bei der schweren Artillerie 
Marcel Zivi, Diedenhofen, Vizewachtmeister bei 
der 6. Artillerie-Munitionskolonne d. 16. Armeekorps. 


Vom Kriegsschauplatz 


Erhard Zoellner, Dortmund. 

Ludwig Zwerger, Betriebsingenieur am mechan. 
Laboratorium der Technischen Hochschule, Braun- 
schweig, Leutnant d. R. im Bayer. Feldart.-Reg. 


Berichtigung: 
In der Liste Nr. 2 irrtümlich als im Felde stehend 
veröffentlicht: 


Dipl.-Ing. Karl Kaizik, Breslau. 


* * * 


Verwundet 
(Liste Nr. 3) 
die Diplom-Ingenicure: 


E. Bundschuh aus Mainz, Offizierstellver- 
treter wurde als Kompagnicfuhrer bei Binar- 
ville infolge heftigen Granatfeuers von seinem 
Pferd abgeworfen und hat sich dabei .das 
Rückgrat zerquetscht, z. Zt. im Privatlazarett 
Dr. Gutsch, Karlsruhe i. B. Lessingstr. 17. 

Gustav Kesselring, Reg.-Baumeister, Leut- 
nant d. R. im 4. Bayer. Brigade-Ersatzbatl., 
z. Zt. in Straßburg i. Els., Schiltingheimer 
Platz 1. 

Otto Lüthgens aus Hamburg wurde Ende 
September vor Paris verwundet. 

Hans Pfaffenberger, Ingenieur der Eisen- 
bahndircktion Münster i. W., Leutnant d. R. 
im Baver. Inf.-Brigade-Erasatz-Batl. Nr. 10, 
verwundet durch (iranatsplitter am rechten 
Unterarm, z. Zt. im Wilhelm-Hospital, Stutt- 
gart. 

H. Ranke, Oberingeniecur aus Dresden, Ober- 
leutnant d. R., z. Zt., in Verden (Aller). 

Reinhołd Ritter aus Düsseldorf, Leutnant 
d. Res. im Inf.-Reg. Nr. 93, erhielt für her- 
vorragende Tapferkeit vor dem Feinde das 
Eiserne Kreuz und wurde in den Kämpfen 
um Commerev schwer verwundet von den 
Franzosen gefangen genommen. 


Dr.-Ing. Max Beger, Chemiker der Chemischen 
Fabrik vorm. Goldenberg, Gecromont & Cie. 
in Winkel (Rheingau), Leutnant d. R., fiel am 
20. August 1914 in Frankreich. 

Curt Beyer, Baumeister der Baupolizeibehörde 
in Hamburg, Leutnant d. R. und Kompagnie- 
führer im Inf.-Reg. Nr. 139, Inhaber des Eisernen 
Kreuzes, fiel am 16. September 1914 in Frank- 
reich bei St. Hilaire, 

Albert Blanckmeister, Regierungsbau- 
führer, Offizierstellvertreter im 105. Regiment. 


Fritz Böckmann, Regierungsbaumeister, 
Assistent bei der Großherz. Kulturinspektion 
Darmstadt. 


Brenner, Regierungsbaumeister, Kgl. Brand- 
meister der Berliner Feuerwehr, Leutnant d. R. 
im Württemb. Inf.-Reg. 121, fiel am 24. Aug. 1914 
hei Longwy. 

Franz Coester, Regierungsbaumeister a. D., 

Geschäftsführer der linksniederrhein. Entwässe- 


Es starben den Heldentod fürs Vaterland die Diplom-Ingenieure: 
Liste Nr. 3 


rungs-Genossenschaft zu Mors a. Rh., Leutnant 
d. R. im Inf.-Reg. 167. 

Ottmar Dennerlein, Regierungsbaumeister, 
Niirnberg. 

Wilhelm Durst, Bergverwalter im Lugauer 
Steinkohlenbauverein. 

Dr. Rud. Endle aus Karlsruhe i. B. 

Georg Engberding, Regierungsbaumeister 
a.D., Ingenieur der Emschergenossenschaft Essen 
(Ruhr), Offizierstellvertreter im Bayer. Inf.-Reg. 20, 
Ritter des Eisernen Kreuzes. 

Dr.-Ing. Alfred Finckh aus Stuttgart. 

Karl Findeisen, Berlin-Schöneberg. 

Fritz Geitz aus Bruchsal. 

Dr.Ing. Grafe, Mitinhaber der Firma Thermofix- 
Werk, Dr. Grafe & Cie., Coswig i. Sa., fiel als 
Leutnant d. R. im 2. Pionier-Bat. Nr. 22 am 
23. August 1914 bei Hasticre. 

Otto Graßdorf, Regierungsbaumeister aus 
Magdeburg. 


Vom Kriegsschaupi:‘z 


Dregny. Adolf Grombach, Chemiker der 
Farbenfabriken vorm. Friedr. Beyer & Co., Lever- 
kusen, Vizefeldwebel d. R. im Inf.-Reg. 39. 

Hans Gruber, Regierungsbaumeister, Berlin 
Leutnant d. R. im Inf.-Reg. Nr. 74, starb am 
23. August 1914 den Heldentod bei Namur. 

Jürgen Güldenpfennig, Königlicher Bau- 
rat, Paderborn, Oberleutnant und Adjutant einer 
Kavallerie-Brigade. 

Otto Hartmann, Ingenieur der Farbenfabriken 
F. D. Bayer & Co., Leverkusen, Leutnant d. R. 
im Inf.-Reg. 19. 

Häßler, Baurat, Vermessungsamtmann bei dem 
Zentralbüro für Steuervermessung. 

Hermann Haubensack aus Cannstatt. 

Henker, Bauamtmann beim Straßen- und Wasser- 
bauamte Dresden II. 

Georg Hert mann aus Hamburg fiel im Osten 
als Leutnant d. R. im 72. Feldart.-Reg. 

Hans Hieronymi, Regierungsbaumeister, 
Kreisbaumeister des Siegkreises, Darmstadt, 
Leutnant d. R. im Füsilier-Reg. Nr. 80, fiel am 
9. Oktober 19/4. 

Hans Hörchner, Kgl. Bauamtsassessor aus 
München, 

Fritz Hüser, Vizefeldwebel im Braunschwei- 
gischen Inf.-Reg. 92 

Albert Keller, Regierungsbaumeister, Ober- 
lehrer an der Königl. Baugewerkschule Berlin- 
Neukölın. 

Karl Keudel, 
a. d. Milde. 

Erich Kiselowsky, Technischer Hilfsarbeiter 
im Reichsmarineamt, Lettn. d. R. und Komp.- 
Führer im Gren.-Reg. König Friedrich 1. 

Dr. Walter Koch aus Ocventrop i. W. 

Dr.gng. Heinrich Kohl, Regierungsbaumeister 
b. Kgl. Hochbauamt IX Berlin, Leutnant d. R., 
fiel in der Champagne als Kompagnieführer bei 
einem Sturmangriff. 

Hans Laupus, Regierungsbauführer, Wiesbaden, 
Oltizierstelivertreter im 171. Ober-Elsäss. Inf.- 
Reg. in Colmar, fiel bei Raon l’Etape in dem 
französ. Vorgehen am 25. August 1914. 

Arthur Lehmann aus München. 

Willy Leithäuser, Civilingenieur, Cassel, 
Leutnant d. R. im Res.-Inf.-Reg. Nr. 71. 

von der Linn, Regierungsbaumeister, Lehrer 
an der Baugewerkschule in Königsberg i. Pr. 

Joset Loock, Regierungsbauführer, Materborn, 
Leutnant d. R. im Res.-Inf.-Reg. Nr. 10,50. 

Adolf Lürken, Oberlehrer an der Königl. 
Maschinenbauschule in Essen, Leutnant und 
Bataillonsadjutant im L.-l.-R 55, Inhaber des 
Eisernen Kreuzes, wurde am 19. September 1914 
verwundet und erlag seiner Verwundung am 
2. Oktober im Lazarett Saint Charles zu Chauny. 

Rudolf Maerks aus Sinzenich, Leutnant d.R. 
im Pionier-Bat. 19, starb am 29. September 1914 
im Feldlazarett infolge schwerer Verwundung 
durch einen Scuß in den Kopf. 

Friedrich Mayer, Dr. phil., Direktor der 
Gewerkschaft Messel, Vizefeldwebel im Landw.- 
Inf.-Reg. Nr. 116. 

Walther Menningen, Bad. Regicrungsbau- 
meister beim Kaiser. Kanalbauamt in Kiel, 
Leutnant d. R. im Leib.-Gren.-Reg. Nr. 109, fiel 
am 4. Oktober 1914. 

Ernst Meyer, Leutnant d. Res. im Hannov. 
Pionierbat. No. 10, Minden, fiel am 23. Aug. 1914 
vor Namur. 


Landesbaumeister aus Kalbe 


DreGng Bruno Mylius aus Goslar. 

Rudolf Mohr, Ingenieur der Bergmann Elek- 
trizitäts-Unternehmungen, Hernisdorf b. Berlin, 
fiel am 14. Oktober 1914 im Gefecht bei Lyck. 

Hans Möller, Betriebsdirektor der Pommer- 
schen Zuckerfabrik Anklam. 

Max Müller, Assistent a. d. Technischen Hoch- 
schule Darmstadt. 

Otto Niemetz, Regierungsbauführer aus Berlin, 
fiel im 28. Lebensjahre als Leutnant d. R. am 
13. August 1914. 

Eugen Nimtz, Regierungsbaumeister b. d. Kyl. 
Ansiedelungskommission Posen, Oberleutnant 
d. R., Kompagnieführer, Ritter des Eisernen 
Kreuzes, fiel am 17. Septeinber 1914 beim Sturm 
auf die Höhe bei Cerny-Laon. 

W. Nothdurft, Regierungsbaumeister b. d. 
Herzogl. Straßen- und Wasserbau - Inspektion 
Holzminden. 

Viktor Oschatz, Oberingenieur, Vorstand 
der Nebenstelle Regensburg der Bayerischen 
Landesyewerbeanstalt, Leutnant d. L. im 8. Feld- 
art.-Reg. 

Dr.-Gng. Karl Otto, Baumeister aus Hamburg. 

Kurt Plöger, Königl. Regierungsbauführer in 
Schwedt (Oder), fiel auf einem Patrouillengang. 

Richard Papenberg, Regierungsbaufulirer. 

Hugo Rademacher, Bergassessor, Clausthal, 
Leutnant d. R. 

Ludwig Reichwein, Regierungsbaumeister 
a. D., Berlin, Vizefeldwebel d. R. im Augusta 
Garde-Gren.-Reg. 4. 

Otto Richter aus Mannheim. 

Ferdinand Roeder, Regierungsbaumeister, 
Architekt bei der Königl. Eısenbalın-Direktion 
München. 

Wilhelm Schaum, Regierungsbaumeister bei 
der Königl. Regierung zu Oppeln, Leutnant d. R. 
im Inf.-Reg. Nr. 55, fiel amı 15. Sept. 1914 in 
Frankreich. 

Alfred Schmidt. 

Georg Schnittker, Adjutant im Res.-Inf.- 
Reg. Nr. 92, fiel am 17. September 1914 in 
Frankreich. 

Max Scholz, Ingenieur des Braunkohlen-Brikett- 
Verkaufs-Vereins, Köln, Leutnant d.R. im Füsilier- 
Reg. Nr. 40. 

Rudolf Scholz aus Berlin. 

Kar! Schreck, Regierungsbaumeister, Vorstand 
des Königl. Hobhbauamtes Konitz, Inhaber des 
Eisernen Kreuzes. 

Otto Selting, Regierungsbaumeister, Sohn des 
Professors Selting in Posen, Leutnant d. R. im 
Res.-Inf.-Reg. 66. 

Fritz Sonnenburg, Berlin, Leutnant d. R. 
im Garde-Pionier-Bat. 

Dr.-Ing. Friedrich Spillner aus Essen, 
Chemiker der Emschergenossenschaft. 

Carl Stand, Dortmund, Vizefeldwebel d. R. 

Fritz Steinmann, Kgl. Gewerbe-Referendar, 
Essen, Leutnant d. R. in der Maschinengewehr- 
Abt. Nr. 6, fiel in der Schlacht auf Frankreichs 
Boden am 6. September 1914 im 29. Lebens- 
jahre. 

Dreing. Gottfried Stratmann, Mitarbeiter 
der Deutschen Vacuum Oel Aktiengesellschaft, 
Hamburg, fiel am 19. September 1914 als Of- 
fizierstellvertreter im Inf.-Reg. 53. 

Fritz Thierolf, Regierungsbaumeister, Sek- 
tionschef beim Bau der Bagdadbahn aus Darın- 
stadt. 
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Rudolf Tholens, Regierungsbaumeister aus 


Leer, Vorstand des Kanalbauamtes in Hannover, 
Walter Ties, Einjähr. Unteroffizier im Braun- 
schweigischen Inf.-Reg. 92. 
Oswald Ulbrich, Regierungsbauführer aus 


Breslau. 

Dr.-Ing Rudolf Wahl aus Burkersdorf, Sachsen- 
Weimar, welcher seit einem Jahre als Chemiker 
bei der Badischen Anilin- und Soda-Fabrik, 
Ludwigshafen a. Rh, tätig war, ist am 2. Ok- 
tober 1914 im Alter von nicht ganz 27 Jahren 


Personalia. 
t Rudolf Mohr. 


Am 14. Oktober 1914 starb den Heldentod fürs 
Vaterland Herr Dipl.-Ing. Rudolf Mohr, Ingenieur 
der Bergmann Elektrizitäts-Unternehmungen in Herms- 


Personalia — Anzeigen 


als Vizefeldwebel, nachdem er bereits durch die 
Verleihung des Eisernen Kreuzes ausgezeichnet 
worden war, bei Senones gefallen. 

Wolfgang Weber, Leiter der Provinzial- 
straßenverwaltung in Sachsen, starb am 20. Sep- 
tember 1914 den Heldentod. 

Simon Weber, Architekt, Metz-Queuleu, fiel 
Anfang September auf dem westlichen Kriegs- 
schauplatz. 

Alfred Wittekopf, Clausthal, 
vertreter im Landw.-Inf.-Reg. 27. 


Offizierstell- 


dorf bei Berlin. Er erhielt in einem Gefecht in Lyck 
bei der Verteidigung der Infanterie-Kaserne gegen die 
eingedrungenen Russen einen Brustschuß und verstarb 
auf dem Transport nach dem Lazarett. Der Verband 
Deutscher Diplom-Ingenieure wird Rudolf Mohr ein 
dauerndes Andenken bewahren. 


Taschen-Wörterbücher. 


Enthalten alle im täglichen Verkehr, im Handel und auf Reisen vorkommenden Worte und eine Sammlung von Gesprächen. 
Bei vorzüglıchstem, leserlichem Druck handlichstes Taschenformat. 


Deutsch-Englisch u. Englisch-Deutsch von Emerson. 


Deutsch- Französisch und Französisch- Deutsch : 


von Michaud. 


Deutsch - Holländisch und Holländisch - Deutsch von ` 


Poon ky und van Huygen. 

Deutsch-Italienisch u. Italienisch- Deutsch v. Giorgio. 

Deutsch-Portugiesisch und Portugiesisch- Deutsch von 
Rubolsky und Pinto. 

Deutsch -Russisch und Russisch - Deutsch 
Soloweitschyk. 

Deutsch - Schwedisch und Schwedisch - Deutsch von 
Robolsky und Linnström. 


von 


| 


Deutsch-Spanisch u. Spanisch-Deutsch von Robolsky 
und Lopez. 
Beide Teile einer Sprache elegant gbdn. in einem Band M. 3.—. 
Jeder Teil einzeln in rotem Leinenband M. 1.50 


Deutsch-Dänisch und Dänisch-Deutsch von Robolsky 
und Hasting. 

Deutsch - Polnisch und Polnisch - Deutsch von 
Wasikowsky. 


Nur in einem Band gbdn. a M. 2.-.. 


Ungemein praktische Sprachführer! 


Durch die beigegebene Aussprache für jedermann ohne Kenntnis der Sprache leserlich ! 


Perfekt Englisch sprechen von Davis. 
Perfekt Französisch sprechen von Crochet 
Perfekt Italienisch sprc.nen von Giorgio. 
Perfekt Russisch snıechen von Perlotf. 
Perfekt Schwedisch sprechen v. Lundström. 


Perfekt Spanisch sprechen von Sanchez. 
German Self-Instructor von Emerson. 


Empfehlenswert für die Reise und zur Uebung. 
Jeder Band kartonniert M. 1.—-. 


Zu beziehen du.ch jede Buchhandlung, sowie Hugo Stelnitz Verlag, Berlin SW. 68, Charlottenstr. 2. 
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Julius Robert Mayer. 


Zum 25. November 1914, seinem hundertsten Geburtstage. 


In die rauhe, so unerwartet schnell über 
unser Vaterland hereingebrochene Kriegszeit 
fällt der 100 jährige Jahrestag der Geburt Robert 
Mayers. Wenn auch heute unser ganzes Sinnen 
und Streben sich nur mit der Gegenwart und 
einer hoffnungsfrohen Zukunft beschäftigt und 
beschäftigen darf, so wollen wir doch diesen 
Tag nicht vorübergehen lassen, ohne des Man- 
nes zu gedenken, der durch die Entdeckung 
des Grundgesetzes der Energie für die ganze 
moderne Naturwissenschaft und Technik die 
sichere Grundlage geschaffen hat. Zeigt uns 
doch gerade die heutige Zeit, wie überaus wich- 
tig Naturwissenschaft und Technik für die Ver- 
teidigung der Güter der Kultur geworden sind, 
zeigt uns doch der Weltkrieg, in welchem un- 
geheure Energiemengen jeglicher Art zur Aus- 
lösung gelangen, von welcher Bedeutung es ist, 
die Gesetze der Energie zu beherrschen. — 

In dem lieblichen Neckarstädtchen Heilbronn 
wurde Robert Maver vor hundert Jahren als 
Sohn cines Apothekers geboren. Vom Vater 
zum Arzt bestimmt, trieb der grüblerische Knabe 
schon frühzeitig Naturwissenschaften und machte 
beim vergeblichen Bau eines Perpetuum mobile 
seine ersten praktischen Versuche. Den An- 
stoß zur Entdeckung des Energiegesetzes gab 
ihm die als holländischer Schiffsarzt auf der 
Fahrt nach Java gemachte Beobachtung, daß in 
den Tropen das Venenblut des Menschen heller 
als in den gemäßigten Zonen ist, entsprechend 
dem geringeren Sauerstoffverbrauch zur Erzie- 
lung der Körperwärme. Ununterbrochenes Nach- 
denken hierüber, dem er sogar unter Verzicht 


auf die Wunderwelt der Tropen seinen Land- 
urlaub opferte, brachte ihm schließlich die Er- 
kenntnis, daß Arbeit nicht aus Nichts entstehen 
kann, und daß Arbeit in Wärme und umgekehrt 
Wärme in Arbeit verwandelbar sei. Das Aequi- 
valent zwischen beiden bestimmte er auf ele- 
ganteste Weise aus der Differenz der spezifi- 
schen Wärme der Luft bei konstantem Druck 
und konstantem Volumen, ein Verfahren, das 
heute noch das einfachste und beste ist. Seine 
erste Arbeit hierüber wurde 1841 von Poggen- 
dorff, dem Herausgeber der bekannten Annalen, 
zurückgewiesen. Eine spätere wurde zwar von 
Liebig abgedruckt, aber von der Fachwelt mit 
Schweigen übergangen, trotz, oder vielleicht ge- 
rade wegen der einfachen, klaren, klassisch zu 
nennenden Schreibweise, in der Maver seine An- 
sichten ohne großen mathematischen und philo- 
sophischen Apparat niedergelegt hatte. Maver 
hatte dazumal schon die volle Tragweite seiner 
Entdeckung für die Physik, Chemie, Astronomie, 
Technik, ja auch für die Physiologie erkannt. 
Um so schmerzlicher mußte ihn die Verständnis- 
losigkeit treffen, mit der seine Arbeit aufge- 
nommen wurde. Ja man sprach ihm sogar die 
Priorität seiner Entdeckung ab und wollte sie 
dem vom Glücke so überaus begünstigten, da- 
mals am Himmel der physikalischen Wissenschaf- 
ten im Aufgehen begriffenen, glänzenden Stern 
Helmholtz zuschreiben. 

Ueberarbeitet und tief gekränkt über die 
Zurücksetzung mußte sich Maver zur Wieder- 
herstellung seiner erschöpften Nerven in eine 
Heilanstalt begeben, die ihn durch unsachge- 
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mäße Behandlung an den Rand des Grabes 
brachte. Wenn auch infolge seiner auBerordent- 
lich widerstandsfähigen Natur bald wieder ge- 
sundet, hat er doch die erlittene Unbill nie 
ganz verwinden können, obwohl ihm in späteren 
Jahren allmählich Anerkennung seiner Verdienste 


und äußere Ehrungen zuteil wurden. Er starb 
am 20. März 1878 im 64. Lebensjahr. — 
Eine ausfiihrlichere Beschreibung seines 


Lebens und Wirkens müssen wir uns für später 
vorbehalten; aber schon dieser kurze AbriB 
zeigt zur Genüge, daß sein Leben, obwohl es 
Mühe und Arbeit war, doch kein köstliches ge- 
wesen ist. Das dornenvolle Schicksal, dem nur 
wenige große Entdecker und Erfinder entgan- 
gen sind, hat auch ihn schwer geschlagen. Sein 
ganzes Denken hat er nur dem einen Gedanken 
gewidmet, dessen Größe und umfassendste 
Tragweite er, fast noch ein Jüngling, intuitiv 
erkannt und bis in sein Alter hinein, trotz 
aller Widersacher und Neider ausgebaut und ver- 
teidigt hat. Und wenn wir heute die gewaltige 
Entwicklung von Naturwissenschaft und Technik 


Der Krieg und die 


Dipl.-<ng. Dr. Lang, Patentanwalt, Der Krieg und die Diplom-Ingenieure 


in dem letzten halben Jahrhundert überblicken, 
so müssen wir wohl gestehen, daß sie ohne 
klare Erkenntnis des Energiesatzes niemals hätte 
vor sich gehen können. Die Grundgesetze der 
Natur befriedigen nicht nur das Bedürfnis des 
Menschen nach Zusammenfassung einzelner Tat- 
sachen und nach einheitlicher Erkenntnis, sie 
geben auch für den Fortschritt Unterbau und 
Wegrichtung, ja sie sind in vielen Fällen erst 
die treibende Kraft, die das Vorschreiten über- 
haupt ‘ermöglicht. 

Die deutschen Ingenieure sind stets für den 
bedrückten und verkannten Forscher ihres Fach- 
gebietes, auch wenn er nicht eigentlicher Fach- 
mann war, eingetreten; sie waren auch mit 
von den ersten, die Maver zur Anerkennung 
verhalfen und haben sein Sterbehaus mit einer 
Gedenktafel geschmückt und zu seinem Denk- 
mal in Heilbronn beigetragen. So wollen auch 
wir heute, trotz der Not der Zeit, in Dank- 
barkeit des Mannes gedenken, der uns das all- 
gewaltige Gesetzvonder Erhaltung der 
Energie geschenkt hat. Dipl.-Ing. Carl Weihe. 


Diplom-Ingenieure. 


Von ®ipl.:S$ng. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin, 
Vortrag, gehalten in der Mitgliederversammlung des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure, 
Bezirksverein Berlin, am 13. Oktober 1914. (Fortsetzung.) 


Deutschland 


erfreut sich eines Volksvermögens, das, wie be- 
reits hingewiesen wurde, mindestens 50 Milli- 
arden Mark größer ist als das Englands — von 
Frankreich gar nicht zu reden —, und das un- 
gleich rascher gewachsen ist und noch wächst, 
als das Englands. Einige wenige Zahlen mögen 
hier zur Erläuterung dienen, wobei immer zu 
beobachten bleibt, daß sich England auf einen 
fast ein Jahrhundert alten Besitzstand stützt, 
während Deutschland erst seit etwa 25 Jahren 
in einen eigentlichen Welthandel eingetreten ist. 
Deutschlands Gesamtaußenhandel betrug im 
Jahre 1906 rund 15550 Millionen Mark, 1912 
dagegen 21250 Millionen Mark; derjenige 
Englands 1906: 21800 Millionen Mark, 1912 
rund 27500 Millionen Mark. Die Zunahme ist 
also in dem einen Falle mehr als 33 0%, in dem 
anderen Falle nur 25% o. In den Ausfuhrziffern 
hat Deutschland England nahezu erreicht, wäh- 
rend bei der Einfuhr der gewaltige Bedarf an 
Nahrungsmitteln auf englischer Seite einen 
wesentlichen Faktor ausmacht. Die landwirt- 
schaftliche Bevölkerung hat in Deutschland zwar 
eine Abnahme zu verzeichnen, in ihrer abso- 
luten Ziffer ist sie jedoch im großen ganzen 
auf ihrer Höhe geblieben; nur der gewaltige 


Menschenzuwachs Deutschlands hat seine Tätig- 
keit in anderen als auf landwirtschaftlichem Ge- 
biete entwickelt. Einen guten Einblick in die 
Bedeutung der deutschen Landwirtschaft ergibt 
ein Vergleich mit der englischen Landwirtschaft. 
Deutschland besaß im Jahre 1912 über 20 Mil- 
lionen Stück Rindvieh, England nur 7 Millionen; 
Deutschland verzeichnete fast 22 Millionen 
Schweine, England nur 2,0 Millionen. Deutsch- 
land erntete 1912 rund 4,6 Millionen Tonnen 
Weizen, England nur 1,5 Millionen, Deutsch- 
land 11,6 Millionen Tonnen Roggen, England von 
dieser Getreideart überhaupt nichts. 

In viel glänzenderem Maße hat Deutschland 
auf industriellem Gebiete England den Rang ab- 
gelaufen. Die deutsche Ausfuhr an Maschinen 
steht der englischen Ausfuhr nahezu gleich; an 
Zucker führt Deutschland einen Wert von 212 
Millionen Mark aus, während Englands Ausfuhr 
auf diesem Gebiete ganz verschwindend ist. 

Inwieweit aber die deutsche Betriebsamkeit 
im ganzen zu beurteilen ist, darüber mögen 
einige andere Ziffern sprechen. Deutschland 
besitzt 50563 Postanstalten und 305500 Post- 
bedienstete, die rund 6600 Millionen Briefe und 
Postkarten zu befördern hatten, so daß auf den 
Einwohner im Jahre rund 100 Poststücke kom- 
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men. In England betragen die gleichen Ziffern 
24 245 Postanstalten und einem Heer von 213 000 
Beamten, so daß also England die Verkehrs- 
erleichterung, die in Deutschland nahezu über- 
all durch Postanstalten und Agenturen geboten 
wird, entbehren muß. In Deutschland kommt 
auf 1300 Einwohner eine Postanstalt, in Eng- 
land auf 2000, in Frankreich erst auf 2800 und 
in Rußland erst auf je 10000 Einwohner. Einen 
besseren Wertmesser für Handel und Verkehr 
dürfte es kaum geben. 


Man wird also zum mindesten sagen können, 
daß Deutschland im Hinblick auf die Förderung, 
die die deutsche Landwirtschaft in den letzten 
Jahren gefunden hat, zunächst ein in hohem 
Maße vom Ausland unabhängiges Land mit 
hochentwickelter innerer Organisation darstellt. 
Dies wird auch bestätigt durch die Patentstatistik. 
Nur 30% seiner Patente gehen an Ausländer, wäh- 
rend es in England nahezu 50 %, in Frankreich 
52%) und in Rußland nahezu 75° sind. In 
seiner Unabhängigkeit steht Deutschland am 
nächsten bei den Vereinigten Staaten, das alles, 
was es braucht, selbst besitzt und deshalb so 
gut wie garnicht auf das Ausland angewiesen ist; 
von den Patenten der Vereinigten Staaten gehen 
nur 120% an Ausländer. 


Angesichts dieser Daten ist die ökonomische 
Kriegsbereitschaft des Deutschen Reiches cine 
ganz hervorragende. Wie Havenstein ın 
der jüngst abgehaltenen Sitzung des Zentralaus- 
schusses in seiner Eigenschaft als Präsident des 
Reichsbankdirektoriums ausführte, hat der 
deutsche Geldmarkt in den beiden ersten Mo- 
naten des Krieges verhältnismäßig am besten 
unter allen Ländern abgeschnitten. Die Reichs- 
bank ist mit einem Diskont von 6° ausgekom- 
men, während der Diskont in England 10 9%% be- 
trug. Der Geldmarkt ist verhältnismäßig flüssig, 
die Banken haben im Gegensatz zu England 
und Frankreich nicht einen einzigen Tag lang 
ihre Tätigkeit ausgesetzt oder die Auszahlung 
der Bankguthaben eingeschränkt. Dank ihres 
Goldbestandes und Dank der Darlehenskassen, 
die neu eröffnet wurden, war die Reichsbank 
in der Lage, nicht nur zwei volle Monate ohne 
jede Schwierigkeit als Kriegsbank des Reiches 
zu dienen; darüber hinaus hat sie auch ihre 
Kreditgewährung in keiner Weise eingeschränkt, 
sondern jedem berechtigten Kreditbedürfnis 
gegenüber erweitert. Auch der Goldbestand 
zeigte eine sehr erfreuliche Entwicklung. Von 
den 1253 Millionen Mark vor dem Kriegsaus- 
bruch hob er sich durch Zuführung des Reichs- 
kriegsschatzes zunächst auf 1473 Millionen und 
nach den ersten Siegen des deutschen Heeres ist 
er in der Zwischenzeit auf nahezu 1700 Millionen 
Mark gestiegen, so daß die Golddeckung der 
Noten am 31. August 42,7 ¢ 0 betrug. 
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Die wirtschaftliche Widerstandskraft des 
Deutschen Reiches zeigte sich aber in vollem 
Lichte in der Begebung der Kriegsanleihe. Da- 
nach ergaben sich im Zeitraum von nur 
21/. Wochen nahezu 41/, Milliarden Mark. Das 
bedeutet ein Kapital größer als die gesamte 
französische Kriegsentschädigung vom Jahre 
1870/71, zu deren Aufbringung Frankreich aber 
unter starker Heranzichung des Auslandes 
21/, Jahre brauchte. 

Mit der Kriegsanleihe hat das Reich gezeigt, 


daß es nicht nur das größte Volksvermögen 


besitzt, sondern auch ein gesundes Volks- 
vermögen (mit tatsächlich aufbringbaren 
Reserven!), daß es mit 6,2 Milliarden Kriegs- 
bereitschaft (Kriegsanleihe und Goldvorrat) an 
der Spitze aller kriegführenden Staaten steht! 
Das Deutsche Reich ist in 40 jähriger Arbeit 
wirtschaftlich stark und reich geworden; da- 
bei dient der weitaus größte Teil seiner wirt- 
schaftlichen Arbeit dem heimischen Verbrauch 
und dieser Hauptstärke der deutschen Volks- 
wirtschaft, der starke innere Markt, 
ist auch während des Krieges voll erhalten ge- 
blieben, da der Boden frei von Feinden ist. Da- 
zu kommt eine gute Ernte, so daß die Ernäh- 
rung des Volkes auch für eine lange Kriegs- 


dauer sicher gestellt ist. 


Der Hereinbruch des Krieges machte den Er- 
laß zahlreicher, gesetzlicher Maßnahmen wirt- 
schaftlicher Art erforderlich, wozu der Bundesrat 
durch Reichsgesetz vom 4. August 1914 ermächtigt 
worden war. Zu erwähnen ist hier die Maß- 
nahme betreffend Zahlungsaufschub, eine Art 
partielles Moratorium, gemäß dem der Richter 
von Fall zu Fall zu entscheiden hat, ob eine 
Zahlungsverpflichtung zu erfüllen ist oder nicht; 
weiterhin ist zu erwähnen die Bundesratsverord- 
nung vom 24. August 1914 über die Feststellung 
der im Deutschen Reiche befindlichen „rohen 
Naturerzeugnisse‘“ (Rohstoffe); es ist ferner zu 
erinnern an die gesetzliche Maßnahme betreffend 
Geschäftsüberwachung zur Unterbin- 
dung des Konkurses; es ist weiter zu erinnern 
an den Erlaß der zahlreichen Ausfuhr- und 
Durchfuhrverbote und an die Aufhebung 
von Einfuhrverboten für bestimmte Roh- 
stoffe und Fabrikate; es ist ferner zu erinnern 
an die gesetzliche Maßnahme betreffend U eber- 


wachung von Betrieben, die in ihrer 
Herkunft oder in ihrer Leitung als auslän- 
disch zu betrachten sind; eine ganze Reihe 


industrieller und Handelsunternehmungen wird 
auf Grund dieser Verordnung verhindert, weiter- 
hin während des Krieges mit feindlichen Aus- 
ländern in Zahlungsaustausch durch Ueberfüh- 
rung barer Geldmittel zu treten. Weiterhin ist 
zu crinnern an die Bundesratsverordnung betref- 
fend Fristen in Patent-, Gebrauchs- 
muster- und Warenzeichensachen, 
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durch welche den Patentinhabern, die durch den 
Kriegsausbruch verhindert sind, Fristen beim 
Patentamt wahrzunehmen, eine angemessene Frist 
bewilligt werden kann. Es ist weiterhin zu er- 
innern an die Verordnung betreffend Verbot 
von Zahlungsleistungen an England, 
eine gesetzliche Maßnahme, durch die ein Ver- 
geltungsrecht geschaffen worden ist gegenüber 
England, das seinen Untertanen verbietet, wäh- 
rend des Krieges Geld an deutsche Gläubiger 
abzuführen. 

Die im Vorstehenden nacheinander darge- 
legten Tatsachen sind vom Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure in ihrer Entstehung und Ent- 
wicklung verfolgt und alle einschlägigen Ge- 
setze, Statistiken und sonstige Unterlagen wur- 
den soweit als möglich in einem 


„Kriegsarchiv“ 


angelegt. Durch dieses Kriegsarchiv und seine 
Vervollständigung in der Zukunft sind dem Ver- 
band die Richtlinien gegeben für jetzige und 
zukünftige einschlägige Maßnahmen. Mit Hilfe 
des Kriegsarchives ist er in der Lage, allen Inter- 
essenten Auskunft zu geben über die den 
Diplom-Ingenieur interessierenden Fragen der 
Ausfuhr und Einfuhr, des Angestelltenrechts, des 
gewerblichen Rechtsschutzes während des Krie- 
ges, der Erlangung von Verbindungen, der 
Bearbeitung ‘der Auslandspresse gegenüber der 
Verunglimpfung des Reiches durch feindliche 
Journalisten, der Unterstützung der Inlands- 
presse durch Artikel aus sachkundiger Feder, 
usw. Das Kriegsarchiv bildet das Fundament, 
dessen Kenntnis zur Mitarbeit auf den verschie- 
denen Gebieten, auf denen die Diplom-Ingenieure, 
sei es als Staatsbürger oder Berufstreibende, 
tätig sind, nützlich und vielfach erforderlich ist. 
Neben den Arbeiten, die sich aus dem Kriegs- 
archiv ergeben, wurde der Verband durch die 
Entwicklung der Dinge gleich nach Kriegsaus- 
bruch auf Aufgaben verwiesen, die im wesent- 
lichen der Eigenart des Berufszweckes der Ver- 
bandsmitglieder entspringen. Die natürliche be- 
rufliche Aufgabe des Diplom-Ingenieurs, 


Arbeitsschaffung und Arbeitsorganisierung, 


drängte sich zunächst auf. So hat denn der 
Verband mit Kriegsausbruch seine volle Auf- 
merksamkeit auf dieses Gebiet gerichtet und 
es durch Zusammenarbeit mit den maßgebenden 
Behörden, mit Interessenverbänden und durch 
Beeinflussung der Tagespresse zu fördern ge- 
sucht. Erfreulich war in dieser Beziehung die 
Entstehung des Kriegsausschusses der 
deutschen Industrie. Dieser Kriegs- 
ausschuß der deutschen Industrie ist entstanden 
durch das Zusammenwirken des Zentralverban- 
des Deutscher Industrieller und des Bundes der 
Industriellen und stellt sich zur Aufgabe, den 
Arbeitsmarkt während des Krieges zu fördern 
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und zu regeln. Diese Förderung besteht darin, 
daß er die Wünsche der Behörden einerseits und 
der Industriellen anderseits aufnimmt und an die 
geeigneten Stellen weitergibt, daß er die Auf- 
träge, die an die Industrie, namentlich seitens 
der Kriegsverwaltung ergehen, sachkundig und 
angemessen zu verteilen sich bemüht, so daß 
das Wirtschaftsieben sich gleichmäßig wie- 
der neu entwickeln kann. Im Anschluß an 
die Entstehung des Kriegsausschusses be- 
mühte sich die Verbandsleitung um die 
Einrichtung von sogenannten Kriegssyndika- 
ten. Solche Kriegssyndikate sind auf den ver- 
schiedensten Gebieten der Produktion errichtet 
worden; die Leinenfabrikanten, die Schokoladen- 
fabrikanten, die Zigarrenfabrikanten, die Ziga- 
rettenfabrikanten u. a. haben sich zusammen- 
geschlossen, um unter sich die Aufträge der 
Kriegsverwaltung angemessen zu verteilen. In 
der Kriegsmetall - Aktien - Gesell- 
schaft hat sich ebenfalls eine Art Kriegssyndi- 
kat gebildet, ein Kriegssyndikat auf gemein- 
nütziger Grundlage, das den Zweck verfolgt, 
Metall und Metallfabrikate für den Militärbedarf 
zu beschaffen. Weiterhin ist zu nennen, die 
Kriegswollbedarf - Aktien-Gesell- 
schaft, die die Aufgabe hat, den Verkehr 
und die Verteilung der Wollsorten zu regeln, die 
der Militärtuchfabrikation dienen. Für den 
Kriegsbedarf besteht ferner eine Zentralisierung 
für den Getreidchandel in der Zentralstelle 
für die Beschaffung des Heeresbe- 
darfs. Auch in der chemischen Industrie ist 
ein Kriegssyndikat geschaffen worden; dieses 
Syndikat nennt sich Kriegschemikalien- 
Aktiengesellschaft, und seine Aufgabe 
besteht darin, die Wirtschaft in Chemikalien, die 
für die Landesverteilung erforderlich werden, 
zu regeln. Auch diese Gesellschaft ist eine ge- 
meinnützige Gesellschaft, die weder Dividenden 
noch Liquidationsgewinne verteilen darf. 


Dem Verband am nächsten lag die Grün- 
dung eines Kriegssyndikates in der Maschinen- 
industrie. Infolge des Kriegsausbruches war der 
Beschäftigungsgrad gerade in der Maschinen- 
industrie sehr verschieden. Die einen Fabriken 
waren mit Kriegslieferungen überschüttet, wäh- 
rend die anderen Maschinenfabriken ihren Be- 
trieb stilliegen hatten. Um hier Ordnung zu 
schaffen, bemühte sich der Verband um die 
Schaffung eines Kriegssyndikates. Es zeigte sich 
jedoch bald, daß ein solches Kriegssyndikat in 
der Maschinenindustrie nicht durchführbar ist, 
wenn es nicht von langer Hand während der 
Friedenszeit vorbereitet wird. Hier fände denn 
in der Tat der 


„wirtschaftliche Generalstab", 


wie er von Arthur Dix, dem Heidelberger 
Nationalökonom Dr. Lederer, u. a. empfohlen 
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worden ist, ein dankbares Gebiet. Es steht 
zu hoffen, daß in nicht allzu ferner Zeit eine 
solche Institution unter Heranziehung namhafter 
Männer der Praxis und der Wissenschaft ins 
Leben tritt, um die Durchführung von Kriegs- 
lieferungen in der Kriegszeit zu sichern und 
diese Kriegslieferungen so durchzuführen, daß 
eine möglichst gleichmäßige Beschäftigung der 
Industrie erzielt und damit eine allzu starke 
Ansammlung von Arbeitslosen an bestimmten 
Orten vermieden wird. Eine sulche Institution, 
ausgerüstet mit umfassenden Rechten, ist 
unumgänglich notwendig; ihr Mangel hat 
zuganz unerträglichen Mißständen 


geführt! 
Auch in Zukunft wird sich der Verband 
an Bestrebungen, die auf die Herausbil- 


dung von Kriegssvndikaten hinauslaufen, be- 
teiligen; auf Gebieten, in denen eine solche 
Organisation nicht durchführbar erscheint, 
wird er wie bisher so auch in Zukunft den 
Behörden und Fabrikanten sich zur Verfügung 
stellen. 


Obschon ein außergewöhnlicher Prozentsatz 
der Mitglieder des Verbandes zu den Fahnen ein- 
berufen worden ist, zeigte sich doch nach Aus- 
bruch des Krieges auch im technischen Beruf 
eine außerordentliche Arbeitslosigkeit. Dies 
gab der Verbandsleitung mit Veranlassung, 
den scit Jahren bestehenden, gut eingeführten 
Stellennachweis des Verbandes auf möglichst 
breite Basis zu stellen, um so eine volle Er- 
fassung des gesamten technischen Arbeitsmark- 
tes zu erzielen und den Stellennachweis zugleich 
als gemeinnützige Einrichtung praktisch 
sozialer Fürsorge allen Ingenieuren, gleich 
welcher Vorbildung, zugängiv zu machen. Der 
solcherweise gleichsam kriegsmäßig ausgerüstete 
Stellennachweis erhielt die Bezeichnung 


„Arbeitsvermittlungsstelle für Ingenieure‘. 


Obschon die Hauptstärke des Verbandsstellen- 
nachweises in den Beziehungen liegt, die seit 
Jahren mit den Behörden und industriellen Wer- 
ken, Hochschulen, usw. unterhalten worden 
waren, so nahm der Verband doch auch Füh- 
lung mit einer der bestehenden Arbeitsnach- 
weis-Zentralen. Durch das Reichsamt des 
Innern wurde dem Verbande hierfür der 
Zentralverein für Arbeitsnachweis 
in Berlin genannt, der mit Kriegsausbruch eine 
„zentralauskunftsstelle“ errichtete. 
Mit dieser Zentralauskunftsstelle hat der Ver- 
band ein Abkommen getroffen, auf Grund dessen 
alle diejenigen Arbeitslosen bzw. Arbeitsuchen- 
den, für die der Verband ein Unterkommen nicht 
finden kann, an diese Zentralauskunftsstelle weiter- 
gegeben werden. Es handelt sich dabei meist um 
solche Personen, die auf Grund einer absolvier- 
ten Handwerkslehre zum technischen Beruf 
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übergetreten sind und die jetzt in der Kriegs- 
zeit gern bereit sind, sich in dem von ihnen er- 
lernten Handwerk zu betätigen. Die Gesuche 
solcher Personen werden seitens der Zentralaus- 
kunftsstelle an die Stellennachweise, mit denen 
die Zentralauskunftsstelle in Konnex steht, 
weitergegeben; hier werden sie entweder er- 
ledigt oder sie erscheinen in dem Arbeits- 
markt-Anzeiger, der wöchentlich zweimal 
als Sonderausgabe des Reichs-Arbeits- 
blattes durch die Reichszentrale für 
Arbeitsnachweise, die mit Kriegsausbruch 
im Reichsamt des Innern ins Leben gerufen wor- 
den ist, herausgegeben wird. Dieser Arbeits- 
markt-Anzeiger enthält alle Arbeitsgesuche und 
offene Stellen im Zeitpunkt der Berichterstat- 
tung, so daß man jederzeit an den verschiedenen 
Orten Deutschlands Angebot und Nachfrage er- 
kennen und ausgleichen kann. 

Es erschien auch zweckmäßig, mit den Stellen- 
nachweisen anderer Verbände in Verbindung zu 
treten, so dem Verein Deutscher Chemiker, 
dem Techniker-Verband, dem Werkmeister-Ver- 
band, dem Ingenieurverein, usw., sei es, daß der 
Verband diesen offene Stellen mitteilte, die er 
nicht besetzeu konnte, oder ihnen Kräfte über- 
wies, die er nicht unterzubringen vermochte. 

Ueber die sonstige Technik der ,,Arbcits- 
vermittlungsstelle“ bleibt nichts zu sagen; sie 
bedient sich des Kartothek -Systems (Ma- 
terienliste), in das die Arbeitssuchenden 
nach Materien eingeordnet werden; sie be- 


dient sich ferner des zweimal  wöchent- 
lich erscheinenden Stellenanzeigers (Vakan- 
zenpost) und darüber hinaus benach- 


richtigt sie in eiligen Fällen die Arbeitssuchen- 
den durch besondere schriftliche Mitteilungen. 

Es wurde wiederholt an dieser Stelle betont, 
daß sich die deutsche Volkswirtschaft mit jedem 
Tag mehr auf den Krieg einrichtet. Diese Ent- 
wicklung spiegelt sich wieder in der „Arbeits- 
vermittlungsstelie‘“. Zu Anfang des Krieges 
wurden solche offene Stellen gemeldet, die Forti- 
fikationszwecken und anderen rein militärischen 
Zwecken zu dienen hatten. Allmählich trat 
eine Verschiebung ein. Da der deutsche Boden 
von einer Invasion des Feindes verschont blicb, 
haben Staat und die Kommunen und reiche pri- 
vate Stellen nicht nur Notstandsarbeiten in Auf- 
trag gegeben, sondern sich bemüht, darüber 
hinaus auch solche Arbeiten zu vergeben, die die 
Produktivität der Volkswirtschaft direkt tref- 
fen. So entwickelte sich bald eine immer stärkere 
Nachfrage nach Eisenbahntechnikern, nach Sta- 
tikern, Kanalbautechnikern, Wasserwerkstechni- 
kern, insbesondere aber Automobiltechnikern, 
weil diese Industrie sowohl von der Kriegs- 
verwaltung, als auch von Privatleuten, denen 
die Automobile seitens der Aushebungskom- 
mission abgenommen wurden, stark in Ans 
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spruch genommen wird. Wohl der Wieder- 
belebung des Wirtschaftslebens durch diese und 
verwandte Zweige ist es zu danken, daß nun- 
mehr auch die Maschinenindustrie wieder anzu- 
zichen beginnt, so daß sich neuerdings die Nach- 
frage nach Maschinenbauern und Elektrotechni- 
kern bemerkbar macht. Es steht zu hoffen, 
daß sich im Anschluß daran die Eisenindustrie 
und der Bergbau ebenfalls wieder heben werden, 


so daß auch die vorhandenen arbeitslosen 
Hütten- und Bergleute untergebracht werden 
können.  Erfreulicherweise kann, Dank der 


guten Beziehungen, die sich der Verbandsstellen- 
nachweis in jahrelanger Arbeit erworben hat, 
von einer Stellenlosigkeit erheblichen 
Umfanges im Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure nicht gesprochen werden. Indem es sich 
bei den industriellen Werken heute vielfach um 
die Aufnahme zuvor nicht gepflegter Fabrika- 
tionen handelt, legen sie auf die Einstellung 
von Diplom-Ingenieuren besonderen Wert. 
Wie die Erfahrung lehrt, wird durch die Ein- 
stellung wissenschaftlich gebildeter Kräfte infolge 
der befruchtenden Wirkung ihrer Arbeit auch 
die Nachfrage nach anderen Technikern ge- 
weckt, so daß zu hoffen steht,. daß auch in 
den Kreisen der letzteren die noch bestehende 
Arbeitslosigkeit allmählich behoben werden wird. 
Damit die Arbeitsvermittlungsstelle auch in Zu- 
kunft auf ihrer vollen Höhe erhalten werden kann, 
ist es erforderlich, daß alle Förderer, Bezirks- 
vereine und Verbandsmitglieder bekanntwer- 
dende offene Stellen der Verbandsleitung un- 
verzüglich mitteilen. Diese Aufforde- 


rung sei hiermit auch an dieser 
Stelle wiederholt. Möge niemand ver- 
gessen, daß es nach Beendigung des Krieges 


eine der vornehmsten Aufgaben des Verbands- 
stellennachweises sein wird, die Heimkehrenden 
in ilıreın Berufe wieder unterzubringen. Bei Er- 
füllunge dieser patriotischen Pflicht wird sich 
der Verband von keiner Seite vertreten lassen; 
er kann es nicht mit seiner Ehre vereinbaren, 
hilfesuchende Kollegen jetzt oder später an 
Dritte zu verweisen! 


Um den Anteil des Verbandes an der deut- 
schen Armee und Marine festzustellen, hat die 
Verbandsleitung eine 


„Kriegsstatistik* 
angelegt. Die Verbandsleitung hat sich zu dic- 
sem Zwecke an sämtliche Bezirksvereine ge- 
wandt, ihr Mitteilung zu machen über diejeni- 
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gen Kollegen, die zu den Fahnen gerufen worden 
sind. Bislang hat sich die Zahl der im Felde 


stehenden Kollegen noch nicht feststellen lassen; 


schätzungsweise kann jedoch angenommen wer- 
den, daß mehr als die Hälfte der Ver- 
bandsmitglieder im Felde steht. Soweit es der 
Verbandsleitung möglich war, die Namen der 
im Felde stehenden Kollegen festzustellen, sind 
diese Namen in der Verbandszeitschrift zur Ver- 
öffentlichung gelangt. 


Die Verbandsleitung hat sich weiterhin be- 
müht, sich über die im Felde befindlichen Kol- 
legen auf dem Laufenden zu halten, und sie hat 
diejenigen Kollegen, die durch das Eiserne 
Kreuz ausgezeichnet und soweit diese ihr be- 
kanntgeworden sind, in einer besonderen Liste 
ebenfalls veröffentlicht. 


Mit Schmerz und Stolz zugleich ist festzustel- 
len, daß der Verband auch bereits eine große 
Zahl von Kollegen verloren hat, die auf dem 
Schlachtfeld ihr Leben lassen mußten. Auch 
hierüber führt der Verband eine genaue Liste, 
die fortgesetzt ergänzt in der Verbandszeit- 
schrift regelmäßig veröffentlicht wird. 


Angesichts der großen Verluste, die der Krieg 
bereits in der kurzen Zeit in die Verbandsreihen 
gerissen hat, ist damit zu rechnen, daß der 
Verband nach dem Kriege mit einem vielleicht 
erheblich geringeren Bestand wie bisher wird 
arbeiten müssen. Viele hervorragende Mitglie- 
der sind für den Verband jetzt schon durch den 
Tod auf dem Schlachtfelde dauernd verloren. 
Der Verband wird nicht nur wirtschaftlich, son- 
dern auch in bezug auf die Arbeitsleistung 
seiner Bezirksvereine nach dem Kriege stark 
geschwächt sein. Um so hingebender werden 
sich die Zurückbleibenden der Verbandsarbeit 
widmen müssen, um, wenn auch in kleinerem 
Kreise, die Mission des Verbandes fortzuführen. 
Die Zurückbleibenden werden diese Arbeit gern 
auf sich nehinen, handelt es sich doch um die 
Ausgestaltung des Baues, zu dem die Kollegen 
auf dem Schlachtfelde die Pfeiler gelegt haben. 
Möge der Bau des neuen Deutschen 
Reiches sich mächtig entwickeln, 
aufdaßerdenfolgenden Generatio- 
nen der deutschen Diplom -Inge- 
nieure Schutz und Schirm gewähre, 
als Jünger der Technik in fried- 
licher Arbeit ihre Wissenschaft 
und Kunst zufördern zum Wohle der 
deutschen Nation! 


Vom Kriegsschauplatz 


Vom Kriegsschauplatze. 


Verbandsmitglieder im Felde. 
Liste No. 5. 


Zu den Fahnen einberufen 


Diplom-Ingenieure: 


Oswald Arntz, Remscheid, Leutnant d. R. und 
Komp.-Führer im Res.-Inf.-Reg. 111. 

Conrad Aron, Königsberg, Kriegsfreiw. im Feld- 
Art.-Reg. 18, Depot I. R. H. 

Siegfried Baer, Ingenieur beim Gemeindebau- 
anit Berlin-Treptow, Charlottenburg, Ersatzres. I. Bat. 
4. Komp. der Armierungstruppe. 

Carl Boeck, Stettin, Leutnant d. R., Festung Frie- 
drichsort. 

Adolf Borger, Blumenthal (Hannover). 

Friedrich Castner, Duisburg, I. Rekr.-Depot 
d. Res. Nr. 159. 

Theodor Commes, Cöln, Leutnant d. R., Korps 
v. Eberhardt, Res.-Inf.-Reg. 60, II. Bat., 5. Komp. 

Karl Ellingen, Neuhütte bei Mechernich (Rhild.), 
Lazarett-Inspektor. 

Theodor EIperting, Grube Elisabeth, Halle a.S. 
Walter Erbe, Dresden-Reick, Leutnant d. R. im 
91. Oldenb. Inf.-Reg. 
Max Fritze-Jordan, Cuxhaven, IV. Matr.-Art., 

I. Komp. 

Fritz Grandpierre, Regierungsbaufülrer, Olpe 
i. Westf. 

Georg Hase, Regierungsbauführer, Weimar. 

Philipp Heckel, Ingenieur der Fa. Gebr. Heckel 
G. m. b. H., Worms. 

Hermann Herbst, Mülheim-Ruhr. 

Otto Hetzel, Teilhaber der Fa, F. Halbig G. m. 
b. H., Düsseldorf. 

Johannes Hübener, Posen, 
bei der Fortifikation in Posen-Ost. 

Ludwig Kalbfuß, Regierungsbauführer, Städt. 
Oberingenieur bei der Verwaltung der Gas- und 
Wasserwerke, Villenkolonie Eberstadt b. Darmstadt, 
Vizefeldwebel d. R. beim Ers.-Landsturm-Inf.-Bat. 1, 
Darmstadt. 

Johannes Kirch, Betriebsleiter der Rosiny- 
Mühlen A.-G., Duisburg. 

Ludwig Klingelhöfer, 
A.-G., Düsseldorf. 

Robert Krafft, Freiburg i. Br. 

Paul Kratz, Ingenieur im Verwertungsbüro für 
Oelmotoren b. Prof. Junkers, Aachen, Marine-Inge- 
nieur d. R. auf S. M. S. „Prinzregent Luitpold“, 
HI. Geschwader. 

Rudolf Maercks, Ingenieur der Harpener Berg- 
bau- Aktiengesellschaft, Herne i. W., Leutnant d. R. 

Friedrich Maey, Architekt b. 'd. städt. Eisen- 
bahn von Berlin, Charlottenburg. 

Hermann Meier, Hamburg. 

Erich Merkle, Emden, Leutnant d. Seewehr der 
VI. Matr.-Art.-Abtlg. 

Dr.-Sng. Friedrich Moll, Berlin-Stidende, Fahn- 
rich im Eisenbalın-Bat. Nr. 4, 2. Ersatzkomp. 

Paul Neubert, Betriebsingenieur beim Gaswerk 
Hamburg 22, Leutnant d. R, 2. Ersatz-Abt. Feld- 
Art.-Reg. 60, Schwerin. 

Hubert Niessen, Revisionsingenieur, Duisburg. 

Alfred Ohnesorge, Freiberg i. Sa. 

Wilhelm Oppermann, Magdeburg. 

Robert Roeder, Regierungsbauführer, Hanau. 

Eugen Rosorius, Mülheim-Ruhr. x 

Peter Schaaf, Frankfurt a. M., Etappen-Insp. 7, 
Et. K. Park 7. 

Carl Schmid, Mülheim-Ruhr, Leutnant d. R. 

Carl Schmitz, Gießen. 

Friedrich Schneider, Architekt, Kiel. 


sind folgende 


Offizierstellvertr. 


Direktor der Lolat 
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Karl Schneider, Oberingenieur der Maschinen- 
fabrik Thyssen & Co., Mitheim-Ruhr. 

Heinrich Schwarz, Ingenieur beim Kgl. Bau- 
amt ftir die Oderregulierung, Greifenhagen b. Stettin. 

Rudolf Selhausen, Charlottenburg, Leutnant d. 
Res., Pionier-Reg. Nr. 23, 2. Res.-Komp., 11. Armee- 
korps. 

Dr.-Ing. Eugen Steinweg, Hörde i. W. 

Otto Stübinger, Berlin-Tempelhof, Oberleutnant 
d. R., Führer der 11. Komp., 131. Inf.-Reg., 88. Brig., 
40. Div., 19. Armeekorps. 

Albert Sturm, Lörrach. 

Richard Tillmann, Ingenieur der Chemischen 
Fabrik und Zinnhütte Th. Goldschmidt, Essen-Ruhr. 


Oskar Willenberg, Charlottenburg, Offizier- 
stellvertreter im 14. Res.-Korps, 2. bayer. gem. 
Brigade, Landw.-Inf.-Reg. 12, 8. Komp. 

Otto Winter, Deuben b. Zeitz, Vizefeldwebel 
d. R., Eis.-Baukomp. 16, A. O. K.-Ost. 

Robert Volkmann, Stettin, Ers.-Res. im Landw.- 
Inf.-Reg. 2. 

Otto Zumbusch, Stettin. 

* * * 
Ehrenzeichen. 
Liste Nr. 3. 


Das Eiserne Kreuz wurde verliehen an fol- 
gende Diplom-Ingenieure: 


Conrad Adamy, Betriebsdirektor, Annahütte 
(Nied.-Laus.), Leutnant d. R. im 15. Pionier-Bat. 
Straßburg. 

Alfred Bednarski, 
Reg. Nr. 6. 

Curt Beyer, Baumeister der Baupolizeibehörde in 
Hamburg, Leutnant d. R. und Kompagnieführer im 
Inf.-Reg. Nr. 139. 

Hanns de Blanc, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im 1. Res.-Pion.-Bat. Nr. 7, für einen 
Patruillengang ins feindliche Fort vor Maubeuge. 

Ernst Böckmann, Regierungsbauführer, Darm- 
stadt, Leutnant d. R. im Res.-Inf.-Reg. Nr. 116. 

Johann Dautrich, Berlin, Leutnant d. R. 

Johannes Deutri c h, Berlin, Vizewachtmeister 
bei einer Fernsprechabteilung. 

Giraud, Kgl. Baurat, Hauptmann d. R. 

Fritz Heimbac h, Regierungsbauführer aus Bonn, 
Vizefeldwebel d. R. und Offizierdiensttuer im 
30. Pionier-Reg. 

Dring. Hubert Hempel, Fabrikbesitzer, Berlin. 

Gustav Kesselring, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im 4. Bayer. Brigade-Ersatz-Bat. 

A. Lehmann, Leutnant d. R. im Eisenbahn-Reg. 3 
23. Eisenbahnbaukomp. 

Adolf Lürken, Oberlehrer an der Königl. Ma- 
schinenbauschule in Essen, Leutnant und Bataillons- 
adjutant im L.-l.-Reg. 55. 

Friedrich Machmar, Professor, Essen, Haupt- 
mann der Landwehr und Führer einer Munitions- 
kolonne. 

Franz Meyenburg, Hamburg, Leutnant d. R. 
im Bayer. 1. Res.- E SIR, Bayer. 5. Res.-Div., 
2. Bayer. Pionier-Bat. Nr. I, 1. Res.-Pionier- Komp., 
am 10. Oktober. 

G. von Münstermann, Leutnant d. R. im Inf.- 
Reg. Nr. 19 vor Verdun. 

Eugen Nimtz, Regierungsbaumeister bei der Kgl. 
Ansiedelungskommission Posen, Oberleutnant d. R., 
Kompagnieführer. 

Dr.-Ing. Peiseler, 
Fußart.-Reg. 16. 

Karl Pfennigs, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R. im Inf.-Reg. Nr. 68 


Leutnant d. R. im Gren.- 


Prokurist, Leutnant d. R. im 


Aachen, 
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Dr. phil. Heinrich Quiring, Berlin-Tempelhof, 
Leutnant d. R. 

Ma ; Ei heders, Regierungsbaumeister aus Grune- 
wald. 

Rudolf Richard aus Charlottenburg, Leutnant 
der Landwehr im Res.-Ing.-Reg. Nr. 48. 

Georg Riegel, Regierungsbaumeister, Berlin. 

Reinhold Ritter aus Düsseldorf, Leutnant d.R. 
im 98. Inf.-Reg., für hervorragende Tapferkeit vor 
dem Feinde. 

T. Röhnhorn, Patentanwalt, Leutnant d. L. 

H. Scheele, Brandmeister, Oberl. d. R. u. Adjut. 
des 2. Bat. Res.-Inf.-Reg. Nr. 32, Res.- Armeek. 5. 

Dr.-Ing. Erdmann Schulz, Berlin, Unteroffizier 
d. R. im Kaiser-Franz-Garde-Gren.-Reg. 

Rudolf Seifert, Ministerium der öffentlichen 
en Oberleutnant d. R. im 6. Schles. Pion.- 

at. 


Vom Kriegsschauplatz 


Dr.-3ng. E. J. Siedler, Ordonnanzoffizier beim 
Stabe des Feld-Art.-Reg. Nr. 75 auf dem Schlacht- 
felde bei Soissons. 

C. Sioli, Architekt, Berlin. 

Georg Steinmetz, Leutnant d. R. im 8. Feld- 
art.-Reg. Nr. 78. 

Oskar Stöckel, Regierungsbaumeister aus Gör- 
litz, Leutnant d. R. im II. Pionier-Bat. 5, 1. Res.- 
Komp. 

Waldmann, von der Deutsch - Luxemburgischen 
Bergwerks- und Hütten-A.-G., Leutnant d. R. 


Dr.-Ing. Rudolf Wahl aus Burkersdorf (Sachsen- 
Weimar), Chemiker bei der Badischen Anilin- und 
Soda-Fabrik Ludwigshafen a. Rh., Vizefeldwebel d. R. 


Julius Wiegemann, Hiitteningenieur aus Frei- 
berg. 


Wille, Bauinspektor aus Charlottenburg. 


Rudolf Zimmermann, Berlin-Lichterfelde, Leut- 
nant d. R. (schwere Artillerie), am 24, September. 


a 


Es starben den Heldentod fürs Vaterland die Diplom-Ingenieure: 
Liste Nr. 4 


Hans Basson, Regierungsbauführer aus Düssel- 
dorf, Inhaber des Eisernen Kreuzes. 

Paul Benjamin, Assistent an der Technischen 
Hochschule Darmstadt. 

Karl Beumann, Regierungsbaumeister aus 
Braunschweig. 

Hermann Bodenbender, Geschäftsführer 
der Hansa-Kohlenhandels-Gesellschaft m. b. H., 
Mannheim -Neckarau, Vizefeldwebel d. L. im 
Inf.-Reg. 40. 

DreGng. Joachim Brandis aus Aachen, 
Hauptmann d. R., fiel am 26. August 1914. 


Bremer, Regierungsbaumeister, Brandmeister, 
Berlin. 

Alexander Buchholtz, 
führer aus Hannover. 

Hermann Burkert, Gewerbereferendar aus 
Brieg. 

Georg Büttner, Regierungs- und Baurat aus 
Berlin-Steglitz, Hauptmann u. Kompagnieführer. 


CarlErichDannenfelsser, Soln des Geh. 
Baurats Dannenfelsser in Dresden, Leutnant d.R. 
in einem sächs. Res.-Jäger-Batl. 


Albert Denzel, Regierungsbaumeister, Berlin- 
Westend, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 35. 


Otto Ehinger, Ingenieur bei der 
hoffnungshiitte in Oberhausen-Sterkrade. 


Friedrich Eisenberg, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R., Ritter des Eisernen Kreuzes, 
erlag im: Feldlazarett seiner auf franzüös. Boden 
erhaltenen Verwundung. 


Fritz Eisenberg, Regierungsbaumeister, 
Mitglied des Kanalbauamtes Linden b. Hannover, 
Leutnant d. R. im Füsilier-Reg. Generalfeld- 
marschall Graf Moltke (Schlesisches) Nr. 38, 
Ritter des Eisernen Kreuzes. 


Regierungsbau- 


Gute- 


Walter Erbe, Betriebsassistent des Gaswerkes 
Dresden-Reick, Leutnant d. R. im 91. Oldenb. 
Inf.-Reg., fiel im August auf belg. Boden. 

Erlwein, Stadtbaurat, Professor, Dresden, ist in 
Frankreich tötlich verunglückt. 

Erich Finckh, Regierungsbaumeister aus 
Gelsenkirchen. 

Gustav Flöter, Chemiker, Betriebsassistent 
der Zuckerfabrik Kl. Wanzleben b. Magdeburg, 
Einjähr. Freiw. im Inf.-Reg. 64, zuletzt im Res.- 
Inf.-Reg. 31, fiel am 16. Sept. 1914 b. Pontoix. 

HansForster aus Nieder-Jentz fiel in Frankreich. 

Ehrhard Giebelhausen, Regierungbau- 
meister bei der Eisenbahndirektion in Magdeburg. 

Max Gros aus München. 

G. Güldenpfennig, 
aus Paderborn. 

Georg Güldenpfennig, Baurat, Vorsteher 
des Hochbauamtes II Hannover, 

Wilhelm Hauschild, Baumeister der Bau- 
polizeibehörde in Hamburg. 

Richrd Heberling aus München. 

Otto Hedicke, Regierungsbaumeister, Hilfs- 
arbeiter b. d. Kgl. Regierung in Königsberg i. Pr., 
Leutnant d. R. im 3. Res.-Inf.-Reg. fiel am 
9. Oktober 1914. 

Erich Heilbronn, Kgl. Regierungsbaumeister 
aus Insterburg, Oberleutnaut d. R. im Inf.-Reg. 
Graf Dönhoff Nr. 44, Ritter des Eisernen Kreuzes, . 
fiel am 25. Oktober 1914. 

Fritz Helmensdorfer, Heidelberg, Ober- 
leutnant d. R. 

Wilhelm Henke, Regierungsbaumeister aus 
Uelzen. 


Regierungsbaumeister 


Arthur Henne, Regierungsbaumeister aus 
Chemnitz. 

Wilhelm Heß, Regierungsbaumeister aus 
Gießen. 


Vom Kriegsschauplatz 


Otto Hesse, Betriebsdirektor bei der Deutsch- 
Luxemburgischen Bergwerks- und Hiitten-A.-G., 
Leutnant d. R. 

Karl Hildebrandt, Baumeister der Bau- 
polizeibehörde in Hamburg. 

Otto Hirsch, Regierungsbaumeister a. D., 
Giistr ow (Meckl.). 
Alfred Hirsch, 

Zullichau. 

Karl Hofmann aus Dresden. 

Ernst Kamphausen, Assistent an dem Kgl. 
Materialprüfungsamt Lichterfelde, Leutnant d. R. 
im Königin-Elisabeth- Garde-Reg. Nr. 3. 

Dr.-Ing. Franz Koch aus Cöthen. 

Walter Koch, Regierungsbaumeister bei der 
Königlichen Regierung in Posen, Inhaber des 
Eisernen Kreuzes. 

Dr. Heinrich Kohl, Regierungsbaumeister, 
a des Hochbauamts IX Berlin, Leutnant 
d 


Richard Köhn, Regierungsbaumeister, Vor- 
stand des Hochbauamts in Arnsberg. 

Felix Kongehl, Königl. Regierungsbaumeister 
beim Militärbauamt Marienburg, Leutnant d. R. 
im Anh. Inf.-Reg. 93, erlag am 4. Oktober 1914 
seiner auf dem Schlachtfelde in Nordfrankreich 
erhaltenen schweren Verwundung. 

Karl Konrad, Kgl. Bauamtsassessor beim Kgl. 
Straßen- und Flußbauamte Augsburg. 

- Kurt Korreck, Regierungsbaumeister bei der 
Kaiserlichen Werft in Kiel. 

Heinrich Köster aus Essen-Ruhr, Vizefeld- 
webel d. R., Inhaber des Eisernen Kreuzes, fiel 
am 12. Oktober 1914. 

Christ. Krauß, Regierungsbaumeister. 

Dr.-Gng. Fritz Kritzenthaler, Chemiker. 

Eberh. Langen, Berlın, Inhaber des Eisernen 
Kreuzes. 

Erich Levy, Offizierstellvertr., fiel am 26. Ok- 
tober 1914 kurz vor Vollendung seines 27. Lebens- 
jahres auf dem Schlachtfelde im Osten, nachdem 
ihm das Eiserne Kreuz zugesprochen war. 

Karl Lichtenberg, Regierungsbaumeister aus 
Hannover. 

Fritz Lindemann, Kgl. Regierungsbaumeister 
bei der Wasserbauverwaltung Bromberg, Leut- 
nant d. R. im Res.-Inf.-Reg. 78, fiel in Frankreich. 

Rudolf Maercks, Ingenieur der Harpener 
Bergbau-Aktienges., Herne, Leutnant d. R. 

P be l Maier, Regierungsbaumeister aus Nürn- 

er 

Dr. anil Fritz Mayer aus Darmstadt. 

Dr.-Ing. Dr. Fritz Mayer aus Kaiserslautern. 

Ulrich Meyn, Regierungsbaumeister, Sohn des 
Senatspräsidenten Meyn in Leipzig, Unteroffizier 
d. R. im Inf-Reg. 106. 

Minssen aus Landsberg a. W. 

Karl Moeller, Regierungsbaumeister, Lehrer 
an der Kgl. Baugewerkschule in Magdeburg. 
Johannes Mohr, Kgl. Hofbauinspektor, fiel 

am 1. November als Leutnant d. R 

Adolf Müller aus Darmstadt. 

Friedrich Müller aus Osterode a. H. 
Friedrich Müller aus Bremerhaven, Leut- 
nant d. R., fiel am 9. Sept. 1914 bei Lötzen. 

Wilhelm Müller aus Maria Höfchen. 

Gustav Nettekoven, Oberleutnant im Res.- 
Inf.-Reg. 231. 


Regierungsbauführer aus 


Ehre ihrem 


H A ER Neumann, Landesbaumeister aus Wies- 

aden. 

Dr.-Ing. Adolf Neynaber, Regierungsbau- 
führer. 

Alfred Paul aus Ohlau. 

Georg Petersen, Regierungsbaumeister a. D., 
Architekt, Berlin- Lichterfelde, Oberleutnant d. R. 
und Kompagnieführer im Königin- Elisabeth- 
Garde-Grenadier-Reg. 3, fiel am 4. Oktober 1914 
bei Bapaume. 

Max Petrich, Bauamtmann, Hilfsarbeiter im 
Ministerium des Innern, Dresden. 

Hans Pfahler aus München. 

Fritz Rahmlow, Kgl. ISEEICTUNG pantu er 
aus Magdeburg, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 60, 
Inhaber des Eisernen Kreuzes, fiel am 11. Okt. 
1914 bei Mouchy. 

Heinrich Ramge, Regierungsbaumeister aus 
Bielefeld. 

Alfons Ritgen, Regierungsbaumeister u 
Schlettstadt, Vizefeidwebel im Res.-Inf.-Reg. 
verschied, 35 Jahre alt, am 2. Oktober iota i in 
Frankreich in olge schwerer Verwundung. 

Ernst Rohn, Regierungsbaumeister aus Neu- 
brandenburg, ‘bauleitender Architekt der Aus- 
stellung Düsseldorf 1915, Leutnant d. R. im Inf.- 
Reg. 103, fiel auf französischem Boden. 

Nico Rüpke, Brandmeister in Düsseldorf. 

Hermann Schäfer, Regierungsbaumeister im 
Ministerium der öffentlichen Arbeiten, Hochbau- 
abteilung. 

Walter Schäfer, 
Hanuover. 

Albert Schaub, 
Cassel-Wilhelmshöhe. 

Dr.-Ing. Wilhelm Schliemann 
aus Johannisthal. 

Hugo Schmidt, Ingenieur der Akt.-Ges. 
Steffens & Nölle in Berlin. 

Kar! Schmitz, Betriebsleiter der Städt. Straßen- 
balın in Gießen, Leutnant d. R., starb auf dem 
Schlachtfelde in Frankreich infolge einer schweren 
Verwundung. 

Walter Schneider aus Ettlingen. 

Dr.-Ing. Erdmann Schulz. 

Karl Seher aus Gebweiler. 

Richard Senn, Regierungsbaumeister aus 
Halle a. S. 

G. Siebert, Regierungsbaumeisteı bei dem 
Meliorationsbauamt in Aurich, Leutnant d. R. 
im Res.-Inf.-Reg. Nr. 32. fiel am 20. Sept. 1914 
im Kampfe bei Soissons. 

Dr.-Ing. Otto Spoun aus Marbach, Chemiker 
der chemischen Fabrik Dr. Walter Wolff & Co., 
Elberfeld, als Vizefeuerwerker am 29. Sept. 1914 
vor Antwerpen. 

Karl Wilhelm Sudhaus, 
Eisernen Kreuzes. 

Klemens Thomas, Regierungsbaumeister des 
Kgl. Universitätsbauamtes in München. 

Dr.-Zng. Robert Ullrich, Professor an der 
Fachschule in Haida, Leutn. d. R. im 18. Oester- 
reichischen Inf.-Reg. 

Norbert Veil, Ingenieur der Lolat-Eisenbeton- 
Gesellschaft in Breslau, fiel em 24. Sept. 1914 
in Frankreich. 

Willy Weber, Regierungsbauführer. 

Dr.-Ing. Wilhelm Zeh aus Darmstadt. 


Regierungsbaumeister aus 
Regierungsbaumeister aus 


, Fabrikant 


Inhaber des 


Andenken! 
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426 Verbandsnachrichten — Aus den Bezirksvereinen — Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


Verbandsnachrichten. 


Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 


Dipl.-Ing Erb, Albert, Charlottenburg, Oranien- 
strasse 11, 11. 

Dipl.-Ing. Kellner, Gustav Johann, Bergingenieur 
und Montangeologe, Fichtengrund, Kreis Nieder- 
barnim. 

Dipl -Sug. Kleinhenz, Franz, Statiker und Kon- 
strukteur für Eisenhoch- und Brückenbau, Würzburg, 
Huttenstr. 12, I. 

Dipl.-Ing. L üd ers, Willy, Berlin, Crefelder Str. 14, Il. 
» » Lütgens, Hans, Konstruktionsbüro, Ham- 
burg, Sievekingsallee 10. 

Dipl.-Ing. Schneider, Ernst, Berlin-Grunewald, 
Charlottenbrunner Str. 1. 


* * * 


An die Bezirksvereine! 


Die Bezirksvereine werden gebeten, eventuell 
eintretende Aenderungen in der Adresse der Bezirks- 
vereine umgehend der Geschäftsstelle mitzuteilen. 


Die Geschäftsstelle. 


* * 
An die Bezirksvereine und Mitglieder! 
Wir bitten die Bezirksvereine und Mitglieder 


wiederholt und dringend, alle bekannt werdenden 
Vakanzen für Ingenieure der Geschäftsstelle des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure umgehend mit- 
zuteilen. Die Geschäftsstelle. 


An die Mitglieder und deren Angehörige! 


Die Mitglieder oder deren Angehörige werden ge- 
beten, der Geschäftsstelle Mitteilungen über Abberu- 
fungen zu den Truppenteilen gefälligst bald zukommen 
zu lassen, wenn möglich unter Angabe der Charge 
und des Truppenteils, damit ev. durch Feldpost die 
Verbindung mit der Geschäftsstelle des Verbandes auf- 
recht erhalten werden kann. Die Geschäftsstelle. 


bad * * 


Die Angehörigen der im Felde stehenden Verbands- 
mitglieder und Förderer, dıe eine Zusendung der Ver- 
bandszeitschrift während des Krieges nicht wünschen, 
werden gebeten, dies der Geschäftsstelle baldmöglıchst 
mitzuteilen, damit für die Aufbewahrung der betreffen- 
den Exemplare der Zeitschrift Sorge getragen werden 


kann, Die Geschäftsstelle. 


Aus den Bezirksvereinen. 


Bezirksverein Berlin. Die langen, eingehen- 
den Beratungen des Sonderausschusses, des Be- 
zirksvereins-Vorstandes und der Mitgliederver- 
sammlungen, betreffend die Einführung der 
Ehrengerichtsbarkeit im Bezirksverein Berlin, 
sind im Sommerhalbjahr abgeschlossen worden, 
und die am 7. Juli 1914 beschlossene endgül- 
tige Fassung der Ausführungsbestimmungen hat 
die Genehmigung des Verbandsvorstandes gefun- 
den. Damit ıst in den beiden größten Bezirks- 
vereinen des Verbandes die Ehrengerichtsbar- 
keit eingeführt. 

Mit Rücksicht auf die zahlreichen im Felde 
stehenden Mitglieder soll die Versendung der 
Austührungsbestimmungen erst später erfolven; 
doch werden sie auf Wunsch schon jetzt von 
den Schriftführer (Tipl.- dug. Grimm, Charlot- 
tenburg 5, Philippistr. 4) zugesandt. 


Adressen-Aonderungen im Mitglieder -Verzeichnis. 


Dipl.-Ing. 
Dipl.Ing. 
Dipl.. Jng. 
öt. ° Sun. 
Dipl.-Ing. 
Dr.» Se. 


Dtpl. syne. 


” n 


Dr. s Ing. 


Dipl. Ing. 


Dr. s Ing. 


Dipl. Jng. 


Dr. s Jng. 


Dipl Ing. 


Dr.» Ing. 
Dipl.Ing. 


Dipl Jng. 


Dipl.-Ing. 
Dr.s Ing. 


Dipl. Jng. 


Dipl. ong. 


Dipl.ring. 


Dipl.Ing. 


Bipi. Jng. 


B.-V. Aachen. 
Otto Reinhoid, Assistent a. d. Kgl. Techn. Hoch- 
schule, Aachen, Pontstr. 168, unbekannt verzogen. 


B.-V. Barmen-Elberfeld. 
Cari Meles, Gelnhausen, Langgasse. 


B.-V. Berlin. 

H.E. Axeirad (Förderer), Berlin W 15, Ludwigkirch- 
straße 9. 

Walter Clemens, Berlin NW. 52, Kirchstr. 9, unbe- 
kannt verzogen. 

Ernst Franck, Hamburg 24, Lessingstr. 19. 

H. Fressel, Charlottenburg, Bayreuther Str 16. 

W. Gerb, Berlin N 39, Gerichtstr. 2. 

H. Gesell, Berlin N 65, Togostr. 8, verstorben. 

Max Hausmann, Berlin- Wilmersdorf, Xantener Str. 3. 

B. Heine, Berlin-Grunewald, Hohenzollerndanım ' I pt. 

H. Höpfner, Schmicdeberg i. Riesengeb. 

E. Joel, Berlin-Halensee, Nestorstr. 1, | 

W. Knopp, Berlin NO 18, Virchowstr. 6. 

E. Kühn, Charlottenburg 5, Horstweg 27, b. Otto. 

A. Lohrisch, Dresden-A., Münchener Str. 10. 

Wilheim Loos, Butzbach (Hessen). 

A. Mäkelt, Berlin-Wilmersdorf, Wittelsbacher Str. 25. 

Jacob May, Charlottenburg 2, Grolmanstr 52, unbe- 
kannt verzogen. 

Wilhelm Michael, Friedrichsfeld b. Wesel, Bahnstr. 50 
bei Schneider. 

B. Nadoiny, Charlottenburg, Hebbelstr. 13. 

Ulrich Pudor, Berlin-Steglitz, Am Markt 2, Ir. 

Otto Scharfenberg, Charlottenburg, Goslaer Platz 5, I. 

Willy Schulz, Wiesdorf (Niederrhein). 

Hans Seehase, Magdeburg-S., Halberstädter Str. 25, 1, 
bleibt auf Wunsch vorläufig Mitglied des B.-V. 
Berlin, 

Carl Steinbecker, Charlottenburg, Königin-Luisen- 
Straße 3, II, unbekannt verzogen. 

E. Uhlfelder, Berlin-Friedenau, Laubacher Str. 16. 

Albert Werner, Fricdenau, Siidwestkorso 64. 


B.-V. Braunschweig. 
Adolf Friedrich, Essen-Ruhr, Moltkestr. 17, II. 
Fr. Hoffmann, Braunschweig, unbekannt verzogen. 
Ludwig Zacharias, Braunschweig, Heinrichstr. 19, HT, 

unbekannt verzogen. 
B.-V. Breslau. 

Karl Kaizik, Breslau, Hedwigstr. 22, III. 
Heinrich Kaul, Breslau 18, Oranienstr. 9. 
J. Puppe, Peine, Gerhardtstr. 5, 
M. Silberstein, Karlsruhe i. B., Gottesauer Str. 2 pt. 


B.-V. Chemnitz. 
Paul Voetter, Chemnitz-Kappel, Gravelottestr., unbe- 
kannt verzogen, 
B.-V. Cöln. 

David Liebert, Koblenz. 
J. Lührs, Hamburg, Uhlandstr. 33. 
Richard Schad, (:öln-Kalk, Hohenzollernstr. 38, I. 
P. Vaterrodt, Wahn, nach Amerika verzogen. 

B.-V. Danzig. 
Paul Gilka, Danzig, Dominikswall 13. 
Max Hofmann, Langtuhr, Johannisberg 1, II. 


B.-V. Darmstadt. 
Karl Burkhardt, Biebrich a. Rh., Rheinstr. 24a. 


B.-V. Dortmund. 
Hans Borgstede, Hoerde i. W., Semerteich 10. 
Ernst Herzstein, Dortmund, Krappenstr. 13, unbe- 
kannt verzogen. 
Ernst Strang, Breslau, Hochwasserschutz. 


B.-V. Dresden. 
J. Baudenbacher, Dresden, Düppelstr. 10, II. 
A. Drechsel, Dresden, Mosczinskystr. 19, unbekannt 
verzogen. 
Georg Hase, Weimar, Watzdorfstr. 36a bei Rodeck. 


Dipl.»Ing. 
Dr. s Sng. 
Dipl.»Ing 
Dipl.Ing 
Dipl.-Ing 
Dr.» Ing. 
Dipl.-Ing. 
Dipl.Ing. 
Dipl Jng. 
Dipl Jng. 
Dr. s Jng 
Dipl.. Jng 
De - Ing. 
Dipl sng. 
Dr.-Ing. 
Diril Ing. 
Dipl Jng 
Dipl. Mg 


Personalia 


Arnold Lohrisch, Freiberg i. S., Schillerstr. 17, II. 
Paul Arno Müller, Dresden, Reichenbachstr. 23 pt., 
unbekannt verzogen. 
A. Ortegel, Haimendorf, Post Röthenbach b. Lauf 
(Bayern). l 
Dr. E. Voigt, Kiel, Schillerstr. 23, 
B.-V. Duisburg. 


. Rudolf Arauner, Hamborn-Marxloh, Gertrudenstr.19, 


unbekannt verzogen. 
Friedrich Castner, Duisburg, Sternbuschweg 26. 
Fritz Loew, Berlin W. 57, Alvenslebenstr. 11a. 
Jacob Schneider, Duisburg, Steinsche Gasse 14, un- 
bekannt verzogen. 
B.-V. Düsseldorf. 


. R. Goth, Düsseldorf, Kurfürstenstr. 40, II. 


F. Chr. Pflugmacher, Neuf, Bleichstr. 18. 
Rudolf Wittmer, Düsseldorf, Seydlitzstr. 22, IV, un- 
bekannt verzogen. 
B.-V. Essen - Ruhr. 


. Heinrich Decker, Essen-Ruhr, Witteringstr. 2, un- 


bekannt verzogen. 
Richard Chur, Essen-Ruhr, Brunnenstr. 68b, unbe- 
kannt verzogen. 
Henry Markgraf, Essen-Ruhr, Dreilindenstr. 16. 
H. J. Reisner, Bochum, Pieperstr. 35. 
Philipp Reuter, Essen-Ruhr, Kurfürstenstr. 30. 
Karl Schreiner, Essen-Bredeney. 
Wilhelm Sievers, Essen-Ruhr, Bernhardstr. 25. 
K. F. Steinmetz, Essen-Ruhr, Rubensstr. 87. 
B.-V. Frankfurt a. M. 
D. Kauth, Gernsheim (Rheinhessen). 
G. Schuckmann, Hanau-Kesselstadt, Salisweg 16, II. 
B.-V. Halle a. S. 
Felix Dunkel, jüterbog, Markt 4, I. 
B.-V. Hamburg-Altona. 
W. Dischinger (Förderer), Casa Vva. F. Behren- 
dorf & Cie., Pelotas, Brasilien. 
Wilhelm Heine, Hamburg 30, Breitenfelder Str. 44. 
Alfred Petersen, Gr. Flottbeck, Parkstr. 2. 
Dr. phil. Arthur Walter, Hamburg 25, Obere Borg- 
felde 2, 1. 
W. Rambeau, Hamburg, Hansaweg 8, II. 
E. Schmidt, Wismar a. Ostsee, Böhrstr. 8, II. 
A. Wasmus, Hamburg 36, Buschstr. 11. 
B.-V. Hannover. 


. Paul Goldstein, Lehrer am Technikum Sternberg, 


Sternberg i. M. 

H. Tempel, Berlin W 50, Achenbachstr. 22, I. 
B.-V. Kiel. 
Gustav Eisner, Kiel, Lornsenstr. 26. 
Erich Lüngen, Kiel, Feldstr. 11, unbekannt verzogen. 
R. Wolf, Kiel, Goethestr. 9, I. 
B.-V. Leipzig. 

Fr. Herber, Halle a. S., Bergstr. 2, I. 
E. Lentz, l.eipzig, Fichtestr. 36, I. 
W. Potthast, Weißenfels a. S., Leipziger Str. 10, H. 
Rudolf Schönert, l.cipzig, Pariser Str. 24, I, unbe- 

kannt verzopen. 
Walter Stiller, Leipzig, Zweinaundorfer Str. 114. 

B.-V. Mainz-Wiesbaden. 


. Ludwig Flügel, Biebrich a. Rh., Adolfsplatz 1. 


K. R. Müller, Griesheim a. M., Schulstr. 25. 
B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 


. Gustav Kennel, Mannheim, Max-Joseph-Str. 31. - 


Rudolf Peipers, Mannheim 1, R.1, Nr. 16, III, un- 
bekannt verzogen. 

Paul Römer, Mannheim 1, Uhlandstr. 36, unbekannt 
verzogen. 

E. Sauter, Uademarschen b. Oldenbüttel, b. Bilfinger, 

Nordostseekanal, 

Friedrich Schraeder, Mannheim, L. 13 Nr. 11, un- 
bekannt verzogen. 
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B.-V. München. 


D pl -3rg. Alfred Freiherr von Soden-Fraunhofen, München, 
Theatiner Str. 9. 
B.-V. Nürnberg. 
Dipl.»ng. O. Schallenberg, Dresden, Am See 2. 
» >» W. E. Fischer, Ingolstadt, 23, I. 
B.-V. Oberschlesien. 
Dtpl.»Yng. E. A. V. Baron, Friedenshütte, Kr. Beuthen, 
” » Albert Brünig, Brieg, Baumanns Hotel, Mollwitzstr. 
» » Rudolf Krieger, Hamburg. 
» » M. Paschasius, Ratibor, unbekannt verzogen. 
B.-V. Osnabrück. 
Dipl Jng. Rudolf Prenzel, Recke i. W. (Kr. Tecklenburg), un- 
bekannt verzogen, 
B.-V. Saarbrücken. 
Dipl.» Jng. Engelbert Vogg, Saarbrücken, Gärtnerstr. 48, I, ver- 
storben. 
B.-V. Stettin. 
Dipl.»Jng. B. Ritter, Deutsch Krone, verstorben. 
B.-V. StraBburg i. Els. 
K. Arnstein, Ingenieur (Förderer), Prag, Karlstr 27. 
B.-V. Wilhelmshaven. 
Dipl.»Ing. W. G. Bruckwilder, Rüstringen 1, Göckerstr. 133. 
" « E Zimmermann, Rüstringen 2. 
B.-V. Zwickau i. Sa. 
Dipl. Ing. Walter Buth, Zwickau i. Sa., Carolastr. 19. 
” » O. Droste, z. Zt. Duisburg, Siegstr. 2, 11. 
Ausland. 
i ipl.oIng. 


E. Urban, Lamongan (Java — N. J. S.) 


Personalia. 


¥ Karl Schmitz. 


Dipl.-Ing. Karl Schmitz war zu Münster i.W. 
am 15. Februar 1882 geboren. Nach Absolvierung 
des humanistischen Gymnasiums seiner Vaterstadt, 
bezog er die Technischen Hochschulen zu Hannover 
und Darmstadt und bestand im Jahre 1907 die Diplom- 
Ingenieurprüfung im elektrotechnischen Fache. 

Seiner Militärpflicht genügte er im Infanterie-Reg. 
zu Münster. Bei Ausbruch des Krieges wurde er 
zum Leutnant d. Res. befördert, als welcher er an 
mehreren Gefechten teilnahm. Bei Servon ereilte ihn 
das Geschick. Durch einen Granatsplitter am Kopfe 
schwer verwundet, starb er am 14. Oktober im Feld- 
lazarett zu Challerauge den Heldentod. Neben dem 
Friedhof daselbst ruht er im ewigen Frieden. 

Die Stadt Gießen verliert in ihm einen überaus 
pflichtreuen und intelligenten Beamten. Am 3. No- 
vember 1908, nachdem er sich bereits in mehreren 
Städten erfolgreich in seinem Fache betätigt hatte, 
übernahm er die Leitung und Ausführung des elek- 
trischen Bahnbaues in Gießen. 

Um ihn trauert seine junge Frau. 


x s s 


y Paul Wieyand. 


Am 13. September 1914 starb den Heldentod fürs 

Vaterland 
Dipl.-Ing. Paul Wieyand 

aus Magdeburg. Er fiel als Vizefeldwebel d. R. und 
Offizierstellvertreter im Gefecht bei Montin. Paul 
Wieyand gehörte dem Bezirksverein Magdeburg seit 
seiner Gründung als Schriftführer an. Vorher war 
er Schriftführer im Bezirksverein Cöln. Auch hat er 
den Bezirksverein Duisburg mit gründen helfen. Er 
zeigte für die Bestrebungen des Verbandes stets ein 
reges Interesse. Der Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure wird Paul Wieyand ein dauerndes An- 
denken bewahren. 


_ Verantwortlich: Dipl.-Fng. A. Berlowi tZ; 


Berlin- Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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An die Mitglieder! 


Nach § 5 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Verbandes 
ist der Jahresbeitrag von M. 10,— und der Bezirksvereins-Beitrag für das Geschäftsjahr 1915 
bis zum 1. Dezember 1914 zusammen an den Verband (Konto Nr. 7527 Postscheckamt 
Berlin NW. 7) einzusenden. 

Da wir in der gegenwärtigen Zeit die Einziehung der Beiträge durch Postnachnahmen 
tunlichst vermeiden möchten, bitten wir dringend um recht baldige Einsendung der Beiträge. 


Die Beiträge für die einzelnen Bezirksvereine sind: 


B.-V. Aachen . . .M.3,-— B.-V. Dresden . . . M.3,— B.-V. Mannheim- 

„ Barmen- | „ Duisburg. . „9 - Ludwigshafen M. 5, — 
Elberfeld „ 3,—- | „ Düsseldorf . . „ 5,— „ Metz-Diedenhof. ,, 3,— 

„ Berlin. . . .,, 3— | „ Essen . 3 „ Munchen. . „ 4,— 
„ Bernburg- | „ Frankfurt a. M. a „ Münsteri. W. . „ 3,— 
Dessau ,, 2,— | „ Hallea.S. , . ., 5, - | „ Nurnberg. . „ 4,— 

„ Bochum. . . ,, 3— _ „ Hamburg- | „ Oberschlesien. ,, 3,— 

| 


„ Braunschweig. ,, 3,--- _ Altona ,, 5, a Osnabrück . . „ 3,— 
„ Bremen... „ 3,— „ Hannover Be = „ Saarbrücken . ,, 3,— 
„ Breslau... „ 3,— „ Karlsruhe N „ Stettin. . . . 4 3— 
„ Chemnitz . . „ 5,— „Kiel . . . .,, 3,- | , Strassburgi.Els. „ 3,— 
„ Cöln . . . as , OS „ Königsbergi Pr. „ 5,-- „ Stuttgart. wd, 
„ Danzig ..., 3-— ° „ Leipzig . . . „ 5,-- „ Wilhelmshaven ,, 3,— 
„ Darmstadt . . „ 4,— „ Magdeburg. . „ 3,— „ Zwickau i.Sa.. „ 4,— 
„ Dortmund 93 , 4, Mainz-Wiesbad. ,, 5,— 


== Ein Postscheckformular lag dem Heft 20 bei. ——— 


Zugleich mit dem Jahresbeitrag sollte jeder Kollege nach bestem Konnen 
eine Einzahlung fur den 


Kriegsreservefond 
leisten. Des Verbandes harren groBe Aufgaben nach dem Kriege, andererseits 
ist mit zahlreichen Ausfällen zu rechnen. Da gilt es auch für den Verband, 
sich für jede Möglichkeit rechtzeitig zu sichern. 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 
Der Kassenführer. 


EEE 
M. Krayn, Verlagsbuch- 


Bei Sayden (Ostpr.) fiel auf dem Felde der Ehre am i handlung, Berlin W. 10 
10. Oktober unser Kollege Herr Dipf.-Jng. 


Vor kurzem erschien: 


i s Die Metallfarbun 
Erich Kiselowsky und deren Ausführung. : 


Leutnant d. R. und Kompagnieführer im Grenadier-Regiment Kğ  CTliemische, elektrochemische 
König Friedrich I (4. Ostpr.) Nr. 5. E mechanische Merallfarbung 
BE. von 
SE E Georg Buchner, München 
Er war ein gerader, einfacher Mensch und treuer Kollege, š 3 Selbständiger öffentlicher Chemiker 
dein wir ein ehrenvolles Gedenken bewahren werden. Fünfte verbesserte und ver- 
mehrte Auflage 

Preis brosch. (436 Seiten Um- 
fang) Mk. 7.50, gebd. Mk. 8.70 


Zu beziehen durch alle Buchhand- 
lungen oder durch die Expedition 
dieser Zeitschrift 


Die Technischen Hilfsarbeiter am Reichsmarineamt. 
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Der Ingenieur und seine militärische Vergangenheit. 
Ein Beitrag zur Geschichte des Technikers. 


Von 


Fast wie Gegensätze mutet es an, wenn ich diese 
Begriffe zu vereinen suche, Als ich vor etlichen Jahren 
Maschinenbauer darauf hinwies, daß der geschichtliche 
Charakter des Ingenieurs im „Bauingenieur-\Wesen“ 
wurzele, stieß ich auf ein ungläubiges Lächeln. Kein 
Wunder, denn grade der Ingenieur in der Industrie 
ist sich ja bewußt, die Verallgemeinerung des Inge- 
nieur-Begriffes am meisten gefördert zu haben. Durch 
die mechanische Technik, durch die industrielle Or- 
ganisation ist der Ingenieur in den Alltag gelangt, in 
den Bereich allgemeinster Begriffe. 

An unseren technisch - wissenschaftlichen Einrich- 
tungen erinnert an das alte ureigentliche Ingenieur- 
Wesen noch das Bestehen von Abteilungen für 
„Ingenieurwesen“ an den süddeutschen Hoch- 
schulen München, Darmstadt, Karlsruhe, ferner in 
Dresden, in Braunschweig, in Zürich und an den öster- 
reichischen Hochschulen. Dort führt dieMaschinenbau- 
Abteilung keinen Namen, der auf den Ingenieurbegriff 
als solchen in besonderer Form hinweist. Wir haben 
in Preußen auch im Staate noch Prüfungen für das 
Hoch-, Ingenieur- und Maschinenbaufach. Ueber- 
all also ist zu erkennen, daß das Ingenieur-Wesen 
etwas Typisches aufweist, den Zusammenhang mit 
dem Bauingenieurfach. 

Und da setzt denn auch die enge Verbindung mit 
dem Heereswesen ein, denn das Bauingenieurwesen 
ist das Gebiet der großen Arbeiten im Ge- 
lände, der Beherrschung des Raumes. 

Wohl ist diese Beherrschung heute eine andere, 
eine dynamische geworden, aber einst war sie allein 
eine Folge des Boden-Beherrschens, des Schaffens 


Tipl.:Sng. Heinrich Reisner, Bochum. 


eines festen Untergrundes und des Zerstörens dieses 
Bodens. 

Die Heeresstraße entstand im Urwald, der Knüppel- 
damm im Sumpf, das Gewölbe trug die Gebirgstraße 
und wehrte dem drängenden Felsen, die Brücke ver- 
band Staaten und Völker, und der Graben mit Wehr 
und Schleuse vermochte zu trennen. Einfache, doch 
große Erd- und Steinarbeiten schufen Festungen und 
feste Schlösser. Im unwegsamen Lande war die 
Straße die Macht, der Verkehr, die Wirtschaft nur 
eine Folge des Weges. Darum galt es, die Straße zu 
schaffen mit allem, das ihr dienen muß: die Brücke 
aus Stein und Holz, der gesprengte Felsen und die 
stützende Mauer. 

Alles Dynamische, alles, was umwandelte und neu 
erzeugte, war Gewerbe. Trotz hoher Kultur darin 
trat es zurück, denn es war beengt, war zu sehr am 
Objekt gehalten, während der Kaufmann es be- 
herrschte. 

Die Straße aber und is: Hindernis 
an ihr, sie waren die Beherrscherin im Kriege und 
im damals so labilen Frieden. Darum gesellten sich 
ihre Meister, die Ingenieure, dem Kriegsvolk zu, dem 
sie zunächst dienten. 

Neben den Heeres-Ingenieuren waren dazumal eine 
Anzahl Mechaniker vorhanden, die, meist aus gewerb- 
licher Schulung hervorgegangen, Bedeutendes leisteten, 
dabei aber doch mehr „Theater- Mechaniker“ waren, 
d. h. durch technische Spielereien der Kurzweil hoher 
Herren dienten. Andere Mechaniker waren aber 
Physiker, die wohl an manchem Perpetuum mobile 
arbeiteten, nebenher jedoch die Technik durch 


430 


Neuerungen förderten. Halb Uhrmacher, halb Astro- 
nomen, waren auch Leute dabei, die damals schon 
bewußt konstruierten. 

Die Verbindung mit den Heeres- Ingenieuren 
ward bald gegeben. Je weiter wir in der Technik 
zurückgehen, umsomehr tritt der „Ingenieur“ als 
„Mechaniker“ auf, als Kriegsmaschinen - Verfertiger. 
Die Ausbildung der Rüstung begünstigte die Feld- 
schlacht, sie traten etwas zurück. Das Pulver 
wieder ließ wohl Graben und Höhe weniger hinder- 
lich werden, aber weittragende Waffen verlangten 
umsomehr die Beherrschung wichtiger Punkte, die 
Kenntnis des Geländes, der Schutzstellungen der Ge- 
schütze. Und dazu kam das Wachsen der Heere, 
das Bewegungsstraßen für Mann und Troß und Unter- 
kunft verlangte. Die Städte wurden wichtiger, wert- 
voller, ihr Schutz ward notwendiger und schwieriger. 
So trat der Bauingenieur als „der Ingenieur“ hervor. 

Dann wandte sich der Ingenieur auch der „mecha- 
nischen Technik" zu. Geschütze und Zugbrücken, 
Wagengestelle und Aufzüge, Wassermühlen für das 
Brot der Soldaten und Walkmühlen für ihr Tuch, 
Hammerwerke für die Waffenherstellung, sie alle 
schlugen in sein Fach. Meist zwar lieferte er nur 
Zeichnungen und Anregungen allgemeiner Art dazu. 
Oft ging Ingenieur und Mechaniker in einander über. 
Für das Wort Ingenieur aber blieb der alte Begriff 
höherer Tätigkeit aın Gelände. 

Die Größe der Objekte, die Beherrschung des 
Gebietes trugen Achtungswerte in sich, an denen ihre 
Träger teilhaben, darum ragte der Ingenieur mit dem 
zahlreichen Arbeitspersonal hervor über den meist 
selbstarbeitenden „Mechaniker“, obgleich dessen Ob- 
jekte oft schwieriger gewesen sein mochten. 

Aber nicht der Krieg, die Gewalt allein 
brach Bahn dem Ansehen der Ingenieure. Ihre Arbeit 
im Frieden, ihre Berührung mit der abstrakten Wissen- 
schaft hob sie heraus aus der Stellung als bloßer 
Gehilfe des Soldaten. Fürstengunst und Dankbarkeit 
wie Kriegsverdienst taten das ihre. Der Ingenieur 
ward der reale Vertreter noch weltab- 
gewandter exakter Wissenszweige und 
hat diesen an vielen Stellen erst Achtung verschafft. 
Fr war es, der das Wort „Ingenieur“ in Ehren 
brachte im Staate und in der Wissenschaft, und 
der Fühlung nahm zu den damaligen Hoclıstätten 
des Wissens, den Universitäten. Ihm ist es zu ver- 
danken, daß der Wert der Technik dort früher erkannt 
wurde. 

Weil er als Mann des Heeres, des Stabes, 
Achtung erfuhr, übertrug sich diese auch. auf das 
Ingenieurwesen selbst. Grade in den romanischen 
Staaten war das der Fall. Die Deutschen hatten oft 
mehr Kriegshandwerker als „Ingenieure«. Die slawi- 
schen Staaten haben Frankreich als Lehrmeister ge- 
habt oder gewählt. Abgesehen davon aber ist der 
„Ingenieur“, also grade der Bauingenieur, in diesen 
Staaten bis heute so hoch in Achtung geblieben, weil 
rückstehende Kultur und Macht eine Folge mangeln- 
der Raumbeherrschung war und ist. 
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Weil Weg und Herrschaft zusammenfielen, nahm 
der Staat diese Arbeit zu Lande und zu Wasser in 
seine Hand, denn die Beherrschung des Bodens war 
sein höchstes Hoheitsrecht. Und dienten Straße, 
Brücke, Hafen, Kanal zuerst nur dem Kriege, so 
wurde bald auch eine Friedensarbeit daraus. 


In Friedenszeiten leisteten die Ingenieure dem 
Lande ersprießliche Dienste. Höhere Techniker gab 
es nicht, nur Architekten, Baumeister, die den Hoch- 
bau betrieben und als Baumeister meist nur hand- 
werksartige Bildung und Berufsausübung aufwiesen 
oder reine Künstler waren. Der Ingenieur baute 
nicht nur Wasserkiinste in seines Herrschers Lust- 
garten, er trat mit dem Lande wieder in engste 
Fühlung. Wo ein erobertes Land urbar zu machen 
war, machte er die Pläne für Entsumpfung und Moor- 
kultur, legte er die Liniennetze, die des Landes Größe 
und Wert bestimmten und dadurch der Grundsteuer 
und der Besiedlung die Unterlagen schafften. 


Aber immer noch blieb die Erinnerung an diese 
Vergangenheit, und sie haftete bis in die Neuzeit, als 
die Dampfmaschine aufkam und aus den „Mechanikern 
und Konstrukteuren“ Ingenieure machte. Noch heute 
haben wir in Schweden und früher auch in Rußland 
ein Ingenieurkorps des — friedlichen — Bauingenieur- 
wesens, das militärische Titel führt. Noch heute 
haben die Vereinigten Staaten ihre großen öffentlichen 
Arbeiten beim Kriegswesen des Staates und ein mili- 
tärisch ausgebildetes Ingenieurkorps. 


In jener Epoche des Aufschwunges der matlıe- 
matisch - mechanischen Wissenschaften des 17. Jahr- 
hunderts entstand Europas erste Hochschule der 
Technik in Paris, die ecole polytechnique. 
Noch heute tönt ihr Name gut in den theoretischen 
Kreisen der Technik und exakten Wissenschaften. 
Militärisch war ihr Zuschnitt, er ist es geblieben, 
teilweise von anderen romanischen Staaten über- 
nommen. Noch heute hat Rußland seine vornehmsten 
Ingenieur-Institute in diesem geschlossenen Typus für 
seine „Wegebau-Ingenieure«“. 


Durch die Geschichte der Kriege und Staaten 
sehen wir Männer schreiten mit technischem Wissen 
und strategischem Blick. Oft fast reine Mathematiker, 
die von den Winkeln der „Lunetten“ und „Bastionen« 
ihrer Festungen auf allgemeine Sätze kamen und die 
die Mathematik allein auf wirkliche Gebiete des 
Lebens anwenden konnten. So war eine Brücke 
gebaut zu den magistri artium, zu den 
Naturwissenschaftlern der damaligen 
Universitäten. Auch der Zopf halb-mittelalter- 
licher Gelehrsamkeit dachte nun an die „Ingenieurs*, 
für die „auch“ die weitschweifigen Bücher über Geo- 
metrie usw. geschrieben wurden. Bis in die jüngste 
Zeit hinein ist die mathematische Tradition im mili- 
tarischen Ingenieurwesen in manchen Staaten bestehen 
geblieben. Nicht grade zum Nutzen des Heeres. 
Auch der Verteidiger von Lüttich, General Leman, 
wird als großer Mathematiker geschildert. Dasselbe 
kann man von oft technischen Offizieren französischer 
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und russischer Nation behaupten. Die Pflege der 
exakten Wissenschaften in Frankreich trieb die „Inge- 
nieurs“ dazu, sich der theoretischen Forschung zu 
ergeben. Wir lesen von manchem großen Hydrauliker 
bis ins 19. Jahrhundert, daß er seine Versuche in 
Festungsgräben gemacht habe, wir hören von großen 
Mathematikern, Geometern, Mechanikern, die von 
Beruf Offizier waren. Die Beherrschung des Geländes 
bedingte die Kenntnis seiner Lage und Größe, so 
bildeten sich die Landesvermesser, die „Mappeure“, 
die Kartographen, heraus und überall dort, wo in- 
direkte Kampfesweise bedingt war, erschien der Inge- 
nieur auf dem Platz. Die Seehäfen und die Küsten, 
die Gebirge beherrschte seine Orts- und Karten- 
kenntnis. Der höchste Berg unserer Erde, der Gauri- 
sankar, hat den Namen des Ingenieurs erhalten, der 
ihn zuerst vermessen, Mont Ewerest. 


Der Ingenieur des Heeres trat in Beziehung zur 
Erdkunde. Lange Zeit kannte Frankreich die Ein- 
richtung der Ingenieur-Geographen und heute noch 
das Korps der Hydrographen zur See. 


Der Mechaniker aber verlor sich im Technologen, 
wie ihn heute ja noch die russischen Hochschulen 
kennen, oder im reinen Industriellen oder im ge- 
schickten Handwerker. Der Ingenieur blieb, bis im 
Heere die technische Waffe „Waffe“ geworden war, 
als die Artillerie selbständiger wurde und ihre Aus- 
bildung den Festungsbauer in den Hintergrund drängte. 


Auch das Bergwesen müssen wir heranziehen, 
denn so manche Grube und Hütte und Gießerei ent- 
stand ja nur aus Heereserfordernis. Und das Pulver 
als beider Hilfsmittel vereinte Bergfach und Artillerie. 
Hier ergaben sich neue Berührungspunkte, 


Das Bergwesen war eng vereint mit den Regalen, 
mit der Landesverwaltung. Aus ihm gestaltete sich 
vornehmlich jene kameralistisch-technische Richtung, 
die an den Universitäten damals durchaus vertreten 
war, ja, die eigentlich das Ziel der naturwissenschaft- 
lich-exakten Wissenszweige wurde. Kein Wunder, 
daß der Ingenieur der Heere schließlich sich zum 
Kameralisten, zum Wirtschaftler, entwickelte. 


* * * 


In Norddeutschland war das Bauwesen des Staates 
eine zeitlang noch im Gefolge des alten Ingenieurs, 
aber es schwand bald der Zusammenhang. Die Ar- 
chitektur, die Baukunst trat in den Vordergrund und 
der Ingenieur mußte Kapitale und Simse entwerfen 
und Perspektiven machen. Aus dem Ingenieur ward der 
Baumeister. Das Bauen im engeren Sinne war das 


Gebiet des Technikers dort, wo der Rechtsstaat dem ° 


geschulten Vertreter des Rechts den Vorrang gab. In 
Bayern, Oesterreich und der Schweiz hat sich die All- 
gemeinheit und Eindeutigkeit des Ingenieurbegriffes 
besser erhalten — bis in unsere Tage! Darum ist zu 
bedauern, daß der Ingenieurtitel nicht in Preußen die 
historische Stellung beibehalten, sich erhalten hat. 
Der Ingenieurbegriff war durchaus hoch als die 
neue Zeit einsetzte, dann erst ist er von seiner all- 
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gemeinen Bedeutung herabgezogen und herabgezerrt 
worden ins Chaos des Aufstrebens und Scheinen- 
Wollens. 

Da kamen die kleinen Erfinder, die die Großen 
nachahmen wollten, und da kam die Sucht des 
Empordrangens. War in Norddeutschland der In- 
genieur im Heere bisher schon nicht so hervor- 
getreten, was bei den vielen kleineren Staaten ver- 
ständlich ist, so war denn auch keine große Tradition 
niederzuringen. Schnell führte sich der Ingenieur- 
Titel ein für Personen, die ohne Bildung von unten 
auf begonnen hatten und vor allen für die auch, die 
ohne jedwede höhere Leistung nur den äußeren 
Schein erlangen wollten. Ein Schimmer von Tradition 
war da und — diesen Schimmer wollten so viele 
sich nutzbar machen. 

Es gelang ihnen, doch nicht zum Nutzen des 
Standes. Das Ausland aber behielt die alte Tradition, 
die den Ingenieur hochstellte. In Deutschland sahen 
die führenden Kreise aber das Bild einer andauernden 
Proletarisierung des Ingenieur-Namens. Nicht so das 
berechtigte und verdienstvolle Streben auf fachlichem 
Gebiete war es, sondern zu oft die Sucht, mehr zu 
scheinen, als man ist! 

In Deutschland sind die Techniker wohl am meisten 
selbst schuld, daß der hochgeschätzte Ingenieur-Name 
herabgezerrt wurde, denn leicht hätten sie ihn doch 
hoch halten können, wenn sie von vornherein in Nord- 
deutschland den alt geachteten Offiziersrang des In- 
genieurs im Heere richtig erfaßt und zu werten gewußt 
hätten. Aber war es hier der Mangel an allgemeiner 
Schulung, der nur Objekte konkreter Art sah und 
sehen wollte? War es das Arbeitsfieber, das, nur der 
Sache dienend, sich und den Stand vergaß? War es 
der Drang derjenigen, die entweder aus sozial tiefer 
stehenden Volksschichten stammend und ohne die 
angeborene Sicherheit höherer Berufsträger nur durch 
einseitige Arbeitsentfaltung vorwärts kommen konnten 
und dabei auf die so hochwertigen Impondera- 
bilien gar keinen Wert legen zu dürfen glaubten ? 
Nur feinere psychologische Zeichnungen können 
und werden hier Antwort geben, nicht allein die 
burokratische Form äußerer Tatsachen. Kein Wunder, 
wenn grade Techniker ihren allgemeiner geschulten 
Kollegen so wenig Verständnis, so wenig wirkliche 
Förderung haben zu teil werden lassen, wenn grade 
Techniker durch diesen Mangel an Verständnis so oft 
grade die Fachgenossen zurückgedrängt oder vernach- 
lässigt haben, deren Wesen ein vortreffliches Binde- 
glied zu den anderen Berufen gewesen wäre oder der 
Beweis für die allgemeine Befähigung des Techniker- 
standes. 

In zunächst subalterner Stellung schauten die 
Techniker ängstlich hinauf zu Anderen und waren 
glücklich über die Brocken, die ihnen zufielen. Und 
in solcher Atmosphäre konnte kein stolzes Selbstgefühl 
gedeihen, kein energischer Verteidungsgeist, keine 
weitblickende wirkliche Kollegialitat. Der Maßstab 
des Zopfes ließ den Ingenieur-Begriff, der so leicht 
an die stolze Geschichte des Heeres- 
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Ingenieurs anküpfen konnte, untergehen 
in einem Durcheinander. Die verlorene Zeit und 
Energie läßt erst jetzt in bitterer Klage sich wieder 
hören, wo der Ingenieur nun übersieht, was der all- 
gemeiner geschulte Kollege oft vergeblich gewiesen 
und gezeigt hatte. 


Die Stellung und Achtung des Ingenieurs der 
Heere ist bisher nie in die Wagschale geworfen 
worden, wenn die Geltung der technischen Arbeit 
und Stände behandelt wurde. Was ich vorhin von 
romanischen und slavischen Ländern sagte, wird be- 
wiesen durch das hohe Ansehen des Ingenieurstandes 
in ihnen. Hier ist die Tradition erhalten geblieben, 
hier bedurfte es keiner „Gleichstellungskämpfe“. In 
Deutschland ist die Tradition unterbrochen worden, 
als die Fülle neuer technischer und industrieller Auf- 
gaben im 19. Jahrhundert aufkam. 


Dieses geschichtliche Moment räumt aber m. E. 
auf mit der Anschauung, als ob der Ingenieur erst 
etwas höheres geworden sei, als die Hochschulen des 
19. Jahrhunderts aufkamen! Das ist falsch. Ganz 
abgesehen davon, daß die alten Bergakademien Frei- 
burg und Clausthal fast von vornherein auf der Höhe 
des Universitäts-Unterrichtes standen, daß manche 
„polytechnische Schule“ in nichts den philosophischen 
Fakultäten zurückstand, nein, der Ingenieurbegriff war 
durchaus kein Begriff niederer Tätigkeit, als die 
Industrie einsetzte, war durchaus kein Ding, von dem 
eine süßliche Romantik oder ein selbstgefälliges 
Wohlwollen oder die Eigensucht äußerlicher beteiligter 
Personen die urplötzliche Entwicklung vom Schmied 
zum Beherrscher der Technik zeigte. Wenn auch 
diese Entwicklung ihr Gutes hatte, insofern als ihr 
Kräfte aus dem arbeitenden Volke zuströmten, die 
unzweifelhaft auf die sozialen Folgen und die wirt- 
schaftliche Gestaltung der Arbeit von großen: Einfluß 
waren, wenn diese Entwicklung auch dem grübelnden, 
nicht selbst-zufriedenen Deutschen Anlaf} gab, neben 
den günstigen, auch die ungünstigen Folgen kennen 
zu lernen, so fordert doch die Gerechtigkeit, daß 
die Tradition jetzt dem Ingenieur wieder stolz 
zur Seite tritt, wo andere Stände ihn deswegen oft, 
so oft zurückstellen. 


Falsch wird es aber sein für alle Zeit, 
wenn der deutsche Techniker je den 
geschichtlichen Höhegrad des Inge- 
nieur-Begriffes und -Namens fallen 
läßt! Genug Fehler sind begangen, man soll sie 
nicht fortsetzen. Mit dem „Ingenieur“ bleibt uns 
der Faden der Berufsgeschichte; mit ihm bleiben wir 
auf höherer Warte auch in einer Zeit, von der man 
heute glaubt, daß in ihr der Ingenieur ein besserer 
Tagelöhner gewesen sei. Mit ihm brauchen wir uns 
der Schmuckworte und Titel fremder Berufe nicht zu 
bedienen und diesen dadurch das Eingeständnis zu 
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machen, als ob wir erst jetzt ihre Höhe erreicht 
hätten. 

Nein — die Ahnen sind da; man soll sie 
nicht verleugnen. 

Seit Jahrhunderten ist der „Ingenieur“ der höchst- 
gebildete Techniker, nicht erst seit wenigen Jahrzehnten, 
weil falsche Begriffe Jahrzehnte regierten. Und dem 
Ingenieur haftet für alle Zeit die Allgewalt des 
Wissens, die Allgemeinheit des Könnens an, nicht 
nur die begrenzte Berufstätigkeit im Bauwesen. 

International das Wort. Nun wohl — aber auch 
heute, wo wir so gern dem deutschen Worte folgen, 
müssen wir sagen: Der Ingenieur-Begriff muß er- 
halten bleiben als Höchstbegriff, nicht als Begriff des 
Handlangers. Der internationalen Welt, der die 
Technik und die Wirtschaft und die Kultur vermählt 
sind, ist er der Ausdruck höchster technischer Wissen- 
schaft, höchsten technischen Könnens, aber auch wie 
früher einmal der Begriff des Kulturträgers, der nicht 
nur im engen Bau wirkt und nicht das Ganze, Große 
vergißt. 

Nur in Deutschland steht man im großen Volk 
und auch an vielen maßgebenden Stellen noch zurück. 
Auch den letzten Einwand von der mangelnden 
„Tradition“ können wir widerlegen. Nun mag auch 
der gute Wille — der Aenderung vorausgehen. 

1914 — der gespannte Dampf schafft Millionen 
zur Grenze, industrielle Leistungen schmieden die 
Waffen, technischer Seharfsinn im Wasser und in der 
Luft, auf und unter der Erde spotten des Widerstandes 
der Feinde. Festungen fallen vor dem nüchternen 
Ergebnis technischen Forschersinns wie Spielzeug. 
Im Frieden Arbeit und Kultur bringend, erzwingt er 
im Kriege den Frieden mit eiserner Kraft. Der 
Offizier der Friedensarbeit — ist der INgEMEUF nun 
auch wieder Kriegsmann geworden. 

Nirgends so gewaltig zeigt sich die innige Ver- 
wandtschaft zwischen Technik und Heer wie jetzt, wo 
die exakte Organisation herrscht, wo vor der Größe 
der Sache, der in edelster Selbstverstandlichkeit der 
Techniker diente seit jeher, alles andere schweigt. 

Zum Bauingenieur der Vergangenheit gesellt sich 
der Vertreter der Maschinen- und Elektrotechnik in 
überragender Starke. Bewußt arbeitend für das ge- 
meine Wohl des Volkes und Staates. 

Möge das Deutschland nach dem Kriege sich 
dann seiner Ingenieure erinnern, der würdigen Erben 
der einst führenden Helfer der geschichtlichen Heere. 
Möge der Ingenieurbegriff nicht wieder aus Unverstand 
und Eigensucht herabgezerrt werden und mögen seine 


‘ Träger dann sich der stolzen Ueberlieferung stets 


bewußt bleiben — die Kleinen wie die Großen, die 
Schwachen und die Starken, die Armen wie die 
Reichen. Das gäbe einen Block von Stahl, an dem 
jeder Angriff zerschmettert, aus dem das Vaterland 
aber Waffen schmieden kann in Krieg und Frieden. 


Hochschulnachrichten 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Aachen. 


Auf dem französischen Kriegsschauplatze ist Dr. 
Konstantin Guillemain, Privatdozent für Geo- 
logie an der Technischen Hochschule in Aachen, ge- 
fallen. Guillemain ist den Geographen bekannt ge- 
worden durch seine Forschungsreisen in Katanga und 
Kamerun. In Kamerun leitete er eine größere geo- 
logische Expedition im Auftrage des Deutschen Reichs- 
kolonialamts. Guillemain hat über die Lagerstätten 
in der Republik Uruguay geschrieben, ferner über 
den Uebergang des Panamakanals an die Vereinigten 
Staaten; sein Hauptwerk jedoch sind die „Beiträge 
zur Geologie von Kamerun“ (Berlin 1909). Im ver- 
gangenen Jahre hatte sich Guillemain an der Aachener 
Technischen Hochschule habilitiert. 


Technische Hochschule Berlin. 


Professor Dr. phil. Bruno Glatzel, Privatdozent 
für drahtlose Telegraphie an der Technischen Hoch- 
schule Berlin, fiel als Oberleutnant der Reserve bei 
den Kämpfen im Westen. 

* 


* 
* 


Mit Genehmigung des Kultusministers ist Prof. 
Dr. Wilhelm Paszkowski für dieses Wintersemester 
als Lektor für die deutsche Sprache an der Technischen 
Hochschule zu Berlin - Charlottenburg zugelassen 
worden. Paszkowski ist bereits Lektor für Deutsch 
an der Berliner Universität. 

s * 

Geh. Reg.-Rat Professor J. Brix, der beim Aus- 
bruch des Krieges sich im Auftrage des Reichskolonial- 
amts auf der Reise nach Kamerun und Togo befand 
und dem es gelang, tiber Las Palmas nach Madrid zu 
entkommen, ist nun von dort über Genf hier ein- 
getroffen und hat seine Lehrtätigkeit an der Technischen 
Hochschule in Charlottenburg wieder aufgenommen. 


Technische Hochschule Braunschweig. 


Baurat Karl Mühlenpfordt, der hervor- 
ragende Lübecker Architekt, ist jetzt als ordentlicher 
Professor auf einen neu begründeten l.ehrstuhl für 
Architektur und Städtebau an die Braunschweiger 
Technische Hochschule berufen worden. Mühlen- 
pfordt steht gerade als Leutnant d. R. eines Infanterie- 
Regiments in Frankreich vor dem Feinde. Mühlen- 
pfordt, der als Städtebauer und Denkmalpfleger eben- 
so wie durch seine Bauten sich einen guten Namen 
erworben hat, ist es vor allem zu danken, daß sich 
die neuen öffentlichen Gebäude Lübecks in das alte 
Stadtbild so mustergültig eingliedern. Auch für eine 
erfolgreiche Ausübung der Bauberatung hat er die 
Wege gezeigt. Noch jüngst konnte man es ihm 
danken, daß sein Entwurf für die lösung der viel- 
umstrittenen Frage des Lübecker Holstentores und 
des neuen Kaiser-Wilhelm-Volkshauses die einzig 
mögliche Lösung brachte. Hoffentlich wird der Plan 
ausgeführt, auch wenn Mühlenpfordt Lübeck den 
Rücken kehrt. Hoffentlich kann der hervorragende 
Architekt bald sein neues Amt antreten. 


* 
* s 


Geh. Hofrat Professor Dr. phil. Richard Meyer 
blickte bei Beginn des Winter-Halbjahres auf eine 
25jährige Tätigkeit als Lehrer der Chemie an der 
Technischen Hochschule Braunschweig zurück. 


Technische Hochschule Breslau. 


Dr. phil. Adolf von Wenckstern, Professor 
für Volkswirtschaft an der Technischen Hochschule 
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und an der Universität zu Breslau, fiel bei den 
Kämpfen in Frankreich. 


Technische Hochschule Danzig. 


Dr.e Zng. Ernst Waldmann, Privatdozent für 
Eniwerfen von Schiffen und Konstruktionsingenieur 
an der Techn. Hochschule Danzig nahm einen Ruf 
an die Techn. Staatslehranstalten in Hamburg an. 


Technische Hochschule Darmstadt. 


Dr. phil, Dipl.-3Jng. Johann Baerwald, früher 
Privatdozent an der Techn. Hochschule Darmstadt, 
erhielt auf sein Ansuchen wieder die venia legendi. 


Der Assistent an der Techn. Hochschule Darm-: 
stadt, Dipl.-Zng. Max Müller fiel im Kampfe für 
das Vaterland. 

* * 

Geh. Baurat Georg Wickop, ordentlicher 
Professor der Baukunst an der Technischen Hoch- 
schule zu Darmstadt, ist nach längerem Leiden im 
54. Lebensjahre am 21. November 1914 gestorben. 


* * * 


Dem ordentlichen Honorarprofessor an der Tech- 
nischen Hochschule zu Darmstadt Dipl.-Qng. Friedrich 
Müller ist der Charakter als Geheimer Baurat ver- 
liehen worden. 


Technische Hochschule Dresden. 


Geheimer Hofrat Dr. Oskar Walzel, Professor 
der deutschen Literaturgeschichte an der Technischen 
Hochschule in Dresden, beging am 28. Oktober 
seinen 50. Geburtstag. Seine früheren Baseler und 
seine Dresdener. Hörer beabsichtigten, eine festliche 


Kundgebung zu diesem Tage zu veranstalten, haben 
diese jedoch infolge des Krieges um ein Jahr ver- 
schoben. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 


Die Technische Hochschule zu Karlsruhe hat dem 
Professor Rausenberger und dem Dipl.-Qng. 
Hartwig von der Firma Krupp in Anerkennung 
ihrer hervorragenden technisch - wissenschaftlichen 
Verdienste den Titel Dr.-Ing. E. h. verliehen. 


+ 


Dipl.-Ing. Hans Leo, Assistent an der Lehr- und 
Versuchs-Gasanstalt des Deutschen Vereins von Gas- 
und Wasserfachmannern an der Techn. Hochschule 
Karlsruhe starb am 6. September 1914 an Wunden, 
die er im Kampfe in Frankreich erlitten hatte. 


Technische Hochschule München. 


Am 2. Oktober ist in München der ordentliche 
Professor der Mathematik an der dortigen Technischen 
Hochschule und ordentliches Mitglied der bayerischen 
Akademie der Wissenschaften Dr. Heinrich Burkhardt 
im Alter von 53 Jahren gestorben. Professor Burk- 
hardt war zu Schweinfurth a. M. geboren. 1884—87 
war er Assistent an der Technischen Hochschule zu 
München, habilitierte sich im Herbst 1889 in 
Göttingen, erhielt 1894 den Titel Professor, wurde 
drei Jahre später Ordinarius der Mathematik an der 
Universität Zürich und siedelte Oktober 1908 an die 
Technische Hochschule in München als Nachfolger 
des verstorbenen Professors Dr. Anton von Braunmuhl 
über. Der Verstorbene war Mitherausgeber der 
Encyklopädie der mathematischen Wissenschaften. 


x * 
* 
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Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Aachen. 


Ein Beitrag zur Frage größter wirt- 
schaftlicher Ausnutzung vorhandener 
Werkstattseinrichtungen nach amerika- 
nischem Muster. Von Dipl.«9ng. Carl Bender. 
G. Kreysing, Leipzig 1914. 

Die wirtschaftliche und soziale Lage 
der technischen Privatangestellten in 
der deutschen Elektroindustrie. Von 
Dipl.-Ing. R. Czwalina. Julius Springer, Berlin 1914. 


Neuzeitliche Wasserversorgung in 
Gegenden starker Bevölkerungsan- 
häufung in Deutschland. Von Dipl Jng. 
Adolf Heilmann. R. Oldenbourg, München 1914. 


Anlage und Berechnung von Gas- 
fernleitungen in technischer und wirt- 
schaftlicher Beziehung. Von Dipl.-Ing. 
Heinrich Hempelmann. M. Krayn, Berlin 1914. 


Die Arbeiten und Erfindungen Faber 
du Faurs auf dem Gebiete der Wind- 
erhitzung und der Gasfeuerung. Von 
Eduard Herzog. Wilhelm Knapp, Halle 1914. 


Beitrag zur Frage der Entstehung der 
Sehwefelkiesla erstätten im Süden 
der iberischen Halbinsel. Von Bergassessor 
H. v. Scotti. W. Girardet, Essen-Ruhr 1914. 


Beiträge zur Kenntnis der binären 
Aluminiumlegierungen hinsichtlich 
ihrer technischen Eigenschaften. Von 
Dipl.-Ing. Hermann Schirmeister. Verlag Stahleisen 
m. b. H., Düsseldorf 1914. 


Ueber Titaneisenlegierungen. Von 
Dipl.-<Gng. J. Lamort. Wilhelm Knapp, Halle a. S. 
1914. 


Zur Kenntnis der Eisenkohlenstoff- 
Legierungen. Von Mipl.-Qng. Alfred Spieker. 
Wilhelm Knapp, Halle a. S. 1914. 


Technische Hochschule Hannover. 


Ueber den Einfluß des Maschinen- 
betriebes auf die Löhne und Arbeits- 
verhältnisse im Gaswerk. Von Dipl.«Qng. 
Karl Julius Paul Neubert. R. Oldenbourg, München 
1914. 


Der Einfluß der Schmieröle auf die 
Wirtschaftlichkeit von Spinnereien. 
Von Dipl.-Ing. Gottfried Stratmann, Kassel. Ge- 
brüder Jänecke, Hannover 1914. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 


Die Kinetik der Formiatbildung aus 
Kohlenoxyd und Basen. Von Dipl.-Ing. 
Max Enderli. J. Langs Buchdruckerei, Karlsruhe 1914. 


Friedrich Weinbrenner. Von Dipl.-Ing. 
Arthur Valdenaire. Müllersche Hofbuchdruckerei, 
Karlsruhe 1914. 


Ueber den Einfluß des Wasserdampfes 
auf die Ammoniakausbeute bei der 
pyrogenen Zersetzung fester Brenn- 
stoffe. Von Dipl.-$ng. Kurt P. Sachs. Verlag Stahl- 
eisen m. b. H., Düsseldorf 1914. 


Technische Hochschule München. 


Die ebene Kurve dritter Ordnung 
als Erzeugnis dreier kollinearer kon- 
jektiver ebener Felder. Von Dr. Josef 
Haeuser. Seb. Sonntag, München 1914. 


Verbandsnachrichten 


Die Abhängigkeit des Thomson- 
ee ee fir Luft von Druck und 

emperatur bei Drücken bis 150 at und 
Temperaturen von —55° bis —250° C. Von 
Dtpl.-Yng. Friedrich Noell. Berlin 1914. 


Die Amidonaphtoldisulfosäure SS. 
Von Dipl.-Jng. Friedrich Döhling, Plauen i. V. Buch- 
druckerei „Propaganda“ (Inh. B. Anderl), München 
1914. 


Die Elaidinreaktion und ihre An- 
wendung bei der Isolierung gemischter 
Glyzeride im Olivenöl. Von Dipl.-Ing. 
Georg Tomow, Rustschuk. Carl August Seyfried 
& Comp. (C. Schnell), München 1914. 


Verbandsnachrichten. 


An die Bezirksvereine! 


Die Bezirksvereine werden gebeten, eventuell 
eintretende Aenderungen in der Adresse der Bezirks- 
vereine umgehend der Geschäftsstelle mitzuteilen. 


Die Geschäftsstelle. 


* * 
+ 


An die Bezirksvereine und Mitglieder! 


Wir bitten die Bezirksvereine und Mitglieder 
wiederholt und dringend, alle bekannt werdenden 
Vakanzen für Ingenieure der Geschäftsstelle des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure umgehend mit- 


zuteilen. Die Geschäftsstelle. 
e e 
g | 


An die Mitglieder und deren Angehörige! 


Die Mitglieder oder deren Angehörige werden ge- 
beten, der Geschäftsstelle Mitteilungen über Abberu- 
fungen zu den Truppenteilen gefälligst bald zukommen 
zu lassen, wenn möglich unter Angabe der Charge 
und des Truppenteils, damit ev. durch Feldpost die 
Verbindung mit der Geschäftsstelle des Verbandes auf- 
recht erhalten werden kann. 

Die Geschäftsstelle. 


Q * * 


Die Angehörigen der im Felde stehenden Verbands- 
mitglieder und Förderer, die eine Zusendung der Ver- 
bandszeitschrift während des Krieges nicht wünschen, 
werden gebeten, dies der Geschäftsstelle baldmöglıchst 
mitzuteilen, damit für die Aufbewahrung der betreffen- 
den Exemplare der Zeitschrift Sorge getragen werden 


kann. Die Geschäftsstelle. 


* i * 

Herr C. M. Lewin, beratender Fachmann für Fabrik- 
organisation, welcher vielen unseren Mitgliedern durch 
seine zahlreichen Veröffentlichungen, insbesondere 
durch seine bekannten Bücher: „Werkstättenbuch- 
führung für moderne Fabrikbetriebe* und „Der 
Fabrikbetrieb“ wohl bekannt ist, hat für die Hilfskasse 
100 Exemplare seiner Broschüre: „Die Inventarisierung 
von Industrie- und Gewerbebetrieben« gespendet. 
Dieses kleine Werk behandelt die hochwichtige Ab- 
schreibungsfragefür Maschinen, Gebäuden, Werkzeugen 
etc. und kann von unseren Mitgliedern zum Vorzugs- 
preise von Mk. 1,50 (Ladenpreis Mk. 2,50) bei freier 
Zustellung von unserer Geschäftsstelle bezogen werden, 


Die Geschäftsstelle. 


Vom Kriegsschauplatz 335 


Neuaufnahmen. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
als Mitglieder aufgenommen worden: 
Dipl.-Ing. Albert Engel, Dresden-A., Pestalozzi- 

straße 11, H. 

Dipl.-Ing. Oskar Hoch, Statiker bei der Zeppelin- 
Hallenbau G. m. b. H., Berlin-Wilmersdorf, Mecklen- 
burgische Str. 12, Il. 

Dipl.-Qng. Erich von dem Knesebeck, Char- 
lottenburg, Berliner Str. 156, II. 

Dipl.-<Gng. Alfred Koenig, Statiker der Maschinen- 
bau-Anstalt Humboldt Cöln-Kalk, Cöln-Kalk, Hohen- 
zollernstr. 38. 

Dipl-Gng. Valentin Kubosch, Fichtenau-Rahns- 
dorf, Krausestr. 19. 

Dipl.-Yng. Otto Roeder, Salzburg, Paris Lodron- 
straBe 5. 

Dipl.-Ing. Max Schlotterbeck, Zivilingenieur, 
Metz-Sablon, Johannesstr. 5. 

Dipl.-Ing. Friedrich Steuerwald, Assistent 
an der Technischen Hochschule, Darmstadt, Witt- 
mannstr. 20. 


Vom Kriegsschauplatze. 


Verbandsmitglieder im Felde. 
Liste No. 6. 


Zu den Fahnen einberufen sind folgende 

Diplom-Ingenieure: 

Friedrich Baumgarten, Koblenz, Vizefeld- 
webel d. L., Offizierstellvertreter im Landw.-Inf.- 
Reg. 25. 

Dr.-Ing. E. Friedrich Bendemann, Königs 
wusterhausen. 

Ernst Bernbeck, Oberursel. 

Otto Bonkowski, Hannover. 

Karl Burger, Kgl.Regierungsbaumeister aus Dorn- 
stetten. 

Hermann Dieter, Wilhelmshaven - Rüstringen, 
Offizierstellvertreter im Res.-Inf.-Reg. 79, Ersatz-Bat. 
Oldenburg. 

Alfred Drieschner, Betriebsdirektor der Russ. 
Eisenbahn-Ind. A.-G., Nishnednieprowsk, Gouv. 
Ekaterinoslaw, Leutnant d. L., Ersatz-Bat. Pioniere 6. 

Peter Dumbsky, Assistent für Tiefbau an der 
Großherzogl. Technischen Hochschule, Darmstadt. 

Otto Dyckhoff, Beratender Ingenieur bei Prof. 
Junker bei den Sormowo-Werken in Sormowo, 
Nischny-Novgerod, Oberleutnant d. R., Cuxhaven. 

Otto Eberhardt, Chefkonstrukteur b. Preuß. 
Luftschiffer-Bat., Darmstadt. 

Georg Fiala, Essen-Ruhr, Offizierstellvertreter, 
Zugführer des 2. Scheinwerferzuges in Neubreisach. 

M. Giovannini, Ingenieur der Großh. Dampf- 
kessel-Inspektion, Darmstadt. 

Leo Hainz, Assistent für Wasserbau an der Techn. 
Hochschule, Darmstadt. 

Car! Heinlein, Betriebs-Oberingenieur d. Siemens- 
Schuckert-Werke, Charlottenburg, Kgl. Bayer. 8. Feld- 
art.-Reg., 4. Ersatzbatterie. 

Jacob Herbert, Zivilingenieur, Darmstadt. 

Friedrich Hoffmann, Braunschweig. 

Theodor Hohle, Ingenieur des Dampfkessel- 
Ueberwachungsvereins, Hannover. 

Wilhelm Jänicke, Leipzig-Gohlis. 

Heinrich Keilmann, Bernburg. 

Friedrich Kerstein, Wapno, Kr. Wongrowitz 
i. Posen. 

Georg Kleinmann, Darmstadt. 

Wilhelm Klöne, Betriebsassistent des Thomas- 
werkes (Phoenix A.-G. für Bergbau u. Hüttenbetrieb), 


Hörde i. W., Leutnant d. R. und Kompagnieführer 
im Inf.-Reg. Freiherr v. Sparr. 

Wilhelm Knüfer, Bleicherode a. H., Ingenieur 
der Siemens-Schuckert-Werke, beim Chef des Feld- 
eisenbahnwesens im Großen Hauptquartier Seiner 
Majestät. 

Georg Koschmider, Ingenieur der Schiffswerft 
Blohm & Voß, Hamburg, Leutnant d.R., IV. Matr.- 
Art.-Abt., 3. Komp. 

M. Karl Kraemer, Ingenieur der Großh. Dampf- 
kessel-Inspektion, Darmstadt. 

Ernst Krückmann, Molthainen, stellvertr. Inge- 
nieur-Offizier beim Ingenieur-Komitee der General- 
Inspektion des Ingenieur- u. Pionier-Korps, Berlin, 
Kurfürstenstr. 63/69. 

Lothar Krueger, Charlottenburg, Vizefeldwebel 
d. Res., Offizierstellvertreter, Militär - Eisenbahn- 
Direktion I Brüssel, Res.-Eisenbahnbau-Komp. 6. 

Hermann Kurz, Ingenieur bei Dr.-$ng. Th. Heyd, 
Darmstadt. 

Leonhard Kurzmann, München. 

Friedrich Lechner, Wien, Leutnant d. R. im 
K. K. Telegrafen-Reg., Ersatz-Bat. 

Artur Leutert, Direktor der Leutert & Lindemann 
G. m. b. H., Charlottenburg, Offizierstellvertreter, 
1. Res.-Armeekorps, 1. Res.-Fußart.-Reg. 4, 1. Bat., 
leichte Munitionskolonne. l 

Max Lungwitz, Weimar. 

Friedrich Mayer, Dr. phil., Chemiker bei der 
Gewerkschaft Messel, Grube Messel. 

Georg Meyer, Altenkessel, Leutnant d. R. i. d. 
2. Rhein. Train-Ers.-Abt. 21 in Forbach i. L. 

Eduard Muhle, Ingenieur der Siemens-Schuckert- 
Werke, Kattowitz. 

C. Wald. Müller, Ingenieur d. Siemens-Schuckert- 
Werke, Charlottenburg. 

Georg Paul Nagel, Leipzig-Gohlis, Feldwebel- 
Leutnant beim Landsturm-Bat. Borna. 

Georg Niemeyer, Ober-Ingenieur der Eisen- 
betonbaufirma Förster in Kiel. 

Johs. Obergethmann, Geh. Reg.-Rat, Prof. 
a. d. Technischen Hochschule Berlin, Charlottenburg. 

Christoph Johannes Oeters, Hamburg. 

Franz Paepke, Ingenieur bei der Kgl. Eisenbahn- 
direktion Breslau, Breslau, Inf.-Reg. 51, Ers.-Bat. 

Karl Platt, Ingenieur d. Berg. Dampfkessel-Ueber- 
wachungsvereins, Elberfeld, Leutnant d. R. 

Ulrich Pudor, Assistent d. Kgl. Materialprüfungs- 
anıtes Berlin-Lichterfelde, Berlin-Steglitz, Vizefeld- 
webel d. R. 

Adolf Rühl, Ingenieur beim Tiefbauamt, Frank- 
furt a. M., Vizewachtmeister d. L., III. Sanitäts- 
kompagnie, Mainz. 

Otto Schade, Ingenieur beim städt. Elektrizitäts- 
werk, Kassel, Offizierstellvertreter der Festungs- 
Eisenb -Betriebs-Abt. 2 in Antwerpen. 

Eugen Schilling, Technischer Leiter einer Eisen- 
betonfirma, Stuttgart, Offizierstellvertreter im Res.- 
Gren.-Reg. 119. 

Georg Schmidt, Montageingenieur der Siemens- 
Schuckert-Werke, Bahnabteilung, Hamburg. 

August Tolle, Kattowitz, Oberjager d. L., 3. Kav.- 
Dıv., Radfahrer-Komp, Jäger 6. 

Fritz Tritschler, Ingenieur der A.-G. für Beton 
u. Monierbau, Essen, Freiw. Krankenträger, 14. Armee- 
korps, Landw.-San.-Komp. 15. 

Otto Rayss, Ingenieur der Großh. Dampfkessel- 
inspektion, Darmstadt. 

Otto Stilgenbauer, Darmstadt. 

Heinz Thümling, Assistent an der Techn. Hoch- 
schule, Darmstadt. 

K a r os Viertel, Patentanwalt, Aachen, Leutnant 

Friedrich K. Vogel, Darmstadt. 
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Otto Wegeleben, Betriebsingenieur der chem. 
Fabrik E. Merck, Darmstadt. 

Dr.-Ing. Ernst Waldmann, Assistent an der 
Techn. Hochschule, Danzig, Mannheim-Rheinau, 
Luftschiffhalle, 

Heinrich WeiB, Recklinghausen. 

Erich Werner, Siegen. 

Ernst Wilhelm, Ingenieur des Schles. Vereins zur 
Ueberwachung von Dampfkesseln, Breslau. 

Hans Wittig, Baupolizeikommissar, Magdeburg. 
Max O. Wurmbach, Frankfurt a. M., Leutnant 
d. R. in der Masch.-Gewehr-Komp. R. S. R. 109. 
Hermann Zinken-Sommer, Ingenieur der 
Siemens-Schuckert-Werke, Technisches Büro Magde- 

burg, Magdeburg. 

Gerhard Zinser, Regierungsbaumeister, Dorn- 


stetten. 
( 


Berichtigung: 
Irrtümlich als im Felde stehend veröffentlicht: 


Charles Schnorr, Charlottenburg. 

Dr.-Ing. Paul Neubert, Baumeister der Depu- 
tation für das Beleuchtungswesen, Hamburg. 

Kurt v. Mücke, nicht (wie auf Seite 375 veröffent- 
licht) Kriegsfreiwilliger, sondern Leutnant i. d. Feld- 
Eskadron d. 4. Ers.-Div., Westen. 

Marcel Zivi, nicht (wie auf Seite 414 veröffent- 
licht) bei der 6. Art.-Munitionskolonne, sondern 
Vizewachtmeister d. R. b. d. 2. Batt., Feld-Art.- 
Reg. 69, 34. Div., XVI. Armeekorps. 


x *: * 


Ehrenzeichen. 
Liste Nr. 4. 


_ Das Eiserne Kreuz wurde verliehen an folgende 
Diplom-Ingenieure : 


Oswald Arntz, Fabrikant aus Remscheid, Leut- 
nant d. R. im Inf.-Reg. 113, Kompagnieführer. 

Alex Baerwatd, Regierungsbaumeister aus Berlin. 

Hans Basson, Regierungsbauführer aus Düsseldorf. 

Dr.-Ing. Erich Behne. 

Erich Bientz, Gemeindebaumeister, Oberleutnant 
d. R. und Kompagnieführer im Brigade-Ersatz- 
Bat. 13, 2. Komp. 

Ernst Böckmann, Regierungsbauführer, Leut- 
nant d. R. im Res.-Inf.-Reg. 116, 7. Komp. 

Hans Collignon, Leutnant d. R. im Feld.-Art- 
Reg. 76. 

Hilmar Dedekind, Regierungsbauführer, Leut- 
nant d. R. im Inf.-Reg. 121. 

Wilhelm Eickhoff, Regierungsbaumeister a. D., 
Patentanwalt, Vizefeldwebel d. R. im Füselier-Reg. 35. 

Friedrich Eısenberg, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R. 

FritzEisenberg, Regierungsbaumeister, Mitglied 
des Kanalbauamtes Linden b. Hannover, Leutnant 
d. R. des Füsilier-Reg. Generalfeldmarschall Graf 
Moltke (Schlesisches) No. 38. 

Karl Frentzen, Regierungsbaumeisterim Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten, Wasserbauabteilung. 

Alois Funk, Oberingenieur aus Stuttgart, Leut- 
nant d. R. 

Hans Gerlach, Regierungsbaumeister aus Berlin. 

Gerhard Giesebrecht, Stadtbaumeister, Leut- 
nant d. R. im Res.-Fuß-Art.-Reg. 2. 

Erich Heilbronn, Kgl. Regierungsbaumeister 
aus Insterburg, Oberleutnant d. R. im Inf.- Reg. 
Graf Dönhoff No. 44. 

Willy Hewel, Kgl. Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im 14. Res.-Feld-Art.-Reg. 

Drug. Walter Hinrichs, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 132, 7. Komp. 

Karl Hoffbauer, Regierungsbaumeister im 
Ministerium der öffentlichen Arbeiten, Wasserbau- 
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abteilung, Leutnant d. R. im 9. Res.-Inf.-Reg. 8, 
K 


5. Komp. 

Dr.-Fng. Dr. Jänecke, Vorstand des Hochbauamtes 
in Pr.-Stargard. | 

Jentsch, Stadtbaumeister aus Charlottenburg, Unter- 
offizier d. L. 

Walter Koch, Regierungsbaumeister bei 
Königlichen Regierung in Posen. 

Achmed Koss, Regierungsbaumeister, Leutnant 
d. R. im Inf.-Reg. 30. 

DanielKrencker, Regierun 
mann u. Kompagnieführer im 
Komp. 

Kühnast, Regierungsbaumeister aus Berlin, Leut- 
nant d. R. 

Eberh. Langen, Berlin. 

Alfred Loebell, Baurat, Hauptmann d. R. b. d. 
Eisenbahnbaukomp. 17. 

Rudolf Manzel, Regierungsbaumeister, Vize- 
feldwebel d. R. im Inf.-Reg. 147, 8. Komp. 

Martini, Leutnant d. R. 

Alfred Müller, Regierungsbauführer d. R. im 
Feld-Art.-Reg. Nr. 3., 2. reit. Abt., erhielt gleichfalls 
das mecklenburgische Verdienstkreuz. 

Fritz Rahmlow, Kgl. Regierungsbauführer aus 
Magdeburg, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 66. 

Max Rehders, Regierungsbaumeister, Leutnant 
d. R. bei der 10. Korps-Fernsprech-Abt. 

Johannes Reichert, Regierungsbaumeister, 
Oberleutnant und Kompanieführer. 

Rieländer, Leutnant d. R. 

Dr.-Ing. Rodewald aus Zeitz. 

Karl Rust, Regierungsbaumeister im Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten, Wasserbauabteilung. 

Eugen Schlieper, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R., Ordonnanzoffizier beim Stabe der 
10. Inf.-Brigade. 

Carl Schmid, Ingenieur der Maschinenfabrik 
Thyssen & Co. A.-G., Mühlheim-Ruhr. 

Heinrich Schürmann, Regierungsbaumeister 
aus Braunschweig, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 15, 
5. Komp. 

Johannes Seidler, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. > 

Rudolf Selhausen, Charlottenburg, Leutnant 
d. R., Pionier-Reg. 23, 2. Res.-Komp., XI. Armee- 
korps, III Armee. 

Karl Wilhelm Sudhaus. 

Hermann Staubach, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R. im Feld-Art.-Reg. 47, 4. Batt. 

J. Stephan, Direktor der städt. Gas- Wasser- und 
Elektrizitätswerke in Döbeln i. S 

Oskar Stöckel, Regierungsbaumeister aus Heils- 
berg O.-Pr. 

Dr.-Ing. Gottfried Stratmann, Mitarbeiter 
der Deutschen Vakuum Oil-A.-G. Offizierstell- 
vertreter im Inf.-Reg. 53. 

Dr.-Sng. Otto Stübinger, Kais. Regierungsbau- 
meister beim Reichspostamt Berlin, Oberleutnant 
d. R., Führer der 11. Kompagnie, 181. Inf.-Reg., 
88. Brig., 40. Div., 19. Armeekorps. 

Richard Thomas, Oberingenieur der Deutschen 
Niles-Werkzeugmaschinenfabrik, Oberschöneweide, - 
Charlottenburg, Oberleutnant d. R. 

Ernst Vollhard aus Berlin, Oberleutnant d. R. 

Alfred Wittekopf aus Clausthal, Offizierstell- 
vertreter im Landw.-Inf.-Reg. 27. 

Erich Wolf, Bergingenieur, Leutnant d. R. 

Karl Wulkow, Regierungsbaumeister, Oberleut- 
nant im Res.-Inf.-Reg. 75, 2. Komp. ` i 

Bruno Zimmermann, Regierungsbauführer, 
Einjähr. Unteroffizier im Fuß-Art,-Reg. Nr. II. 

Otto Zumbusch aus Stettin. 


der 


baumeister, Haupt- 
ion.-Bat. 15, 2. Res.- 


x 
x x 
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Verwundet 
(Liste Nr. 4) 
die Diplom-Ingenieure: 


Franz Albrecht, Regierungsbaumeister, Vize- 
wachtmeister d. R., Fernsprechabteilung d. V. Armee- 
korps, Frankfurt a. O., Junkerstr. 5. 


Franz Baltzer, GeheimerOberbauvat, Hauptmann 
u. Kompagnieführer im Res.-Inf.-Reg. 207, Grune- 
wald, Hohenzollerndamm 112. 


Lucian Bett, Regierungsbaumeister, Unteroffizier 
d. R. 


Johannes Biermann, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R. im Res.-Inf.-Reg. 31, Kreiskranken- 
haus in Groß-Lichterfelde. 


August Bode, Regierungsbaumeister, Oberleutnant 
d. R. im Garde-Gren.-Reg. 3, Kreuznach, Rhein- 
grafenstr. 5. 


Hartwig Ulrich v. Both, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R. im Gren.-Reg. 89 


Paul Bruchmiitler, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im Res.-Inf.-Reg. 93, Berlin, Garnison- 
lazarett I, Scharnhorststraße. 


Bruno Fröhlich, Regierungsbaumeister, Offizier- 
stellvertreter im Inf.-Reg. 84, Hilfslazarett Dr. Liek, 
Danzig, Sandgrube 38. 


Hugo Gornick, Grenadier, Res.-Inf.-Reg. 203, 
3. Komp., erhielt bei einem Sturm auf Dixmuiden 
einen komplizierten Handschuß (links) und befindet 
sich zurzeit im Lazarett Dr. Edel, Charlottenburg, 
Berliner Str. 17. 


Leo Hainz, Assistent für Wasserbau a. d. Techn. 
Hochschule Darmstadt, ist als stellvertret. Offizier 
ins Feld gerückt, hat für hervorragende Tapferkeit 
vor dem Feinde das Eiserne Kreuz erhalten und 
wurde zum Leutnant befördert. In darauf folgenden 
Kämpfen bei Reims wurde er jedoch schwer ver- 
wundet und befindet sich zurzeit im Evangelischen 
Krankenhaus zu Cöln-Sülz. 

FritzHerrmann, Regierungsbaumeister, Leutnant 
d. R. im Inf.-Reg. 102. 


Hans Paul Herrmann, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 102, Wiesbaden, Kaiser- 
Friedrich-Ring 60. 


Karl Hoffbauer, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im Inf.-Reg. 8, Berlin-Steglitz, Uhland- 
straße 27. 


Johannes Huntemüller, Regierungsbaumstr., 
Leutnant d. R. im Bad. Inf,-Reg. 239, Hannover, 
Schredterstr. 7. 
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Dr.=ng. Dr. phil. Louis Jänecke, Baurat, Leut- 
nant d. R. und Kompaägnieführer, Pr.- -Stargard, 
St. a Reservelazarett. 

Erich Kach lik, Resierune hauführer 
Res.-Jäg.-Bat. 16, Vereinslazarett Meißen, 
Krankenhaus. 

Erich Köhn, Regierungsbaumeister, Leutnant d.R. 
bei d. Armee-Telegraph.-Abt. II, Königsberg, Chi- 
rurgische Klinik. 

Alfred Loebell, Baurat, Hauptmann d. R. bei 
der Eisenbahnbaukomp. 17, Berlin-Schmargendorf, 
Spandauer Str. 31. 

Rudolf Loewel, Geheimer Baurat, Oberleutnant 
d. R. u. Kompagnieführer im Res.-Inf.- -Reg. 203, 
Berlin-Schmargendorf, Spandauer Str. 31. 

KurtMarcinowski, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im Inf.-Reg. 24, Minden i. W., Stiftstr. 2. 

Ernst Masberg, Baurat, Hauptmann d. R. im 
Res.-Inf.-Reg. 93, Berlin, Joachimsthaler Str. 20 
(Westsanatorium). . 

Adolf Meiners, Regierungsbauführer, Vizefeld- 
webel d. R. im Res.-Inf.-Reg. 20. 

Kurt v. Mücke, Leutnant in der Feld-Eskadron 
d. 4. Ers.-Div., Westen, z. Zt. Kiel, Bismarckallee 4. 

Otto Musall, Regierungsbaumeister, Offizierstell- 
vertreter, Lazarett der Hornkaserne in Trier. 

Rudolf Pi gge, Regierungsbaumeister, Leutnant d. 


äger im 
tadtisch. 


R. im Res -Inf.- -Reg. 91, Masch.-Gew.-Abt., Düssel- 
dorf, Krankenhaus. 
Alfred Rohr, Regierungsbaumeister, Vizefeld- 


webel d. R. im Gren.-Reg. 
StraBe 75. 

Eberhard Schade, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im 2. Res.-Inf.-Reg. 91, Hildesheim, 
Hohnsen 7. 

Heinrich Schürmann, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 15, 5. Komp., Ritter 
des Eisernen Kreuzes, z. Zt. in Braunschweig. 

Heinrich Schwarz, Oberingenieur u. Prokurist 
d. Pahlschen Gummi- u. Asbest-Gesellschaft m.b. H., 
Düsseldorf-Rath, Dezernent der akademischen Kurse, 
Leutnant d. R. im Königin-Elisabeth-Garde-Gren.- 
Reg. 3, Ritter des Eisernen Kreuzes, z. Zt. Berlin- 
Grunewald, Humboldtstr. 33. 

Heinz Tietze, Regierungsbauführer, Leutnant d. 
R. im Ersatz-Inf.-Reg. 20, Lazarett Aachen. 

Karl Waade, Regierungsbaumeister, Kriegsfreiw., 
Res.-Fuß-Art.-Bat. 22, Res.-Lazarett Kristallpalast in 
Magdeburg. 

Dr.-Ing. Max O. Wurmbach, Leutnant d. R. in 
der Maschinengewehr-Komp. R. S. R. 109, Inhaber 
des Ritterkreuzes mit Schwertern des badischen 
Ordens vom Zihrener l.öwen, z. Zt. Frankfurt a. M. 


2, Berlin W., Eisenacher 


Es starben den Heldentod fürs Vaterland die Diplom-Ingenieure: 
Liste Nr. 5 


Becher, Regierungsbaumeister bei Fischer & Kam- 
perhoff, Düsseldorf, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 53. 

Georg Behrens, Regierungsbaumeister beim 
städt. Tiefbauamt 2, Berlin. 

Hermann Bortfeld, Regierungsbaumeister, 
Stadtbauinspektor in Dortmund, Ritter des 
Eisernen Kreuzes. 


Dr.-Ing. Joachim Brandis aus Aachen. 

Gustav Brix aus Unna i. W. 

Heinrich Buchholz, Regierungsbaumeister 
aus Neiße. 

Walter Bulle, Regierungsbauführer aus Magde- 


urg. 
Alfred Dauwalter aus Karlsruhe i. B. 
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Denso, Konstrukteur auf der Germania-Werft 
Kiel, fiel in einem Gefecht im Westen. 

Wilhelm Dettmer aus Hannover. 

Hugo Dietz, Privatarchitekt aus Hermsdorf 
b. Berlin, Offizierstellvertreter, Ritter des Eisernen 
Kreuzes, fiel am 25. Oktober 1914 in einem 
Gefecht bei Rawa in Russ. Polen im 32, Lebens- 
jahre. Nach Angabe eines Kameraden erhielt 
er einen Kopfschuß und gab bald darauf seinen 
Geist auf. Eine Beerdigung konnte nicht statt- 
finden, da die Russen unmittelbar nachfolgten. 


Robert Doerge, Regierungsbaumeister, Hilfs- 
arbeiter bei den Eisenbahnabteilungen des 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten. 


Karl Effenberger, Geh. Baurat, Vortragender 
Rat im Ministerium der öffentlichen Arbeiten, 
Oberleutnant d.R. 


Georg Euler, Regierungsbauführer aus Aachen, 
Unteroffizier d. R. im Inf.-Reg. 25. 


Hermann Fuchslocher aus Eßlingen a.N. 

Hermann Gehrts, Geheimer Baurat aus 
Hannover, ehemaliger Generaldirektor der Siame- 
sischen Staatsbahnen. 

Dr.-Ing. Georg Geyer, Wiesbaden, Leutnant 
d. R., starb im Lazarett zu Wiesbaden an einer 
schweren Verwundung, die er am 6. Sept. 1914 
bei den Kämpfen im Westen erlitten hatte. 

Ernst Geisel, Regierungsbauführer aus Cöln. 

Großfuß, Regierungsbaumeister aus Kulmsee. 

Gustav Haffner, fiel am 20. Oktober in 
Frankreich. 

Dr.»Ang. E. Heinrich, Stuttgart. 

Ludwig Henneberg, Regierungsbauführer 
aus Darmstadt. 

Hans Hermann, Regierungsbaumeister, Berlin- 
Grunewald, Leutnant d. R. im Res.-Inf.-Reg. 205, 
Ritter des Eisernen Kreuzes, fiel im Nordwesten 
Belgiens bei einem Sturmangriff, 

Fritz Hohenemser, Oberingenieur der All- 
gemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft in Straßburg, 
Ritter des Eisernen Kreuzes. 

Fritz Horn, Zweibrücken, Leutnant d. R., fiel 
am 25. August 1914 in einem Gefecht bei Nancy. 

Albert Immel, München. 

Albert Jarling, Regierungsbauführer, Leut- 
nant d. R. im Inf.-Reg. 154, fiel am 2. Nov. 1914. 

Felix Jungwirth, Nikolasee, Leutnant d. R., 
Ritter des Eisernen Kreuzes. 

Hans Karsch aus Rheydt. 

Otto Kisse, Kottbus, Offizierstellvertreter. 

Wilhelm Klöne, Betriebsassistent d. Thomas- 
werkes (Phoenix, A.-G. für Bergbau- u. Hütten- 
betrieb) Hörde i. W., Leutnant d. R. und Kom- 
pagnieführer im Inf.-Reg. Freiherr v. Sparr, 
3. Westf. Nr. 16, Ritter des Eisernen Kreuzes, 
fiel am 21. Oktober 1914 beim Sturmangriff auf 
das Dorf Herlier. 

Dr.-Ing. Hans Koch, Leipzig-Lindenau. 

Walther Koch, Regierungsbaumeister aus 
Aachen, Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 28. 

Philipp König aus Schlüchtern. 

Johannes Rudolf Korn, Bauamtmann, 
Vorstand des Königl. Eisenbahn - Neubauamts 
Meiben. 

Richard Körner, Großherzogl. Bad. Gewerbe- 
inspektor, Oberleutnant d. R. im Füsilier-Reg. 122. 

Achmed Koss, Regierungsbauführer aus 


Münster, Ritter des Eisernen Kreuzes, Leutnant 
d. R. und Kompagnieführer im Res.-Inf.-Reg. 30, 
starb am 26. Oktober 1914 an der bei einem 
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Angriffsgefecht bei Cernay in Frankreich tags 
zuvor erhaltenen schweren Verwundung. 

Adolf Köstlin., Berlin. 

Arthur Kühn, Regierungsbaumeister bei Wayß 
& Freytag A.-G., Düsseldorf, Unteroffizier d.R. 
im Pionier-Bat. 7, Ritter des Eisernen Kreuzes. 

Otto Lüthgens, Lübeck, Inhaber des Eisernen 
Kreuzes, erlag seinen vor Paris Ende September 
erlittenen Verwundungen. 

Walter Mangelsdorf, Landesbauinspektor 
bei der Westfälischen Provinzialverwaltung aus 
Gütersloh, Leutnant d. R. im 1. Lothring. Inf.- 
Reg. 131, Ritter des Eisernen Kreuzes, fiel am 
7. November in einem Gefecht vor Verdun. 

Arnold Mannesmann, Elberfeld, Leutnant 
d. R. im Drag.-Reg. 4. 

Hans Mühlenbruch, Regierungsbauführer, 
Berlin-Grunewald. 

Waldemar Müller, Ingenieur der Siemens- 
Schuckert-Werke, Charlottenburg. 

Oswald Neumann, Mitarbeiter der Allge- 
meinen Beton- und Eisen-Ges. m. b. H., Berlin, 
Fähnrich im k. k. Landwehr-Inf.-Reg. 29, fiel am 
18. Okt. 1914 im Alter von 28 Jahren bei Jaroslau. 
Von einem Schrappnellschuß getroffen, starb er 
nach wenigen Minuten in den Armen seiner 
Kameraden. 

Karl Robert Nicke, 
Kreuzes. 

Georg Niemeyer, Oberingenieur der Eisen- 
betonbaufirma Forster in Kiel, fiel am 17. Sept. 
1914 bei Carlepont im Alter von 30 Jahren. 

Karl Ohms aus Neuß. | 

Eckehard Otto, Regierungsbaumeister aus 
Jüterbog, Leutnant d. L. im Königin- Augusta- 
Garde- Grenadier- Reg. 4, Ritter des Eisernen 
Kreuzes, starb infolge einer am 24. Oktober in 
der Schlacht bei Douchy erhaltenen schweren 
Verwundung. 

Oskar Pauli, Frankfurt a. M. 

Albert Pfeiffer, Regierungsbaumeister aus 
Metz. 

Paul Philippi, Regierungsbaumeister a. D., 
Berlin-Lichterfelde, Oberleutnant d. R. 

Wilhelm Platz aus Mannheim. 

Wilhelm v. Rinsum, Leutnant d. R. im Bayer. 
22. Inf.-Reg. 

Paulv. Rohr aus Berlin, Leutnant d. R. 

Willy Schadow, Regierungsbaumeister aus 
Petricken, Vizefeldwebel im Pionier-Reg. 18, fiel 
in der Nacht vom 2. zum 3. Oktober auf dem 
westlichen Kriegsschauplatz. 

Eugen Schilling, Technischer Leiter einer 
Eisenbetonfirma, Stuttgart, Offizierstellvertreter 
im Res.-Gren.-Reg. 119, fiel am 10. Sept. 1914 
in den Vogesen. 

Franz Schlüter, Dortmund, Hütteningenieur, 
Betriebsassistent beim Thoinas-Stahlwerk, Loth- 
ringer Hlüttenverein, Kneuttingen-Hütte, Loth- 
ringen. 

Karl Schmidt, Regierungsbauführer aus Han- 
nover. 

Richard Schreiber, Apotheker u. Nahrungs- 
mittelchemiker, Assistent am Institut für chem. 
Technologie II an der Technischen Hochschule 
Braunschweig, Kriegsfreiwilliger im 208. Res.- 
inf.-Reg., fiel bei einem Sturmangriffe in der 
Nacht zum 22. Oktober 1914 in Belgien. 

Ludwig Seibert, Stadtbauinspektor, Rem- 
scheid, Leutnant d. R. im Feld-Art.-Reg. 84, 
Ritter des Eisernen Kreuzes. 


Ritter des Eisernen 


AR E ee ee ee 


Rudolf Siemens, 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Personalia 


Berlin, Leutnant d. R., 


Ritter des Eisernen Kreuzes. 
Hugo Sömmering, Regierungsbauführer aus 
Weimar, Ritter des Eisernen Kreuzes. 
Fritz Stelzer, Kreisbaumeister. 
Dr-Gng. Strathmann aus Düsseldorf. 
Heinrich Strauß aus Rombach i. l.othr. 
Willy Teske aus Stettin-Bredow. 


Rudolf Thoma, 


Regierungsbaumeister aus 


Freiburg. 


Wilhelm Trautwein, Regierungsbaumeister, 
Vorstand des Hochbauanites in Lehe. 


Ehre ihrem 


my 


Adressen-Aenderungen Im Mitglieder -Verzeichnis, 


Dipl. Ing. 


Tipl. 3ng. 


B.-V. Aachen. 
Willy Hatlapa, Berlin NW. 6, Schumannstr. 17, I. 


B.-V. Berlin. 
Philipp Elkan, Berlin NW. 87, Tile-Hardenbergstr.29. 


Felix Kann, akadem. Ingenieur (Förderer, Oesterreicher), 


Dipl.-Ing. 


” n 


Fr. Vodoz, akadem. Ingenieur 


Dipl Jng. 


Dipl.-Ing. 


Dipl Jng. 


Tipl.»Ing. 


ciple Jng. 


Dipl.Ing. 


Tipt. Jng. 


Dipl.” Jng. 


Dipl. Jng. 


TiplLeSng. 


Berlin NW. 21, Essener Str. 20, 1. 
Willy Lüders, Berlin NW., Dortmunder Str. 13. 
Richard Neumann, Charlottenburg, Niebuhrstr. 72. 
(Förderer, Schweizer), Berlin, 
Neuenburger Str. 29, v. Ill b. Menzel. 
Rudolf Winkler, Steglitz, Albrechtstr. 82a, I. 


B.-V. Bernburg-Dessau. 
Emil Meyer, Bernburg, Bahnhofstr. 19a. 
B.-V. Breslau. 
Albert Brünig, Koppen, Post Lossen, Bermusker 
Gasthaus. 
B.-V. Colin. 

Willy Schulz, Berlin, Perleberger Str. 59. 

B.-V. Dortmund. 
Jean Staudinger, Hoerde i. W., Miihlenberg 19. 

B.-V. Duisburg. 
Oskar Droste, Berlin SW.11, Königgrätzer Str. 39, II. 

B.-V. Essen- Ruhr. 
Friedrich Gaebel, Essen-Ruhr, Isenbergstr. 26. 

B.-V. Halle a. S. 
Otto Krebs, Jena, Schiitzenstr. 33, I. 
Bruno Tiesler, Gotha, Hohenlohestraße. 

B.-V. Hamburg-Altona. 
Hans Lütgens, Dessau, Werderstr. 9, pt. 
Gerhard Reye, Baumeister der Baudeputation, Ham- 
burg, Uhlenhorster Weg 31. 

B.-V. Hannover. 

Johannes Eberding, Hannover, Schiffgraben 13. 


B.-V. Karlsruhe i. B. 


H. Bunte, Geheimer Hofrat, Professor Dr. an der Technischen 


Dipl.sIng. 


Dipl.»Ing. 


Dipl.Ing. 


Hochschule, Karlsruhe i. B., Kriegstr. 64d. 
B.-V. Kiel. 
Carl Aberle, Kiel, Wrangelstr. 31. 
B.-V. Metz-Diedenhofen. 
Camille Rohmer, Chef des Hüttenlaboratoriums, 
Groß-Moyeuvre, Bauretstr. 13. 


B.-V. Nürnberg. 
Adam Ortegel, Groß-Oansen, Post Muttrin b. Stolp 
(Hinterpommern). 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowı tz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Karl Trunkel, Stadtbaudirektor aus Zittau. 

Ernst Utz, Ingenieur bei der Abteilung fiir 
Zentralstation der A. E.G, Berlin, Leutnant d. R. 
im Garde-Füsilier-Reg., fiel an der Spitze seiner 
Kompagnie am 25. Oktober 1914 vor Iwangorod 
im Alter von 32 Jahren. 


Emil Völsing, Regierungsbaumeister aus 
Darmstadt. 

Richard Wolff, Regierungsbaumeister aus 
Eberswalde. 


Karl Ziege, Rüstringen i.Oldenb., Vizefeldwebel 
d. R. im 72. Landwehr-Inf.-Reg., fiel am 26. Okt. 
1914 durch einen Kopfschußb in Rußland. 


Andenken! 


B.-V. Oberschlesien. 
Heinrich Bloch, Kiel, Wrangelstr. 36, II. 
Ludwig Kieninger, Kattowitz, Schenkendorfstr. 2, II. 
B.-V. Stettin. 
Walther Rohrbeck, Charlottenburg, Marchstr. 3. 
B.-V. StraBburg i. Els. 
Carl Ref, Beilin NW., Calvinstr. la. 


Dipl.-Ing. 


Dirl.sIng. 


Dipl. Ing. 


Ausland. 


Dipl. Ing. Otto Roeder, Stuttgart, Hölderlinplatz 4, III L 


Personalia. 


Dipl.-Ing. Friedrich Hepner, 


Vorstandsmitglied des B.-V. Oberschlesien unseres 
Verbandes, wurde als Leutnant der Reserve im 
Bayerischen Pionier-Regiment bei den Kämpfen im 
Westen so schwer verwundet, daß er den linken Unter- 
arm verlor. Er befindet sich zurzeit in einem Berliner 
Reserve-Lazarett und erhieit kürzlich das Eiserne Kreuz. 


* %* 


Willibald Mattschoß ý, 


der, wie gemeldet, als Hauptmann der Landwehr auf 
dem belgischen Kriegsschauplatz gefallen ist, war 
durch die Leitung der Monatsschrift „Technik und 
Wirtschaft“ in weiten Kreisen der Industrie bekannt 
geworden. Daneben hat er seine reichen Gaben und 
vielseitigen Kenntnisse durch viele Jahre mit großer 
Selbstlosigkeit in den Dienst der staatswissenschaft- 
lichen Fortbildung gestellt. Seine lichtvollen Vorträge, 
seine kundigen Führungen durch Berlins Industrie- 
stätten, die umsichtige Vorbereitung und liebenswürdig- 
sichere Leitung von Studienreisen im In- und Aus- 
lande haben ihm weithin Zuneigung und Dankbarkeit 


erworben. 


8 2 
* 


| Tipl.:Ing. Georg Niemeyer fF, 

Gefreiter der Reserve im Reserve-Infanterie-Regiment 
Nr. 84, starb am 17. Sept. bei Ueberbringung einer 
Meldung bei Carlepont in Frankreich den Heldentod 
furs Vaterland. 

Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure, ins- 
besondere der Bezirksverein Kiel, beklagt den Tod 
eines lieben Kollegen, die Firma F. W. H. Förster, Kiel, 
hat durch den Heimgang ihres Oberingenieurs einen 
schweren Verlust erlitten. 


440 An die Mitglieder — Anzeigen 


An die Mitglieder! 


Nach 85 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Verbandes 
ist der Jahresbeitrag von M. 10,— und der Bezirksvereins-Beitrag für das Geschäftsjahr 1915 
bis zum 1. Dezember 1914 zusammen an den Verband (Konto Nr. 7527 Postscheckamt 
Berlin NW. 7) einzusenden. 

Da wir in der gegenwärtigen Zeit die Einziehung der Beiträge durch Postnachnahmen 
tunlichst vermeiden möchten, bitten wir dringend um recht baldige Einsendung der Beiträge. 


Die Beiträge für die einzelnen Bezirksvereine sind: 


B.-V. Aachen . . .M.3,— ! B.-V.Dresden . . .M.3,—  B.-V. Mannheim- 
„ Barmen- | „ Duisburg. . ,„ 3,-- Ludwigshafen M. 5,— 
Elberfeld ,, 3,— „ Düsseldorf . u | 4, Metz-Diedenhof. „ 3,— 
„ Berlin. . . » 3, — „ Essen. . » A „ Munchen... ,, 4,— 
„ Bernburg- „ Frankfurt a. M. as „ Münsteri.W. . „ 3,— 
‘Dessau » 2- 4 Hallea.S. , .., 35, - | 4, Nürnberg . . ,, 4,— 
„ Bochum. . . „3, - „ Hamburg- „ Oberschlesien. „ 3,— 
» Braunschweig. „ 3,— Altona ,, 3,— „ Osnabrück . » oy 
» Bremen... , 3— ` „ Hannover . . „3— | „ Saarbrücken „I — 
» Breslau . . . „ 3,— „ Karlsruhe . . ,, 3— | „ Stettin. . . „» a 
„ Chemnitz . . „ 5,— | „ Kiel . . a Po „ Strassburgi. Els. » 3— 
» Coln . ...,, 5— X Königsbergi. Pr. „ Oy „ Stuttgart. . . „ 3, — 
„ Danzig . . . p 8. = Leipzig AS. at E » Wilhelmshaven ,, 3,— 
» Darmstadt . . „ 4— _ » Magdeburg. . „ 3,— © „ Zwickau i. Sa.. „ 4,— 
„ Dortmund . . „ 3— , Mainz-Wiesbad. ,, 3,— 


== Ein Postscheckformular lag dem Heft 20 bei. 
Zugleich mit dem Jahresbeitrag sollte jeder Kollege nach bestem ae eine on | 


Einzahlung turden Kejegsreservefond 
leisten. Des Verbandes harren große Aufgaben nach dem Kriege, andererseits 
ist mit zahlreichen Ausfällen zu rechnen. Da gilt es auch für den Verband, 
sich für jede Möglichkeit rechtzeitig zu sichern. 
Verband Deutscher Dipiom-ingenieure. 


Der Kassenführer. 


M. KRAYN, Verlagsbuchhandlung, Berlin W. 10 
ZUM GEDENKTAGE VON ROBERT MAYER 


Robert Mayer und Hermann von Melmhallz Asche Beiträge zur Energetik 


In meinem Verlage erschienen: 


EINE KRITISCHE STUDIE Professor an der Kgl. Techn. Hochschule zu Charlottenburg 
von Dr. Theodor Groß. | Band I: Die Verwandlung der Kraft nach Robert Mayer 


B Professor an der Kgl. Techn. Hochschule zu Charlottenburg Bret aves 125 
A ; 2 Bd. II: Hermann von Helmholtz und die Erhaltung der Energie 
Preis broschiert Mk. 4,50 | ie 
’ Picis Mk. 3,50 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt vom Verlag 
amie Stellen-Gesuche! = 
Wahrend der Kriegszeit werden Stellen- 


Gesuche von Milgliedern des Verbandes 
æF kostenlos aufgenommen! 35 


Derartige Anzeigen dürfen, wenn nicht mit Namen und Adresse des Auftraggebers versehen, nur eine 
; Chiffre des Verlags tragen. Inserate unter eigener Chiffre oder postlagernd sind unzulässig. 
Die verehrl. Behörden, Fabrikanten usw. werden gebeten, die 
Stellen-Gesuche der Verbandsmitglieder möglichst zu berücksichtigen. 


Verlag der „Zeitschrift des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure“ 
Beriin W. 10, Genthiner Str. 39. 
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An die Mitglieder! 


Nach 85 Abs. 2 der Satzung und Nr. 1 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Verbandes 
ist der Jahresbeitrag von M. 10,— und der Bezirksvereins-Beitrag für das Geschäftsjahr 1915 
bis zum 1. Dezember 1914 zusammen an den Verband (Konto Nr. 7527 Postscheckamt 
Berlin NW. 7) einzusenden. 

Da wir in der gegenwärtigen Zeit die Einziehung der Beiträge durch Postnachnahmen 
tunlichst vermeiden möchten, bitten wir dringend um recht baldige Einsendung der Beiträge. 


Die Beiträge für die einzelnen Bezirksvereine sind: 


B.-V. Aachen . . .M.3,— | B.-V.Dresden . . .M.3,— | B.-V. Mannheim- 
„ Barmen- „ Duisburg de Ludwigshafen M. 5, — 
Elberfeld „ 3—  , Düsseldorf . . »„5d— |  „ Metz- PERADI » 3,— 
„ Berlin. . » 3¥— ° „ Essen. . » 5,— | » München . „ 4,— 
„ Bernburg- „ Frankfurt a. M. „ 5, — | „ Münsteri.W. . „ 3,— 
Dessau „ 2,— » HalleaS. , . „ 9— „ Nürnberg . . „ 4,— 
„ Bochum. . . „ 3— „ Hamburg- „ Oberschlesien. „ 3,— 
„ Braunschweig. „ 3,— Altona „ 5,— „ Osnabrück . . „ 3,— 
„ Bremen... „ 3— „ Hannover . . „ 3,— | „ Saarbrücken . „ 3,— 
„ Breslau . . ., 3,— | , Karlsruhe . . „ 3,— |, Stettin. . . .,, 3,— 
„ Chemnitz . . „ d,— „ Kiel . . » 3— | 4, Strassburgi. Els. 3 9, 
ey: COM: .. . ee 3 Königsbergi. Pr. » 5— | 4» Stuttgart. © 59 3,— 
„ Danzig . . . „ 3— » Leipzig . . . » 5— ! „ Wilhelmshaven „ 3,— 
„ Darmstadt . . „ 4— .  ,, Magdeburg. . „ 3,— „ Zwickau i. Sa.. „ 4,— 
„ Dortmund . . „ 3— ,  „  Mainz-Wiesbad. „ 9,— 


—— Ein Postscheckformular lag dem Heft 20 bei. ——— 
Zugleich mit dem Jahresbeitrag sollte jeder Kollege nach bestem Können eine | | 


Einzahlung für den Kriegsreservefond 


leisten. Des Verbandes harren große Aufgaben nach dem Kriege, andererseits 
ist mit zahlreichen Ausfällen zu rechnen. Da gilt es auch für den Verband, 
sich für jede Möglichkeit rechtzeitig zu sichern. 


Verband Deutscher Diplom- EN: 
Der Kassenführer. 
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Prof. Dr.Ing. Nachtweh, Der Diplom-Ingenieur als Betriebsleiter 


Der Diplom-Ingenieur als Betriebsleiter. 
Von Prof. Dr.-3ng. A. Nachtweh, Hannover. 


In Heft 22 der „Werkstattstechnik« vom 15. No- 
vember 1914 befindet sich in einer Antwort auf 
Frage 45 „Aus Werkstatt und Büro“ auf S. 592 eine 
beachtenswerte Antwort des Herrn Friedrich Ruppert, 
Oberingenieurs der sächsischen Maschinenfabrik in 
Chemnitz. Dieser erfahrene, jetzt im 71. Lebensalter 
stehende Praktiker schreibt, nachdem er sich zunächst 
zu den scheinbaren Widersprüchen in den Angaben 
von Taylor in Anwendung auf die deutschen Werk- 
stätten geäußert hat, folgendes: 


„Ich benutze diese Gelegenheit, sowohl die tech® 
nischen Schulen als auch die praktischen Ingenieure 
vor einer allzu großen und häufigen Betonung der 
zu erzielenden Spanleistungen als Maßstab der 
Leistungsfahigkeit von Werkzeugmaschinen zu 
warnen. 

Die jüngeren, praktisch noch nicht genügend 
erfahrenen Ingenieure glauben dann wirklich, daß 
die durch Versuche festgestellten höchsten Span- 
leistungen diejenigen sind, die man als normale 
Anforderung von jeder Werkzeugmaschine bei jeder 
Bearbeitung verlangen kann und muß, um neuzeit- 
lich zu arbeiten, 

Das ist grundfalsch, denn sobald es sich nicht 

. um grobe Bearbeitungen, sondern um Genauigkeits- 
bearbeitungen handelt, ist nicht mehr die Rücksicht 
auf Herstellung von recht vielen Kilogramm 
Materialspänen, sondern die Rücksicht auf ge- 
ringste Abnutzung der Werkzeugschneide während 
der Dauer der Bearbeitung bestimmend für Schnitt- 
geschwindigkeit, Vorschub und Spanstärke. 

Dies muß einmal laut und vernehmlich gesagt 
werden. Werkmeister, Arbeiter und alle erfahrenen 
Betriebsleiter wissen das längst, aber die jüngeren 
Herren, die eben von der Schule kommen, scheinen 
mehr und mehr die verkehrte Auffassung mit in 
die Werkstätten zu bringen, daß das Spänemachen 
das höchste Ziel ihrer praktischen Betriebsleitung 
ist, weil ihnen auf der Schule so viel hiervon, und 
so wenig davon erzählt worden ist, wie man das 
zur Verfügung stehende unvollkommene mensch- 
liche Machwerk, Stahl und Eisen mit ihren Eigen- 
schaften der Nachgiebigkeit (Elastizität) und Un- 
gleichmäßigkeit am besten in Formen bringt, die 
einen hohen Grad der Annäherung an absolute 
geometrische Flächengenauigkeit besitzen. Welche 
Kunstgriffe hierzu oft nötig sind, insbesondere beim 
Aufspannen, damit einesteils der nötige Widerstand 
gegen den Arbeitsdruck des Werkzeuges erzeugt, 
andernteils jede Formveränderung des Arbeitsstückes 
durch erzeugte Spannungen vermieden wird, davon 
entrollt sich Tag für Tag ein deutliches Bild für 
jeden Betriebsleiter, der die notwendige Fähigkeit 
besitzt, scharf zu sehen und scharf zu denken. 

Das Wörtlein „Diplom“ vor dem Worte „Inge- 
nieur“ ist eine ganz schöne ehrenwerte Sache, aber 
die geleistete Arbeit zur Erlangung dieses Titels 
genügt noch lange nicht, um hierauf den Anspruch 
einer guten Entlohnung für ganz andere, täglich 
und jahrein jahraus zu verrichtende persönliche 
Leistungen zu begründen. 

Der wohlverdiente Titel „Diplom-Ingenieur“ hat 
für die deutsche Industrie nur den Wert eines 
Beweises vorhandener guter Vorbildung für den 
künftigen Lebensberuf. 

Und dieser künftige Lebensberuf, wenn er heißt: 
„Betriebsleiter“, ist ein schwer zu erlernender, einen 


ganzen gesunden Mann mit natürlicher Begabung 
erfordernder, aber dafür mit Recht ein gut bezahlter 
und viel gefragter. 

Mögen sich zum Heil der deutschen Industrie 
immer recht viele junge tüchtige Anwärter hierauf 
finden, dies wünscht von ganzem Herzen ein im 
71. Lebensjahre, aber noch wacker an der prak- 
tischen Leitung des schönen Faches des Werkzeug- 
maschinenbaues stehender Veteran. 

Gerade der Werkzeugmaschinenbau ist die 
wichtigste und beste praktische Schule für den 
Betriebsingenieur. 

Friedrich Ruppert, Chemnitz. 


Mit großem Interesse habe ich die Ausführungen 
dieses durch seine mehrfachen wertvollen literarischen 
Erzeugnisse mir wohl bekannten praktischen Fach- 
kollegen gelesen. Der Anfang der hier wieder-' 
gegebenen Ausführungen zeigt zunächst nichts Auf- 
fallendes; es ist im Gegenteil meine Absicht, diese 
Stellen namentlich den jüngeren Lesern dieser Zeit- 
schrift vorzuführen. 


Dann aber möchte ich mich in meiner Eigenschaft 
als Hochschullehrer gegen den mittleren Ab- 
satz wenden, aus dem man zu der Annahıne kommen 
könnte, als würde auf unseren Hochschulen unserer 
studierenden Jugend lediglich Theorie ohne den wert- 
vollen Zusammenhang mit der Praxis gelehrt. 


Ich möchte Herrn Oberingenieur Ruppert ver- 
sichern, daß wir auf unserer Technischen Hochschule 


_zu Hannover (und ich bin überzeugt, daß es auf 


allen anderen Technischen Hochschulen ebenso ist) 
unseren Studierenden des Werkzeugmaschinen- 
baues und der Fabrikorganisation nicht 
die Auffassung beibringen, „daß das Spänemachen 
das höchste Ziel ihrer praktischen Betriebsleitung ist«, 
sondern dal} wir ebenso sehr „auf die Verwendung 
des zur Verfügung stehenden unvollkommenen mensch- 
lichen Machwerkes“ hinweisen. 


Es wird nach meiner Erfahrung leider in vielen 
praktischen Stellen immer die falsche Anschauung 
vertreten, als würden wir Hochschullehrer den in das 
praktische Leben hinaustretenden Studierenden nicht 
genügend praktische Anweisung mitgeben, sondern 
uns lediglich auf „graue Theorie“ beschränken, Es 
ist notwendig, daß an dieser Stelle einmal nachdrück- 
lich derartigen Anschauungen widersprochen wird. 
Es ist das eifrigste Bemühen von uns Hochschul- 
lehrern, unter Beibehaltung innigster Fühlung mit 
praktischen Kreisen, unseren Studierenden nur solche 
Lehren mit in die Praxis hinaus zu geben, die sie 
auch wirklich gebrauchen können. 


Mit Befremden wird aber jeder Leser der eingangs 
wiedergegebenen Ruppertschen Ausführungen am 
Schlusse derselben die Beobachtung machen, daß mit 
einem Male Herr Ruppert die Notwendigkeit ver- 
spürt, den „Diplom-Ingenieuren« sein 
Augenmerk zu widmen. Auch hier muß ich als 


Hochschulnachrichten — Aus den Bezirksvereinen 


akademischer Lehrer den angegriffenen ehemaligen 
Studierenden unserer Hochschulen zu Hilfe kommen. 
Gegen die wohlgemeinten Hinweise bezüglich des 
Berufes „Betriebsleiter“ will ich gar nichts einwenden. 
Herr Ruppert vertritt in dieser Beziehung den alten 
erfahrenen Praktiker und hebt mit Recht hervor, daß 
sein Beruf ein „schwer zu erlernender und einen 
ganzen gesunden Mann mit natürlicher Begabung 
erfordernder* ist. 

Ich möchte aber an dieser Stelle die wahren Ver- 
hältnisse im heutigen Berufe der Betriebsleiter. etwas 
beleuchten und darauf hinweisen, wieso es dazu 
kommt, daß derartige von Herrn Ruppert angeführte 
ungünstige Urteile über die jungen Diplom-Ingenieure 
ab und zu auftauchen. 

Zunächst ist es allgemein bekannt, daß die älteren 
Herren in unseren Betrieben stets mit einem gewissen 
Vorurteil dem Diplom-Ingenieur begegnen. Aber 
gerade diese alten Herren der Praxis sind oft selbst 
schuld daran, daß der junge Diplom-Ingenieur in 
ein derart ungünstiges Licht tritt. Sie selbst beob- 
achten mit einer gewissen Furcht und Besorgnis oder 
auch mit einem Gefühl der Unsicherheit oder wie 
man es sonst nennen will, den im Betriebe eben ein- 
getretenen Diplom-Ingenieur. Die alten Herren 
Praktiker haben sich in ihren Betrieben eine der- 
artig selbstherrliche Stellung angeeignet, daß sie es ver- 
mögen, den jungen Diplom-Ingenieur nicht hoch- 
kommen zu lassen. Sie beobachten seine anfänglichen 
Fehler und machen ihm das Leben im Betriebe so 
ungemütlich wie nur möglich, statt ihm in wohl- 
wollender Weise auf seine Fehler aufmerksam zu 
machen und ihm eigene praktische Erfahrungen bei- 
zubringen. Ein solcher junger Diplom-Ingenieur ver- 
läßt dann so rasch wie möglich den Betrieb, um 
irgendwo im Konstruktionsbüro oder auf der Reise 
sein Unterkommen zu finden. Diese Herren Praktiker 
im Betriebe benützen dann diese Erscheinung als 


Hochschulnachrichten. 


Techmische Hochschule Berlin. 


Professor Dr. phil. F. Willy Hinrichsen, Privat- 
dozent der Physikalischen Chemie an der Technischen 
Hochschule Berlin, fand als Offizier bei einem Sturm- 
angriff auf dem östlichen Kriegsschauplatz den Helden- 
tod für das Vaterland. 

Bergakademie Clausthal. 

Der ehemalige Professor der Hüttenkunde an der 
Bergakademie zu Clausthal, Oberbergrat Professor 
Dr. Karl Schnabel, starb am 23. November 1914 
in Berlin im 72. Lebensjahre. 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Berlin. Auf der letzten Sitzung des Bezirks- 
vereins Berlin sprach Dipl.-Ing. Dr. Schuchart 
vom Zentralverband Deutscher Industrieller über: 
„Handel und Gewerbe in der Kriegs- 
wirtschaft. Der Vortragende führte aus: Der Kriegs- 
ausbruch bedeutete die völlige Umschaltung der 
deutschen Volkswirtschaft. Seine unmittelbaren Ein- 
wirkungen bestanden in der Verminderung der männ- 
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einen Beweis, daß der Diplom-Ingenieur „für die 
Praxis nicht brauchbar“ sei, als ob sie selbst nie zu 
Beginn ihrer Tätigkeit Fehler gemacht hätten. 
Erfreulicherweise beginnen diese oben genannten 
Fälle immer vereinzelter zu werden, denn es gibt 
immer mehr Betriebe, in denen sich die Diplom- 
Ingenieure zu leitenden Stellungen 
emporgearbeitet haben, so daß man jetzt 
die Erfahrung machen kann, daß die meisten Diplom- 
Ingenieure mit einem Male auch in der Praxis 
bereitsbrauchbar erscheinen. Ich könnte eine 
Reihe von führenden Fabriken nennen, in denen 
Diplom - Ingenieure in hervorragendem Maße als 
„Betriebsleiter“ tätig sind; ebenso würde es mir nicht 
schwer fallen, eine große Anzahl von Betrieben zu 
nennen, in denen Diplom-Ingenieure nicht hoch- 
kommen können, weil sie an dem oben gekennzeichneten 
Widerstand älterer Herren scheitern. Ich kenne ebenso 
eine Anzahl von Professoren an Technischen Hoch- 
schulen, welche den Werkzeugmaschinenbau, die 
Fabrikorganisation, das Werkstättenwesen usw. zu 
ihrem Lehrgebiet gemacht haben, die Diplom-Inge- 
nieure sind und bewiesen haben, daß die Grundlage, 
die ihnen die Technische Hochschule mitgab, von 
ihnen in zweckmäßiger Weise ausgenützt wurde. | 
Es lag mir daran, die eingangs wiedergegebenen 
Ausführungen des Herrn Oberingenieur Ruppert 
an dieser Stelle einem größeren Kreise von Diplom- 
Ingenieuren zur Kenntnis zu bringen und meine An- 
schauung zu diesem Thema zu veröffentlichen. Ich 
gebe gern zu, daß Herr Ruppert mit seiner reichen 
praktischen Erfahrung heute einen hervorragenden 
Betriebsleiter vorstellt, ich möchte aber auch für die 
jüngere Generation das Gefühl der Gerechtigkeit in 
Anspruch nehmen, denn der Diplom-Ingenieur (d. h. 
der Ingenieur mit abgeschlossenem akademischem 
Studium) hat sich bereits als praktischer Betriebsleiter 
sehr gut bewährt und wird es immer mehr tun. 


lichen Arbeitskräfte und in ihrer Neuverteilung auf 
allen Wirtschaftsgebieten; weiter in der Einschränkung 
des Verbrauchs, in der Fabrikation, soweit sie durch 
Rohstoffmangel und Behinderung des Verkehrs hervor- 
gerufen wurde, und schließlich in der Erhöhung der 
Preise und der Beeinflussung der Kreditverhältnisse. 
Die erschwerte Ein- und Ausfuhrmöglichkett machte 
das Eingreifen der Reichsregierung notwendig. Durch 
Aenderung der Zollbestimmungen wurde den neuen 
Verhältnissen Rechnung getragen. Weiter ergab sich 
die Notwendigkeit, die Rechtsverhältnilse zum feind- 
lichen Auslande zu ordnen und die Abwicklung der 
vor Kriegsausbruch abgeschlossenen Verträge im In- 
land zu beeinflussen. Gegenüber den Ausfällen durch 
verminderten Verbrauch im Inlande und durch ver- 
minderte Ausfuhr schuf der militärische Bedarf einen 
kräftigen Ausgleich. Der Vortragende besprach sodann 
die verschiedenen Methoden der militärischen Bedarfs- 
deckung, wobei auf die Notwendigkeit der Sachver- 
ständigenberatung und der geklärten Zuständigkeit 
der Amtsstellen verwiesen wurde. Zur Deckung der 
trotz des Militärbedarfs bestehenden Lücken des Arbeits- 
vorrates ist die Vermehrung der Arbeitsgelegenheiten 
durch Staatsaufträge, Notstandsarbeiten und Pflege der 
Ausfuhrinteressen erforderlich. Die einheitliche Be- 
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arbeitung von Fragen der Industrie und des Handels 
ist seitens der privatwirtschaftlichen Organisation der 
Kriegswirtschaft erfolgreich in die Hand genommen 
worden. Das Ziel aller kriegswirtschaftlichen Politik 
sei die Umordnung des Wirtschaftslebens in dem Sinne, 
daß die für die heimische Wirtschaft noch verfüg- 
baren Kräfte erhalten und den veränderten Aufgaben 
entsprechend ausgenutzt würden. An den Vortrag 
schloß sich eine lebhafte Diskussion, in der auch der 
gewaltigen Arbeit gedacht wurde, die die Kollegen- 
schaft ın der Industrie durch Umorganisierung der 
technischen Betriebe für den Kriegsbedarf geleistet hat. 


Vom Kriegsschauplatze. 


Verbandsmitglieder im Felde. 
Liste No. 7. 


Zu den Fahnen einberufen sind folgende 

Diplom-Ingenieure: 

Walter Drescher, Stettin, Vizewachtmstr. 
d. R. in der 2. Train-Abt. 

Dr-Gng. Walther Frenzel, Schiffbeck b. 
Hamburg, Leutnant d. R. bei der 2. Res.-Pio- 
nierkomp. des 2. Pionierbat., XII. Armeekorps. 

Paul Günther, Chemiker i. d. „Friedrich- 
Alfred-Hütte‘“ der Fried. Krupp A.-G., Rhein- 
hausen, Hochemmerich. 

Leo Hahne, Stettin, Leutnant d. L., Festungs- 
Eisenbahnbau-Komp. 4. 

FelixHammer, Stettin, Vizefeldwebel d. R., 
Inf.-Reg. 140, 1. Komp. 

Arnold Harich, Ingenieur der Stettiner Ma- 
schinenbau-Akt.-Ges. Vulcan, Stettin, Leutnant 
d. L., Inf.-Reg. 9. 

Rudolf Heinrici, Prokurist und Betriebs- 
leiter, Zwickau i. Sa., Leutnant im Feld-Art.- 
Reg. 68, 6. Batt., XIX. Armeekorps, 40. Div. 

Fritz Hentschel, Stettin, Vizefeldwebel 
d. R, H. Landw.-Komp., Pionier-Bat .2. 

Hermann Hupfeld, Cöln. 

Ludwig Ingmanns, Zwickau i. Sa. Fuß- 
artillerie. 

Erich Jobst, Bergdirektor, Gersdorf, Bez. 
Chemnitz, Vizewachtmeister, Feld-Art.-Reg. 68, 
1. Ersatzbatt. 

Curt Kästner, Bergingenieur, Zwickau i. Sa., 
Oberleutnant b. d. 2. Inf. - Munit. - Kolonne 
(1. Mun.-K.-Abt.), XIX. Armeekorps. 

Fritz Klockow, Wilhelmshaven, Schiffs- 
KREDE ommi on Bremerhaven. 

Richard Kreide, Rosenberg i. d. Oberpfalz. 

Arnold Lühning, Osnabrück - Eversburg, 
Leutnant d. R., VII. Res.-Armeekorps, 14. Res.- 
Div., Res.-Feld-Art.-Reg. 14, 4. Batt. 

Carl A. Lutz, Stettin, Leutnant d. R., Inf.- 
Reg. 119, 7. Komp. 

Ernst Manasse, Ingenieur bei der Vulxan- 
werft, Stettin, Leutnant d. R., 39. Feldart.- 
Reg. 

Richard Matthaei, Stettin, Leutnant d. R., 
Inf.-Reg. 67. 

Dr.-Ing. Wilhelm O. Matthaei, Charlotten- 
burg, Oberleutnant z. See, Kiel, Stationszim- 
mer 50. 

Hermann Mierzinsky, Aachen, Leut- 
nant d. R., Matrosen-Art. 

Paul Müller, Oberlehrer a. d. Kgl. höheren 
Maschinenbauschule Aachen, Oberleutnant im 
Inf.-Reg. 148. 

Wilhelm Müller, Duisburg. 

Wilhelm Müller, Brandmeister, Dresden. 

Johannes Rahn, Hamburg, Leutnant und 
Adjutant des 2. Bat. d. Landw.-Inf.-Reg. 34, 
VIII. Armeekorps. 


Otto Ray 8B, Ingenieur d. Großherzogl. Dampf- 
kesselinspektion, Darmstadt, Marine-Luftschiff- 
Abt., Leipzig-Eutritzsch. 

Konrad Rose, Ingenieur der Siemens-Schuk- 
kert-Werke, Charlottenburg, Leutnant d. R., 
I. Abt. Feldart.-Reg. 4, 7. Div., IV. Armee- 
korps, VI. Armee. 

Manfred Sachs, Frankfurt a. M. 

Dr.-Ing. Wilhelm Schmidt, Stettin, Leut- 
nant d. L. | 

Alfred Schneider, i. Fa. Windschild & 
Laugelott, Dresden. 

Carl Schwachheim, Beuthen O.-S., Offi- 
zierstellvertreter, 5. Komp., 27. Landw.-Inf.- 


Reg. 

Ar th ur Silber, Ingenieur beim Magistrat 
Berlin, Berlin, Feldwebel der Obergruppe 
Kreis Schwetz, 5. Armierungsbat., Graudenz, 
2. Komp. 

EugenSteinmayer, Bergverwalter, Bochum- 
Cainsdorf, Leutnant d. L. in der Landw.- 
Mörserbatt. Königsberg, 1. Batt. 

Johann Stoll, Metz-Sablon, Leutnant d. L., 
Res.-Inf.-Reg .98. 

Bruno Stübner, Lehrer a. d. städt. Bau- 

.gewerk- und Maschinenbauschule, Neustadt 
(Mecklenb.), Grenadier-Reg. 89. 

Gerhard Ulrich, Betriebschef der A.-G. 
Vieille Montagne Oberhausen, Oberhausen, 
Offizierstellvertreter beim 1. Westf. Feld-Art.- 
Reg. 7, Ersatzabt. 

Heinrich Ungeheuer, Elektroingenieur 
beim Dampfkessel - Ueberwachungsverein für 
den Reg.-Bez. Aachen, Aachen. 

A. Wallichs, Professor, Aachen, Hauptmann 
d. L. im Kriegsbekleidungs - Amt, VIII. A.-K. 
Koblenz. 

Heinrich Weickum, Charlottenburg. 

Hermann Wiedemann, Dresden. 

Ludwig Ziegler, Berlin, Ersatzreserv., 
I. Kriegsdepot, 7. Zug., Inf.-Reg. 48, Cüstrin- 
Neustadt. 


x 
* * 


Ehrenzeichen. 
Liste Nr. 5. 


Das Eiserne Kreuz wurde verliehen an fol- 
gende Diplom-Ingenieure: 


Paul Appel, Vizefeldwebel d. R. 
Bruno Ahrends, Regierungsbaumeister, 
Oberleutnant d. L., Kav. beim Stabe des Inf.- 


RER 58. 

Dr. Dr. Bader, Regierungsbaumeister, Dozent 
am Friedrichs-Polytechnikum Cöthen, Leutnant 
d. R., Fernsprechabteilung, Vl. Res.-Armee- 
korps. 

Ernst Baege, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im 2. Res.-Inf.-Reg. 6, 2. Komp. 

Hans Bassen, Regierungsbauführer aus Han- 
nover. | 

Hans Baumann, Regierungsbauführer, Offi- 
zierstellvertreter im mob. Feld-Art.-Ers.-Reg. 
Nr. 54, 2. Batt. 

Friedrich Baumgarten, Ingenieur des 
Mittelrhein. Dampfkessel - Ueberwachungsver- 
eins, Coblenz, Vizefeldwebel d. L., Offizier- 
stellvertreter im Landwehr-Inf.-Reg. 25. 

Reinhold Becker, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R. im Pionier-Reg. 24, 1. Feld- 
komp. 

Willy Below, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im Fuß-Art.-Reg. 5, 3. Batt. 

Tr.-Ing. Ed. Bendemann, Professor, Adlershof b. 
Berlin, 1. und 2. Kl. 
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Rudolf Bernhard, Bochum, Leutnant d. R. 

Gebhard Bierhals, Niederschönhausen, 1. und 2. Kl. 

Johannes Biermann, Regierungsbaumstr., 
Leutnant d. R., Res.-Inf.-Reg. 31. 

Ernst Blaschke, Assistent a. d. Techni- 
schen Hochschule zu Charlottenburg. 

Otto Blell, Regierungsbaumeister, Oberleut- 
nant d. R. 

Rudolf Blum. 

Hermann Bortfeld, Regierungsbaumeister, 
Stadtbauinspektor, Dortmund. 

Ullrich v. Both, Regierungsbaumeister, Ber- 
lin, Leutnant d. R. 

Richard Brademann, Regierungsbaumstr., 
Leutnant d. R. im Fuß-Art.-Reg. 4, 2. Batl. 
Büssing, Regierungsbaumeister a. D., Charlot- 

© tenburg, Oberleutnant d. R. 

Walter Dahms, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. 

Hugo Dietz, Privatarchitekt, 
Berlin, Offizierstellvertr. 

Drexl! aus München. 

Tr-Gnqg. Walter Droenewolf. 

Karl Frentzen, Regierungsbaumeister, Duis- 
burg. 

Georg Gabler, Leiter d. Patentbureaus der 
Wanderer-Werke, Chemnitz-Schönau, Leutnant 
d. R., Korpsfernsprechabteilung, XI. Armee- 
korps. 

Walter Gerok aus Stuttgart. 

Friedrich Graeff, Regierungsbaumeister, 
Leutnant d. R., Führer einer Radfahrer-Ab- 
teilung. 

O. Greulich vom Magistrat Berlin. 

Helmuth Griesebach, i. Fa. Griesebach 
& Steinmetz, Berlin, Leutnant d. R. 

Alfred Grube, Regierungsbaumeister, Haupt- 
mann d. R. im Feld-Art.-Reg. 31, 1. Batt. 

Alfred Haas, Architekt, Freiburg i. B., Leut- 
nant d. R 

Leo Hainz, 


Hermsdorf b. 


Assistent für Wasserbau a. U. 


Techn. Hochschule Darmstadt, Offizierstell- 
vertreter. 
Hans Hamburger, Regierungsbauführer, 


Leutnant d. R., Berlin. 


Felix Hammer, Schiffbauingenieur der Vul- 
kanw erke, Stettin. 

Friedrich Heese, Baurat, Kapitänleutnant 
d. R. und Kompagnieführer d. 1. Komp. des 
Matr.-Art.-Reg. 

Heitmann, Baurat. 

Tie dug. Hubert Hempel, 
Berlin-Westend. 

Ernst Hennemann, Zeche Perm b. Laggen- 
beck 1. Westf., Leutnant d. R., Verpflegungs- 
u. Ordonnanz-Offizier, 2. Bt., Res.-Inf.-Reg. 93, 
1. Garde-Res.-Div., Garde-Armeekorps. 

Hans Hermann, Regierungsbaumeister, Ber- 
lin-Grunewald, Leutnant d. R. im Res.-Inf.-Reg. 
Nr. 205. 

Emil Herrmann, 
Leutnant d. R. 


Fabrikbesitzer, 


Regierungsbaumeister, 

im Inf.-Reg. 48, 1. Komp. 

Dr. Waldemar Hiersche, Betriebsleiter 
des Hvdrosandsteinwerkes Schulze & Co., 
Leipzig-Lindenau, Ofizierstellvertreter im Res.- 
Int.-Reg. 213. 

Bernhard Hilsdorf, Frankfurt a. M, 
Tapferkeitsmedaille. 

M. Hirsch, Oberingenieur der Maschinenfabrik 
A. Freundlich, Düsseldort. 

Johannes Hirte, Regierungsbaumeister, 
Rittmeister d. L., Kommandeur d. 1. Mun.-Kol. 
Nr. 3 des Garde-Res.- -Korps. 


hess. 
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Emil Homann, Regierungsbauführer bei der 
Eisenbahndirektion Berlin, Leutnant d. R. im 
Inf.-Reg. 132. 

Otto Jahn, Regierungsbaumeister, Vizefeld- 
webel d. R. im Res.-Inf.-Reg. 22. 

TDr.-3ng. Dr. Louis Janecke, Baurat, Manns- 
feld (Stadt), Leutnant d. R. und Kompagnie- 


führer. 


Karl Joest, Regierungsbaumeister, Ober- 
leutnant d. R. im Inf.-Reg. 28, 3. Batl. 
Hans Kannenberger, Kgl. Regierungsbau- 


meister beim Kgl. Polizeipräsidium, Berlin. 

Curt Kästner, Bergingenieur, Zwickau i. Sa., 
Oberleutnant d. R. bei der 2. Inf.-Mun.-Kol. 
(1. Mun.-Kol.-Abt.) XIX. Armeekorps. 

Gustav Kesselring, Regierungsbaumeister, 
Braunschweig, Leutnant d. R. im 4. Baver. 
Brigade-Ersatzbat. 

Kinne, Regierungsbaumeister beim Landbauamt 
Meißen. 

Oswald Klenner, Regiegungsbaumeister aus 
Rathenow. 

Wilhelm Klön i Betriebsassistent d. Thomas- . 
werkes (Phoenix, A.-G. für Bergbau u. Hütten- 
betrieb), Hörde i. W., Leutnant d. R. und Kom- 
pagnieführer im Inf.- -Reg. Freiherr v. Sparr, 
3. Westf. Nr. 16. 

Ewald Koch, Regierungsbauführer, Offizicr- 
stellvertreter im Ers.-Inf.-Reg. 59. 

T. Koehnhorn, Patentanwalt, Berlin. 

Achmed KoB, Regierungsbauführer aus 
Münster, Leutnant d. R. und Kompagnieführer 
im Res.-Inf.-Reg. 30. 

C. J. v. Kramer, Architekt, Frankfurt a. M. 

Arthur Kühn, un bei 
WayB & Freytag -G., Düsseldorf, Unter- 
offizier d. R. im Bionter B Bat. 7. 

Hermann Kurz, Darmstadt. 

Albert Lehr, Oberingenieur, Freiburg i. B., 
Leutnant d. R. 


Joh. Liebig, Regierungsbaumeister, Saar- 
brücken. 
Trung. Otto Liemke, Regierungsbaumstr., 


Leutnant d. R. im Feld-Art.-Reg. 39. 


Fritz Lippert, Regierungsbauführer, Bin- 
gen a. Rh., Vizefeldwebel d. R. 

Arnold Lühning, Osnabrück, Leutnant 
d. R. VII. Res.-Armeekorps, 14. Res.-Div., 
Res.-Feld-Art.-Reg. 14, 4. Batterie . 

Otto Lüthgens, Lübeck. 


Carl A. Lutz, Stettin. 

Ernst Manasse, Stettin. 

Walter Mangelsdorf, Landesbauinspektor 
b. d. Westfal. Srovinzialverwalt. aus Gütersloh, 
Leutnant d. R. im 1. Lothr. Inf.-Reg. 131. 

Kurt Marcinowski, Regierungsbaumstr., 
Leutnant d. R. im Inf.-Reg. 24. 

Viktor Masur, Regierungsbaumeister, 
nigsberg i. Pr., Leutnant d. R. 

Otto Max, Regierungsbaumeister aus Görlitz. 

RudolfMe ng el, Regierungsbaumeister, Vize- 
feldwebel d. R. im Inf.-Reg. 147, am 28. Sept. 

Werner Metz, Landesbaumeister, Oberleut- 
nant d. R. im Feld-Art.-Reg. 44, 2. Batt. 

Hermann Mitter, Leipzig, Leutnant d. R. 

Paul Müller, Oberlehrer a. d. Kgl. höh. 
Maschinenbauschule, Aachen, Oberleutnant im 
Inf.-Reg. 148. 

Hubert Nellessen, Regierungsbaumeister 
aus Berlin, Leutnant d. R 

Rudolf Neumann, Regierungsbaumeister, 


Leutnant d. R. im Res.-Feld-Art.-Reg. 12, 
4. Batt. 


Kö- 
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Dr. Obermiller aus Cannstatt. 

Georg Ochsenmayer, Regierungsbau- 
meister, Kattowitz. 

Eckehard Otto, Regierungsbaumeister aus 
Jüterbog, Leutnant d. L. im Königin-Augusta- 
Garde-Uren.-Reg. 4. 

Otto, Berlin, Vizefeldwebel in einem Inf.-Reg. 

Dr.-Ing. Carl Pfleiderer, Professor a. d. 
Technischen Hochschule Braunschweig. 

Dr. Ernst Pfleiderer, Oberingenieur, Offi- 
zierstellvertreter in einem Inf.-Reg. 

Rudolf Pigge, Regierungsbaumeister, Leut 
nant d. R. im Res.-Inf.-Reg. 91. 

Walter Planeth, Landesbauinspektor, Leut- 
nant d. R. 

Tr-äng. Franz Plenz, Assistent der Lehr- 
und Versuchsanstalt Karlsruhe i. B., Leut- 
nant d. R. 

Franz Rahm, Kaiserlicher Postbauinspektor, 
Hauptmann d. R. im Res.-Inf.-Reg. 8. 

Walther Reimhardt, Charlottenburg. 

Alfred Rohr, Regierungsbaumeister, Vize- 
feldwebel d. R. im Gren.-Reg. 2 


ax Schindowski, Regierungsbaumstr., 
Hauptmann d. R. im Landw.-Inf.-Reg. 35, 
11. Komp. 


Eduard Schmidt, Charlottenburg. 

Franz Schubert, Regierungsbauführer, Leut- 
nant d. R. im Res-Int-Re . 71, 3. Komp. 

Paul Friedrich Schulz, Regierungsbau- 
meister, Vizefeldwebel d. R. im Res.-Inf.-Reg. 
Nr. 48, 11. Komp. | 

Heinrich Schwarz, Düsseldorf, Leutnant 
d. R. im Königin-Elisabeth-Garde-Grenadier- 
Reg. 3. 

Ludwig Seibert, Stadtbauinspektor, Rem- 
scheid, Leutnant d. R. im Feld-Art.-Reg. 84. 
RudolfSeifert, Regierungsbaumeister, Leut- 

nant d. R. | 
Rudolf Siemens, Berlin, Leutnant d. R. 
Julian Sokolowski, Regierungsbaumeister, 
Einj.-Freiw. Unteroffizier. 
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Hugo Sömmering, Regierungsbauführer 
aus Weimar. 

Johann Stoll, Metz-Sablon, Leutnant d. L., 
Res.-Inf.-Reg. 98. 

Fritz Taphorn, Regierungsbaumeister, Mit- 
arbeiter bei der Deutsch-Luxemb. Bergwerks- 
u. Hütten-A.-G., Leutnant d. R. im 8. Thür. 
Inf.-Reg. 153, nachdem er bereits am 26. 8. 
mit dem Sächs. Ernestinischen Hausorden mit 
Schwertern ausgezeichnet wurde. 

August Tolle, Kattowitz, Oberjäger d. L., 
3. Kav.-Div., Radfahrer-Komp. Jäger 6. 

Hermann Ulrici, Oberingenieur der Gas- 
motorenfabrik Cöln-Deutz, Oberleutnant d.R. 
in einem Matrosen-Art.-Reg. 

Heinz Voigt, Cassel-Wilhelmshöhe, Leutnant 
d. R., Schwere Funkenstation 21, 9. Kav.-Div., 
Oestl. Kriegsschauplatz. 

Willy Völcker, Regierungsbaumeister, Leut- 
nant d. R. im 3. Oberelsäss. Res.-Inf.-Reg. 20. 

a Vorwerk, Patentanwalt, Charlotten- 
urg. 

Dr.-Jüg. Wach, Oberingenieur b. d. Germania- 
werft, Leutnant d. R. im Feld-Art.-Reg. 10. 
Bernhard Wildmann, Leutnant d. R. im 

Inf.-Reg. 113. 

Heinrich Wolff, Regierungsbaumstr., Leut- 
nant d. R. bei der Fernsprechabteilung. 

Louis Wolffberg, Zivilingenieur, Hannover. 

Erich Wulsten, Stadtbauinspektor, Haupt- 
mann u. Kommandeur der 4. Inf.-Mun.-Kol., 
IHI. Armeekorps. 

BreGug. Max O. Wurmbach, Frankfurt 
am Main, Leutnant d. R. in der Maschinen- 
a endl eta R.S.R. 109, Inhaber des 

itterkreuzes mit Schwertern des badischen 
Ordens vom Zährener Löwen. 

Zaacke, Regierungsbaumeister aus Zossen. 

Dr.-Ing. Walter Zipper aus Dresden, Leut- 
nant d. R. im Jägerbat. 13. 

Hans Walter Zwink, Staatsbaupraktikant 
b. d. Eisenbahndirektion Ludwigshafen. 


Es starben den Heldentod fürs Vate 


Hans Apfelstedt, Assistent an der Kgl. 
Techn. Hochschule Dresden aus Leubnitz-Neu- 
ostra, fiel in der Nacht vom 12. zum 13. Nov. 
bei Ypern (zum Eisernen Kreuz eingeg.) als 
Kriegsfreiwilliger der Res -Pionier-Komp. 53. 

Alfred Balthaser, Betriebsleiter des Berg- 
werks Erika der Ilse, Bergwerks- Aktiengesell- 
schaft. 

Hans Bassen, Regierungsbauführer aus Han- 
nover, Ritter des Eisernen Kreuzes. 

Rudolf Blum, Ritter des Eisernen Kreuzes. 

Walter Bungeroth, Regierungsbauführer 
aus Königsberg i. Pr. 

Wilhelm Dern, Assistent für Wasserbau an 
der Technischen Hochschule zu Darmstadt, fiel 
am 6. November bei Ypern. 

Walter Drautz, Regierungsbaumeister bei der 
Kgl. Eisenbahnbausektion Eßlingen. 

Paul Drescher, Baurat im Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten, fiel im Westen. Der hervor- 


rland die Diplom-Ingenieure: 
Liste Nr. 6 


ragende Architekt stand im Anfang der vierziger 
Jahre und hat besonders auf dem Gebiet der 
Denkmalpflege Bedeutendes geschaffen. 

Dr.Ing. Walter Droenewolf, Ritter des 
Eisernen Kreuzes, am 4. Nov. im Schützengraben 
in Westflandern. 

Edwin Etzold aus Zeitz, Leutnant d. R., fiel 
ain 16. Oktober 1914 infolge eines Schrapnell- 
schusses bei Blonje in der Nahe von Warschau. 

Karl Faber, Regierungsbaufiihrer aus Elberfeld. 

Gustav Floeter, Chemiker der Zuckerfabrik 
Kleinwanzleben vorm. Rabbethge & Giesecke 
A.-G., Einj.-Freiw. im Inf.-Reg. 31, am 16. Sept. 

Max Frick. 

Johannes Gallus, Regierungsbaumeister, 
Charlottenburg, Unteroffizier des 1. Marine-Inf.- 
Reg. 

Karl Ganzenmüller, Regierungsbaumeiste 
aus Künzelsau. . 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


Walter Gerok aus Stuttgart, Ritter des Eisernen 
Kreuzes. 

Fritz Graeff, Regierungsbaumeister, Freien- 
walde a. O., Leutnant d. R. im Res.-Inf.-Reg. 48, 
Ritter des Eisernen Kreuzes, am 10.Nov. in den 
Kämpfen bei Ypern. 

P. Gräf aus Berlin. 

‘Halter, Regierungsbauführer aus Buchsweiler. 

Dr.-Ing. Heinrich Hammel aus Essen. 


Otto Herbrechter, Berlin, Unteroffizier d. R. 


Ernst Hitzemann, Regierungsbaumeister aus 
Ubbedissen. 

Emil Homann, Regierungsbauführer bei der 
Eisenbahndirektion Berlin, Leutnant d. R. im 
Inf.-Reg. 32, Ritter des Eisernen Kreuzes, am 
30. Oktober bei Ypern. 

Otto Hotzen, Staatsbaurat aus Bremen, am 
5. November bei Mecken am Yserkanal. 

Arthur Hubrich aus Deutsch-Oth i. Lothr., 
Leutnant d. R. im 1. Marine-Inf.-Reg., am 
ll. November. 

Franz Hürxthal, Remscheid, Leutnant d. R., 
am 28. August 1914. 

Walter Janssen, Ässistent a. d. Kaiserl. Bio- 
logischen Anstalt für Land- und Forstwirtschaft 
zu Dahlem, Vizefeldwebel d. R. im Leib-Gren.- 
Reg. 8, am 11. Nov. bei Kl.-Sakrau in der Nähe 
von Soldau beim Sturmangriff an der Spitze 
seines Zuges. 

Kinne, Regierungsbaumeister beim Landbauamt 
Meißen, Ritter des Eisernen Kreuzes. 

August Rudolf Klang. 

Leo Klitta aus Bismarckhütte O.-S., Offizier- 
stellvertreter, am 27. August. 

Walter König. 

Friedrich Kramer, Regierungsbauführer, 
Kriegsfreiwilliger im Res.-Inf.-Reg. 234, am 
23. Okt. bei Langemarck in Belgien. 

Walter Paul Heinrich Krause, Regie- 
rungsbaumeister beim Talsperrenbauamt Aue. 

Georg Friedrich Laux, Leiter des Kon- 
struktionsbüros im Zweiggeschäft von Philipp 
Holzmann & Cie, Buenos Aires. 

Arthur Lehmann, Regierungsbaumeister, 
Berlin, Leutnant d. R. 

Alfred Lemmerich, Leutnant d. 1. Bat. des 
Res.-Fußart.-Bat. 19, St. Petersburg. 

Werner Lewy, Regierungsbaumeister. 

Dr.-$ng. Hermann Mannes aus Weimar, 
Leutnant d. R. im Feldart.-Reg. 55. 

Otto Max, Regierungsbaumeister aus Görlitz, 
Ritter des Eisernen Kreuzes. 

August Marx, Assessor des Kgl. Landbauamtes 
Augsburg. 

Karl Mezger, Regierungsbaumeister, Kaiserl. 
Bezirksamtmann in Togo. 

Max Müller, Berlin, Leutnant d. R., 1. Brdbg. 
Pionier-Bat. Nr. 3. 

Gustav v. Münstermann, Leutnant d. R., 
Ritter des Eisernen Kreuzes. 

Hubert Nellessen, Regierungsbaumeister, 
Berlin, Leutnant d.R., Ritter des Eisernen Kreuzes. 


Ehre ihrem 


Adressen-Aenderungen Im Mitglieder -Verzelchnis, 


B.-V. Aachen. 


Dipl.Ing. Paul Fiebig, Aachen, Lochnerstr. 15, verstorben. 


» Th. van Kan (Förderer, Holländer), Architekt, 
Meerlen (Holland). 


Maximilian Neubert, Regierungsbaumeister, 
Vorstand des Hochbauamtes, Marggrabowa in 
Ostpreußen. 

Adolf Nitzsch. 

Otto Pahnke, Regierungsbauführer aus Dir- 
schau. 

Bruno Piepiorra, Regierungsbauführer aus 
Bromberg. 

Adolf Pittroff aus Duisburg, Oberleutnant 
d. R. und Kompagnieführer, fiel am 10. Oktober 
1914 bei Verdun. 

H ns Pöll, Regierungsbaumeister aus Nürn- 

erg. 


g 
„August Reindler, Baupraktikant aus Nürn- 


berg. 

Erich Reinecke, 
Stettin. 

Dr. Willy Reinsberg. 

Reinhold Ritter, Technisches Büro, öffentlich 
angestellter und vereidigter Sachverständiger der 
Düsseldorfer Handelskammer, Leutnant d. R. im 
Inf.-Reg. 98, Ritter des Eisernen Kreuzes, starb 
im Lazarett zu Commercy an einer schweren 
Verwundung, die er in einem Gefecht im Ar- 
gonnerwald erlitt. 

Max Römer, Stadtbaurat aus Schöneberg, der 
Nachfolger des Geneimen Baurats Gerlach, auf 
dem polnischen Kriegsschauplatz. Leutnant d.L. 
im Brigade-Ersatz-Bat. 11. Er führte von Lodz 
nach Warschau eine Radfahrerpatrouille und 
wurde auf der Rückfahrt von feindlichen Kugeln 
tödlich verwundet. 

Max Georg Scheerer, Gewerbeassessor aus 
Plauen i.V. 

Otto Hermann Schmidt, Bauamtmann 
beim Straßen- und Wasserbauamte Dresden I, 
Vizefeldwebel d. L. Res.-Inf.-Reg. 243. 

Günther Schnee, Berlin, Leutnant d. R. 

Alexander Schnitzlein, Oberingenieur 
der Fa. Dyckerhoff & Widmann A.-G., Biebrich 
a. Rh., Oberleutnant d. R. 

Philipp Soldan, Regierungsbaumeister aus 
Pöcking. 

Robert 


Regierungsbauführer aus 


Regierungsbaumeister, 
Stettin, Offizierstellvertreter im Füsilier-Reg. 34. 


Sternberg, 


Kurt Stockmann, Offizierstellvertreter in 
einem Res.-Inf.-Reg., am 30. November im Westen. 

Hans Wigger, Architekt, Hilfsarbeiter bei 
Herrn Prof. Dipl.-$ng. Karl Roth, Dresden, aus 
Lübeck, fiel als Kriegsfreiwilliger in Westbelgien. 

Louis Wolffberg, Zivilingenieur, Hannover, 
fiel am 12. November beim Sturmangriff in der 
Schlacht von Passchendaele kurz nach seiner 
Auszeichnung mit dem Eisernen Kreuz. 

Karl Ziegler, Kgl. Militärchemiker aus Gum- 
binnen, Betriebsleiter an der Kgl. Pulverfabrik 
in Spandau, Leutnant d. R. und Kompagnie- 
führer im Res.-Inf.-Reg. 33, am 1. November in 
den Kämpfen bei Marggrabowa. 

Hans Walter Zwink, Staatsbaupraktikant 
bei der Eisenbahndirektion Ludwigshafen, Ritter 
des Eisernen Kreuzes. 


Andenken! 


B.-V. Berlin. 
Dipl.»Ing. Oscar Droste, Charlottenburg, Göthestr. 59, 11. 
Egon Eickhoff, Eversberg i. Westf. 


städter Str. 7 b Klatt. 
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Rudolf Freiherr v. Erhardt, Berlin W. 15, Darm- 
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Dipl.Ing. 
Dr. s Ing. 
Dipl.-Ing. 


Dipl.Ing. 


Dr.» Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.Ing. 


Dr. s Jng. 
Dipl.Ing. 


Dipl. Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.Ing. 


Dr. e Ing. 


Dipl.sIng. 


Dipl. ong 


Dipl.-Ing. 


Dipl.Ing. 


” ” 


Dipl.Ing. 


Lipl.cSng. 


Dipl «Ing. 


Dipl.-Ing. 


Personalia 


Louis Heyn, Wilmersdorf, Düsseldorfer Str. 42. 


Fritz Loew, Berlin W. 57, Bülowstr. 22, Gth. II. 
Carl Meixner, Berlin N. 65, Otawistr. 30, II. 


- Martin Pape, Berlin SW., Urbanstr. 1. 


Raimund Repetzki, Berlin O. 27, Alexanderstr. 12a. 

C. Schnorr, Hannover, Krausenstr. 19, IIl. 

L. Stavenhagen, Mitinhaber der Firına W. Staven- 
hagen, Maschinenfabrik & Eisengießerei, Hallea.s., 
Thiringer Str. 19, I. 

B.-V. Bernburg-Dessau. 
Friedrich Burkhardt, Dessau, Schillerstr. 1, II. 
B.-V. Braunschweig. 
Hans Beyer, Lauchhammer i. S. (ab 1. 1. 1915). 
Dr. Gerhard Luther, Dresden-A., Hübnerstr. 11. 
B.-V. Bremen. 


Hermann Hein, Oslebshausen, Oslebshausen- 
Chaussee 16. 


O. Pempelius, Oberingenieur der Flensburger Schiffs- 
baugesellschaft, Flensburg, Werftstr. 1. 
B.-V. Bochum. 
Emil Reitz, Hattingen a. d. Ruhr, Talstr. 21. 
B.-V. Breslau. ; 

Erich Haehnel, Bitterfeld, Acußere Zörbiger Straße, 
Luisenhaus. 

Fritz Lasch, Breslau 13, Elsasser Str. 18. 

Ernst Schibalski, Kl. Heidau b. Deutschlissa, Kreis 
Neumark (Schles.), Villa Lucia, unbekannt ver- 
zogen. 

B.-V. Céin. 
H. O. Finken, Cöln, Friesenplatz 9, II. 
G. J. Heuser, Opladen (Rhid.), Rambaumstr. 2, I. 
B.-V. Danzig. 

A. Kreglewski, Hannover, Königsworther Str. 37, II. 

Erich Meyer, Elbing, Bismarckstr. 15, III. 

Paul Pollems, Danzig, Elisabethwall 6, IV. 

B.-V. Darmstadt. 
Karl Müller, Darmstadt, Kranichsteiner Str., Ziegelei. 
B.-V. Dortmund. 

Victor Klingelhoeffer, Dortmund, 
Straße 97. 

C. Th. Westhofen, Unna, Adler-Brauerei. 


B.-V. Duisburg. 
Arthur Ehrenhaus, Mülheim-Ruhr, Auenstr. 65. 
Hans Korus, Duisburg, Ludgeriplatz 29, 1. 
Th.Liesching, Dortmund, Rondel 2. 
L. Maduschka, Mülheim-Ruhr, Bürgerstr. 6. 
Adolf Oberste-Lehn, Hamborn- Marxloh, Kaiser- 
Wilhelm-Str 279. 
Heinrich Schrimpf, Duisburg - Ruhrort, Merkator- 
Straße 22, II. 
Max Willms, Duisburg, Gustav-Adolf-Str. 59, 1. 


B.-V. Düsseldorf. 
Paul Flandorffer, Düsseldorf, Scheibenstr. 18, un- 
bekannt verzogen. 
Alexander Lang, Düsseldorf, Grunerstr. 30. 


B.-V. Essen - Ruhr. 
E. F. Gieseler, Essen-Ruhr, Bernhardstr. 20. 
Walter Lessing, Essen-Ruhr, Kronprinzenstr. 9, un- 
bekannt verzogen. 


B.-V. Frankfurt a. M. 

Philipp Geyer, Frankfurt a. M., Dinterbachstr. 28, 1. 

Fritz Markau, Hochst a. M., Scharnhorststr. 4. 

W. Seydel, Frankfurt a. M., Augsburger Str. 11. 
B.-V. Hamburg-Altona. 

Emil Appel, Altona-Bahrenfeld, Schubertstr. 22. 

B.-V. Hannover. 
Heinrich Wohlers, Dresden-A., Sedanstr. 10, II. 
B.-V. Kiel. 

Joh. Maenchen, Kiel, Gerhardstr. 85, HI. 

Alfred Schwebsch, Kiel, Knooper Weg 49, pt. 1. 
B.-V. Königsberg i. Pr. 

Wilhelm Seidel, Nordenburg, Kirchenstr. 172, unbe- 

kannt verzogen. 


Hamburger 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, 


B.-V. Leipzig. 
Dipl.Ing. Emanuel Haimovici (Förderer, Rumäne), Leipzig 3, 
Kantstr. 26, II. 
. » Hans Mahnke, Bitterfeld, Rauerstr. 14. 
» » Hans Wettich, Leipzig-Eutritzsch, Geibelstr. 10 
B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
Dipl.»Ing. Rudolf Peipers, Steglitz, Wrangelstr. 3, H, bleibt 
auf Wunsch Mitglied des B.-V. Mannheim-L. 
B.-V. Metz-Diedenhofen. 
Dipl.Ing. Friedrich Karrenberg, Benrath, Melies-Allee 12. 
B.-V. München. 
Dr.: Ing. Alexander Former, Königsberg i. Pr., Brehmstr.1, pt. 
Dipl.»Ing. Karl Specker, München, Lindwurmstr. 88, unbekannt 
verzogen. 
| B.-V. Münster i. W. 
Dipl Jng. Alfred Sprickmann- Kerkerinck, Münster i. W., 
Neubrückenstr. 4. 
B.-V. Nürnberg. 
Dipl.Ing. Franz Xaver Gebele, München, Rüthlingstr. 2/0. 
» » Ludwig Hellberg, Nürnberg, Gudrunstr. 41. 
» » Franz Kieinhenz, Leipzig-Lindenau, Lützener 
Straße 194, II 
e « Otto Schallenberg, Direktor der stadt. Gaswerke, 
Dresden, Helinholtzstr. 3b. 
B.-V. Oberschlesien. 
Dipl. Jng. Ernst Schmid, Regierungsbaumeister, Gleiwitz(O.-S.), 
Augustastr. 2. 
B.-V. Saarbrücken. 
Dipl«Ing. Heinrich Weisdörfer, Völklingen (Saar), Wilhelm- 
straße 37. 
B.-V. Stuttgart. 
Dipl.»Ing. Ferd. Mader, München, Herrenstr. 2. 
B.-V. Wilhelmshaven. 
Dipl.-Ing. Arno Fimmen, Jever. 
e e Willi Gollin, Wilhelmshaven, Luisenstr. 5, I. 
e » Otto Keppeler, Wilhelmshaven, Viktoriastr. 2. 
» » Hermann Meyer, Duisburg. 
B.-V. Zwickau l. Sa. 
Dr.s Ing. A. Eckardt, Bergdirektor a. D., Zwickau i. Sa., Karl- 
straBe 13. 
Personalia. 


Reinhold Ritter f+. 


Herr Dipl.-Ing. Reinhold Ritter, Technisches 
Bureau, Düsseldorf, war sechs Jahre Abnahme- 
beamter des K.E.Z.A. Berlin. Er eröffnete dann 
ein Technisches Bureau in Düsseldorf und wurde 
öffentlich angestellter und vereidigter Sachver- 
ständiger der Düsseldorfer Handelskammer. Als 
Leutnant d. R. zog er mit dem Inf.-Reg. Nr. 98 
in den Krieg und wurde in einem Gefecht im 
Argonnerwald schwer verwundet. Er ist dieser 
Verwundung im Lazarett zu Commercy erlegen 
und wurde neben anderen Kameraden auf dem 
Friedhof der Stadt beigesetzt. Für seine her- 
vorragende Tapferkeit vor dem Feinde erhielt 
er das Eiserne Kreuz. Der Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure wird Reinhold Ritter cin 
dauerndes Andenken bewahren. 


* 
= * 


Dipl.-Ing. Louis Wolffberg +. 


Bei einem Sturmangriff in Belgien kurz nach seiner 
Auszeichnung mit dem Eisernen Kreuz erlitt am 
12. November den Heldentod der Zivilingenieur Dipl.» 
Sng. L. Wolffberg, Hannover. 

Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure, ins- 
besondere der Bezirksverein Hännover, beklagt in dem 
Tode des heldenmütig Gefallenen ein eifriges Mitglied, 
dessen Verlust tief beklagt wird. Ehre seinem An- 
denken! 


Berlin - Schöneberg, Apostel-Paulus-Str.,17. 
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zusammengestellt und bearbeitet von Dr.-ng. Martin W. Neufeld 


1. Namenverzeichnis. . 2:00 ne « + © ee wt 449-452 
2. Sachverzeichnis . . . . i 4 ©. « « « 452-461 
3. Wirtschaftliche Rundschau, Namen: ind. Sach Nezen ; 461 - 462 


4. Dr.-Ing. Ehren halber . . . . as fhe een Jes ac. es, 
5. Verstorbene Forderer und Mitglieder . Se a a a ee 
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Vorbemerkung: Bei der Aufstellung des vorliegenden Verzeichnisses 
ihm einmal in der Zeitschrift gelesene Nachricht auch ohne Kenntnis des genauen von dem betreffenden Verfasser gewählten Wortlautes 
wieder finden können, selbst wenn der Nachschlagende sich nur noch erinnert, daß über die und die Sache etwas in diesen Blättern ge- 
standen habe. Deshalb wurde Seite für Seite des ganzen Jahrganges genau durchgesehen und außer den Ueberschriften der einzelnen 
Aufsätze und Nachrichten auch ihr Inhalt für das Verzeichnis bearbeitet, und möglichst alles herausgeholt, was den einen oder anderen 
Leser interessieren mochte und dessen Auffindbarkeit ihm wünschenswert scheinen konnte. 

Das Namen-Verzeichnis enthält die Namen aller Verfasser von Aufsätzen und erstreckt sich auch auf die in Abteilungen 
wie: Bildungs- und Berufs-Fragen, Buchbesprechungen, Aus der Rechtsprechung, Soziales, Verschiedenes und in allen übrigen vorkommen- 
den Namen von Einzelpersonen, Behörden und Vereinigungen. Das Sach-Verzeichnis berücksichtigt den ganzen Inhalt aller Ab- 
- teilungen der Zeitschrift, mit Ausnahme des Inhaltes der Wirtschaftlichen Rundschau und der Zusammenstellung verstorbener Förderer und 
Mitglieder des Verbandes, für welche zwei besondere Verzeichnisse angelegt wurden. Das Sach -Verzeichnis läßt aber auch erkennen, wie 
oft und an welchen Stellen die Abteilungen: Wirtschaftliche Rundschau und alle anderen kleinen Kapitel abgedruckt sind. Dem Sinne nach 
zu einander Gchöriges wurde zusammengezogen, auch wenn die Verfasser die Titel nicht gleichlautend gewählt hatten, und durch zahlreiche 
Verweise wurde auf die gleiche Sache Bezügliches oder ihr Verwandtes noch nachgewiesen. 

Aus Platzmangel war es leider nicht möglich, die einzelnen Dissertationen in das Verzeichnis mit aufzunehmen, deshalb wurde 
unter dem Stichworte: Dissertationen bei den Hochschulorlen angegeben, auf welcher Seite der Zeitschrift ein Verzeichnis der von der 
betreffenden Hochschule an die Schriftleitung eingesandten Dissertationen abgedruckt ist. Hier sei darauf hingewiesen, daß leider einige 
Hochschulen und die Bergakademien keine Nachricht über Dissertationen an die Zeitschrift gelangen lassen. Ueber alle unter „Verbands- 
nachrichten“ mitgeteilten Einzeltatsachen berichtet das Inhalts-Verzeichnis. Beim Stichworte: Dipl.-Ing. als .... ist alles auf den Diplom- 
Ingenieur Bezügliche zusammengetragen, ebenso ist beim: VDDI eine vollständige, in sich geordnete Uebersicht gegeben, die einen 
Ueberblick über die Tätigkeit des Verbandes im Jahre 1914 gewährt. — In das Namen- und Sach-Verzeichnis der Wirt- 
schaftlichen Rundschau wurden nur einmal vorkommende Nachrichten in der Regel nicht aufgenommen. — Das Verzeichnis 
der Dr.-Ing. Ehren halber gibt die unter Hochschulnachrichten und Personalia stehenden Namen wieder. — Das Verzeichnis 
verstorbener Förderer und Mitglieder ist aus den Abteilungen, Personalia, Todesanzeigen und den Angaben bei Wohnungs- 
Aenderungen zusammengestellt. 

Zeichen-Erklärung. Hinter Ziffern stehendes a = linke Spalte, b = rechte Spalte, o = oben, u = unten. Vor den Ziffern 
stehendes 3 = Buchbesprechung, C = Citat, R = Referat. [] = Das Eingeklammerte wurde vom Bearbeiter zur Verdeutlichung hinzu- 
gefügt oder der vom Verfasser fortgelassene oder abgekürzte Vorname wurde ergänzt. () = Runde Klammern sind besonders in der Wirt- 
schaftlichen Rundschau verwendet, wenn auf der durch eingeklammerte Ziffer bezeichneten Seite eine zur betreffenden Sache gehörige 
Mitteilung zwar steht, aber nicht unter dem strengen Wortlaute des gewählten Stichwortes auf dieser Seite vorkommt. — Besonders 
wünschenswert ist im bibliographischen Interesse, daß künftig jeder Verfasser seinen Vornamen überhaupt, und ungekürzt angibt. 


war der Gedanke maßgebend, es solle Jeder eine von 


1. Namenverzeichnis 


Althoff, [Hugo]; Das Wohnungsamt, 
ein neuer Berufszweig für den 
Diplom-Ingenieur 195 

Anwaltskammer, Berliner; gegen das 
Reklamewesen der Juristen 15 b 

Arbeitgeberverbände; s: Vereinigung 
der Deutschen A. 

Archiv, weltwirtschaftliches, 1913; B 
135 a 


B., A.; Dr. Paul Salvisberg R 161 

von Bach, C.; Die Milderung der 
Klassengegensatze R 39 b 

Baer, H. und A. Christmann; Grund- 
züge der Kinematik 3 16a 


[Berlowitz, Alfred]; Englische Inge- 
nieure in deutschen Kommunal- 
verwaltungen (365), 374 

Berlowitz, Alfred; Zur Regierungs- 
baumeisterfrage (R 94b), 340a u 

Berlowitz, Alfred; Zur Lage der nicht 
im Staatsdienst beschäftigten preußi- 
schen Regierungsbaumeister R 94b, 
(340 a u) 

Binz, A.; Technologische Museen für 
Handelshochschulen C 188 b 

Bock, Hfermann]; Zur Titelfrage 115 

Bubendey; Zur Baumeistertitelfrage 
241 

Buscher, Emil; Die Geschäftssprache 
des Ingenieurs 35 


Caminer, Hans; Zum Entwurf des 
neuen Patentgesetzes R 210a 

Christmann, A.; s: Baer, H. 

Conert, Herbert; Die sächsischen 
Terraingesellschaften und ihr Ein- 
fluß auf die Stadterweiterung B 
71b 


Damaschke, Afdolf]; Aufgaben der 
Gemeindepolitik B 44 

Delbrück; [Gewerkschaften als poli- 
tische Vereine] R 316 b 

Deußen, Paul; Arthur Schopenhauers 
sämtliche Werke B 16 

Diesel, Rudolf; Die Entstehung des 
Dieselmotors B 19 
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Eisenacher Vertretertag des Studenti- 
schen Verbandes Deutscher Tech- 
nischer Hochschulen; Ausländer- 
frage — Einheitlicher Studiengang 
an allen deutschen Technischen 
Hochschulen 348 b 

„Elektrische Kraftbetriebe und Bah- 
nen“; Die Wirkung des Krieges 
auf Kapital und Handel 390 

von Emperger, Fritz Edler; Versuche 
mit eingespannten Balken B 212 


Frantz; Beförderungsverhältnisse im 
preußischen Gewerbeaufsichts- 
dienste 38 b 


Gellert, Oswald; Eisen und Alteisen 
in ihren technischen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen B 71 b 

Gerb, Fritz; Rechtsstreitigkeiten mit 
teclinischem Streitstoff 254 

Goldreich, A. H.; »Die Theorie der 
.Bodensenkungen in Kohlenge- 
bieten“ mit besonderer Berück- 
sichtigung der Eisenbahnsenkungen 
des Ostrau-Karwiner Steinkohlen- 
reviers B 100 

Goldschmidt, Otto; Ueber preuBi- 
sches Baupolizeirecht und die Not- 
wendigkeit einer Landesbauordnung 
für Preußen 220 


Handelskammer zu Altona; Gegen 
die Fortführung der Sozialreform 
334 b 

Harden, Maximilian; Meine Kraft ist 
mein Recht 362 

Heilmann, Adolf; Zur Regierungs- 
baumeisterfrage 337 

Heilmann, Adolf; Der Wehrbeitrag 
in finanzwissenschaftlicher und 
volkswirtschaftlicher Beleuchtung 
148 

Hiller, Ernst; Schopenhauers Ge- 
danken über Architektur R 350 b 

Hirchert; Eisenbahn - Diplom - Inge- 
nieure 260 a 


[Industrielle Deutschlands]; Die 
deutsche Industrie. Festgabe zum 
25 jährigen Regierungs-Jubilaum... 
Wilhelms II. B 351 b 


Jurist, praktischer; Das Fragerecht des 
Aktionärs in der Generalversamm- 
lung 183 


Jurist, praktischer; Die Tantieme des | Leitner, Friedrich; Die Selbstkosten- 


Vorstands und des Aufsichtsrats 
einer Aktiengesellschaf{ 153 


NAMENVERZEICHNIS 


Leopold, Louis; Die Hemmungen des 
wirtschaftlichen und technischen 
Fortschrittes 27 

Lieske, Hans; Warnung der Innungen 
vor der Berücksichtigung unwürdi- 
ger Submissionsbewerber R 98a 

von Loebell; [Sozialpolitik und Sozial- 
demokratie] R 299 a 

Lüders, J.; Der Dieselmythus B 18, 
B 190b 


mittel zur industriellen Erschließung 
der Kommunen 119 

„Kaufmann und Techniker“ B 193 a 

Knipping, [Paul]; Die Baumeister- 
frage im Schiffbaufach 344 

Kölnische Volkszeitung; Rechtsfragen 
in Kriegszeiten 357 

Köster, Efrnst} Wfilhelm]; Der Krieg 
und die Volkswirtschaft 377 

Kohler, [Joseph]; Krieg und Völker- 
recht 370 

Kollmann, Julius; Die Schiedsgerichte 
in Industrie, Gewerbe und Handel 
B 301 a 

Kraft, Max; Die Initiative in der Ver- 
waltungstätigkeit 197 

Kreuter, Franz; Zur „Ausbildung“ 
der Diplom-Ingenieure 96 a 

Kruschwitz, Hans; Die Baugeldbe- 
schaffung für städtische Wohnhaus- 
bauten in Dresden und Bautzen 
Bila 

Kühn, Rudolf; Das Brandversiche- 
rungswesen im Königreich Sachsen 
B 72a 


M.-J.; Universitats-Museum in Berlin 
C 188 a 

M.,K.; Der bauleitende Architekt und 
die fristlose Kündigung R 40 b 

M., K.; Auswüchse im Konkurrenz- 
kampf R 69a 

M.-L., K.; Vertragliches Recht des 
Prinzipals auf die Erfindung des 
Angestellten R 283 a 

Mannberger, [Veit Otto]; Die Eisen- 
erzlager Großbritanniens 333 a 

Mannberger, Vleit] O[tto]; Die Eisen- 
industrie Irlands 10 

Mannberger, [Veit Otto]; Eisen- 
industrie an der Küste des Stillen 
Ozeans 347 a 

Maschinenbauanstalten; 
deutscher M. 

Mast, [Paul]; Referat über die Bau- 
anwaltsfrage unter Einschluß der 
Ehrengerichtsfrage für Ingenieure 
141 

Mayer; Zur Titelfrage. 
ihrer Klärung 281 

Mayer, Max; Die Wirtschaftlichkeit 
als Konstruktionsprinzip im Eisen- 
betonbau B 20 

Meyenberg, Friedrich; Einführung in 
die Organisation von Maschinen- 
fabriken mit besonderer Berück- 
sichtigung der Selbstkostenberech- 
nung B 214 b 


s: Verein 


Lang, Alexander; Die Diplom -Inge- 
nieure und der technische Arbeits- 
markt im Kriege 381 

Lang, Alexander; Aus der Entstehungs- 
zeit der Institution des „Dipl.-Ing.®. 
Ein historischer Rückblick 265, 288, 
303 

Lang, Alexander; Die Rechtsstellung 
des Diplom-Ingenieurs nach dem 
Handelsgesetzbuch 4 

Lang, Alexander; Die Diplom- Inge- 
nieure und das heimatliche Wirt- 
schaftsleben während des Krieges 
363, (372 a) 

Lang, Alexander; Jahresbericht 1913 
[des VDDI]) 16 

Lang, Alexander; Die Milderung der 
Klassengegensätze R 39 b 

Lang, Alexander; Der Krieg und die 
Diplom-Ingenieure 402, 418 

Lang, Alexander; Zur Regierungs- 
baumeisterfrage 177 b, 342 a u 

Lang, Alexander; Warnung vor dem 
technischen Beruf [durch den Archi- 
tekten-Verein zu Berlin] 259 a 

Lang, Alexander; Der Verband Deut- 
scher Diplom-Ingenieure gegen den 
Verein Deutscher Diplom-Brauerei- 
Ingenieure 77 | 


Kalbfus, [Heinrich]; Technische Hilfs 
| 


Ein Wort zu 


Nachtweh, Aflwin]; Der Diplom- 
Ingenieur als Betriebsleiter 442 
Nemnich; Die Haftpflicht im Luft- 

verkehr 327 
Neufeld, Martin Wilhelm]; Allerlei 
Akademisches 159, 188 
Neufeld, Martin Wilhelm]; Die Zu- 
nahme der Abiturienten an den 
preußischen Mittelschulen (höheren 
Lehranstalten) vom Jahre 1900/01 
| zum Jahre 1911/12 R 233 a 
ı Neufeld, Martin Wfilhelm]; Die Bau- 
| meister- Titel-Frage im Preußischen 
berechnung industrieller Betriebe | Abgeordnetenhause und in der 
B 261 l | Budgetkommission 189 a 


Neufeld, Martin W[ilhelm]; Die Bib- 
liographie der Doktor-Ingenieur- 
Dissertationen von 1900 bis 1910 
207 

Neufeld, Martin W[ilhelm]; Die Preis- 
aufgaben der Königlichen Techni- 
schen Hochschule Berlin seit dem 
l. Juli 1889 bis zum 30. Juni 1913. 
Eine Uebersicht über den Erfolg 
ihrer Bearbeitung 236 b 

Neufeld, Martin Wilhelm]; Die Ge- 
halter der Professoren an den 
Preußischen Technischen Hoch- 
schulen und Bergakademien 133 a 

Neufeld, Martin Wilhelm]; Die Ver- 
treter technischer Berufe im Preußi- 
schen Abgeordnetenhause 234 a 

Neufeld, Martin W[ilhelm]; Die Tech- 
nischen Hochschulen, das Material- 
prüfungsamt in Dahlem und die 
Bergakademien im Preußischen 
Staatshaushaltsetat für das Etats- 
jahr 1914 86, (133 a) 


Oesterreichischer Ingenieur- und 
Architekten-Tag; Die Ueberfiillung 
des Ingenieurberufes in Oesterreich 
160 a 

Oesterreichischer Ingenieur- 
Architekten - Verein; 
Attache-Stellen 14 b 

Ostwald, Wilhelm; Der energetische 
Imperativ B 45 


und 
Ingenieur- 


von Pasinski, [Wilhelm]; Wirtschaft 
und Recht für Ingenieure 155 

Passow, Richard; Die gemischt pri- 
vaten und öffentlichen Unterneh- 
mungen auf dem Gebiete der Elek- 
trizitäts- und Gasversorgung und 
des Straßenbahnwesens B 20 

von Payer; [Erziehung zur politischen 
Betätigung] 132 b 

Probst; Technische Austauschprofes- 
soren 14 a 


Reisner, [Heinrich Julius]; Die „Aka- 
demie“ [für Hotelwesen in Düssel- 
dorf] R 69 a 

Reisner, Heinrich [Julius]; Der Inge- 
nieur und seine militärische Ver- 
gangenheit. Ein Beitrag zur Ge- 
schichte des Technikers 429 

Reisner, [Heinrich Julius]; Diplom- 
Ingenieure nach Ostpreußen 393 

Reisner, Heinrich [Julius]; s. a: 
Reißner 

Reißner, [= Reisner?], Heinrich; Die 
Standesbezeichnung „Ingenieur“ 
411 b 
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Rothe, [Hans?]; Der Widerstand und 
Antrieb von Schiffen 3 213 b 

Ruppert, Friedrich; [Dipl.-Ing. als] 
Betriebsleiter C 442 


Scheifele, B.; [Löhne und Lebens- 
kosten] R 316 a 

Schlesinger, Gf[eorg]; Die praktische 
Werkstattausbildung 293 

Schnackenburg; Techniker als Ma- 
gistratsmitglieder 14 a 

Schönhöfer, Robert; Hinweg mit der 
französischen Standesbezeichnung 
„Ingenieur“ 393, (409) 

Schopenhauer, Arthur; Sämtliche 
Werke, herausgegeben von P.Deußen 
B 16 

Schulthess, O.; Die Standesbezeich- 
nung „Ingenieur“ 410 a 

Siméon, P.; Baumeistertitel und 
Bundesrat. Zur Auslegung des 
§ 133 Abs. 2 Gewerbe-Ordnung 23 

Spielmann, F.; Die Standesbezeich- 
nung „Ingenieur“ 409 a 

Steinmetz, K{arl] Firiedrich] ; 
landerei 372 

Stern, N.; Technisches — Menschliches 
179 

Stöckle, Gustav; Der Eisenbau, eine 
volkswirtschaftliche Studie 3 163 a, 
B 237 b 

Stöckle, [Gustav]; Ein Beitrag zur 
Frage: Fabrik und Handwerk 321 

Studentischer Verband Deutscher 
Technischer Hochschulen 
s: Eisenacher Vertretertag 


„Techniker und Kaufmann“ B 193 a 
Tischer, Alfred; Der Kampf im deut- 
schen Baugewerbe 1910 B 71b 


[Ungenannt];; Technische Bildungs- 
und Hochschulfragen im Wirttem- 
bergischen Landtag 57 

[Ungenannt]; Schädigung durch ab- 
irrende elektrische Ströme R 209 a 

[Ungenannt]; Der Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure und die Rege- 
lung des Baumeistertitels 1 

[Ungenannt]; Zeichnet die Kriegs- 
anleihen! 369 

Utsch, Richfard] ; Die Entwicklung und 
die volkswirtschaftliche Bedeutung 
des Eisenerzbergbaues und derEisen- 
industrie im Siegerland B 42 


Aus- 


V.; Dr. h. c. per Inserat! 335a 

Vent, Otto; Rückblick auf das Wirt- 
schaftsjahr 1913 

Verband Deutscher Diplom -Ingeni- 
eure; Beitrag 1915 — Kriegsreserve 
356, 361 
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Verband Deutscher Diplom-Ingeni- 
eure; An die deutschen Diplom- 
Ingenieure! 355 

Verband Deutscher Diplom -Ingeni- 
eure; Kriegsreserve 356, 361, (389), 
(401) 

Verband Deutscher Diplom -Ingeni- 
eure; An unsere Mitglieder! 356 
Verein deutscher Chemiker; Die 
„Diplom-Brauerei-Ingenieure« 250 
Verein deutscher Maschinenbau - 
anstalten; Konkurrenzklausel und 
gewerblicher Rechtsschutz 284 b 
Verein deutscher Maschinenbau- An- 
stalten; Das deutsche Wirtschafts- 
leben und der Vd MA (363), 372 a 
Vereinigung der Deutschen Arbeit- 
geberverbände; Die „bedrohte“ 

Sozialpolitik R 282 a 

Voigt; [Die wirtschaftsfriedliche 
Arbeiterbewegung. Irrtümer der 
Klassenkampftheorie.] R 315 b 


Waldschmidt; Zum Entwurf des neuen 
Patentgesetzes R 210 

Walther, Carl; Bibliographie der an 
den deutschen Technischen Hoch- 
schulen erschienenen Doktor-Inge- 
nieur-Dissertationen in sachlicher 
Anordnung B 207 

Wassermann, Berthold]; Erfinder- 
recht und Angestelltenerfindung 
nach dem veröffentlichten Entwurf 
eines neuen Patentgesetzes 273 

Wehrmann; Die Verwaltung der 
Eisenbahnen B 126 a 

Weihe, Carl; Julius Robert Mayer. 
Zum 25. November 1914, seinem 
hundertsten Geburtstage 417 

Weltwirtschaftliches Archiv; s: Archiv, 

' Weltwirtschaftliches 

Wentzel, Karl; Arbeitsteilung zwischen 
Technikern und Juristen in Patent- 
rechtsangelegenheiten 205 

Wentzel, K[arl]; Technische Beistände 
im Zivilprozeß 217 

Werkmeister-Zeitung; Die 4000 Mark- 
Grenze in der Krankenversicherung! 
R 133 a 

Wermbter, H.; Die Zunahme der 
Abiturienten an den preußischen 
Mittelschulen (höheren Lehran- 
stalten) vom Jahre 1900/01 zum 
Jahre 1911/12 R 233 a 

Werner, Ernst; Die Bewertung der 
Aktien der Maschinen- und Elektro- 
Industrie durch die Berliner Börse 
im Jahre 1913 231 

Werner, Ernst; Die Maschinen -Ein- 
und Ausfuhr Deutschlands 184 
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Wernicke, J.; Der Kampf um den | von Wiese, L.; Wirtschaft und Recht | rend des Krieges engagiert 365, 


wirtschaftlichen Fortschritt B 28 a| der Gegenwart B 155 b (374) 

Westfälischer Verein zur Förderung | Winkel, Afrthur]; Die Standesbezeich- | Z-; Der „Verband der Warenzeichen- 
des Kleinwohnungswesens; Jahres-| nung „Ingenieur“ 411 a - Interessenten Eingetragener Verein“ 
bericht über Arbeiterfiirsorge R|Wuttke, Robert; Abhandlungen aus 305 


Zentralblatt der Bauverwaltung; Zur 


334 a dem Seminar [!] der Technisch 
eminar [!} der Technischen Lage der nicht im Staatsdienst be- 


2 Hochschule Dresden B 71 
von Wettstein, R.; Hochschul Museum m schäftigten preußischen Regierungs- 
in Wien C 188 b 
baumeister 93 


Wiedenfeld, Kurt; Das Rhein | Z. Englische Ingenieure von deut- ! Ziese, R. A.; Der Konkurrenzkampf 
Westfālische Kohlensyndikat B 44: schen Kommunalverwaltungen wäh- | im Schiffbau 157 
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Abgeordnetenhaus, Preußisches, | Anwaltsberuf, Schutz in Bayern|,,Ausbildung“ der Dipl.-Ing.; Frz. 
und Baumeister-Titelfrage 189a| 188a Kreuter 96 

Abgeordnetenhaus, Preußisches,  Anwaltskammer, gegen Reklame- | [Ausländer an Technischen Hoch- 
Techniker als Abgeordnete im wesen der Rechtsanwälte 15b u schulen als Assistenten und Stu- 
A. 234a Anwaltskammer, Standesbewußt- | denten]; K. F. Steinmetz 372, 

Abhandlungen aus dem Seminar | sein der Rechtsanwälte 188a s. a: Studenten 
[!] der Technischen Hochschule | Apparate für Chemische Indu- | Ausländerei; K. F. Steinmetz 372 
zu Dresden; R. Wuttke B 71. strie, Untersuchungsamt für A.; | Ausschuß für mathematischen. 

Abiturienten, [Berufsberatung] E. Walder 311 Unterricht, s: Deutscher Ale 
159 b er bette Der, Recht an den An-; schuß 

Abiturienten, Zunahme von 1900/1 gestellten- Erfindungen 283 a Ausschuß für Technisches Schul- 
bis 1911/12; H. Wermbter R 233 Arbeitgeber-Verbände, Zusam- | wesen, s: Deutscher Ausschuß 

Mit- menschluß 349 b ‚ Ausschuß-Sitzung, ordentliche 


Adressen-Aenderungen, s: 


glieder, Wohnungs-Aenderungen oe a en | nn 53, 139 — ordentliche 1915 
Ti p Arbeiterfürsorge, s: Westfälischer | Außenhandel [Deutschlands] in 
Peiner. 005 i O """ Verein ... = den Jahren 1910—1913 65 
cae as ro | Arbeiterschutz, gesetzlicher, In- / Automobil-Industrie im Jahre 
on ne u . ternationale diplomatische Re- 1913 64b 
ee ae | gierungskonferenz, Vereinba- | 
jAktiengesellschatt], Generalver- | rungen Uber As 282b ‚ Balken, eingespannte; F. von Em- 
sammlung, Fragerecht des Ak- Ä FE IR EN Dipl.-Ing er | perger B 212a 
a a Aa = technischer: A, in, Kriege; Banken im Jahre 1913 65 
Aktiengesellschaft, Tantieme des A. Lang 381 „Bauanwalt“ 176b u — [P.] Mast 
SUSE stats une SO Arbeitsnachweis, Regelung, Ge- a f 
prakt. Jurist 153 "setz über. 3104 Baugeldbeschaffung für städ- 
Aktionär, Fragerecht des A. in tische Wohnhausbauten . . .; 


Prak- | Arbeitsvermittlungsstelle für In- | 
genieure des VDDI 352b, 
42la, s. a: VDDI, Stellen- Ä 
anzeiger | 


der Generalversammlung; 
tischer Jurist 183 
Alteisen, s: Eisen und Alteisen. 


Altona, industrielle Erste Bin ye 


H. Kruschwitz B Tla 
Baugewerbe, Kampf im deut- 
schen; A. Tischer B 71b 
Baumeister-Frage im Schiffbaufach; 


:chni i P. ippi 344 
durch technische Hilfsmittel; Schutz in Preußen 290b | [P] Knipping 
|  Baumeister-Titel 177a 


IH.] Kalbfus 118 R a oo. x : 
Schutze In Sachsen, 2000 ‚ Baumeister-Titel und Abgeord- 


Angestellte und Konkuras abate, i MON EE 
klausel 15a Architekten, bauleitende, fristlose netenhaus, preußisches 189a 
) Kündigung für A. 40 


 Baumeister-Titel und Bundesrat; 
[Angestellte] und gewerblicher ' Architekten- Verein Berlin, War-. 


P. Siméon 23 — (46a 
nn nung wegen Ueberfüllung des | Baumeister-Titel a es 
Angestellten-Erfindungen 283 a Ingenieurberufes 250 a, 300a | Ordnung] je, D Simeon 23 
Angestellten-Erfindung und Pa-! Architektur, Schopenhauers Ge- | (46a) — Bubendey 241 

tentgesetz-Reform; B. Wasser- | danken über A.; E. Hitler R 350 | | Baumeister-Titelfrage, Zur; Bu- 
mann 273 ! Archiv, Wells techaltliches; s:! bendey 241 
Anvestellten-Versicherung und‘ Weltwirtschaftliches Archiv Bauordnung, s: Landesbauord- 


Patentanwalts-Anwärter 175 | Aufsichtrat, Tantieme 153 , nung 
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Baupolizeirecht, preußisches, und | Bezirksvereine, Abgrenzung, s:| Bibliographie der Doktor-Inge- 

die Notwendigkeit einerLandes- | Bezirksvereine, Einteilung . nieur-Dissertationen von 1900 

bauordnung für Preußen; Otto | Bezirksvereine, Abmeldung ver- | bis 1910 von Carl Walther; M. 
Goldschmidt 220 ' ziehender Mitglieder 21b, 50a: W. Neufeld 207 

Baupolizeiverordnung, s: Landes- ' Bezirksvereine, Adressen-Aende- | Bildungsfragen 14, 38, 96, 158, 

bauordnung | rungen 359a, 368a, 426a, 434; 188, 233, 259, 348, s. a: Stan- 


Bausekretire, Dipl.-Ing. als B. 133 | Bezirksvereine, Benachrichtigung ; desfragen 
Begutachtungsstelle für Technik, über Wohnungs - Aenderungen į Bildungsfragen, Technische B. im 


-.. s: Deutsche Begutach-' der Mitglieder 21 b, 50a | Württembergischen Landtag 
tungsstelle ‚ Bezirksvereine, Berichte ' R57, R193b o | 
Beistände, Technische, im Zivil- Aachen 100 ' Bodensenkungen in Kohlengebie- 
prozeß; K. Wentzel 217 — [F. Altona, s: Hamburg’ | ten; A. H. Goldreich B 100a 
Gerb 254] | Barmen-Elberfeld 101 Börse in den Jahren 1911—-13 64 
Be ie Berlin 22, 101, 112, 426, 443 ! Brauerei - Ingenieure, s: Verein 
eratende Ingenieure, s: Verein. f ; 
cestode laser cake _ Bernburg-Dessau 102 | Deutscher Diplom-Brauerei-In- 

g | 
' Bochum 102 | genieure 
Bergakademie ce ook Braunschweig 102 Buchbesprechungen, s: Literatur 
Bela 1012 0,92 ' Bremen 103 Budde (Staatsminister), Wert der 
a ie A Breslau 22, 103 | neuen Diplom-Prüfung C 2b 
Fiochschulnaehrichten nn Chemnitz 22, 103 ' Bücherschau, die Titel der in der 
FEEIDEEG I AROS er nUINAchE Cöln 103, 336 | B. verzeichneten Werke sind 
richten 201 Danzig 104 ' nicht verzettelt und finden sich 
Bergakademien, Etat 1914 der Darmstadt 22, 105, 354 ' nicht im Inhaltsverzeichnisse, da 
preußischen: Ma ME euteld: Dessau, s: Bernburg | die Werke nicht besprochen 
86,199 Diedenhofen, s: Metz sind 
Bergakademien, Professoren -Ge-! Dortmund 105 ‚ Bücherschau 21, 46, 239, 262, 302, 
halter; M. W. Neufeld 133 | Dresden 105 353 
Berg-Diplom-Ingenieure, Kom- Düsseldorf 106 | Bücherschau, s. a: Literatur 
mission für B. des BV Bochum | Duisburg 51, 73, 105 | Bürgermeister, Techniker als B. 
374 a Eiberfeld, s: Barmen 97 b, 234 a | 
Berichte der Bezirksvereine, s:| Essen (Ruhr) 106 Bund der technisch-industriellen 
Bezirksvereine, Berichte | Frankfurt a. M. 106 | Beamten, Vorstandskrise 15a 
Berlin, Zweck-Verband Groß-' Hamburg-Altona 73, 107 i Bundesrat und Baumeister-Titel; 
Berlin, technische Beamte 98| Hannover 107 P .Siméon 23 — (46a) 
Beruf, akademisch-technischer, s: Kiel 108 ) | 
Ingenieur-Beruf | Königsberg i. Pr. 108 Chemische Industrie im Jahre 
Berufsberatung der Schüler 159b Leipzig 108 1913 63 


Berufsfragen 14, 38, 96, 132, 158, Ludwigshafen, s: Mannheim Chemische Industrie, Unter- 
188, 233, 259, 281, 315, s. a: Mainz-Wiesbaden 51, 109, i suchungsamt für Apparate und 


Standesfragen | 1-40 Maschinen für die Ch. L; 


Berufswahl; Frantz 38 b Mannheim-Ludwigshafen 109 E. Walder 311 

Betriebsleiter, Dipl.-Ing. als B; Metz-Diedenhofen 110 ~Céthen, Polytechnikum 170. 
A. Nachtweh 442 — F. Ruppert 442 München 110 | 

BV Berlin, Annahme der Ehren-; Nürnberg 110 | Dampfkessel - Revisions - Vereine 
gerichtsbarkeit 366b, 420a Oberschlesien 110 und Dipl.-Ing. 366 b 


BV Bochum, Kommission für | Osnabrück 111 
Berg-Diplom-Ingenieure 374 a Stettin 111 
BV Darmstadt, Sonderkurs ther: Stuttgart 111 


Dampfkessel-Ueberwachungs-Ver- 
eine und Dipl.-Ing. 46a 
„Deutsche Begutachtungsstelle für 


| 
Ä 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


Schiedsgerichte 354 a Wiesbaden, s: Mainz Technik und chemische Techdo- 
BV Essen, Bearbeitung des Ma- Zwickau 111 logie“, Gründung in Hamburg 

terials „Handelshochschule‘ : Bezirksvereine, Besuch der Deut- 234 a 

und „Dipl.-Ing. bei den Pro-. schen Werkbund-Ausstellung in | Deutscher Ausschuß für mathe- 

vinzial-Verwaltungen“ 306 b ; Coln 1914 336 a matischen und naturwissen- 


BV Mainz-Wiesbaden, Denkschrift : Bezirksvereine, Einteilung 138 b schaftlichen Unterricht, Teil- 
schrift über Ueberfillung des Bezirksvereine, Liederhefte 2b | nahme des VDDI 319a 


akademisch-technischen Berufes  Bezirksvereine, Satzung 46 b Deutscher Ausschuß für Techni- 
46 b | Bezirksvereine, Satzungsänderun- | sches Schulwesen 

BV Stuttgart, besondere Beihilfe | gen 319 b Fortbildung der Dipl.-Ing. nach 
an den BV wegen der Ausstel- ı Bezirksvereine, Werbetätigkeit vollendetem Studium 3b 


lung für Gesundheitswesen 318b, 139, 318 b, 366 b | Tätigkeit 1913 170 
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Deutscher Techniker - Verband, 
Ausscheiden des Verbandsdirek- 
tors 15a 

Deutscher Verein für den Schutz 
des gewerblichen Eigentums, 
Kongreß in Augsburg 319 b 

[Deutschland], Außenhandel 
den Jahren 1910—1913 65 

Dieselmotor, Entstehung des D.; 
Rudolf Diesel B 19 

Dieselmythus; J. Lüders B 18, 
B 190b 

„Diplom - Brauerei - Ingenieure“,, 
Urteil des Vereins Deutscher 
Chemiker über die ungeeignete 
Ausbildung der D.-B.-I. 250 

Diplom-Brauerei-Ingenieure, s. a: 
Verein Deutscher Diplom-Brau- 
erei-Ingenieure 


in 


Dipl.-Ing. und technischer Ar- 
beitsmarkt im Kriege; A. Lang 
381 

Dipl.-Ing., „Ausbildung“; Frz. 
Kreuter 96 


Dipl.-Ing. und „Bauanwalt‘ 176 b 
Dipl.-Ing. und Baumeister-Titel 1 
Dipl.-Ing. als Bausekretäre 133 
Dipl.-Ing. als Betriebsleiter; A[lwin] 
Nachtweh 442 — F. Ruppert 442 
Dipl.-Ing. und Dampfkessel-Revi- 
sions-Vereine 366 b 
Dipl.-Ing. und Dampfkessel- 
Ueberwachungs - Vereine, Ein- 
gabe des VDDI 46a 
[Dipl.-Ing.] und Ehrengerichtsbar- 


keit; [P.] Mast 141 
Dipl. - Ing., Einkommen, Frage- 
bogen des VDDI 319a 
Dipl.-Ing., Entstehungszeit der 
Institution des Dipl.-Ing. Ein 


historischer Rückblick; A. Lang 
265, 287, 303 

Dipl.-Ing., Gebührenordnung 176 

Dipl.-Ing., Gefallene im Kriege 
(375b), 386, 398, 414, 424, (433 b) 
446, (448 b) | 

[Dipl.-Ing.], Gegner des; A. B. | 
160 

Dipl.-Ing., Geschichte der Schaf- 
fung der Dipl.-Ing.; A. Lang 
265, 287, 303 | 

Dipl.-Ing. als Gewerbeaufsichts- 
beamte; Frank 38b 

Dipl.-Ing. kein „Gewerblicher oe 
beiter“ 9a 

Dipl.-Ing. und Eändelshöchseinle, 
319 a, 366 b 

Dipl.-Ing. und der Begriff „Hand- 
lungsgehilfe 6b 
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Dipl.-Ing. und der Begriff „Kauf- | Dissertationen der Technischen Hoch- 


mann“ 5b 

Dipl.-Ing. und Klassenkampf 173 

Dipl.-Ing. und Kommunaldienst 
139, 174 

Dipl.-Ing. und Krieg; 
(363), 402, 418 

Dipl.-Ing. und Marine- ser waltung 
46 b, 171, 315b 

Dipl.-Ing. und Nationalökonomi- 


A. Lang 


scher Doktorgrad an Universi- | Dissertationen 


täten 172, 

Dipl.-Ing. und Provinzial-Verwal- 
tungen, Fragebogen 
VDDI 318b, 366b 

Dipl.-Ing.-Prüfung, Anerkennung 
als 1. Staatsprüfung 289 b, 290 a 


Dipl. - Ing. - Prüfung, Wert der 
neuen 2b 

Dipl.-Ing., Rechtsstellung nach 
dem Handelsgesetzbuch; A. 
Lang 4 — allgemeine 170 

Dipl.-Ing. und Regierungs-Bau- 


meister 177b — A. Berlowitz 
340a — A. Heilmann 337 — 
A. Lang 342a 

Dipl.-Ing. und Reichsmarineamt | 
46 b, 171, 315 b 

Dipl.-Ing., Selbständige 174 

Dipl.-Ing., Soziale Stellung 172 

Dipl.-Ing. und Theater-Ueber- 
wachung 175a o 

{[Dipl.-Ing.-Titel]; H. Bock 115 

[Dipl.-Ing.-Titel], Führung; Mayer 
281 a 

Dipl.-Ing.|-Titel], Führung, wider- 
rechtliche, der Bezeichnung 
„Dipl.-Ing.“ 171, 366 a | 

[Dipl.-Ing.], Werkstattausbildung, | 
praktische; 


| 


des | 


| Ehrengerichts-Ordnung, 


schulen [Fortsetzung] | 

Hannover 190, 285, 318, 434 

Karlsruhe 99, 162, 190, 212, 261, 
285, 335, 396, 434 

München 17, 42, 99, 
190, 212, 237, 261, 
318, 335, 396, 434 

Zürich, Jahresverzeichnis C 207 a, 
Anm. 2 


135, 162, 
285, 301, 


der Technischen 
Hochschulen, Bibliographie 1900 


bis 1910 von Carl Walther; M. 
W. Neufeld 207 
Dissertationen, Verzeichnis, s: 


Bibliographie, s. a: Jahresver- 
zeichnis í 

Doctor honoris causa, durch In- 
serat 335a . 

Dozentenhaus, Universität Berlin 
158 a, 188a 


Ehrengerichtsbarkeit, Ingenieure 
und E.; [P.] Mast 141 — 173 
Ehrengerichts - Kommission, Ent- 
wurf einer Ehrengerichts-Ord- 
nung der E.-K. des VDDI 75 
Entwurf 
der E.-O. der E.-Kommission 
des VDDI 75 

Ehrenzeichen, s: Ritter des Eiser- 
nen Kreuzes 

Eigentum, gewerbliches, s: Deut- 
scher Verein für den Schutz 

Einkommen der Dipl.-Ing., Frage- 
bogen des VDDI 319a 


Eisen und Alteisen in ihren tech- 


nischen und wirtschaftlichen 
Beziehungen; O. Gellert B 71b 


G. Schlesinger 203 | Eisen im Jahre 1913 62 


Dipl.-Ing. und Wiederaufbau in | Eisenacher Vertretertag des Studenti- 


Ostpreußen 393 
Dipl.-Ing. und Wirtschaftsleben 
während des Krieges; A. Lang 
363, (402, 418) 
Dipl.-Ing. und 
[H.] Althoff 195 
Diplom-Prifung, Anerkennung als 
1. Staatsprüfung 289 b, 200 a 
Diplom-Prüfung, Wert der neuen 
2b 
Dissertationen 
Hochschulen 
Aachen 42, 237, 434 
Berlin 42, 99, 163, 
301, 318, 335, 395 
Breslau 190 
Danzig 71, 134, 190, 285, 318 
Darmstadt 135, 190, 396 
Dresden 71, 162, 261, 318, 396! 


Wohnungsamt; 


der Technischen 


190, 237, 


schen Verbandes Deutscher Tech- 
nischer Hochschulen; Ausländer- 
frage — Einheitlicher Studiengang 
an allen deutschen Technischen 
Hochschulen 348 b 

Eisenbahn-Diplom-Ingenieure 173, 
260 

Eisenbahnen, Verwaltung; Wehr- 
mann B 126a — Zinßmeister 
126 

Eisenbahnsenkungen im Ostrau- 
Karwiner Steinkohlenrevier; A. 
H. Goldreich B 100a 


Eisenbau, volkswirtschaftliche 
Studie; G. Stöckle B 163, B 
237 


[Eisenbeton], Versuche mit einge- 
spannten Balken; F. von Em- 
perger B 212a 


Eisenbetonbau, Wirtschaftlichkeit 
als Konstruktionsprinzip im E.; 
Max Mayer B 20 

Fisenerzbergbau, Die Entwicklung 
und die volkswirtschaftliche Be- 
deutung des E. und der Eisen- 
industrie im Siegerland; 
R. Utsch B 42 

Eisenindustrie, Irlands; 
Mannberger 10 

Eisenindustrie, Sieger Land, Ent- 
wicklung und volkswirtschaft- 
liche Bedeutung des Eisenerz- 
bergbaues und derE.; R. Utsch 
B 42 

Elektrizitäts-Industrie 
1913 63 

Elektrizitäts - Versorgung, ge- 
mischt private und öffentliche 


V. o 


im Jahre 


Unternehmungen ...; R. Pas- 
sow B 20 
Engländer als Ingenieure deut- 


scher Kommunal-Verwaltungen 
in Kriegszeit 365, 374 

Erfinderrecht und Angestellten- 
erfindung nach dem veröffent- 
lichten Entwurf eines neuen Pa- 
tentgesetzes; B. Wassermann 
273 

Erfindung, Recht der Angestell- 
ten an ihrer E. 283a 

Erschließung, industrielle von Al- | 
tona; [H.} Kalbfus 118 

Etat der Bergakademien [Preu- 
Bens] 1914; M. W. Neufeld 86, 
133 

Etat der Technischen Hoch- 
schulen [Preußens] 1914; M. W. 
Neufeld 86, 133, s. a: bei 
Technische Hochschule unter 
den Hochschulorten 


| 


Fabrik und Handwerk, Ein Bei- 
trag zur Frage: F. u. H.; [G.] 
Stöckle 321 
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Gasversorgung, gemischt private, „Handlungsgehilfe“, Dipl.-Ing. und 
und öffentliche Unternehmun- | der Begriff „H.“ 6b 
gen ...; R. Passow B 20 | Handwerk und Fabrik, Ein Bei- 
„Gebührenordnung der Architek-! trag zur Frage: H. u. F.; [G.} 
ten und Ingenieure‘, Ausschuß : Stöckle 321 


für, Teilnahme des V D DI 319a Haus- und Grund-Besitzer-Ver- 
Gebührenordnung, Herausgabe eine, Standesbewußtsein der 

einer G. des VDDI 176, s. a: Rechtsanwälte 188 a 

Zeugengebühren ‚Hildesheim, Engländer als Inge- 
Gebührenordnung für Sachver- | nieur beim stadt. Gas- und 

ständige und Zeugen 176 = Wasserwerk in Kriegszcit 366, 

Eingabe des VDDI an den, 374 

Reichstag 49b Hilfsarbeiter, Technische, s: Tech- 
Gefallene, s: Dipl.-Ing., Gefallene, nische H. 


der ‚Hilfskasse, Bericht 22, 52, 71, 114, 

168, 194, 216, 264, 286, 320, 360, 
388 — Spende von Büchern zu- 
eunsten der H. durch C. M. 
Lewin 21b, 50b, 240a, 202b, 


Gemeindepolitik, Aufgaben 
G.; A. Damaschke B 44 
Gemeinde..., s. a: Kommun...: 
Gemischt private und öffentliche | 
Unternehmungen auf dem Ge- | 


biete der Elektrizitats- und! 354a, 434b 

Gasversorgung und des Straßen- | Hilfsmittel, technische H. zur. in- 

bahnwesens; R. Passow B 20; dustriellen Erschließung der 
Gieneralversammlung, Aktionärs Kommunen; [H.] Kalbfus 118 


Fragerecht in der G.; Prak-: „Hochschule“ [Mißbrauch des Na- 


tischer Jurist 183 mens „Hochschule‘“]; [H. J.] 
Geschäftssprache des Ingenieurs; Reisner 69a 
E. Buscher 35 Hochschulfragen, Technische H. 


im Württembergischen Landtag 


Getreide-Ernte der Welt 1911, 
R 57, R 193b o 


1912, 1913 60 


Gewerbeaufsichtsbeamte, gün- | [Hochschullehrer], Gehälter; M. 
stige Beförderungsverhältnisse;| W. Neufeld 133 
Frantz 38b Hochschul-Museum, Wiener; R. 
Gewerbeordnung, Baumeister- von Wettstein C 188b 
Titel und G. 1 — P. Siméon! Hochschulnachrichten 16, 41, 70, 
23 — (46a) 98, 134, 161, 189, 211, 235, 201, 
|Gewerbe-Ordnung und Meister- 284, 300, 351, 384, 395, 411, 433, 
Titel] 1 — P. Siméon 23 — ! 443 
46 a Hotel-,, Akademie“ in Düsseldorf; 


Gewerbe, Schiedsverichte; J. Koll-; fH ..J.] Reisner 69a 


mann B 301, s. a: Reichseini- ı Hotel - „Hochschule“, s: Hotel- 
| gungsamt „Akademie“ 
Gewerblicher Rechtsschutz s. a: 

Deutscher Verein für den! 

Schutz ... Imperativ, energetischer: Wil- 
Gewerkschaften als politische | helm Ostwald B 45 


|Fabrikorganisation] und Selbst- 
kostenberechnung; F. Meven- 
berg B 214b 

Fachschulen, technische, s: Mittel- 


Vereine 316 b 
ı Gummi-Industrie 
| 64a 
| Gymnasien, s: Mittelschulen 


Industrie, Deutsche, während der 
Regierung Kaiser Wilhelms H. 
B 351 b 

Industrie, Schiedsgericlite; J. Koll- 


im Jahre 1913 


schulen, technische | mann B 301, s. a: Reichseini- 
Fragerecht des Aktionärs in der ; Haftpflicht im Luftverkehr; Nem- ; gungsamt 

Generalversammlung;  Prakti-ı nich 327 | [Industrie] Seibstkosierhäreelh 

scher Jurist 183 | Handel und Kapital im Krieg 390 | nung: F Leitner B Ðl b 


Förderer, neue 51, 73, 112, 139, Handel, Schiedsgerichte; J. Koll- F i a EI ide 

163, 193, 215b, 263, 318, 336,/ mann B 301, s. a: Reichseini- , TSCMeUr und Earengericntsbar- 
© keit; [P.] Mast 141 

388 gungsamt = 

Fortschritt, technischer, Hemmun-; Handelsgesetzbuch, Rechtsstellung | Ingenieur, Geschäftssprache des 
gen; L. Leopold 27 des Dipl.-Ing.; A. Lang 4 | .; E. Buscher 35 

Fortschritt, wirtschaftlicher, Hem-, Handelshochschulen und V DDI, ‚Ingenieure, Rechtslehre 
mungen; L. Leopold 27 Fragebogen 319a, 366 b | [W.] von Pasinski 155 


| 


für L; 


456 


mm ee ee Ce mn nn 


„Ingenieur“, 


Hinweg mit der Standesbezeich- | 


nung „Ingenieur“; R. Schön- 
höfer 393 H. Reißner [= 
Reisner ?] 411 b -— O. Schulthess 
410 a -- F. Spielmann 409a — 
A. Winkel 41la 

Ingenieur, seine militarische Ver- 
gangenheit; H. [J.] Reisner 429 

Ingenieur, Wirtschaftslehre für 
L, [W.] von Pasinski 155 

Ingenieur-Beruf, Ueberfüllung in 
Deutschland; Denkschrift des 
BV Mainz-Wiesbaden 46 b 
Untersuchung durch den BV 
Mainz-Wiesbaden 138 b — War- 
nung des Architekten-Vereins 
zu Berlin 259 a, 366 a 

Ingenieur-Beruf, Ueberfüllung in 
Ocsterreich 160 

Initiative in der Verwaltungstätig- 
keit; M. Kraft 197 

Innungen, Warnung der I. 
unwürdigen Submittenten 
O8 a 

Institut fur Seeverkehr und Welt- 
wirtschaft 159 b 

„Internationale diplomatische Re- | 
sierungskonferenz“, Vereinba- 
rungen für gesetzlichen Ar- 
beiterschutz 282 b 

Irland, Eisenindustrie; 
Mannberger 10 

Italien, Standesbewegung 
Akademischen Techniker 


R 


V. ©. 


3066 b 


Jahr, praktisches, der [Studie- , 
renden] 175 a 

Jahres-Verzeichnis der Schweize- 
rischen Hochschulschriften 


207a Anm. 2 


Jahres-Verzeichnis der deutschen | | 


Universitäts-Schriften C 207 a° 
Anm. 2 


Juristen, Standesbewußtscin 


Juristen und Techniker, Arbeits- ' 
ı Krieg und Dipl.-Ing. 


Patentrechtsange- 
K. Wentzel 205 


teilung in 
legenheiten; 


Kali-Industrie im Jahre 1913 03: 


Kapital und Handel tm Krieg 390 

Karwin, s: Ostrau-Karwin 

„Kaufmann“, Dipl.-Ing. 
Begriff „K“ 5b 

„Kaufmann und Techniker‘ 
Schulz-Mehrin B 193a 

Kesselstein-Assessor 200 b 

Kinematik, Grundzüge; H. Baer 
und A. Christmann B 17 


> Otto 


vor | 


der | Kraft, meine K. 
| M. Harden 362 
: Kraftfahrzeug-Industrie im Jahre 1913 


und der! | 


| 374 b 
| 
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Standesbezeichnung, | Klassengegensatze, Milderung; C. 


von Bach 39 — A. Lang 40a 


Klassenkampf, Dipl.-Ing. und ge-| Krieg und Wirtschaftsleben; 


werkschaftlicher K. 173 


Kleinwohnungswesen, s: West- 
fälischer Verein. . 

Kohle im Jahre 1913 61 
Kohlengebiete, Bodensenkungen; 
A. H. Goldreich B 100a 
Kohlensyndikat, 

falisches; 


fenden Angelegenheiten, für die 

solche bestehen, s. a: VDDI, 
Kommission 

Kommunal-Ausschisse, Zentral- 
stelle des VDDI fiir K., Ge- 
schaftsordnung 318b 

Kommunalbau-Beamte, höhere, s: 
Verband der höheren K. 

Kommunaldienst, Dipl.-Ing. im K. 
139, 174 

Kommunen, industrielle Erschlie- 
Bung durch technische Hilfs- 
mittel; [H.] Kalbfus 118 

Kongresse (319 a, 319 b), 350 

Konkurrenzkampf, Auswüchse im 
K. R 69 

Konkurrenzklausel und gewerb- 
licher Rechtsschutz; Verein 
deutscher 
ten C 284b 


44 
Kommission, s: unter den betref- 
| 


| 


ist mein Recht; 


64 b 
: Krankenversicherung, 4000 Mark- 
Grenze 133 


c | Kreuz, Eisernes, s: Ritter des 
| Eisernen Kreuzes 
(Krieg, Bekanntmachungen der 
Staatsbehörden anläßlich des 


Krieges 358 


402, 418 
und techni- 


scher Arbeitsmarkt; A. Lang 


' 381 
Krieg, Handel und Kapital im K. ; Marine-Verwaltung, 


390 

Krieg, Kapital und Handel im K. 
390 

Krieg, Notstandsarbeiten 392 b 


Maschinenbauanstal- 


| 


1 


| 
| 


i 


Krieg und Volkswirtschaft; E. W. 

Köster 377 

A. 
Lang 363 

[Krieg], und Wirtschaftsleben; 
Aufruf des Vereines deutscher 
Maschinenbau-Anstalten 372 

Kriegsanleihen, Aufruf zur Zeich- 
nung der K. 369 


Rheinisch-West- | Kriegsarchiv des VDDI 420a 
Kurt Wiedenfeld B | Kriegsschauplatz, Vom, Verbands- 


mitglieder im Felde 375, 385, 

396, 412, 423, 435, 444 
Kriegsstatistik des VDDI 422a 
Kündigung, fristlose K. für bau- 

leitende Architekten 40 
Kunstkommission,Mannheimer 234 
Kurse, s: Schiedsgerichte 


Landesbauordnung, 
Notwendigkeit; 
schmidt 220 

Landtag, Württembergischer, s: 
Württembergischer L. 

Landwirtschaft im Jahre 1913 60 


preußische, 
Otto Gold- 


Lebenskosten und Löhne; B. 
Scheifele C 316 a 

Leder-Industrie im Jahre 1913 
64 a 

Lehranstalten, höhere, s: Mittel- 
schulen 

Literatur 17, 42, 71, 100, 135, 
163, 190, 212, 237, 261, 301, 
351; alle unter Literatur be- 


sprochenen Werke sind im Na- 
men- und im Sach-Verzeichnis 
aufgeführt und durch ein B ge- 
kennzeichnet 


Löhne und Lebenskosten; B. 
Scheifele C 316a 

Luftverkehr, Haftpflicht im L.; 
Nemnich 327 


| 


l 
‘ 


15h: Krieg und Dipl.-Ing.; A. Lang | Mannheim, Kunstkommission 234 


Marine-Verwaltung und Dipl.-Ing. 
46 b, 315 b 

Marine-Verwaltung, ihre Techni- 
schen Hilfsarbeiter 47 

Vermehrung 

der etatsmäßigen technischen 
Beamten 315 b 

Maschinen-Arbeit, Unterschätzung 
der M. 180a 


Krieg, Rechtsfragen in Kriegszei- | Maschinen für Chemische Indu- 


ten 357 
Krieg und VDDI, Maßnahmen 
Krieg und Völkerrecht; 
ler 370 


[J.] Koh- 


strie, Untersuchungsamt für M.; 
E. Walder 311 

Maschinen-Fabriken, Organisation 
und Sclbstkostenberechnung; F. 
Meyenbere B 214 
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Patentgesetz [, Reform] und Er- 
finderrecht; B. Wassermann 
273 

Patentgesetz, Reform und VD DI 
319a — Leitsätze des VDDI 
366-67 
Personalia 22, 52, 140, 216, 240, 


Maschinen - Industrie im Jahre | Nachruf für 

1913 63 Karl Beck 320 
Materialprüfungsamt Dahlem, Carl Boldt 216 

Etat 1914; M. W. Neufeld 86 Carl Delius 376 
Mayer, Julius Robert, zum 100.| Paul Griesenberg 216 

Geburtstage; C. Weihe 417 Heinrich Gütschow 388 
[Meister-Titel und Gewerbe-Ord- Erich Haake 114 


nung]; 1 — P. Simeon 23 — Carl Janssen 400 302, 320, 336, 376, 388, 400, 

46a Erich Kiselowsky 428 416, 427, 439, 448 

Stern 179 Rudolf Mohr 416 anstalt, Mitglieder-Ernennung 237 
Meßbildanstalt, Begründung der | Reinhold Nagel 114 Politik, [Erziehung zu politischer 

Königl. Preuß. M. 260 b | Georg Niemeyer 439 Betätigung]; von Payer 132b 


Reinhold Ritter 448 
Edmund Rudloff 302 


Metalle im Jahre 1913 62 
Meydenbauer, Albrecht, Begrün- 


Politische Vereine, s: Vereine 
Polytechnikum, s: Mittelschulen, 


der der Königlichen [Preußi- | Carl Schlemming 114 technische 
schen] Meßbildanstalt 260 b Karl Schmitz 427 Porzellan-Industrie im Jahre 1913 - 
Mitglieder, Beitrag 1915 356, 361,! Günther Titze 360 64a 


376, 389, 401, 441 | Otto Wendt 240 
Mitglieder, Beiträge, rückstän- | Paul Wieyand 427 

dige, Anmahnung 50a, 72a,| Louis Wolffberg 448 

139, 163, 240, 202, 285, 354 Numerus clausus fiir Regierungs- 
Mitglieder, Beiträge, cone baumeister 49, (94b), 289b, 


Preisaufgaben, Bearbeitung der 
P. der TH Berlin seit dem 
1. Juli 1889 bis 30. Juni 1913; 
M. W. Neufeld 236b, s. a. un- 
ter: Technische Hochschule, 
Berlin, Preisaufgaben 

Preußen, Arbeitswilligen -Schutz 


40 b, 138 b, 319 a, 367 290 b, 310a 


Menschliches — Technisches; N. Willibald MattschoB 439 Phvsikalisch - Technische Reichs- 
Mitglicder, gestorbene, s: das be- | Notstandsarbeiten i$ Kriege ) 


sondere Verzeichnis gestorbe- | 392 b 299 b 
ner Förderer und Mitglieder, ‚Preußen, DBaupolizeirecht und 
s. a: Dipl.-Ing., Gefallene, Oberrealschulen, s: Mittelschulen Landesbauordnung; Otto Gold- 
s. a: Nachruf 'Oberverwaltungsgericht gegen schmidt 220 
Mitglieder, neue 50, 72, 111, 139,! unbefugte Verleihung des Titels Preußisches Ministerium der 
103, 193, 215, 262, 285, 319,! „Provinzialbaurat‘ 38 b öffentlichen Arbeiten, s: Mini- 
330, 359, 387, 426, 435 Oesterreich, Standesbewegung der | sterium, Preußisches 
Mitglieder, Verzeichnis, Stand | Akademischen Techniker 366 b | Professoren, Gehälter der P. an 
vom Dezember 1913, bevor-| Organisation, s: Fabrikorganisa- | den Preußischen Technischen 
stehende Versendung 21 tion ‚ Hochschulen und Bergakade- 
Mitglieder, Wohnungs-Aenderun- mien; M. W. Neufeld 133 


Ostpreußen, Wiederaufbau und 


gen 5l, 73, 113, 140, 164, a Dipl.-Ing. 393 „Provinzialbaurat‘“, unbefugte 
13 : GRA" HD ‘ i s : > 66 AN 
2l 5, 240, 263, 286, 302, 320, ' Ostrau - Karwiner Stan kahici: Verleihung des Titels „P.“ 38 b 
330, 354, 300, 368, 375, 388, 399, Provinzial - Verwaltungen und 


revier, Eisenbahnsenkungen; 


420, 439, 447 A. H. Goldreich B 100a 


Mitglieder, Wohnungs-Aenderun- 
gen, Bitte der Geschäftsstelle | p 
um Nachricht, ob dauernd oder | 
vorübergehend 21b, 50b, 240, 
262, 285, (308 a) 
Mittelschulen, preußische, Zu 
| 

| 


| Dipl.-Ing, Fragebogen des, 
| VDDI 318b, 306b 


Prüfungsamt, s: Untersuchungs- 


apier-Industrie i hre 1913 
apier-Industrie im Jahr 


64 b | 
[Partei-Sachverständige] im Zivil- 


'mnasien, s: Mittelschule 
prozeß; K. Wentzel 217 — |F. Realgymnasien, s: Mittelschulen 


Recht, mein R. ist meine Kraft; 


nahme der Abiturienten von on an M. Harden 362 
1000.01 bis 1911/12; H. Wermb- Parentagentem UN SEN 2 Rechtsanwälte, Reklamewesen 
ter R 233 Patentanwalts-Anwärter und An-| 15þb u 

Mittelschulen, technische, Lehrer- gestellten-Versicherung 175 Rechtsanwälte, Standesbewußtscin 
stellen an M., Aufklärung 319 b | Patentgesetz, Entwurf; Wald- 188 a 

Mittweida, Russen an der Tech-| schmidt R 210 Rechtsanwaltsberuf, Ueberfüllung 


nischen Lehranstalt 374 b Patentgesetz |, Reform] und An- (188 a), 234 


Museum gestelltenerfindung; B. Wasser- | Rechtsanwaltskammer, s: An- 
Hochschul - Museum in Wien) mann 273 waltskammer 
188 b [Patentgesetz, Reform] Arbeits- | Rechtsauskunftsstelle des VDDI 


teilung zwischen Technikern | 318 b 
und Juristen in Patentrechts- | Rechtsfragen in Kriegszeiten 357 
angelegenheiten; K. Wentzel | Recht[slehre] für Ingenieure B 
205 155 


Technologisches M. für Han- 
dels-Hochschulen 188 b 

Universitäts-Museum in Berlin 
iss a 


458 
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Rechtsprechung, Aus der 15, 40,| Sach-Verzeichnis der Wirt- 


69, 98, 209, 283 


Rechtsschutz, gewerblicher und 
Konkurrenz - Klausel; Verein 
deutscher Maschinenbauanstal- 
ten C 284b 

Rechtsschutz, gewerblicher, Re- 
form 175 

Rechtsschutz, gewerblicher, s. a: 
Deutscher Verein für den 
Schutz ... 

Rechtsstellung der Dipl.-Ing. 170 

Rechtsstreitigkeiten mit techni- 
schem Streitstoff; F. Gerb 254 


— |K. Wentzel 217] 
Regierungsbaumeister und Dipl.- 
Ing.; A. Berlowitz 340a — A. 


Heilmann 337 — A. Lang 342a | 


Regierungsbaumeister, Lage der 
nicht im Staatsdienst beschäf- 
tigten preußischen; A. Berlo- 
witz 94b — Zentralblatt der 
Bauverwaltung 93 

Regierungsbaumeister, Numerus 
clausus 49, (94 b), 289b, 290 b, 
310a 

Regierungsbaumeister, Zahl der 
geprüften R. vom 1. April 1912 
bis 1. April 1913 245b 


schaftlichen Rundschau 


Sachsen, 
300 b 
Sachverständigen-Gebühren 176a, 
s. a: Gebührenordnung 

[Sachverständige, technische] im 
ZivilprozeB; K. Wentzel 217 — 
[F. Gerb 254] 


Arbeitswilligen - Schutz 


| Salvisberg, Paul, [als Gegner des 


VDDI]; A. B. 160a 
Schiffahrt im Jahre 1913 64 


Schiffbau, Baumeister - Frage; [P.] 
Knipping 344 

Schiffbau im Jahre 1913 64 

Schiffbau, Konkurrenzkampf im 


S.; R. A. Ziese 157 

Schiffe, Antrieb und Widerstand; 
[H.?] Rothe B 213 

Schiedsgerichte in Industrie, Ge- 
werbe und Handel; J. Koll- 
mann B 301, s. a: Reichseini- 
gungsamt 

Schiedsgerichte, Sonderkurs des 
BV Darmstadt über Sch. 354a 

Schopenhauer, Arthur, Gedanken 
über Architektur; E. Hiller R 
350 


Regierungsbaumeister-Frage, Ein- | Schopenhauer, Arthur, sämtliche 


gaben des VDDI (177b), 366 
Regierungsbaumeisterfrage, Zur; 
A. Heilmann 337 — A. Berlo- 
witz 340a — A. Lang 342a 
Regierungskonferenz, Internatio- 
nale diplomatische, s: 
nationale ... 


Werke B 17 
Schröder (Schwerin), Gerichts- 
verfahren gegen Sch. 366a 


Schulwesen, Technisches, s: Deut- 
scher Ausschuß .. .. 
Inter- | Selbstkostenberechnung industri- 


eller Betriebe; F. Leitner B 261 


Reichsanstalt, Physikalisch - Tech- | Selbstkostenberechnung und Or- 


nische, 

237 
Reichsbank, Dipl.-Ing. 

sekretär 133 


Mitglieder - Ernennung 


als 


Reichseinigungsamt, Wünsche nach | 


einem R. 282b, s. a: Schieds- 


gerichte 


ganisation von Maschinenfabri- 
ken; F. Meyenberg B 214b 


Bau- | Sieger Land, Die Entwicklung und 


die volkswirtschaftliche Bedeu- 
tung des Eisenerzbergbaues und 
der Eisenindustrie im S.; R. 
Utsch B 42 


Reichsmarineamt und Dipl.-Ing. | Sozialdemokratie und Sozialpoli- 


46 b, 171, 315 b 


tik; von Loebell C 209 


Reichsversicherunysordnung, 4000 | Soziales 15, 39, 282, 299, 315, 334, 


Mark-Grenze in der Kranken- 
versicherung 133 

Reklamewesen, Rechtsanwälte 
15b u. 

Rheinisch - Westfälisches 
syndikat; Kurt Wiedenfeld B 
44 

Ritter des Eisernen Kreuzes 386 b, 
397 b, 423 b, 436a, 444 


Rundschau, wirtschaftliche, s: 
Wirtschaftliche Rundschau, s. a: 
das besondere Namen- und 


349 

Sozialpolitik, „bedrohte“; Ver- 
einigung der Deutschen Arbeit- 
geberverbände C 282a 


Kohlen- | Sozialpolitik und Sozialdemokra- 


tie; von Loebell C 299 
Sozialreform, gegen die Fortfüh- 
rung; Handelskammer Altona 
C 334b 
Standesbewegung der Akademi- 
schen Techniker in Italien und 
Oesterreich 3006 b 


| 


| 


Standesbewußtsein, Juristen 15 b, 188 

Standesfragen 14, 38, 96, 132, 158, 
188, 233, 259, 281, 315, 348, s. a: 
Bildungsfragen 

Stellenanzeiger, s: VDDI, Stellen- 
anzeiger 

Stellennachweis, s: 
lenanzeiger 

Straßenbahnwesen, gemischt pri- 
vate und öffentliche Unterneh- 


VDDI, Stel- 


mungen ...; R. Passow B 20 

Streikversicherung, s: Arbeit- 
geber-Verbände, Zusammen- 
schluß 

Ströme, abirrende elektrische, 
Schäden 209 a 

Studenten, ausländische, be- 


schränkte Zulassung 159 b 

[Studenten], Eisenacher Vertretertag 
des Studentischen Verbandes Deut- 
scher Technischer Hochschulen, 
s: Eisenacher Vertretertag 

Studenten, Werkstattausbildung, 
praktische; G. Schlesinger 293 

Submittenten, Warnung der In- 
nungen vor unwürdigen S. R 
08 a 


Tantieme des Aufsichtsrats und 


Vorstands einer Aktiengesell- 
schaft; Prakt. Jurist 153 
Techniker als Abgeordnete im 


Preußischen Abgeordnetenhause 
234 a 

Techniker, akademische, Standes- 
bewegung in Italien und Oester- 
reich 366 b 

Techniker, als Bürgermeister 97 b, 
234 a 

Techniker, Geschichte 
H .[J.] Reisner 429 

Techniker und Juristen, Arbeits- 
teilung in Patentrechtsange- 
legenheiten; K. Wentzel 205 

„Techniker und Kaufmann‘; Otto 
Schulz-Mehrin B 193a 

Techniker-Verband, Deutscher s: 
Deutscher T. 

Technische Hilfsarbeiter und Ma- 
rine-Verwaltung, Eingabe des 
VDDI 46b, (171, 315b) 

Technische Hilfsarbeiter und 
Reichsmarineamt, Eingabe des 
VDDI 46b, (171, 315b) 


Technische Hochschule 
Aachen, Etat 86, 90 
Aachen, Hochschulnachrichten 
16, 41, 70, 98, 189, 211, 317, 
395, 433 


des T.; 


Technische Hochschule und Würt- 


SACHVERZEICHNIS 


Technische Hochschule [Fortsetzung] | Technische Hochschulen, 


Ausländerfrage 348 b 

Dissertationen, s: Dissertationen 

Etat 1914 der preußischen; M. 
W. Neufeld 86, 133 

Lehrpläne, einheitliche 348 b 

Museum, Wiener Hochschul -M.; 
R. von Wettstein C 188 b 


Berlin, Boissonet-Stiftung 10 b, ' 
189 b 

Berlin, Etat 1914 86, 90 

Berlin, Hochschulnachrichten 16, 
41, 70, 98, 134, 161, 189, 211, 
235, 261, 284, 300, 317, 335, 
384, 395, 433, 443 


| 


Berlin, Kaiserjubiläumstafel Professoren - Gehälter; M. W. 
189 b Neufeld 133 
Berlin, Liebermann-Büste 211 b| Studentinnen - Zahl im W.-S. 
Berlin, Preisaufgaben 191415. 1913-14 70a 
235 „Technische Studien“, Sammlung ! 
Berlin, Preisaufgaben, Bearbei- | von Dissertationen, herausgege- 
tung seit dem 1. Juli 1889 ben von H[einrich] Simon C 
bis 30. Juni 1913; M .W.| 207 Anm. 3 
Neufeld 236 b Technische Wörterbücher, s: 
Braunschweig, Hochschulnach- | Wörterbücher, technische 
richten 41, 99, 317, 384, 433 | Technisches — Menschliches; 
N. Stern 179 


Breslau, Etat 1914 86, 90, 91 


Breslau, Hochschulnachrichten | Technologisches Museum für Han- 
41, 70, 99, 134, 162, 211, 261, dels-Hochschulen; A. Binz C 
317, 384, 433 188 b 

Danzig, Etat 1914 &6, 91, 99 Terraingesellschaften, sachsische 

Danzig, Hochschulnachrichten | T. und ihr Einfluß auf die 
41, 134, 162, 317, 384, 395, | Stadterweiterung; H. Conert 
433 B 71b 


Textil-Industrie im Jahre 1913 63 


Darmstadt, Etat 159a 
Titelfrage, Zur; H. Bock 115 — 


Darmstadt, Fach- und Schluß- 


Prüfungen 170 Mayer 281 | 
Darmstadt, Hochschulkurs Ok- TodessAnzeigen 114, 240, 360, 
tober 1914 351 (428) 
Darmstadt, Hochschulnachrich- ‘ 


Ueberfillung des Ingenieurberufes 
46 b, 138 b, 160, 259 a, 366 a 
Ueberfüllung des Rechtsanwalts- 
p berufes (188 a), 234 

| 
| 


ten 41, 70, 189, 261, 351, 433 

Dresden, Hochschulnachrichten 
285, 317, 395, 433 

Dresden, ergänzte Promotions 
Ordnung 70 

Hannover, Etat 1914 86, 91 


Universitäten, Dissertationen, Jah- 
res-Verzeichnis C 207 a Anm. 2 


Hannover, Hochschulnachrichten | Universitats g MUSEUM, Berliner; 
134, 162, 189, 211, 261, 335,| MJ. C 188a 
Unterricht, mathematischer und 


395, 411 

Hannover, Sportpflege 211 b 

Karlsruhe, Fach- und Schluß- 
Prüfungen 170 

Karlsruhe, Hochschulnachrichten 
42, 70, 99, 189, 317, 384, 395, 


naturwissenschaftlicher, Deut- 
scher Ausschuß für U., Teil- 
nahme des VDDI 319a 

Unterricht, rechtswissenschaft- 
licher, an TH, Kommission 318 b 

Unterricht staatswissenschaft- 

433 i ae 

Munchen, Hochschulnachrichten icher, an Ei SOMIMISSION on. 
70, 99, 134, 211, 261, 285, 317, | Untersuchungsamt fiir Apparate 
385. 305.. 433 und Maschinen für die chemische 

>] ? . 

Stuttgart, Etat R 57, R 193b o Industrie; E. Walder 311 

Stuttgart, Hochschulnachrichten 
212, 317 

Zürich, Jahresverzeichnis der | 
Dissertationen C 207 a Anm. 2 


Verband der höheren Kommunal- 
Bau - Beamten Preußens 
gegen VDDt 319a 

Verband der Warenzeichen-Inter- 
essenten E.V., Warnung vor 
seiner Verwaltungsstelle 365 


tembergischer Landtag R 57, 
R 193b o | 


Es- V 


1 
{ 
| 


t 
| 


459 


Verband Deutscher Diplom-Inge- 


nieure. 

„Arbeitsvermittlungsstelle für 
Ingenieure“ 382 b, 421 a, s. a: 
VDDI, Stellenanzeiger 

Aufruf an die Mitglieder an- 
läßlich des Krieges 355, 356 

Ausschuß-Sitzung, s: Ausschuß- 
Sitzung 

Bezirksvereine 1913 
Bezirksvereine ... 

Bezirksvereine, Berichte, s: Be- 
zirksvereine, Berichte 

Bitte um Bekanntgabe der Feld- 
Adressen der Mitglieder 368 a, 
426 a, 434 b 

Bitte um Bekanntgabe zu be- 
setzender Stellen 308 a, 420 a, 
434 b 

Ehrengerichtsbarkeit, Ausfüh- 
rungsbestimmungen 366 b 

Ehrengerichts - Kommission, s: 
Ehrengerichts ... 

Eingaben an die Behörden 
wegen des Vereins Deutscher 
Diplom - Braucrei-Ingenieure; 

- A. Lang 77 

Eingabe an den Bundesrat des 
Deutschen Reiches wegen der 
Führung des Baumeister-Titela 
1, 46a 

Eingabe an das Hessische Mini- 
steriums des Innern wegen 
Nichtanerkennung der Dipl.- 
Ing. 46 a 

Eingabe an den Preußischen 
Minister der öffentlichen Ar- 
beiten wegen der Führung 
des Baumeister-Titels 1 

Eingabe an das Reichsamt des 
Innern mit Leitsätzen zur Pa- 
tentgesetz-Reform 366—367 

Eingabe an den Unterstaats- 
sekretär der Reichslande 
wegen der Ausschreibung der 
Stelle eines Universitäts-Bau- 
assistenten 366 b 

Eingabe an des Deutschen 
Reichstages Budget-Kommis- 
sion wegen Etatisierung der 
Dipl.-Ing. 46 b 

Eingabe an des Deutschen 
Reichstags Kommission wegen 
Aenderung der Gebühren- 
Ordnung für Zeugen und 
Sachverständige 49 b 

Eingabe an den Stadtmagistrat 
zu Rüstringen wegen der Re- 
gierungsbaumeister - Frage 
366 a 


100, s. a: 


460 
Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure [Fortsetzung] 
Eingabe an die Technische 
Hochschule wegen der Füh- 
rung des Baumeister-Titels 1 


Förderer, neue, s: Förderer, 
neue 
Fragebogen wegen des Ein- 


kommens der Dipl.-Ing. 319 a 
Fragebogen wegen der Handels- 
hochschulen 319 a 
Fragebogen wegen der Provin- 
zial-Verwaltungen 318 b 
Gebührenordnung der Architck- 
ten und Ingenieure‘, Teil- 
nahme des "VDDI an dem 
Ausschuß für G. 319 a 


Gebührenordnung, Herausgabe 
176 
Gebührenordnung für Zeugen 


und Sachverständige 319 a 
Hilfskasse, s: Hilfskasse 
Jahresbericht 1913 165 
Klage bei den Gerichten gegen 

den Verein Deutscher Diplom- 

Brauerei-Ingenieure; A. Lang 

78 | 


Kommission für Satzungen 
366 b 
Kommission für Unterricht, 


rechts- und staatswissenschaft- 
lichen 318 b 

Kriegsarchiv 420 a 

Kriegsmaßnahmen 374 a 

Kriegsreserve 356, 361, 376, 389, 
401, 428, 440, 441 

Kriegsstatistik 422 a 

Mitglieder, Beiträge, s: Mitglie- 
der, Beiträge 

Mitglieder im Felde, s: Kriegs- 
schauplatz 

Mitglieder, gestorbene, s: das 
besondere Verzeichnis gestor- 
bener Förderer und Mitglie- 
der; s. a: Dipl.-Ing., Gefal- 
lene 

Mitglieder, Verzeichnis, Stand 
vom Dezember 1913, bevor- 
stehende Versendung 21 

Mitglieder, Wohnungs - Aende- 
rungen, s: Mitglieder, Woh- 
nungs-Aenderungen, s. a: 
VDDI, Wohnungs-Aenderun- 


gen 
Mitgliederzahl 1913 166 


und Mittelschulen, technische 
319b 
Neuaufnahmen, s: Mitglieder, 
neue 


oo nn un 


SACHVERZEICHNIS 


Verband Deutscher Diplom-Inge- | Verein 


nieure, 


Patentgesetz-Reform, Leitsätze 
366-67 — Stellung des VDDI 
319 a 

Rechtsauskunftsstelle 
354 a, 350a 

Satzungsänderungen 374 a 

Schriften des V DDI 169b 

Statistik der Einkommensver- 
hältnisse der Dipl.-Ing., Frage- 
bogen 319a 

Stellenanzeiger 240a, 202b, 
285 b, 354 a, s. a: V DDI, Ar- 
beitsvermittlungsstelle 

Stellennachweis 1913 168, s. a: 
VDDI, Arbeitsvermittlungs- 
stelle 

gegen Verband der höheren 
Kommunal-Bau-Beamten 319a 

Verbandsbeiträge, Anmahnung, 
s: Mitglieder, Beiträge 

Verbandsbeitrag 1915 356, 361, 
376, 389, 401, 428, 440 

Verbandsnachrichten, s: 
bandsnachrichten 

Verein Beratender Ingenicure, 
Freundschaftsverhaltnis 366 a 

gegen den Verein Deutscher 
Diplom - Brauerei - Ingenieure 
[Eingaben an die Behörden 
und deren Antworten]; 
Lang 77 

Vermögenslage 1913 168 

Vorstandsnachrichten, s: 
bandsnachrichten 

Wohlfahrtseinrichtungen 168 

Wohnungs - Aenderungen, Bitte 
der Geschäftsstelle wegen 
Nachrichten über W., s: Mit- 
glieder, Wohnungs-Aenderun- 
gen 

Zeitschrift 1913 169 a 

Zentralstelle für Kommunal-Aus- 
schüsse, Geschäftsordnung 
318 b 


Verbandsnachrichten 21, 46, 72, 
100, 138, 163, 193, 215, 240, 
262, 285, 318, 336, 354, 359, 
366, 374, 426, 434 

Verein Beratender Ingenieure 
E. V., Ehrenkodex 350b — 
Freundschaftsverhältnis mit dem 
VDDI 366 a 


Verein Deutscher Chemiker, Ur- 
teil über die ungeeignete Aus- 
bildung der „Diplom-Brauerei- 
Ingenieure“ 250 


318 b, 


Ver- 


Ver- 


Deutscher Diplom - 
Brauerei - Ingenieure, [Schritte 
des V DDI gegen den Verein}; 
A. Lang 77 — 171b 

Vereine 350 

Vereine, politische; Gewerk- 
schaften sind politische Vereine 
316 b 

„Vereinigung der Deutschen Ar- 
beitgeber - Verbände“, Zusam- 
menschluß der Arbeitgeber-Ver- 
bände 349 b 

Verkehrsunternehmen, s: Straßen- 
bahnwesen 

Verschiedenes 15, 69, 133, 
210, 260, 284, 335, 350 

Versuchsanstalt, s: Unter- 
suchungsamt 

Vertretertag, Eisenacher, des Studen- 
tischen Verbandes ..., s: Eisenacher 
Vertretertag 

Verwaltung 
Wehrmann 
meister 126 

Verwaltungsstelle für Waren- 
zeichen, s: Warenzeichen 

Verwaltungstätigkeit, Die Initia- 
tive in der; M. Kraft 197 

Verwundete Dipl.-Ing. 397b, 414b, 
437 

Viertausend-Mark-Grenze 
Krankenversicherung 133 


160, 


der Eisenbahnen; 
B 1%a — ZinB- 


in der 


A. | Völkerrecht und Krieg; [J.] Koh- 


ler 370 
Volkswirtschaft und Krieg; E. W. 
Köster 377 


Vorsicht!; Z. 365 

Vorstand, Aktiengesellschafts-V., 
Tantieme 153 
Vorstandsnachrichten, s: Ver- 
bandsnachrichten 
Warenzeichen, Verwaltungsstelle 


für W. während des Krieges, 
Warnung vor ihr 365 

Wehrbeitrag, finanzwissenschaft- 
liche und volkswirtschaftliche 
Beleuchtung des W.; A. Heil- 
mann 148 

Weltwirtschaftliches Archiv; 
B. Harms B 135 

Werkstattausbildung, praktische, 
[der Studenten]; G. Schlesinger 
293 

Werner, Ernst, Die praktische 
Werkstattausbildung der Stu- 
dierenden an Technischen Hoch- 
schulen, unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Diplom-In- 
genieure C 293b Anm. 1 


|. Dir jur 


Westfälischer Verein zur Förde- 
rung des Kleinwohnungswesens; 
Jahresbericht über Arbeiterfür- 
sorge R 334 a 

Wirtschaftliche Rundschau, s: 11, 
37, 65, 96, 120, 157, 184, 208, 
231, 257, 279, 298, 314, 331, 346 

Wirtschaftlichkeit als Konstruk- 


tionsprinzip im Eisenbetonbau; 
Max Mayer B 20 


Wirtschaftsjahr 1913, Rückblick; 
O. Vent 60, s. a: Wirtschaft- 
liche Rundschau 


4 


Wirtschaftsleben, Aufruf des Ver- | Württembergischer Landtag, Etat 


eines deutscher Maschinenbau- 
Anstalten 372 

Wirtschaftsleben und Dipl.-Ing. 
und Krieg; A. Lang 363 

Wirtschaft[slehre] für Ingenieure 
B 155 

Wörterbücher, technische, kaiser- 
liche Stiftung für Fortsetzung 
der W. 234a 

Wohnungsamt, neuer Berufszweig 
für den Dipl.-Ing.; [H.] Althoff 
195 

Wohnungsämter, Errichtung 195 a 


der TH 
193b o 


Stuttgart R 59, R 


Zement-Industrie im Jahre 1913 
64 a 

Zeugen-Gebühren 176a 

Zivil-Ingenieur-Beruf, 
176 

Zivilprozeß, Technische Beistände 
im Z.; K. Wentzel 217 — [F. 
Gerb 254] 

Zweck-Verband GroB-Berlin, tech- 
nische Beamte 98 


Regelung 


3. Wirtschaftliche Rundschau, Namen- und Sach-Verzeichnis 


AEG (67b, 130b) 
Aktien 
Elektro - Industrie [1912—] 1913; 
E. Werner 231 
Maschinen-Industrie [1912-] 1913; 
E. Werner 231 
Aktien-Gesellschaften 1913, Deutsch- 
land 
Kapital 129, 334 
Zahl 129, 334 
Amboß-Fabrikanten, Syndikat (314a) 
Ammoniak-Verkaufs-Vereinigung, 
Deutsche 68a 
Anleihen 66, 132a 
Außenhandel, Deutschlands, s: 
Deutschland, Außenhandel 
Auswanderer, Deutschland 347b 
Automobile, s: Kraftfahrzeuge 


Banken 131, 186a, 279a, 279b 
Fusion 279b, (315a), (348a) 

Bergbau 187 

Berlin 
Brauereien 68a 
Verkehrsunternehmen, Winter 1913- 

1914 68a, (258b), (280b), (314b) 

Blei, Preise 13, 96, 158, 187, 258b, 
259, 299, 332 

Boden - Kreditinstitute, Schuldver- 
schreibungen, Gesamtumlauf 1910- 
1912 332b 

Börsenbericht 37, 96, 157, 208, (231a), 
259, 298, 331 

Brauereien, Berlin 68 

Braunkohlenindustrie, Lage 13a, (258b) 

Braunkohlen ..., s. a: Brikett... 

Brikett, Preise (66b), (67a) 

Brikettsyndikat, Niederlausitzer 66b, 
s. a: Kohlensyndikat 

Brown, Boveri & Co. 130b, (258b), 
348b 


Chemische Industrie, Lage 68, 257b | Eisen-Industrie 67a, 132b, 314a, 347b 


Dampferlinien 
Nordatlantische (67b) 
Ostasiatische, Syndikat 12b 
Dampfmaschinen, Leistungsfähigkeit, 
Preußen 1912 11 
Dampfturbinen, Leistungsfähigkeit, 
Preußen 1912 11 
Deutschland 
Aktiengesellschaften 1913 129, 334 
Anleihen 66a 
Ausfuhr an Maschinen 38, 184, 
s. a: Deutschland, Außenhandel 
Auslandsaufträge 132a 
Auswanderer 347b 
Außenhandel 13, 257a, 280b, 347a, 
s. a: Deutschland, Ausfuhr 
Einfuhr an Maschinen 38, 184 
Eisenbahnen 131b, 257b, 280a, 
314b, 347a 
Geldbedarf 65a 
Gesellschaften m. b. H. 1913 (11), 
130a, 334 
Konkurs-Statistik 1913 129a 
Kraftfahrzeug-Verkehr 
1907—1914 314b 
1913-1914 331 
Roheisen-Erzeugung 257a, 280b, 
314b 
Schiffbau 67, 157, (314a), 333 
Diamanten-Regie 131a, 187b 
Drahtverband, Deutscher, G.m.b.H. 
279a, s. a: Walzdrahtverband 


Eisen, Preise 13, 67a, 96, 158, 187, 
259, 299, 314a, 332 

Eisenbahnen, deutsche, Verkehrsein- 
nahmen 131b, 257b, 280a, 314b, 
347a 

Eisenerzlager, Englands; [V.O.] Mann- 
berger 333 


an der Küste des Stillen Ozeans; 
[V. O.] Mannberger 346 
Elektro-Industrie (14a), 67b, 130b, 
23la 
Aktien 1912-1913 23la 
England, Ausfuhr und Einfuhr an 
Eisenerz 333 b 
Maschinen 39, (184) 
England, Eisenerzlager; [V. O.] Mann- 
berger 333 


Feuerzeug-Industrie, Lage 348a 
Fürstenkonzern (258b), 314a 


Gemischt-wirtschaftlicheUnternehmen 
13b, (280b) 
Gesellschaften m. b. H. 
Kapital 130a, 334 
Rentabilität 11 
Zalıl 130a, 334 
Glühlampenfabriken 14a, (187b) 
Großhandelspreise 
1894 — 1913 298-299 
1904 — 1913 298 
1912-1913 13, 96, 158 
1913 298 
1913—1914 187, 259, 299, 332 


Hapag 13, (67b), (130) 

Hochofenzement, Syndikat 279a 

Hochofenzementwerke, Verein Deut- 
scher, Griindung 279a, s.a: Zement- 
syndikat 

Hüttenwesen 187, (258b) 


Kaliindustrie, Lage 68b, (315a) 

Kalisyndikat 68b, 279a 

Kartelle, s: Syndikate, s. a: unter den 
betreffenden Waren 

Kohlen, Preise 13, 96, 158, 187, 259, 
299, 332, s. a: Brikett 
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Kohlensyndikat (66), 67a, 130, 347a ! Rheinisch-Westfälisches Elektrizitäts- 


Kohlenzechen, Still-Legung 279b 

Konkurs-Statistik 1913, Deutschland | 
129a 

Kraftfahrzeuge 


Industrie 1913 13la 


Verkehr Deutschlands 1907—1914 | 


314b, 
1913 


1906/07 — 1912/13 332, 
1914 331 


werk 13b, (280b) 
Röhrensyndikat 13a, 67a, 279a, (314a), 
(347b) 
Roheisen, Erzeugung, Deutschlands 
257a, 280b, 314b 
Roheisen-Verband (67a) 
Roheisen-Versand 131 b 


Kupfer, Preise 12, 13, 96, 158, 187, ! Rußland, Getreidezoll 12 


259, 299, 332 


. Lloyd, s: Norddeutscher L. 
Lokomobilen, s: Dampfmaschinen 


Mannberger, [Veit Otto]; Die Eisen- 
erzlager Großbritanniens 333 


Eisenindustrie an der Küste des 
Stillen Ozeans 346 


Maschinen-Ausfuhr 
Deutschlands 38, 184 
Englands 39, (184) 
Vereinigte Staaten 12, (184) 

Maschinen-Einfuhr 
Deutschlands 38, 184 
Englands 39, (184) 
Vereinigte Staaten 12, (184) 


Maschinen-Industrie, Aktien [1912—] 
1913; E. Werner 23la 


Norddeutscher Lloyd 13, (130) 


Papier-Großhändler, Syndikat 13a 


Portland - Zementfabriken, Verein 
Deutscher 279a 


Preußen 
Anleihen (65a), 132a 


Dampfmaschinen, Leistungsfähig- 
keit 1912 11 


Baare, Fritz 317a 

Barkhausen, Karl Georg 335b 

von Benekendorf, s: von Hindenburg 
von Beseler, Hartwig 411a 
Gehrckens, C. Otto 134b, 162b 
Gorges, Johannes 161b 

Goerz, C. P. 285a, 317a 

Häuser, Adolf 212a 


Schantung, Hochofenwerk, Gründung 
132b, 314a 
Schiffahrt 67, 130, 186a, 348a, (348b) 
Schiffbau 67, 157, (314a), 333 
Schiffsdampfmaschinen, s: Dampf- 
maschinen 
Schuldverschreibungen, 
lauf 1910/12 332b 
Seidenstoff-Fabrikanten, Syndikat 13a 
Siemens-Konzern (67b) 
Stabeisen-Syndikat 279a 
Stahlwerksverband 131b, 257a, 280a, 
(314a), 314b, 347 a 
Stiller Ozean, Eisenindustrie an der 
Küste; [V. 0) Mannberger 346 
Syndikate (12b), 279a, s. a: unter 
den betreffenden Waren 


Gesamtum- 


Tuch-Fabriken, Syndikat 13b 


Verbände, s: Syndikate, s. a: unter 
den betreffenden Waren 
Vereinigte Staaten 
Ausfuhr und Einfuhr von Ma- 
schinen 12, (184) 
Eisenindustrie an der Küste des 


4. Dr.-Ing. Ehren 


Hartwig 433b 

von Helmholtz 41b 

von Hindenburg, [Paul] 384b 
Liebermann, Carl 317a 


l Lindley, William H. 351b 


Meydenbauer, Albrecht 261a 
Nernst, Walther 317b 


| Ostendorf, Friedrich 42a 


| Stillen Ozeans; 
berger 346 
Verkehrsunternehmen 
Berlin, Winter 1913/1914 68,.(258b), 
(280b), (314 b) 
Rheinland-Westfalen (280a) 


[V. O.] Mann- 


IW. E.; Börsenbericht 37, 96, 157, 
208, 259, 298, 331 

W., E.; Dampfmaschinen, Leistungs- 
fähigkeit 11 

W., E.; Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftpflicht, Rentabilität 11 

Walzdrahtverband 
Syndikat (187), (279a) 
Versand 257a, 314b, 347b 

Werner, Ernst; Die Bewertung der 
Aktien der Maschinen- und Elektro- 
“Industrie durch die Berliner Börse . 
im Jahre 1913 231 

Werner, Ernst; Maschinen- Ein- und 
Ausfuhr Deutschlands [1912-1913] 

184 


Zementsyndikat, Rheinisch -West- 
fälisches 12b, 258a, 279a, s.a: 
Hochofenzement 

Ziese, R. A.; Der Konkurrenzkampf 
im Schiffbau 157 

Zink, Preise 13, 96, 158, 187, 259, 
299, 332 

Zinksyndikat 12b 

Zinn, Preise 13, 96, 158, 187, 259, 
299, 332 

Zoll, Getreide 12 

Zündholzindustrie, Lage 348a 


halber 


Rausenberger 433b 

Sorge 317b 

Taaks, Otto 335a 

Talbot 70a 

von Wentzel 395b 

Will, Wilhelm 261a, 317a 


5. Verstorbene Förderer und Mitglieder *) 


Beck, Karl, B V Halle (Saale) 320b | Janssen, Carl, BV Frankfurt (Main) | Rudloff, Edmund, 


Boldt, Carl, BV Berlin 216b 

Delius, Carl, Förderer 376b 

Griesenberg, Paul, 
Altona 216b 


(jütschow, Heinrich, BV Frankfurt 


(Main) 388b 
Haake, Erich, BV Breslau 114 


400b 


' Kiselowsky, Erich, B V Berlin 428 § 
BV Hamburg-! Mohr, Rudolf, BV Berlin 416a 
Reinhold, BV Braunschweig 


Nagel, 
114b 
Niemeyer, Georg, BV Kiel 439b 


Ritter, Reinhold, BV Düsseldorf 448 b 


BV Straßburg 
(Elsaß) 302b 

Schlemming, Carl, BV Cöln 114 

Schmitz, Karl, BV Frankfurt (Main) 
427 

Titze, Günther, BV Breslau 360b 

Wendt, Otto, B V Stettin 240b 

Wieyand, Paul, B V Magdeburg 427 

Wolffberg, Louis, BV Hannover 448 b 


*) vergleiche auch die Verzeichnisse im Felde gefallener Dipl.-Ing. auf S. 386, 398, 414, 424, 437, 440 


ht 


Anzeigen . I 


5" Denisehe Reishssehalzanweisnngen 


h Dentsche Reichsänleih, unkündhar bis 1.Okloher 1924 
(Nrieusanleiben.) 


Zur Bestreitung der durch den Krieg erwachsenen Ausgaben werden 5°, Reichs- 


schatzanweisungen und 5°, Schuldverschreibungen der Reichs- 
anleihe hiermit zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt. 


1. 


Pr 
pi: 


Bedingungen. 


Zeichnupgsstelie ist dic Reichsbank. Zeichnungen werden bis einschließlich 
Sonnabend, den 19. September, mittags 1 Uhr 


bei dem Kontor der Reichshauptbank für Wertpapiere in Berlin und bei allen Reichsbank-Haupt- 


na 


Ww 


S 


stellen, Reichsbankstellen und Reichsbank-Nebenstellen mit Kasseneinrichtung entgegengenommen. 
Die Zeichnungen können aber auch durch Vermittlung der Königlichen Seehandlung (Preußischen 
Staatsbank) und der Preußischen Central-Genossenschaftskasse in Berlin, der Königlichen Hauptbank 
in Nürnberg und ihrer Zweiganstalten, sämtlicher deutschen Banken, Bankiers und ihrer Filialen, jeder 
deutschen öffentlichen Sparkasse sowie jeder deutschen Lebensv ersicherungsgesellschaft erfolgen. 


Die Schatzanweisungen werden in Höhe von Mark 1000 000 000 aufgelegt. Sie sind 
eingeteilt in 5 Serien zu je 200 Millionen Mark und ausgefertigt in Stücken zu: 100000, 50000, 20 000, 
10.000, 5000, 2000, 1000, 500, 200 und 100 Mark mit Zinsscheinen zahlbar am 1. April ‘und 1. Oktober 
jedes Jahres. Der Zinsenlauf beginnt am 1. Oktober 1914, der erste Zinsschein ist am 1. April 1915 fällig. 

Die Tilgung der Schatzanweisungen erfolgt durch Auslosung von je einer Serie zum 1. Oktober 1918, 
1. April 1919, 1. Oktober 1919, 1. April 1920 und 1. Oktober 1920. Die Auslosungen finden im April 
und Oktober jedes Jahres, erstmals im April 1918 statt; die Rückzahlung geschieht an dem auf die 
Auslosung folgenden 1. Oktober bzw. 1. April. 

Welcher Serie, die einzelne Schatzanweisung angehört, ist aus ihren» Text ersichtlich. 


Die Reichsanleihe ist in derselben Sttickeeinteilung von 100000 bis 100 Mark ausgefertigt und mit 
dem gleichen Zinsenlauf und den gleichen Zinsterminen wie die Schatzanweisungen ausgestattet. 


. Der Zeichnungspreis beträgt: 


a) für diejenigen Stücke der Reichsanleihe, die mit Sperre bis 
15. April 1915 in das Reichsschuldbuch einzutragen sind, 97,30 


Mark iir je 100 Mark Nennwert, unter Zeus ul 
b) für alle übrigen Stücke der Reichsanleihe und für die [ °°" Bic auch 

Schatzanweisungen 97,50 Mark tür je 100 Mark 

Nennwert 


Die zugeteilten Stücke an Reichsschatzanweistingen sowohl wie an Reichsanleihe werden auf Antrag der 
Zeichner von dem Kontor der Reichshauptbank für Wertpapiere in Berlin bis zum 1. Oktober 1915 
vollständig kostenfrei aufbewahrt und verwaltet. Eine Sperre wird durch diese Niederlegung nicht 
bedingt, der Zeichner kann sein Depot jederzeit — auch vor Ablauf dieser Frist — zurücknehmen. Die 
über nk Beträge ausgefertigten Depotscheine werden bei den Darlelınskassen wie die Stücke 
selbst belichen 


Zeichnungsscheine sind bei allen Reichsbankanstalten, Bankgeschäften, öffentlichen Sparkassen und Lebens- 
versicherungsgesellschaften zu haben. Die Zeichnungen können aber auch ohne Verwendung von 
Zeichnungsscheinen erfolgen, und zwar brieflich mit etwa folgendem Wortlaut, 


„Auf Grund 


H 


Anzeigen 


„Auf Grund der öffentlich bekanntgemachten Bedingungen zeichne ich: 


nom. Mark =>... _—— = 50%, Reichsschatz=- 
anweisungen | | 
nom. Mark =" ————- - —— — — = 850, Reichsanleihe 


und verpflichte mich zu deren Abnahme oder zur Abnahme desjenigen geringeren Betrages, 
der mir auf Grund gegenwärtiger Anmeldung zugeteilt wird. 

Soweit meine Zeichnung auf Schatzanweisungen bei der Zuteilung nicht berück- 
pert wird, bin ich einverstanden, daß statt Schatzanweisungen auch Reichsanleihe zu- 
geteilt wird. 

Das Nicht- Ich bitte um Zuteilung von Reichsanleihe, die mit Sperre bis 15. April 


` zutreffende ist bei Zeichnungen f 1915 für mich in das Reichsschuldbuch einzutragen ist, zum Preise von 


fortzulassen, auf Se 91,98 Mark. 
| Ich bitte um Zuteilung von Stücken zum Preise von 97,50 Mark. 
Die mir auf meine Zeichnung zugeteilten Stücke sind dem Kontor der Reichshauptbank 
für Wertpapiere in Berlin zur Aufbewahrung und Verwaltung zu übergeben.“ 


. Die Zuteilung erfolgt tunlichst bald nach der Zeichnung. Ueber die Höhe der Zuteilung entscheidet 


das Ermessen der Zeichnungsstelle. 
Anmeldungen auf bestimmte Stücke und Serien können nur insoweit berücksichtigt werden, als 
dies mit den Interessen der andern’ Zeichner verträglich erscheint. 


Die Zeichner können die ihnen zugeteilten Beträge vom Zuteilungstage ab jederzeit voll bezahlen; sie sind 
jedoch verpflichtet: 

40°, des zugeteilten Betrages spätestens am 5. Oktober d. J. 

30%, » u ” ” » 26. Oktober d. J. 

300/9 „ ” ” ” n 25. November =, 
zu bezahlen. Beträge bis 1000 Mark einschließlich sind bis zum 5. Oktober d. J. ungeteilt zu berichtigen. 


Die Zeichner erhalten vom Reichsbank-Direktorium ausgestellte Zwischenscheine, über deren Umtausch 
in Schuldverschreibungen bezw. Schatzanweisungen das Erforderliche öffentlich bekanntgemacht werden wird. 


Berlin, im September 1914. 


Reichsbank-Direktorium. 


Havenstein. v. Grimm. 


HEINRICH LANZ MANNHEIM 


Auszeichnungen 1910: Auszeichnungen 1911: 
Brüssel: 3 Grands Prix © Turin: 3 Grands Prix 2 © 


"Wien : Staats-Ehren-Diplom Budapest: Gold. Staatsmed. 


Buenos Aires: 2 Grands Prix Dresden: Große Gold. Med. 
Sta. Maria (Brasil): Grand Prix ws Crefeld: 2 Gold. Medaillen 


Für Heißdampf bestgeeignete 


Betriebsmaschine. 
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Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. —— 


Adresse für Geldsendungen: Postscheckamt Berlin NW. 7, Konto 7527. - 


Die Verbandsleitung besteht aus: = 


Dr.-Jng. Walter Reichel, Professor, Direktor der Siemens-Schuckert-Werke, Vorsitzender, Lankwitz, Beethovenstr. 14- 

Dipl.-Ing. Dr. Wilhelm Schlink, Professor an der Technischen Hochschule Braunschweig, stellvertretender Vor- 
sitzender, Braunschweig, Berner Str. 6 Er, i 

Dipl.-Ing. Dr. rer. pol. Alexander Lang, Patentanwalt, Schriftführer, Berlin W. 15, Meinekestr. 4! 

‚Oberbaurat Ernst Troschel, Berlin VW’. 10, Genthiner Str. 40 

Dipl»Jng. Hans J. Remak, Mitinhaber der Firma Zeidler & Remak, Kassenführer, Berlin N.20, Exerzierstr. 6 — 

DipL-Jng. Wilhelm Schwenke, Gemeindebaumeister, stellvertretender Kassenführer, Steglitz, Sedanstr. 14 

Dipt-Jng. Dr. phil. Immo Zitzlaff, Oberingenieur der Siemens-Schuckert-Werke, Beisitzer, Steglitz, Schloßstr. 33 


Vorstand. 


B.-V. Aachen: Dipl.-Ing. Carl Savelsberg, Stadtbaurat, Aachen, Jülicher Str. 181 
‚B.-V. Barmen-Eiberfeld: pipt mg. eral Ingrisch, Patentanwalt, Barmen, Wertherstr. 48 
B.-V. Berlin: Prof. Dr.sjng. A. Mi pert, Charlottenburg 5, Witzlebenstr. 3 

” » Dipl.-Jng. Caminer, Patentanwalt, Berlin W. 66, Leipziger Str. 123a 


» » DipL-Jng. Max Grimm, Hilfsarbeiter am Reichsmarineamt, Charlottenburg 5, Philippistr. 4 
° »  Dipl.-jng. ar Bois, Chemiker und Assistent an der Kgl. Bergakademie zu Berlin, Charlottenburg 4, 
aitzstr. 1 


u » Dibk sane Ernst Werner, Zivilingenieur, Berlin W. 9, Königin-Augusta-Str. 13 
° » Dipl. ng. Edgar Uhlfelder, Elektroingenieur, Karlshorst, Godesberger Straße 
B.-V. Bernburg-Dessau: Dipl.-Jng. Friedrich Wecke, Bernburg, Brunnenstr. 5 
B.-V. Bochum: Dipl.-Ing. Karl Kruskopf, Bochum, Schillerstr. 22 : , 
B.-V. Braunschweig: Dr. in; Pfleiderer, Professor a. d. Herzogl. Techn. Hochschule zu Braunschweig, Braunschweig 
:B.-V. Bremen: Dr.-Jng. Rudolf Schmidt, Bremen, Bemquestr. 10 
®B.-V. Breslau: Di Jn . Oskar Bermann, Breslau, Opitzstr. 501. : 
B.-V. hemmt: ip Ins Georg Gabler, Leiter des Patentbureaus der Wanderer- Werke A.-G., Schénau bei Chemnitz, 
uppaustr. 
B.-V. Cöln: Dr. techn. Karl Hoerner, Kgl. Oberlehrer, Cöln (Rhein), Rolandstr. 88 
” ” Dipl.. Jng. Wilheim Seegert, Stadtbauingenieur, Cöln-Sülz, Emmastr. 1 II. 
:B.-V. Danzig: Dipl..jng. H. Hoffmann, Danzig, Vorstädtischer Graben 55 
®.-V. Darmstadt: Dr.-Ing. Jacob Herbert, Zivilingenieur, Darmstadt, Friedrichstr. 20 
B.-V. Dortmund: Dipl.-Jng. F. Riechers, Patentanwalt, Dortmund, Ostenhellweg 30 
.-V. Dresden : Dipl.-Jng. C. R. Kohl, Abteilungsvorstand beim National-Hygiene- Museum, Dresden-Blasewitz, Siegesplatz2 
.-V. Duisburg: Dipl.-Jng. Weddige, Vorstand des techn. Bureaus der Fa. Chr. Weusle & Overbeck, Fabrik elektr. 
Maschinen, Duisburg (Rhein), Koloniestr. 153 
B.-V. Düsseldorf: Dr.-Jng. Sidow, Leiter der Bauberatungsstelle der Stadt Düsseldorf, Mathildenstr. 39 
" " Dipl.-Ing. E. Lyonel Wehner, Architektur-Atelier, Düsseldorf, RoB-StraBe 17 
B.-V. Essen (Ruhr): Dr.-Jng. Heilemann, Oberingenieur der Fa. Friedr. Krupp, Akt.-Ges., Abt. A.K. 
» » » Dipl.-Ing. H.J. Reisner, Ingenieur bei der tadiverwaltung in Bochum, Bochum, Franzstr. 2 
B.-V. Frankfurt a. M.: Dipl.sJng E. et a Patentanwalt, Frankfurt a. M., Schillerplatz 7 
n » Dipl.-jng. Karl elhe, Patentanwalt, Frankfurt a. M., Taunusstr, 1 
B.-V. Hamburg-Altona: Dr.eJng. Diedrich Dieckmann, Brandmeister, Hamburg 1, Kurze Mühren 6 I. 
= » Dipi gna: Dr phil. Neumeister, Oberlehrer der Staatlichen Baugewerkschule, Hamburg 23, 
itterstr. 82. 
®.-V. A Dr.-Ing. A. Nachtweh, Professor an der Techn. Hochschule Hannover, Hannover, Herrenhäuser 
irchweg 17 
®.-V. Karlsruhe (Baden): Dipl.-Ing. E. Neuscheffer, Karlsruhe, Kaiserstr. 38 
B.-V. Kiel: Dipl eng: Cari Aberle, Kiel, Gerhardstr. 85 
B.-V. Königsberg 1. Pr.: Dipl.-Jng. Georg Frisch, Oberingenieur beim OstpreuBischen Revisionsverein Königsberg i. Pr., 
Neue Dammgasse 101 i 
B.-V. Leipzig: Dipl.. Jng. R. Hessier, Zivilingenieur, Leipzig-Go., Scheffelstr. 38 
” Dipl.» Jng. E. Fichtner, Ingenieur im Baupolizei-Amt, Leipzig, Zeitzerstr. 39 
. Magdeburg: Dipl. Jng. Hans Weinreich, Magdeburg, Hauptfeuerwache, Wilhelmstr. 8 
. Mainz-Wiesbaden: Dipl.-Jng. Friedrich Frantz, Stadtbauingenieur, Mainz, Rheinallee 15 
. Mannheim-Ludwigshafen: Dipl.-Ing. Adolf Münch, Patentanwalt, Mannheim, Heinrich-Lanz-Str. 15 
. Metz-Diedenhofen: Dipl.-Ing. Max Kuhlmann, Roßlingen b. Metz 
. München: Dipl.-Jng. Ernst Hoffmeister, München, Linprunstr. 67 
. Münster i. W.: Dipl.-Ing. Fritz Ackermann, Ing. bei der Kgl. Eisenbahndirektion Münster i. W., Engelstr. 36 I 
. Nürnberg: Dr.-Jng. Henry Pfotenhauer, Nürnberg, Adamstr. 69 III. 
. Oberschlesien: Dipl.-Jng. Hepner, Gleiwitz, Moltkestr. 9 
. Osnabrück: Dipl.-Jng. Schlüssel, Osnabrück, Moltkestr. 9 
. Saarbrücken: Dipl.-Jng. Johannes Gerstner, Saarbrücken 3, Rosenstr. 1 
. Stettin: Dipl.-Ing. Otto Koch, Stettin, Giesebrechtstr. 7 II. 
. Straßburg i. E.: Dipl.-Jng. Heinrich Lang, Architekt im Kaiserl. Ministerium, Straßburg i, E., Inselstr. 6 
. Stuttgart: Dr.-Ing. Eugen Essich, Stuttgart, Hohenheimer Str. 77 
. Wilhelmshaven: Dipl.-Ing. Hellmuth So nein ‘ilhelmshaven, Friedrichstr. 9. 
. Zwickau i. Sa.: Dr.-Jng. A. Eckardt, Bergdirektor, Zwickau i. S., Lindenstr. 1 


Ausschuß. 
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Aus der Satzung: § 3. Ordentliche Mitglieder des Verbandes können werden: Deutsche Reichsangehörige, denen von einer Tech- 
nischen Hochschule oder Bergakademie der Grad eines Diplom-Ingenieurs erteilt ist; ferner Deutsche Reichsangehörige, welche die 

- Diplomprüfung bezw. die erste Prüfung für den höheren Staatsdienst im Baufache in einem deutschen Bundesstaat :bestanden haben, 
sofern ihnen die Hochschulen den Grad eines Diplom-Ingenieurs nicht nachträglich auf Antrag erteilen. h 


Der Jahresbeitrag beträgt Mk. 12—15 und richtet sich darnach, welchem 
Bezirksverein das Mitglied angehört, 


Jedes Mitglied des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure ist Mitglied eines Bezirksvereins. 
‘ Nur Mitglieder des Verbandes können Mitglieder eines Bezirksvereins sein.. > 


us Wohnungsveränderungen unserer: Mitglieder müssen dem Verlage spätestens 14 Tage vor Beginn des neuen 

Quartals mitgeteilt werden, damit dieselben bei Aufstellung der Post-Ueberweisungslisten noch berücksichtigt werden können. Nach - 
‚erfolgter Ueberweisung oder bei Wohnungsänderungen innerhalb eines Quartals kann die Ueberweisung nur bei dem Postamt des: 
. bisherigen Bestelibezirks gegen Zahlung einer Ueberweisungszebühr von 50 Pf. beantragt werden. 


—u oo i he Se, ~ 


Mitglieder-Versammlung | Gesellige Zusammenkunft 


jed. Dienstag im Hotel International. 
am 1. Dienstag i. Monat mit Damer. 


an Ad d irk | 
ressen der Bezirksvereine: 
Becirkeverein | Auskunfi Piel Angehritien 
Leng. Fritz Lindheimer, Aa . Di ‘ 1 Inter- 
Aachen R ka tee LIANE an, Machen, | > Dienstag Jed: Monats Hotel Liter 


-Eliperfeld Bisi-Sns. J. Ingrisch, Patentanwalt, 
Barmen-Elberfeld| P15: Ren, Averıkerstr. 48 


1. Mittwoch im Monat, Vereinshaus, 
Elberfeld, Kasinostr. 


4. Dienstag im Monat ebenda 


jed. Dienstag Abend im ,, Hotel Bristol‘* 
jeden I. Dienstag im Monat mit Dame 
wird in der Wochenschrift bekannt 
gegeben i 
jeden 2. u. 4. Mittwoch im Monat im 
»Ratscafé“, Kaiser-Wilhelm- Platz 
jeden 2. u. 4. Mittwoch im Augustiner- 
bräu, Blücherplatz, Ecke Junkernstr. 


jeden Freitag 8/, Uhr, Restaurant 
Sitte, Karlsstr. 

während des Sommers abends 9 Uhr 
im Rest. Grafenhof zu Dortmund 

jed. 3. Donnerstag im Monat Dammer- 
schoppen im Lowenbrau 


jed. 1.u.3. Dienstag i. Mon. i, Restaurant 
Börsenkeller, Düsseldorfer Str. 


Berlin DiplsSng. M. Grimm, Charlottenburg, | 2. Dienstag jeden Monats, Motivhaus, 
Philippistr. 4 HardenbergstraBe 
= Dipl -Ing. Friedrich Wecke, Bernburg, | Abwechselnd in Bernburg und Dessau. 
Bernburg Dessau Brunnenstr. 5 i i Für Bernburg jed. 3. Donnerstag im 
, l i Monat in der Union, abds. 81/3 Uhr. 
Bochum Dipl. s Jng. Otto Ohnesorge, Patent- | In der Regel alle zwei Monate auf be- 
anwalt, Hochstr. 18 sond Einlad. in d. Techn. Mitteilung. 
Dipl. Ing. F. Ausmeyer, Braunschweig, | wird in der Wochenschrift bekannt 
Br aunschweig Berneistr. 6a i ! gegeben 
Bremen Dipl.»Ing. E. Kurgas, Nordstr. 98 auf besondere Einladung, 
Bresiau - Professor Dr.» ng. Carl Heinel, Techn. l. monte jeden Monats, Augustiner- 
Hochschule Breslau XII bräu, Blücherplatz, Ecke Junkernstr. 
Chemnitz Dipl sng. Ludwig Wagner, Zwickauer | jeden 2. u. 4. Dienstag im Monat abds. 
Straße 156 81/, Uhr, Restaurant Meister-Eck, 
C emnitz, Friedrich-August-Str. 5 
Coin Dr.ejng. Alyred Hänsch, Cöln, Bis- | 3. Montag im Monat im Restaurant 
marckstraße 17 „Alemania“, Hohenzollernring 
Danzig | Dipl.sIng. W. Gütschow, Stadt- 2. Mittwoch jed. Monats, Restaurant 
graben 12 1V „Zum Dominikaner“, Danzig, 
Dominikswall, 8!/; Uhr abends 
Dipl.sIng. Georg Kleinmann, Darm- | 1. Freitag jed. Monats 8!/; Uhr Rest. 
Dar msiadi stadt, Bleichstraße 36 I Sitte, Karlsstraße : 
Dipl.»Ing. F. Riechers, Patentanwalt, | jeden Monat im Casino, Beteustr. 
Dor tmund Ostenhellweg 30 i a 
Dipl.Ing. R. Kohl, Abteilungsvorstand | jeden 1. Donnerstag im Monat 8!/, Uhr 
br esden beim National Hygiene- Museum, : Victoriahaus j i 
Dresden-Blasewitz, Siegesplatz 2 
Dipl.-Ing. C. Hubert, Mülheim-Ruhr, | jeden 1. Dienstag in den Monaten mit 
Dulsh Wg Emens ig O angeraden Zamen, < 7.2 
Düsseldorf Dr.sGng. Hans Sidow, Mathildenstr. 39 | 2. Dienstag jeden Monats, Restaurant 


‘Dipl. 3ng. K. F. Steinmetz, Essen Ruhr, 
Friedr. Krupp, A.-G, Limbeckerstr. 89 


"Patentanwalt Dipl.Ing. Erwin Dippel, 
Schillerplatz 7 


Frankfurt a. M. 
Dipl -3ng. Georg Schramme, Halle a.S., 
Halle a. S. . Salzgrafenhaus 4 
= Disi.»Ing. Otto Simon, Hamburg 19, 
Hamburg Altona Meilinerir. 6, I. 1. i 5 
Hannover 
Karlsruhe (Baden) 


Essen (Ruhr) 


Cornelius, Schadowstr. 


2. Dienstag jed. Monats, Westminster- 
hotel, Theaterplatz 


3. Mittwoch im Monat 


Dipl»Sng. H. Rasch, Herrenstr. 6 auf Einladung 


jeden Dienstag 8'/, Uhr, Restaurant 
Cornelius, Schadowstr. 


1. u. 3. Dienstag, am 4. Dienstag mit 


| Damen 


| 


1. Sonnabend im Monat 


“jed. Montag abds. 81/3 Uhr, Restaurant 
Knickmeyer, Theaterplatz 14 


Dipl.eIng. R. Woernie, Privatdozent, | 2. Donnerstag d. Monats i. „Restaurant | 4. Donnerstag des Monats 8!/; Uhr 


Lacherstr, 2, HI Friedrichshof* abends, „Restaurant Friedrichshof*, 
u Karl-Friedrich-Str. 
Kiel Dipl.-Ing. Carl Aberle, Kiel, Gerhardt- | jed. 3. Dienstag in der „Seeburg“ jed. 1. Dienstag im Monat im Prinzen- 


strasse 85 


gasse 301 


Konigsberg i. Pr. 
Leipzig 


Dipl.»ng E. Fichtner, Leipzig, Zeitzer | auf Einladung — 


Straße 39 
‚ Dipl.Ing. Rudolf Selz, clo. The Chark 
London | lyre Company, 103 Fulkan Road, 
ı London SW. u 
| Dipl.<3ng. Anton Bobbert, Leipziger | jede 
Magdeburg | Straße 10a 


Mannheim, Heinrich-Lanz-Str. 15 


Meiz-Diedenhofen Dip!-3ne. Ruaoır scamiat, Metz, 
: Bahnhofsplatz 8 
munehen 

Munster i. W. 
Nürnberg 


prunnstraße 67 E 
Dipl «Ong. Fritz Ackermann, Münster, 
__Engelstr, 3600 
Dr.Ing. L. Brake, Patentanwalt, Karo- 
linenstr. 23 


Oversehiesien “Dr.69ng. Hermann Altpeter, Gleiwitz | monatlich eine Sitzung auf besondere 


O.-5., Kronprinzenstr. 3a 


jed. 1. Dienstag im Monat nachm. 5 Uhr 
im Birkbeck Cafe, 329 Higlı Holborn 


aun iee Dipl.s3ng. Adolf Münch, Patentanwalt, ; jeden 1. Donnerstag im Monat, Hotel 
n 


National 
auf besondere Einladung 


Dipl.Ing. Ernst Hofjmeister, Lin- |jeden 1. Donnerstag im Monat im 


Pschorr 


3. Mittwoch jeden Monats, Hotel 
Moormann 


Einladung, abwechselnd in Kattowitz 
und in Gleiwitz 


"Dipl.-Ing. Theodor Kautter, Osnabrück, | 2. Freitag jeden Monats, Centralhotel 
Ösnabrück Klöntrupstr. 6 "| Osnabrück, abends 9 Uhr 
Saarbrücken Dipl. s Jng. Franz Gerkrath, Zivil- |jeden 1. Donnerstag im Monat abends 


ingenieur, Scheidt b. Saarbrücken 


“Dipl s 3ng. Fritz 
Stettin Deutschestr. 54 


Strassburg 1. E. ! Dipl.-Ing. Heinrich Lang, Straßburg i. 


Fregin, Stettin, 


81/, Uhr im Alten Münchener Kindel 
in Saarbrücken 


monatlich nur auf besondere schrift- 
liche Einladung 

auf besond. Einladung im Zivilkasino, 
Jacob Sturmstaden 


ee E., Inselstr, 6 ER wor: 
Stuttgart Dr.»Qng. H. Stahl, Stuttgart, Bahnhof- 


auf besondere Einladung 


` | straße 107 
Wilhelmshaven 


Dtpl.-3ng. Arno Fimmen, Rüstringen, 
| Zedeliusstr. 8 
Zwickau |. Sa. 


b. Zwickau, Neue Langenfeider Str. 113 


Jed.1. Freitag i Mon. i.Wilhelmshaven, 
Franziskaner, Bahnhofstr., abds. 3/39 


1. Donnerstag im Monat im | jeden 3. Donnersta 


hof, abends 9 Uhr 


Dipl. 3ng. Georg Frisch, Neue Damm- | 2. Montag jed. Monats, „Berliner Hof» | am vorletzten Mittwoch jeden Monats 


daselbst 


~| jeden 4. Montag ab 7 Uhr Dämmer- 


schoppen Löwenbräu, Katharinenstr. 


im Monat ine. 
Restaurant „Patzenhofer“, Bärstraße- 


zweimal im Monat im Rosengarten- 
Restaurant; jeweils besond. Einladg. 


jeden 2. Dienstag im Monat im Restau-- 
rant „Zur Post“, Metz, Priesterstr.. 


jed. Donnerstag 8!/, Uhr im Pschorr 


jeden Dienstag Restaurant „Künstler- 
haus“ am Königstor 


"jeden 1. Montag im Monat, Gleiwitz, 
Restaur. Nadalé; jed. 2.u. 4. Diens 
im Monat in Kattowitz, Savoy-Hotel 


jed. 2. Dienstag i. Mon. abds. 8"/, Uhr 
im Hotel Walter, Saarbrücken 


“jeden 4. Freitag im Monat ims 
Restaur.„ZumLuftdichten“Königstor 


“jeden 1. und 3. Donnerstag im Monat,- 
Restaurant »Luxhof« 

jeden 2. und 4. Donnerstag im Monat, 
Restaurant Dierlamm 


jedi 4) Donnerstag i. Monat Restaurant 
enzler, Schloßgrabenweg, 8 Uhr abds.. 
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